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Vom der Ehe und der Stellung der hathol. 
Kirche in Deutschland rücksichtlich 
dieses Dunkles ihrer Disciplin . 

(Schluss.) 

HI. Abschnitt. 

III. Kapitel. 

Seit den letzten fünfzehn Jahren ungefähr ist nämlich Vieles anders 
und Manches besser geworden. Oesterreich hat in Folge seines Concordats 
vom 15. August 1855 sich namentlich in Bezug auf die Ehesachen der 
Katholiken der kirchlichen Gesetzgebung vollständig angeschlossen. In 
Preussen und Baiern ist seit dem Jahre 1841 der Verkehr der Bischöfe mit 
dem Papste vollkommen freigegeben. Selbst die zur oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz gehörigen Staaten haben sich im Jahre 1853 diesem Beispiel unter 
gewissen, an sich nicht sehr bedeutenden Modificationen angetchlosben, and 
auch diese dürften in dem von Würtemberg nunmehr mit dem heiligen 
Stuhle abgeschlossenen, aber noch nicht veröffentlichten Concordate auf¬ 
gegeben s^in. 

Das Erforderniss des landesherrlichen Placet zur Promulgation und 
Vollziehung päpstlicher und bischöflicher Verordnungen ist in Preussen durch 
die Verfassungsurkunde vom Jahre 1850 (Art. 6) gänzlich beseitigt, in 
Baiern durch die im Voraus ertheilte Genehmigung zu allen Jubiläums¬ 
und Ablassverkündigungen so wie zu den Fastenpatenten beschränkt, in den 
Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz nur in Bezug auf nicht rein 
geistliche Gegenstände aufrecht gehalten. Die Berufung von den Entschei¬ 
dungen der Bischöfe und ihrer Behörden an die weltliche Gewalt (appellatio 
tan quam ab abusu) ist in Preussen wenigstens in Disciplinarsachen der Geist¬ 
lichen durch das Strafgesetzbuch vom 14. April 1851 ausgeschlossen, in 
Baiern durch Ministerialrescript vom 8. April 1852 auf bestimmt bezeichnete, 
an sich unverfängliche Fälle beschränkt. Die Aufnahme in den Klerus ist 
frei in Preussen und in Baiern, und die Bildung desselben ist den Bischöfen 
in Preussen ganz, in Baiern doch grösstentheils überlassen. In der Verleihung 
der geistlichen Pfründen und Aemter sind die Bischöfe in Preussen nicht 
mehr durch das Erforderniss der landesherrlichen Genehmigung beschränkt. 
Die Wahl- und anderen Versammlungen des Klerus sind in der oberrheini¬ 
schen Kirchenprovinz nur noch bezüglich der dem Placet unterworfenen 
Gegenstände von einer landesherrlichen- Erlaubniss abhängig. Zu ausser- 
gewöhnlichen Andachten und Kirchenfeierlichkeiten ist in Preussen keine Re- 
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gierungsbewilligung mehr erforderlich, und katholische Missionen dürfen dort 
nur in vorherrschend protestantischen Landestheilcn nicht gehalten werden. 
Die Verwaltung des kirchlichen Vermögens ist eben dort wenigstens in den 
Bisthümern Culm und Ermeland der bischöflichen Aufsicht unterstellt. 

Das sind die Lichtpunkte des durch die Neuzeit herbeigeführten Um¬ 
schwungs der Dinge in dem Verhältnisse zwischen Kirche und Staat. Auf 
die Erörterung der Schattenseiten einzugehen, liegt ausserhalb unserer Auf¬ 
gabe. Nur in Beziehung auf die Ehe haben wir dieses Verhältniss hier 
näher zu betrachten. 

Dabei ist die erste und wichtigste Frage ohne Zweifel die: in wiefern 
die kirchliche Gerichtsbarkeit in Ehesachen der Katholiken nach dem Con- 
cilium von Trient (Sess. XXIV de sacram. matrimonii c. 12. de Ref. c. 20) 
in den verschiedenen deutschen Staaten anerkannt ist, in wieferne also der 
kirchlichen Entscheidung in derlei Sachen daselbst eine civilrechtliche Wir¬ 
kung zugestanden wird oder nicht. In Bezug auf diese Frage muss vorerst 
unterschieden werden zwischen den deutschen Ländern, wo französisches 
Recht gilt, und denjenigen, wo dieses nicht der Fall ist. Zu ersteren ge¬ 
hören die preussischen und baierischen Gebiete auf dem linken Rheinufer, 
"die dem preussischen Appellationsgerichte in Köln unterstehenden ehemals 
Berg’sehen Landestheile sammt den Grafschaften Gimborn-Neustadt, Homburg 
an der Mark und die Standesherrschaft Wildenburg-Schönstein und gewisser- 
massen Baden. Hier gehören Ehesachen ohne Unterschied der Confessionen 
lediglich vor die Civilgerjchte erster Instanz, bei welchen sie auch nur nach 
bürgerlichen Gesetzen behandelt und entschieden werden (Code civil. Uv. I. 
Tit. V.). Die Einholung und Beachtung bischöflicher Entscheidung ist ledig¬ 
lich Gewissenssache der Parteien, in bürgerlicher und politischer Hinsicht 
wird darauf gar keine Rücksicht genommen. So ist es aber auch jetzt in 
Preussen überhaupt nach der Verordnung vom 2. Januar 1849, nur dass in 
den älteren Provinzen als Entscheidungsnorm anstatt des französischen Code 
das allg. preuss. Landreeht gilt. - Doch muss nach dem Anhang §. 287 zum 
Tit. 40 TM. I. der Allg. Gerichtsordnung „in allen Fällen, wo sich katho¬ 
lische Eheleute mit ihren Ehescheidungsklagen bei den Gerichten melden, 
denselben gleich bei Einleitung des Processes bekannt gemacht werden: dass 
zwar ihre Klagen bloss nach den Vorschriften der allgemeinen Landesgesetze 
geprüft werden würden, und wenn sie hiernach gegründet befunden werden 
sollten, alsdann die Trennung der Ehe mit allen bürgerlichen Wirkungen 
erfolgen werde, auch es lediglich ihrem Gewissen überlassen bleibe, in 
wiefern sie davon zur Vollziehung einer zweiten Ehe Gebrauch. machen 
Wollen; dass aber, wenn bei erfolgter Wiederverheirathung die katholischen 
Geistlichen aus den Grundsätzen ihrer Religion Veranlassung nehmen soll¬ 
ten, ihnen die Sacramente zu versagen, solche zu deren Verabreichung nicht 
angehalten werden könnten, so wie denselben auch nicht zugemuthet werden 
könne, eine von ihnen «inzugehende zweite Ehe durch die Trauung zu 
vollziehen/* 
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Aach muss, wo es sich um Scheidung handelt, dem Verfahren ein 
Sühneversuch bei dem oder den Geistlichen der Confession der Gatten voraus¬ 
gehen, so zwar, dass, falls derselbe fruchtlos geblieben, von dem oder den 
betreffenden Geistlichen nach Ablauf von vier Monaten seit der ersten An¬ 
meldung bei ihm oder bei ihnen ein Zeugniss ausgestellt werden muss und 
ohne selbes die Klage nicht angenommen werden darf (Schulte, Handbuch 
des kath. Eherechts. S. 602). Darum sind auch alle Gerichte der Preussi- 
schen Monarchie, selbst in der Rheinprovinz, verpflichtet, den Requisitionen 
der katholischen geistlichen Gerichte wie überhaupt, so namentlich in Ehe¬ 
sachen zu entsprechen (Schulte a. a. 0. S. 600). 

In Würtemberg wurden bisher die Ehesachen in erster Instanz von den 
Oberamtsgerichten mit Beiziehung des betreffenden Decans entschieden. In 
zweiter Instanz entschieden die höheren Gerichte. Der Bischof war auf das 
rein kirchliche Gebiet beschränkt, für welches jedoch' dessen Erkenntniss 
anerkannt wurde (Rescr. vom 13. Juli 1803. Kabinetsverordg. v. 4. April 
1825. Schulte a. a. 0. 8. 607). Von nun an dürfte sieb, nach dem Con- 
eordate, die Sache anders gestalten. In Weimar sind bei gemischten Ehen 
lediglich die Landesregierungen competent. Bei Ehen zwischen Katholiken 
entscheidet über Nichtigkeitsklagen, wenn sie durch ein in- den Landes¬ 
gesetzen als solches nicht anerkanntes Ehehinderniss begründet werden, die 
bischöfliche Behörde; eben so über Klagen auf lebenslängliche Scheidung 
von Tisch und Bett. In allen anderen Ehesachen und auch in Bezug auf 
Eheversprechungen sind nur die • Landesregierungen competent. Von den 
rechtskräftigen Erkenntnissen der weltlichen Gerichte wird die bischöfliche 
Behörde durch die bestehende Immediateommission in Kenntniss gesetzt. Da¬ 
gegen für ein Erkenntniss des bischöflichen Gerichtes bedarf es der Bestä¬ 
tigung des Landesherrn, ohne welche dasselbe keine rechtliche Wirkung hat. 
Die Vollziehung gehört den weltlichen Gerichten, welche auch über die 
bürgerlichen Wirkungen der ausgesprochenen Trennung oder Nichtigkeits¬ 
erklärung zu entscheiden haben (Gesetz v. 7. Oktob. 1823 §§. 45, 48, 49. 
Schulte a. a. 0. S. 608). Im Königreich Sachsen entscheiden bei gemischten 
Ehen gleichfalls in allen Fällen die weltlichen Gerichte, hier unter Zuziehung 
von zwei katholischen und zwei protestantischen Geistlichen, nach den all¬ 
gemeinen Landesgesetzen, jedoch mit Rücksicht auf die für den katholischen 
Theil nothwendig stattfindende Ausnahme, dass die Scheidung für ihn nicht 
die Auflösung des Bandes bewirkt, sondern nur die Wirkung einer bestän¬ 
digen Trennung von Tisch und Bett hat. Wenn beide Ehetheile katholisch 
sind, so gehören die Klagsachen, wo es sich um Auflösung der Ehe oder 
Nichtigkeitserklärung oder um Trennung von Tisch und Bett handelt, dann 
die Cognition und Läuterung bezüglich der Ehehindernisse und endlich die 
Sponsaliensachen, so weit es sich um Aufrechthaltung oder Auflösung der¬ 
selben handelt, in erster Instanz vor das katholisch - geistliche Consistorium 
in Dresden oder das Domstiftsconsistorium zu Budissin, und in zweiter und 
letzter Instanz vor das Vieariatsgerieht. Die genannten beiden Gerichte 
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erster Instans bestehen unter dem Vorsitze eines Präses, ans drei geistlichen 
and zwei zur Verwaltung von Justizstellen gesetzlich qualificirten weltlichen 
Assesoren, welche der Yicarius apostolicus dem Könige zur Anstellung prä- 
sentirt. Das Vicariatsgericht besteht unter dem Vorsitze des genannten 
apostolischen Vicars aus zwei geistlichen und drei weltlichen Räthen., von 
welchen letzteren einer aus der Landesregierung, einer aus dem Appellations¬ 
gerichte genommen, der dritte aber ein zu diesem Amte besonders bestellter 
Katholik ist. (Mandat vom 19. Febr. 1827. Gesetz vom 28. Jan. 1835. 
Schulte a. a. 0. S. 606.) 

In den übrigen deutschen Bandesstaaten mit gemischter Bevölkerung 
unter protestantischer Regierung, Hannover, Kurhessen und Grossherzogthum 
Hessen, Nassau und Oldenburg entscheiden überall die bischöflichen Gerichte 
über den Bestand oder Nichtbestand der Sponsalien und der Ehe zwischen 
Katholiken, und eben so in Klagsachen derselben auf Scheidung von Tisch 
und Bett. Bei gemischten Ehen wird in Hannover und Oldenburg die bischöf¬ 
liche Gerichtsbarkeit wenigstens dann anerkannt, wann der beklagte Theil 
katholisch ist. Hat in diesem Falle das katholische Ehegericht auf lebens¬ 
längliche Scheidung von Tisch und Bett erkannt, so ist dem protestantischen 
Theil gestattet, von seiner competenten Behörde die Auflösung des Ehebandes 
und die Erlaubniss zur Wiederverehelichung zu erbitten *) (Schulte a. a 0. 
S. 607—609. 

In Baiern aber sind von Alters her nur die bürgerlichen Folgen der 
Ehe der Entscheidung der weltlichen Gerichte nach den Lahdesgesetzen an¬ 
heimgegeben; für alle eigentlichen Ehesachen dagegen nur die geistlichen 
Gerichte allein competent, und deren nach dem kanonischen Rechte zu fäl¬ 
lende Erkenntnisse mit voller Wirksamkeit für das bürgerliche und politische 
Leben anerkannt <z ). 

Nur in Oesterreich und Baiern besteht demnach in Ansehung der Ehe 
das normale Verhältniss zwischen Staat und Kirche, wie cs der Grundsatz 
der Gewissensfreiheit, der die Geltung und Wirksamkeit des Bekenntnisses 
in allen das Gewissen berührenden Verhältnissen des äusseren Lebens mit 
sich bringt, erfordert 3 ). Am weitesten entfernt sind davon Preussen und 
die Rheinprovinzen. In den übrigen deutschen Staaten, mit Ausnahme 
von Hannover und Oldenburg, ist die katholische Kirche und ihre Gesetz- 


*) In Oldenburg ist über die Bildung und Competenz des Officialats zu Vechta mit 
dem Executor der päpstlichen Circuinscriptionsbulle eine Uebereinkunft getroffen. 
Verordnung zur Regelung der Diöcesanangelegenheiten der kath. Einwohner u. s. 
w. Schulte a. a. 0. S. 608. 

*) Cod. civ. Max. Th. 1. c. 6. §. 49. Concordat Art. 12. Ut. c. Religionsedict Beil. II. 
Z. Verf. Urk. §. 64. lit. d). Verordg v. 7. Mai 1826 Nr. 2 sqq. Instr. vom 25. 
Juli 1850 Art. 66. Decret. ex audientia Sanctissimi v. 15. Jan. 1851. 

8 J Es versteht sich, dass diese Behauptung nur soweit gilt, als die Kirche eine solche 
Wirksamkeit ihrer Grundsätze in foro externo in Anspruch nimmt, und ihren Mit¬ 
gliedern, darnach zu leben, als eine Folge der Bekenntnisspflicht auferlegt. 
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gebnng, wenn auch nicht vollkommen ignorirt, doch bei: den’ gemischten 
Ehen, wo sie mit der protestantischen Freiheit in Collision erscheint, ge¬ 
waltsam bei Seite gesetzt. Gewaltsam, weil ohne genügenden Rechtsgrand; 
denn gebietet nach dem Protestanten sein Bekenntniss nicht, die Ehe als 
eine unauflösliche Verbindung zu achten, so hindert es ihn doch nicht, auf 
die Freiheit der Seheidang and Wiederverehelichung, die es ihm gesttttet, 
za vernichten, and diesen Versieht fordert anbedingt die in der Ehe wesent¬ 
liche Gleichheit beider Theile, wenn der andere Theil katholisch ist. Denn 
der Katholik kann seinerseits auf den Grandsats der Unauflöslichkeit der 
Ehe, der sein Gewissen bindet, nicht vernichten. In dieser Besiehang muss' 
sich also bei Eingehung einer gemischten Ehe der protestantische Theil noth- 
wendig dem Aussprache der kirchlichen Autorität, von welcher der katho¬ 
lische Gatte abhängt, unterwerfen, weil er sich selbst eben so 1 weit als ge¬ 
bunden ansehen muss, wie der katholische Gatte es gegen ihn ist, and 
höchstens, wenn jene Autorität rechtskräftig entschieden hat, dass selbst 
nach katholischen Grundsätzen die Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft 
auf Lebenszeit eintreten dürfe, mag er dieses benützen, um für sich daraas 
die Befugniss zur Wiederverehelichung abzuleiten. *) 

Nach diesem Ueberblick der Stellung der katholischen Kirche in Deutsch¬ 
land rücksichtlich der Ausübung ihrer Gerichtsbarkeit in Ehesachen lässt sich 
leicht erkennen, in wie ferne die Ehegesetze der deutschen Staaten, die ans 
hier nur unter diesem Gesichtspunkte interessiren > den Katholiken die Er¬ 
füllung ihrer religiösen Pflichten erleichtern, oder erschweren, oder sie wohl 
gar zur Verletzung- derselben auffordern. 

Wenn nämlich die Staatsgesetze Verbindungen als Ehen anerkennen, 
welche es nach dem Gesetze der Kirche nicht sind; wenn sie umgekehrt 
Verbindungen, welchen das Kirchengesetz die sacramentale Gültigkeit an¬ 
erkennt, alle bürgerliche und politische Wirksamkeit versagen; wenn sie 
Ehehindernisse, die nach dem Kirchengesetze den Charakter von öffentlichen 
an sich tragen, die von Amtswegen gewahrt werden müssen, nur als Privat¬ 
hindernisse und im Falle erhobener Klage.der Parteien gelten lassen, oder 
endlich der Staatsgewalt auf die Zusammensetzung der Ehegerichte einem 
Einfluss einräumen, der diesen den Charakter rein kirchlicher Gerichte nimmt; : 
so wirken sie offenbar dahin, das Eheband zu lockern, die Kraft der kirch¬ 
lichen Disciplin zu schwächen, und verletzen damit nicht nur die Rechte < 
der Kirche, sondern auch die Pflichten der Staatsgewalt gegen ihre katho¬ 
lischen Unterthanen als solche, welchen die Staatsgewalt schuldig ist, sie 
im Kampfe des Gewissens gegen äassere Verlockungen zur Verletzung ge- 


') Diese Erwägung zeigt, dass der $. 43 des österr. bürgerl. Ehegesetzes nur ein 
Ausfluss der strengen Gerechtigkeit, keineswegs eine Begünstigung der katholischen 
Kirche ist. Es erscheint aber darnach die Unbilligkeit in desto grellerem Lichte, 
womit in Preussen in jüngster Zeit die Gesuche der Katholiken um die Wieder- • 
hersteflung der kirchlichen Gerichtsbarkeit in Ehesachen abgewiesen wurden. . 
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sellbohaftHcRer Pflichten durch, ihre Sanctidtt zu unterstütze» * statt sic im 
Gegen theile 'durch verschaffte Gelegenheit dasu za verlocken und sie somit 
bü demoralisiren. 

Iü dieser Beziehung stellen nun abermals Preussen und die Gebiete des 
französischen Rechtes am tiefsten unter den Anforderungen, die man an eine 
die Würde und Sendung der Staatsgewalt, und den Grundsatz der Gewissens¬ 
freiheit nach seiner wahren Bedeutung erkennende Gesetzgebung stellen muss. 

Das französische Recht betrachtet nicht nur den bürgerlichen Act der 
Erklärung des ehelichen Consenses vor der bürgerlichen Obrigkeit als die 
einzige Qitelle und Grundlage ^aller ehelichen Rechte und Pflichten, ohne 
Rücksicht auf die durch das Gesetz der Kirche begründeten Forderungen der 
Religion und des Gewissens, sondern verbietet sogar den Parteien,'die re¬ 
ligiöse Begründung des Ehestandes jenem bürgerlichen Acte vorhergehen zu 
lassen, so dass es die religiöse Bedeutung der Ehe nicht nur ignorirt, son¬ 
dern, so viel aii ihm ist, die Beachtung derselben sogar verpönt , und aus- 
echliesSt. (Code civ. liv. I. Tit. V. art. 105 Code p6nal ärty 199* 200. 
Gesetz vom 14. April 1841, art. 12, §. 5). Eine Ehe, die von Ange¬ 
hörigen dieses Rechtsgebietes blbs nach kirchlichen Vorschriften, nicht aber 
unter dien vom bürgerlichen Gesetze verlangten Förmlichkeiten abgeschlossen 
vtäre, könnte nicht blos von den Ascendenten oder anderen Betheiligten, 
sondern auch von dem öffentlichen Ministerium und den Ehegatten selbst 
angefoUhten Werden (Code civil. aVt. 191.) Dass demnach das französische 
Röcht von einem Hinderniss der Ehe wegen Religions Verschiedenheit nichts 
weiss, bedarf kaum der Bemerkung. Nach der Stellung, welche das fran¬ 
zösische Recht gegen die kirchliche Gesetzgebung einnimmt, ist es nur Zu¬ 
fall, 'wenn seine Bestimmungen mit denen der Kirche übereinstimmen, nicht 
eine der Autorität der letzteren gezollte Anerkennung. Es nähert sich der¬ 
selben in Ansehung des zur Ehe befähigenden Alters und des Irrthums, 
kenbt dagegen nicht das Ehehinderniss der Impotenz zur Erfüllung der ehe¬ 
lichen Pflicht. (Schulte a. a. O. S. 514 und 520.) Das Ehehinderniss der 
Verwandtschaft und Schwägerschaft kennt es nur zwischen Ascendenten 
und Descendenten, Brüdern und Schwestern und beziehungsweise deren Ehe¬ 
gatten und zwischen Onkel und Nichte, Neffe und Tante. Bezüglich der 
letzteren gesteht es der Staatsgewalt das Recht Zu dispensiren zu. (Cod. 
civ. art. 161', 162, 163.) Das Ehehinderniss der Schwägerschaft durch 
aussereheliche Geschlechtagemeittschaft kennt es gar nicht. Ebensowenig das 
der geistlichen Verwandtschaft und das der publica honestas aus einem 
gültigen Verlöbniss. Das matrimonfum ratum nondum consummatum begründet 
einfach das Hinderniss der Schwägerschaft (art. 162, 163 Cod. civ. Schulte 
a. a. 0. S. 527). Dagegen das Ehehinderniss der gesetzlichen Verwandt¬ 
schaft, welches durch die Adoption entsteht, stellt es beinahe in derselben 
Ausdehnung, wie das canonische Recht, auf, nur mit dem Unterschiede, dass 
es dasselbe auch zwischen mehreren Adoptivkindern derselben Person fest¬ 
setzt. Die eigenen Kinder <hs Adoptireüden aber wir in soferne, als sie 
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nach der Adoption geboren werden, unter demselben begreift. Lesteres aas 
dem Grande, weil es die Adoption nar Personen gestattet, welche, mehr 
ah 50 Jahre alt, zu dem Zeitpunkte der Adoption weder eheliche Kinder», 
noch Descendenten haben. (Cod. civ. art. 343 and 348.) 

Die Ehehindernisse der höheren priesterliehen Weihen ! ) und des feier¬ 
lichen Keuschheitsgelübdes mittels Ablegung der Profession in einem von der 
Kirche approbirten Orden sind, wie sich näoh Obigem von selbst versteht, 
dem französischen Rechte gänzlich fremd. Was aber viel schlimmer ist, der 
Code civil, wie er in den Rheinlanden sich erhalten hat 2 ), gestattet die 
Scheidung und die, gänzliche Lösung des ehelichen Bandes, selbst durch 
gegenseitige Einwilligung, und setzt sohin der Verehelichung von Katholiken 
mit geschiedenen Katholiken oder Protestanten keinerlei Hinderniss entgegen. 
(Cod. civ. art. 227 — 298.) 

Das preussische Landrecht 9 ) behandelt die Ehe lediglich als Vertrag 
und aus protestantischem Standpunkte. Es verlangt zur gültigen Eingehung 
derselben die pfarrliche Trauung, aber nicht nach der Norm des Conciliums 
von Trient; daher auch die Trauung durch einen incompetenten Pfarrer die 
Ehe nicht ungültig macht. Wenn gleich also der katholische Pfarrer nicht 
gezwungen werden kann, eine nach den Landesgesetzen erlaubte, nach dem 
katholischen Kirchenrechte aber unzulässige Ehe zu verkünden, oder ihr die 
Trauung zu gew'ähren, so ist dieses doch gegen die Uebertretung der kirch¬ 
lichen Vorschriften nur eine geringe Gewähr, zumal jeder Pfarrer verhalten 
werden kann, gegen Entrichtung der Stolgebühr die Erlaubniss zur Trauung 
durch einen anderen Pfarrer zu ertheilen. (Pr. Ldr. §. 136, 169, 427 
bis 429. Tit. I. Th. II. §. 442. 443. Anh. §. 130, Tit. H. Th. II. a. L. 
R. Schulte a. a. 0. S. 503.) Bezüglich des gesetzlichen Alters, das für 
Männer auf das 19., für Weiber auf das 15. Jahr festgesetzt ist., enthält 
das preussische Landrecht die seltsame Bestimmung, dass vor Eintritt des¬ 
selben die Ehe mit Zustimmung des Vormundschaftsgerichts zwar einge¬ 
gangen werden kann, aber nur als eine widerrufliche. (§. 970. 990 Tit. I, 
Th. II. Anh. §. 66 zu §. 37 Tit. I. Th. II.) Dem Ehehindernisse des Irr¬ 
thums gibt das preussische Landrecht aus seinem Gesichtspunkte des Ver¬ 
trages eine grosse und gefährliche Ausdehnung, indem es denselben als Grund 
der Nichtigkeit der Ehe anerkennt, so oft „in solchen persönlichen Eigen¬ 
schaften geirrt worden ist, welche bei Schliessung einer Ehe von dieser Art 


In neuerer Zeit wurde über die Frage, ob ein Priester giiitigerweise sich bürgerlich 
verheirathen könne, gestritten nnd es erfolgten darüber widersprechende richter¬ 
liche Entscheidungen. Henrion, Code ecdeslastique fran^ais. Paris 1828, p. 242. 
*) ln Frankreich wurde durch Gesetz vom 8. Mal 1816 die Ehescheidung abgeschafft. 
*) Mit Ausnahme der oben bezeichneten Gebiete des französischen Rechtes, dann W'est- 
phalens, Neuvorponunerns und Rügens und der ostrheinischen Thelle des Regierungs¬ 
bezirkes Koblenz gilt dasselbe riicksichtlich der Ehesachen in der ganzen preus- 
alschen Monarchie. • ■ 
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vorausgesetzt zu werden pflegt.“ (§. 40. Tit. I. Th. n.) Darnach wird 
die Ehe bei vorhandenem unverschuldeten Irrthum des einen Theiles un¬ 
gültig, nicht nur wegen körperlicher, die Geschlechtsvereinigung hindernder 
Gebrechen und dauernder geistiger Krankheit, sondern auch wegen Mangels 
der Virginität, Schwangerschaft der Braut von einem Dritten, grober Ver¬ 
gehen, deren sich der eine Theil vor Eingehung der Ehe schuldig gemacht 
hat u. s. w. (Richter, Lehrb. d. kath. u. evang. Kirchenrechts IV. Aufl. 
§. 252.) Das Ehehinderniss der Verwandtschaft ist im preussischen Rechte 
noch beschränkter, als im französischen, indem es nicht die Ehe zwischen 
Onkel und Nichte, sondern nur die zwischen dem Neffen und seiner älteren 
Tante und auch diese nur vorbehaltlich landesherrlicher Dispensation ver¬ 
bietet. Die Scbwägerschaft kennt es als Ehehinderniss nur in der geraden 
Linie, zwischen Stief- oder Schwiegereltern und Stief- oder Schwieger¬ 
kindern ; in der Seitenlinie und als Folge ausserehelicher Geschlechtsgemein¬ 
schaft gar nicht. (§. 3, 4. Tit. I. Th. II. vgl. §. 7. eod. Schulte a. a. 0. 
S. 525.) Auch das Ehehinderniss der gesetzlichen Verwandtschaft ist im 
preussischen Rechte beschränkter, als im französischen, indem es nur zwi¬ 
schen Adoptiveltern und Adoptivkindern, und auch hier nur während der 
Dauer des Adoptionsverhältnisses besteht, auch die Ehe nicht zu einer nach 
preussischer Auffassung nichtigen, sondern nur zu einer ungültigen, d. h. 
auf Antrag wieder auflösbaren macht. (§. 13, Tit. I. Th. IL vgl. §. 969 
eod.) Die Ehehindernisse der geistlichen Verwandtschaft/ der publica ho- 
nestas, des ordo, des votum solenne sind dem preussischen Rechte ebenso 
fremd, wie dem französischen. (Schulte a. a. 0. S. 526 und 532.) Das 
der Cultus disparitas zwischen Getauften und Ungetauften ist nur durch die 
Praxis entschieden festgestellt. (Schulte a. a. 0. S. 532 Note 10. Per- 
maneder, Handb. d. K. R. ED. Aufl. §. 395.) Dagegen nimmt es das preus- 
sische Recht mit der Trennung der Ehe vom Bande noch viel leichter, als 
das französische ($. 670 — 717 Tit. I. Th. II. Allg. L. R.) und „in wie 
ferne ein geschiedener Ehegatte, nach den Grundsätzen seiner Religion von 
dieser erfolgten Trennung der vorigen Ehe zur Vollziehung einer anderen 
Gebrauch machen könne oder dürfe,“ bleibt lediglich seinem Gewissen über¬ 
lassen. (§. 735 a. a. 0.) 

In den übrigen deutschen Staaten (mit Ausnahme Oesterreichs und 
Baierns) wird zwar nach protestantischen Grundsätzen die Eingehung der 
Ehe vor dem Pfarrer des Bräutigams oder der Braut gesetzlich gefordert, 
die Competenz des katholischen Pfarrers in dieser Beziehung anerkannt und 
andererseits ein Zwang zur Einsegnung einer von der Kirche für unzulässig 
erklärten Ehe gegen denselben nicht angewandt 1); aber die von einem 
nicht competenten Geistlichen vollzogene Ehe ist dämm nicht wgiltig und 
es ist daher auch für Ehen , welche kirchlich nicht , gesetzlich aber zulässig 


’) Nur Sachsen - Weimar macht ln dieser Hinsicht zu Gunsten der gemischten Ehen 
eine Ausnahme. Grossh. Sachs. Edlct vom 7. Oktober 1823. $.7. 



sind, überall die Möglichkeit gewährt , dieselben mit voller bürgerlichen Wirk¬ 
samkeit sowohl durch einen incompetenten katholischen, als auch durch einen 
nichtkatholischen Pfarrer trauen zu lassen. (Schulte a. a. 0. S. 506^— 
Richter a. a. 0- S. 560. Permaneder a. a. 0. S. 710 fg.) 

Hiedurch ist den lauen, gegen die Autorität der Kirche zur Auflehnung 
geneigten Katholiken überall die Möglichkeit gewährt, deren Verbote zu um¬ 
gehen und unter dem Schilde der Staatsgesetzgebung sich den grössten Un¬ 
ordnungen zu ergeben, während die Kirche in der Ahndung solcher Ueber- 
schreitungen, selbst mit rein geistlichen Mitteln überall gehemmt und ge¬ 
hindert , und ihr jedes Mittel, mit' ihren Aussprüchen auf das bürgerliche 
Gebiet zu wirken, entzogen ist. In welche bedenkliche Lage dadurch die - 
Kirche und, mit ihr, der einzelne Katholik, im Conflict mit seinen Leiden¬ 
schaften und den Verlockungen der Aussenwelt, versetzt ist, das lässt sich 
ermessen, wenn man die bedeutenden Abweichungen überblickt, die zwischen 
den in Deutschland geltenden Ehegesetzen und den Grundsätzen und Be¬ 
stimmungen des canonischen Rechts stattfinden. 

Jene Gesetzgebungen gestatten bekanntlich die Auflösung des Ehebandes 
und erklären aus dem Grunde des Irrthums (wegen Schwangerschaft der 
Braut von einem Dritten, wegen eines dem anderen Theile unbekannt ge¬ 
wesenen peinlichen Verbrechens, wegen ekelhafter Krankheiten, periodischer 
Geisteskrankheit n. dgl.) manche Ehe für nichtig, welche die katholische 
Kirche als rechtsbeständig anerkennt. Sie anerkennen nicht die Ehehinder¬ 
nisse der Priesterweihe und des feierlichen Keuschheitsgelübdes, der nach¬ 
gebildeten Verwandtschaft aus der Adoption, der Tauf- und Firmpathenschaft 
durch aussereheliche Geschlechtsgemeinschaft und der öffentlichen Ehrbarkeit 
aus einem'Verlöbniss, sie erkennen das Ehehinderniss der Blutsverwandtschaft 
selbst nur in viel engeren Gränzen als das canonische Recht und behandeln 
die Ehebindernisse der Furcht und des Zwanges, »der Entführung, des Ehe¬ 
bruchs und des Gattenmordes zum Theile nach ganz anderen Grundsätzen, 
gewähren vielfältig Eltern und Vormündern und Vorgesetzten auf die Gültig¬ 
keit der Ehe einen Einfluss, den das canonische Recht nicht anerkennen kann, 
lassen dagegen selbst Ehen mit Ungetauften hie und da gelten, und begün¬ 
stigen, statt den Einspruch der Kirche dagegen anzuerkennen, die gemischten 
Ehen mit allen ersinnlichen Mitteln. Bedenkt man, dass diese letzteren 
überdies, selbst in solchen Staaten, wo für rein.katholische Ehen die bi¬ 
schöfliche Gerichtsbarkeit anerkannt wird, der Competenz derselben entzogen 
sind; so wird man zugeben müssen, dass die katholische Kirche 
und ihre Angehörigen bezüglich auf den Schutz der Staatsgewalt in ihren 
heiligsten Belangen weit entfernt sind, jener Gleichheit mit den protestan¬ 
tischen Confessionen in Deutschland zu geniessen, auf die sie Anspruch * 
haben, und dass dem Grundsätze der Gewissensfreiheit und dem Artikel 16 
der deutschen Bundcsacte eine seltsame Deutung gegeben wird. 



IV. Kapitel 


Die gemischten Ehen and die darüber in Deutschland bestehenden ge¬ 
setzlichen Bestimmungen müssen noch zum Gegenstände einer besonderen 
Betrachtun g gemacht werden. An den Vorgängen und Erörterungen, welche 
die Frage von den gemischten Ehen in den jüngsten zwanzig Jahren in 
Deutschland herbeiführte, zeigt sich am deutlichsten, wie tief und ernst be¬ 
reits die Disciplin, ja geradezu die Existenz der katholischen Kirche in 
Deutschland gefährdet war, als endlich die Standhaftigkeit des Erzbischofs 
Clemens August von Cöln im Jahre 1837 jenen Umschwung der Dinge 
herbeiführte, dessen immer weiter greifende Wirkungen wir heutzutage zu 
bewundern und zu preisen haben. 

Die Ehen mit Häretikern sind von der katholischen Kirche stets miss¬ 
billigt und unter mehr oder weniger strengen Strafen-verboten worden. ') 
Die Gründe dieser Verbote sind einleuchtend, zumal wenn bei der Eingehung 
solcher Ehen nicht die Erziehung der daraus zu hoffenden Kinder in der 
katholischen Religion bedungen und gegen die Besorgniss der Verführung 
des katholischen Theiles zum Abfall von der Kirche vollkommen beruhigende 
Sicherheit gewährt wird. Der Katholik, der darauf verzichtet, seinen Kin¬ 
dern eine katholische Erziehung zu geben, entsagt eben damit seiner Kirche 
und hört selber auf, Katholik zu sein. Wir sind alle Priester des Aller¬ 
höchsten in soferne wir alle berufen sind, das Reich Gottes zu erweitern 
und unsere Mitmenschen der Gnaden theilhaftig zu machen, die wir von der 
Kirche empfangen. Wir haben alle dieselbe Pflicht, die Wahrheit zu be¬ 
kennen und ihr Zeugniss zu geben in der Welt. Heisst das aber die Wahr¬ 
heit bekennen, wenn wir uns verpflichten, den Irrthum in neuen Anhängern 
fortzupflanzen ? heisst das ihr Zeugniss geben, wenn wir diejenigen, die uns 
darum fragen, zu denen, die sie läugnen, und in die Schulen des lrrtbums 
schicken? Niemand wird es behaupten. Und wem sind wir nun vorzugs¬ 
weise die Mittheilung der Lehren schuldig, die unsere Hoffnung aasmachen, 
wem die Mittheilung der Gnaden, die unsere Stärke und unser Ruhm sind, 
wem anders als unseren Kindern? Wozu setzen wir Kinder in die Welt? 
etwa, um sie die Beschwerden des Lebens tragen, oder, um sie der Wohl- 
thaten des Herrn gemessen zu lassen und das Reich der Wahrheit und des 
Lichtes fortzusetzen ? Wer die Liebe gegen seine eigenen Kinder verläugnet, 
der verläugnet die ersten Pflichten eines Christen, er verläugnet den Glauben 
und ist schlimmer als ein Heide, unwürdig der Wohlthaten der Religion. 
Und wer der Kirche zu dienen sich weigert, dort, wo gerade dieser Dienst 


') Meine Gesobichte des Eherechtes bis zur Zeit Karls des Grossen (Regensburg 1833 
bei. Fr* Pustet.) S. 79 ffg. S. 197. S. 347 fg. Schulte, Handbuch des katholischen 
Cherechts S. 240 ffg. Kutschker, die gern. Ehen vom katholisch - kirchlichen 
Standpunkte betrachtet. (Wien 1842, S. 105—118. 120 ffg. 135—204. 
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di« erste und die heiligste seiner Pflichten ist, der erklärt wohl damit deut¬ 
lich genug, dass er ihr nicht mehr angehören will. Denn der Kirche an- 
gehörea heisst ihre Lehren bekennen und ihre Sache für die seinige nehmen. 
Wie kann nun der sich ein Mitglied der Kirche nennen, welcher den ersteh 
ihrer Grundsätze, die Nothwendigkeit ihrer Wahrheiten und ihrer Sacramente 
zum Glücke dieses Lebens und zum Heile des anderen läugnet, oder welcher, 
diese Nothwendigkeit gleichwohl zugestehend, dennoch ihr seinen Beistand 
und seine Mitwirkung im Werke der Liebe und in der Sache des Heiles 
versagt, während die Gesetze der Natur selbst es ihm zur Pflicht machen 
und ilm auffordern, die Wahrheiten, die er erkannt und in sich aufgenommen 
und deren Wirksamkeit er erfahren hat, fortzupflanzen und geltend zu 
machen? Wenn auch die Ehe rücksichtlich der Kirche und der Gesellschaft 
überhaupt nicht die Wichtigkeit.hätte, die ihr nach den Lehren des Katho- 
Ücismus zuerkannt werden muss, wie wir im ersten Abschnitte dieser 
Schrift gesehen haben, so könnte doch die Handlung eines katholischen 
Vaters oder einer katholischen Mutter, die ihre Kinder einer irrigen Lehre 
überantworten, es könnte die Handlung eines Seelenhirten, der nicht alles 
anwendete, um sie davon abzuhalten, der nur im.geringsten Antheii nähme 
an einer so schmählichen Verwahrlosung der heiligsten Pflichten, nicht an¬ 
ders befrachtet werden, denn als ein schimpflicher Verrath, als sträfliche 
Treulosigkeit gegen die Kirche und selbst gegen die, welche uns am 
theuersten sein sollen, deren Sorge uns am nächsten übertragen ist, damit 
wir haften für ihr Glück. Da aber die Ehe überdies eines der wesentlichen 
Mittel der Kirche zur Restauration der Gesellschaft ist, da die katholische 
Lehre sie ganz besonders nach dem Zwecke, die Anzahl der Gläubigen zu 
vermehren, gewürdigt wissen will, so fragen wir: Was lässt sich van denen 
sagen, die dieses Sacrameat missbrauchen, oder es zu missbrauchen ge¬ 
statten würden, um die Irrtbümer fortzupflanzen? die das Werk des Heikes 
hindern, um der Kirche vielleicht neue Feinde zu erzeugen und die Anzahl, 
ihrer Gegner zu vermehren ? Was würde man von demjenigen sagen, der 
sein Feld baute, um die Früchte davon den Feinden in die Hände zu spielen, 
die sein Vaterland bedrängen ? Was würde man von dem Oberhaupts eines 
Staates oder einer Gemeinde sagen, der eine solche Handlung mit ansähe, 
und nicht ans allen Kräften sich widersetete? Was kann man also von 
einem Katholiken sagen, der seine eigene Person missbraucht, um die Frucht, 
die er erzeugt, den Feinden seiner Kirche zu überantworten, um dem Pro¬ 
testantismus Seiden zu erziehen? Was lässt sich von einem Hirten sage«, 
der im Stande ist, einen solchen Abfall, nicht etwa zu begünstigen, sondern 
nur zu dulden, wenn er irgend noch eine Möglichkeit sieht, ihn zu hindern ? 
Ihn anders dulden, hiesse ja von seiner Seite schon so viel, wie dazu auf- 
muntern. Und man sage ja nicht, wir übertrieben hier die Folgen des 
Missbrauchs, den wir bekämpfen. Der Katholik hat keine Wahl. Entweder 
glaubt er an seine Religion als an die einzige wahre, und somit als an den 
allein sicheren Weg des Heiles, und dann ist er ein armer Schwächling, ein 



14 


unwürdiger Sklave seiner Leidenschaften oder seines Interesse, sich selber 
su verachten verdammt, wenn er um seiner augenblicklichen Befriedigung 
will enseine Kinder, und was immer ihm am kostbarsten und heiligsten sein 
sollte, aufsuopfern im Stande ist: oder wenn er jenem Grundsätze entsagt, 
so hat er eben damit aach zugleich aufgehört, Katholik zu sein und ist, 
sich selber sein Glaubenssystem bildend, die Linie seiner Pflichten und den 
Weg des Heiles sich bestimmend, der That nach bereits Protestant. Die 
Protestanten selbst haben dieses Dilemma eingesehen, und die Folgen, welche 
solche gemischte Ehen hervorgebracht haben, beweisen zur Genüge, dass 
sie, selber aus einem geringen Glauben und grosser religiöser Indifferenz 
hervorgegangen, auch nur dazu dienen konnten, den Geist des Indifferentismus 
und der Irreligiosität in den Ländern zu verbreiten, wo sie überhand ge¬ 
nommen haben. Haben sich übrigens dennoch religiöse Gefühle in den 
Kindern, die daraus hervorgingen, geregt, so führten sie dieselben nothwendig 
zum Protestantismus, weil sie nothwendig am meisten Vertrauen zu der 
Religion desjenigen von ihren Eltern fassen mussten, den sie auf die seinige 
den grösseren Werth legen sahen. Wer würde auch an ihrer Stelle sio 
nicht für die beste halten? 

Diese Gründe gegen die gemischten Ehen, zwischen Katholiken und 
Protestanten, liegen auf flacher Hand. Dennoch war es mit der Vernach¬ 
lässigung der kirchlichen Vorschriften in dieser Hinsicht durch das Ueber- 
gewicht des weltlichen Regiments in Kirchensachen bereits dahin gekommen 9» 
dass in dem katholischen Baiern eine ungeheure Aufregung darüber entstand, 
als ein katholischer Pfarrer im Jahre 1830 sich weigerte, eine solche Ehe 
ohne die eben bemerkten Versicherungen und Bürgschaften einzusegnen, und 
die Protestanten, die sich darüber als über eine Verletzung ihrer staats-*- 
bürgerlichen Rechte beschwerten, in beiden Kammern eine so grosse Majorität 
für sich gewannen und bei der Regierung so viel Theilnahme fanden, dass 
die baierischen Bischöfe genöthigt waren, dem Papste ihre Bedrfingniss vor¬ 
zustellen und ihn um Gewährung jeder nur immer möglichen Concession zu 
bitten. 2 ) Dies hatte denn die Erlassung eines päpstlichen Breve vom 
27. Mai 1832 und einer erläuternden Instruction vom 12. December 1834 
zur Folge,'kraft welcher den Pfarrern, wenn alle Vorstellungen und Ab¬ 
mahnungen von dergleichen Ehen fruchtlos gewesen sein sollten, gestattet 
wurde, mit Umgangnahme von aller gegen die Ungehorsamen namentlich zu 
schleudernden Censur, die Aufgebote vorzunehmen, darüber die sog. Ledig¬ 
scheine mit dem Bemerken, dass der fraglichen Ehe kein anderes Hinderniss 
als das der Religionsverschiedenheit entgegenstehe, zu ertheilen und bei der 
Abschliessung der Ehe als kirchliche Zeugen (testes autorisabiles) beizu- 


1 ) üeber die Praxis, die sich gebildet hatte, sich Schulte Handbuch des kath. Ehe¬ 
rechts S. 246. fg. 

*) Vgl. Meine Schrift: Die Frage von den gemischten Ehen aus dem theol. Stand¬ 
punkte. München 1831. 
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wohnen, am dieselbe dann, in das Traaungsbuch einzutragen. Aehnliches 
war im Marz 1830 bezüglich der westpreussischen Diöcesen Trier, Paderborn 
und Münster verfügt worden 1 ). Gleiches wurde noch im Jahre 1841 für 
Ungarn and seine Nebenländer mit dem Beisatze nachgegeben, dass selbst 
die nur vor dem protestantischen Pastor daselbst abgeschlossenen gemischten 
Ehen , wenn gleich unerlaubt, dennoch als gültig angesehen werden sollten 2 ). 
Mittlerweile aber hatte das gewaltsame Verfahren der preussischen Regierung 
gegen den Erzbischof Clemens August Von Köln im November 1837 den 
Abgrund aufgedecht, zu welchem die katholische Kirche auf diesem Wege 
der Concessionen gedrängt werden sollte 3 ); das katholische Bewusstsein 
war dadurch mächtig angeregt worden, die furchtsame Schüchternheit war 
auf dieser Seite dem Gefühle der Entrüstung gewichen, Beschämung und 
eine Art Kleinmüthigkeit hatte sich auf der anderen eingestellt. Die Regie¬ 
rungen gaben es auf, den gemischten Ehen, mit diesen aber dem Protestan¬ 
tismus selbst eine rechtliche Anerkennung und eine Art Bürgerrecht im 
Schoosse der katholischen Kirche zu erringen, und wenn sie auch ihre zu 
Gunsten derselben erlassenen Gesetze nicht wesentlich änderten, so sind diese 
doch nun als das Aeusserste und Letzte anerkannt, was sich gegen die 
Kirche unternehmen liess, und haben durch die im Ganzen wesentlich ver¬ 
änderte Lage der Dinge ihre frühere Gefährlichkeit gutentheils verloren. 

Der Ueberblick dieser Gesetzgebungen bestätigt, was schon aus dem 
Bisherigen hervorgeht, dass nämlich sämmtliche Regierungen von der Ansicht 
ausgingen, als sei es ihre Pflicht, die gemischten Ehen auf alle Weise zu 
begünstigen und den Widerstand der Kirche gegen dieselben zu brechen, 
gleich als könnte es für den Staat nichts Vortheilhafteres geben, als die 
Anhänglichkeit an eine bestimmte Gonfession und somit an das positive 
Ghristenthum schon im Schoosse der Familien, gleichsam im Keime zu er¬ 
sticken. Daher die Massregel, entweder, wenn der katholische Pfarrer die 
Trauung verweigert, einen protestantischen Geistlichen von Staatswegen damit 
zu beauftragen, wie es das königl. sächsische und das weimarische Gesetz 
vorschreibt 4 ), oder den Parteien die Wahl des trauenden Geistlichen anheim¬ 
zugeben, oder den competenten katholischen Pfarrer zur Gewährung der passiven 
Assistenz zu nöthigen, wie dies in Preussen und Baiern geschieht. Daher in 
Bezug auf die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen gesetzliche 
Bestimmungen, welche theils den Eltern eine unbedingte Gewalt in diesem 
Punkte, ohne alle Rücksicht auf ihre religiösen und kirchlichen Pflichten, 
zuerkennen, theils ihrem Gewissen Gewalt anthun und die Entscheidung 
darüber lediglich der Staatsgewalt Vorbehalten. Ersteres geschieht in Preus¬ 
sen, Baiern, Würtemberg, Baden, Hannover, Kurhessen, Hessen-Darmstadt, 


*) Die Urkunden sind abgedrnckt bei Schulte a. a. 0. S. 256 ffg. 

*) Die Urkunden bei Schulte a. a. 0. S. 471 ffg. 

*) Die Literatur über den Kölner Streit sieh bei Schulte a. a. 0. S. 226 ffg. 

4 ) Kgl, sfichs. Gesetz v. 1. Nov. 1836. Weimar. Edikt v. 7. Oktob. 1823. u. 4. März 1836. 
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Oldenburg, Frankfurt, Waldeck, indem in Preussen, solange die Eltern dar¬ 
über einig sind, Niemand, also auch die Kirche nicht Einspruch dagegen 
erheben darf, in Baiern, Würtemberg, Oldenburg, Hessen-Darmstadt, und Wald¬ 
eck die Eltern zu jeder Zeit, in Baden die Brautleute vor Eingehung der 
Ehe darüber nach Belieben Verträge errichten können, in Hannover und Kur- 
hessea aber lediglich der Vater nach seinem Ermessen darüber zu bestimmen 
hat. Letzteres geschieht im Königreich Sachsen und in Nassau, wo die 
Erziehung in der Religion, des Vaters unbedingt, in Preussen, wo sie wenig¬ 
stens im Falle des Dissenses der Eltern vorgeschrieben ist, in Baden, wo 
sie eintreten muss, wenn nicht vor Eingebung der Ehe schon etwas Anderes 
vertragsmässig bestimmt wurde, in Weimar, wo die Kinder jn der Religion 
desjenigen von beiden Tbeilen erzogen werden müssen, dessen Ascendenten 
die längste Zeit hindurch als Katholiken oder Protestanten im Lande an¬ 
sässig waren oder, wenn dieser Umstand nicht entscheidet, in der Religion 
des Vaters. Es geschieht allenthalben durch Bestimmungen, welche im Falle 
eines Confessionswechsels auf Seite der Eltern oder eines derselben die 
Kinder von einem bestimmten Alter an dem Einflüsse der Eitern entziehen, 
und in einer der Ueberzeugung der Eltern fremd gewordenen Confession bis 
zu einem willkürlich bestimmten Alter festhalten 1 ). 

Dies sind die Früchte der sog. Emancipation des Staates von der 
Kirche. Der objectiven Wahrheit wird keine Geltung, der Kirche desshalb 
kerne Autorität und keine Berechtigung mehr zuerkannt. Die Regierungen 
stehen wieder auf dem Standpunkte des Pontius Pilatus. Die Rechte der 
Staatsgenossen werden nicht mehr aus ihren Pflichten abgeleitet und «ach 
denselben bemessen, sondern Alles ist dem subjectiven Dafürhalten, und darum 
auch dem Wechsel der Meinungen und der Willkür der jeweiligen Gewalt¬ 
haber anheimgegeben. Statt den kirchlichen Verband zu achten und die 
Rechte der Kirche gegenüber ihren Mitgliedern zu unterstützen und zu sehfr- 
men, ermuntert man vielmehr die Einzelnen, sich von allen confession eilen 
Banden loszumachen, verlangt von der katholischen Kirche, dass sie ihren 
Mitgliedern dieselbe Wahl gestatte, welche die protestantischen Konfessionen 
den ihrigen kraft ihrer eigenen Principien nicht versagen können, und ver»- 
gisst ganz und gar, dass den Pontius Pilatus seine Gleichgültigkeit gegen 
die Wahrheit nicht bei seinem Amte erhalten und, was er des confessio- 
nellen Friedens wegen gethan, Jerusalem nicht vor dem Untergänge be¬ 
wahrt hat. 

Der österreichischen Gesetzgebung über diesen Gegenstand werden wir 
einen besonderen Artikel widmen. 


*) Diese Bestimmungen sind zusammengestellt in Schulte’s Handbuch des katb. Ehe¬ 
rechts S. 534—540. 
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Canonische Grundsätze über die MMsmem- 
bration (Abtrennung) der Pfarreien. 

(Alis den Analecta Joris Pontificil Juli 1853, p. 487 sqq.) 

I. Kapitel. 

Darstellung der Fragen und Schwierigkeiten. 

Wenn der Vorstand einer Pfarrei entweder wegen des Anwachses der 
Bevölkerung oder wegen der Grösse des Pfarrbezirbes nicht alle Erforder¬ 
nisse seines Amtes erfüllen kann, so bietet die canonische Disciplin ver¬ 
schiedene Mittel der Abhilfe, die nach der Verschiedenheit der Fälle an¬ 
wendbar sind. 1. Wenn die Bevölkerung so zahlreich ist, dass ein einziger 
Vorstand nicht ausreicht, die Sacramente zu spenden, und die Kultusverrich¬ 
tungen vorzunehmen, so will das Concilium von Trient, dass man den Pfarrer 
verpflichte, so viele Priester aufzunehmen, als für deü Kirchendienst nothwendig 
sind. 2. In jenen Pfarreien, wo die Entfernung der Ortschaften, und die Schwie¬ 
rigkeit der Wege sich einem freien Zugänge der Pfarrangehörigen zur Pfarr¬ 
kirche entgegenstelien, da ist Grund vorhanden, eine Kapelle zu stiften, einen 
Vicar aufzustellen, der die Sacramente verwalte, und die Verrichtungen des 
göttlichen Kultus gegen diejenigen Pfarrangehörigen erfülle, die von der 
Pfarrkirche zu weit entfernt wohnen. Ich gedenke hier von einem solchen 
Vicare zu sprechen, der beinahe in die nämlichen Verhältnisse gestellt ist, 
wie diejenigen, die dem Pfarrer in der Pfarrkirche helfen; amovibel wie sie, 
und ernannt auf die nämliche Weise, wie sie. 3. Gewisse Umstände erfordern 
zuweilen die Einsetzung eines ständigen Vicare, ohne dass man desswegen 
eine Dismembration der Pfarrei bewerkstellige. Ein merkwürdiges Beispiel 
hievon sieht man in dm* Decretale „Ad audientiam“ Alexandere ÜI., der vor¬ 
schreibt, eine Kirche zur Bequemlichkeit der Pfarrangehörigen zu bauen, 
welche durch die Entfernung und durch Ueberschwemungen von der Pfarrei ge¬ 
trennt werden, und daselbst einen Priester auf Repräsentation des Hauptrectors 
einxusetzen. Nun lässt der in der Decretale angewendete Ausdruck, instituere, er¬ 
kennen, dass es sieh um einen ständigen Vicar handle. Die Pfarrei erleidet keine 
Zerstückelung, nur einen Theil ihres Gebietes stellt man unter den Vicar; 
nnr in einer Kapelle wird ein Theil der Pfarrbinder die hl. Sacramente em¬ 
pfangen und dem Gottesdienste beiwohnen; aber die Mutterkirche wird nicht 
als dismembrirt betrachtet, und ihr Vorstand behält die Ehren- und sachlichen 
Rechte', die seine Oberhoheit bezeugen. 4. Endlich hat man die eigentlich 
so genannte Dismembration mit der Errichtung einer neuen Pfarrei, der Ein¬ 
setzung eines Vorstandes, der die Seelsorge in seinem Namen ausübt, und 
nach den canonischen Regeln ernannt wird. Einige Ehrenvorrechte, die die 
Mutterkirche beibehalten kann, verhindern die territoriale Abtrennung mit der 
Jfoy’« Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 2 



canoniscben Autonomie der neu errichteten Pfarrei nicht. Die Mittel, 
welche die canonische Gesetzgebung für die priesterliche Seelsorge an die 
Hand gibt, reduciren sich somit auf die vier vorzüglichen: Einen Hilfspriester 
des Pfarrers an der Pfarrkirche; einen amoviblen Vicar an einer Kapelle; 
einen ständigen Vicar auf Ernennung des gewöhnlichen Pfarrers; Errichtung 
einer neuen Pfarrei vermittelst der Abtrennung. 

Die heil. Canonen'ermächtigen zur Dismembration nur dann, wenn es 
die Noth erfordert, wenn man für die geistlichen Bedürfnisse der Bevöl¬ 
kerungen nicht anders Vorsorgen kann. Wenn man nach der Regel sprechen 
will, so ist das Anwachsen der Bevölkerung für sich allein kein canonischer 
und hinreichender Grund nur Abtrennung; denn das Decret des Concjls von 
Trient schreibt in einem solchen Falle den Bischöfen vor, den Pfarrer zu 
swingen, so viele Priester aufzunehmen, als das priesterliche Amt erfordert. 
Episcopi etiam tan quam apostolicae sedis delegati, in omnibus ecclesiis pa- 
rochialibus, vel baptismalibus, in quibus populus ita numerosus sit, ut unus 
rector non possit sufficere ecclesiasticis Sacramentis ministrandis, et cultui 
divino peragendo, cogant rectores, vel alios, ad quos pertinet, sibi tot sacer- 
dotes ad hoc munus adjungere, quot sufficiant ad sacramenta exhibenda, et 
cultum divinum celebrandum (Sess. 21. c. 4 de Reform.). Jedoch ist es 
in gewissen besonderen Fällen nicht unmöglich, dass die canonische Abtren¬ 
nung blos durch den Grund des Zuwachses der Bevölkerung motivirt werde. 

Die Entfernung der Ortschaften und die Schwierigkeit der Wege be¬ 
stimmen die Errichtung neuer Kirchen. Wenn sich die Gläubigen nicht sine 
magna difficultate, zur Pfarrkirche begeben können, wie die Decretale „Ad 
Audientiam“ von Alexander HL sagt, oder sine magno ineommodo, wie das 
Concil von Trient sagt, so ist Grund vorhanden, eine neue Kirche zu bauen, 
in welcher man die Sacramente verwalte, und den Gottesdienst für jenen 
Theil der Bevölkerung halte, der den fraglichen Unbequemlichkeiten und 
Schwierigkeiten ausgesetzt ist. Was sehr unbequem ist, ist auch sehr schwierig, 
und das Recht sieht es für unmöglich an. Diese grosse Unbequemlichkeit 
reducirt sich nach dem Concile von Trient auf zwei Hauptpunkte: l) Die 
Entfernung der Ortschaften, 2) die Schwierigkeit des Zuganges zu der Pfarr¬ 
kirche. Da das Concilium nicht copulative, sondern disjunctive spricht, so 
lehren die Canonisten, dass die eine oder andere Ursache genüge, um zu 
einer neuen Errichtung zu ermächtigen; miteinander vereint, verlangen sie die¬ 
selbe wirksam. Das Recht bestimmt diese canonische Distanz nicht genau, 
es überlässt deren Abschätzung dem freien Ermessen des Richters, der weniger 
auf die Bequemlichkeit der Gläubigen, als auf die Schwierigkeit, auf die 
moralische Unmöglichkeit des Zuganges Rücksicht nehmen muss. Dieser ist 
hinlänglich durch das Vorhandensein eines Flusses, eines Wildbaches bewiesen; 
da ist, nach Fagnan, eine wahre Nothwendigkeit vorhanden, eine solcher 
Unbequemlichkeit nicht unterworfene Kirche zu erbauen« Und es ist nicht 
nothwendig, dass die Pfarrkinder zuweilen ohne Sacramente gestorben seien. 
Die Gefahr eines solchen Unglückes reicht hin, die neue Stiftung zu legitimiren. 



Wir dürfen aber dicht Vergessen, dass die Notwendigkeit, eine Kirche 
zttr Verwaltung der Sacraniente und zur Feier des Gottesdienstes zu Gunsten 
eines Theiles der Bevölkerung Zu stiften, nicht' diejenige einer Dismem- 
bration der Pfarrei nach sich ziehe, um eine zweite zu errichten. Denn 
die hl. Canonen setzen sich der Abtrennung alle Male entgegen, so oft es 
möglich ist, für die geistlichen Bedürfnisse der Bevölkerung auf andere 
Weise Vorsorge Zu treffen, utld es gibt eine Menge von Fällen, wo das 
möglich ist. Wenn die Errichtung einer Kirche als unerlässlich erkannt ist, 
so kann man nach Verschiedenheit der Ümstände daselbst 1. einen amoviblen 
Vicar, 2. einet! Ständigen Vicar, 3 einen eigentlich sogenannten Rector, mit 
actueller und habitueller Seelsorge anstellen. 

Diese Abstufungen ziehen ziemlich verschiedene pracktische Bedingungen 
nach sich, und sichern mehr oder weniger die Vorrechte und den Besitz der 
Matterkirche: Daher erlauben die 'heil. Canonen nicht, sie unterschiedslos 
anzuwenden, sie fordern eine cänonische Ursache, um eine theilweise Ab¬ 
trennung, die der Ausübung der Seelsorge durch Aufstellung eines amoviblen 
oder ständigen Vicares an einer Kapelle zu gestatten. Diese theilweise Ab¬ 
trennung, wenn sie die geistlichen Bedürfnisse der Bevölkerungen befriedigen 
kann, muss selbst wieder der totalen Dismembration weit vorgezogen werden, 
die nur durch Gründe der Nothwendigkeit legitimirt wird. In einem Wort, 
die oben 'angeführte Ordnung bildet ein Gesetz: sie dient in den Fragen 
der Dismembration als Regel; sie verpflichtet den kirchlichen Oberen, sich 
hach Verschiedenheit deV Fälle, na/eh ihren Vorschriften zu richten; daher 
bieten die Entscheidungen der heil. Congregation des Conciliutts eine zahl¬ 
lose Menge Von RecurSen an den heil. Stuhl gegen die willkürlichen Be¬ 
schlüsse des gewöhnlichen Richters. Die Dismembration von Pfarreien ist 
Vor-dem Rechte eine gehässige Materie; man vergleicht sie der Entfremdung. 
Die consefvativen Maximen der heil. Canonen begünstigen den Besitz jeder 
Pfarrkirche und ihren constituirten Bestand gegen die totale oder partielle 
Dismembration; diese Maximen müssen aber den Bedürfnissen der Seelsorge, 
dem geistlichen Wohle der Gläubigen weichen. 

Wir haben die vorzüglichsten Gesetze bezeichnet, welche die cänonische 
Materie «ter Dismembration der Pfarreien regeln: die Decretale „Ad Audien- 
tiam“ von Alexander Uf., und das Decret des Concil. von Trient cap. 4 der 
21. Sitzung unter den Decreten de Reform. Folgendes ist das Gesetz des 
allgemeinen Concils! „In allen Pfarren and Taufkirchen, die eine so zahl-> 
reiche Bevölkerung haben, dass ein einziger Rector zur Verwaltung der Sa- 
cramente und zur Feier des göttlichen Kultus nicht ausreicht, werden die 
Bischöfe selbst als Delegirte des apostolischen Stahles die Rectoren and alle 
anderen Personen, die solches betrifft, zwingen, sich so viele Priester bei- 
zufttgeU, dass eö genüge, um die Sacramente zu verwalten und den Kultus 
Zu feiern. In denjenigen, wo sich die PfarTangehörigen nicht ohne grosse 
Unbequemlichkeit zum Empfange der Saeramente begeben und dem Gottes- 
Meimte beiwohnen können, wegen der Entfernung oder der Schwierigkeit 
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der Oertlichkeiten, können die Bischöfe neue Pfarreien errichten, selbst gegen den 
Willen der Rectoren, gemäss der. Constitution Alexanders HI. die mit: ad 
Audientiam anfängt. . Den Priestern, die den neu errichteten Pfar¬ 
reien vorgesetzt werden müssen, wird, nach der Wahl des Bischöfen 
ein competenter Antheil an den Früchten, die der Mutterkirche zugehören, 
zugewiesen werden; und wenn es nothwendig ist, wird er die Bevölkerung 
zwingen können, den besagten Priestern einen ausreichenden Unterhalt zu 
verschaffen, damit sie gehörig leben können.“ 

Wir werden die Fälle der Nothwendigkeit namhaft machen, nach der 
canonischen Disciplin, in welchen die Bevölkerung von den) Bischöfe ver¬ 
halten werden kann, den die Seelsorge ausübenden Priestern das Nothwön- 
dige zu verschaffen, nämlich nach den Erträgnissen der Mutterkirche, an 
welche Hülfsmittel der Ordinarius appellirt, bevor er die Bevölkerung ver¬ 
hält. Vorher aber wollen wir noch einen Augenblick bei dem wichtigen 
Decrete stehen bleiben, das so eben gelesen wurde. Man kann es in zwei 
Theile eintheilen, von denen der erste die Aufnahme von Coadjutoren in den 
Pfarreien betrifft, wo die Bevölkerung so zahlreich ist, dass ein einziger 
Rector den Verpflichtungen des Seelsorgsamtes nicht genügen kann; da steht 
es dem Bischöfe zu, die Zahl der Coadjutoren nach der Wichtigkeit der 
Bevölkerung zu fixiren, und die Wahlen des Rectors gutzuheissen, indem 
er den Priestern, die er aufnimmt, die Vollmachten ertheilt;* denn das 
16. Kapitel der 25. Sitzung verbietet, dass irgend ein Priester Beichte höre, 
ohne von dem Bischöfe für tauglich erachtet worden*zu sein; daher erfordert 
die Wahl der Coadjutoren die Ratification des Ordinarius; wie wir es aus¬ 
führlicher in der Folge darstellen werden. Obwohl der Ordinarius nach 
dem 4. Kapitel der 21. Sitzung nur die Zahl der Vicare und ihre Emolu¬ 
mente zu fixiren hat, so muss er doch immerhin auch die Priester appro- 
biren, die sich der Rector wählt, wegen der Vollmachten, deren sie bedürfen. 

Im zweiten Theile des Decretes, der die Errichtung neuer Kirchen und 
neuer Pfarreien berührt, bezeichnet das Concilium klar die zwei canonischen 
Ursachen, die dazu ermächtigen, nämlich die Entfernung und die Schwierigkeit 
der Oerter, welche dem Zutritte der Bevölkerung zur Pfarrkirche grosse 
Schwierigkeiten entgegensetzen. Es erlaubt zur Errichtung ungeachtet der 
Nichteinwilligung des Rectors vorzuschreiten; da es aber in dieser Beziehung 
auf die Decretale ad Audientiam verweist, so lasset uns früher sehen, was 
diese vorschreibt, bevor wir auseinanderlegen, worin dieBefugniss des Ordi¬ 
narius bestehe, wenn es sich um Abtrennung handelt, über #e Opposition 
des Pfarrers hinauszugehen. 

Die Constitution Alexanders IR., vom Concilium von Trient erneuert, 
findet sich im 3. Buche der Qecretalen, Titel 48 de Eeclesiis aedificandis 
vel reparandis cap. 3. Folgendes ist die wörtliche Uebersetzung: Du wirst 
wissen, dass es zu Unserer Kenntniss gelangt ist, dass das Dorf H. von 
der Pfarrkirche so weit entfernt ist, dass sich zur Winterszeit, wenn die 
Regen Ueberschwemmungen verursachen, die Pforrangehörigen nur mit grossen, 
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Schwierigkeiten dahin begehen können; weshalb sie nicht gor geziemenden 
Zeit dem kirchlichen Gottesdienste beiwohnen können. Diese Kirche besitzt, 
Hach dem, was man sagt, so reichliche Einkünfte, dass ihr Seelsorger ohne 
die Prodacte des fraglichen Dorfes noch einen anständigen Unterhalt ge¬ 
messen wird; daher verordnen Wir, wenn sich die Dinge so befinden, dass 
du am besagten Orte eine Kirche erbauest, und dass du, nach Beseitigung 
des Hindernisses der Appellation, einen Priester auf Präsentation des Rectors 
der Hauptkirche mit der canonischen Einwilligung des Stifters (der neuen 
Kirche nämlich) einsetzest. Dieser Priester wird zu seinem Unterhalte 
die kirchlichen Erträgnisse des besagten Dorfes erhalten, jedoch sorg¬ 
fältig darauf achten, dass die Mutterkirche die nach der Eigenschaft des 
Ortes competente Ehre beibehalte; was möglich erscheint, weil der Grund¬ 
herr besagten Dorfes dem Priester den Nutzgenuss von zwanzig Jauchert 
fruchtbaren Landes geben will. Wenn es aber der Rector der Mutterkirche 
verschiebt, eine taugliche Person vorzuschlagen, oder wenn er dieses Werk 
verhindern will, so lasse du nichtsdestoweniger es zur Vollendung führen, 
und unterlasse es nicht, ohne irgend einer Appellation Rechnung zu tragen, 
einen rechtschaffenen Menschen einzusetzen.“ 

Man sieht, dass der Papst die Einwilligung des Pfarrers vollstän¬ 
dig aufhebt; und unter diesem Gesichtspunkte erneuert das Concil von 
Trient die Decretale ad Audientiam. Folgt daraus, dass der Bischof zur 
Dismenbration schreiten müsse, ohne den Rector aufmerksam zu machen, 
ohne die Gründe, die er haben kann, zu hören? Weder die Decretale, noch 
das Concilium ermächtigen zu so etwas. — Dass die Dismembration 
die suspensive Appellation nicht zulasse, daran könnte man nach den oben 
citirten canonischen Vorschriften nicht zweifeln; aber die devolutive Appel¬ 
lation bleibt gänzlich offen, und die Autoren lehren allgemein, dass der 
Rector der Kirche benachrichtiget und schriftlich vernommen werden müsse, 
ohne welches die Errichtung der neuen Pfarrei ungesetzlich wäre. Folgendes 
liest man im Abriss der canonischen Institutionen. (Summa institutionum 
canonicarum) des E. L. Ferrari, herausgegeben zu Genua 1847: „Si de 
erectione ecclesiae agatur, justa causa putatur nimia distantia fidelium a prima 
parochia, incrementum populi, difficultas viarum per montium juga, aut ne- 
morum anfractus, aut aquarum stagna vel flumina, et alia quaelibet causa,'ob 
quam sine magno incommodo ad percipienda sacramenta, et divina officia in 
propria parochia audienda fideles accedere non possunt. (Trid. Sess. 21 
c. 4 de R.) Sed episcopus post agnitam justam novae parochiae erigendae 
causam debet monere, et in scriptis audire parochum vel defensorem ecclesiae, 
si fuerit vacans, intra cujus territorii 'fines nova parochia est constituenda, 
quin tarnen sit necesse, ut eorum votum aut Consilium sequatur: aliter vero 
facta erectio non foret legitima, utpote quae dismembrationem, et aliena- 
tionem involveret; quae, inconsulto rectore, vel ecclesiae defensore ad hoc 
designato, fieri nequit; arg. cap. I. ne sede vacante et cap. I. de reb. ecclesiae 
non alien in 6, ibique doctores. Et si parochus matricis se laesum ali- 



qua ratiene sentiat non potest ad legitimum superiorem appellare, nisi ad 
effectum devolutivum, cum plenae appellationis remedjum per supra citatum 
Tridentini decretum sit ilü ademptum. (Summa institutionum canonicarum, 
lib. 2 tit. 12 Genuae 1847.) 

Diese Zeilen rcsumiren die Lehre der Canonisten, Vor dem Concilium 
von Trient stellten es mehrere Schriftsteller in Zweifel, dass man ungeachtet 
der Opposition des Rectors zur Disraembration vorschreiten könnte; nach 
ihnen bezog sich die Decretale ad Audientiam auf eine kraft päpstlicher 
Machtvollkommenheit bewerkstelligte Abtrennung; wenn aber der Bischof mit 
seiner bischöflichen Gewalt handelte, so musste er, nach ihrer Ansicht, die 
Einwilligung des Pfarrers erlangen. Die Glosse der Decretale sagt zum 
Worte Obventiones, dass der Papst bei dieser Gelegenheit in der Fülle seiner 
Gewalt handle, wegen der bevorstehenden Gefahr der Seelen, und weil der 
Rector der Hauptkirche ohne die Einkünfte des Gebietes leben könne, um 
dessen Abtrennung es sich handle. Der Bischof würde es nicht thun können 
ohne die Einwilligung des Rectors der Mutterkirche; eine Einwilligung, 
welche die alten Canonen verlangen z, B. der Canon Ecclesiae und der 
Canon Quicunque 16. quaest. 1, Die Decretale Alexanders m. beseitiget 
die Appellation, weil die Errichtung der neuen Kirche auf päpstliche Autorität 
stattfindet, wenn es aber der Bischof thäte, so könnte man appelliren. 

So wurde ehemals die Frage controvertirt. Das Concilium von Trient 
hat sie im 4. Kap. der 21. Sitzung abgeschnitten. Nachdem die Bischöfe, trotz 
den Rectoren, neue Pfarreien errichten, und den neu eingesetzten Priestern 
einen Theil des Einkommens der alten Kirche zuweisen können, so verlangt 
die Ansicht der Glosse eine Berichtigung; sie hat alleu Anschein der Ver¬ 
lässlichkeit durch die Verordnung des Concils von Trient verloren, welche 
den wahren Sinn und den allgemeinen Charakter der decretale ad Audientiam, 
der schon durch ihre Aufnahme in das Corpus juris hinlänglich angezeigt 
war, herstellt. Dieses Conciliardecret corrigirt die Meinung der alten Cano¬ 
nisten über das Recht der Berufung bei den durch einfache bischöfliche 
Machtvollkommenheit bewirkten Abtrennungen; denn das Concil gibt die Be- 
fugniss, zu derselben gemäss der Decretale vorzuschreiten, die jede Ap¬ 
pellation beseitiget; woraus offenbar hervorgeht, dass der Bischof ohne Be¬ 
rufung vorgehen könne. Das versteht sich von der suspensiven Appellation, 
nicht von der devolutiven, die nie in Abrede gestellt werden könnte. Quae 
tarnen clausula, sagt Fagnan, non impediret appellationcm ad effectum de¬ 
volutivum, sed suspensivum dumtaxat, ut est textus in c. Pastoralis de appell. 
et est communis opinio. (Cap. ad Audientiam lib. 3. tit. 48.) 

Welches wird der competente Richter sein? wird es der Gerichtshof des 
Metropoliten sein ? Da das Concil von Trient den Bischöfen die Vollmacht 
gibt, als Delegaten des apostolischen Stuhles zu handeln, scheint es nicht, 
dass der Recurs alle Male an den Papst selbst gebracht werden müsse, 
wenn die Bischöfe in apostolischer Machtvollkommenheit vorgegangen sein 
werden? Indem wir uns darauf beschränken, die Schwierigkeit angezeigt zu 
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toben; so behalten wir ans die Lösung für die Folge unserer Abhandlang 
vor. Doch muss der Rector vorläufig citirt and aufmerksam gemacht werden; 
seine Gründe and Rechte geltend zu machen ; das geht aas der Befugniss 
der devolutiven Appellation hervor, die ihm belassen ist. Wie könnte er an 
das höhere Tribunal appelliren; wenn er bei einem Rechtshandel in gar 
nichts su erscheinen hätte, der ihn doch so nahe berührt? Wenn die Pfarr¬ 
kirche vacant ist, so wird man ihr einen Vertheidiger aufstellen, der ihre 
Interessen gegen die vorgeschlagene Abtrennung geltend mache. In Reiffen- 
stuel liest man: Requiritur ulterius ad praefatam dismembrationem beneficii 
praevia citatio rectoris, aut» si beneficium vacat, constituti defensoris eccle- 
siae, seu beneficii illius: nam rectoris ecclesiae vocatio omnino est necessaria 
arg. c. ad Audientiam; idque propter magnum praejudieium quod eidem per 
dismembrationem, atque diminutionem redltuum, inferri possefc Si tarnen 
rector vocatus noluerit consentire, poterit episcopas, si justa causa subsit, 
eo etiam invito procedere ad talem dismembrationem. (Reiffenstuel, lib. 3 
tit. 12.) Die Schwierigkeit liegt darin, su entscheiden, ob die Unterlassung 
dieser Formularitit die Abtrennung annulliren würde; unser Auctor behauptet 
es nicht klar, obwohl er die absolute Nothwendigkeit der Vorladung aas¬ 
spricht. 

Er seigt eine sehr merkwürdige Bedingung an, ohne sich jedoch mit 
aller erwünschten Genauigkeit zu erklären, nämlich die Nothwendigkeit der 
Einstimmung des Kapitels. Folgendes ist seine Lehre: Requiritur ad dis¬ 
membrationem beneficii Consensus capituli cathedralis: talis enim etiam requi¬ 
ritur ad unionem ecclesiarum, atque alienationem rerum ecclesiarum Cap. I. 
de rebus ecdes. non alienand. in 6. Hoc tarnen intellige cum Garcia part. 
12 cap. 2 n. 11 et 12, de dismembratione beneficiorum quoad ecclesias in¬ 
feriores quando episcopus est auctor ipsius dismembrationis: namquandonon 
episcopus, sed rector inferioris ecclesiae non habentis Collegium est auctor 
dismembrationis^ seu alienationis alterios rei illius ecclesiae, tune sufficit, 
quod rector alienet cum auctoritate solius episcopi. Der Cardinal de Luca 
drückt die nämliche Ansicht aus. In seiner Summa de Beneficiis sagt er 
num. 205 und den folgenden: Wenn der Act von der Machtvollkommenheit 
des Ordinarius ausgeht, so braucht es, da es eine Art von Veräusserung ist. 
Gründe der Nothwendigkeit, oder sehr grosser Nützlichkeit, so wie grössere 
Feierlichkeiten, besonders die Einwilligung des Kapitels und der Interessirten. u 
Doch scheint diese Bedingung einigen Schwierigkeiten zu unterliegen. Das 
Concilium von Trient erlaubt den Bischöfen, zur Abtrennung als Delegaten 
des apostolischen Stuhles vorzuschreiien; dass die Einwilligung des Kapitels 
erforderlich wäre, wenn der Bischof von seiner einfachen Gewalt als Ordi¬ 
narius Gebrauch macht, daran könnte man nicht zweifeln; wenn es sich 
aber um apostolische Machtvollkommenheit handelt, wird man dann wollen, 
dass er den Rath und die Einwilligung seines Kapitels verlange? Da der 
Papst nicht gehalten ist, .es zuthun, scheint es da nicht, dass seinDelegate 
auch nicht dazu verpflichtet sei? 
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Dieses sind die vorzüglichsten Fragen und Schwierigkeit)»!) die sich an 
.«die canonischen Dismembrationen der Pfarreien anbnü'pfcn. Versuchen wir, 
einige Schlussfolgerungen nach den canonischen Dispositionen und den De- 
creten des heiligen Stuhles aufzustellen. 


II Kapitel. 

Canonische Conclusionen. 

1. Satz. Die Vollmacht, die Pfarreien abzutrennen , steht vorzüglich 
beim Papste. 

„Wenn der Papst diesen Act vornimmt (sagt der Cardinal de Luca, 
an der oben citirten Stelle), so ist keine Frage der Competenz. und der Voll¬ 
macht möglich; seine Vollmacht ist voll und absolut. Papae hujusmodi actus 
vel eorum aliquos facientis, nulla cadit quaestio potestatis, quae plena et 
absoluta est; minusque causae requisitum desideratur, nisi quatenus ex illa 
praesupposita, quae non existat, resultet subreptio, seu defectus voluntatis, 
cujus omnis est quaestio. 

Die Consistorial-Congregation, die sich häufig genug mit der Errichtung 
neuer Diöcesen beschäftiget, befolgt hierin die in der berühmten Constitution 
Salvator bezeichneten Regeln, die man im Corpus juris hat. Sie geht hierin 
auf aussergerichtlichem und consultativem Wege vor. Diese aus den alteit 
Canonen abgeleiteten Regeln waren die Quelle, an der sich das Concilium 
von Trient inspirirte, als es sein Decret über die Abtrennungen der Pfarreien 
abfasste. Und vor der hl. Congregation des Conciliums erscheinen die Rechts¬ 
sachen über die Abtrennung der Pfarreien. Diese sind zuweilen Recurse 
gegen vom Ordinarius erlassene Massregeln; andere Male werden die Fragen 
direct vorgelegt, wenn sie wichtige Zweifel de jure oder de facto in sich 
schliessen. So bietet denn die Sammlung ihrer Entscheidungen eine schöne 
Zahl von Beispielen. Es sind da reiche Materialien zu Rathe zu ziehen; 
denn bei dieser Materie sind die Theorien und Principien ziemlich sicher; 
das Schwierige ist nur ihre Anwendung. Nun bekunden die apostolischen 
Entscheidungen, von denen wir sprechen, in ihrer.Gesammtheit den Geist 
der heiligen Canonen; in ihren Beziehung auf die besonderen Thatsachen, die 
sie veranlassen, sind es äusserst kostbare Beispiele für die Wissenschaft und 
für die Geschäfte. 

Die apostolischen Legaten können die Abtrennungen der Pfarreien be¬ 
werkstelligen als Ordinarien und als Delegaten des römischen Stuhles, unter 
den nämlichen Rechtstiteln, wie die Bischöfe. Fagnan setzt es offenbar an 
der Stelle seines Commentars über das Kapitel ad Audientiam voraus, 
welche die den Bischöfen obliegende Verpflichtung betrifft, die Einwilligung 
ihres Kapitels einzuholen. Er sagt darüber Folgendes: „Wenn der Legat 
kraft des gewöhnlichen Rechtes seiner Legation vorgeht, so wird er ge¬ 
halten sein, die Einwilligung des Kapitels sp zu gebrauchen, wie der Ordi- 
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narios daran gebunden -war$ andere aber ist es, wenn er nach besonderem 
Rechte der Delegation vorgeht Uebrigens wurde diese Distinction von der 
heiligen Congregation in Sachen der Appellation gebilliget, nämlich ob man 
an den Metropoliten oder an den heiligen Stahl appelliren müsse, wie ich 
es in der voraasgehenden Frage gesagt habe. 

2. Satz. Die Bischöfe können alle Pfarreien ihrer Diöcese , die 
cremten oder nicht ex ernten, abtrennen. 

Indem das Concil von Trient die Decretale „Ad Audientiam“ erneuerte, 
und wollte, dass man sich nach ihren Vorschriften richte, scheint es beim 
ersten Anblicke zur Abtrennung von Pfarreien kraft bischöflicher Autorität 
nicht genau zu ermächtigen, sondern blos zur Aufstellung von amovibeln 
oder ständigen Vicaren an den annexen Kapellen, ungeachtet der Nichtein¬ 
willigung der Rectoren. Die decretale spricht in der That nicht von einer 
eigentlich sogenannten Abtrennung; sie schreibt einfach die Einsetzung eines 
ständigen Vicars auf Präsentation des Haupt-Rectors vor. Möchte es nun 
nicht scheinen, dass das Decret des Conciliums sich nicht weiter erstrecke, 
und dass es auf Abtrennungen keine Anwendung finde ? Und wenn man ein¬ 
wendet, dass die alten Ganonen den Bischöfen diese Vollmacht geben, so 
wird das kraft ihrer Vollmacht als Ordinarien sein ; wenn sie nicht als De- 
legirte 'des apostolischen Stuhles handeln, so werden sie alle von 'den Ca- 
nonen vorgescbriebenen Bedingungen befolgen müssen; z. B. die Einwilligung 
ihres Kapitels einholen, diejenige des Pfarrers und der Bevölkerung, und 
die andern Bedingungen dieser Art. So beträfe die, Befugniss, die ihnen das 
Conciliuin von Trient gibt, über die Nichteinwilligung der Rectoren hinaus- 
zugegehen, nicht die eigentlich sogenannten Abtrennungen; sie bezöge sich 
nur auf die Aufstellung ständiger Vicare in den annexen Kirchen, ohne sich 
auf die Errichtung neuer von den Mutterkirchen unabhängiger Pfarreien aus¬ 
zudehnen, mit absoluter Trennung des Gebietes und der Bevölkerung. 

Obwohl diese Einwendungen keineswegs verachtet werden dürfen, so 
scheinen sie uns doch nicht der Art zu sein, die obige Conclusion zu modi- 
ficiren. Das Concilium bezeichnet namentlich die Errichtung neuer Pfarreien: 
novas parochias, etiam invitis rectoribus, constituere possint. Man hält da¬ 
für, dass die apostolische Delegation, womit sie das Concilium bekleidet, 
sowohl die Beiziehung von Hilfspriestern in jenen Pfarreien betreffe, wo die 
Bevölkerung für einen Rector zu zahlreich ist, als auch die Bildung neuer 
Pfarreien durch Abtrennung von den alten. Dieses ist der natürliche Sinn 
des Decretes und auch derjenige, den ihm die heilige Congregation der aus¬ 
legenden Cardinäle beständig beigemessen hat. Die Canonisten anerkennen 
zweifellos die Competenz und die Vollmacht des Bischofes. 

Man liest in den Bemerkungen zum Concil von Trient vom Cardinal de 
Lucain der 16. Abhandlung: Wenn die Bevölkerung angewachsen ist, und wohl 
wenn sich durch Zeitumstände der Stand der Dinge modificirt hat, so dass 
ein einziger Rector oder Pfarrer oder eine einzige Pfarrkirche nicht aus¬ 
reicht, oder der ganzen Bevölkerung nicht convenirt; dann schreibt das bei- 



lige Concilium in diesem Decrete (c. 4, Sess. 2) weise vor, dass der Ordi¬ 
narius, je nach der Beschaffenheit der Thatsache, das eine der folgenden 
Mittel an wende, nämlich dass er Vicare, oder Coadjutoren, and selbst eine 
oder mehrere Hilfskirchen anordne, ohne die Einheit des Pfarrers oder der 
Pfarrkirche zu verändern; oder dass er mittelst vorhergehender Abtrennung 
eines Theiles der Bevölkerung nnd des Gebietes, eine oder mehrere Pfarr¬ 
kirchen errichte, so oft man die Mittel hat, für jede derselben Vorsorge zu 
treffen.“, ' 

Oer nämliche Auctor sagt, dist. 42 de parochis: „Obwohl diese Art 
von Alienation geistlicher Rechte sich von der Alienation weltlicher Güter 
und Rechte in dem nicht zu unterscheiden scheint, dass sie, da das aposto¬ 
lische placet nicht erforderlich ist, auf Autorität des Ordinarius-stattfinden 
kann, so dass es nicht ein Fall ist, der nach der Constitution Ambitiosae» 
sondern vielmehr nach den ältesten Canoneh zu regeln ist; so muss man 
doch die andern Bedingungen der nämlichen Canonen erfüllen, die darch das 
apostolische placet in der zweiten Gattung von Alienation ersetzt werden, 
nämlich, die Einwilligung des Kapitels, der Bevölkerung und des Rectors.“ 

Fagnan anerkennt ausdrücklich das Recht des Bischofes. Sein ganzer 
Commentar zur Decretale „Ad audientiam“ setzt es voraus und deutet es an. 
Indem er die hauptsächlichen, zur Gültigkeit der Abtrennung wesentlichen 
Bedingungen aufzählt, erklärt er sich in folgenden Ausdrücken: „Requiritcup 
ut novam parochiam episcopus erigat ipse per se, vel per suum generalem 
vicarium ad id speciale m andatum habentem, ut probat textus in c. Nemo, 
juncta glossa in verbo V eniat per se, de consecr., dist. I.; et jam idem visa 
est sentire Sacra Congregatio Concilii in casu parochialis ecclesiae sub titulo 
S. Franciscae Romanae extra moenia civitatis Mediolanensis erectae a vicario 
generali archiepiscopi, licet in eo casu inclinaverit speciale mandatum prae- 
sumi, cum ecclesia ipsa jam esset erecta in parochialem, et in ea quasi pos- 
sessione existeret; ac propterea dicenti vicarium non habuisse speciale man¬ 
datum onus probandi incumbere, cum haec negativa esset fundamentum suae 
intentionis.“ Daraus folgt, dass mit einem besonderen Mandate der General- 
Vicar gesetzlich zur Abtrennung der Pfarreien vorgehe. 

Setzen wir die Natur der Vollmacht eines Ordinarius oder eines De- 
legirten auseinander, auf welche der Bischof sich berufen kann. Ueber die 
eximirten Pfarreien hat der Bischof keine Gewalt; er muss nothwendig in der 
Eigenschaft eines apostolischen Delegaten vorgehen, widrigenfalls, wie Fagnan 
sagt, die Errichtung ungültig wäre. Dieser Auctor führt zu diesem Behufe 
eine Resolution der heiligen Congregation des Concils auf folgende Weise 
an: ,,Alle Dinge erwogen, und in juridischemProcesse aufgesetzt, wird der 
Bischof mit Sicherheit zur Errichtung der neuen Pfarrei, selbst bei den 
eximirten Pfarreien schreiten können; denn als die Stimmabgebungen der 
Cardinäle getheilt yaren, so antwortete der heilige Vater, dass die Befugniss, 
neue Pfarreien zu errichten, und denselben einen Theil der Erträgnisse zu- 
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saweisen, selbst bei den Pfarreien der Regulargeistlichen, stattfinde; daher 
urtheilte die heilige Congregation, dass der Bischof, die erforderlichen Be¬ 
dingungen vorausgesetst , eine neue Pfarrei selbst in den Kirchen der Militär- 
orden errichten könne. Aber einem anderen Bischöfe, der die Anfrage stellte, 
ob man aus wichtiger Nothwendigkeit in Bejsug auf die Sacramente eine 
Regularkirche su einer Pfarrei erheben könnte, wurde geantwortet, dass die 
heilige Congregatiön der Ansicht sei, dass die Seelsorge auf eine Säcular- 
ldrche Übertragen werden sollte.“ 

Wenn der Bischof, indem er von der Befugniss Gebrauch macht, die 
ihm das Concil gewährt, als Delegirter des apostolischen Stuhles vorgeht, 
selbst in den Fällen, wo seine Autorität als Ordinarius competent wäre, so 
erlangt er viele wichtige Vorrechte, die geeignet sind, die Ausübung seiner 
Vollmacht su erleichtern.' Denn 1. ist es nicht nothwendig, dass der Rector 
der Mutterkirche sur Abtrennung einwillige; man muss ihn vorladen und 
anhören, aber seine Nichteinwilligung schwächt die Gültigkeit des Actes 
nicht. 2. In gewissen Fällen wird die Einstimmung des Kapitels keine 
wesentliche Bedingung ausmachen können. 3« Wenn der Rector oder das 
Kapitel gegen das bischöfliche Decret der Abtrennung und Errichtung an 
eine höhere Autorität appelliren, so wird diese Appellation, ohne suspensive 
Wirkung, die Ausführung nicht hemmen können. Das sind einige der Vor¬ 
rechte, die sich an die Eigenschaft eines apostolischen Delegirten knüpfen. 

Daher empfiehlt es Fagnan, klar aussudrücken, dass der Bischof so¬ 
wohl kraft seiner Ordinariatsgewalt, als auch als Delegirter des apostolischen 
Stahlen vorsugehen gedenke; denn wenn der Act nicht auf die eine Weise 
gültig ist, so wird er es auf die andere sein; der Ueberfluss von Vorsicht 
schadet nicht. Cum ex concilio Tridentino episcopus procedere possit ad 
erectionem novae parochiae etiam uti Sedis Apostolicae delegatus, sit cautus 
ut in decreto exprimat se procedere utraque potestate, ordinaria scilicet et 
delegata; nam si non valebit ex una, valebit ex altera, et abundans cautela 
non nocebit nec vitiabit adjectio supervacua. Oder er gehe gans einfach 
vor, ohne seine bischöfliche oder delegirte Gewalt aussudrücken. Denn wer 
eine doppelte Vollmacht besitst, von dem ist su denken, dass er von jener 
Gebrauch mache, die den Act gültig macht. Vel procedat simpliciter nulla 
facta expressione auctoritatis delegatae, vel ordinariae: nam duplicem pote- 
statem habens censetur ea usus, quae facit actum valere. Die Abtrennung 
eximirter Pfarreien endlich erfordert unerlässlich die ausdrückliche Erwäh¬ 
nung der delegirten Vollmacht, widrigenfalls der bischöfliche Act der Un¬ 
gültigkeit beinsichtigt würde. Vel demum exprimat se uti potestate de¬ 
legata, si procedat contra exemptos, alioquin si procederet jure ordinario, 
cum in eo casu non habeat nisi potestatem delegatam, erectio non valeret. 
Die delegirte Ermächtigung verletst die Exemption nicht, sie präjudicirt ihr 
in Nichts; die Acte, die daraus hervorgehen, können nicht gegen dieselbe 
aufgerufen werden. 
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3. Satz. Die Einwilligung des Kapitels ist gewiss erforderlich, wenn 
der Bischof aus seiner blossen gewöhnlichen Macht vorgeht. 

Mehrere Canonisten stellen die Einwilligung des Kapitels als eine wesent¬ 
liche Bedingung jeder Abtrennung auf. Das scheint einige Einschränkung 
su verdienen, wie man, nach Folgendem sehen wird. 

i 

Die NothWendigkeit dieser Einwilligung wird aus Stellen des Rechtes 
und der allgemeinen Lehre der Autoren bewiesen. Man pflegt den Canon 
Pastoralis de donationibus zu citiren, der die Genehmigung des Kapitels ver¬ 
langt; Consensus est sui capituli requirendus. Fagnan citirt für die näm¬ 
liche Ansicht mehrere alte Kanonisten. In der That erscheint die Theilung 
einer Pfarrei, die Abtrennung der der Mutterkirche gehörigen Einkünfte als 
eine Veräusserung der Sachen der Kirche; nun verbieten die heil. Canonen, 
irgend eine Veräusserung ohne die Einwilligung des Kapitels vorzunehmen; 
z. B. der grösste Theil der Decretalen, die man unter dem Titel: De bis 
- quae fiunt a praelatis sine consensu capituli: ebenso das Kapitel Dudum, de 
rebus ecclesiae non alienandis, im Sechsten. Da ferner die Vereinigung der ' 
Kirchen die Einwilligung des Kapitels erfordert, so muss ihre Abtrennung 
der nämlichen Bedingung unterworfen sein; die Stellen des Rechtes, welche 
die Intervention des Kapitels im ersten Falle verlangen, fordern sie natür¬ 
lich auch im zweiten. Man kann die Clementina Si una, unter dem näm¬ 
lichen Titel sehen. Folglich duldet das Recht der Decretalen keinen Zweifel. 
Die Schwierigkeit besteht darin, zu entscheiden, ob das Concijium von Trient 
daran nichts ändere. 

Obwohl man dafür hält, dass sich die im Anfänge des Decretes ausgedrückte 
Befugniss, in der Eigenschaft apostolischer Delegirten zu handeln, auch auf den 
folgenden Paragraph anwenden lasse, der sich auf Abtrennung der Pfarreien 
bezieht, so kann man jedoch bemerken, dass das Concilium, indem es sich 
auf die Decretale Alexanders III. beruft, die besagte Befugniss einzuschliessen 
scheine in die vom ’ Decretalenrechte vorgeschriebenen Einschränkungen. 
Dieses letztere verlangt die Einwilligung des Kapitels; daher scheint es, als 
werde die nämliche Bedingung im Decrete des Conciliums darunter mit ver¬ 
standen. Das 5. Kap. derselben 2t. Sitzung gibt den Bischöfen die Be- 
' fugniss, die Pfarrkirchen zu vereinigen, selbst in Eigenschaft apostolischer 
Delegirter, und doch entschied sich die heil. Congregation dahin, dass solches 
die Bischöfe nicht davon dispensire, die Einwilligung ihres Kapitels einzu¬ 
holen, weil das Concilium, wenn es ihnen auch die apostolische Delegation 
anvertraut, verlangt, dass die fraglichen Vereinigungen nach den juridischen 
Formalitäten, juxta formam juris, Statt finden sollen. Darum scheint, so 
scbliesst Fagnan, die Einwilligung des Kapitels alle Male erforderlich, wenn 
der Bischof zh einer Abtrennung vorschreitet, welche er vermöge seiner ge¬ 
wöhnlichen Vollmacht' vornehmen könnte, z. B. bei einer nicht eximirten 
Kirche. Aut procedit ad erectionem auctoritate ordinarfa in eo casu, in quo 
potest jure ordinario, puta in parochia non exempta, et tune censeo neces- 



sarium esse consensum capituli, sicqt erat ex jare veteri, cujus dispositionem 
hac in parte concilium Tridentinum non sustulit. 

Wenn hingegen die Abtrennung und Errichtung in einer eximirten, Re¬ 
gularpriestern unterworfenen Pfarrei bewerkstelliget werden, so ist, wie es 
scheint, der Bischof, als apostolischer Delegirter, nicht gehalten, das Kapitel 
su Rathe su sieben, und dieses hat kein Recht, sich darüber su beklagen, 
weil der Papst, dessen Functionen der Delegirte ausübt, keineswegs ver¬ 
pflichtet ist, diese Einwilligung einsuholen. ■ Ausser dem besonderen Falle 
einer eximirten Pfarrei wird die Einwilligung des Kapitels als eine wesent¬ 
liche Bedingung der Abtrennung eintreten. Solches ist die Entscheidung, su 
der sich Fagnan sichtbar genug hinneigt. Wenn man erwägt, dass der grösste 
Theil der Canonisten absolut die Intervention des Kapitels verlanget, ohne 
auch nur die Unterscheidung su machen, von der wir so eben sprachen, so 
muss man sugeben, dass in den gewöhnlichen Fällen die Ansicht Fagnan’s 
als gewiss genug erscheinen müsse. Wenn indessen diese Conclusionen nur 
auf Inductionen gegründet wären, die von einigen Privat-Auctoren herrühren, 
so würden wir Anstand nehmen, die Einwilligung des Kapitels als eine 
unerlässliche Bedingung der Abtrennung anzusehen, wegen der apostolischen 
Delegation, womit das Concilium von Trient die Bischöfe bekleidet. Es 
scheint somit die päpstliche Vollmacht in ihre Hände su legCn, und ihnen 
die Befugniss su geben, die Fülle der apostolischen Gewalt in den Fällen 
su entwickeln, die es erfordern. 

Diese Erwägung würde uns dahin führen, über die Nothwendigkeit der 
Intervention des Kapitels su sweifeln, ungeachtet der oben angeführten cano- 
nischen Inductionen, wenn nicht die Resolution der heil. Congregation des 
Conciliums in Besug auf die Vereinigung der Pfarreien kraft des Kap. 5. 
Bits. 21 vorhanden wäre. Denn dieses Decret ermächtiget die Bischöfe, 
diese Vereinigung su bewerkstelligen, selbst in Eigenschaft von Delegirten 
des heil. Stuhles $ und doch hat, nach dem Berichte Fagnans, die heil. Con- 
gregation erklärt, dass die Einwilligung des Kapitels erforderlich sei. Das 
scheint auch die Frage der Abtrennung absuschneiden, wo der Grund der 
nämliche su sein scheint. Das Recht widerstrebt weniger der Vereinigung 
als der Abtrennung der Pfarreien, wie der Cardinal de Luca bemerkt: „In 
parochialibus .minus est odibilis unio ratione paupertatis quam divisio vel dis- 
membratio (Summa de benef. n. 217). Da somit nach der oben angeführten 
Declaration die Einwilligung des Kapitels bei der Vereinigung erforderlich 
ist, so scheint sie es aus stärkerem Grunde auf für ihre Trennung su sein, 
ausgenommen die yon Fagnan dargestellten Einschränkungen. 

4. Satz. Der Rector der Pfarrei , die man abtrennen wiU, muss vorge- 
laden , und gerichtlich gehört werden. 

Obwohl die Abtrennung und Errichtung gegen seinen Willen vorge- 
nommen werden können, so muss man ihn nichts desto weniger, unter Strafe 



der Ungültigkeit vorladen und vernehmen. Dan beweinen mehrere canottisehe 
Dispositionen; das bestätiget die heil. Congregatioü des Concils. Nach dem 
Berichte Fagnans erklärte sie, dass die Unterlassung dieser Vorladung die 
Abtrennung annullire, und dass man nicht blos den Rector vorladen müsse, 
sondern auch alle anderen Interessirten: „Censuit Sacra Congregatio ad erec- 
tionem novae parochiae non esse procedendum aliter, quam citato rectore 
parochialis, intra cujus fines nova parochia fuerit erigenda; et ereotionem 
omissa hujusmodi citatione, ab ordinario factam nullius momenti existere. 
Nec tantum rectoris ecclesiae, sed etiam aliorum omnium, quorum interest, 

requiritur citatio. Unde quaerenti an requiratur Consensus rectoris. 

responsum est ad erectionem posse procedi etiam invito rectore, dum tarnen 
praecesserit citatio tarn ipsius quam omnium aliorum, quorum interest. Cae- 
terum etsi nulla videatur erectio ob defeetum citationis, tarnen si causae 
erigendi subessent, licere episcopo de novo erigere; ideo scribendum viciniori 
episcopo, ut se instrua^t de causis; quae si suberunt, peti poterit confirmatio 
a Sanctissimo (Fagnan. cap. ad Audientiam .)“ 

Die Canonisten sprechen sich allgemein im nämlichen Sinne aus; man 
hat weiter oben gesehen, was in dieser Hinsicht mehrere von denjenigen 
sagen, die wir citirt haben. Reiffenstuel bemerkt, dass man ex officio einen 
Vertheidiger aufstellen müsse, wenn die Pfarrei vacant ist, der bei dem ge¬ 
richtlichen Processe, zu dem die Abtrennung Anlass gibt, den Schutz ihrer 
Interessen auf sich nehme. Daraus folgt, dass die Befugniss, ungeachtet des 
Rectors ohne suspensive Appellation vorzuschreiten keineswegs davon dis- 
pensirt, ihn vorzuladen und anzuhören. Die Decretale ad Audientiam und 
das Decret des Conciliums von Trient setzen im Gegentheile diese Vorladung 
und diese Anzeigen voraus. Wie könnte der Bischof neue Pfarrkirchen etiam 
,invitis rectoribus errichten, wenn diese nicht in den Stand gesetzt wären, 
ihre Nichteinwilligung kund zu geben? Zu bemerken ist, dass die Vorladung 
eine legale sein muss, die Interessirten müssen gerichtlich vernommen werden; 
denn Geschäfte dieser Art gehören nicht zu denjenigen, die man admini¬ 
strativ verhandeln könnte, auf aussergerichtlichem Wege. Ebenso verlangen' 
die canonischen Ursachen der Abtrennung, durch legale Beweise constatfrt 
zu werden; daher muss die Vorladung und Vernehmung der Interessirten 
nach den gerichtlichen Formen Vorgehen. Wenn alle diese Dinge, sägt 
Fagnan', beobachtet sind, so muss man sie legal constatiren, einen Process 
aufsetzen: His omnibus observatis, et causa cognita in processum redactis, 
tuto poterit episcopus procedere ad erectionem novae parochiae, etiam in 
ecclesiis exemptorum. Alle canonischen Bedingungen der Errichtung müssen 
gesetzlich gerechtfertigt werden; die Behauptung des Ordinarius würde nicht 
genügen, wie es der Cardinal de Luca sagt: quodque omnia justificentur 
alias, quam per ipsius ordinarii assertionem, cui deferendum non est (Summa 
de benef.). An einer andern Stelle, wo er die Gültigkeit der Abtrennung 
untersucht, schliesst er in einem besonderen Falle negativ, weil die juridi¬ 
schen Acten das Vorhandensein der canonischen Ursachen nicht legal ton- 




31 


statiren: „Majorem ac forte insuperabilem difficultatem consistere dicebam in 
defecta causae, quae magis in hac materia probibitae alienationis attendenda 
videtur, non solum quia de iliius justificatione in actis non constabat, ut con- 
stare debebat, adeo nt non deferatur attestationibus ordinarii juxta deducta 
apud Othob, sed etiam quia constabat potius de exclusione causae, dum ista 
requiritur, ut sit talis, quod alias consuli non vaieat cum provisione ecclesiae 
adjutricis, et cappellani in ea residentis (Oise. 42 de paroch. n. 5.). Dies 
zeigt, dass man in dieser Materie juridisch vorgehen, die interessirten Par¬ 
teien vorladen, die Thatsachen und die Umstände die entweder die Abtren¬ 
nung oder die Errichtung einer Succursale verlangen, legal constatiren müsse. 

5. Satz. Man kam die Befugnies des Recurses an den heil. Stuhl oder 
an den Metropoliten nach Verschiedenheit der Fälle nicht anstreiten. 

Unter den oben angeführten Canonisten ist keiner, der das Recht, an 
ein höheres Tribunal zu appelliren, nicht anerkennt. Obwohl sie lehren, 
dass die Appellation nach der Decretale Alexanders ID. keine suspensive 
Wirkung habe, so ist der devolutive Recurs nichts desto weniger gestattet. 
Wir werden die oben gebrachten Zeugnisse nicht wiederholen, und wir fügen 
bloss bei, dass die Lehre der Autoren über diesen Gegenstand auf die ver¬ 
lässlichsten canonischen Texte und auf die allgemeine Praxis der Kirche 
gegründet ist, so, dass die gegenwärtige Behauptung gänzlich ausser dem 
Bereiche der Controverse steht. Schwieriger ist es, zu entscheiden, ob man 
sich an den Metropolitan-Gerichtshof wenden könne, oder ob es wohl noth- 
wendig sei, den Recurs vor den Papst selbst zu bringen, wegen der aposto¬ 
lischen Delegation, welche das Concilium von Trient den Bischöfen überträgt. 

Principiell kann man in allen Fällen an den Papst appelliren, mit Ueber- 
gehung der Zwischengerichtshöfe. Fagnan drückt sich folgender Weise aus: 
Die breviter, in omni casu posse appellari ad papam omisso medio. Das 
beweist er durch mehrere Rechtstexte; z. B. den Canon ad romanam 2 quaest 6; 
das Kap. Romana ecclesia im Sechsten; unter dem Titel der Appellationen, 
mit mehreren anderen Texten. Obwohl aber dieser directe Recurs an das 
Kirchenoberhaupt unter allen Umständen erlaubt ist, so kann man doch regel¬ 
mässig von bischöflichen Urtheilssprüchen an den Metropoliten appelliren. 
Es liegt wenig daran, dass der Bischof als Delegirter des apostolischen Stuhles 
vorgegangen sei. Diese Befugniss ist ihm ertheilt, damit er mit mehr Recht 
und Kraft gegen die von seiner Autorität eximirten und unmittelbar jener 
des heiligen Stuhles unterworfenen Regularen handeln könne; damit die Dele¬ 
gation hindere, die Exemtion zu verletzen, und keineswegs um das gemeine 
Recht zu ändern, das die Appellation dem Metropolitangerichte zuspricht. 
Wenn der Bischof zugleich mit gewöhnlichem und mit delegirtem Rechte 
vorgeht, wie bei der Abtrennung nicht eximirter Pfarreien, so kann man in 
einem solchen Falle und andern ähnlichen auch an den Metropoliten appel¬ 
liren. Wenn aber der Bischof nicht kraft seiner gewöhnlichen Autorität 
Vorgehen kann, %• B. gegen die Eximirten, über welche ihm nur als Dele- 
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girten des apostolischen Stuhles eine Action zusteht, dann muss die; Appel¬ 
lation nothwendig an den Papst gebracht werden. 

Die Resolutionen der heil. Congregation des Cohciliums bestätigen aus¬ 
drücklich diese nach der Verschiedenheit der Fälle verschiedenen Conclusionen. 
Man liest in Fagnan an der schon citirten Stelle: „Man fragte sich an, um 
su erfahren, ob man, wenn die Bischöfe als Delegirte des apostolischen 
Stuhles in den nicht unter ihrer gewöhnlichen Jurisdiction stehenden Rechts-' 
fallen vorgehen, an ein anderes Tribunal, als an den apostolischen Stuhl 
appelliren könnte? Die heil. Congregation urtheilte, dass man das nicht 
könne, und dass darin kein Präjudiz für die unteren Richter liege; dass der 
Bischof, wenn sich die delegirte Jurisdiction mit der gewöhnlichen verbinde, 
nicht, unter dem Vorwände dieser Delegation, der Jurisdiction des Metropoliten 
in den Fällen ausweichen könne, wo er die nämliche Gewalt und die näm-* 
liehen Rechte vor dem Concilium in Eigenschaft als Ordinarius besass. Daher 
diese merkwürdige Folgerung: Wenn der Bischof innerhalb der Grenzen 
einer den Regularen unterworfenen Pfarrei eine neue Pfarrei gründet, dann' 
wird man, wenn er seine Gewalt Übel anwendety nicht an den Metropoliten 
appelliren können aus dem Grunde, weil man, da der Bischof gegen die 
Eximirten nur mit dem Rechte der Delegation vorgehen kann, nothwendig 
wird an das Kirchenhaupt appelliren müssen; was sich von der devolutiven 
Appellation versteht, da die eigentlich sogenannte Appellation in der gegen¬ 
wärtigen Materie verboten.“ 

Es erübriget noch die hauptsächlichste Schwierigkeit unseres Gegen¬ 
standes zu behandeln, nämlich die canonischen Ursachen, die gesetzlich die, 
Abtrennung verlangen. Obwohl wir oben schon davon gesprochen haben, 
so wollen wir doch versuchen, einigen der Grundsätze, die wir ausgesprochen 
haben, mehr Kraft zu geben. 

6. Satz. Die Gültigkeit der Abtrennung Verlangt, dass die geistlichen 
Bedürfnisse der Bevölkerung nicht auf andere Weise befriediget werden 
können. 

Nach dem Zeugnisse Fagnans hat die heil. Congregation des Conciliums 
den Spruch gethan, dass der blosse Grund des Anwachsens der Bevölkerung, 
so dass ein einziger Rector nicht genüge, die heil. Sacramente zu spenden, 
und den göttlichen Cultus zu besorgen, die Errichtung einer neuen Pfarrei 
nicht erlaubt mache, ausser es seien auch die in der Constitution Ale¬ 
xanders IR., die mit den Worten ad Audientiam anfängt und vom Conc. 
von Trient c. 4, Sess. 21, Vers in iis vero erneuert wurde, ausgedrückten 
Bedingungen vorhanden. 

Im Falle einer überzahlreichen Bevölkerung muss der Bischof das im 
besagten Kap. 4 am Anfänge angezeigte Mittel anwenden, d. h. den Rector 
zwingen, so viele Priester aufzunehmen, als es braucht, um die Sacramente 
aussutheilen, und die Functionen des Cultus vorzunehmen. „Sacra Congre-t 




gatio ejusdem concilii interpres jampridem censuit ex ea sola causa, quod 
populus alicujns parochiae ädeo sit numerosus, ut unus rector non possit 
sufficere sacramentis ministrandis, et cultui divino peragendo, minime quidem 
licere ordinär io novam parochiam erigere, nisi et alia concurrant, quae ex- 
primuntur in constitutione Alexandri EQ. quae incipit ad Audientiam, et in- 
novatur decreto concilii c. 4, Sess, 21 vers. In iis vero. Sed ob magnum 
hujusmodi numerum debere ordinarium uti. remedio d. cap. 4 in 'princip. 
sei licet cogendo rectorem, ut sibi sacerdotes adjungat, quot sufficiant ad 
sacramenta exhibendä, et cultum divinum celebrandum. An autem quibus in 
causis ex decreto Concilii Sess. 21 cap. 4 potest episcopus novas parochias 
erigere, possit etiam loco erectionis faciendae certam partem populi separare 
ab antica parochia, et alteri commcdiori applicare, si vel exiguus numerus 
populi, vel inopia, vel alia causa impediat erigi novam parochiam; Respon- 
sum est non posse ex decreto Concilii.‘‘ 

Einige Canonistep glaubten, dass die Menge der Bevölkerung für sich 
allein die Errichtung einer neuen' Pfarrei legitimiren könnte. Sie stützten 
sich auf die alten Canonen, welche verordnen, Bischöfe aufzustellen, wenn 
die Menge der Bevölkerung angewachsen ist. Diese Ansicht muss der auten- 
ttschen Entscheidung weichen, die wir so eben ermähnt haben. So anerkennen 
die neuzeitigen {lanonisten allgemein den Grundsatz, um den es sich handelt, 
als einen der von der unbestreitbarsten Gewissheit gestützt ist. 

Das Nämliche muss man von jenen Fällen sagen, in denen ein Hilfs¬ 
mittel darin liegt, dass man einen oder mehrere Capläne an einer oder 
mehreren Hilfskirchen anstelle, ohne das Gebiet und die Bevölkerung der 
Pfarrei zu trennen. Dann muss man dieses Mittel anwenden, ohne zur Ab¬ 
trennung zu schreiten. Das Motiv der Unbequemlichkeit der Wege, die 
einen Theil der Bevölkerung hindert, leicht zur Pfarrkirche zu gelangen, 
kann für sich allein die Abtrennung nicht legitimiren, wenn man dafür Vor¬ 
sorge treffen kann durch Errichtung einer oder mehrerer Kapellen. Man 
liest in den Annotationen zpm Concilium von Trient vom Cardinal de Luca, 
dis. 16: „Quoties sola ratio exereti populi, vel incommoditatis itineris in 
aliquibus anni temporibus urgeat, adhuc absque necessitate procedendi ad 
hanc dismembrationem, seu diVisionem, quae alienationem redolet, ideoque 
regulariter prohibita est, recte consuli potest cum destinatione uniuA, vel 
planum inferiorum ecclesiarum, quae per territorium jam sparsae sint, ac 
existant, vel denuo construantur, cum deputatione vicariorum, seu coadjutorum, 
ut ita commodior sacramentorum, aliorumque divinorum administratio, prae- 
sertim infirmis, ac aliis, respective sequi valeat, non diminuta ecclesiae paro- 
chialis unitate, ac majestate, tarn circa numerum clericorum, et inservientium, 
quam circa populi majorem concursum, in aliquibus praesertim anni solemni- 
tatibus, dum cum praefato remedio recte consultum remanet, idemque ob- 
tinetur finis, vel resultat eflfectus,“ 

In der 42. Abhandlung de parochis entscheidet sich der nämliche Auctor 
gegen die Gültigkeit einer unter folgenden Umständen vorgenommenen Ab- 
Uoy’a Archiv für kalh. Kirchenreht. II. Band. 3 
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trennung. Ein Dorf der Diöcese Mailand, das mehrere abgesonderte Weiler 
in sich schloss, besass eine Pfarrkirche unter der Anrufung des heil. Lau¬ 
rentius und Michael, mit zwei Rectoren, von denen sich der eine Rector 
des Theiles des heil. Laurentius, und der andere jenes des heil. Michael 
nannte. Auf Verlangen der kleinen Weiler trennte sie der Ordinarius mit 
Einwilligung der beiden Rectoren ah, und errichtete eine neue Pfarrei, unter 
Anrufung des heil. Rochus. Einige fromme Anordnungen hatten zu diesem 
Zwecke stattgefunden. Ueber die Gültigkeit dieses Actes zu Rathe gezogen, 
urtheilte der Cardinal de Luca negativ, pro rei veritate, weil die erforder¬ 
lichen Feierlichkeiten und die candnischen Ursachen gleichfalls abgehen. In 
Bezug auf die: Ursachen der Abtrennung bemerkt er, dass die Acten, weit 
entfernt, sie zu beweisen, im Gegentheil ihr Nichtvorhandensein darthun. 
Diese Ursachen, fügt er bei, müssen der Art sein, dass man nicht auf an¬ 
dere Weise Vorsorgen jrönne durch Aufstellung einer Hilfskapelle und eines 
daselbst residirenden Caplanes. Das beweist, dass man, die gewöhnliche 
Seelsorge der alten Pfarrei und ihren Rectoren lassend, deren Ausübung dem 
Caplan der Hilfskirche anvertrauen konnte, wie man es in den vergan¬ 
genen Zeiten immer gemacht hat. Da die bestimmte Nothweiidigkeit der 
Abtrennung nicht vorhanden war, so schloss der Cardinal auf die Ungültigkeit 
der Errichtung. 

Die Nothwendigkeit ist also dasjenige, was die Abtrennung der Pfar¬ 
reien legitimirt. Von den Canonen verboten, wird sie nur unter der Ge¬ 
walt der Nothwendigkeit erlaubt. Diese die Zerreissung und Theilung der 
Beneficien verbietenden canonischen Verordnungen finden sich zum Tfreil 
unter dem Titel: De praebendis, in den Decretalen, Cap. Majoribus, Cap. 
Vacante, Cap. Cum Causam 8, 20, 36 des besagten Titels. Welches sind 
aber die Ursachen, die eine wirkliche Nothwendigkeit ausmachen? DasConcil 
von Trient zählt deren zwei auf: Die Entfernung der Bevölkerung in Bezug 
auf die Pfarrkirche, und die Schwierigkeit der Wege; diese zwei resumiren 
sich auf eine, nämlich auf die Schwierigkeit, zur Mutterkirche zu gelangen, 
um die Sacramente zu empfangen und dem Gottesdienste beizuwohnen. Die 
anderen Ursachen, wie die Entfernung, die Wildbäche und die Flüsse recht¬ 
fertigen die Errichtung eben so sehr, als sie die Schwierigkeit, wovon wir 
sprechen, erzeugen. 

Ueber diese Entfernung, über die Natur dieser Schwierigkeit lässt sich 
keine allgemeine Regel aufstellen; das wird der Klugheit des Richters, 
nach der Verschiedenheit der Umstände überlassen. Eine gewisse Entfernung 
wird die Abtrennung in gewissen Fallen nöthig machen, und in gewissen 
anderen nicht als hinreichend erachtet werden. Es gibt keine allgemeine 
Regel. In den Bemerkungen zum Concil von Trient vom Cardinal de Luca 
liest man: „In hoc autem certa regula generalis cuicumque casui applicabilis 
ntique statui non potest, ideoque manifestus error est illorum, qui cum ali- 
quibus S. Congregat. declarationibus, vel cum Rotae decisionibus, aut ali- 
quorum doctorum traditionibus, pro hujusmodi novq erectionp facienda, vel 
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depegsnda, in sola litwa procedunt, cum' sit potius quaestio nudi facti, ex 
singulorum casuuin particulari qualitate, ac individuis circumstantiis decidenda. 
Quoniam possunt simul Stare, ut in uno ca$u eadena populi multiplicitate, 
eademqüe distäntia, vel itineris asperitate, aliisque causis accedentibus, id 
denegandumsit, ac in altero concedendum, eo quia diversr mores regionis, 
vel major, seu minor contiguae paroehialis majestas, vel decor, in nno casu 
permittant, et in alio prohibcant.“ 

Die Grundsätze, die wir soeben aufgestellt haben, werden in den Re¬ 
solutionen der heiligen Congregation des Conciliums, die wir im folgenden 
Kapitel sammeln, ihre Bestätigung finden. Wir theilen cs in drei Paragraphen 
ab; der erste enthält einige Entscheidungen in Bezug auf die Hilfs -Vicare, 
die die Rectoren der zu zahlreichen Pfarreien beizuzichen verpflichtet sind. 
Der zweite Paragraph enthält die Entscheidungen, die sich auf die mit der 
Seelsorge in den Säcularkirchen beauftragten Capläne beziehen. Das dritte 
endlieh betrifft die eigentlich sogenannte Abtrennung, und zeigt eine Reihe 
von Fällen, in denen die heilige Congregation dazu ermächtigte. - 


III. Kapitel. 

Ausgewählte Resolutionen der heiligen Congregation des Conciliums. 

, ' $. 1. Hilfs- Vicare. ' 

I. Im 13. Bande des Thesaurus resolutionum p. 25 findet man eine 
Entscheidung bezüglich auf die Beiziehung von Hilfs-Vicaren, gemäss des 
ersten Theiles des Decretes Cap. 4. sess. 21 in dem Ooncil von Trient. 
Die Pfarrei des allerheiligsten Erlösers in der Diöeese T. hatte einen Erz¬ 
priester und zwei Vieare. Beim Tode des Erzpriesters verlangten die Be¬ 
wohner, die soeben ihre Kirche vergrössert hatten, für ihren Dienst acht 
Priester, die einen, um dem Erzpriester hei der Seelsorge beizustehen, die 
andern, um die Functionen des Cultus vorzunehmen. Sie behaupteten, dass 
die Einkünfte der Pfarrei zu ihrem Unterhalte genügten, und dass der An¬ 
wachs der Bevölkerung eine grössere Zahl von Hilfspriestern flir die Seel¬ 
sorge verlangte. Nachdem die heilige Congregation die Ansicht des Bischofes * 
vernommen hatte, so erachtete sie, dass Grund vorhanden wäre, zweiHilfs- 
eapläne zur Seelsorge mit 50 Ducaten Gehalt beizuziehen. Die Bevölkerung 
fiberschritt die Zahl von tausend Bewohnern. 

II. Das Sabinerland schliesst ein Dorf, Namens Canemorto, ein. Seine 
dem heiligen Nikolaus geweihte Kirche wurde 1582 zum beständigen Vi- 
cariate erhoben. Als sie der Cardinal-Bischof 1747 visitirte, so urtheilte 
er, dass man den Yicar durch einen anderen Priester unterstützen müsse, 
dass der die Pfründe-Einkünfte geniessende Abt von S. Maria in der Ebene 
innerhalb der Frist eines Monates die besagte Kirche mit einem Hilfspriester 
versehen solle, den Se. Eminenz der Ordinarius approbiren würde. Gegen 
dieses Decret reebrrirte der, die Pfründe-Einkünfte genicssende Abt an die 
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heilige Congregation deä Concils, Indem er auseinandersetzte, wie sich die 
Bevölkerung nicht so sehr vermehrt hätte, um die Beiziehung eines anderen 
Priesters absolut zu verlangen; übrigens stünde die Verpflichtung; ihn zu 
unterhalten ,* demjenigen zu, der aus seinem Dienste Yortheil und Bequem¬ 
lichkeit zöge. Der Bischof antwortete, dass die geistlichen Bedürfnisse ge¬ 
bieterisch einen, den Vicar unterstützenden Caplan verlangen; dass dieser 
Allem nicht genügen könne; dass Pfarrkinder ohne Sacramente. gestorben 
seien, während er andern die Sacramente spendete. Die Bevölkerung hatte 
sich von 170 auf 216. Familien vermehrt; von 870 auf 1030 Seelen. Die 
fixen Einkünfte des Vicariates überschritten 75 Scudi nicht; die ungewissen 
Einkünfte betrugen kaum 8 Scudi. Der Vicar konnte die Last nicht auf 
sich nehmen, den neuen Caplan zu erhalten, die reichen Einkünfte der Abtei 
sollten diesen Unterhalt bestreiten. 

Ueber diese Zwischenfalle machte der die Pfründe-Einkünfte geniessende 
Abt einen andern Vorschlag; nämlich, die Bedürfnisse der Pfarrangehörigen 
könnten auf eine andere Weise befriediget werden; nämlich durch die im 
Dorfe wohnenden Regular- und Säcularpriester, die es nicht ausschlügen, 
dem Pfarrer in Fällen der Dringlichkeit zu helfen. Ueber den Vorschlag 
zur Meinungsäusserung aufgefordert, bestand der Bischof auf der Nothwen- 
digkeit, dem Vicare einen Caplan beizugeben, wenn man nicht wolle, dass 
die Bevölkerung darunter leide; man könnte weder auf die, übrigens in 
kleiner Anzahl sich vorfindenden Regularen rechnen, die dem Pfarrer keine 
Hilfe leisteten, und auch sie zu leisten nicht verpflichtet wären; nodh auf 
die Versprechungen der Säcularpriester, die, falls sie sich nachlässig zeigten, 
ihre Hilfe zu leisten, wenn sie gerufen würden, vom Bischöfe nfcht zu¬ 
rechtgewiesen werden könnten, weil sie sich keine Verpflichtung aufge¬ 
laden hätten, und den Pfarrer nur freiwillig und aus guten Stücken unter- 
stützeten. 

Als die Streitsache vor die heilige Congregation gebracht wurde, So 
machte der Fiscal-Promotor alle in den beiden Briefen des Bischofes über 
die Nothwendigkeit der Aufstellung eines Caplans enthaltenen Gründe geltend. 
Er fügte bei, dass der Gehalt dieses Caplanes vom Abte von S. Maria, dem 
eigentlichen Pfarrer und Rector der Kirche, bestritten werden müsse, indem 
der Vicar nur einfach die Seelsorge habe, mit einem fixen oder ungewissen 
Einkommen, das nicht einmal den von den canonischen Gesetzen festgesetzten 
Betrag erreiche. Daran liegt wenig, schloss der Fiscal-Promotor, ob dieSe 
Last auf den vorhergehenden Aebten von S. Maria gelastet habe. Die Ge¬ 
wohnheit thue hierin nichts. Die Last fange mit der Vermehrung der Be¬ 
völkerung an. Da diese ehemals geringer gewesen sei, so sei es nicht zu 
erstaunen , dass die Aebte nicht verhalten worden seien, Caplänen einen Ge¬ 
halt auszusetzen, deren Beiziehung noch nicht nothwendig gewesen sei. 

Folgendes war die Ansicht der heiligen Congregation. Sie antwortete 
bejahend auf folgende Zweifel: 1. An sit locus appositioni capellani curat» 
in casu? Et quatenus affirmative, 2« An decretum factum in sacra Visitation« 
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per Ernum. Episcopum Sabinen, sit exequendum in casu? Affirmative ad 
utrumque. (Thes. Resol. tom. 20. p. 112.) 

IQ. Als der Bischof von N. die Visitation der Diöcese vornahm, so 
fand er in der Stadt S. B. die Seelsorge sechs Monate von einem Priester 
unter dem Namen Erzpriester, and die sechs anderen von einem amoviblen 
Caplane aasgeübt, den der Schatzmeister der Cathedrale ernannte. Man 
nannte die Pfarrei eine, mit dieser Würde verbundene. Der Kirchenfürat 
erkannte die wichtigen Unzukömmlichkeiten bei einem solchen Systeme, and 
erliess ein Decret, das .vorschrieb, für die Zukunft einen ständigen ,Vicar 
statt .eines amoviblen Caplanes zu ernennen. 

Dieses Decret gab zu einer Controverse Anlass, und der Rechtshandel 
wurde vor die heilige Congregation des Concils gebracht. Der Fiscal-Pro- 
motor machte die Rechte des Decretes geltend, indem er sagte, dass die 
Vereinigung eines Theties der Pfarrkirche nicht constatirt sei, dass man das 
Instrument nicht vorzeige, und dass man dafür weder die unvordenkliche 
Gepflogenheit, noch die von 40 Jahren mit einem Rechtstitel dafür habe. 
Er fügte bei, dass selbst unter der Voraussetzung, die Vereinigung läge 
klar vor, das bischöfliche Decret über die Aufstellung des ständigen Vicars 
nichtsdestoweniger in Kraft bliebe, nach dem Kap 7 Sess. 7 des Conciliums 
von Trient: Ut peridoneos vicarios etiam perpetuos etc. 

Die heilige Congregation, obgleich sie erachtete, dass die Vereinigung 
der .Pfarrei mit dem Schatzmeister nicht constatirt sei, ratificirte doch das 
Decret des Ordinarius über die Errichtung eines ständigen Vicariates nicht. 
Sie wollte, dass„ der Erzpriester die Seelsorge während des ganzen Jahres 
ausüben sollte, indem er sich von einem Caplan helfen Hesse. Episcopus 
per modum provisionis mandet, ut archipresbyter per totum annum exerceat 
curam animarum, et deputet capellanum coadjutorem cum solario ab eodem 
episcopo statuendo sumptibus thesaurarii. Als die Sache zum. zweiten Male 
vorgelegt wurde, untersuchte die heilige Congregation die Rechtstitel des 
Canonikers Schatzmeisters auf die Pfarrei St. Blasius, und' bestätigte ihre 
frühere Resolution über die Ausübung der Seelsorge durch einen Erzpriester 
während des ganzen Laufes des Jahres, mit Hilfe eines vom Schatzmeister 
unterhaltenen und ernannten Caplanes. Ad Archipresbyterum pertinere totam 
eurem animarum per totum annum, et deputandum esse in ejus aüxilium 
capellanum' coadjutorem sacerdötem a thesaurario nominandum , et ab epis¬ 
copo praevio examine apprpbandum, statuta eidem per episcopum congrua ex 
redditibus thesaurarii, et amplius. 

>• IV. Das System der Amovibilität, das im Allgemeinen über die Hilfs¬ 
priester waltet, gibt za einigen Controversen Anlass. Im 31. Bande p. 155 
des thesaurus resolutionum der heiligen Congregation des Conciliums lesen 
wir ein sehr lehrreiches Beispiel. Ein Pfarrer der Diöcese von Ascoli re- 
currirte an sie, um nicht gezwungen zu werden, die Ausübung der Seelsorge, 
die er persönlich und mittelst seines Vicars erfüllte, verlassen zu müssen. 
Es hatte näntQch der Ordinarius, in der Absicht, grossen Unzukömmlichkeiten 



38 


fthzuhelfen, den besagten Yicar abgesetst, und Selbst einen andern ernannt, 
den die Synodal-Examinatoren für die Seelsorge tauglich erachteten. 

Daraus erfolgte ein Process vor der heiligen Congregation des Concils. 
Der Fiscalpromotor, indem er die Rcchtsgrüude au Gunsten der vom "Ordi¬ 
narius ergriffenen Massregel geltend machte, sagte, dass man über die Ur¬ 
sachen , die die Abberufung des Caplans motivirt haben, keine Untersuchung 
zu pflegen habe. Das Urtheil des Bischofes genüge kl einem solchen Falle. 
Er habe die Vollmacht, die Curat-Vicare ex informata conscientia abzube¬ 
rufen, selbst wenn sie von eximirten Regularen in solche Pfarreien abge¬ 
ordnet seien, die von ihnen abhängen, ohne dass er verpflichtet sei, den 
Regular-Oberen den Beweggrund der Abberufung kund zu thun und sic zu 
rechtfertigen. (Constitution Firmandis von Benedict XIV.) Wenn man aber 
eine gerechte Ursache verlange, die die Wegschickung des Caplanes motivirt 
habe, so rechtfertige sie seine Aufführung vollkommen. Continuo vagans, 
negligens in expositione Evangelii et doctrinae christianac diebus festis; quod- 
que moribundem reliquerit sine assistentia: populo semel commodum audiendi 
sacrum ademerit die dominico missam non celebrando: lampadem extinctant 
retinuerit ante tabernacnlum, licet a populo necessarium oleum accepisset. 
■— Der Promotor legt andere Zeugnisse des Kanzlers gegen besagten Caplan 
vor, nämlich dass die Concursacten bei den Pfarrkirchen itieht beweisen* 
dass er je zur Seelsorge approbirt worden sei, dass man ibir mehr als ein¬ 
mal bei der bischöflichen Curia wegen Streitigkeiten angeklagt habe. Darum 
erachtet der Promotor, die Abberufung sei vom Bischöfe gerechter Weise 
ausgesprochen worden, da er verpflichtet sei, die Seelsorge solchen Hirten 
anzuvertrauen, die geeignet seien, sie zu erfüllen; vorzüglich da es sich 
nicht um einen mit der Seelsorge betrauten Vicar, sondern nur um einen 
einfachen Hilfscaplan handle, den man ohne Ursache, etian) sine causa ab¬ 
berufen könne. Zu bemerken ist, dass Pompouius (der fragliche Caplan) 
einfach ermächtigt worden war, Beichte zu hören. Der Bischof habe ihn nie 
nach einCm Examen approbirt, um v die Seelsorge auszuüben; eine Approbation, 
welche diese Capläne oder Coadjutoren und zeitweiligen Vicare, die die 
Pfarrer ernennen und nehmen, nothwendig erhalten müssen; nach der Con¬ 
stitution Apostolici ministerii von Innocenz XII, bestätiget von Benedict XIII» 
in der Bulle „In Supremo u in Folge des römischen Conciliums vom Jahre 1725. 
Diese päpstlichen Dispositionen stellten sich dem entgegen, dass Pomponius 
ohne die Approbation des Bischofes die Seelsorge ausübe; um desto mehr, 
da ihm der Bischof die Vollmacht, Beichte zu hören, entzogen habe» 

Daraus folge, sohliesst der Promoter, dass die Abberufüng des Pom¬ 
ponius unangreifbar sei. Ebenso sei es mit der Abordnung des neuen 
Caplanes. In der That, da sich der Pfarrer geweigert hatte, sich in der 
vom Ordinarius angewiesenen Zeitfrist einen anderen Vicar zu wählen, habe 
der Bischof einen Coadjutor aufstellen müssen, den das vorgerückte Alter 
des Rectors, die Lage der Ortschaften, die Entfernung des Sitzes des Pfarrers 
unerlässlich machen. Es sei hier nicht die übergroese Menge der Betöl- 



39 


kerung, die die Belziebung eines Priesters gem&ss dem Kap. 4 Sess. 21 im 
Concil tob Trient verlange; das Unvermögen des 77 Jahre alten Pfarrers, 
seine Kränklichkeiten, seine Taubheit, die ihn hindere, die Beichten zu 
hören, machen einen Coadjutor gemäss dem Kap. 6 der 21. Sitzung noth- 
wendig. Nun stehe in diesem letzten Falle die Ernennung dem Bischöfe zu, 
und seine Decrcte seien ungeachtet der Appellation ausführbar. (Const. Ad 
militantis von Benedict XIV. §.12.) 

Folgendes ist die Antwort des Pfarrers. Er sucht seinen Caplan von 
den Beschuldigungen zu reinigen, die ihm entgegengehalten werden, indem er 
zuerst bemerkt, dass die Zeugnisse der Kanzlei mit der Vortage des Pro- 
cesses begleitet sein sollten, ohne welche alle diese Certificate nichts be¬ 
weisen ; indem er nachher das Zeugniss beinahe der ganzen Bevölkerung 
entgegen stellt, die seinen guten Ruf und seine Tauglichkeit bezeugt; und in¬ 
dem er endlich die Thatsache der Vollmachten geltend macht, die Beichten 
zu hören, die ihm die Bischöfe hintereinander gegeben haben. Eine Frau 
SCI ohne Säeramente gestorben, weil sie votti Schlagflusse getroffen worden 
sei. Es sei falsch, dass es der Caplan vernachlässigt habe, an einem Fest¬ 
tage die Messe zu lesen, denn er habe einen anderen Priester da gelassen, 
der ihn vertreten habe. Daher behauptet der Pfarrer, dass man diesen Caplan 
nicht willkürlich abrufen könne, um dafür einen anderen zu ernennen. Es 
stehe ihm zu, die flir die Seelsorge nothwendigen Priester aufzunehmen, 
gemäss dem Concil von Trient Kap. 4, Sitzung 21, dessen Disposition be¬ 
folgt werden müsse, statt jener wovon im 6. Kapitel der nämlichen Sitzung 
gesprochen werde. Denn man habe hier keinen uhunterrichteten, unfähigen, 
schuldbeladenen Pfarrer. Da ferner eine Abberufung unter dem Vorwände 
von Verbrechen infamirend sei,, so dürfe sie nicht ohne ( concludirende Be¬ 
weise dieser Verbrechen vorgenommen werden, die Controverse betreffe 
keineswegs die Aufstellung eines Coadjutors bei einem unfähigen Pfarrer; 
sie beziehe sich auf die Abberufung eines Caplans, den der Pfarrer schon 
seit zwölf Jahren habe; und auf die Abordnung eines anderen Caplans; was 
nicht stattfinden könne mit Missachtung der seit der Einleitung des Recurses 
an den heiligen Stuhl, an den Ordinarius gerichteten Verwahrungen; um,desto 
mehr, da man nicht auf dem Wege einer provisorischen Abordnung eines 
einstweiligen Substituten vorgeschritten sei, welche Abordnung keinen Auf¬ 
schub dulde, w r enn die Nothwendigkeit, für die Seelsorge Vorsorge zu treffet), 
es so wolle; man sei aber auf dem Wege der absolaten Abordnung eines 
neuen Caplans gegen den Willen des schon seit langen Jahren mit einem 
Coadjntor versehenen Rectors vorgegangen: v 

„Quo circa defendit (parothus) haud lieuisse episcopo capellanum pro¬ 
prio arbitrio removere, et alium deputare; tarn quia ad ipsum parochum 
spectat ministros sibi necessarios ad enram animarum assumere, ad formäm 
Cap. 4, Sess. 21 de reform. cujus censuram sequendam esse contendit, non 
autem iHam Cap. 6 ejusdein Sess. 21, cum non agatur de parofcho illiterato, 
inhabili, aut ernninoso; tum iüsnper quia remotio sub praetextü deüctorum, 
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cum irroget infamiam, fieri nequit sine eoncludenti illorum probatjone. Atque 
attentata esse disputat, quaecumque ab episcopo gesta sunt in hac causa post 
recursum habitum ad henc Sacram Congregationem, quia controvcrsia erat 
non de coadjutore constituendo parocho inhabili, red de remotione capellani 
per duodennium retenti, et de alterius deputatione, quae fieri non poterat 
tumultuarie, et cum spretu inhibitionum. Potissimum, quiaprocessum non 
fuit per modum provisionalis deputationis interini substituti, quae rctardari 
nequit, ubi eam exigat necessitas providendi curae animarum, sed per modum 
absolutae deputationis novi capellani curati, contra voluntatem parochi jam 
de antiquo coadjutore provisn“ 

Das Urtheil der heiligen Congregation sprach die Ungültigkeit dessen 
aus, was geschehen war, indem es jedoch die Abberufung des Caplans dem 
Gewissen des Bischofes iiberliess, und ihm vorschrieb, dem Pfarrer eine 
Frist festzustellen, um sich einen neuen Caplan zu wählen, der die Approv 
bation des Kirchen fürsten verdiente, Folgen die Zweifel und die Resolution.. 
1, An sit locus remotioni capellani, ita ut devenicndum sit ad electionem 
novi capellani curati? II. An constet de attentatis, et quomodo sint pur- 
ganda in casu etc. Ad primum, arbitrio et conscientiae episcopi; et in casu 
denegatae reintegrationis Pomponii, episcopus praefigat terminum parocho ad 
eligendum alium capellanum ab eodem episcopo approbandum: et ad mentepa 
et amplius. Ad secundum, affirmative, per viam nullitatis, et amplius. (Thes. 
resolut, tom. 32, p. 27.) 

5. Da die Pfarrkirche von St. Marino, in der Stadt und Republik 
gleichen Namens den Einsturz drohte, und auch sonst die beträchtlich anr 
gewachsene Bevölkerung nicht mehr aufnehmen konnte, so Briefen die Con- 
suln der Republik in ihrer tiefen Pietät gegen ihren Schutzheiligen den 
Senat, und beschlossen unter dem 17. April 1825 den Wiederaufbau der 
Kirche auf Kosten des öffentlichen Schatzes, nach grossartigeren und präch¬ 
tigeren Verhältöissen als früher. In der Voraussicht, dass ,derSchatz nicht 
die ganze Ausgabe bestreiten könnte, erlangten sie von Leo XII., dass die 
bei mehreren Kirchen der Republik vorhandenen frommen Vermächtnisse 
zum Theil zu diesem Zwecke verwendet werden dürften. Man schritt im 
Jahre 1826 mit Genehmigung des Ordinarius ans Werk. Zwölf Arbeitsjahre 
Hessen ein prächtiges Gebäude emporsteigen, das vierzig tausend Scudi ko¬ 
stete, von denen zwei und zwanzig tausend wirklich vom öffentlichen Schatze 
geliefert wurden, achtzehn tausend kamen von den frommen Vermächtnissen. 

Bei dem 1844 erfolgten Tode des Erzpriesters sprachen die Consuln das 
Recht an, den Pfarrer zu ernennen, entweder weil die fleissige Erhaltung 
der alten Kirche, oder der vom Fundamente aus geführte Bau der neuen 
ihnen das Recht des Patronates erworben Jiake, und im Falle dieser Titel 
nicht ausreichend erkannt würde, ersuchten sie den Papst, ihnen durch ein 
Privilegium die Präsentation des Pfarrers gewähren zu wollen. 

Die Angelegenheit wurde , am 5. September 1846 vqr die heilige Con¬ 
gregation des Conciliums gebracht. Da sie der Ansicht war, das von der 



41 


Republik angesprochene Patronatsrecht liege nickt Idar vor, so artheilte sie, 
dass Grund vorhanden sei, ihr dessen Privilegium ad formam patronatus 
ecqlesiastici, et- seryatis conditionibus ab episcopo propositis .su gewähren. 
Die erste dieser Bedingungen, besiiglich auf das Examen der Kandidaten, 
welche die Republik kraft ihres indultes Vorschlägen würde, wurde d,urck 
die Ausdrücke. abgeechpittcn, in denen dieses abgefasst war; indem die 
heilige Congregatjon wollte, dass man die Regeln der kirchlichen Patronate 
befolgte, schrieb sie bei jeder Vacanz der,Pfarrei den Concurs vor, und die 
Republik sollte den würdigsten der approbirten Kandidaten wählen. Der 
Bischof hatte anfänglich vorgeschlagen, den Kandidaten einem schriftlichen 
Examen su unterziehen. Das erlitt aber ziemlich ernstliche Schwierigkeiten, 
die der Secretär der Congregation in seinem Berichte bezeichnete. . -Wenn 
das Patronat von Laien ausgeübt werden solle, so könne der Kandidat nur 
zu einem mündlichen Examen verhalten werden, während dem steh das 
schriftliche und Concursexamen auf das durch Privilegium erlangte Patronat 
erstrecke. Der Secretär maehte folgende Bemerkungen: 

„Cum hujusmodi pericidum (examen in scriptis) nonnisi in examine 
ad formam concursus adhiberi soleat ex litteris encyclicis Clementis XI., et 
Const. Bened. XIV. Cum illud 14. decembr. 1742, injuste quidem illud sub- 
ire cogeretüf, qui utpote a laicis praesentatus, suae scientiae specimen verbo 
tantum, non in forma concursus exhibere debet, veluti de mente Concilii 
Tridentini Sess. 7, cap. 13, Sess. 24, cap. 18, Sess. 25, cap. 9 pluries 
resolvisse S. Congregationem advertit Gonzales ad reg. de mens, gloss. 6 
num. 134. Sicuti vero quoad praesentatos a laicis in vim patronatus ex 
privilegio adempti rediret necessitas examinis in forma concursus, Gonzalez 
eadem gloss. 6 n. 137. Vivian, de jurep. part. 2, lib. 10, Cap. I, n. 69, 
ita quoties ex consimili jurepatronatus respublica praesentaret, toties peri- 
clitandi in scriptis praesentatum copiam haberet episcopus.“ Die Nothwen- 
digkeit des Concurses gehe aus der Ertheilung des Privilegiums kraft apo¬ 
stolischer Autorität hervor; da ihn aber die heilige Congregation noch aus¬ 
drücklicher vorschreiben wollte, so bestimmte sie, dass der Republik das 
Patronat nach den Formen der kirchlichen Patronate, dem Concurse unter¬ 
worfen, wie die Pfarreien freier Vergebung gewährt werden solle. 

Die anderen Bedingungen, die der Ordinarius vorschlug, waren fol¬ 
gende: 1. Der Pfarrer wird den freien Besitz und den freien Gebrauch der 
Kirche haben, sowohl um die Säeramente zu verwalten, als um den,Gottes¬ 
dienst zu halten and die andern pfarrlichen Rechte, auszuüben. 2. Die Consuln 
und der Senat werden sich aller Einmischung in die Gottesdienstordnung 
der Kirche enthalten; das wird ausschliesslich dem Pfarrer zukommen; 3. die 
Republik verpflichtet sich für immer, die Kirche zu unterhalten. 4. Sie wird 
den Pfarrhof in kürzester Frist neu bauen. 5. Endlich wird sich der Erz¬ 
priester prq tempore zwei Capläne beiziehen und bezahlen müssen, die ihn 
bei den pfarrlichen Verrichtungen unterstützen. 
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A. Am 27. Juli 1850 erliess die heilige Congregatfon ihren definitiven 
Entscheid über den Vorschlag des Bischofes von C. bezüglich der Errichtung 
von mehreren Caplaneien in zwei Städten seiner Diöcese. Da dei* Kirchen¬ 
fürst den Reichthnm der Erträgnisse sah, so hegte er seit langer Zeit schon den 
Plan, durch Erhebung diesen Kirchen zu Reccptiz-Kirchen den Cultus zu ver¬ 
mehren. Die Einkünfte der zwei ersteren, in der nämlichen Stadt gelegen, 
stiegen im Gesammlbetrage, alle Lasten abgezogen, auf 940 Dukaten. Der 
hochw. Bischof war der Ansicht, dass man daselbst zwei Rectoren oder 
Würdenträger aufstellen könnte, die die Seelsorge versähen, hernach zwei 
höhere Helfer, die den Pfarrern unmittelbar beistünden; endlich sechs andere 
niedere Helfer, die im Falle der Nothwendigkeit ihre Mithilfe leisten würden. 

Da die andere Kirche mehr als 500 Dukaten Einkommen hatte, die voh 
der Commune und von den Verwaltern der in der gleichen Pfarre erbauten 
heiligen Sacramentskapelle geleisteten Unterstützungen mit eingerechnet, so 
dachte der Kirchenfürst, dass man, ausser dem Erzpriester und dem die 
Functionen eines Coadjutors der Seelsorge vomehmenden höheren Helfer, 
sechs niedere Helfer aufstellen könnte, verpachtet, dem Pfarrer im Falle 
der Nothwendigkeit beizustchen. Ungeachtet der Abtrennung der Einkünfte 
fuhren die Erzpriester fort, ausser den Stolgebühren ihren Congrua-Antheil 
von hundert Dukaten zu besitzen. Daher begehrte der hochw. Bischof die 
nothwendigen und zweckmässigen Vollmachten, um zu der projectirten Errich¬ 
tung der Receptiz- Kirchen schreiten zu können. 

Die zwqi Pfarreien von M. waren vacant. Sobald der Pfarrer von C. 
vom Vorhaben Kenntniss erlangt hatte, so erhob er Einwendung, vorzüglich 
aus dem Grunde, weil die Einkünfte nicht immer die gleichen sein könnten, 
und weil die Commune und die Bruderschaft des heiligsten Sacramentes,. die 
der vorgehabten Errichtung entgegen seien, die gewohnten Subventionen ent¬ 
ziehen könnten. 

Die Angelegenheit wurde durch Summaria precum in der Sitzung vom 
29. Jänner 1848 vorgelegt. Ihre Eminenzen die Cardinäle erachteten die 
Rechtssache einer grösseren Untersuchung würdig, und antworteten: Dilata, 
et iterum audito episcopo juxta mentem, ponatur in folio. Ihr Gedanke 
war, dass der Bischof vorzüglich die Gemeinde von C. und die Verwalter 
des heiligsten Sacramentes anhören solle; dass er angäbe, was sie all¬ 
jährlich der Pfarrei oder dem Pfarrer geben ; dass er ihre Einwilligung 
zur Abtrennung der Pfarreinkünfte, oder die Beweggründe der Weigerung 
schriftlich einhole. Der Prälat antwortete dadurch, dass er die Einwilligung 
von sechs in C. domicilirten Priestern einsendete, die er als mit der Ver¬ 
waltung der Kapelle des heiligsten Sacramentes beauftragt erklärte; item, 
diejenige der Decurionen, die gleichfalls zur Errichtung der Receptiz-Kirche 
einwilligten, vorausgesetzt, dass man den Betheiligten hinreichende Einkünfte 
zuwiese. In Bezug auf die jährlichen Subventionen versicherte der Bischof, 
dass sie keineswegs Zu dem Congrua-Antheil des Pfarrers gehörten, der einzig 
aus den reichen Revenuen der Pfärrei flösse» Diese Subventionen, Stt ge- 



wissen besonderen Gottesdiensten für die Erhaltung des Coitus bestimmt* 
erbeben sich quf 128 Dukaten. 

Nach diesen Zwischenfällen brach die Revolution aus. Der Bischof 
recurrirtc an Se. Heiligkeit zu Gaeta, indem er nachsuchte, es möchte die 
Errichtung der Receptiz - Kirchen in der Fälle Ihrer apostolischen Macht 
autorisirt werden. Er erhielt zur Antwort, die Gemeinde und den Pfarrer 
von C. schriftlich zu vernehmen; erkennen zu lassen, ob die Einwilligung 
der Commune zur Abtrennung der Revenuen amtlich hergegeben worden sei, 
mit den gewöhnlichen Förmlichkeiten, frei, ohne sich irgend ein Recht der 
Ernennung vorzubehälten, sei es auf die Participationen, sei es auf die 
ständigen kirchlichen Caplaneien, die man mit der Verpflichtung des Chores 
tmd jener, dem Pfarrer zu helfen, errichten könnte. 

Der heilige Vater War wieder nach Rom eingezogen, als der Bischof 
seine Antwort einsendete. Er erklärte, dass er der Errichtung von Receptiz- 
Kirchen entsage, und zur jener von ständigen und kirchlichen Caplaneien 
einwillige. Er übersendete auch den amtlichen Entschluss beider Communert 
und ihre Einwilligung zur Abtrennung der Einkünfte, behufs der Errichtung 
von kirchlichen Caplaneien, ohne sich irgend ein Ernennungsrecht vorzube¬ 
halten. Der Pfarrer von C. fuhr indessen fort, die lebhafteste Opposition 
kund zu geben. 

Rechtsgründe. Die Theilung einer Pfarrei, die Abtrennung ihrer Güter 
ist rechtlich nicht erlaubt, ohne die evidente* bestimmte, absolute NothWen¬ 
digkeit,. der man nur durch die Abtrennung abhelfen kann. Das Concil von 
Trtebt Schreibt ZWftf vor, Beneficien zu unterdrücken, um neue Pfarreien Za 
errichten. Nirgends aber spricht es davon, dass man Pfarreien abtrenne, 
um Beneficien zu stiften. Wenn das 4. Kapitel der 21. Sitzung die Ab¬ 
trennung billiget, so geschieht das dann, wenn die Entfernung und die 
Rauhigkeit der Wege die Errichtung neuer Pfarreien fordern. Es braucht 
weiters die Einwilligung des Rectors. Nun widersefzt sich dieser, von einer 
Einwilligung weit entfernt, der Abtrennung mit aller Gewalt. 1. Würden 
die Einkünfte der Pfarrei ganz unzureichend. 2* Verlöre der Pfarrer die 
freie Verwaltung seiner Güter, indem er sie irgend einem Procurator über¬ 
lassen müsste. 3. Endlich könnten mit der Zeit die Subventionen der Ge¬ 
meinde die Gefahr entstehen lassen, die ganze Stiftung zu laidiren. 4. Sei 
es »ehr zweifelhaft, ob die Hilfspriester im Stande wären, in der Seelsorge 
Hilfe za leisten. 

Andererseits ermächtigen die heiligen Canonen zur Abtrennung der 
Pfarrbeneficien, wenn es irgend eine gerechte Ursache verlangt. Nun ist 
es hier die Vermehrung des göttlichen Cultus, die den Nutzen und die Noth- 
weüdigkeit der Kirche betrifft. Die Pfarreien, um deren Abtrennung es sich 
handelt, haben Ueberschuss an Einkünften, so dass jeder Pfarrer auch nach 
Errichtung der Caplaneien seinen vollen Congrua-Antheil beibchalten wird. 
Diese Abtrennung* weit entfernt* eine Veräusserung sh sein, wird eine ein- 
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fache Umwandlung zu einem anderen frommen Gebrauche bewirken. Die 
Sache des göttlichen Cultus mnss über die übrigens auf leichte Beweggründe 
gestützte Nichteinwilligung des Rectors den Sieg davon tragen. 

1. Die künftigen Capläne werden in der Seelsorge, die für einen ein¬ 
igen, mit 2500 Pfarrkihdern belasteten Rector zu schwer ist, mitwirken. 
2. Der vom Klerus erwählte Procurator wird sein Vertrauen, verdienen. 
2. Die Subventionen der Gemeinde weit entfernt, freiwillig zu sein, kommen 
von im Concordate stipulirten Verpflichtungen her; sind' zur Unterhaltung 
des Cultjis und.der Coadjutoren bestimmt. .Die Errichtungsacte wird eigens 
die Summe ermähnen, welche -die -Commune leisten wird, und die Güter, 
welche die Kirche zur Stiftung beibringt. 4. Mehr als Ein künftiger Caplan 
ist geeignet, die Seelsorge auszuüben; — In Bezug auf die damals vacanten 
Pfarreien von M. machte Niemand eine Einwendung gegen die Abtrennung. 

Der Vorschlag fand einen ungünstigen Urtheilsspruch. An et quomodo 
annuendum sit precibus episcopi C. in casu. Sacra Congregatio die 17. Julii 
1850: Negative salvo jure episcopi in vacationibus injungendi parochis onus 
manutenendi, si opus fuerit, unum vel alterum eoadjutorem. 


RechtsfUUe. 

Ehereehtafragen bet der hl. Congregation den Coneiilums wen 
Trient zwischen 1844. und 4859. 

(Aus den Analecta. Juris Pontificii. Januar 1854. p. 698.) 

Gar viele Eheprocesse sind in diesen zehn Jahren vor die bl. Con- 
gregation des Concils entweder auf dem Wege der Appellation oder di- 
recte gebracht worden. Die dem hl. Stuhle vorbehaltenen Gegenstände, wie 
die Dispensen matrimonii rati et non consummati, müssen in der Thät geradezu 
nach Rom gebracht werden. Die Hindernisse, welche die bürgerlichen Ge¬ 
setze in einigen Ländern der Ausübung der kirchlichen Jurisdiction legen, 
zwingen geradezu in vielen Rechtshändeln so vorzugehen, die ohne' dieses 
in erster Instanz vor dem Gerichte des' Ordinarius abgeurtheilt würden, vor¬ 
behaltlich der Apellation an den Metropoliten und an den Papst. Endlich 
kommt es mehr als einmal vor, dass sich die interessirten Parteien ver¬ 
ständigen, sich direct an den hl. Stuhl zu wenden, und dass sie die vor¬ 
teilhafte Procedur der Congregationen ansprechen. >• •: > 

Wir unternehmen es nicht, alle Ehefragen zu sammeln, welehe die hl, 
Congregation des Conciliums in diesen zehn Jahren abgeurtheilt hat. Wir 
haben daraus einige gewählt, die sich auf verschiedene Gegenstände beziehen, 
und wir haben sie in eine gewisse Ordnung gebracht, ohne uns streng an 
die chronologische Reihenfolge dieser zehn Jahre zu binden. 
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Die erste, betrifft die zweifelhaften Hindernisse, velche durch die Ehe- 
verkündigungen offenbar werden; man untersucht daselbst, ob der kirchliche 
Richter zur Feier verschneiten lassen dürfe, ungeachtet des (Zweifels über 
die Existens-des Hindernisses. Dann haben wir die Instructionen gegeben, 
welche Gregor XVI. im Jahre 1830 in Besug auf die Dispensen der nächsten 
Grade ertheilt hat. 

In der »weiten untersucht.man, ob vor der Abschliessung der Ehe die 
Beicht und Kommunion durch Diöcesanstatut vorgesehrieben werden sollen 
und können. Man wird die Entscheidung der hl. Congregation über diese 
wichtige Frage sehen, die von einem Bischöfe Deutschlands im Jahre 1852 
vorgelegt worden war. 

Es handelt sich dann um den Mangel innerer Einwilligung aus metus 
reverentialis; waS den Ehecontract annulliren, oder wenigstens der Dispens 
matrimonii rati et non consummati Statt geben kann. Die Lehrsätze der Ca- 
nonisten, beleuchtet durch die Entscheidung, die wir bringen, und durch die 
ausführlichen Details, die wir über die Angelegenheit geben, die der Gegen¬ 
stand derselben war, werden dazu dienen können, die Thatsachen au wür¬ 
digen, die die Yermuthung einer inetus reverentialis, und des Mangels einer 
wahrhaften Einwilligung gestatten. Man wird die Beweise sehen, die er¬ 
forderlich sind, um die Vollziehung der Ehe auszuschliessen, so wie die 
canonischen Rechtsgründe, die. die Auflösung einer nicht vollzogenen Ehe 
erlauben. h . ; - 

Zuweilen äueh, obwohl die Einwilligung eine wahrhafte gewesen, und 
keine metus reverentialis Statt gehabt, stellte sich »wischen den Gatten vOr 
dem Vollauge der. Ehe die Abneigung ein. ■ Diese Abneigung verlängert sich, 
wird ärger und benimmt jede Hoffnung von Aussöhnung. Das ist der Ge¬ 
genstand der vierten Frage, die das neulich vorgekommene Beispiel des An¬ 
suchens um Dispens nicht vollsogener Ehe aus Ursache unheilbarer Abneigung 
darbietet. 

Diese. Arten von Dispensen verlangen vor Allem die sichersten Beweise 
über die Niehtvollsiehnng der Ehe. Ist diese zweifelhaft, so ist »um Dis- 
pensiren kein Grund vorhanden. Unser letzter Paragraph liefert ein neuer¬ 
liches Beispiel dafür. — Für heute beschränken wir uns auf diese fünf Fragen, 
und wir behalten uns andere, nicht weniger lehrreiche, für eine nächste 
Lieferung vor. '. 


§. 1 . 

Im Jahre 1852 befragte man den hl. Stuhl über das zu beobachtende 
Verhalten, wenn die Prodamationen Hindernisse heraussteilen, die, wenn 
man alles erwägt, sich als zweifelhaft darstellen, so dass der kirchliche 
Richter unschlüssig ist, indem er nicht weiss, ob er die Ehe erlauben oder 
verbieten soll. Der Kirchenfürst beklagte sich über einen Missbrauch, der 
in dieser Beziehung in der Diöcese herrschte. „Wenn man eine Ehe ver¬ 
kündiget, sagte er, so treten schlechte Leute, von Habsucht und Hass ge- 
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leitet, auf, and setzen Alles in’s Werk, om dieselbe zu vereiteln, indem sie 
unredlicher Weise Hindernisse anfiihren. Wie es nun der Wahrheit nicht 
alle Male gelingt, an den Tag.sa kommen, vorsflglieh wenn es sich uin Schwä- 
gerschaft aus unerlaubtem Umgänge handelt, der angeblich von Seite des einen 
Tbeiles im ersten odersweiten Grade Statt gefunden, so ist der kirchliche Richter 
unschlüssig und sweifelt, ob er die £he verhindern oder erlauben soll.“ Der 
Kirchenfürst ersuchte um die in einem solchen Falle su befolgende Verhaltungs¬ 
regeln. Das Gesuch wurde der hl. Congregation des Conciliums übergeben, 
die sich am 18. Septbr. 1852 über die Frage ausprechen musste: „An et 
quomodo matrimonia sint permittenda seu prohibenda in cäsu. Die in dieser 
Besiehung abgefasste Berathung beleuchtet die ganze Materie der Zweifel 
in Sachen der trennenden Ehehindernisse, und gibt, indem sie die Grand¬ 
sätze von Oben nimmt, die Lehre der Theologen. Hier folgt die Uebersicht 
der Discussion. 

Die von der Kirche aufgestellten trennenden Ehehindernisse erstrecken 
sich nicht nur auf die Gültigkeit des Contraetes; wissentlich von den Con- 
trahirenden verheimlicht, werden sie die Quelle von Sacrilegien, und einer 
wahllosen Menge von Sünden. Die Gläubigen sind folglich gehalten, die* 
jenigen Su offenbaren, die sie kennen, um so die Ehe zu verhindern. Der 
hl. Alphonsus entschuldigt selbst denjenigen nicht, der sich als einzigen und 
alleinigen Zeugen sähe; denn, wenn es sich darum handelt, die Sünde zu 
verhindern, beweist der mit sicherer Kenntniss aussagende Zeuge für sich 
allein, wie die Texte des Rechtes und die Rechtslehrer es allgemein än- 
erkennen. Man liest im Cap. Super eo, 22. de testibus: „Wenn die Matter 
bestätiget, dass die Brautleute blutsverwandt seien, so dürfen sie sich nicht 
verbinden, denn es liegt starke Vermuthung vor, dass sie sich in der Linie 
der Consanguinität befinden. Ist aber ihre Ehe schon vor sich gegangen; 
darf sie ohne den Eidschwur mehrerer Zeugen nicht aufgelöst werden.“ Im 
Cap. Praetera 12 de sponsalibus will Einer die Ehe schliessen, und sein 
Blutsverwandter sagt aus, dass er dessen Braut fleischlich erkannt habe; in 
diesem Falle antwortet der Papst: „Verbietet diese Ehe streng, ausser es 
habe ein Eidschwur Statt gefunden, aus Furcht, es möchte noch Schlimmeres 
geschehen.“ Daraus schliessen die Autoren, und zwar nach der Aussage 
des hl. Alphonsus, allgemein, dass ein einziger Zeuge, Kläger oder Anzeiger, 
er selbst schuldig und seine Schande anführend, genüge, um die Ehe wegen 
der Sünde zu verhindern, die ihre Feier begehen liesse. Anders wäre es, 
wenn - die Ehe von Sünde befreit bliebe, wenn das Hinderniss aus einem 
Privattitel herkäme, z. B. um irgend einen zu befreien, dessen Braut einen 
Fehler begangen hätte; das wäre dann das Präjudiz eines Dritten. Uebrigens 
fordern die durch die Heiligkeit des Eides bestätigten Eheverlöbnisse einen 
über alle Einwendung erhobenen Zeugen; so will es das oben angeführte 
Kap. Praeterea, und die Rechtslehrer stimmen in dessen Anerkennung mit¬ 
einander überein. ' ■' 
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fgq vifl $$repge im Rech^ «rielt einzig dahin, leichter dep Beweis zu 
erlangen, 4er das Verbrechen zu verhindere vermöge, und nicht um die Ehe 
mR einem ungenügenden Beweise zu untersagen. Sonst hätte die Bosheit 
dann schönes Spiel; 'die Cauonen würden die Ungerechtigkeit erleichtern, Wfts 
fie picht thun können? Obwohl die Väter von Trient für die Reformation 
mit hinlänglicher Strenge vorgesehen haben, -so haben sic doch vorgeschrieben, 
in Befug q uf die dreifache Proclamation Nachsicht zu gebrauchen „wenn es'sich 
ereignet, dass man mit Grund vermuthe, es möchte die Ehe aus Bosheit 
verhindert werden,“ Die Canonisten, welche das schon angeführte Kap. 
Praeterea commentiren, bemerken, dass eine gemeine Person für die juridische 
Beweisführung nichts gelte. Wie aber von der Willkür des Richters viel 
abhängig die wahrhaftigen Beweisführungen zu unterscheiden und zu ent¬ 
scheiden, welche Zeugen glaubwürdig seien, so wird er in dem Falle, den 
wir behandeln, die Qualität des Zeugen untersuchen müssen, ob ihm die Ehe 
missfällt, oder nicht, und andere ähnliche Umstände. Was aber wird er thun, 
wenn er, ungeachtet der Aussage eines oder mehrerer Zeugen, noch in Un¬ 
gewissheit und Zweifel verbleibt, hinsichtlich, der Vermuthung auf ihre Un¬ 
redlichkeit, nach Erwägung aller Umstände? 

Im Falle des Zweifels steht die Vermuthung für die Freiheit. Di) die Ehe die 
grösste Freiheit verlangt (cap. Gemma de sponsalibus), so könnte man beim ersten 
Anblicke glauben, dass sich die Waage zu ihren Gunsten neigen müsste. Ein an¬ 
derer Grund ist der, dass die schon geschlossenen. Eheverlöbnisse ihre Wirkung 
in' der nachfolgenden Ehe erwarten, und dass sie wesentlich darnach streben. 
Dieser Act der Eheverlöbnisse fordert, dass man auf seine Gültigkeit rechne; 
man wird also implicite für die Freiheit der Ehe präsumiren müssen, selbst 
wenn man die Existenz eines Hindernisses vermuthet; eine um desto stär¬ 
kere Präsumtion, wenn das aufgeworfene Hinderniss von unerlaubtem fleisch¬ 
lichen Umgänge herkommt, denn das Verbrechen darf nicht präsumirt, es 
muss bewiesen werden. Solches ist die Entscheidung des Sanchez, dass, 
wenn man Uber die Existenz des Hindernisses einen vollkommenen Zweifel 
hat, man der Dispens nicht bedürfe, und die Freiheit ihre Rechte behalte. 

Aber der hl. Alphons bekämpft und verwirft die Entscheidung. Den 
positiven Zweifel ohne Weiteres verwerfend, sagt er in Bezug auf den nega¬ 
tiven: „bei den andern Coptracten ist man, ungeachtet des negativen Zweifels 
über ihre Erlaubtheit, frei zu contrahiren, wenn dieser Zweifel nicht gehoben 
werden kann, weil man es dann mit der Freiheit halten muss. Aber die 
Ehe ist nicht blos ein Controct, sie ist auch ein Sacrament. Man darf ihn 
mit einer zweifelhaften Materie (ausser der Nothwendigkeit) nicht eingehen, 
ans Furcht, das Sacrament der Gefahr der Ungültigkeit auszusetzen; das iqt 
die erste von Innocenz XI. verurtheilte Proposition. “ Alles, was der 
ehrwürdige Theologe mit der allgemeinen Ansicht der Autoren zugesteht, ist, 
dass man eine Ehe mit der wahrscheinlichen Meinung einer probabilitas juris 
über die Nichtexistenz des Hindernisses contrahiren könne, wenn die Autoren 
diese allgemein als gewiss wahrscheinlich annehmen. So steht es aber nicht 
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beim positiven oder negativen dubium facti über die Existenz des Hin¬ 
dernisses , obwohl er Bich von der einen and andern Seite auf bloäise Ver- 
muthungen beschränkt, und der hl. Alphons citirt zur Unterstützung seiner 
Meinung die besten Theologen. Nun sind es aber bei der Frage, die 
wir untersuchen, meistens die dubia facti, welche den Richter unschlüssig 
machen. * , 

Hier beabsichtigen die Theologen vom Forum internum und von den Gewis¬ 
senszweifeln zu sprechen. Was das Forum externum und die gerichtliche Ordnung 
betrifft, so sagen sie fast nichts davon, das gewöhnliche Axiom bleibt also 
in seiner ganzen Geltung, Und da die Stellung des Angeschuldigten günstiger 
ist, als jene des Klägers und Anzeigers, so wird man im Zweifel zu Gunsten 
des ersteren präsumiren müssen, vorzüglich wenn der Anzeiger der Gereitzt- 
heit oder der Unredlichkeit verdächtig ist. Da es gewiss ist, dass die zwei¬ 
felhaften und zweideutigen' Rectsbeweise nicht concludirend seien (nach Fagnan 
cap. „In praesentia de probat. ,f )> so ist der Rechtshandel alle Male geendet, 
wenn der Unredlichkeit vermuthende Richter wegen zweideutiger und zweifel¬ 
hafter Rechtsbeweise unschlüssig ist. Denn /die Vollständigkeit des Ur- 
theiles fordert absolut, dass die Präsumtion für den Beschuldigten stehe, 
unter der Verantwortlichkeit, eine wesentliche Regel der Gerechtigkeit um¬ 
zustürzen. ' 

Wenn man aber, Alles sorgfältig erwogen, und der Unredlichkeit der 
Zeugen Rechnung getragen, noch volle oder halbvolle Rechtsbeweise hat, 
aus denen die Vermuthung für die Existenz des Hindernisses hervorgeht, 
mit in dieser Beziehung wahrscheinlichen Vermuthungen, so darf die Ehe 
in diesem Falle nicht ohne vorläufige Dispens erlaubt werden, ausser ad 
cautelam .. . Der.einfache negative Zweifel, wahrscheinliche Vermuthungen, 
einer und andererseits, verhindern, darüber hinaus zu gehen, wie der hl. 
Alphons entgegen der Ansicht des Sanchez lehrt. Wenn sich der Geist zur 
Negative hinneigt, ohne derselben gänzlich zuzufallen, so scheinen alle Au¬ 
toren mit Sanchez übereinzustimmen. Wenn endlich die Präsumtion für die 
Existenz des Hindernisses spricht, so scheint sich Sanchez klar genug der 
allgemeinen Ansicht anzureihen. 

Ich sage nichts von der Meinung, welche gewichtige Autoren für pro¬ 
babel halten, dass der Bischof von den zweifelhaften Hindernissen sehr wohl 
dispensiren könne, wenn deren Fälle häufig sind (Barbosa de offici. et pot, 
episc. alleg. 35 num. 19. S. Alphons lib. 6* n. 902). Das sind die Re¬ 
flexionen, zu denen die Befragung Veranlassung gab. Im Zweifel, „An et 
quomodo matrimonia sint permittenda seu prohibenda in casu,“ antwortete 
die hl. Congregation des Concils unter dem 18. Septbr. 1852: Consulat 
probatos auctores et in casibus gravioris dubii recurrat ad s. Sedem, saltem 
ad cautelam. 

Wir wollen hier den Brief anführen, den Gregor XVI. im Jahre 1836 
an den Pro-Datarius Pacca richtete, über die Dispensen vom ersten Grade 
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der Sch wägerschaft and dem zweiten Grade der Bluts Verwandtschaft. Er 
bezeichnet die wichtigen Nachtheile, welche eine zu leichte Ertheilung der-» 
selben nach sich ziehen wurde. 

„Gregor XVf. Phpst. Rever. Cardinal Bartholomäus Pacca — Unser 
Proi-Datarius! Die Vielfältigkeit der Gesuche um Ehedispensen im ersten 
Grade der Schwägerschaft und zweiten berührend den ersten der Blutsverwandt^ 
sebaft oder Schwägerschaft hat Unsere väterliche Sorgfalt aufgerufen, indem 
sie Uns geoffenbaret hat , dass die meistens von Verbrechen begleiteten Um¬ 
stände, die man als Ursachen anführt, sich gleichfalls vermehren. Es ist Un- 
sern Erwägungen auch nicht entgangen, dass man, wenn man diese Dispenseö 
zu leicht gewährte, besonders zwischen Personen unterer Stände, die sich mit • 
mehr Freiheit und weniger Rückhalt zu behandeln pflegen, dieser Immoralität; 
welche sowohl durch die Continuität der Gelegenheit, als durch die Bequem¬ 
lichkeit, Ihr durch das Vertrauen, man könne hernach die unglücklichen Folgen 
und mit denselben auch die ihnen vorangehenden Verbrechen durch ein ehe¬ 
liches Band verdecken, so bedauerlich vergrössert wird, jeden Zügel benehmen 
würde. Diese Betrachtungen haben Uns die gegründete Furcht eingeflösst, dass 
wir durch unsere Nachsicht der Abschwächung einer geheiligten Disciplin Raum 
geben könnten, welche die Heiligkeit des Sacramentes verlangt, und welche in so 
hohem Grade die Erhaltung der guten Sitten, den Frieden der Familien und das 
öffentliche Wohl berührt. Wir haben die Nothwendigkeit erkannt, unabänderlich 
ein System zu adoptiren, welches den Vorschriften von Trient gemäss, und 
gegründet auf die besonderen Umstände ausserordentlicher Dringlichkeit der 
Thatumstände, Uns im Gebrauche der Autorität beruhigen möge, die der Hirt 
der Hirten Unserer Schwäche anvertraut hat. 

Demnach, fest entschieden, einzig diejenigen Gründe zuzulassen, welche 
die canonischen Dispositionen und die fortwährende und altherkömmliche 
Praxis des apostolischen Stuhles als rechtmässig anerkennen, werden Wir 
nicht als solche diejenigen annehmen, wo man durch andere Mittel zu heilen 
im Stande sein wird, ohne dem Verbote ehelicher Verbindungen in so nahen 
Graden der Verwandtschaft Abbruch zu thun. Das wäre in der That eine 
allzu unschickliche Sache, wenn die päptsliche Dispens den Blutschänder der 
Strafe der Gesetze zu entziehen käme; denn das hiesse ja aus der Dispens 
ein Mittel der Straflosigkeit machen. Man kann die nämliche Bemerkung 
bezüglich der Drohungen machen, durch den Tod des Schuldigen die verletzte 
Ehre verwandter Personen zu rächen, falls diese nicht durch die Ehe gut 
gemacht werde. Die öffentliche Gewalt kann solche Drohungen unterdrücken; 
sie sind, gewöhnlich auch nur vorgegeben und durch falsche und unter¬ 
schobene Zeugnisse erwiesen. 

Diese Betrachtungen und andere ähnliche verdienen Unsere ganze Auf¬ 
merksamkeit, und müssen die Ordinarien sicherlich von der Nothwendigkeit 
überzeugen, nicht zu leicht dergleichen Ursachen als canonische Titel zur 
Dispensation anzuerkennen, 
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Während vir ihnen daher immerhin als Gewissenspflicht auferlegen, 
mit ihrer Dienstesbereit Willigkeit in’s Mittel au treten, in Bezug auf Dis¬ 
pensen, für welche canonische Gründe sprechen, ist es Unser Wille, dass man 
sich von nun an, für die Dispensen im ersten Grade der Schwägerschaft, 
oder in dem mit dem ersten sich berührenden »weiten der Blutsverwandtschaft 
nnd Schwägerschaft, nicht auf die Zeugnissbriefe des gewöhnlichen For¬ 
mulars beschränke; die Bischöfe, die Kapitular-Yicare, die apostol. Vicare, 
und die mit.bischöflicher Gewalt bekleideten Aebte für ihre bezüglichen Unter¬ 
gebenen sollen selbst, wenn sie es können, direct durch besondere Briefe die 
canonischen Gründe ausdrücken, die sich in jedem besonderen Falle dacbieten 
werden, sowie die Umstände, die ihnen die Dispens nothwendig erscheinen 
lassen, und die, wenigstens wahrscheinliche Gefahr des Lebens, wenn sie 
yorhanden ist, und dass man sie nur durch die Ehe vermeiden könne. Dieses 
wird das Zusammenbringen von zur Dispensation hinreichenden Gründen 
schwieriger machen, und Wir selbst werden beruhigter sein, wenn wir zu 
Concessionen unsere Zustimmung geben, die Wir durch eine desto imposantere 
Nothwendigkeit gerechtfertigt sehen werden, je weniger man Mittel hat, durch 
andere'Dispositionen Abhiljp zu schaffen. 

Ferner sollen die Ordinarien streng beauftragt bleiben, bei der Vollzie¬ 
hung der gewährten Nachsicht die Darlegung der Gründe zu verificiren. Dieses 
wird ihnen leicht sein, wenn sie, bevor sie an den heiligen Stuhl ge¬ 
schrieben, Beweise erhalten haben, die sie für wichtig genug erachten, um 
das Gesuch zu empfehlen. Mögen sie Alles das vor Augen haben, was 
Unsere glorreichen Vorgänger und insbesondere Benedict XIV. über die Aus¬ 
führung von Ehedispensen vorgeschrieben haben. Mögen sie sich der Mah¬ 
nung dieses Papstes erinnern, dass die Ausdrückung der Gründe in den 
apostolischen Briefen und deren Verification, weit davon entfernt, wie Einige 
sagen, solitas, vanas et super l fluas, ettamquam inanes curiae formalitates, 
parvi aut nihil faciendae zu sein, im Gegentheile positiv ad substantiam et 
validitatem dispensationis gehören. (Bened. XIV. Const. Ad apostolicae §. 6.) 
und möge ihnen das zur Aufforderung dienen, die strengste Aufmerksamkeit 
anzuwenden bei der Vollziehung der Dispensen, die man ihnen anvertraut. 

Da die Ehe gewöhnlich die unglücklichen Folgen ärgerlicher Verhält¬ 
nisse, verbitterter Eifersucht, und anderer nicht weniger schwerer und zu¬ 
weilen notorischer Sünden gut machen soll, so ist es Unser Wille, dass .die 
Parteien zuvor heilsame Busse thun, und fromme Uebungen zur Sühnung 
und Gutmachung des gegebenep Aergernisses vornehmen, je nachdem es die 
Umstände und die Wichtigkeit des Falles verlangen. 

Im Verlangen endlich, so viel als möglich jede Irregularität in einem 
Gegenstände so grosser Wichtigkeit zu verhindern, wiederholen wir die 
Worte Benedicts XIV.: Hortamur, monemus et praecipimus omttibus nego¬ 
tiorum gestoribus, procuratoribus, et expeditoribus litterarum apostolicarum, 
ut cum supplices preces pro aliqua matrimoniali dispensatione porreCturi sint.... 
facti speciem nitide. ac sincere exponant, caveantque diligenter, ne iUam 
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«liquatenus in rebus subsfantäafibus alter ent, immotent, invertant, corrumpant, 
sed stricte adhaereant iis, quae ab oratoribas exposita faerant, et muho 
magis abstineant, ne quid falsi aut ficti proprio ingenio inventum Tel ex- 
cogitatum ad gratiara dispensationis facilius obtinendam in precibus obtru- 
dant. (Const. Ad apostolicae §. 4.) Und um einer so grossen Unord¬ 
nung, welche die Nachsicht mit Ungültigkeit schlägt, und den ewigen Unter¬ 
gang der Seelen verursacht, und wodurch honor et decus hujus Almae Urfois 
dehonestatur, et Sedis Apostolicae splendori ac dignitati officitur, einen Damm zu 
setzen, erneuern Wir gegen diejenigen, die, ihrer Pflicht vergessend, in dieser 
Beziehung sündigen, die Massregeln, welche der heil. Pius V. festsetzte (Const: 
Sicut accepimus 5. Decbr. 1566), und welche Benedict XIV. erneuerte. (Const. 
cit. §. 5), nach welchen poenam ipsi falsi incurrerent, et ea puniri omnino 
deberent, sine praejudicio obligationis refundendi expensas oratoribus, qui ob 
illorum culpam ejusmodi dispensationes, quae exsecutioni demandari nequeunt, 
obtlnuerint; Strafen, in welche auch nach den wiederholten Decreten unserer 
Vorgänger, ausser der Ungültigkeit der Gnade, diejenigen verfallen werden* 

qui ubi primam congregätionem.contrariam habuerunt, vel habere suspi- 

cantur, studiose tentant alteram adire congregätionem, ut tamquam minus 
, informata ipsis concedat, quod altera vel denegavit, vel denegasset. (Decret* 
famocentii XII. 4. Juni 1698, und Clementis XII. 15. Juli 1738.) 

Du kannst die gegenwärtige päpstliche Anordnung den Ordinarien Ita¬ 
liens, den Beamten Unserer apost. Datarie, und denjenigen mittheilen, bei denen 
du es zu thun für zweckmässig hältst, damit sie ausgeführt werde. Du wirst 
dieh enthalten, den unter einer anderen Form vorgelegten Gesuchen Eingang 
zu gestatten. Du wirst auch Sorge tragen, dass die behufs der Dispensen 
angeführten Gründe in den apostolischen Briefen dilucidius et apertius ex- 
ponantur et deelarentur, nach der Vorschrift Benedicts XTV., um zu zeigen, 
dass die Gnade wohl begründet sei, und uin dem Vollstrecker ihre Veri¬ 
fikation weniger schwierig zu machen. Solches wollen Wir von nun an 
immer.und für alle Zeit beobachtet wissen, ungeachtet jeder den gegenwär¬ 
tigen Anordnungen entgegensfehenden Praxis, Anordnung oder Decretes; und 
Wir entkräften selbe zu diesem Zwecke, auch wenn sie eine besondere Er¬ 
wähnung verdienten. 

Gegeben im Palaste des Vatikan am 22. November 1836. 

Gregor XVI., Papst. 

§. 2 . 

Bischöfliches Statut, da« die Beicht und Communion vor der Ehe 

vorechreibt. 

1. Der Official von N. in Deutsehland liess im Jahre 1852 dem hei¬ 
ligen Stuhle vorstellen, dass man in dieser Diöcese ein im Jahre 1812 ge¬ 
machtes Statut habe, folgenden Inhaltes: Da das Sacrament der Ehe eines 
derjenigen ist, die man imf Zustande der Gnade empfangen muss, so schreiben 
■Ile Rituale vor, dass der Bräutigam und die Braut vor der ehelichen Ein- 
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.Segnung ihre Sünden bekennen.' Wenn der Pfarrer fürchtet, an dem Sacri- 
Jegium ■ theilzunehmen, welches die Brautleute begehen könnten, indem sie es 
unterliessen, ihre Obliegenheit in diesem Punkte zu erfüllen, so muss er 
alles thun, um sie zu deren Erfüllung zu veranlassen. Nichtsdestoweniger 
-wird der Pfarrer, in einem äussersten Falle, man merke es wohl, wir sagen 
in einem äussersten. Falle , wenn die Brautleute eigensinnig darauf beharren, 
die eheliche Einsegnung, ohne gebeichtet zu haben, zu erhalten, sich an 
den Buchstaben des Concils von Trient haltend, das sich auf die Ermahnung 
beschränkt (sess. 24. cap. I de reform. matr.), die Ehe einsegnen können, 
ohne sein Gewissen zu verstricken.“ 

Diese Regeln haben dem Official in der Praxis hinlänglich sicher ge¬ 
schienen, sowohl wegen des Wortes „Hortamur“ des Concils, als wegen der 
sicherlich sehr richtigen Meinung, welche Se. Eminenz der Cardinal Gousset 
in seiner Theologie morale ä Tusage des eures et des confesseurs, Bd. 2, 
•art. 745 und 755 ausdrückt, worin man die Statuten der Diöcesen Frank- 
reichs ersieht, die in gleichem Geiste abgefasst sind. Da aber einige be¬ 
nachbarte Diöcesen eine ganz verschiedene Praxis befolgen (denn man ver¬ 
pflichtet die Brautleute zü beichten und communieiren, und das Gesetz 
erstreckt sich auf Fälle, wo, indem die .Eine der Parteien zu seiner Er<* . 
füllung einwilligt, die andere sich dessen weigert, und Gefahr vorhan¬ 
den ist, dass sie sich mit der bürgerlichen Ehe zufrieden stellen), so bat 
der Official befürchtet, es möchte die entgegengesetzte Praxis seiner eigenen 
Diöcese zu Aergerniss und zu Anschuldigungen Anlass geben. Daher hat er 
Sich bei der heiligen Congregation des Concils angefragt, um zu erführen, 
ob man erlaubter Weise die seit 1812 in Kraft stehenden Instructionen mit 
Sicherheit befolgen könnte. 

Die heilige Congregation hat das Urthed erlassen, dass diese Instrue- 
-tionen befolgt werden dürften, ausgenommen die im Rechte vorgesehenen 
Fälle, und dass sie nicht reformirt zu werden brauchten. Im Zweifel, An 
•ordinatio episcopi N. anno 1812 emissa Sit servanda seu reformanda in 
jeasu, antwortete sie am 28. August 1852: Affirmative ad primam partem 
•exclusis tarnen casibus a jure praevisis. Negative ad secundam. 

2. In der That, um uns der Ausdrücke Benedicts XIV. libr. 8 cap. 15 
de synodo zu bedienen: „Da die Ehe unter Christen eines der sieben von 
Unserm Herrn Jesu .Christo eingesetzten Sacramente des neuen Gesetzes ist, 
so gehört es zur Zahl derjenigen, welche man die der Lebendigen nennt, 
und welche man, unter Strafe von schwerem Sacrilegium, nicht im Zustande 
einer Todsünde feiern darf,... Wer sich im Zustande einer Todsünde be¬ 
findet, begeht eine neue Sünde, indem er die Ehe schliesst; er entheiliget 
.dieses grosse Sacrament.“ Diese obwohl sehr wahrhaftigen Erwägungen 
-veranlassten jedoch die Väter von Trient nicht, durch ein allgemeines Gesetz 
rin foro exteriori die Beicht, und noch weniger die Communion den Braut¬ 
deuten vor ihrer Ehe vorzuschreiben. „Das heilige Concilium,“ sagen sie, 
ermahnt die Brautleute, ihre Sünden mit Sorgfalt zu bekennnen, und vor 
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hinsusutreten, oder wenigstens drei Tage vor dem Vollzüge derselben.** 
Wenn sieb die Brautleute ohne Beicht heirathen, so sflndigen sie keines¬ 
wegs durch Uebertretung des Concils von Trient, welches einen Rath, nicht 
ein Gebot ausdrückt; es ermahnt, befiehlt aber nicht; der Wille ist frei, es 
fordert auf, aber es verpflichtet nicht. Siehe Pontius de imped. matr. part. 
2, c. 16. 

Diese Anordnung trägt das Siegel einer tiefen Weisheit. Der Zustand 1 
der Gnade hängt nur für diejenigen von dem Bekenntnisse der Sünden ab,' 
die mit einer schweren Sünde belastet sind; bei den anderen begegnet das* 
Sacrament keinem Hindernisse. Die ersteren verpflichtet das göttliche Gesets 
zur Beichte; aber es lässt die «weiten frei, sich ohne Beicht zu verheiraten, 
obwohl sie besser thun, zu belebten. Ein allgemeines Gesets, das für das 
forum externum die Beicht für Alle vorschriebe, würde von Härte nicht be¬ 
freit geblieben sein; es wäre hart gewesen, sagen wir, und selbst gänzlich 
ungewöhnlich in Rücksicht auf diejenigen, die irgend eine Todsünde auf dem 
Gewissen gehabt hätten; denn, das Verbieten der Ehe ist eine äussere und! 
öffentliche Strafe, und die Kirche hat nicht die Gepflogenheit, für blos innere 
Dinge, wie der Zustand der Gnade ein solcher ist, Strafen in foro exteriori, 
su verhängen. Bei den anderen Sacrämenten, selbst denjenigen der Leben-, 
digen, hat sie die Gepflogenheit, in Bezug auf die inneren Dispositionen des 
Gewissens es den Gläubigen su überlassen. Vide die Synode von Bene¬ 
dict XIV. lib. 9, c. 4, n. 4. 

Nach Aufstellung dieser Grundsätze ist zu erwägen, dasb die Bischöfe 
sich enthalten müssen, mit; zu grosser Strenge das zu bestimmen und vorzu¬ 
schreiben, was die Kirche frei lässt, besonders in Sachen der Sacramente; 
Benedict XIV. schärft diese Maxime an mehreren Stellen seiner Synode ein,, 
und namentlich im 7. Buchene. I. Sie müssen sich ferner enthalten, Bedin¬ 
gungen vorzuschreiben, denen die Erlaubniss, die Ehe zu feiern, unterge¬ 
ordnet werden solle, welche doch das allgemeine Recht mit der grössten 
Freiheit umgibt. Die Bischöfe haben zwar wohl einige Gewalt, die Ehen 
so untersagen, aber diese Gewalt ist nicht unter die res favorabiles einge¬ 
reiht, sie dehnt sich nicht weit aus. Die Canonisten beschränken sie auf 
drei Fälle: 1. Auf die früher mit einer andern Person geschlossenen Ehe- ' 
Verlöbnisse; 2. auf die Vermuthung eines geheimen Ehehindernisses; 3. auf 
die begründete Furcht vor Uneinigkeiten und Aergernissen, als Folgen der Ehe. 
(Vide Giraldi ad cap. Litterae n. 2.) Da der Abgang der Beicht und Com- 
munion in diesen drei ausnahmsweisen Kategorien nicht mit einbegriffen ist, 
nicht einmal für irgend einen besonderen Fall, so sind die Canonisten weit 
davon entfernt, ihn als einen Grund anzunehmen, im Allgemeinen die Ehe 
zu untersagen. Ein allgemeines Edict dieser Art nimmt den Character eines 
neuen Hindernisses an und doch haben die Bischöfe nicht die Gewalt, Hinder¬ 
nisse ausser denjenigen aufzustellen, welche die Canonen der Kirche sanc- 
tioniren. _ 
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Katholische, and von jedem «anonisehea Hindernisse freie Brautleute, 
wenn sie alle Vorschriften der positiven Gesetze der Kirche erfüllt haben» 
haben einiges ßecht pro foro exteruo, ihre Ehe an feiern. Mit welchem 
Titel wird der Bischof die Ausübung dieses Rechtes versagen, pro foro ex- 
terno, wegen einer Sache, aus der die Kirche keine Verpachtung gemacht 
hat, und die sie im Gegentheile dem. Gewissen der Gläubigen in foro in- 
terno überlässt?“ -Eine andere Erwägung: Die allgemeinste und angenom¬ 
menste Meinung ist die, dass die Contrahinenden selbst die Minister des 
Sacramentes seien; der Pfarrer assistirt als einfacher Zeuge, was etwas 
anderes ist, als wenn er selbst der Minister wäre. Eine strenge Ermahnung, 
die er den Brautleuten über das Sacrilegium geben wird, das sie durch ihren 
Fehler und ihren Sündenzustand begehen, wird leichter hinreichen für das, 
was ihn betrifft. Er leistet seine Assistenz als öffentlicher Minister ; es ist, 
ihm schwieriger, sie abzuschlagen, als wenn er das Sacrament administrirte. 

In jenen Ländern, wo die bürgerlichen Gesetze von der Kirche und 
ihrer Intervention abstrahiren, und die Gültigkeit der Ehe von ihrer Feier 
vor den Magistraten abhängig machen wollen, müssen die kirchlichen Dis¬ 
positionen eine Form annehmen, die zu den Personen und Dingen passt; ein 
allgemeines Gesetz soll da die Assistenz des Pfarrers nicht neuen Bedin¬ 
gungen, über die Absichten der Kirche hinaus, unterwerfen. Das wäre 
gefährlich, besonders in Ländern, wo die Häretiker mit Katholiken ver¬ 
mischt leben, wegen der fortwährenden Bemühungen, die man anwendet, um 
die Gläubigen anzulocken, vor den falschen Ministern der Häresie zu er¬ 
scheinen. Daher zeigt sich die Kirche, in Hinsicht auf diese Gegenden, 
leicht zugänglich , von den ältesten Cahonen in Bezug auf die verbotenen 
Grade zu dispensiren. Auch hat man nicht Grund, Zu glauben, dass sie weit 
davon entfernt sei, zu erlauben, dass blosse Ermahnungen in strenge Ge¬ 
bote verwandelt werden? 

Andererseits sind folgende Bemerkungen nicht mit Stillschweigen zu über¬ 
gehen. Die Nothwendigbeit der Beichte vor der Ehe, kraft des göttlichen Gesetzes, 
hängt vom Stande der Sünde ab, der, rein innerlich, pro foro externo nicht gerich¬ 
tet, noch von dem positiven Gesetze erreicht werden kann. Aber wenn auf die 
Todsünde von einem äusseren und öffentlichen Acte geschlossen werden kann und 
muss, dann verändert die Frage den Gesichtspunkt. Die Theologen stellen den 
Grundsatz auf, dass die Sacramente der Lebendigen einem öffentlichen, 
öffentlich unwürdigen Sünder nicht administrirt werden dürfen. Der heilige 
Alphonsus sagt es von der Ehe und citirt die besten Theologen. Sanchez,' 
Barbosa, Vega und einige andere hatten geglaubt, dass man diejenigen von 
der Ehe nicht fern halten dürfe, die die christliche Lehre nicht kennen; aber 
Benedict XIV. bekämpft diese Meinung lebhaft, als der allgemeinen Ansicht 
der Kirche und ihrer Praxis entgegengesetzt. (Synod. I. 8. c. 14.)- Er 

stellt den Fundamental-Grundsatz auf, dass die Ehe, ein Sacrament der 

\ 

Lebendigen, im Zustande der Todsünde nicht ohne ein grosses Sacrilegium 
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gefeiert werden könne, und ftfgt bei: „Es ist dem Pfarrer nicht erhobt, einer 
selchen Ehe beizuwohnen. Din allgemeinste und meist angenommene Lehr4 
meinong betrachtet ihn nicht als den Minister des Sacramentes, das ist wahr, 
aber er ist dem Minister in vielen Dingen verglichen, and er muss sich 
enthalten, einen Contract durch seine Gegenwart zu autorisiren, von dem 
er weiss, dass er von den Contrahenten auf sacrilegiscbe Weise abgeschlossen 
werde. Nun ist es aber ausdrückliches Gebot, die Grundwahrheiten des 
Glaubens zu kennen, wer sie nicht kennt, ist im Zustande der Todsünde 
so lange, als er. sie nicht lernt, wenn er es kann; er muss gehindert 
werden, die Ebe zu schliessen.“ 

Indem sich nach diesen Grundsätzen der heilige Alphons die Frage 
stellt: ob der. Pfarrer der Ehe solcher, die' öffentliche Sünder sind, as- 
sistiren könne, antwortet er: parochum non teneri, nec posse assistere tali 
matrimonio.“ Als Grund führt er an, dass der Pfarrer in Justitia verhalten 
sei, für das geistliche Heil seiner Schäflein zu sorgen, und sie von der 
Sünde fern zu halten; und dann verbiete das Naturrecht, zur Sünde Anderer 
mitzuwirken. So ist auch Barbosa, und nach ihmGiraldi der Ansicht, dass 
der Pfarrer sich enthalten müsse, die Ehe zu publiciren, wenn es nicht 
gewiss sei, dass die Brautleute die österliche Verpflichtung erfüllt haben. (De 
paroch. pag. 2, cap. 21, nun». 7.) Pax Jordanus sagt: Ad episcopi pariter 
officium spectat curare, ut matrimonia, dum contrafaentes in mortali existunt, 
minime celebrentur. (Elucubr. üb. 13, tit. 7, num. 112.) Wenn endlich 
die Beicht aus Verachtung der Kirche, zum Aergernisse der Gläubigen, unter¬ 
lassen-würde, so müsste der Pfarrer gleichfalls seine Assistenz versagen. 

Indessen entschuldigt der heilige Alphons den Pfarrer, der sie in der 
Absicht leistet, von der Gemeinde grössere Uebel fern zu ( halten, aup Furcht, 
es möchten die Contrahirenden in der Sünde verharren. Der Cardinal 
Gousset sagt unter Nr. 755 des schon citirten Werkes: „Si vero una pars 
ad poenitentiae ’tribunal accessit, dari potest nuptialis benedictio, etiamsi 
altera pars confessionem non peregerit, dummodo locus sit timori, ne haec 
pars matrimonium potius civiliter ineat, quam confessioni se submittat. Datur 
enim benedictio in favorem illius, qui officio suo satisfecit. In hisce tarnen 
casibus, sicut in eo, ubi nec una, nec altera pars confessionem subire vo- 
luerit, parochus sequatur instructiones episcopi sui, qui absque dubio ipsi 
facultatem potest concedere dandi benedictionem nuptialem vel ob praecaven- 
dum, vel ob terminandum scandalum matrimonii mere civilis.“ Obwohl der 
Pfarrer die Ehe nicht aus eigener Machtvollkommenheit untersagen kann, so 
stimmen doch die Autoren beinahe allgemein dahin überein, dass er es aus 
gerechten Beweggründen könne und müsse, bis der Ordinarius die Frage 
entscheide. 

Wir untersuchen nicht, welches die Notoriet&t sei, die hinreiche, um 
die Benediction zu versagen, noch welches die dringenden Ursachen seien, 
die sie zu geben erlauben , je nach der Natur und Beschaffenheit der 
Umstände* 
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Was unzweifelhaft ist, und Was die' Entscheidung-der heiligen CoBgre- 
gation gewiss macht, ist, dass die in dem fraglichen Statute ausgedrücktfen 
Regeln in aller Sicherheit des Gewissens befolgt werden können. Jedo.ch) 
wenn die Brautleute, der eine oder der andere Theil, notorische Sünder wären, 
wenn sie aus Verachtung der Kirche die Beichte verweigerten, wenn die 
Benediction ihrer Ehe Scandal verursachen müsste, so dürfte der Pfarrer 
seine Assistenz nicht ohne die ausdrückliche, je nach der Nothwendigkeit und 
Dringlichkeit gewährte Ermächtigung des Bischofes leisten, vorzüglich, wenn 
eine der Parteien keine Widersetzlichkeit zeigte. Die Entscheidüng solcher 
Angelegenheiten steht besonders den Bischöfen zu. (Schluss folgt.) 


Literatur . 

„Ueber die Pfarrconcurs - Prüfung nach Staats- und Kirchengesetz .“ Von 
J. A. Ginzel. Wien. 1857. 

Wenn die Kirche bei verschiedenen Gelegenheiten und oftmals den welt¬ 
lichen Regenten anempfohlen und zur Pflicht auferlegt hat, die Gesetze der 
Kirche in ihren Ländern zu schützen und für deren Befolgung zu wachen, 
so wollte sie hiebei doch immer ihre Rechte strenge gewahrt wissen, und 
jeden äussern und weltlichen Einfluss von ihrer Gesetzgebung, ferne halten. 
Wo sich daher. die obige Pflicht der Regenten zu einem Rechte erweiterte 
and sich aus dem Schutze der Kirchengesetze eine eigenmächtige Handhabung 
and willkürliche Ausdehnung derselben nach staatlichen und weltlichen In¬ 
teressen angemasSt wurde, muss diese als widerrechtlicher Eingriff in die 
Kirchengewalt bezeichnet und gerügt werden. Wie dies von den meisten 
Staaten in verschiedenen kirchlichen Angelegenheiten geschehen ist, so zeigt 
<uns Ginzel dies auch hinsichtlich der Pfarrconcursprüfung. 

Gleich in seiner Einleitung zu dem zu besprechenden Werke gibt er 
uns die Veranlassung kund, aus welcher die Pfarrconcursprüfung in den Be¬ 
reich der weltlichen Gesetzgebung gezogen wurde. Es war nämlich diese: 

Bei dem gesetzlosen ungebundenen Walten auf kirchlichem Boden im 
17. und noch mehr in Deutschland im 18. Jahrhundert war es leicht er¬ 
klärlich, dass auch die vom römischen Stuhle erflossenen Gesetze über die 
Pfarrconcursprüfung häufig ganz ignorirt wurden und’ selbst von Jenen, die 
zur strengsten Handhabung derselben berufen waren. Dieser Umstand, sagt 
Ginzel, gab der Staatsgewalt willkommene Veranlassung mit ihrem Gesetze 
dagegen einzuschreiten. Sie bemächtigte sich demnach dieses Gegenstandes 
und erliess in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhundertes ihre Gesetze über 
Pfarrconcursprüfung; und Jene, welche sich Uber die diesfalligen Kirchen¬ 
gesetze hinausgesetzt hatten, mussten sich jetzt unter das Gesetz der Staat!?-. 
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gewalt beugen , denn diese wusste die genaue Befolgung derselben zu er¬ 
zwingen. In Folge dessen sind in fast allen Ländern Deutschlands, wo die 
Kirche Bestand hat, die staats gesetzlichen Bestimmungen über Pfarrconcurs- 
prüfung herrschend geworden, welche mit den kirchlichen Bestimmungen über 
diesen Gegenstand grOsstentheils gar wenig im Einklang stehen. 

Die abstossende Verschiedenheit nun zwischen den staatsgesetzlichen 
Bestimmungen und den Vortrefflichen und weisen Gesetzen der Kirche über 
Pfarrconcursprüfung darzuthun und zu beweisen, ist der lobenswerthe Zweck 
Ginzeis, welchen er auch in dieser seiner Schrift erreicht hat. 

Der Plan seines Werkes ist, zuerst uns mit den gesetzlichen Bestim¬ 
mungen der wichtigsten deutschen Staaten über Pfarrconeursprüfung bekannt 
. zu machen, sonach den Uebergang vom Staats- zum Kirchengesetze zu ent¬ 
wickeln und endlich die kirchlichen Bestimmungen darüber sowohl aus der 
ältesten Zeit als vorzugsweise die durch das Concilium Tridentinum darüber 
erlassenen Normen darzufegen. 

Im I. Hauptstücke seiner I. Abtbeilung zeigt uns der Verfasser, wie 
durch die Josephinische Gesetzgebung in Oesterreich die kirchlichen Bestim¬ 
mungen über Pfarrconeursprüfung umgangen und diese gänzlich der Staats¬ 
gesetzgebung anheimgestellt wurde. 

Nachdem nämlich schon seit 1721 durch den römischen Stuhl die 
schriftliche Abhaltung der Pfarrconeursprüfung vorgeschrieben worden war, 
und man in Oesterreich dieser Verordnung doch nicht nachgekommen ist, fand 
die Josephinische Regierung Gelegenheit, ihrerseits die schriftliche Concurs- 
prüfung vorzuschreiben; sib ging aber dabei über die Anordnung des Tri- 
dentinums hinaus, indem sie zuerst zur Besetzung erledigter Beneficien des 
landesfürstlichen Patronats eine Concursprüfung decretirte, hernach aber auch 
noch für alle Privatpatronats-Pfründen die Ausschreibung eines Goncurses 
vorschrieb. Wie sehr diese Verordnung im Widerspruche steht mit der Ver¬ 
ordnung des Concil. Trident., Welches zur Besetzung erledigter Laien- 
Patronatspfründen wohl die Prüfung des Präsentirten, nicht aber die Aus¬ 
schreibung eines Concurses gebot, indem es immer das den Laienpatronen 
zustehende Recht anerkannte, wohl aber die Verwaltung der Seelsorge nur 
tüchtigen und verlässlichen Männern anvertraut wissen wollte, beweist Ginzel 
durch die aus dem Conc. Trid. sess. 24 c. 18 de Reform, angeführte Stelle: 

„Quod si juris patronatus laicorum fuerit, debet qui a patrono prae- 
sentatus fuerit ab eisdem deputatis ut supra examinari, et non nisi ideoneus 
repertus fuerit, admitti.“ 

Einen weitern Beweis führt er aus der Entscheidung der Sacra Con- 
gregatio concilii an, welche lautet: / 

„Examen per concursum fieri non debet in vacatione parochialium, quae 
sunt juris patronatus laicorum, sed sufficit, quod deputatus a patronis exami- 
netur ab examinatoribus in dioecesana Synodo deputatis et idoneus judicetur, 
prout statuit hic concilium Tridentinum.“ 



Das war die erste Abweichung von dem Kircbengesetse, respeetive der 
Verordnang des Tridentinums, welches sich hierin dem rechtlichen Sachver- 
hältnisse ganz entsprechend erwies. 

In Folge der gänzlichen Unter Ziehung der Pfarrconcursprüfung unter die 
Staatsgesetzgebung konnte es an weitern Abweichungen und Widersprüchen 
mit dem Kirchengesetze nicht fehlen. 

Eine solche Abweichung lag namentlich wieder in der Anordnung aU-r 
gemeiner Concurs-Prüfungen, während nach dem Tridentinischen Decrete doch 
für jede erledigte Seelsorgspfründe eine besondere Prüfung mit oder ohne 
Concurs vorzunehmen ist, wofür uns Qinzel ebenfalls den authentischen Be¬ 
weis aus der Verordnung des Provinzialconciliums zu Bologna-liefert. Dass 
eine solche Verordnung des Concils sehr weise ist, erklärt Ginzel übrigens 
aus dem ebenso richtigen als wichtigen Umstande, dass zur Verwaltung jeder 
Seelsorge nicht die gleichen Eigenschaften erforderlich sind, und dass nament¬ 
lich für die Seelsorge in einer Hauptstadt manche besondere Eigenschaften 
erfordert werden, an welchen es immerhin dem Seelsorger einer Landge- 
gemeinde gebrechen kann. 

Nicht minder eigenmächtig und den kirchlichen Anordnungen im vollsten 
Sinne widersprechend ist die Anordnung des Staates über Befreiung von der 
Concursprüfung, welche der Kirchengesetzgebung völlig fremd ist. Ohne zu 
erörtern, auf welche Personen alle sich die Dispens des Staates erstrecke, 
kommen wir hier nur auf den Beweis zu sprechen, welchen Ginzel in den 
letzten §§. seiner Abhandlung für die Unstatthaftigkeit einer solchen Be¬ 
freiung gibt. 

Ebenso wenig, sagt der Verfasser, wie die Verordnung des Tridentinums 
Jemanden, der eine Seelsorgspfründe erhalten will, von der Ablegung der 
vorgeschriebenen Formel entbindet, ebenso wenig können die Bischöfe proprio 
jnre in besondern Fällen geistliche Bewerber um Curatpfründen von der 
durch das Tridentinum vorgeschriebenen Prüfung entheben. 

,,Die Tridentinische Vorschrift ist unstreitig ein allgemeines Kirchen¬ 
gesetz, von der höchsten gesetzgebenden kirchlichen Autorität erflossen, an 
welches deshalb jeder einzelne Bischof selbst gebunden und zu dessen Hand¬ 
habung er aufs strengste verpflichtet ist. Dass es aber allein in der Macht 
des Gesetzgebers stehe, von seinem Gesetze zu dispensiren, ist ein unbestreit¬ 
barer Rechtsgrundsatz. 

Ebenso wenig oder noch minder kann ein Dispensationsrecht der Bischöfe 
aus der langen Gewohnheit abgeleitet werden; denn eine solche behauptete 
consuetudo contra legem, wenn sie auch bestanden hat, gilt nichts, weil jede 
wider die Decrete des Concils von Trient laufende Gewohnheit im Vor¬ 
hinein durch den apostolischen Stuhl als nichtig erklärt worden ist. Ein 
Dispensationsrecht delegato jure aber ist den Bischöfen weder von der Trienter- 
Kirchenversammlung, noch vom röm. Stuhle je eingeräumt worden, sondern 
ihnen nur die Befugniss ertheilt worden, bei dem Vorhandensein ganz be¬ 
sonderer schwieriger Verhältnisse^ welche der Abhaltung eines öffentlichen 
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Ga*CWfps im Wege stehen, unter Beobachtung aller wesentliche* Bestim¬ 
mungen anstatt der öffentlichen eine Privatprüfung za unternehmen. 

Ein weiterer Beweis, dass eine Befreiung von der Concursprflfung un¬ 
statthaft und geradezu dem Zwecke und Interesse, welches die Kirche bei 
Besetzung erledigter Seelsorgspfründen hat, zuwider ist, liegt in dem Um¬ 
stande, dass in dem betreffenden Decrete des Trideptinums Sess. 24. c. 18 
de Reform, von einer Dispense überhaupt gar keine Rede ist.“ 

Ebenso wie die angeführten, müssen auch die übrigen Beweise des 
Verfassers als vernünftig und vollgültig anerkannt und somit alle bisher be¬ 
sprochenen staatlichen Verordnungen über Pfarrconcursprüfung als ewig un¬ 
vereinbar mit den kirchlichen Interessen erklärt werde,*. 

Nach dem Beispiele Oesterreichs, als der katholischen Hauptmacht Deutsch¬ 
lands, hielten sich nun auch bald die andern deutschen Staatsregierungen, 
sowohl katholische: als protestantische berechtiget, die Pfarrconcursprüfung 
in den Bereich ihrer Gesetzgebung zu ziehen. So wich man auch in Baiern, 
Würtemberg, Baden, in der oberrheinischen Kirchenprovinz, Hessen, Preussen, 
Belgien und Frankreich, mehr oder minder von den kirchlichen Verordnungen 
ab oder trat in gänzlichen Widerstreit mit denselben. Einer näheren Er¬ 
örterung der einzelnen Staatsverordnungen kann in unserer Besprechung 
nicht Raum gegeben werden, da wohl der Verfasser selbst Sn seiner Schrift 
alle betreffenden Decrete und Erlässe sehr fleissig angeführt hat. 

Ebenso über den Uebergäng vom Staats- zum Kirchengesetze, welchen 
der Verfasser im III. Hauptstücke I. Abtheilung seiner Schrift entwickelt, 
kann hier nicht wiederholt werden, was der Verfasser schreibt, zumal 
für Oesterreich durch Art. 24 des Concordats einfach auf die Tridentinische 
Vorschrift verwiesen und von dieser nur darin abgewichen ist, dass der 
Concurs nun bei allen Pfarrpfründen, also auch bei denen, die einem Laien¬ 
patronate unterstehen, gefordert, wird. 

Was endlich die II. Abtheilung dieser Schrift anbelangt, in welcher uns 
der Verfasser alle kirchlichen Verordnungen über Pfarrconcursprüfung hinsicht¬ 
lich aller Erfordernisse der Prüfungen von Seite der Concurrenten und der 
Examinatoren vorlegt, so lässt sich darüber .nur soviel sagen, dass wir nie 
im Stande sein werden, dieselben in ein klareres Licht zu setzen, und ver¬ 
ständlicher darzuthun, als es der Verfasser gethan hat, indem er jede der¬ 
selben mit den authentischen Beweisen aus dem Wortlaute der betreffenden 
Concilien, den Entscheidungen der Sacra Congr. Conc. Trid. und den Aus¬ 
sprüchen und Erlässen der verschiedenen Päpste belegt hat. Zudem sind die 
wichtigsten derselben schon bei Vergleichung der Josephinischen Gesetzgebung 
mit dem Kirchengesetze zur Sprache gekommen. 

Es bleibt uns daher nur mehr übrig, dem Verfasser für den grossen 
Eifer und die Sicherheit, mit welcher er bei Verfassung dieser Schrift zu 
Werke gegangen ist, die volle Anerkenung zu zollen. ; . uy 
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Insbesondere müssen -wir es noch seinem Streben nach Wahrheit 
und Aufrechthaltung der kirchlichen Gesetze zum Lobe rechnen, dass er 
es sich Vorbehalten hat, die ihm selbst auch nur scheinbar zweifelhaften 
Fidle und Streitfragen der heil. Congreg. Conc. zur Entscheidung vofza- 
legen, deren Veröffentlichung er in seinem Vorworte zu dieser Schrift ver¬ 
sprach, und wofür ihm der Dank jedes Gutgesinnten im Voraus schon ge¬ 
sichert ist. P. 


Das katholische Kirchenrecht. Dessen Quellen und Literaturgeschichte, 
System, Einfluss auf die verschiedenen Rechtsdisciplinen überhaupt. 
Von Dr. Joh. Friedrich Schulte, Prof. d. Kirchenrechts u. der deutschen 
Reichs- und Rechtsgeschichte an der Karl-Ferdmands-Universitdt in Prag. 
Zweiter Theil. Das System* des allgemeinen katholischen Kirchenrechts. 
Erste Abtheilung. Giessen 1856. Ferbersche Universitätsbuchandlung. 
(Emil Roth) XV. 466 S. 8°. 

Das Werk, dessen Titel wir so eben niedergeschrieben haben, zeichnet 
sich durch drei Vorzüge besonders aus: durch ein lichtvolles, streng logischen« 
System; durch eine scharfe Ausscheidung des eigentlich juristischen Stoffbs 
von allem im Kirchenrechte gewöhnlich damit verwobenen Beiwerk; durch 
eine bündige Darstellung und streng wissenschaftliche Construction der juri¬ 
stischen Begriffe. 

Was das System anbelangt, so sagt der Verfasser in der Vorrede (S. IX): 

I. „Vor Allem bedarf es einer wissenschaftlichen Darstellung des gd-> 
tenden Rechts. Für diese kann nur die historisch - philosophische Me¬ 
thode genügen, an deren Hand wir allein einerseits die Entwickelung des; 
Rechtes, dessen Ausbildung unter dem Einflüsse der verschiedensten Verhältnisse 
von Zeit, Ort und Nationalität, kurz, seine genetische (Entwickelung) Ent¬ 
faltung kennen lernen, dasselbe vor unseren Augen werden sehen, — und 
andererseits die Natur der Rechtsverhältnisse erfassen, den ihnen innewoh¬ 
nenden Charakter erkennen, aus ihm heraus die Sätze, von denen sie ge¬ 
tragen werden, bilden und zu Rechtsformen, zu Rechtsinstituten verkörpern 
können. Die Vergangenheit entfaltet uns so die Gegenwart; die Bedürfnisse 
dieser und die Kenntniss der Verhältnisse jener geben uns die Mittel, das 
noch Lebenskräftige von dem Abgestorbenen zu sondern, aus der Vergleichung 
beider — an der Hand der philosophischen Construction, die uns aus den 
Grundprincipien, den Fundamentalsätzen des kirchlichen Rechtes zeigt; welche 
Sätze nothwendige, in sich mit Rücksicht auf die Kirche wahre, und des¬ 
halb überall gleiche, welche zufällige, nur durch die Verhältnisse bedingte, 
rein historische, positive Bildungen sind, — neue Formen, neue Satze und 
fcvsjifute für die Zukunft aufzustellen. Hierbei ist die Eigentümlichkeit der 




JLirche und des. Rechtsstoffes im Ganten fest subalten; diese schlosst jede 
Uebertragung von Sätzen eines bestimmten anderen Rechtsgebietes aus; das 
Kirchenrecht i*t .au* sich heraus an der Hand der Jurisprudenz überhaupt 
au entwickeln 

„Ein richtiges, den wirklichen Organismus des zu behandelnden Rechts 
enthaltendes System,“ sagt der Verfasser weiter (8. 79 fg.), „ist eine unbe¬ 
dingte Forderung der Wissenschaft, und fahrt zugleich den grossen Nutzen' 
mit sich, dass es die Stellung des Einseinen im Gänsen als eine begründete, 
nothwendige, nicht willkürliche, zufällige .erscheinen lasst, dadurch nicht 
bloss die Uebersicht erleichtert, sondern auch sur Ableitung der einzelnen 
Sätze aus den Grundprincipien das Wesentliche beiträgt und ganz besonders 
vor falschen Deductionen sichert. Von vornherein muss das unbedingt an¬ 
erkannt werden, dass nur ein System richtig ist, welches aus dem Kirchen¬ 
rechte selbst abgeleitet durchaus dessen Geiste entspricht, ein von Aussen 
hfneingetragenes, unter allen Umständen ein fehlerhaftes bleibt. Der Zweck 
der Kirche übertrifft an Bestimmtheit, Umgränzung und Sicherheit, an Er¬ 
habenheit und Dauer, an Selbsständigkeit und Unabhängigkeit den jeder an¬ 
deren Institution; ihre.Stellung ist eine durch die Geschichte, ihr eigenes 
Wesen und ihre Aufgabe völlig selbstständige und unabhängige; die Bedeu¬ 
tung der Kirche ist eine nothwendige und wahre.“ 

„Das Kirchenrecht hat seine Grundlage in dem Berufe und der Stellung 
der Kirche als einer äusseren, sichtbaren; nur weil die Kirche eine solche 
ist,and sein muss, kann sie ein Recht haben. Wäre sie eine unsichtbare, 
so liesse sieb nur eine Moral neben der Dogmatik denken, nicht einmal 
aber eine Liturgik, weil äusserer Cultus und innere, unsichtbare Kirche 
sich einander widersprechende Begriffe sind. Durch ihre Sichtbarkeit tritt 
die Kirche in die Sphäre des Rechtes ein, indem sie Ansprache macht auf 
äussere Geltung ihrer Sätze, für deren Ausübung eine äussere Anerkennung 
fordert, einen äusseren Zwang zur Erfüllung ihrer Gebote zulässt. Zu er¬ 
mitteln, nach welchen Rechtssätzen das äussere Dasein der Kirche geleitet 
werde in seinen verschiedenen Richtungen und Beziehungen, wie diese aus 
dem Wesen und der Aufgabe der Kirche folgen, mit diesen in harmonischer 
Verbindung stehen, in wiefern dieselben nothwendig und deshalb dauernd 
gleiche, in wie fern sie, ohne das Wesen der Kirche anzutasten, aufgegeben 
werden, wechseln können; das ist die Aufgabe der Kirchenrechtswissenschaft.“ 

Den Grundriss des Systems, welches der Verfasser von diesem. Stand-: 
punkte aus sich entworfen hat, können wir uns nicht versagen, hier mitzu- 
theilen. Wir glauben nicht nur damit einem grossen Theile unserer Leser, 
die das Buch vielleicht nicht kennen, einen Dienst zu erweisen, sondern 
.wollen auch damit den Grund zu einigen Betrachtungen über diesen Gegen¬ 
stand legen, die hier nicht am Unrechten Orte und eben jetzt auch wohl an 
der Zeit sein dürften. .• 

h „Zuvörderst,“ sagt unser Verfasser, „bedarf es für die Darstellung de» 



positiven Rechtes der Kirche, nachdem der Boden der Öiaciplifl gewönnen 
lat, daroh eine Erörterung über: 

Den Begriff der Kirche, ihre Merkmale u. s. w., den Begriff da 
Kirchenrechtes, seine Stellung in der Kirche und im Rechtssysteme 
überhaupt, 

der Beantwortung der Frage: 

Wie entsteht in der Kirche das Recht? Dahin gehört das Recht, Gesetze 
zu geben, die Art der Erlassung, die Bedingungen, unter welchen es die 
Untergebenen verpflichtet, die Entstehung durch Gewohnheit $ diese Fragen, 
welche in der Geschichte des Rechts freilich eine Lösung an anderer Stelle 
finden würden, sind im Systeme deshalb der nothwendige Ausgangspunkt, 
weil ohne ihre richtige Lösung eine Prüfung der Kraft and Bedeutung 4er 
einseinen Sätze und Quellen unmöglich angestellt werden kann. 

Im ersten Theile ist also zunächst eine Einleitung zu geben; auf diese 
folgt die Dar Stellung der Rechtsquellen; diese enthält nach dem Entwickelten 
als erstes Buch: Die Lehre von den materiellen Rechtsquellen, wie ich die-' 
selbe bezeichne. Daran reihet sich die Frage: 

H. Wo ist das Recht der Kirche niedergelegt? 

Deren Lösung liefert das zweite Buch: Die Lehre von den formellen 
Rechtsquellen (Rechtssammlungen, Gesetzesbüchern u. s. w.), diese Abthei¬ 
lung hat es zu thun mit den formellen Quellen des Rechtes. 

III. Beiden reihet sich an die Literaturgeschichte, welche die Geschichte 
der Wissenschaft des Kirchenrechts enthält. 

Der zweite Theil umfasst das eigentliche Kirchenrecht, das materielle 
im Gegensätze zum formellen 1 des ersten. 

Das System baut sich leicht auf, sobald wir uns die Stellang der Kirche 
vergegenwärtigen. Es ist diese eine doppelte. Auf ihrem eigentümlichen 
Gebiete ist und muss sein die Kirche von jeder Gewalt ausserhalb ihrer 
gänzlich unabhängig, frei, selbsständig; ihr Organismus, in wiefern er die 
Leitung dieses selbsständigen Lebens betrifft, fällt daher im Rechtsgebiete 
nicht unter den Begriff des staatlichen Rechtes, sondern steht neben diesem 
als ein anderes öffentliches Recht. Alle Beziehungen auf die Kirche als 
Ganzes, das kirchliche Rechtsleben mit seinen Institutionen und einzelnen 
Sätzen, sofern es von der ganzen Kirche geführt wird, oder auf sie einen 
Bezug hat, fallen unter 

L Das öffentliche Recht der Kirche. In diesem tritt die Kirche uns 
entgegen als Einheit in zweifacher Richtimg. 

A. Vor Allem ist zu untersuchen, welches der Rechtsbau der Kirche 
sei; es muss entwickelt werden, wem in derselben eine Gewalt zdstehe; 
Wie das Verhältniss der verschiedenen Gewaltträger zu einander sei; was 
dazu erfordert werde, um an der Leitung der Kirche Theil zu nehmen. 
Alles dies enthält die Darstellung der Hierarchie, welche als die nothwen- 
dige Lenkerin der Kirche auch juristisch in dieser Stellung hervortreten 
muss. So stellt sich das Recht der Kirche als einet Ganzen in dieser 



seiner Einheft betrachtet dar als die Erörterung der Stellung der "Hierarchie 
in rechtlicher Hinsicht. Es ist aber nnr die jurisdictio, welche für das 
System das Massgebende ist, indem die andern hierarchischen Gewalten, das 
ministeriom und magisterium nur in sofern auftreten, als sie rechtliche Be¬ 
ziehungen haben and in wieweit diese reichen. 

Die Gliederung dieses Abschnittes eigibt sich einfach 

1. Vor Allem muss festgestellt werden die Stellung der Hierarchie in 
der Kirche. Nachdem erörtert ist 

a. das Wesen der Hierarchie, muss dargelegt werden, wer zu ihr ge¬ 
höre, also die subjectiven und objectiven Bedingungen für 

b. die Theilnahmeschaft an der Hierarchie, ermittelt werden darch die 
Darstellung der Lehre von der Ordination (deren Begriff, Arten — der 
Ertheilung derselben; hieran schliesst sich als das geeignetste Mittel, die 
fortdauernde Erneuerung beziehentlich Fortsetzung der Hierarchie durch Be¬ 
fähigung zur Ordinatfon su sichern, die Erziehung für den geistlichen Stand.) 
Hieraus hat sich denn entwickelt der zur Leitung berufene 

Stand des. Klerus, 

als der Repräsentant nicht nur, sondern auch die Pflanzstätte der Hierarchie. 
Es zerfallt diese Erörterung in die von dem 

c. Charakter der einzelnen Glieder, sodann von den 

d. Standesrechten der Kleriker und von ihren 

e. Standespflichten. 

So ist ermittelt, wie man überhaupt generell zur Leitung der Kirche 
gelange, welche Stellung die Leiter derselben einnehmen. Die Entwickelung 
schreitet naturgemäss fort zu den einzelnen Personen, aus denen zufolge 
dogmatischer und rechtlicher oder blos rechtlicher Sitze die Hierarchie ge¬ 
bildet wird. Diese 

2. Gliederung der Hierarchie spinnt sich ab von Oben nach Dnten, an¬ 
fangend von dem höchsten Punkte, von der Spitze der Kirche; ein Verfahren, 
Welches um so nothwendiger ist, als es der Geschichte und dem Wesen der 
Kirche allein entspricht. Denn nicht christliche Gemeinden oder Pfarrer hat 
der Herr eingesetzt und aiuf sie gebaut die Kirche-entstehen lassen durch 
Hervortreten der Bischöfe und des Primas, sondern, bevor er noch seinen 
Aposteln den festen Beruf zur Lehre des Evangeliums in der ganzen Welt 
gab, hatte er bereits ein Haupt in der Person des Petrus eingesetzt, dem 
Cr die Übrigen Apostel unterordnete, von welchen zusammen alsdann die 
Kirche ausging. Ohne den Papst ist keine Kirche, der Kirche leitende 
Glieder aber sind nur der Papst und die Bischöfe, denen die übrigen ledig¬ 
lich in rechtlich geordneten Verhältnissen unterstehen. Nachdem die Stet- 
lang der einzelnen Träger der Hierarchie, des Papstes, der Erzbischöfe, 
Bischöfe und anderer ermittelt worden, muss nothwendig bei jeder einzelnen 
Stufe der hierarchischen Ordnung dargelegt werden, unter welchen Bedin¬ 
gungen, auf welche Weise aus dem Stande des Klerus der Einzelne zu der- 5 
Selben gelangen könne, beziehentlich müsse. 



In dem Vorhergehenden liegt der juristische Bau'der einheKlidten re¬ 
gierenden Kirche. Die weitere Aufgabe besteht nun darin, su «eigen, wie 
dieser einheitliche Organismus sich über das ganze Gebiet der Kirche ver* 
theile, die Kirche an den einseinen Orten darstelle, leite und regiere. Diese 

3. Leitfing der Kirche durch die Hierarchie erstreckt sich nothwendig 
auf bestimmte Kreise, welche 

a. die örtlichen Gebiete sind. Für diese Leitung gibt es ordentliche 
und ausserordentliche Mittel. Nach der Natur der Sache werden suerst ben¬ 
trechtet 

Die ordentlichen Mittel zur Leitung. 

Diese bestehen darin, dass nach den verschiedenen Abstufungen die 
einseinen Glieder innerhalb des durch das Recht normirten, nach Rechten 
und Pflichten gegenüber der gansen Kirche, den gleichen Kreisen, den ein* 
seinen Höheren und den Untergebenen genau abgegränsten Wirkungskreises 
walten. So haben sich gebildet 

b. die Kirchenämter. Deren Behandlung erfordert eine Auseinander¬ 
setzung über 

a) Begriff und Eintheilung derselben; hierauf werden 

b) Die einseinen Aemter und Stellung ihrer Inhaber 

entwickelt, wobei nach den oben dargelegten Gründen wiederum von der 
Spitse hinunterzusteigen ist. Was die nothwendigen Mitglieder der Hierarchie 
angeht, so fällt in ihrer Person die Würde mit dem Amte zusammen. Aus 
diesem Grunde bedarf es hier nur. einer besonderen Zergliederung der Or¬ 
gane, der (hierarchischen) Behörden, welche für jene und unter deren Auto¬ 
rität die Kirche leiten. Die Stellung der Beamteten ist eine doppelte, in 
sofern su betrachten sind die 

c) Verhältnisse der Beneficiaten zum Amte und sur hierarchischen 
Ordnung. 

Nach dieser Darlegung ergibt sich als nothwendig die Lehre von der 
Entstehung der einzelnen Aemter. Diese ist , eine zweifache. In sofern die 
einseinen Aemter einen bestimmten örtlichen Kreis unter sich haben, oder 
doch ein festes Amt überhaupt bilden, müssen genau bestimmte Grunde 
sätse über, 

d) Errichtung und Veränderung der Kirchenämter 

stattfinden. So ist die objective Entstehung dargestellt; es frägt sich .nun 
weiter, wie gelangt ein zur Theilnahme an der Hierarchie Befähigter sin 
dem einzelnen Amte, wie entsteht das Amt im subjectiven Sinne. An diese 

e) Besetzung der einseinen Aemter 

schliesst sich in einfacher Weiterführung an die Darstellung von der 

f) Erledigung der Beneficien. 

Neben diesen ordentlichen Mitteln stellen sich sur Leitung der Kirche als 
Auster ordentliche Mittel ; 

dar die verschiedenen Arten der Synoden. Auf diese Weise hat sich 
nunmehr der Gang des kirchlichen Rechtälebens, die Leitung der Kirche 
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durch die in der göttlichen Verfassung ruhenden Gewalten so dargestellt, 
wie er aus deren obersten Grundsätzen sich ergibt und nach einfachen 
Recbtsprincipien fortspinnt. Wäre eine Verletzung dieses Rechtslebens nicht 
möglich oder geschähen solche niemals, so bedürfte es weiterer Mittel für 
die Rechtsordnung nicht. Wie aber überhaupt Rechtsverletzungen weder je¬ 
mals aufhören werden, noch, richtig verstanden,, gänzlich fern sein können, 
(Matth. XV11I.. 7. „Vae mundo a scandalis. Necesse est enim ut veniant 
scandala : verumtamen vae homini illi, per quem scandalum venit“) so sind 
auch auf dem Gebiete des kirchlichen Rechtes Störungen, Eingriffe und Ver¬ 
letzungen unvermeidlich. Der organische Rechtsbau muss auch hier Obsorge 
getragen haben. Solche ist nothwendig doppelter Natur. Auf der einen 
Seite müssen Mittel da sein, zu verhindern, dass eine versuchte Störung oder 
Verletzung eintrete; es muss Fürsorge getroffen werden, damit die einzelnen 
Glieder ihre Schuldigkeit thun. Keiner in des andern Gebiet übergreife, die 
Ausübung des Rechts eine lebendige, frische bleibe, der ganze Organismus 
seine Lebenskraft erhalte. Hierfür wird gesorgt durch die vielfachen für die 

c. Ueberwachung der Jurisdiction 

eingeführten Mittel und Wege. Auf der anderen Seite ist es aber auch 
nothwendig, ' 

d. Mittel zur Wiederherstellung der verletzten Rechtsordnung 
anzuordnen, welche die Kirche als solche handhaben muss. Diese sind nach 
der Richtung der Verletzungen selbst doppelter Art: 

a) Bei Verletzungen der Kirche selbst 

ist es nicht nur deren Sache vorzüglich, sondern einzig und allein, sowohl 
festzustellen, was eine Verletzung sei (die Vergehen), womit die Verletzung 
belegt oder wodurch sie gesühnt werden solle (die Strafen und Censuren), 
als auch die Art und Weise allein zu bestimmen und die Mittel zu hand¬ 
haben, um den Urheber der Verletzung zu ermitteln und durch seine Be¬ 
strafung das Unrecht aufzuheben, den Rechtszustand wieder herzustellen. 
(Strafprocess.) 

b) Bei Verletzungen von Rechten Einzelner und Streitigkeiten über 
solche Rechte, 

wo diese eine kirchenrechtliche Beziehung haben, muss ebenso das Recht* 
zwar nicht aus eigenem Antriebe für die Wiederherstellung sorgen, aber 
doch, um grössere Verletzungen, Störungen der öffentlichen Rechtsordnung 
der Kirche zu verhüten, Mittel und Wege darbieten, wie solche Streitig¬ 
keiten, wenn keine friedliche Ausgleichung erfolgt, im Wege Rechtens aus¬ 
getragen werden können (der Civilprocess.) 

Während die Leitung des Rechtslebens im Kirchenrechte das Vorwie¬ 
gende ist, tritt doch auch die 

4. Leitung des religiösen Lebens durch die Hierarchie 
nicht gänzlich zurück, wiewohl, jener Thätigkeit entgegengesetzt, diese nur 
eine untergeordnete sein kann, da nicht der Cultus, die Verwaltung der 
Moy’t Archiv für kath. Krrchenrechl. II. Band. 5 
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Gnadenmittel als solcher hier in Betracht kommt, sondern lediglich die¬ 
jenigen Fragen zu erörtern sind, welche dem Rechte anheimfallen. 

Nicht nur die strenge Durchführung des kirchlichen Rechtes liegt im 
Berufe der Hierarchie, sondern es kann auch Umstände und Verhältnisse 
gehen, welche ein Abgehen von dem’ gewöhnlichen Rechte erheischen, und 
»war in verschiedener Richtung, indem bald die Entbindung von einem 
Rechtssatze allgemein oder in einem besonderen Falle sich als Forderung 
der Gerechtigkeit herausstellt, bald die Befugnisse der einzelnen Glieder 
erweitert werden müssen, bald endlich Ausnahmen als nützlieh sich ergeben. 
So schliesst der Abschnitt, welcher 

5. die Lösung von den Kirchengesetzen 
behandelt, den organischen Bau der Rechtsordnung für die Kirche als Ganzes. 

B. Nicht blos die Kirche als Ganzes, an sich betrachtet, muss Gegen¬ 
stand der Darstellung werden, sondern es ist auch zu untersuchen, welche 
Stellung die Kirche in der. menschlichen Gesellschaft einnehme, wie sie zu 
derselben sich verhalte. Es ist nun zwar Aufgabe der Kirche, alle Völker 
zu umfassen, eine universale zu sein, in Wirklichkeit jedoch ist diese Uni¬ 
versalität nur potenziell unbedingt vorhanden, während actuell die Kirche 
weder alle Gegenden überhaupt einschliesst, noch auch in den Örtlichen Ge¬ 
bieten alle Individuen. Diese factischen Verhältnisse müssen nothwendig 
rechtliche Folgen nach sich ziehen. Somit ergibt sich ein Abschnitt, der 
zum Gegenstände hat 

die Kirche gegenüber den Rechtssubjecten ausserhalb ihrer: 

Diese Rechtssubjecte können zunächst sein die Staaten. Wäre der 
Beruf der Kirche ungehindert ausgeführt, alle Individuen in ihr aufgenom¬ 
men, so käme die Verschiedenheit der weltlichen Ordnungen für die Kirche 
nicht in Betracht oder führte höchstens Aenderungen äusserlicher Natur mit 
sich. Weil es aber Gebiete gibt, die der Kirche entweder überhaupt ver¬ 
schlossen sind und feindlich entgegenstehen,' oder doch in Betreff der Ein¬ 
wohner nur zum Theile angehören und durch die Gleichstellung von Men¬ 
schen, welche zum Glauben der Kirche sich nicht bekennen, mit den An¬ 
hängern der Kirche, dieZwecke der letzteren nicht Zu den ihrigen machen, 
weil ferner die Wege des Staates aus vielen Motiven oft von denen der 
Kirche abgehen, so hat das Verhältniss zwischen beiden allmälig eine be¬ 
stimmte, nach Zeiten und Staaten verschiedene Gestaltung angenommen und 
wird auch in Zukunft nach der Natur der Sache nicht überall ein gleiches 
sein. Es ist somit unbedingt nothwendig, die Rechtsgrundsätze darziilegen, 
welche von Seiten der Kirche, und ebenso diejenigen, welche vom Staate, 
endlich welche durch Uebereinkunft beider für dies gegenseitige Verhältniss 
aufgestellt sind. , 

1. Das Verhältniss der Kirche zu den Staaten bildet somit einen noth- 
wendigen Theil des öffentlichen Rechtes der Kirche, wobei diese als Ganzes 
in Betracht kommt. 
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Ausser dort Stauten. welche wen nach der jetzigen Entwickelung, von 
ewigen Ausnahmen abgesehen, juristisch als Reehtesubjecte mir als ausser¬ 
halb der Kirche stehend ansehen kann, be&uden sich ausserhalb derselben 
die Ungläubigen, Ketzer 4»«d Schismatiker. - Jene, die Nichiehristen, stehen 
bi gar keinem rechtlichen Zusammenhänge. Und doch ist nichts natürlicher 
als dass das Recht auch in Betreff des Verhältnisses der einseinen Gläubig 
gen und des der Kirche mit ihren Gesetsen su denselben feste Normen auf- 
gestelit hat, deren Kenntuiss eine nothwendige ist. Daraus ergibt sich eine 
weitet« Unterabtheilung Uber das Verhältnis der Kirche 

2. Zu den Ungläubigen. 

Eine andere Stellung nehmen aus inneren Gründen diejenigen Völker 
ein, welche im Schisma oder der Ketzerei liegen, da sie in einem ganz 
anderen Zusammenhänge mit der Kirche sind und nur factisch ebenso der¬ 
selben fern stehen. Die gegenseitigen Beziehungen behandelt das Verhältniss 
der Kirche 

3. zu den Lutherischen, Reformirten, christlichen Secten, nicht unirten 
Griechen (Ketzern und Schismatikern). 

Bisher war Gegenstand das Recht, der Organismus der rechtlichen In¬ 
stutionen, soweit die Kirche als Ganzes in Betracht kam, und zwar auf dem 
ihr eigentümlichen Gebiete, innerhalb dessen sie ihre eigentliche Bestim¬ 
mung zu erfüllen hat. Auf diesem tritt uns die Kirche nicht als eine Person 
in dem vom Rechte damit verknüpften Sinne entgegen, sondern als eine 
Anstalt zur Heiligung der Menschheit, geordnet und geleitet nach festen 
Rechtesätzen, als eine Gesellschaft, eine Civitas Del, keine civitas im ge¬ 
wöhnlichen Sinne, sondern eine civitas inaequalis, gegründet auf göttliches 
Recht, geleitet durch eine auf geistiger Zeugung beruhende Henrschergewalt. 
Aber dennoch könnte man die Kirche in einem allgemeineren Sinne als eins 
moralische Person ansehen, da sie sich darstellt als «in lebendiger, einheit¬ 
licher Organismus, den nur ein bestimmter Zweck bewegt, auf den alle 
TkeikB hinwirken, der in so wunderbar herrlicher Weise sich entfaltet, dass, 
was immer gefehlt wird, nie und nimmer andere« als denjenigen zur Last 
fallen kann, welchen die Leitung der Werkzeuge vertraut ist.. 

II. liehen dieses öffentliche Recht der Kirche «teilt sich in einer dop¬ 
pelten Beziehung ein Privatrecht, dessen Begründang und notwendige Auf¬ 
stellung die folgende Betrachtung zur Genüge rechtfertigen wird. Es ist die 
Wirksamkeit der Kirche nicht darin allein beschlossen, auf ihrem Gebiete 
ihm» Zweck mit den ihr dafür spezifisch belassenen Mitteln zu erfüllen und 
hierfür Rächte zu besitzen; sie umfasst bei diesem Streben nothwendig welt¬ 
liche Beziehungen, ist in der Welt; ihre Diener sind Menschen und können, 
sich nicht frei machen von den Bedürfnissen solcher; sie selbst bedarf viel¬ 
fach eben zur Erreichung ihrer Zwecke der materiellen Gaben der Welt. 
So muss sie nothwendig auch eintreten auf das Gebiet des rein weltlichen. 
Rechtes, namentlich des Vermögensrechtes» Auf diesem treten nun die ein¬ 
zelnen Institute als juristische Personen auf, zwar im Ganzen nicht verschie- 

5 » 
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den von den übrigen Individuell und moralischen Personen; jedoch muss die 
Bedeutung und der Zweck der Kirche, die Geschichte, die Bestimmung dieser 
Güter, die Berechtigung der Kirche, auch auf diesem Gebiete Rechtssät»« 
aufsustelien, das eigentümliche Berühren des Staates in demselben: alles 
dies muss notwendig ein besonderes Güterrecht mit sich führen. Es treten 
aber die einseinen Individuen und Institute nicht anders auf, als weil sie 
kirchliche sind, im Rechte der Kirche eine bestimmte Stellung haben. So¬ 
mit ist es nicht der Einseine, das Institut, sondern in letzter Bestehung die 
Kirche, deren Privatrechte hier vorliegen; hieraus rechtfertigt sich die Unter- 
abtheilung des Privatrechts suerst in 

' / 

A. das Privatrecht der Kirche. 

In diesem handelt es sich darum, zunächst su beweisen, dass die Kirche, 
obgleich nicht für irdische Zwecke geschaffen, Vermögen nöthig hat. So¬ 
dann muss ermittelt werden, wem nach dem Rechte das Eigenthum an den 
verschiedenen Vermögensmassen sustehe, und wie sich diese sur Kirche als 
einer Einheit verhalten; ebenso ist gerade hier das Verhältnis» »um Staate 
um so wichtiger, als auf vermögensrechtlichem Gebiete die Kirche in den 
innerlichen Kreis seines Rechtslebens eintritt und so sehr einer privaten 
Person gleichsteht, dass alle Vorzüge und Privilegien von ihm nothwendig 
originiren. Haben wir so einen festen Boden gewonnen für die rechtliche 
Beurtheilung des Kirchenguts, so sind dessen einzelnen Theile zu betrachten, 
die Regeln über deren Erwerb, Verwendung und Veräusserung darzulegen. 

S 

Mit dem Güterrechte schliesst sich ab der Rechtskreis, in dem die 
Kirche als Ganzes uns entgegentritt. Im Privatrechte der Kirche trat diese 
Rücksicht sofort in den Vordergrund; denn ein Gut, das keine Beziehung 
auf die Kirche hat, fallt nicht unter die Beurtheilung des kirchlichen Güter¬ 
rechtes. Im öffentlichen Rechte ist dieser Gesichtspunkt überall dort in die 
Augen springend, wo von der Regierung der Kirche Und ihren Institutionen 
gehandelt wird. Scheinbar tritt er zurück bei der Darstellung der Rechte 
der einzelnen Personen der Hierarchie. Bedenkt man aber, dass diese nur 
deshalb dort abgehandelt wurden, weil und insoweit sie eben der Hierarchie 
angehören, nichts als kirchliche Individuen sind, so ist jene Rücksicht als 
einzig massgebende bewiesen. Ein anderer Gesichtspunkt tritt uns entgegen, 
wenn wir, abgesehen von der hierarchischen Stellung der zur Hierarchie ge¬ 
hörigen Personen, für diese, und wenn wir den Zustand aller Gläubigen 
ohne Unterschied in’s Auge fassen. Dem Individuum, mag es zugleich 
Theil nehmen an dem regierenden Stande oder nicht, ist als solchem ein 
bestimmter Kreis von Rechten und Pflichten durch den Umstand gezogen, 
dass es Glied der Kirche ist. Soweit disse dem innern Menschen ange— 
hören, kommen sie für uns nicht in Betracht oder bilden doch nicht das 
Unterscheidende; inwiefern sie aber dem äussern Zwange der Kirche unter¬ 
liegen, werden sie zu Rechtspflichten und Berechtigungen. Offenbar sind 
wir hier angelangt bei dem • • ’ ' 



69 


B. Privatrechte in der Kirche. 

Denn wo es sieh nm Rechte-und Pflichten des Einseinen als eines sol¬ 
chen handelt, liegt im Gegensätze zu dem aufgestellten öffentlichen Rechte 
ein Privatrecht vor; dies aber ist nicht ein Privatrecht der Kirche, sondern 
in der Kirche , weil es von dieser ausgeht ; weil Rechte und Pflichten durch 
deren Gesetze nortnirt, von ihr geschützt und durchgesetzt werden. Zunächst 
gehören hierher die gemeinsamen Rechte und Pflichten aller einzelnen Glieder 
der Kirche, aber nur in sofern sie gemeine sind. Wo eine gemeine 
Pflicht durch die Sonderstellung des Individuums einen kirchlichen Standes¬ 
charakter annimmt, gehört sie dem ersten Theile an. Die Darstellung hat 
nun zunächst zu untersuchen die 

a. Bedingungen für den Erwerb von Rechten überhaupt. 

Insofern nun Niemand besondere kirchliche Rechte gemessen kann, er 
habe denn die Theilnabmsfähigkeit ah den gemeinsamen Rechten erlangt, 
sei aufgenommen in die Kirche, bildet dieser Punkt die rechtliche Grundlage 
für den Aufbau des Theiles, in dem die Individuen in ihrer Isolirtheit oder 
Verbindung als die Rechtssubjecte erscheinen, Derselbe findet nur hier und 
nicht im öffentlichen Rechte seinen Platz, wie aus dem Wesen der Dar¬ 
stellung selbst sich ergibt. Gleichergestalt ist die Rechtsfähigkeit über¬ 
haupt die Grundlage aller Rechte auf weltlichem Gebiete und wird mit 
Recht im Privatrechte abgehandelt. Auf die Ermittelung der kirchlichen 
Rechtsfähigkeit und dadurch Rechtspflichtigkcit folgt nothwendig die Dar¬ 
stellung der 

b. Rechte und Pflichten der Gläubigen als Einzelner. 

Nicht blos die privaten kirchlichen Beziehungen müssen in den Kreis 
der kirchlichen Legislation fallen, sondern es muss der Beruf derselben wei¬ 
ter gehen und den ganzen Menschen umfassen. Es kann ihr nicht gleich¬ 
gültig sein, auf welchen Grundlagen die Gesellschaft überhaupt auf erbaut 
sei; sie muss nothwendig dabei interessirt sein, dass die Gesellschaft sich 
erhalte auf eine Weise, welche den Planen Gottes gemäss ist, dem einzelnen 
Menschen seine bestimmte Stellung sichert, ihm einen solchen begrenzten 
und garantirten Kreis seines Rechtslebens an weist, dass er nicht ein gleich¬ 
sam heimatloses Geschöpf herumirre, von der Gnade und dem Willen An¬ 
derer lediglich abhängend; sie muss endlich darauf bedacht sein, ihre Diener 
nor aus geheiligten Verbindungen hervorgegangen zu erbliken. Von diesem. 
Standpunkte aus hat die Kirche nicht blos den Beruf, und mit diesem die 
unerlässliche Pflicht, die Geschlechtsverbindung, wodurch die menschliche 
Gesellschaft sich fort setzt, in den Kreis ihres religiösen Lebens zu ziehen,^ 
sondern vielmehr, weil eben hierin der Anfangspunkt aller Rechtsfähigkeit 
beschlossen liegt, zugleich die unerlässliche Aufgabe, die Ehe rechtlich zu 
normiren. Für das Recht tritt jener religiöse Charakter deshalb in den Hinter¬ 
grund, weil die Ehe nicht eine Pflicht, sondern zunächst ein Recht des Ein¬ 
zelnen ist, und erst, wenn er von dem Rechte Gebrauch machen will, die 
Pflicht sich ergibt. Seine systematische Stellung erhält deshalb 
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c. das Eherecht 

im Gebäude des Systeines hier im Privatrechte in der Kirche. Denn ein¬ 
mal handelt es sich nur um ein Recht des Einzelnen ohne eine Beziehung 
zur Kirche, namentlich zur Hierarchie, zumal dem Individuum als Mitglied 
der Hierarchie dieselbe ja untersagt ist; sodann muss erst die kirchliche 
gemeine Rechtsfähigkeit festgestellt und erworben sein, bevor eine Ehe in 
dem specifisch kirchenrechtlichen Sinne möglich ist, dies aber muss auch in 
der Reihenfolge des Systems hervortreten; nachdem aber dargestellt ist, wie 
die kirchliche Rechtsfähigkeit erworben werde, was sie enthalte, ist sofort 
die fernere Erörterung anzureihen, wie die kirchliche Gesellschaft sich fort¬ 
pflanzt, die Zugehörigkeit zur Kirche sich physisch fortsetzt, die Bedingun¬ 
gen, unter welchen der Einzelne verpflichtet ist, die auf natürlichen Grund¬ 
sätzen beruhende Familie zu begründen. 

Auf die Entstehung und Begründung der natürlichen Rechtsfähigkeit 
folgt deren Endigung, weil damit nothwendig auch die kirchliche aufhört. 
Weil die Kirche den Menschen bis in’s Grab begleitet, ja noch darüber 
hinaus seiner gedenkt, ordnet sich einfach hieher 

d. das Begräbniss. ' 

Nachdem nunmehr die Darstellung der privaten Rechtsfähigkeit in der 
Kirche, die Rechtssphäre des Individuums als solchen^ die Art der physischen 
Fortsetzung unter dem Schutze und der Auctorität der Gesetze, sowie die 
Endigung derselben gegeben ist, bleibt dem Privatrechte noch ein doppelter 
Kreis von Rechtssätzen übrig. Der erste umfasst 

e. die Theilnahme von Einzelnen und Corporationen an der Jurisdiction. 

In der vorliegenden Abtheilung finden die Collationsrechte von Privaten, 

das Patronatrecht u. s. w. seine rechtlich begründete Stellung, während es 
in das öffentliche Recht gesetzt als eine Anomalie anftreten würde. 

Der zweite Kreis der hier zu berührenden Rechtsverhältnisse, womit 
das Privatrecht abschliesst, bildet 

f. das Genossenschaftsrecht. 

Zur Hierarchie als solcher gehören die Genossenschaften zufolge deren 
göttlicher Verfassung nicht, mögen sie nun aus Laien oder Cferikern ge¬ 
bildet sein. Nehmen einzelne oder Glieder solcher dennoch eine hierarchische 
Stufe ein,, so ist dies nicht in ihrer genossenschaftlichen Stellung-, sondern 
nur so der Fall, dass sie entweder auf die gewöhnliche Art zu derselben 
berufen sind, oder dass sie ein Glied der Hierarchie zufdJge eines Actes 
derselben ersetzen. Beides aber verändert sichtlich die Stellung im Rechts- 
Systeme nicht im Entferntesten. Nur auf diese Weise, in dieser aber auch 
durchaus genügend, reihen sich die verschiedenen Institute des regulären 
Klerus und der Laienbruderschaften in das Rechtssystem ein, während naeh. 
den gewöhnlichen Systemen wie bei den meisten anderen Instituten nicht 
erhellet, weshalb sie an der betreffenden Stelle ihren .Platz finden, da sie 
mit gleichem Redhte an eine andere gesetzt werden könnten. 
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Auf dies* Darstellung des Systetas, wovon leider erst die das Öffent¬ 
liche Recht der Kirche umfassende erste Abtheilung fertig vor uns liegt, soll 
dann noch ein dritter Band folgen, in welchem nachgewiesen werden wird, 
wie durch das Kirchenrecht auf die Cultur der Gesellschaft überhaupt und 
auf die verschiedenen Zw eige des öffentlichen Rechts und das Privatrecht 
insbesondere bisher, eingewirckt worden ist, und welche Resultate daraus sich 
für die Fortbildung des Rechtes gewinnen lassen. Was der Verfasser in 
dierer Beziehung über die Bedeutung und Bestimmung des Kirchenrechts 
sagt, ist dem Schreiber dieses aus der Seele gesprochen. Wir werden daher 
wohl später noch darauf zurückkommen. 

Was die scharfe Ausscheidung des juristischen Stoffes anbelangt, die 
wir als den zweiten Vorzug des vorliegenden Werkes bezeichnet haben, so 
sagt der Verf. darüber S. 80 u. a. Folgendes: „Was nicht in den Bereich 
des äusseren Rechtslebens gehört, fällt der Moral anheim; dem Kirchenrechte 
gehört nur alles dasjenige an, dessen Ausführung oder Durchführung minde¬ 
stens der Idee nach durch einen äussern Zwang ermöglicht werden kann. M 
Die Aufgabe der Kirchenrechtswissenschaft ist nach unserem Verfasser keine 
theologische, sondern kann nur befriedigend gelöst werden durch Anwendung 
streng juristischer Logik. 

Die. Selbsständigkeit des Kirchenrechts, sagt er, als eines Zweiges der 
Rechtswissenschaft, gegenüber der Theologie, muss mit Nothwendigkeit bean¬ 
sprucht werden. Mit beiden aber steht das Kirchenrecht in Verbindung, gleichsam 
dieselben vereinigend und so einen reellen Factor bildend zur Construction 
einer Uuiversalwissenschaft, während alle übrigen nothwendigen auf ihre 
Einsetzung noch eine geraume Zeit dürften warten lassen. Es hat demnach 
ein doppeltes Fundament:in der Theologie, besonders der Dogmatik und 
Mora), und dem Rechte. Aber keineswegs haben darum alle Rechtssätze den 
Charakter von Dogmen, unabänderlichen Vorschriften, sondern nur dann, 
wenn der einzelne als Fundamentalsatz mit dem dogmatischen zusammen¬ 
trifft. Auch erhellet von selbst, dass kein Rechtssatz einem nothwendigen 
Satze der Dogmatik oder Moral widersprechen darf. Nur in sofern Dog¬ 
matik und Mora] Quellen für das Recht sind, gehören sie also hierher* 
Hieraus leuchtet sofort ein, dass auch in solchen Fällen nicht eine theolo¬ 
gische Behandlung, sondern die juristische eintreten muss, welche das Dogma 
als die Quelle des Rechtssaizes oder den (bestimmten) Rechtssatz selbst 
anzunehmen und auf diesem fortzubauen hat. Gleich wenig darf das Kirchen- 
recht eine Kirchengeschichte enthalten. Nicht die Entwickelung der Wege, 
welche die Kirche zeitlich und räumlich zur Verwirklichung ihres auf die 
Heiligung der Menschheit gerichteten Berufes gebahnt, nicht die Darstellung 
der Schicksale, welche sie auf jenen erlebte, sondern die Entfaltung ihres 
Rechtes ist die Aufgabe;: die ewig gleichen Einleitungen.von Anfängen der 
Kirche, apostolischen Gemeinden u. s. w. sind einfach zu entfernen, weil sie 
in einem Systeme des Kicchenrecfats keine Stelle haben. 
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Was endlich die streng wissenschaftliche Construction der juristischen 
Begriffe anbelangt, so sagt der Verfasser darüber Folgendes: 

„Bei der Pflege des Kirchenrechtes wird allgemein zu wenig Rücksicht 
genommen auf die Ausbildung der Rechtswissenschaft überhaupt; man ignorirt 
die gänzlich neuen Begriffe und Constructionen, welche für ganze Gebiete 
von Rechtssätzen und Instituten zu Tage gefördert sind, hält sich an die 
traditionellen Lehren (so z. B. im Gewohnheitsrechte redet man nicht blos 
von einer Verjährung der Gewohnheit, sondern noch weit mehr in buntem 
Durcheinander von expresnw und tacitus legislatoris consensus u. dgl. ohne 
alles Eingehen auf den Grund und Kern dieser Anschauung; in Betreff der 
Publication der Gesetze, der Art und Weise ihrer Verbindlichkeit; im Ehe¬ 
rechte; in den einzelnen Theilen des öffentlichen Rechtes, wo man, anstatt 
juristisch zu verfahren, apologetisiit, dogmalisirt und katechesirt) und schafft 
so ein Recht, dem nur das Nothwendigste fehlt, die juristische Durchbildung. 
Auf solche Art ist eine Richtung entstanden, welche blos den Wortlaut des 
Gesetzes kennt, in rein exegetischer und paraphrasirender Weise sich ergeht, 
begründet und construirt zu haben glaubt, wenn aus ihrem Repertorium in 
bunter Mischung analoge Citate gemacht, Sätze der Dogmatik und der Moral 
Zusammengetragen und daran einzelne Aussprüche, Sätze und Folgerungen 
gereiht werden. Formell haben in neuerer Zeit Viele diese Richtung ver¬ 
lassen, halten indessen materiell daran fest, indem sie nichts bieten, als eine 
Zusammenstellung zum und mit deutschem Texte anstatt des lateinischen der 
Quellen. Als nothwendige Folge ergibt sieh hier, anstatt juristischer Con¬ 
struction, Entwickelung der Rechtsverhältnisse, Scheidung dessen, was nur 
einem einzelnen zukommt, von dem, was einer Gattung yon Rechtsverhältnissen 
angemessen ist, Ableitung der Rechtssätze aus diesen und Gestaltung der 
letzteren zu Rechtsinstituten, Körpern, in denen das Recht als der äusseren 
Form sich bewegt, — eine Sammlung von blossen Fällen, eine Causuistik, die 
nicht den Rechtssatz, das entscheidende Princip lehrt, sondern nnr angibt, 
was für einen Fall entschieden oder von einem Gesetze festgestellt sei.“ 

Der Verfasser schildert dann die Fehler der dieser Behandlungsart ent¬ 
gegengesetzten sog. historischen Methode, bei welcher gewöhnlich übersehen 
werde, dass die historische Entwickelung nur dazu diene, den Grundgedanken 
eines Instituts u. s. f. aufzufinden, ihn genetisch in seinen verschiedenen 
Phasen zu verfolgen, unter , den vielerlei Verhältnissen sich entwickeln zu 
lassen bis auf unsere Zeit, um su zeigen, wie das geltende Recht sich ge¬ 
bildet, warum es so und nicht andere sich entwickelt habe; hieraus gehe 
dann hervor, welches das Wesentliche eines Instituts sei und inwieferne das¬ 
selbe unter den jetzigen Verhältnissen oder nicht, mit andern Worten ob es 
mit denselben sich entwickelt, oder nur äusserlich gegen dieselben, im Wider¬ 
sprach mit ihnen sich erhalten habe. Dies aber lasse sich erst durch An¬ 
wendung der eigentlichsten Thätigkeit des Juristen, durch Construction der 
Rechtsverhältnisse und Rechtssätze erkennen, indem nur äuf diese Art der 
Begriff und das Wesen der einzelnen Rechtsganzen aufgesucht, das Allgemeine, 
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▼<m dom Individuellen, des Bleibende von dem Flüchtigen geschieden wer¬ 
den könne. — 

Niemand wird die Richtigkeit dieser Bemerkungen bestreiten können and 
Niemand wird, bei einigem Nachdenken, verkennen, dass in diesem Augen¬ 
blicke, wo der Kirche in vielen Staaten ihre Freiheit, ganz oder zum Theile 
zurückgegeben wird, damit sie durch ihre Wirksamkeit und Organiaations- 
kraft den auseinanderfallenden Elementen der Gesellschaft ein neues Leben 
einflösse, eine Reform der Kirchenrechts-Wissensehaft gerade in diesem Sinne 
vor Allem noth thut. Dadurch muss und nur dadurch kann das Kirehen- 
recht in Mitte der übrigen juristischen Disciplinen die Stellung wieder ein¬ 
nehmen, die ihm gebührt, und auf sie den Einfluss üben, der ihm durch 
den Gang der Ereignisse beschieden ist. 

Dabei ist die Aufstellung eines richtigen, streng logisch geordneten, 
sämmtliche Theile in ihrem organischen Zusammenhänge aufweisenden Systems 
wichtiger, ja noth wendiger, als man gewöhnlich glaubt. Die organische Ein¬ 
heit der Kirche und die strenge Consequenz ihres Baues sind diejenigen 
Ihrer Torzüge, welche am unbestrittensten von allen Seiten anerkannt werden. 
In ihnen erkennt nicht nur dar gläubige Katholik das leuchtende Merkmal 
des göttlichen Ursprungs seiner Kirche, sondern in ihnen liegt auch die un¬ 
besiegbare Widerstandskraft derselben im Kampfe mit der Aussenwelt und die 
untrügliche Bürgschaft ihres endlichen Triumphes über die neben ihr und wider 
sie aufgethürmten menschlichen Systeme. Diese organische Einheit und dieser 
streng logische Bau müssen daher sich vor Allem auch in der Darstellung 
ihres Rechtes zu erkennen geben, wenn dieses im Leben und in Berührung 
mit den übrigen Rechtsdisciplinen jenes Ansehen geniessen, jenes Gewicht 
und jene r Autorität ausüben soll, die ihm werden müssen, damit die Kirche 
ihrem Beruf und ihrer grossen Aufgabe in der Gegenwart und nächsten Zu¬ 
kunft nachkommen könne. Denn die erneuerte Wirksamkeit, zu welcher die 
Kirche gegenwärtig berufen ist, geht nicht mehr, wie die der früheren Zeit, 
aus der Unmittelbärkeit des Glaabens, sondern sic geht aus der Reflexion 
hervor und muss daher auch in dieser ihre vorzüglichsten Stützpunkte 
suchen. 

Dass dabei die in der Kirche sich realisirende Idee vom Leibe Christi 
Norm gebend sei und die von Jesus Christus der Societas apostolorum 2 ) 
unter Petrus, ihrem Haupte, anvertrauten Gewalten und Vollmachten den Aus¬ 
gangspunkt bilden müssen, scheint unbestreitbar. Daher ist es als ein wahrer 
Fortschritt und als ein Gewinn der Wissenschaft zu betrachten, dass Phil¬ 
lips, die Idee des Reiches Gottes an die Spitze stellend, den ganzen Stoff 
des Kirchenrechts unter die drei Gesichtspunkte der in Jesus Christas ver¬ 
einigten Eigenschaften, eines Königs, Propheten und hohen Priesters, und der 
seiner Kirch'e anvertrauten entsprechenden Gewalten der Jurisdiction, deS 


i) Ephes. 1, 23. 

*) I. Joano.1, 3. Act. Apostol. 1, 21—26. 
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Lehramtes and der Weihe su ordnen unternahm. Allein, dies Uebelatände 
bei der Aasführang dieses scheinbar höchst einfachen Planes sich ergebet» 
haben, ist nicht su läugnen. Die äasserst unnatürliche Stellung der Lehre 
von den Quellen, nachdem bis in den dritten Band hinein bereits vom Primat 
und den Vorrechten des römischen Stuhles , von dem Episcopat' und den 
Gliedern der Hierarchie in ihrem Verhältnisse sü einander, von der Ordination 
und den Pflichten und Rechten der Geistlichen, von den Synoden, von dem 
Verhältnisse der Kirche nur Welt, d. h. sum Staate und au den Un- and 
Irrgläubigen mit der grössten Umständlichkeit gebandelt worden, gehört nicht 
so den geringsten. 

Der Plan, den Schöpf in seinem Handbuch d. k. K. R. 1 ) aus »»führen- 
im Begriffe ist, scheint auf den ersten Blick sich durch grössere Anschau¬ 
lichkeit su empfehlen. Er theilt nach einer Einleitung, worin die allgemeinen 
Vorbegriffe und die Lehre von den Quellen ihren Plats finden, den gansen 
Stoff in drei Haupttheile: 1. Vom Haupte der Kirche, 2. von den. Gliedern 
der Kirche und 3. vom Leben der Kirche, und handelt im ersten Tbeile von 
der Kirchengewalt nnd ihren Trägern überhaupt, dann vom Papste and 
dessen Organen, von den Bischöfen, ihrer Gewalt und ihren Organen, end¬ 
lich vom Presbyterat und Ministerium überhaupt. Im «weiten Theite soll 
von den kirchlichen Ständen, dem Klerikal- und Laienstande, dem Säeular- 
und Regularklerus die Rede sein. Der dritte Theil soll suerst vom geist¬ 
lichen, dann vom physischen Leben der Kirche handeln und hier sollen im 
ersten Abschnitt die Lehren vom Messopfer, den Sacramenten und Sacra- 
mentälion, im «weiten die vom Güterrechte der Kirche behandelt werden. 
Diese Gliederung ist einfach und sachgemäsn, und mittels ihrer sieht man 
die Kirche gewissermassen von ihrem Haupt- und Mittelpunkte aus bis in 
die äusserste Peripherie ihr llechtsleben entfalten. ‘ Allein auch sie bietet nicht 
geringe Unsukömmlichkeiten dar. Dahin gehört meines EraehtenS, dass die 
Lehre vom Verhältniss der Kirche sum Staate und su anderen Religions¬ 
gesellschaften, lediglich als ein Verhältniss des Hauptes der Kirche auf¬ 
gefasst, mitten «wischen die Lehren vom Haupt und von den Gliedern 
hineingeschoben werden muss; ferner, dass zwischen die Lehren vom Epis¬ 
copat und Presbyterat der ganze Process, als ein Ausfluss der Rechtsthätig- 
keit des Bischofs eingeschaltet wird, was unverkennbar störend und zugleich 
auch unlogisch ist, indem der Process nicht bloss der bischöflichen Diöcesan- 
verwaltung, sondern der gesammten Kirchenregierung angehört. Das kommt 
aber daher, dass überhaupt nicht «wischen dem, was der Verfassung und dem, 
was der Verwaltung der Kirche angehört, unterschieden wird; so wie. der 
erste Uebelstand daher kömmt, dass nicht suerst der Gesammtumriss der 
Kirche gesogen und dieselbe als ein Gesammtorganismus dargestellt wird, 
bevor man zur genaueren Betrachtung der einseinen Tbeile und ihrer Thätig- 
heiten übergeht. Beide Uebelstände, die auch das Phillips’sche System dar- 


*) Bis jetzt 3 Binde, Salzburg 1854 und Scbaffhauaen bei Harter 1855. nnd 1817. 
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bietet , vermeidet des von Schölte aufgestellte. Es stellt zuerst die Kirche 
dl* ein Ganze* dar und in diesem die Hierarchie als den leitenden, regie¬ 
renden Tbeil, kraft der von Christus ihr übertragenen Vollmachten. Dies 
bildet die Verfassung der Kirche, an deren Darstellung sich die der Ver¬ 
hältnisse der Kirche nach Aussen naturgemäss ansehliesst. Darauf folgt die 
Lehre von der Verwaltung, sowohl nach den ordenttieken , als naeh den 
auteererdentUchen Mittels der Kirchenregierung. Beide Lehren, von der 
Verfassung und von der Verwaltung, bilden zusammen das öffentliche Reckt 
der Kirche. Diesem stellt sich gegenüber das Privatrecht der Kirche und 
swar zuerst das der Kirche als Ganzes und sodann das der einzelnen 
Personen in ihr. 

Diese Unterscheidung von öffentlichem und Privatrecht in der Kirche 
ist zwar in neuerer Zeit, besonders von Phillips und Buss, beanstandet 
worden; allein, wie mich dünkt, mit Unrecht. Man hat stillschweigend an¬ 
genommen, diese Unterscheidung gehöre nur dem weltlichen Rechte des Staates 
an und hat durch deren Verwerfung der Absorption des Kirchenrechtes durch 
das Stäatsrecht begegnen wollen; allein diese Gefahr ist, aus diesem Grunde, 
meiner Üeberzeugung nach eine imaginäre. Im Gegentheile, die Kirche muss, 
als eine dem Staate selbständig gegenüberstehende analoge Gesellschaft, die 
nümlichen Unterscheidungen darbieten, wie dieser. Sie hat ihr eigenes öffent¬ 
liches Recht, wie er, und beide berühren sich und treten naturgemäss in 
Wechselwirkung miteinander. 

Hat man gegen die Aufstellung eines kirchlichen Privatrechts geltend 
gemacht, dass die Kirche eine Anstalt sei, welche die Erziehung ihrer Glie¬ 
der für das ewige Leben zum Zwecke habe; so gilt ja, genau betrachtet, 
vom höheren christlichen Standpunkte aus, dasselbe auch vom Staate. Und 
hindert diese Auffassung des Staates nicht die Anerkennung eines selbst¬ 
ständigen, bis zu einem gewissen Grade unabhängigen Privatrechts in ihm, 
wozu wesentlich die auf das ewige Leben bezüglichen Rechte des Gewissens 
gehören; so hindert dieselbe Auffassung auch nicht die Anerkennung eines 
selbständigen, innerhalb des Kirclienzweckes bestehenden Privatrechts in der 
Kirche, wozu wesentlich die auf das diesseitige Leben und die Mittel dazu 
bezüglichen Rechte und Befugnisse gehören. 

ln jeder Gesellschaft muss man die den einzelnen Mitgliedern um des 
Ganzen willen und. für den Zweck des Ganzen zukommenden Pflichten und 
Rechte derselben von denjenigen unterscheiden, die ihnen um ihrer selbst 
willen und zum Zweck« ihrer eigenen persönlichen Befriedigung zukommen. 
Jene bilden in einer unabhängigen Gesellschaft das öffentliche, diese aber 
das Privatrecht. Diese Unterscheidung greift also in der Kirche Platz 
wie im Staate, sie ist in beiden naturgemäss und nothwendig. In dieser 
Beziehung-, müssen wir also dem Scbulte’schen System durchaus unseren Bei¬ 
fall geben. Ueber die Zweckmässigkeit der Stellung einzelner Lehren in 
diesem System Hesse sich vidieicht rechten; allein unser Zweck ist hier nicht, 
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einen ’ eigenen Grundriss aufzustellen, sondern unseren dem Schulte'schen 
System hn Gänsen geschenkten Beifall su rechtfertigen and das glauben Vir 
zur Genüge gethan su haben. Unser Artikel hat ohnehin schon die Grensen 
einer gewöhnlichen Recension, nach dem Umfange dieser Blätter, überschritten. 
Wir brechen also hier ab, werden aber später, .wegen der Bedeutung, 
die wir dem Werke und der darin angewendeten Behandlungsweise für 
die Zukunft des Kirchenrechtes suerkennen müssen, wieder darauf zurück- 
kommen. ilf. 


Die zwei ersten Hefte des „praktischen Handbuchs des katholischen Ehe¬ 
rechts für Seelsorger im Kaiserthume Oesterreich von Matthäus Joseph 
Binder bischöflichen Consistorial- und Ehegerichtsrathe und Professor 
des Kirchenrechtes und der Kirchengeschichte zu St. Pölten (St. Pölten 
1857. Passy &. Sydy.) 

berechtigen su den schönsten Hoffnungen, der Herr Verfasser werde, wie 
er sich in seiner Vorrede zum 1. Hefte ausspricht in den folgenden Liefe¬ 
rungen dasselbe Ziel des praktischen Bedürfnisses des Seelsorgs-Klerus un- 
verrückt verfolgend, uns bald ein vortreffliches praktisches, vollständige* 
Handbuch des katholischen Eherechts Meiern. 

Das 1. Heft, welches über das kirchliche Aufgebot der Ehe handelt, 
lässt nichts su wünschen übrig, es hat die schwierigen Punkte der Frage, 
in welchen Pfarrbezirken das Aufgebot vorzunehmen sei, für alle möglicher 
Weise vorkommenden Fälle auf’s deutlichste gelöst, und die Anwendung der 
Grundsätse durch Beigabe vieler Formularien so leichtfasslich gemacht, dass 
jeder Seelsorger an diesen 82 Seiten, welche dieses erste Heft über das 
Aufgebot allein umfasst, einen vortrefflichen Rathgeber in jedem schwierigen 
oder wie immer verwickelten Falle haben wird. 

Ebenso praktisch und ausführlich sind auch im 2. Hefte die Sponsalien, 
Eheverlöbnisse , behandelt. Dieser Gegenstand ist freilich an sich schon 
schwieriger Natur, und hat noch insbesondere in Betreff einiger einschlagen¬ 
den politischen Gesetze — in manchen Fällen seine eigenthümliche Schwie¬ 
rigkeit für die praktische Anwendung der theoretischen Grundsätse des cano- 
nischen Rechtes. 

Der Herr Verfasser zeigt aber auch hierin eine allseitige Belesenheit 
und gründliche Kenntniss der Sache. Dass der Herr Verfasser die Sponsalia 
depraesenti, wie er in seiner Einleitung sagt, ganz hinweglässt, hat seinen 
guten Grund darin, dass er dieselben mit den Matrinioniis clandestinis als 
gleichbedeutend auffasst, welche jedenfalls in Oesterreich nicht mehr su 
Recht bestehen, und seit der Promulgation des Trienter Concils nie zu Recht 
bestanden; dass aber der Herr Verfasser ebendaselbst S. 2 die Sponsalia de 
praesenti als historisch gleichbedeutend mit den Matrimoniis clandestinis 
nimmt, dürfte sich schwerlich historisch rechtfertigen lassen. Seite 15- 
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macht den Harr Verfasser in der Note 2 auf den Unterschied aufmerksam; 
ztoisehen Sponsalibus in radice irritis, und ex sententia judiciali irritandis 
— and obwohl es ganz wahr und richtig ist, wie der Herr Verfasser in 
derselben Note weiter bemerkt, dass ein contractus sponsalitius in radice 
non irritus dennoch später als ein irritandus sieh heraussteilen könne; so 
kann man doch den Unterschied in dem Sinne nicht wohl gelten lassen, dass 
ein in radice wahrhaft gültiges Eheverlöbniss, einfach durch die sententia 
jndicis. für ungültig erklärt oder rescindirt werden könnte. .Die sententia 
jndicis kann in Betreff der Sponsalien nichts anderes thun, als erklären, 
dass der contractus spoBsalitius — oder mit andern Worten das gemachte 
Versprechen im vorliegenden Falle entweder in radice selbst, das ist schon 
nur Zeit, da es gegeben wurde, keine Verbindlichkeit hatte, oder dass es ex 
sopervenientibus causis die Verbindlichkeit verloren habe. 

Die Kirche gewährt »war demjenigen, der in «inen Status majoris per- 
fectionis treten wollte, das Recht, ungeachtet eines gültig und bindend ein¬ 
gegangenen Eheverlöbnisses davon zurückzutreten; allein sie erklärt deshalb 
das an sich gültige Eheverlöbnisa doch nicht für ungültig ; — und swar so 
sehr, dass im Falle derselbe den Status majoris perfectionis wieder verlassen, 
oder vom geistlichen Ordensstande entlassen würde, ohne Profess gemacht 
zu haben, er nach wie vor das gegebene Versprechen der Ehe seinerseits 
zn halten verbunden wäre, wenn der andere Theil es noch verlangen sollte. 

Dass aber die Eheverlöbnisse derjenigen, welche noch unter väterlicher 
Gewalt stehen (nach $.5 der Anweis, für geistl. Gerichte), wenn die Eltern 
gerechte Einsprache entgegensetzen , aufzülösen sind, reohtfertigt ebenfalls 
nicht die Unterscheidung »wischen in radice valida, und ex sententia jndicis 
irritanda; — indem in diesem Falle die Unverbindlichkeit des gegebenen 
Versprechens schon in radice vorhanden war; —< da die Minderjährigen, den 
bestehenden und von der Kirche anerkannten Gesetzen zufolge, wie der 
Herr Verfasser selbst S. 40 sich ausdrückt, in keinem anderen Sinne sich 
*u jenem Versprechen verbinden konnten, als unter der stillschweigenden 
Bedingung, dass die Eltern, oder deren gesetzliche Stellvertreter keinen ge¬ 
rechten Widersprach dagegen erheben werden. — 

Derselbe Fall trifft auch bei Eheverlötmisaen von Militärpersonen ein, 
und wäre diese nämliche Bemerkung auch anf das anzuwenden, was S. 41 
von diesen Eheverlöbnissen gesagt wird. 

Am deutlichsten tritt die Wahrheit des eben Gesagten in dam. vom 
Herrn Verfasser S. 21 vorgelegtea Fälle hervor. 

Der Fall ist folgender: „Ein reicher.Gläubiger lässt einer ihm beträcht¬ 
liche Summen schuldenden, durch Unglücksfalle plötzlich in arge Bedräng¬ 
nisse gerathenen Witwe keine andere Wahl, als entweder in Folge der von 
ihm absichtlich und ohne Noth augenblicklich eingeleiteten Schuldäufkündir- 
gung sämmt ihrer zahlreichen Familie in plötzliche and drückende Armuth 
za verfallen, oder durch ein ihm zu machendes Eheverlöbniss diesen schweren 
Schlag von sich und ihren Kindern ahzuweitden. Beängstigt durch den 
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trüben Aushlifck in di» Zukunft schliesst sic mit Widerwillen des Verl flb bi —. 
BaM bietet sich ihr jedoch unerwartete Gelegenheit, den dringenden Ohl** 
higtr durch Rückzahlung zu befriedigen, und sie verweigert nunmehr den 
Eheabschluss mit dem Manne, der durch seine Härte ihr und den Hirigeh 
M bittere' Kriukung zugefügt, —- Frage: Wenn nun der Mann gegin die 
vom Verlöbnisse zurticktretende Witwe gerichtliche Klage erheben and ad 
«Ne VerhaadluBg über Gültigkeit oder Ungültigkeit des 1 unter den angeführten 
Verhältnissen abgeschlossenen Sponsale stattfinden würde, was wäre für ein 
Drtheil über die ursprüngliche Gültigkeit zu schöpfen? Der Herr Verfasser 
löst ihn dahin auf: dass zwar ex titulo titnoris incussi die ursprüngtidm 
Gültigkeit dieses Eheverlöbnisses nicht angestritten werden könnte , weid der 
Giäabiger keine im juridischen Sinne widerrechtliche Handlung voKfUhct 
habe — aber nach Befind der Umstande, würde der kirchliche Richter die 
Pflicht haben 'in strenge Erwägung zu ziehen, ob nicht das (weh) in radice 
gültige) VerlÖbniss, durch judicielles Urtheil rescindirt werden müsste» 

Der Herr Verfasser scheint den Umstand nicht berücksichtigt zu haben, 
dass auch durch eine an sich den Gesetzen nicht zuwiderlaufende Handlung, 
dennoch ein metas injuste illatus entstehen könne Offenbar hatte im vor¬ 
liegenden Falle der Gläubiger das Recht, die geliehene Summe jedes Augen¬ 
blick zurüokzufordern, — allein, er hatte offenbar nicht das Recht durch die 
Androhung einer plötzlichen Schuldaufkündigung die Witwe *u einem Ehe» 
veriöbnisB zu nöthigen: und somit resnltirt aus der Handlung dfes Gläubigers 
'— ungeachtet dieselbe für sich selbst betrachtet den Rechtsgesetzen Mäht 
zuwiderlänft — dennoch ein tnetns gratis wahrhaft injuste illatus ad ttc- 
lonjuendam premissionem sponsaktiam , und zwar, da der Witwe mit der 
Drohung sie und ihre' zahlreiche Familie in drückende Armuth zu stürzen 
die reftramissio sponsalitia abgedruagen wird, ein solcher metus gnmis^ -der 
nicht nur . zur Ungültigkeit eines Eheverlöbnisses, sondern aaeh wohl einer 
Ehe aelbrt, voHfends genügen würde. 

Sehr vollständig, sehr praktisch und ganz erschöpfend ist übrigens 
van dieseü und dergleichen Unvollkommenheiten abgesehen — eben diesar 
wichtige Theil sub D. von der Auflösung der Sponsalie « von Seite 66—-83 
behandelt, sowie auch die folgenden : von dem Verhalten des Seelsorgers bei 
SponsaUenklagen — and wird gewiss auch dieses 2. Heft mit der so be¬ 
quemen Beigabe der betreifenden Fermularien jedem Seekmrger sehr wüIt 
kommen sein. 

Wir können daher dem Herrn Verfasser zu seiner so wnU hegen-* 
neuen mühevollen Arbeit nur freudigen Jttuth und Ausdauer wünschen, 
und kein Leser wird dieselbe aus der Hand legen, ohne dem FWsse md 
der praktischen Gediegenheit des Herrn Verfassers das aufrichtigste Lob 
zu spenden. A- 
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JMIsceilanea. 

W« Verwalter der Stffltaagen *u frommen Xwccken mQiiea 
dem Bischöfe Reehnnng legen. 

Die Decretalen (Tua nobis, de testamentis) und das Concilium von 
Trient (sess. 22 oap. 9 de reform.) verpflichten die Verwalter frommer 
'Vermächtnisse, dtem Bischöfe über die Art und Weise Rechnung su legen, wie 
sie den Willen des Testators erfüllen. Obwohl das Concilium die Kirchen 
afUSnilBHnt, bei denen der Stiftungsact ausdrücklich die Einmischung des Bi¬ 
sch ofes in die Verwaltung ausschliesst, so verhindert das doch nicht, dass, 
wenn die Verwalter ihre Pflicht vernachlässigen, der Bischof sie nur Rech- 
nunglCgung swingen könne: die heilige Congregation des Conciliums hat es 
durch eine Resolution erklärt, welche Fagnan citirt: Cum quaesitum esset 
an episcopus in fundatione hospitalis exclusus a visitatione, puta quod sit 
cautum ne se administrationi, visitationi aut correctioni immisceat, possit se 
hmniseere in casa negligentiae administratorum ? S. C. respondit poSse juxta 
cap. Tua nobis de testam. 

Im Jahre 1836 hiBterlässt ein Geistlicher alle seine Güter su Aus¬ 
stattungsgaben und verordnet, deren Renten su Ausstattungen für Mädchen, 
die sich verheirathen, oder die in einen Orden eintreten, su vertheilen. Auf 
dem Todbette beseichnet er einen Priester als Testaments-Executer, und 
vertraut ihm die Verwaltung an, indem er ihn von jeder Rechnungsle¬ 
gung dispensirt. Während mehrerer Jahre übt der Testaments-Vollstrecker 
seine Vollmachten ohne die mindeste Klage aus. —• Als endlich der 
Bischof die. Pästoral - Visitation vornahm, so erlässt er ein Decret, das 
ihn verpflichtet, Über die ganse Verwaltung des frommen Vermächtnisses 
Rechnung absulegen, mit Androhung der Suspension, wenn er es nicht thue. 
Allsogleich protestirt der Verwalter gegen ein solches Decret, und recurrirt 
an die heilige. Congregation des Conciliums, die die Klage an den Bischof 
surilcksendet, «damit er seine Information und sein Votum nach dem Ge¬ 
brauche abgebe, mit Beifügung der Klausel: Firmo interim remanente sacrae 
Visitation» decrete. , 

Da der Bischof über diesen Zwischenfällen gestorben war, so wacht 
die Frage erst unter dem nachfolgenden Bischof« Wieder auf, der, als <et 
srine Pästoral -Visitation vornahm, es für noth wendig erachtete, die Ver¬ 
waltung« bücber und die Rechnungs-Ablegung gemäss dem voran gegangenen 
Decrete *u verlangen. Der Verwalter findet Mittel, dieser Verordnung «b; 
Miweichen. Aber bei der felgenden Visitation veranlassen genauere Befehle, 
dass er seine Klage sum «weiten Male vor die heilige Congregation bringt, 
indem er verlangt, so lange nicht beunruhigt su werden, als das Wesent¬ 
liche der Streitfrage nicht ausgemacht sei. 

Die heilige Congregation gibt den Recors su, sie verlangt vom Bischöfe 
einen demjenigen ähnlichen Bericht, den sie schon von seinem Vorgänger 
verfangt hatte, nihil interim innovato. Da aber der Bischof glaubt, nicht 



angeben zu können, welches die Erträgnisse des Vermächtnisses seien, wie 
es die heilige Congregation yerlangt, ohne die Verwaltungsbücher einzusehen 
and durohzugehen, so benützt er die Gelegenheit, diese Bücher von neuem 
zu fordern. 

Weit entfernt, sich dieser Forderung zu fügen, beschränkt sieh der 
Verwalter darauf, eine Note der Einkünfte und Lasten zu geben, welche 
der Bischof zurückweist. Dann glaubt der Kirchepfdrst, nicht mehr weiter 
zögern zu dürfen, den Verwalter in den canonischen Formen zu warnen, 
dass er in die Censur der Suspens verfallen werde r wenn er nach den drei 
Mahnungen die Bücher nicht vorlege. Bei Empfang der zweiten reist der 
Verwalter ohne Vorwissen des Bischofs ab, kommt nach Rom, wo er den 
Schutz der heiligen Congregation anruft, indem er sich auch über die pen¬ 
dente recursu ad Sedem apostolicam erlassenen Mahnungen, sowie über eine 
nach seiner Flacht, zum grossen Schaden seiner Ehre eröffhete Untersuchung 
beklagte. 

Der Bischof übersendet endlich den Bericht, mit dem Votum des Fiscal- 
Prömotors und den unterstützenden Beilagen. Er beklagt sich sehr über die 
Rebellion des Verwalters und über das Aergerniss, das seine Verachtung der 
bischöflichen Ordonanzen überall verursacht hat. Er fügt bei, dass der 
Beweggrund, warum er die Vollstreckung des Decretes seines Vorgängers 
urgirt habe, die schlechte Verwaltung sei. , 

Die heilige Congregation bestätiget das bei der Pastoral-Visitation er¬ 
lassene Decret; der Verwalter muss folglich dem Bischöfe seine Rechnungen 
legen. I. An et quomodo sustineatur decretum Sacr. Visitationis in casu. 
fl. Anconstet de attentatis in casu. Sacra Congr; Ad primum: affirmative in 
omm'bus. , Ad secundum: negative. Die 20. decembris 1856. 



Circulare gegen den. Missbrauch des Magnetismus. 

Allen Bischöfen uni Inquisitoren des päpstlichen Staates. 

Seit dem Augenblicke, wo die magnetischen Phänomene bekannt zu 
werden anfingen, erliess der hl. Stuhl, über diesen Gegenstand befragt, durch 
das Organ der Poenitentiarie und des hl. Officiums mehrere auf besondere 
Fälle bezügliche Entscheidungen, die man über die Erlaubtheit oder Nichts 
erlaubtheit des Gebrauches des Magnetismus vorgelegt hatte. Was den all¬ 
gemeinen Grundsatz betrifft, so decretirte man, nach gründlichen Discussionen 
in derFeriaIV 28. Juli 1847, indem man die Entschliessung vom 25. Jon! 
1840 erneuerte, Folgendes: „Jeden Irrthum, Sortilegium, ausdrückliche oder 
mit einbegriffene Anrufung des Dämons beseitigt, ist der Gebrauch des Mag¬ 
netismus, nämlich der einfache Gebrauch sonst erlaubter physischer Mittel 
moralisch nicht verboten, vorausgesetzt, dass er nicht auf unerlaubte, oder 
in irgend einer Hinsicht schlechte Zwecke abziele. Aber die Anwendung 
rein physischer Grundsätze und Mittel auf wirklich übernatürliche Dinge 
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and Wirkungen ißt nichts anderes als eine absolut unerlaubte und häretische 
Täuschung.“ 

Obwohl ein solches Decret das, was die physicalische Wissenschaft und 
die Unterdrückung sündhafter und tadelnswerther magnetischer Anwendungen 
betrifft, zu versöhnen seheint, so hat doch eine traurige Erfahrung die Noth- 
wendigkeit wirksamerer MaassVegeln erkennen lassen. Denn man wendet den 
Magnetismus nicht auf die geziemende Weise an, noch zu ehrbaren und 
natürlichen Zwecken; sondern’ es gibt nach den fortwährenden Recla- 
mationen, welche achtenswerthe Personen aus verschiedenen Städten des 
päpstlichen Staates selbst erhoben haben, Magnetiseure, welche sich untere 
stehen, sich des Magnetismus zu nicht natürlichen Zwecken zu bedienen,' 
zum grossen Schaden der öffentlichen und Privatmoralität; sie verwenden 
Frauen, die sie ungeziemenden Stellungen unterwerfen, und sie treiben ihre 
Anmassungen so weit, sogar geheime und künftige Dinge wahrsagen und 
offenbaren zu wollen. > 

Wie nun solche Schauspiele von einer unerlaubten und irreligiösen 
Täuschung nicht frei sind, so hat man es nothwendig erachtet, sie strenge 
zu verbieten, die Urheber, Mithelfer und Begünstiger derselben zu bestrafen. 

Daher wird allen Bischöfen und Inquisitoren unserer Provinzen auf-r 
getragen, darüber zu wachen, und inspecta rei veritate auf ökonomischem 
Wege summarisch vorzugeben, indem sie die Ansicht gewissenhafter und 
erleuchteter Personen vernehmen, die Strafen den Fehlern angemessen schöpfen, 
.mit Gefängniss längerer oder kürzerer Dauer strafen, je nach grösserer oder 
geringerer Schuld, und indem sie Sorge tragen, die hl. Inquisition in Kennt- 
niss zu setzen, vorzüglich wenn der Gebrauch des, mit Häresie verrathenden 
Umständen qualifizirten Magnetismus nach den hl. Kanonen einen strengem 
Process erfordern sollte. 

Dieses Circulare wird an die Districtsvicare adressirt werden, und man 
wird für die genaue Beobachtung sorgen. 

Rom in der Kanzlei des hl. Officiums, beim Vatican, Feria IV. 21« 
Mai 1856. 

v. Card. Macchi. 


Ehe durch Zeichen. — Oh die Vereinigung (Zusammengebung) 
der Hände oder irgend ein anderen Zeichen dieser Natur 
die Einwilligung hinreichend auszudrfieken erachtet werde. 

Furcht. — Ratification. 

Die Einwilligung der Brautleute, ■welche den Ehecontract ausmacht, hat 
nicht-nöthig, wörtlich ausgedrückt zu werden. Andere Zeichen, als die 
Stimme, können sie ausdrücken, wie man bei den Stummen sieht. Wenn 
solche Zeichen in Gegenwart des Pfarrers, und der vom Conc. von Trient 
verlangten Zeugen Statt finden und wenn sie solcher Natur sind, dass siO 
Moy’a Archiv für ktuh. Kirchenrecht. II. Band. 6 
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die Einwilligung dar Brautleute zweifellos ausdrücke», so wird die Ehe «da 
gültig erachtet. Man findet hievon mehrere Beispiele in der XII. Lieferung 
der Auakcta p. 1890 u, folg. Pie hl. Congr. des Conciliums hat jungst 
eine Verhandlung dieser Art gehabt. Folgendes sind die näheren Umstände. 

Ein Student, Namens Cajetan, und Clorinde stellten sich vor dem Pfarrer 
ihrer Pfarrei, während er die hl. Geheimnisse feierte, und daselbst in Gegen-: 
wart zweier Zeugen gaben sie sich gegenseitig die rechte Hand, und auch 
andern Zeichen der gegenseitigen Absicht, sich zu ehelichen. 

Nachdem die Messe vollendet war, begaben sie sich in die Sakristei, wo 
sie vor den Zeugen die nämlichen Zeichen erneuerten, die sie vor dem Altäre 
gemacht hatten. 

Während der Gerichtshof Uber das Verbrechen der Clandestineität einen 
Proeess einleitete, richtete Cajetan, der das Gebiet der Pfarrei verlassen hatte, 
aussergeriehtlich ein Bittgesuch an die erzbischöfliche Curie, in der Absicht, 
eine Nichtigkeitserklärung seiner Ehe zu erlangen, indem er zur Unterstützung 
seiner Bitte mehrere Beweise anführte, die dahin zielten, die Nichtigkeit des 
Contractes aus Mangel der Einwilligung, die von den Eltern des Mädchens 
angewendeten Kunstgriffe und Gewalttätigkeit, endlich die Abwesenheit der 
zw Gültigkeit des Contraetes geforderten Formen darzustellen. Zehn Tage 
nachher ändert jedoch der Student seine Ansicht $ er erklärt: vor dem bischöf¬ 
lichen Hofe, dass der Contract nach den verlangten Formen mit gegen¬ 
seitiger Einwilligung der beiden Theile, und ausser aller Gewalttätigkeit voll¬ 
zogen worden sei. In Folge dieser Erklärung wird die Ehe am folgenden 
90. April anf Anordnung des Erzbischofes in das Register der Pfarrei ein¬ 
geschrieben. 

Die Braut ihrerseits hatte Sorge getragen, sich ein Jahr nach dem Vor¬ 
fälle vor der erzbischöflichen Curie zu stellen, und jedem Versuche der Ehe 
von Seite Cajetans entgegenzutreten. 

In diesem Zustande blieben die Dinge während fünfzehn Jahren, nach 
welchen, als die Braut eine Klage vor dem Civilgeriohte erhoben hatte, um 
Cajetan zu verpflichten, ihr eine monatliche Summe unter dem Titel "einer 
Nahrungapenakm zu zahlen, dieser endlich darauf dachte, der erzbischöflichen 
Curie ein Bittgesuch vorzulegen, um einen Spruch zu erlangen, kraft dessen 
die Einschreibung seiner Ehe in den Pfarrregistern ausgelöscht, oder wenig¬ 
stens der Ehecontract für nichtig erklärt werden möchte. Nachdem die Zeugen 
vernommen, und alle Dinge nach den Vorschriften der Bulle M Pei miserer- 
tione“ von. Benedict XIV. erfüllt worden waren, erlies* das trabiaehüfliehe 
Tribunal einen Spruch, dep die Ehe für gültig erklärte. 

Nachdem von Cajetan Appellation von diesem Spruche erhoben worden, 
wurde der Proeess vor die hl. Congregation gebracht. Der Erzbischof hat 
alle Acten der ersten Instanz eingesendet. 

Dm hauptsächlichsten Gründe, welche von dam Rechtsanwälte der Frau 
angeführt wurden» sind folgende: 
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|» Das Geständnis» das Bräutigams, — 

I* dem oben angeführten Bittgesuche bekennt er die Realität aller für 
die Substanz das matrimonialen Actes erforderten Umstande; nämlich; dass 
er in die Kirche eingetreten sei« dass er »u zwei verschiedenen Malen vor 
dem Pfarrer erschienen sei, einmal Angesichts de« Altares, ein andere« Mal 
in der Sakristei, Umsonst hat er die Gültigkeit dieses Beweises au schwä¬ 
chen gesucht, indem er anführte, dass er aus Verstellung unter dem Einflüsse 
der Drohungen gehandelt habe, welche die Eltern der Braut gemacht hätten ; 
denn wenn seihst di« Verstellung bewiesen wäre, so würde sie die Wesen¬ 
heit dar Thatsacbe nicht umgestalteq. 

2? die Register der Pfarrei beglaubigen die eingegangene Ehe und be¬ 
zeugen ihre Gültigkeit, um desto mehr, als die in diese Register eingetra¬ 
gene Einschreibung des Contractes nicht eine leere Formalität gewesen ist, 
sondern ein mit Kenntnisnahme das Streithandels und nach reiflicher 
Überlegung vollendeter Act. Uebrigens handelt es sich hier um öffentliche 
Register, deren Beweiskraft derjenigen authentischer Stücke gleichkommt, die 
nüt alle« Zeugnissen versehen sind, welche gestatten, sie vor Gericht mit 
einem vollkommenen Vertrauen anzunehmen, 

3. Die Zeugen sind in hinreichender Anzahl gemäss den Vorschriften 
dm Concüs yon Trient vorhanden gewesen, Die Handlung, die unter ihren 
Augen vor sich gegangen ist, vereinigt all# Bedingungen, die erfordert werde«, 
damit «ie von der Schliessung der Ehe Zeugnis» ablegen können, In dar 
Thai ist e«, um die Einwilligung zu constatiren, nicht «üthig, di« Wort« 
zu hören; ca genügt, die Zeichen zu sehe«, di« der Art «i«d, dass sie dies« 
Einwilligung ausdrücken, wie es da«« verkommt, wenn die Ehe zwischen 
Stummen geschlossen wird. Denn die zwei Zeugen differiren in Nichte in 
der Art und Weise, wie sic berichten, das« der Mann und die Frau sich , 
dem Altäre genähert, sich gegenseitig bei der Hand genommen, und durch 
andere Zeichen, und selbst durch Worte die Absicht gezeigt habe«, sieb ver¬ 
binden zu wollen. En erhebt sieb keine Art von Einwendung weder gegen 
di« Person der Zeuge*, «och gegen ihre Aussage«, Was den Pfarrer an- 
betrifft, wenn t*a« ihn selbst als Zeugen betrachtet, so hat seine Aussag« 
eine besondere Kraft» in, Anbetracht, dass er, wenn es sich um eine Ehe 
handelt, vom Rechte nicht bjoe als einfacher Zeuge betrachtet wird, sondern 
als besonderer Zeuge« der über eine Thatsacbe aussagt, die in die Func¬ 
tionen seines Amtes einschlägt, so dass seine Aussage selbst hei jene« Par¬ 
teien angenommen werden muss, wo sie sich auf Thatsachen bezieht« die OUT 
von ihm allein bezeugt werden. 

Nun hat der Pfarrer unter der Glaubwürdigkeit des Eides ausgesagt, 
dass er gegenwärtig war, als die Parteien die gegenseitige Einwilligung aus¬ 
gesprochen haben; und ferner, über die Gültigkeit der Thatsachen, welche 
diese Einwilligung begleitet haben, bat er erklärt, dass ohne irgend einen 
Zweifel die vor dem Altäre vollzogene, nnd dann vo* den beiden jungen 
Leuten in der Sakristei erneuerte Handlung all« erwünschiiehen Kennzeichen 
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vereine, auf dass man die Gültigkeit der Ehe constatiren könne.) Denn ob¬ 
wohl die Frau die Contractsformel nicht ausgesprochen, so habe sie 
doch die rechte Hand des jungen Mannes in ihrer Hand gehalten, während 
sie dieser im Angesichte des Altares als seine Gattin erklärte; ferner habe 
sie das Nämliche in der Sakristei gethan, während ihre Matter, die sie be¬ 
gleitete, rief, dass die Ehe auf eine gänzlich gültige Weise vollbracht werde, 
ln dem Allen kann man sich nicht entschlagen eine mehr als hinreichende 
Einwilligung zu sehen; denn nicht bloss die Worte, sondern auch die Ge¬ 
berden, und die Vorgänge drücken die Einwilligung nach Aussen aus. 

Es liegt wenig daran, dass die Aussage des Pfarrers und diejenigen 
der Zeugen nicht vollkommen übereinstimmen in Bezug auf alle 'Umstände 
der Thatsache; diese absolute Conformität wird von dem Concilium von 
Trient nicht verlangt. Das Concilium will einfach, dass die gegenseitige 
Einwilligung vom Pfarrer und den Zeugen verstanden werde. Nun, im ge¬ 
genwärtigen Falle geht aus den Aussagen vollkommen hervor, dass der 
Pfarrer und die Zeugen den Willen der Parteien, sich kraft einer gegen¬ 
seitigen Einwilligung verbinden zu wollen, vollkommen verstanden haben. 

Andere Zeugen, die sich damals in der Kirche befanden, als die Ehe 
geschlossen wurde, sagen unter Eideskraft aus, dass sie die von den beiden 
Parteien äusserlich ausgedrückten Zeichen gesehen und die’ Worte gehört 
haben, welche ihre Absicht, sich zu verbinden hinreichend anzeigten. Die 
Bande der Freundschaft oder Verwandtschaft, die sie mit der Familie 
der Frau verbinden, dürften ihre Aussagen nicht schwächen, denn bei Ehe- 
processen, besonders wenn es sich um eine heimliche Ehe handelt, lässt 
man die Aussage nicht blos der Freunde, sondern auch der Verwandten und 
Eltern zu. 

Der Vorgang in der Sakristei würde genügen, um die Realität der 
gegenseitigen Einwilligung zu constatiren, wenn selbst in der Kirche nichts 
Statt gefunden hätte, denn die Zeugen sind einstimmig in der Aussage, dass 
sich die Parteien vor den Pfarrer gestellt haben, indem sie sich bei den 
Händen hielten, und dass sie in dieser Stellung verblieben seien, ohne die 
Vorwürfe zu fürchten, die man ihnen machte, w'ährend die Mutter des Mäd¬ 
chens rief: „Sie sind wahrhaftig Mann und Weib, die Ehe ist gültig.“ Man 
kann aus dem Stillschweigen, das die Parteien bei diesem Anlass beob¬ 
achteten, nichts schliessen, denn die äussern Zeichen genügen, um die Ein¬ 
willigung kund zu geben. Alle Autoren stimmen über diesen Punkt .mit¬ 
einander überein. 

Alle diese Thatsachen entfernen selbst den geringsten Verdacht irgend 
einer Verstellung von Seite des Bräutigams. Es ist andererseits constatirt, 
dass er eine lange Zeit hindurch vor seiner Verheirathung mit dem Mädchen 
im Verhältniss gestanden, und dass er seither während einiger Tage in ihrem 
Hause gewohnt habe. 

Die vorzüglichsten Gründe, welche der Rechtsanwalt des Bräutigams vor¬ 
bringt, um die Ungültigkeit der Ehe zu beweisen, sind aber folgende: 
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Er beginnt mit der Behauptung, dass, wenn es sich am eine Ehe han¬ 
delt, bei der die Gesetge der Kirche verletst worden sind, die Gültigkeit 
nicht, prisnmirt werden könne, und man absolat concladente Beweise bringen 
müsse. 

Non könnte man im gegenwärtigen Falle nicht auf eine gewisse Weise 
darthun, dass der junge Mann in Gegenwart des Pfarrers uud der Zeugen Worte 
ausgesprochen habe, die seine Einwilligung ausdrückten. Denn obwohl der 
Pfarrer bei seinem Erscheinen vor dem Gerichtshöfe behauptet habe, dass 
die Einwilligung ausgedrückt worden sei, nicht bloss durch Zeichen, sondern 
auch durch Worte, so geschehe in dem Berichte, der in dem Register der 
Pfarrei su lesen, d,och nur von Zeichen Erwähnung. 

Es sei wahr, dass die äussern Zeichen hinreichend sein können, um 
eine Einwilligung präsumiren su lassen; aber das finde, nach der An¬ 
sicht mehrerer Rechtslehrer, nur bei jenen Ehen Statt, bei denen alle von 
dem Concilium von Trient geforderten Formalitäten vorausgegangen seien. 
Wenn es sieh aber um eine halb - clandestine Ehe bandle, so müsse sie per 
verba de praesenti *contrahirt werden, ausser die Parteien seien des Gebrauches 
der Sprache beraubt. 

Der Advokat macht noch den Einwurf, dass die Zeugen behauptet haben, 
dass sie keineswegs die vor dem Altäre und in der Sakristei ausgesprochenen 
Worte haben unterscheiden können; ihr Zeugniss stimme hierin mit dem¬ 
jenigen überein, welches der Pfarrer in das Register eingeschrieben habe; sie 
behaupten ferner, dass sie weder die Person des jungen Mannes noch sein» 
Stimme haben unterscheiden können. Nun sei gewiss, dass der Pfarrer und 
die andern Zeugen susammenwirken» um die Gültigkeit der Ehe festau- 
stellen, und dass man von ihnen nicht irgend eine und blos physische Ge¬ 
genwart, sondern eine moralische und menschliche Assisteng fordern müsse. 

Endlich macht man den Einwurf der Gewaltthätigkeit, welcher der junge 
Mensch gum Opfer gefallen wäre. Die Zeugen behaupten, dass die Drohungen, 
die ihm vom Vater und Bruder des Mädchens gemacht worden waren, der 
Art waren, in ihm jene Art von Furcht hervorgubringen, die selbst einem 
muthigen Menschen nicht mehr die freie Willensausübung lasse. 

In Begug auf die nachträglich von dem jungen Manne gemachte Rati¬ 
fication der Ehe sagt der Advocat, dass sie durch Gewalt erpresst worden 
sei um das su ergänzen, was in der Form der Einwilligung Mangelhaftes 
und Ungenügendes vorgekommen sei. - 

Die hl. Congreg. hat nicht geurtheilt, dass die Nullität einer solchen 
Ehe gehörig constatirt worden sei. — An eonstet de nullitate matrimonii in 
casu. — Die Antwort war Negative. 22. Novbr. 1856. 
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PraetlMhe fraget In Betreff de« Breviere, Strafen {egen 
diejenigen die ea za beten verabsftumen. 

Erste Trage. Kann die durch den Kanon Statmmus der neunten Sitzung 
des fünften Lateranensischen Conciliums verhängte Strafe der Absetzung nach 
gesetzlicher Verwarnung gegen die ständig (unwiderruflich) angestellten 
Pfarrer ausgesprochen werden, die nicht ihr Officium beten? 

Bedarf es keines anderen juridischen Beweggrundes zu deren Absetzung? 

Antwort: Der Wortlaut der Lateranensischen Bestimmung ist folgender: 
Wir statuiren und verordnen, dass jeder mit einem Beneficium curatum oder non 
curatum versehene Kleriker, welcher sechs Monate lang, nachdem er dasselbe er¬ 
langt hat, das divinum officium nicht betet, ohne eine gesetzliche Verhiuderungs- 
ursacbe anführen zu können, sich nicht die Früchte seines Beneficiums .zu¬ 
eignen könne und zwar pro rata der Unterlassung und des Zeitverlaufes, 
und dass er gehalten sein soll, dieselben als unrechtmässigerweise empfangen 
zurück zuerstatten, entweder an die Fabrica seines Beneficiums oder in Almosen 
an die Armen. Verharrt er aber widerspenstig in dieser Versäumniss über 
sechs Monate, so soll er, nach gesetzlicher Verwarnung, des Beneficiums 
beraubt werden 5 denn „beneficium datur propter officium.“ 

Dieser Text bedarf keines Commentars. Diese Bestimmung der allge- 
meinen Kirchenversammlung betrifft die eigentlichen Beneficien, deren erste 
Prärogative eben, die Unwiderruflichkeit ist. Sie umfasst diejenigen:, welche 
curam animarum haben, und diejenigen, welche keine haben. Demnach steht 
es ausser Zweifel, dass die ständig angestellten Pfarrer mit unter die Strafen 
fallen, welche sie gegen diejenigen verhängt, die widerspenstiger Weise . das 
Beten des officium unterlassen. -Ein anderer Beweis dafür ist dieser. Die 
Bulle Pius V. Ex proximo bestätigt das Statut des Lateranensischen Con- 
ciliupis und erklärt: dass es auf diejenigen sich beziehe, welche praesti- 
monia oder portiones praestimoniales gemessen, mit einem Worte auf alle 
Arten von Beneficien, selbst wenn dieselben zu keinerlei Dienstleistung ver-r 
pflichten: Locum habere etiam in obtinentibus praestimonia, praestimoniales 
portiones et qualiacumque alia beneficia etiam nullum omnino servitium ha- < 
bentia. Sobald das Gesetz die wahren und beständigen Beneficien betrifft, 
begreift sich, dass es auch auf alle anderen, von was immer für einer Natur 
sie seien, sich erstreckt. 

Zweite Frage. Kann man das Urtheil auf Absetzung gegen die stän¬ 
digen Pfarrer, die das Officium nicht beten, fällen ohne den vorgängigen 
Versuch, sie durch die Medicinalstrafe der Suspension zur Besserung zu 
bringen ? x 

Antwort. Die Stufenfolge der Strafen gegen die das Officium nicht 
hetenden Beneficiaten ist genau angegeben in dem Canon Statuimus des Con¬ 
ciliums im Lateran. Sie besteht zuerst in der Entziehung der FrUchte des 
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Beneficiontt und dann, wenn Einer In der Widerspenstigkeit verharrt, tu der 
Entstellung des Beneficiums. Dieses vorausgesetzt, keim die obige Frage 
sich auf die Suspension vom Frachtgenuss, oder anf die Saspension vom 
Amte oder auf die Saspension a divinis bestehen. Besieht Inan sie aüf die 
Saspension von den Flüchten, so genflgt ein blosses Ueberlesen des Kanons, 
um sn erkennen, dass sie in dem ersten Strafsatze gegen diejenigen be¬ 
griffen ist, 'welche das Beten des Breviers vernachlässigen: BeneficionUn 
fnictus suos non faciant, sagt das Conciliam. 

Was die Suspension von der Verwaltung des Beneficiüttlä anbelätgt, so 
muss man, da dieselbe eine Einleitung zur Entziehung desselben bildet, an- 
nehmen, dass sie ansuwenden sei, obwohl das Conciliam derselben keine 
Erwähnung macht. 

Man kann das Beispiel des Conciliums von Trient zur Richtschnur 
nehmen, welches bei Feststellung des Verfahrens gegen concttbfnarische Priester 
(sess. 25. c. 14.) den Verlust des dritten Theiles der Früchte nach der 
ersten Mahnung, sodann den Verlust aller Früchte nach der zweiten Mah¬ 
nung , darauf dann die Suspension von der Verwaltung des Beneficiums nach 
der dritten und endlich die Entziehung des Beneficiums Selbst anordnet. 

Meint man die Suspension a divinis, so steht fest und ausgemacht, dass 
sie in der Abstufung der fraglichen Strafen gar nicht ausgedrückt ist. Ist 
sie aber nicht aasgedrückt, so besteht auch kein Grund, sie als selbstver¬ 
ständlich und stillschweigend mit einbegriffen anzusehen. Der Text der 
Bulle und alle gesetzlichen Vermutfaungen gehen vielmehr dahin, sie auszn- 
schliessen. In der That gestattet der Context der CondHarverordnUbg durch¬ 
aus nicht die-Zulassung einer Zwischenstufe, zwischen der Entziehung der 
Früchte und der Entziehung des Beneficiums. Denn für den Fall, dass did 
Entziehung der Früchte wirkungslos wäre, fügt das Coticttium unmittelbar 
hinzu: Si vero ultra dictum tempus in simill negligentia contumaciter per- 
manserit, legitima monitione praecedente, beneficio ipso privetur. Das Wort 
contumaciter will nicht sagen, dass man alle anderen Strafen erschöpft haben 
müsse, bevor man Zur Absetzung schreite; es bezieht sich, seiner Natur 
nach, auf den Zeitverlanf und auf die Hartnäckigkeit in der Sünde. Wie 
sind diese zwei Momente zu ermitteln? Der Text des Conciliums deutet eg 
an, nämlich durch die dreimalige, vorgängige Mahnung, die das gemeine 
Recht als Mittel, die Contumacia herzustellen und zu erweisen, an die Hand 
gibt. Der Text bezeichnet uns die Ursache und den eigentlichsten Beweg¬ 
grund der Strafe: Cum pfopter officium detur beneficium. Ohne Zweifel hat 
der Gesetzgeber zu erkennen geben wollen, dass die Entziehung der Früchte 
und des Beneficiums in gerechter und natürlicher Wechselbeziehung mit der 
Unterlassung des divinum officium stehen, gleichwie dieses dem Beneficium 
entspricht. Nun stünde aber die Suspension a divinis ganz ausser allein 
Zusammenhang mit der Ursache, die den Gesetzgeber zur Erlassung seines 
Strafgesetzes bestimmte. Endlich verlangen die Vermuthungen und Regeln 
des Rechts, dass man Strafbestimmungen strenge auslege; sie gestatten nicht 
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von der suspensio ab officio auf die suspensio a beneficio zu schließen und 
umgekehrt., (Reiffenstuel 1. 5 Decret. cit. 39. §. 16. Num. 167. seqq.) 

, Die allgemeinen Regeln der canonischen Billigkeit verlangen »war aller¬ 
dings, dass man die niederen Strafen anwende, bevor man zu den schwereren 
greift; aber (abgesehen von der Frage, ob die Suspensio a divinis als eine 
.geringere Strafe zu betrachten sei denn die Suspensio a beneficio) diese 
Regel findet keine Anwendung in den Fällen wo, wie hier, das Gesetx 'etwas 
Anderes verordnet. 

Dritte Frage. Ist der Pfarrer, der das officium nicht betet, aber die 
anderen Verrichtungen der Seelsorge ausübt, xur Rückerstattung des ganxen 
mit seinen Verrichtungen verbundenen Einkommens oder Gehaltes verbunden ? 

Antwort. Das Decret des Lateranensischen Conciliums und die Bulle Pius V. 
machen keinen Unterschied xwischen den Pfarrern und einfachen Beneficiaten 
und scheinen sie gleichmässig zum Verluste der Früchte ihrer Beneficien.su 
verurtheilen. Obgleich bei der Seelsorge das Beneficium anderen officiis als 
dem Abbeten der canonischen Tagsseiten entspricht, so konnte doch, sagt 
Suares, der Gesetxgeber sehr wohl die einfache Unterlassung der canonischen 
Tagszeiten mit dem Verluste aller Früchte des Beneficiuins bestrafen > die 
sonst den übrigen Verrichtungen der Seelsorge entsprechen. Das Gesetx 
kann denjenigen Theil der Früchte einziehen, welcher dem divinum officium 
entspricht; es kann aber auch einen grösseren Ehtgang als gerechte Strafe 
der Uebertretung verhängen. Dies ist es aber eben, setzt Suarex hinxu, was 
die Bulle Pius V. „Ex proximo“ klar vorschreibt. „Statuimus,“ heisst es 
da, „ut qui horas omnes canonicas uno, vel pluribus diebus intermiserit, 
beneficii, seu beneficiorum suorum fructus, qui illi vel illis diebus respon- 
derent, si quotidie dividerentur“ etc. So erklärt der Papst die Qpnstitution 
des Lateranensischen Concils, welche ausdrücklich die Seelsorgspfründner 
und die einfachen Pfründner zugleich umfasst;. indem er sie erläutert, er¬ 
klärt der Papst, dass die einen wie die anderen aller Früchte ihrer.Pfründen 
verlustig werden, welche, bei gleicher Vertheilang auf die einzelnen Tage, den 
Tagen der Unterlassung entsprechen würden. Die Bulle scheint sich klar 
ausxudriicken und nach dem Zeugnisse des Suarez verstehen sie die Schrift¬ 
steller gemeiniglich in diesem Sinne. In dem cap. 30 de horis canonicis 
Num. 6., wo er mit Nachdruck die Gründe der entgegengesetzten Meinung 
bekämpft, spricht er sich folgendermassen aus: „Dicendum est, ex vi illius 
legis restituendos esse omnes fructus beneficiorum omnium, quae habet ille, 
qui non recitat, cum proportione declarata a Pio V. Ita tenent etc. Ratio 
non est alia nisi verba concilii, quae Pius V. tarn ex presse deolaravit, ad- 
dita distributione, ut nemo possit propria autoritate illa limitare: sic enim 
ait: omnes beneficii, seu beneficiorum fructus, quae illi , vel illis diebus re- 
sponderent, si quotidie dividerentur. Sed aiunt (adversarii) cum ait omnes, 
loqui tantum de omnibus respondentibus obligationi recitandi. Sed contra, 
pam isti fructus (secundum illos auctores) non sunt omnes fructus beneficii: 
at Pius V. Joquitur de omnibus fructibus beneficii, Rem et beneficiorum« 
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Item, fili nem sunt fruetUs, qui cerrespondent llli ■ vel Uli 's dicht* absolute, 
ut pontifex loquitur. Praeterea juxta illum sensum etiam dicere potuisset, 
pro qualibet hora restituendos esse omnes fructus beneficii, subinteliigendo 
non simpliciter, sed respondentes iili horae. Ad haec, pontifex praemittit, 
se veile providentius et. expressiüs circa determinationem illius ratae dis— 
ponere: at vero si admittatur additio, et proportio illorum auctorum, nec 
evidens nec expressa est declaratio, sed tarn obscura et arbitraria relinquitur, 
sicut antea, in puncto praecipuo, et maxime dubitabili. Praeter haec habet 
hie locum ponderatio verbi, statuimus, nam ibi aliquod jus novum statuitur, 
illa autem restitutio cum ilta proportione ex ipso jure naturae debebatur, ut 
Gcotus concedit, ergo aliquid amplius per hoc jus novum statuitur. Item, 
alias nulla esset differentia inter sex' primos menses, et reliquum tempus, 
quod. etiam est clare contra intentionem illius legis. Denique licet beneficium 
detur propter plura officia, nibilominus lex potuit punire omissionem unius 
officii privatione .omnium fructuum, etiam respondentium aliis servitiis, quia 
iex potent non solum privare stjpendio quasi adaequato officio omisso, sed 
aliam privationem addere im poenam justam. Hoc autem plane fecit illa lex, 
ut ex verbis citatis constat, 

Diese Erwägungen demonstriren, scheint uns, den Sinn der Bulle und 
regeln den Ausspruch des Richters in foro exterao. Wenn aber die Sache 
.nicht vor das geistliche Gericht kommt, wenn die Versäumniss des Breviers 
verborgen geblieben, ist der Pfarrer, der sich derselben schuldig gemacht, 
im Gewissen verpflichtet, das Ganse seines Gehaltes nach Yerhältniss seiner 
Yersäumniss gans so su restituiren, als ob er durch Richterspruch dasu 
verurtheilt worden wäre? Hier begegnet uns die Meinung der Moralisten, 
die St. Alphons für die wahrscheinliche hält. Es ist gewiss, dass die Pri¬ 
vation die geheimsten Unterlassungen trifft, und dass.sie vorgängig dem 
richterlichen Ausspruch verwirkt ist. Darüber besteht kein Streit; aber einige 
Autoren meinen, und St. Alphons nimmt ihre Meinung als wahrscheinlich an, 
dass der Pfarrer, der nur vor seinem Gewissen sieh su verantworten hat, 
sich darauf beschränken kann, denjenigen Theil der Früchte zu restituiren, 
welcher der Abbetung des divinum officium entspricht, denjenigen Theil ganz 
behaltend, welcher sich auf die anderen Dienste der Seelsorge bezieht, falls 
er sie treulich erfüllt hat. Als Moralist die Frage behandelnd, sieht der 
heil. Alphons ab von dem Ausspruch des Richters; er frägt, ob man alle 
Früchte restituiren müsse nach Mässgabe der verabsäumten Pflichten, und 
antwortet, es gebe zweierlei Meinungen, von denen die verneinende die wahr¬ 
scheinliche sei. An beneficiatus restituere debeat omnes fructus juxta officia, 
quae omisit? Affirmant Suarez, Yalentia, Azorius, quia sic loquitur bulla. 
Sed Sanchez, Scotus, Lessius, Vire, Salmaticensis, Vasques, Diana, ßona- 
cina aliique probabiliter dicunt ex benigna interpretatione ipsos non teneri 
omnes fructus restituere, sed tantum eos, qui respondent ad onus officii 
omiS8i. (Lib. 3, Num. 673.) Diese Meinung erscheint wahrscheinlich im 
Forum des Gewissens, aber bei Gericht muss der Text des Gesetzes den 



Vortrag behädpten toi: der Privatmeinong einiger Schriftsteller and er nöthlgt 
den Richter die gerichtlich erwiesene Verabsiumung des Breviers mit der 
Entziehung aller Einkünfte der Pfarrei zu bestrafen* 


Bibliographie. Bullarium Diplomatum ae Prlvllegiorum 
emninm 8. 8. Romanorum PontlAeum, naeerdotln Maurltll 
Marroco 8. Th. Doet. nnperrlma reeenalo, Pontlflcam Om¬ 
nium lTltla, not in, indielbus opportun!« ornata, Menrlel 
Dalmazzo cura studloque perdillgenter edita, mendlsque 
onmibus expurgata, PU JTSf. Pontiftci « Maaeitni bene - 

aicttone insignita. 

Das ist der Titel der neuen Ausgabe des im Laufe des Jahres 185B 
su Turin begonnenen Bullarium romanum. Die ersten zwanzig Lieferungen 
sind erschienen. Die Herausgeber nehmen sich vor, alle Bullen, Privilegien 
und die päpstlichen Diplome .seit dem heil. Leo bis auf 8e. Heiligkeit den 
Papst Pius IX. zu veröffentlichen. 

Für die Benedict XIV. vorangegangene Zeit geben die Herausgeber die 
zu Rom im vorigen Jahrhundert durch den berühmten Cocqueline ver- 
öffentlichte Prachtausgabe getreu wieder 1 heraus, indem sie eine Menge aus 
sicheren Quellen, die sie zu Rathe ziehen konnten,' geschöpfter Stücke bei¬ 
fügen. Dann werden sie das Bullarium Benediet’s XIV. geben und die 
Fortsetzung bis auf unsere Tage. 

Die Ausgabe ist in Octav, gross, compact, mit zwei Columnen. Die 
Bünde entsprechen jenen von Coquelines. Seit dem letzten Jänner erscheinen 
monatlich fünf Lieferungen. Jede Lieferung kostet einen Franc. Die Be¬ 
stellungen müssen an die herausgebende Gesellschaft des Bullarium Romanum, 
Dominikaner-Gasse, 2, zu Turin adressirt werden. 

Wir beschränken uns für jetzt, diesen neuen Abdruck des römischen 
Bullars anzukündigen. Sobald der erste Band ganz erschienen sein Wird, 
werden wir auf eine in’s Einzelne eingehende Weise Bericht erstatten. 

Unser heiliger Vater, der Papst, hat die Gnade gehabt, die Heraus¬ 
geber zu ermuthigen, indem er ihnen auf ganz besondere Weise den apo¬ 
stolischen Segen gewährte, wie man aus einem Briefe Sr. Eminenz des 
Cardinais Antonelli siebt, der die erste Lieferung der Sammlung ziert. 
8e. Eminenz der Cardinal Gaude hat die Widmung des Werkes gnädigst 
angenommen, und durch die Hände ihres verehrten Protectors werden die 
Herausgeber ihre Arbeit dem Urtheile des heiligen Stuhles und seiner Ap¬ 
probation unterbreiten. 



Anhang. 


Verordnung des Armee-Obercommando vom 28. Februar 1857, 

mit der KundmacIiiiDg über die Constituirnng des militär-geistlichen Ehegerichtes und 
über die Organe der Militärgeistlichkeit, welchen Ton dem apostolischen Feld-Vicariate 
die Ermächtigung zur kirchlichen Dispensirung von dem Eheaufgebote ertheilt 

i worden ist. 

Im XXV. St, des R. G. B. Nr. 107. Ausg. am 13. Juni 1857. 

Mit Bezug auf das kaiserliche Patent vom 8. Oktober 1856 (Reichs¬ 
gesetz-Blatt XLVI. Stück , Nummer 185), mit welchem, in Ausführung 
des Artikels X des Concordates, über die Ehe-Angelegenheiten der Katho¬ 
liken im Kaiserthume Oesterreich, in soweit eie dem Bereiche der bür¬ 
gerlichen Gesetzgebung angeboren, ein neues Ehegesetz und eine, Anwei¬ 
sung für die geistlichen Gerichte des Kaiserthumes Oesterreich in Betreff 
der Ehesachen, wirksam für den ganzen Umfang des Reiches, erlassen worden 
ist, und mit Beäug auf diese beiden allgemein verbindlichen Gesetze selbst, 
wird zur allgemeinen Darnachachtuog bekannt gemacht, dass zufolge Anzeige 
des apostolischen Feldvicariates von demselben das geistliehe Ehegericht für 
die, der militär-geistlichen Jurisdiction an gehörigen Personen, für welche 
diese neuen Ekegesetze verbindlich sind, mit dem Sitze in Wien, und zwar 
bei dem apostolischen Feldvicariate selbst oonstitnirt, und zur Ertbeilung 
kirchlicher Dispensen von dem Eheaufgebote der Feldklerus in nachfolgender 
Art ermächtigst worden ist: 

1. Alle Feldsuperioren — mit Ausnahme des Wiener Feldsuperiorates 
— in allen Fällen, wo in ihrem Feldsuperiorats-Bezirke solche Dispensen 
nachgesncht werden; doch haben die Feldsuperioren diese Dispenserthcilungen 
in ihre, vierteljährig an das apostolische Feldvicariat zur Revision einzu- 
sendendea Gestionsprotokolle, als ordentliche Geschäftsstiicke einzutragen 
und daselbst genau ersichtlich zu machen. 

Das Wiener. Feldsuperiorat bedarf dieser besonderen Ermächtigung nicht, 
da das apostolische Feldvicariat in Wien seinen Sitz hat, und daher durch 
unmittelbare Entscheidung solcher Dispensgesuche bei dem letzteren die Par¬ 
teien keinen Zeitverlust erleiden. 

2. Wo eine Todesgefahr vorhanden und die Trauung auf dem Kranken¬ 
bette vorzunehmen ist, wird jeder zur Trauung befugte Feldkaplan zur 
kirchlichen Dispensertheilung von allen drei Aufgeboten ermächtiget; nur hat 
derselbe jeden dieser Dispensfälle nachträglich mittelst Berichtes dem aposto¬ 
lischen Feldvicariate anzuzeigen. 

ln solchen Fällen, wo die Dispens von allen drei Aufgeboten ertheilt 
wird, ist auch stets der Manifestationseid naeh Vorschrift des §. 29, An¬ 
hang 1, und §. 85, Anhang II des Allerhöchsten Ehegesetzes, von den beiden 
Brautleuten abzunehmen, und die von denselben, dem Seelsorger und der an- 



wesenden Militärperson (§. 39) gefertigte Eidesformel den Tranongsacten 
beizulegen. 

Erzherzog Wilhelm, m. p. Feldmarschall-Lieutenant. 


Verordnung des Armee-Obercommando vom 30. Mai 1857, 

mit der Kundmachung des Verzeichnisses jener Militärseelsorger, welchen nebst den Feld- 
snperioren die Ermächtigung zur kirchlichen Dispensation von dem Eheanfgebote 

ertheiit wird. 

Im XX. St. des R. G. B. Nr. 108. Ausg. am 18. Juni 1857. 

Mit Besag auf den Absatz 5 der mit der Verordnung vom 5. Mai 1857 
(Reichs-Gesetz-Blatt, XXIV. Stück, Nummer 107) kundgemachten Aller¬ 
höchsten Entschliessung vom 24. April 1857 wird allgemein bekannt ge¬ 
macht, dass von dem k, k. apostolischen Feldvicariate die in dem beifol¬ 
genden Verzeichnisse aufgeführten Militärgeistlichen, nebst den, laut der 
Circular-Verordnung vom 28. Februar 1857 (R.G.B1., Nr. 107) dazu bereits 
delegirten Feldsuperioren, und unter Aufrechthaltung der im Absätze 2 dieser 
letzteren Verordnung, für den Fall einer Todesgefahr getroffenen Vorsorge 
zu der kirchlichen Dispensation von dem sweiten und dritten Eheaufgebote 
unter den nachfolgenden Bestimmungen ermächtigt worden sind: 

a) dass, was auch von den Feldsuperioren und den -nach Absatz 2 der 
Verordnung vom 28. Februar 1857 (R. G. Bl., Nr. 107) dispensiren- 
den Geistlichen su beobachten ist, in der Dispensformel stets auf die 
Ermächtigung des apostolischen Feld-Vicariates vom 19. Mai 1857, 
Nr. 140 E. G. sich su beziehen sei. 

b) dass diese Feldgeistlichen nach Ablauf jedes Quartalen in einem abge¬ 
sonderten Berichte die Zahl der ertheilten Dispensen, unter Anführung 
der Namen und des Charakters der Dispensirten, zur Kenntniss des 
apostolischen Feldvicariates zu bringen haben, und 

c) dass die Dispens von den Militärpersonen ohne Unterschied ihrer son¬ 
stigen Zuständigkeit in der Regel bei demjenigen dieser daza ermäch¬ 
tigten Seelsorger anzusuchen sei, welcher in dem Generalate, wo der 
Dispenswerber wohnt, angestellt, und dem Wohnorte des Letzteren der 
nächste ist; während der Wirkungskreis der Feldsuperiore auf die 
Entscheidungen über abweisliche Erledigungen der Dispensgesiiche von 
Seite der ausser dem Sitze des Feldsuperiorates dispensirenden Militär¬ 
geistlichen beschränkt- wird; daher etwaige Recurse über derlei abweis¬ 
liche Erledigungen bei den Feldsuperioraten, mit Ausnahme jenes von 
Wien, wo sich das apostolische Feldvicariat das Dispensationsrecht 
Vorbehalten hat, einzubringen sind. 

Erzherzog Wilhelm, m. p. Feldmarschall-Lieutenant. ' 



Verzeichniss 

jener Militär - Seelsorger, welchen nebst den Felrlsnperioren die Ermächtigung zur 
kirchlichen Dispensation von dem Ehe-Aufgebote ertheilt wird. 


In Niederösterreich: 
Keiner. 

In Oberösterreich'. 

Der provisorische Garnisons-Caplan in Salzburg. 
Der Untererziehungshaus-Caplan in Enns. 


In Tirol: 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Innsbruck. 

Der Garnisons-Caplan in Kufstein. 

In Steiermark: 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Gras. 

In Böhmen: 

Der Garnisons-Caplan in Josephstadt. 

Der Garnisons-Caplan in Theresienstadt. 

In den deutschen Bundesfestungen: 

Der jeweilige Garnisons-Caplan des in Rastatt dislocirten Infanterie - 
Regiments. 


In Mähren: 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Kloster-Hradisch nächst OlmUt«. 

In Galizien: 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Krakau. 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Csernowits. 

In Ungarn: 

Der erste Invalidenhaus-Seelsorger in Tyrnau. 

Der Caphm des MilitärgestUtes in Meaöhegyes. 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Comorn. 

Der jeweilige Caplan des in Grosswardein dislocirten Regiments. 

Der Oberersiehungshaus-Caplan in Kaschau. 

In Italien und Myrten: 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Cremona. 

Der Garnisons-Caplan in Padua. 

Der Garnisons-Caplan in Vicenza. 

Der Garnisons-Caplan in Palmanuova. 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Venedig. 

Der Garnisons-Caplan in Piacensa. 

Der Garnisons-Caplan in Ferrara. 

Der Garnisons-Caplan in Laibach. 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Triest, für Militärpersonen der Land- 
Armee. 


In Siebenbürgen: 

Der Garnisons-Caplan in Carlsburg. 



In Kroatien , Slavonien, Dalmatien und. dem Banate: 
Der Garnisons-Caplan in Brood. 

Der Garnisons-Caplan in Zara. 

Der Garnisons-Caplan in Spalato. 

Der Garnisons-Caplan in Ragus(u 
Der Garnisons-Caplan in Cattaro, 

Der Garnisonsspitals-Capian in Peterwardein. 

Der Garnisonsspitals-Caplan in Teweswar, 

Für die k. k. Kriegsmarine: 

Der Marine-Superior in Triest. 

Der exponirte Marine-Caplan in Venedig. 


Nähere Weisungen über die gerichtliche Behandlung der Ehesachen 

für die Diöcese Linz. 

(Aus dem Linzer-Diöcesanblatt St. X.) 

In dem Jahrgange 1856 des Diöcesanblattes, Seite 373’—379 habe ich 
dem hochwürdigen Klerus bereits mehrere Weisungen über die Durchführung 
der neuen Ehegesetze gegeben, und das alphabetische Repertorium dieses Jahr¬ 
ganges zu einer übersichtlichen Darstellung des Ebeprocesses a üf Scheidung 
und auf Ungültigerklärung benützt. Das von mir eingesetzte Ehegericht hat 
seine Wirksamkeit begonnen. 

Die Behandlung der Ehesachen durch den kirchlichen Richter fet wichtig, 
ist aber auch im Anfänge schwierig t sie nimmt daher unsere ganze Auf¬ 
merksamkeit in Anspruch. Wir «ollen nicht bloss wissen, wie das im & Ab¬ 
schnitte der Anweisung für die geistlichen Gericht« vorgeschriebe»« Verfahren 
in vorkommenden Fällen auszuführen seit wir sollen «ach eins selch« Ein¬ 
sicht in dieses Verfahren gewinnen, dass wir darüber sowohl uns seihst als 
Anderen Rechenschaft geben konnan* Diese zweifache Absicht liegt der 
folgenden Darstellung zu Grunde, 

I. Begriff und Eintheilung des Gerichtes und der Gerichtsbarkeit im 
Allgemeinen , insbesondere in Ehesachen, 

Unter Gericht, judicium, im objektiven Rinn« versteht man die recht¬ 
mässige Verhandlung einer Rechtssache (causa). Rn ßubjectiven Sinne ver¬ 
steht man unter Gerieht jene Behörde, welche nur Ausübung der Rechtspflege 
öffentlich auctorisirt ist. Das Ehegericht ist daher dt« in jeder Diöcese von 
dem Bischöfe bestellte Behörde, welch«, die zur gerichtlichen Verhandlung 
geeigneten Ehesachen nach den Normen des Rechtes entscheidet. Die Be¬ 
fugnis« zu dieser Entscheidung heisst Gerichtsbarkeit. Cap. 10, de V. 
S. (V. 40). v 

Das Gericht im Allgemeinen wird eingetheilt in das weltliche und geist¬ 
liche oder kirchliche Gericht, judiciuiq sneeularet aut ecdesiasticwu Bei letzterem 



verhandelt der kirehtiche Rieht«, und »war Ober kirchliche Rechtssachen. 
Da» Ehegericbt ist als« ein kirchliche» Gericht, sowohl bezüglich de» Richters 
als auch besäglich der Rechtssachen. 

Das Gericht ist ferner bezüglich des Gegenstandes der Verhandlung ein 
Civil-, oder Strafgericht. Das erster«, judicium civile, ist jenes, welche» 
Gegenstände de» Privatrechte» entscheidet; *. B. Vermögensfragen, Ehesachen; 
der dabei thätige Richter heisst Civilrichter. Das Strafgericht, judicium eri- 
minala, ist jenes, in welchem es sich nm Bestrafung eines Verbrechens oder 
Vergehens aus öffentlichen Rücksichten handelt. Hiernach ist das Ehegericht 
ein Civilgerieht. 

Diesem entsprechend wird auch die Gerichtsbarkeit eingetheilt in die 
Civil- und Strafgerichtsbarkeit, jurisdictio civilis et criminalis. Die Civilge- 
- richtsbarkeit wird fern« untergetheilt in die Gerichtsbarkeit in StreitsaehMi, 
jurisdictio contentioaa, and in die Gerichtsbarkeit in Geschäften ausser Streit¬ 
sachen, jurisdictio volnntaria. 

Gegenstand des Gerichtes und der Gerichtsbarkeit sind nur Rechtssachen, und 
»war solche, welche dem äusseren Bereiche, dem forum externum angehören. 
Cap. 10, de V, S. (V. 40.) Dispensen gehören also nicht in den Wirkungs¬ 
kreis des Ehegeriehtes, weil sie keine Rechts-, sondern eine Gnadensaehe 
sind; desgleichen auch nicht Gewissensfalle. 

Das Ehegericht übt also vermöge Uebertragung des Diöcesanbischofes 
die Cmlgeriebtsbarkeit in streitigen Ehesachen für den äusseren Rechtsbe¬ 
reich an». 

Wird das Gesagte festgehalten, so entgeht man irrigen Ansichten und 
Handlungen. Man wird z. B. dem Ehegerichte nicht sumuthen, dass es 
•mm unglückliche Eh» sogleich auflöse oder doch die Scheidung eintreten 
lasse, entweder ohne Beobachtung der diesfälligen strengen Rechtsnorqien, 
oder auf Grind eenes dem Beichtgeheimnisse ungehörigen Umstandes. Auch 
wird mau sich nicht an das Ehegerieht wenden, damit es ein bei Eingehung 
der Ehe begangenes Verbrechen, oder die meineidige Aussage eines Zeugen 
tu dgl. bestrafe. 

H. Wdche Personen bei jien gerichtlichen Verhandlungen vorhemmen . 

Eigenschaften dieser Personen. 

Solch» Personen sind: 

1. Der- Kläger und de» Geklagte. Der Kläger (actor, ab agendo) (st 
je*» Person* welche «ine Rechtssache bei Gericht anbringt, damit sie ent¬ 
schieden werde. Jene Person, welche von dem Kläger belangt wird, heisst 
Geklagt« (raus, a re, de qua diaoepCator). Kläger und Geklagter heissen in 
Beziehung *u dem Gerichte Parteien. Cap. 10, de V. S. (V. 40). 

Es fragt sich, wer kann gültig klagen und geklagt werden? quis habet 
personam legitlmam standi in judicio? In Eheangelegenbeiten kann der Gatte 
»ad die'Gattin klagen und geklagt werden; jedoch ist Folgendes zu beachten. 
Minderjährige können nicht ohne Vater, beziehentlich Vormund, Wahnsinnige, 
Blödsinnige und Verschwender nicht ohne gerichtlieh beigegebenen Curatoi* 
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einen Proeess führen, weil das canonische Recht di« Intervention dieser Ver¬ 
treter zum Schutze der Minderjährigen und Pflegebefohlenen verordnet. 
(Reiffenstuel Jus canon. lib. II., tit. 1. n. 144—164). Ebenso das öster¬ 
reichische Recht. Auf Scheidung von Tisch und Bett kann nur ein Ehe¬ 
gatte klagen. Wer das Recht habe, die Gültigkeit einer geschlossenen'Ehe 
zu bestreiten, bestimmen die SS. 115—122 der Anweisung für die geist¬ 
lichen Gerichte. Würde ein ausdrücklich Excommunicirter vor Gericht er¬ 
scheinen, so wäre seine Gerichtsfähigkeit nach dem Kirchengesetze zu be- 
urtheilen. 

2. Zur gerichtlichen Verhandlung sind von Seite des Gerichtes der 
Richter und der Schriftführer nothwendig, und zwar vorerst der Richter, 
welcher mit öffentlicher Auctorität nach den Vorschriften des Rechtes ver¬ 
handelt und entscheidet (judex, jus dicens). Dieser Richter ist in erster 
Instanz der Diöcesanbischof; er bedient sich bei Verhandlung der Ehesachen 
des Ehegerichtes, nach der diesfälligen Anweisung. Die Untersuchung wird 
entweder von einem der Herren Ehegerichtsrathe oder von einem Commissär 
geführt. 

Der Schriftführer,, Actuar, secretarjus, ist jene Person, welche das 
Protokoll schreibt. Ein Schriftführer ist nicht blos dem Ehegerichte, sondern 
auch jedem Commissäre beizugeben zur Aufnahme der Protokolle. Anw. 
§§. 97 und 214. Statuimus, ut tarn in ordinario judicio quam extraordi- 
nario judex semper adhibeat aut publicam, si potest habere, personam, aut 
ddos viros idoneos, qui fideliter universa judicii acta conscribant. Cap. 11,: 
de testibus (II., 19). Zugleich verordnet Papst Innocenz HL, dass die Unter¬ 
lassung dieser Vorschrift von dem oberen Richter zu bestrafen sei, und dass 
die ohne gesetzlichen Schriftführer angefertigten Acten keinen gültigen Be¬ 
weis liefern. 

Alle Gerichtspersonen müssen sich in solcher Stellung befinden, dass 
gegen sie in jeder einzelnen Rechtssache eine gegründete Einwendung nicht 
erhoben werden kann. Postremo fraternitati tuae literis praesentibus inti- 
mamus, quod si causa alicui fuerit delegata, qui consanguineus sit illius, qui 
literas impetravit, aut in eodem negotio Advocqfi officio functus, vel ex alia 
justa causa suspectus: hujusmodi delegatus non immerito poterit recusari, 
quamvis appellatione remota fuerit ei negotium delegatum. Cap. 36, de 
appellät. (II., 28.) Die Glossa bemerkt dazu: Modica causa repellit judicem 
et periculosum est, sub judice litigare süspecto. Diese verschiedenen Ur-, 
Sachen lassen sich auf folgende zurückführen. Ein Ehegerichtsrath und ein- 
Uütersuchungs-Commissär sind bedenklich rücksichtlich jener Geschäfte, bei 
welchen sie unmittelbar oder mittelbar Schaden oder Vortheil zu erwarten 
haben; ferner in Geschäften ihrer Verwandten oder Verschwägerten in ge¬ 
rader Linie, und bis einschliesslich vierten Grad der Seitenlinie, in Ge¬ 
schäften ihrer Mündel und Pflegebefohlenen, ihrer Gläubiger oder Schuldner; 
endlich in solchen Geschäften, bei welchen sie als Zeugen oder Sachwalter 
thätig sind. Ein Rath des Ehegeriehtes, welcher Zu den Parteien in solchen 
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Verhältnissen steht, wird sich für diese Rechtsfrage seiner Amtsübung er¬ 
halt en. (Anw. §. 100.) In minderer Strenge gilt das Gesagte auch von den 
Untersuchungs-Commissären, weil sie zur Vornahme gerichtlicher Verhand¬ 
lungen delegirt werden, obwohl sie an der richterlichen Entscheidung nicht 
theilnehmen. Würde also ein Priester zum Commissär bestellt, welcher sich 
in einem der genannten Verhältnisse befände, so soll er das ihm über-» 
tragene Amt nicht verwalten, sondern sogleich die Anaeige machen. An¬ 
langend den Schriftführer und die übrigen bei einer Verhandlung wirkenden 
Personen sind awar die erwähnten Verhältnisse nicht nothwendig, jedoch 
solchergestalt au berücksichtigen, wie es der Natur der Sache oder dem 
Wunsche der Parteien entspricht. 

Die Unbefangenheit und Unparteilichkeit aller Personen, welche an der 
gerichtlichen Verhandlung der Ehesachen theilnehmen, soll über jeden Zweifel 
und jede Einwendung erhaben sein; so wird der Segen Gottes und das Ver¬ 
trauen der Gläubigen erworben. Ich erinnere daher an folgende Canones. 
Quatuor modis pervertitur humanum judicium: timore, dum metu potestatis 
alicujus veritatem loqui pertimescimus: cupiditate, dum praemio änimum ali- 
cujus corrumpimus: odio, dum contra quemlibet adversarium molimur; amore, 
dum amico vel propinquo complacere contendimus. Can. 78, causa 11, qu. 3. 
Oder wie es die Glossa ad cap. 17, de off. et pot. jud. del. (I., 29) kur» 
ausdrückt: 

Quatuor ista: timor, odium, dilectio, census, 

Saepe solent hominum rectos pervertere sensus. 

Quicumque aut consanguinitate aut amicitia, et e contrario vel hostil 
odio vel inimicitiis in judicando ducitur, pervertit judicium Christi, qui est 
Justitia, et fructum illius vertit in amaritudinem. Can. 79, causa 11, q. 3. 

Diese kirchlichen Anordnungen bestätigen das Gesagte; sie stimmen 
auch mit folgenden k. k. Verordnungen überein: Die Gerichtspersonen sollen 
keine, ihnen in Rücksicht auf ihr Amt mittelbar oder unmittelbar, vor oder 
nach Beendigung eines Amtsgeschäftes, von wem immer angebotene Geschenke 
annehmen oder sich andere Vortheile suwenden. — Die Gerichtspersonen 
sollen Über die bei Gericht vorgekommenen Geschäfte gegen Jedermann, dem 
sie eine amtliche Mittheilung darüber zu machen nicht verpflichtet sind, un¬ 
verbrüchliches Stillschweigen beobachten. — Jene, welche auf die Entschei¬ 
dung einer Rechtssache Einfluss haben, sollen aussergerichtlich ihre Ansicht 
über anhängige Rechtssachen oder über den wahrscheinlichen Ausgang der¬ 
selben nicht äussern. — Den Parteien und ihren Vertretern ist jede Empfeh¬ 
lung und Besprechung in anhängigen Rechtssachen mit den Gerichtspersonen, 
welchen die Bearbeitung derselben übertragen ist oder welche an der Be- 
rathung theilnehmen, jede Erforschung der Person des Herrn Referenten, 
wie auch die Verkeilung von Denkschriften oder anderen Aufsätzen an die¬ 
selben auf das Nachdrücklichste untersagt. (Reichsgesetzblatt vom J. 1853, 
Uoy > » Archiv für hath. Kirchenrecht. //. Band. 7 



Nr. 81 and 212, von Jahre 1856, Nr. 226.) Es bleibe also Alles ferne, 
was das menschliche Urtheil und Gericht verkehren kann. 

3. Bei den gerichtlichen Verhandlungen können nebst den genannten 
Personen noch andere auf Seite der Partei erscheinen. Die gesetzlichen 
Vertreter der Minderjährigen und Pflegebefohlenen wurden bereits unter Z. 1 
und 2 erwähnt. Die Anweisung für die geistlichen Gerichte gestattet im 
$.143 den Parteien, sich von Sachwaltern begleiten zu lassen, und vor 
Abgabe einer Erklärung den Rath derselben einzuholen. Die sohin abge¬ 
gebene Erklärung der Partei ist als .ihre eigene im Verhandlungsprotokolle auf¬ 
zuführen, ohne Erwähnung des Sachwalters. Wollte dieser in eigenem Namen 
sich über etwas den Ehefall Betreffendes erklären, so wird ihm dieses ge¬ 
stattet, und seine Erklärung auf diese Weise im Protokolle angefiihrt: Der 
anwesende Sachwalter N. N. erklärt hierüber Folgendes... 

Ein Sachwalter (procurator, advocatus) bann nicht zu dem Ende bestellt 
werden, dass er eine Partei, die persönlich Vor Gericht nicht erscheinen 
will, vertrete, auch dann nicht, wenn der Sachwalter hiezu eine Special- 
Vollmacht hätte. Denn die Anweisung für die kirchlichen Ehegerichte ver¬ 
ordnet stets das persönliche Erscheinen der Ehegatten. In dieser Anordnung 
liegt nichts neues, weil das Gleiche auch früher durch k. k. Verordnungen 
bestimmt war; es liegt darin auch nichts inhumanes, weil es der Partei, 
welcher ein Hinderniss vorkommt, freisteht, die Verlängerung einer Frist 
oder auch Erstreckung der bereits angeordneten Tagsatzung anzusuchen. Ein 
redliches, rechtzeitig eingebrachtes und wohlbegründetes Gesuch wird die 
verdiente Würdigung finden. 

Als Sachwalter kann ein Rechtsfreund oder ein anderer rechtschaffener 
Mann bei der gerichtlichen Verhandlung erscheinen, wenn ihn die Partei ans 
freiem Antriebe mitführt; aufgedrungen darf er ihr nicht werden, wie sieb 
auch Niemand als Sachwalter aufdringen, oder überhaupt eigenmächtig bei 
der Verhandlung erscheinen darf. Der Sachwalter ist im Protokolle auf der 
rechten Spalte bei den Gegenwärtigen unter den Parteien kazuführeo mit 
Tauf- und Zunamen und dem Beisatze: Sachwalter des Geklagten (der 
Klägerin). Wofern ein Sachwalter störend einwirken sollte, liegt dem Unter- 
suchungs-Commissär ob, die Entfernung desselben za veranlassen. (Anwein. 
$• 143.) Diese Entfernung ist in dem Protokolle anznmerken, and zwar an 
jener Stelle der Verhandlung, wo sie erfolgte. 

DL Gerichtliche Acte. Ferien . 

Die einzelnen Acte, welche von dem Gerichte Behufs der Verhandlung 
ünd Entscheidung einer Rechtssache angeordnet und vorgenommen werden, 
z. B. Vorladung, Zeugenvernehmung u. dgl., heissen gerichtliche Acte, actus 
judiciales. Die Summe aller zur Verhandlung und Entscheidung einer und 
derselben Rechtssache gehörigen Acte bildet das Gericht (im objectiven Sinne) 
oder den Process. 



Soll mH Jemanden ein solcher Act vorgenommen werden, so muss ihm 
Zeit gegdnnt werden, damit, er sich darauf vorbereiten könne (diese Zeit 
heisst Frist, dilatio); sad es muss ihm bestimmt werden, wann, wo, vor 
welchem Richter «ad in welcher Angelegenheit er su erscheinen habe« darin 
besteht die Vorladung, citatio. Werden die Parteien (der Kläger und der 
Geklagte) mit oder ohne Nebenpersonen vorgeladen, so heisst der gericht¬ 
liche Act eine Tagsatzutog. 

Heber jeden gerichtlichen Act muss ein Protokoll geführt werden« Das¬ 
selbe muss in glaubwürdiger Weise Alles, was bei dem Acte geredet and 
gehandelt wurde, genau darstellen. Cap. 11, de testibus (TL, 19). 

Bei Bestimmung der Zeit, für welche eine gerichtliche Verhandlung an- 
geordaet wird, und bei Berechnung des Ablaufes der Frist hat man auf die 
Gerichtsferien Rücksicht su nehmen. (Die in den Kalendern angeführten 
Gericfatsferien haben ihren eigentlichen Grund in der kirchlichen Verordnung.) 
An diesen Tagen, insbesondere aber an Sonn- und Feiertagen darf eine ge¬ 
richtliche Verhandlung nicht stattfinden. Debet judicialis strepitus diebus 
conquiescere feriatis, qui ob reverentiam Dei noscuntur esse statuti, nisi 
necessitas urgeat, vel pietas suadeat Cap. ultim. de feriis (fl., 9.) Nebst 
diesen Ferien, welche sacrae oder religiosae heissen, gibt es auch ferias 
rusticas vel necessarias, quae gratis vindemiarum vel messium ob necessitates 
hominnm indulgentur. Ibidem. Es wird nebenher bemerkt, dass diese Ver¬ 
ordnung auch ein Beispiel liefert, wie die Kirche nieht blos für die Ehre 
Gottes sorgt, sondern auch die seitlichen Bedürfnisse der Menschen sehütst. 
An den Ferialtagen also, insbesondere an Sonn- und Feiertagen darf eine 
gerichtliche Verhandlung nicht vorgenommen werden, insbesondere nicht eine 
Tagsatzung. Dagegen kann in den Ferien, selbst an einem Sonn- oder 
Feiertage z. B. einer Gattin, welche von ihrem Gemahle misshandelt wird, 
eine abgesonderte Wohnung angewiesen werden, wenn die dringende Noth- 
wendigkeit eipen Aufschub nicht zulässt. Fbenso kann an einem solchen 
Tage einer armen Person, die zufällig anwesend ist, eine gerichtliche Zu¬ 
stellung übergeben oder ihr durch eine andere Person zugesendet werden, 
um ihr die Auslage für den Boten zu ersparen. 

IV. Anbringung der Klage. Protokollarische Aufnahme der mündlichen 

Klage . 

Gegenstand der Klage ist eine Rechtssache; Zweck der Klage ist, die 
gesetzliche Entscheidung dieser Rechtssache herbeizuführen. Cap. 10, de 
V* S. (V. 40). 

Den Inhalt ehwr Klage bilden folgende drei Punkte: 1. die Thatsachen, 
welche den Grand der Klage abgeben (Klagegrund); 2. das Gesetz, welches 
das Recht zur Klage gibt (Rechtsgrund), und 3. das Begehren, welches aus 
dem Zusammenhalte dieser Thatsachen mit dem Gesetze hervorgeht (Kiage- 
begehrea). Wenn *. B. Jemand das Gesuch anbringt um Auflösung seiner 
Ehe wegen Verwandtschaft, wird es folgenden Inhalt haben: Ich Mn mit 

7* 
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meiner Ehegattin Klara, geb. N., im dritten Grade der Seitenlinie blutsver¬ 
wandt, laut beiliegenden Matrikelscheinen and Stammbaum. Diese Verwandte 
Schaft ist aber nach §. 26 der Anweisung für die kirchlichen Ehegerichte 
ein trennendes Ehehinderniss. Ich bitte daher um Auflösung dieser ungül¬ 
tigen Ehe. 

Um den Werth einer Klage zu beurtheilen, ist es nothwendig, die an¬ 
gegebenen drei Punkte oder Theile des Inhaltes sich klar zu machen, wenn 
nie auch in anderer Ordnung vorkämen. Es wird öfters der Rechtsgrund 
nicht angegeben ; die Klage bleibt dennoch aufrecht. Allein der Klagegrund 
und das Klagebegehren sind beide zusammen ein unerlässliches Erforderniss 
einer zur Verhandlung geeigneten Klage, und zwar muss der Kläger die 
Thatsachcn, auf welche er seine Klage gründet, deutlich und vollständig an¬ 
geben, und die Beweismittel, welche er zu haben glaubt, namhaft machen 
(§§. 126 und 215 der Anw.); das Klagebegehren mifes er ganz und be¬ 
stimmt aussprechen, denn nach der Einrede des Geklagten steht eine Ab¬ 
änderung nicht mehr in seiner Willkür, und das Gericht muss seinen Spruch 
nach dem Klagebegehren einrichten. Quia juxta petitionis formam pronun- 
iiatio sequi debet, pro parte agentis, et ctiam rei, si quid petere voluerit, 
«st in ipso litis exordio petitio facienda, sive scriptis, sive verbot actis, 
tarnen continuo inferenda. Cap. Saepe contingit, de V. S. in Clement. (V, 11.) 

Die Klage kann also mündlich oder schriftlich angebracht werden (wo¬ 
von das Corpus juris canonici unter dem Titel de libelli oblatione handelt), 
jedenfalls aber muss sie den Acten einvcrleibt werden. Ueber die mündlich« 
Klage ist daher ein Protokoll aufzunehmen — etwa nach folgendem Formulare : 

Protokoll 

aufgenommen am 10. Februar 1857 Im Pfarrhofe za N. 

Gegenwärtige. 

Georg N. Dechant zuN., Commissär. Anna N. geb. N., Mitbesitzerin des 
Franz N. Coop. zu N., Schriftführer. Bauerngutes Nr.... in N. 

Gegenstand 

ist die mündliche Klage der Anna N. auf Scheidung von Tisch und Bett. 

Es erscheint aus freiem Antriebe vorbenannte Anna N. und gibt Fol¬ 
gendes zu Protokoll: 

Ich bin am 1. Jänner 1830 zu N. geboren, katholischer Religion. Am 
2-1. Juli 1850 verehelichte ich mich mit meinem gegenwärtigen Ehemanne 
Ignaz N., laut Trauungsschein. Aus unserer Ehe sind drei Kinder hervor¬ 
gegangen, nämlich Anna 5 Jahre, Friederich 4 Jahre, and Karl 2 Jahre alt. 
Ich kann die eheliche Gemeinschaft mit meinem Manne nicht mehr fortsetzen, 
weil er mich öfters so misshandelt, dass meine Gesundheit ,gefährdet ist. 
Solche Misshandlungen kamen vor im April und in Mitte October 1856 und 
heuer am 2. Jänner. Zeugen derselben waren die Nachbarsleute Johann N. 
und Christoph N., beide Bauerngutsbesitzer Nr... und.. 

Das neue Ehegesetz gibt mir das Recht, wegen-solchen Misshandlungen 
.die .Scheidung von Tisch und Bett anzusuchen. ( Bei dem Herrn Pfarrer zu 
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N. habe leb mich bereits gemeldet, and er hat mich sammt meinem Ehe** 
manne dreimal vorgerufen. ' 

Ich bitte nun, dass mir diese Scheidung bewilliget, und mein Ehemann 
Ignaz N. verhalten werde, die Proccsskosten zu besah len, wie auch mir und 
den Kindern den anständigen Unterhalt zu verschaffen. 

Das Protokoll wurde vorgelesen, richtig befunden und unterfertigt. 
Georg N., Commissär. Anna N. 

Frans N., Schriftführer. 


• Bemerkungen. 

1. Die Gerichtsfähigkeit der Klägerin ist'nach den früher unter Zahl II an¬ 
gegebenen Momenten su beurtheiien. Aus der Angabe des Geburtsjahres 
erhellt, dass. die Klägerin volljährig sei. Der übrige Inhalt der Klage 
ist nach §. 215 der Anweisung eingerichtet. 

2. Das Protokoll erfordert den Stämpel von 15 kr., welchen die Klägerin 
su bezahlen hat. Die Stempelmarke muss mit einigen Worten des Pro¬ 
tokolle» überschrieben werden. 

3. Das Protokoll wird gans vom Schriftführer geschrieben, mit Einschluss 
der Namen der Gegenwärtigen im Anfänge des Protokolls; die Unter¬ 
schriften müssen jedoch von jedem Unterfertiger mit eigener Hand ge¬ 
schrieben werden. 

4. Wenn das Protokoll sich über mehr als einen Bogen erstreckt, sind zwei 
Erfordernisse zu beachten. Jene Person nämlich, deren Aussage auf den 
folgenden Bogen hinüberreicht, soll am Ende des vorangehenden Bogens 
unter ihrer Aussage sich mit Tauf- und Zuname unterfertigen. Dann 
sollen die Bogen, aus welchen das Protokoll besteht, mit einem Bind¬ 
faden zusammengeheftet, und die Enden des Fadens mit dem Amtssiegcl 
befestiget werden. Die Beobachtung dieser Vorschrift ist unerlässlich. 

5. Als Commissär erscheint im Protokolle derjenige, welchem die Unter¬ 
suchung der Rechtssache, mithin die Aufnahme des Protokolls über¬ 
tragen wurde. 

V. Von der Klage auf Scheidung insbesondere . Versuch der Aussöhnung. 

Bericht. 

Will ein Gatte auf Scheidung von Tisch und Bett (divortium quoad 
thonun et cohabitationen) klagen, so muss er sich zuerst, gemäss §.211 
der Anweisung, an seinen Pfarrer wenden. So lange dieses nicht geschehen 
ist, wird die mündliche Klage des Gatten nicht zu Protokoll genommen, 
die schriftliche Klage aber wird vorläufig zurückgegeben mit Hinweisung 
auf die eben erwähnte Vorschrift. 

Bleiben die Versuche erfolglos, so hat der Herr Pfarrer den im §. 213 
angeordneten Bericht zu erstatten, mit Angabe der Tage, an welchen die drei; 
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Versuche geschehen sind. Zwischen den einzelnen Versuchen mufea ein Zeit¬ 
raum „von -wenigstens acht Tagen“ liegen. Der Zwischenraum kann also, 
wenn es das Pfarramt filr gut findet, länger, aber nicht kürzer sein. 

Ein Zeugniss Uber die gemachten drei Versuche der Aussöhnung ist 
,nicht mehr vorgeschrieben; an dessen Stelle ist der früher erwähnte Bericht 
getreten, welcher nach dem letzten fruchtlosen Versuche alsogleich einzu¬ 
senden ist, ohne einen Auftrag abzuwarten. Es versteht sich wohl von 
* selbst, dass die Einsendung dieses Berichtes von Anbringung der Klage 
ganz verschieden, und mit derselben nicht zu identificiren ist. Das bischöf¬ 
liche Ehegericht nimmt den Bericht vorläufig zur Wissenschaft, und wartet 
die Einreichung der Klage ab , wünscht aber um des ehelichen Friedens 
willen, dass sie unterbleibe und dagegen die Aussöhnung erfolge. 

Uebrigens sollen die Herren Pfarrer diese Versuche der Aussöhnung 
mit aller Liebe eines Hirten, der fiir das Seelenheil seiner Schäflein sorgt, 
und alles Uebel von denselben abzuwenden sucht, vornehmen. Eine ge¬ 
schiedene Ehe stellt nicht mehr die Vereinigung Christi mit seiner Kirche 
dar. Die Scheidung ist im Familien-Leben dasselbe, was im kirchlichen 
Leben das Schisma ist. Sie ist in jeder Beziehung ein grosses Uebel; am 
dasselbe zu beseitigen, sehe man, ob die beklagten Uebelstände sich nicht 
auf andere Weise beseitigen lassen; man flösse dem klagenden Theile Muth 
ein, sein Kreuz auf sich zu nehmen, und Christo nachzufolgen; überhaupt 
soll man zum Zwecke der Aussöhnung selbst Alles anwenden und die Hülfe- 
leistung anderer Personen in Anspruch nehmen. Der gute Hirt geht dem 
verlornen Schafe nach, bis er es findet. (Luc. 15, 4.) 

VI. Erste Verhandlung mit den Gatten nach eingereichter Klage auf 

Scheidung. 

Auf die Einreichung einer wohlbegründeten und gehörig instruirten 
Klage folgt die Voruntersuchung, durch den aufgestellten Untersuchungs- 
Commissär, wie es die Anweisung §§. 216—221 vorschreibt. 

Zu der Verhandlung sind beide Parteien vorzuladen, und man muss 
sich versichern, dass die Vorladung richtig zugestellt werde. Die Art der 
Verhandlung wird nach Verschiedenheit des Gegenstandes und der Personen 
verschieden sein. Folgendes Formulare hat den Zweck, das Technische des 
Verhandlungsprotokolles und den beiläufigen Gang der Verhandlung anschau¬ 
lich zu machen. 

Protokoll 

aufgenommen am 17. März 1857 im Pfbrrhofe zu N. 

Gegenwärtige. 

Georg N., Dechant zu N., Commissär. Johann N., Kläger. 

Franz N., Cooperator zu N., Schriftführer. Elisabeth N., Geklagte. 

Gegenstand 

ist die erste Verhandlung mit benannten Eheleuten über das Gesuch des 
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Johann N. am Scheidung ton Tisch, and Bett, — in Folge Anordnung des 
bischöflichen Ehegerichtes vom 20» Februar 1857, Z. 16. 

Auf geschehene Vorladung erscheinen Johann N., Krämer in N., Haas- 
Nr..., und seine Gattin Elisabeth N. 

Zuerst wird der Kläger Johann N. vernommen» Es wird ihm seine 
Klage de praesent. 12. Februar 1857, Z. 15, vorgelesen. Er anerkennt sie 
als seine Klage, findet nichts zuzusetzen und nichts abzuändern. Alle Ver¬ 
suche, ihn zur Aussöhnung mit seiner Gattin und Zurücknahme seiner Klage 
zu vermögen sind vergeblich. Er gibt folgende Erklärung ab: 

Ich kann mit meiner Gattin Eli¬ 
sabeth N. die eheliche Lebensgemein¬ 
schaft nicht mehr fortsetzen. Denn 
sie hat sich eines Ehebruches schuldig 
gemacht. Sie beging ihn mit Heinrich 
N., Fleischhauer zu N., Haus-Nr..., 
im Juli 1855. Als Beweis habe ich 
einen Brief, den sie ihm am 3. Juli 
1855 geschrieben hat. Den Brief lege 
ich hiemit vor. Auch erbiete ich mich, 
meine Behauptung zu beschwOren. 

Johann N. 

r 

Nach Abtreten des Klägers wird die Geklagte Elisabeth N. vernommen. 
Anf Vorhalt des Klagepanktes und der Beweismittel erklärt sie: 

Es ist ganz unwahr, dass ich' 
mich eines Ehebruches schuldig ge¬ 
macht habe. Mein Mann ist sehr 
mürrisch und argwöhnisch. Den vor¬ 
gezeigten Brief habe ich geschrieben; 
allein kh lud den Fleischhauer Hein¬ 
rich N. blos darum zu mir ein, dass 
er ein zu verkaufendes Kalb ansehe. 

^ ' Einen Eid kann mein Gemahl nicht 

ablegen, weil er etwas, was nicht ge¬ 
schehen ist, nicht als geschehen be¬ 
zeugen kann. Uebrigens will ich bei 
ihm bleiben, und von einer Scheidung 
nichts wissen. Ich bin bereit, ihm 
dieses vor der hochwürdigen Commis¬ 
sion zu erklären. 

Elisabeth N. 

Hieraal werden bald« Gatten einander gegenüber gestellt. Bio erklären, 
jedesmal zuerst der Gatt*, dann die Gattin, Folgendes: 



Aassagen des Klägers Johann N. Aassagen der Geklagten Elisabeth ’X. 

1 . 1 . 

Ich danke der hochw. Commis- Ich habe immer einen ordent- 
sion für die Mühe, die sie sich gibt, liehen Lebenswandel geführt, and «ine 
aber mit einem ehebrecherischen Weib» so schwere Sünde-nie begangen, 
kann ich nicht leben. 


2 . 

Aber Dein' Brief an den Fleisch¬ 
hauer gibt hinlängliches Zeugniss. 


3. 

Ich bin fest überzeugt von dem 
begangenen Ehebrüche, und will dar¬ 
auf schwüren. 


2 . 

Allein diesen Brief schrieb ich 
nur wegen unseres Kalbes, welches 
der Fleischhauer kaufen wollte. Er 
ist ein so religiöser Mann, dass man 
von ihm so etwas Schlechtes nicht 
denken sollte. 

3. 

Dein Schwüren ist unrecht. Be¬ 
schwüren kann und darf man nur 
Dasjenige, was man mit eigenen Sin¬ 
nen wahrgenommen hat. Wir haben 
immer friedlich mit einander gelebt; 
nur seit Du in diese büse Gesellschaft 
kommst, bist Du sehr mürrisch und 
argwöhnisch. 


4. 4. 

Ja, es ist wahr, ich kenne es an Ich kann mH gutem Gewissen 
jneiner Wirthschaft, diese Gesellschaft den mir aufgetragenen Haupteid ab¬ 
ist nicht für mich. Aber der Gedanke legen, dass ich nämlich den vorlie- 
an den Ehebruch plagt mich immer genden Brief vom 3. Juli 1855 an 
noch. Wenn Du mit gutem Gewissen den Fleischhauer Heinrich N. einzig 
schwüren kannst, dass Du den Brief und allein wegen unseres Kalbes ge- 
an den Fleischhauer einzig und allein schrieben habe, und bitte, mir einen 
wegen unseres Kalbes geschrieben hast, Tag zur Eidesablegung zu bestimmen, 
so will ich meine Klage zurück¬ 
nehmen. 

Dass diese Aussagen uns vorgelesen wurden und richtig aufgeschrieben 
and, bekennen wir durch unsere Unterschrift. 

Johann N. 


Hiemit wurde das Protokoll ge¬ 
schlossen. 


Elisabeth N. 


Georg X. Commissär. Franz N. Schriftführer. 


Bemerkungen. 

1. Das Protokoll ist gemäss $. 221 der Anweisung an das bischöfliche Ehe¬ 
gericht einzusenden, welches das Weitere verfügen wird. Ohnehin dürft« 



münden ahgebotenen Eid nicht tdsogleich ablegen lassen, Wegen der Ge¬ 
fahr des Meineides, sondern nach einiger Zeit, wenn die ruhige Ueber- 
leguug eingetreten ist 

2. Pas Confrontations - Protokoll bann entweder in der angegebenen Welse 
geschrieben werden, oder es können die Aassagen nacheinander gestellt 
werden, in welch’ letzterem Falle jede Partei, wenn sie ihre Aussage 
geendet hat, dieselbe sogleich and zwar jede Aussage unterschreibt. 

3. Nebst dem Tauf- und Zanamen der Gatten sollen dem Gerichte noch 
bekannt sein Alter, Religion, Wohnort, Beschäftigung, Zeit der geschlos¬ 
senen Ehe, Zahl, Alter und Geschlecht der Kinder. Diese Umstände 
sollen entweder in der Klage oder in einem Protokolle angeführt werden, 

VH. Beeidigung der Zeugen. Protokoll hierüber. 

Wenn eine Partei die von ihr angeführten Thatsachen durch Zeugen 
•beweisen will, so muss sie diese Zeugen mit Tauf- und Zunahme, Charakter 
und Wohnort bezeichnen. Diese Zeugen werden dem Gegentheile bekannt 
gegeben, um zu hören., ob er gegen die Person derselben Einwendungen 
Vorbringen wolle. Sowohl die Parteien, als der Vertheid iger der Ehe haben 
das Recht, Einwendungen gegen die Zeugen zu erheben. Anweisung §. 158« 
tJeber die Zulassung oder Zurückweisung der Zeugen entscheidet das Ehe- 
gerieht von Fall zu Fall, Anweisung §. 151, und es wird auf die Verord¬ 
nung aufmerksam gemacht, dass auch solche Zeugen, die sonst als bedenk¬ 
lich oder verwerflich müssten zurückgewiesen werden, dennoch zu vernehmen 
sind, wenn der Gatte, wider welchen sie aussagen, gegen sie keine Ein¬ 
wendung erhebt. Anweisung §. 223. Hierdurch wird die Erforschung der 
Wahrheit keineswegs getrübt; denn das Ehegericht wird von Fall zu Fall 
beurtheilen, welcher Glaube diesem oder jenem Zeugen zu schenken sei. 
Anw. $. 151. Einen Anhaltspunkt für diese Beurtheilung bilden die im 
nächsten Punkte zu erwähnenden allgemeinen Fragen. 

Nur die Aussage eines beeidigten Zeugen hat die Geltung eines rechts¬ 
kräftigen Beweises. Die Zeugen müssen daher, bevor sie vernommen werden, 
folgenden Eid ablegen. Cap. 5, de testib. (II, 20.) Anw. §. 162. 

„Ich N. N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen einen körper¬ 
lichen Eid, dass ich in der Rechtssache des (der) N. N. Uber 
den Gegenstand der an mich zu richtenden Fragen, ohne Gunst, 
Hass oder Furcht die reine Wahrheit, wie ich mir derselben vor 
Gott und meinem Gewissen bewusst bin, vollständig und unver¬ 
fälscht, ohne etwas beizusetzen, wegzulassen, oder abzuändern, 
aussagen wolle. So wahr mir Gott helfe und dieses heilige 
Evangelium.“ 

Der Beeidigung soll eine entsprechende Ermahnung über die Heiligkeit 
des Eides und eine Erklärung der Eidesformel vorausgeschickt, nebstbei auch 
den Zeugen die strenge Pflicht auf erlegt werden, ihre Aussage Niemanden 
zu entdecken, bevor sie das Gericht kundmachen wird. Was bei der Be- 
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eidigang vorwiricbten sei v ist im vorigen Jahrgang« des Diöcesanblattes 
Seite 378 angegeben. 

Die Thatsache der geschehenen Beeidigung muss durch die Anfnahme 
eines Protokolles constatirt werden. Formulare. 

Protoh.mll 

anfgenommen am 22 . April 1857 in dem Ffarrhofe zn N. 
Gegenwärtige. 

Jakob N., Dechant su N., Commissär. Wennei K., Kläger. 

Philipp N., Cooperator na N., Schrift- Katharina K., Geklagte. 

führer. Zeugen des Klägers. 

Theodor M„ Gärtler nu N., Haus-Nr.. 
Ctrillas 0., Maurer nu N., Haus-Nr.. 

Zeugen der Geklagten. 

Elias P., Hafner nu N., Haus-Nr... 

Gegenstand 

ist die Beeidigung der benannten 4 Zeugen in der Scheidungsklage des 
Wennei K. gegen Katharina K. 

Das bischöfliche Ehegericht hat unterm 3. April 1857, Z. 24 diese Be¬ 
eidigung angeordnet. Es wurde daher auf heute eine Tagsatnung anberaumt, 
und nu derselben die vorbenannten Ehegatten mit ihren Zeugen vorgeladen, 
welche auch gegenwärtig sind. 

Nach vorausgeschickter Ermahnung Uber die Heiligkeit des Eides, wurde 
ein Zeuge nach dem andern, so wie es das Linner Diöcesanblatt vorschreibt, 
beeidiget. 

Nach geschehener Beeidigung wird das Protokoll vorgelesen und ge— 
fertiget. 

.Jakob N., Commissär. Wennei K. 

Katharina K. 

Theodor M., Zeuge. 

Cirillus 0., Zeuge. 

Elias P., Zeuge. 

Liborius Q., Zeuge. 

Philipp N., Schriftführer. 


Bemerkungen. 

1. Die Zeugenbeeidigung soll nicht auf einen Tag, welcher so den Gerichts- 
Ferien gehört, gelegt werden, nach dem unter Zahl UI Angeführten. 

2. Zur Beeidigung der Zeugen müssen die Gatten, und wofern die Ehe von 
einem Dritten bestritten wird, auch dieser vorgeladen werden ad viden- 
dum jurare testes; doch kann ihr Ausbleiben die Eidesabnabme nicht 
hindern. 
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VIII. Vernehmung der Zeugen. Protokoll. 

Gleich nach der Beeidigung ist das Verhör der Zeugen (exameft, re- 
ceptio testiu») ohne Beisein der Parteien und einsein vorsunehmen. Anw. 
§. 164. Die an die Zeugen su richtenden Fragen sind allgemeine und 
besondere. 

Die allgemeinen Fragen, welche an alle Zeugen gestellt werden, haben 
den Zweck, den Zeugen kennen su lernen, und sich su Uberseugen, ob 
solche Umstände vorhanden seien, welche den rechten Sinn des Menschen 
verkehr«! (Zahl H., 2), mithin seine Aussage mehr oder weniger glaub¬ 
würdig machen. £s wird also gefragt um Tauf- und Zuname des Zeugen, 
Religion, Alter, Stand, ' Beschäftigung, Wohnort; Verwandtschaft oder 
Schwägerschaft mit Jenen, Uber welche das Zeugniss abgegeben wird, und 
wie nahe; grosse Freundschaft oder Feindschaft mit den Genannten, und 
worin sie besteht; ob der Zeuge bei diesem Processe Nutsen su hoffen oder 
Schaden su befürchten habe; ob ihm um des Zeugnisses willen etwas ge¬ 
geben oder versprochen wurde, was, von wem; ob er schon einmal in 
Untersuchung war und warum. 

Die besonderen Fragen betreffen die besondere« Thatsachen, über welche 
der Zeuge abgehört wird. Die Fragen sollen, um nur einige Eigenschaften 
su erwähnen, kurs sein und so gestellt werden, dass der Zeuge veranlasst 
wird, die Thatsache gans mit allen Umständen su ersäblen. Sehr su be¬ 
achten ist, dass der Zeuge bei jeder Thatsache auch angelte, woher er sie 
weies; diese ratio scientiae ist wichtig sur Beurtheilurig des Glaubens, welchen 
ein Zeuge und seine Aussage verdient. Testes diligenter examinare pro- 
cures: et de singulis circumstantiis prudenter inqu'rens, de causis videlicet, 
peraonis, loco, tempore, visu, auditu, scientia, credulitate, fama et certitndine. 
Cap* 37, de testih. (II, 20). Zu vermeiden sind solche Fragen, welche dem 
Zeugen die su gebende Antwort in den Mund legen, interrogatoria sugge- 
stiva; also Fragen, auf welche blos mit Ja oder Nein geantwortet wird, wie 
auch disjunctive Fragen. Sich auf die Fragen gehörig vorsubereiten, wird 
jeder Commissär für eine wichtige Pflicht halten. Folgendes Formale wird 
das Gesagte veranschaulichen. 

Protokoll 

aufgenommen am 22. April 1857 tm Pfarrhofe za N. 

Gegenwärtige. 

Jakob N., Dechant sn N., Commissär. Theodor M., Gürtler su N. 

Philipp N., Cooperator sn N., Schrift- Cirillus 0., Maurer su N. 

führer. 

Gegenstand 

ist die Vernehnrang der vorbenannten swei Zeugen in der Scheidungsklage 
dem Wensel R. gegen Katharina K. 

Die «vö Zangen von dem Kläger vorgeführt, worden bei der heutigen 
Tagsatsung beeidet, und werden jeder abgesondert vernommen. 
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I. Theodor M. 

Auf die allgemeinen Fragen. Ich heisse Theodor Bf., katholisch, 

36 Jahre alt, verehelichter Gürtler, 
Vater von 5 Kindern. Ich bin mit 
Wensel K. and Katharina K. nicht 
verwandt, auch nicht verschwägert; 
habe gegen keines von beiden eine 
besondere Freundschaft oder Feind¬ 
schaft. Ich habe bei diesem Proccsse 
weder einen Nutsen su hoffen, noch 
einen Schaden su befürchten. Mir ist 
am meiner Aussage willen nichts ge¬ 
geben und nichts versprochen.worden. 
Ich war einmal in Untersuchung wegen 
Schwärmerei, bin jedoch frei gesprochen 
Besondere Fragen. worden. 

1. I. 

Kennen Sie den Wensel K., Ja ich kenne den Wensel K. sehr 
Gärtner in B., Pfarre C.? genau; ich habe ihm Öfter Gartenge¬ 

wächse abgekauft. 

2 . 2 . 

Kennen Sie auch dessen Ehegattin Ich kenne sie ebenfalls, weil ich 
Katharina K. ? sie bei dem Kaufe der Gartengewächse 

gesehen und mit ihr gesprochen habe. 

3. 3. 

Was ist Ihnen von der ehelichen Ich bemerke seit 3 Jahren, dass 
Gemeinschaft dieser Gatten bekannt? sie nicht friedlich miteinander leben. 

Ich kam am Michaelitage des vorigen 
Jahres Vormittag den Garten u. s. w. 

Nach geschehener Vorlesung. 

Meine Aussage ist richtig und 
vollständig aufgeschrieben. 

Theodor M. 


0. Cirillus 0. 

Auf die allgemeinen Fragen. Ich heisse Cirillus 0., katholisch, 

30 Jahre alt, ledigen Standes, Maurer 
so N. Ich bin mit Wensel K. und 
Katharina K. nicht verwandt, auch 
nicht verschwägert; habe gegen keines 
von beiden eine Feindschaft oder 
Freundschaft. Ich habe bei diesem 
Processe keinen Nutsen su hoffen oder 
Schaden su befürchten. Mir ist um 
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meines Zeugnisses 'willen nichts ge¬ 
geben, such nichts versprochen wor¬ 
den. Ich war nie in Untersuchung. 


Besondere Fragen. 

1 . 

Kennen Sie den Wennei 
Gärtner in B., Pfarre C.? 


1 , 

K., Id» kenne den Wennel K. sehr 
gut; wir waren Schulkameraden, und 
er besucht mich öfters. 


2 . 

Kennen Sie auch dessen Ehegattin 
Katharina K.? 


2 . 

Ja ich kenne sie vom Sehen aus, 
aber näher ist sie mir nicht bekannt. 


3« 3. 

Was ist Ihnen von der ehelichen % Mir scheint, sie leben nicht gut 
Gemeinschaft dieser Gatten bekannt ? mit einander. Wenigstens klagt Wen¬ 
nei K. seit drei Jahren, so oft er au 
mir kommt, jedesmal Ober seine Gat¬ 
tin; ich selbst aber habe sonst von 
einem Streite »wischen beiden nie et¬ 
was gesehen oder gehört. 

4. 4. 

Was für Klagen bringt er gegen Er sagt, und »war fast immer, 
seine Gattin vor? dass sie verschwenderisch ist und 

keine Wirtschaft versteht. 


5. 5. 

Worin neigt sich Katharina K. Sie gibt viel auf Kleider aus, und 
Verschwenderisch ? »war... 


Nach geschehener Vorlesung. 


Meine Aussage ist richtig und 
vollständig aufgeschrieben. 

Cirillus 0. 


Bemerkung. Es lässt sich nicht verkennen y dass dieser Zeuge Cirillus 0. 
etwas für den Kläger eingenommen sei. 

Den Zeugen wurde die Pflicht, ihre Aussage Niemanden su entdecken, 
in Erinnerung gebracht und hierauf das Protokoll geschlossen. 


Jakob N., Commissär. 


Philipp N., Schriftführer. 


i 
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Den Pfarrconcurs und die Dispens von der Concursprüfung Aber 
die Wissenschaft betreffend. 

(Aus dem Liuzer-Diöcesanblatt Stuck IQ 

Der Artikel XXIV. des Concordates bestimmt: „Parochiis omnibus pro- 
videbitur publico indicto concursu, et servatis Concilii Trideütmi praescrip- 
tionibus.“ *' 

Die Beobachtung des Buchstabens der Tridentinischen Verordnungen 
Ober diesen Concurs (Sess. 24 c. 18 de ref.) wäre indessen in einer Diöcese, 
die so gross ist, und so viele vom bischöflichen Sitae weit entfernte Seel¬ 
sorgsstationen begreift, wie Lina, für die Priester höchst beschwerlich. 

Zudem berechtiget das Concil von Trient in keinem Falle den Bischof^ 
einen Pfarramtscandidaten von der Prüfung über die Wissenschaft au dis- 
pensiren. Und doch erscheint diese Dispens bei den Einrichtungen und Ge¬ 
wohnheiten, die in der Diöcese bestehen, in manchen Fällen völlig gefahrlos 
und höchst billig. 

Daher habe ich, da der heil. Vater in dem unter dem 10. Sept. v. Js. 
(Diöc. Bl. 1850 XXXIII. St. 51) der hochw. Diöcesangeistlichkeit mitge- 
theilten Schreiben vom 17. Mär* v. J. an die bischöfliche Versammlung in 
Wien unter Andern sägte: „Nobis autem innotuit, in quibusdam germanici 
Territorii Dioecesibus aliquas circa parochiarum potissimum collatioaem in-r 
valuisse consuetudines, et nonnullos ex Vobis optare, ut hujusmodi consue- 
tudines serventur; Nos quidem propensi sumus ad adhibendam indulgentiam, 
postquam tarnen easdem consuetudines ab unoquoqne Vestrum speciatim ac 
perdiligenter expositas debito examine perpenderimus, ut eas intra illos per- 
mittamus limites, quos necessitas et praecipua locorum adjuncta suadere po- 
terunt,“ mich am 17. Növ. v. J., unter genauer Darlegung der Art und 
Weise, wie von dem Jahr 1850 an, seitdem nämlich in Folge der von der 
bischöflichen Versammlung des Jahres 1849 angeregten kaiserlichen Ent- 
schliessung vom 18. April 1850 die Pfarrconcursprüfung (nach den von 
dieser Versammlung getroffenen Bestimmungen) abzuhalten auschliesslich den 
Bischöfen überlassen wurde, an Denselben mit der gehorsamsten Bitte ge* 
wendet, das bisher übliche Vorgehen bei dieser Prüfling in der Diöcese Lins 
belassen und gutheissen *u wollen, indem dasselbe ganz im Geiste der Tri- 
dehtinischen Bestimmungen gehalten, und durch die Umstände der Diöcese 
beinahe geboten sei. 

Eben so habe ich dem heiligen Vater die wohl motivirte Bitte *u Füssen 
gelegt, dass Er mir die Vollmacht gebe, Dispensen von der Wiederholung 
der Pfarrconcursprüfung in der bisherigen Weise, die ich Ihm genau be¬ 
schrieb, auch in Zukunft zu ertheilen. 

Der heilige Vater hatte die Gnade, in diese Doppelbitte einzugehen, in¬ 
dem Er mir unter dem 10. v. AL folgendes Rescript zugehen liess: 



111 


,,£* Au&itntia Sanetissim iie 10 . Decembris 1886. 

Sanctissimus Dominus Noster Pius vid. prov. P. P. IX. referente me 
infrascripto Secretario Sacrae Congregationis Negotiis Ecclesiasticis Extra- 
ordinariis praepositae, attentis expositis circumstantils animum suum moven- 
tibus Episcopo Linciensi Oratori ad decennium hinc proximum tantum benigne 
concessil, ut vigentem in sua Dioecesi praxim exercere pergat habendi scilicet 
bis in anne coneursus pro approbandis quoad scientiam Sacerdotibus, qui 
Faroeborum munere fungi velint. Id tarnen ea lege concessum voluit, ut hujus- 
naedi -coneursus habeantur pqr Synodales Examinatores ad sacrorum Canonum 
normam electos, veluti monet Benedictus XIV. de Synodo Dioecesana lib. IV. 
cap. VH. et quoties hi desint, per Examinatores Pro—synodales Apostolica 
Autorität« peculiariter delectos, diligenter servatis Canonicis Sanctionibus, ac 
praesertim Apostolicis ejusdem Benedicti XIV Litteris, qui incipiunt = Cdm 
illud = Ut autem Sacerdotes admittantur ad ejusmodi coneursus, iis dotibus 
poliere debent, quas Sacri Canones, et lex Dioecesana postulant, ac tum voce, 
tum scripto respondere debebunt quaestionibus, quae ab Examinatoribns fuerint 
propositae, quaeque inter caetera de positiva, uii dicunt, Dogmatica, et Moral! 
Theologie, itemque de positivo jure Canonico erunt ferendae. Quovis exeunte 
sexennio qui approbati fuerint denuo concursui se sistant oportet, a quo 
onere ii dumtaxat ecclesiastici eximentur viri, qui in praesentia inter Syno¬ 
dales, ?«1 Pro—Synodales Examinatores sint adsciti, quique propter mune- 
ris aut beneficii, quo fruuntur, dignitatem, vel propter diuturnam operam, qua 
Ecclesiae cum laude servierunt, de eorum scientia probationem satis, super- 
que exhibeant, quique iccirco ab Episcopo, audita Examinatorum sententia 
ab hac coneursus lege immunes fuerint declarati. Praeterea Sanctissimus 
Dominus Noster permittit, ut cum quaevis paroecia suo fuerit orbata Bectore, 
prae oculis habita praedicta approbatione quoad scientiam, habeatur per com- 
memoratos Synodales, aut Pro-Synodales Examinatores de collatione oon- 
cursus, in quo ipsi eam adhibentes cautionem, quae in usu est, judicent, qui 
ex petitoribus digni sint, quibus parochia sit conferenda, servato tarnen semper 
Episcopo jure eligendi inter sic approbatos, quem ipse digniorem in Domino 
censuerit. Contrariis quibuscumque minime obfuturis. 

Datum Romae e Secretaria ejusdem S. Congregationis die mense et 
anno praedictis. 

Joannes Baptist« Candla , 
Sccretartaa. 

Diese Facultät ist also, wie die hochwürdige Diöcesangeistlichkeit ersieht, 
auf 10 Jahre ertheik. Es wird aber von derselben sicher ein Gebrauch ge¬ 
macht werden, dass in dieser Beziehung der heilige Stuhl nach Umfluss der¬ 
selben keinen Grund haben soll, deren Verlängerung mir oder meinem Nach¬ 
folger zu versagen. 

Die Facultät, Prosynodal-Examinatoren mit einer Amtsdauer von drei 
Jahren, wenn nicht innerhalb dieser Zeit eine Diöeesan-Synode gehalten 



werde, sonst aber bis zur Zeit der Diöcesansynode, zu ernennen, hatte mir 
der heil. Yater auf mein Ansuchen bereits unter dem 2. August y. Js. zu 
ertheilen geruht. Ich habe 12 solche Examinatoren ernannt, und am 24. d. 
M. auf das heilige Evangelium beeidiget, um mich ihrer bei dem so furchtbar 
verantwortlichen Geschäfte der Pfarrverleihung ganz nach Massgabe der 
Kirchengesetze zu bedienen. 

Wenn der heil. Yater sagt, nur solche Priester können zum Pfarr- 
concurse zugelassen werden, welche die vom Diöcesangesetze geforderten 
Eigenschaften haben, so erinnere ich unter Andern an den Beschluss der 
bischöflichen Versammlung zu Wien im Jahre 1849, wornach nur jene zur 
Pfarrconcurs-Prüfung zugelassen werden sollen, welche seit wenigstens drei 
Jahren die Befugniss zur Verwaltung der Seelsorge erlangt haben, und erkläre, 
dass derselbe um so mehr fortan massgebend sein werde, als die alte 
Praxis der Diöcese im Einklänge mit ihm steht. 

Da endlich der heilige Yater auch das mündliche Examen aus den 
Gegenständen der Concursprüfung über die Wissenschaft ausdrücklich fordert, 
so wird in Zukunft dasselbe in der von Ihm vorgezeichneten Weise auch 
stets vorgenommen werden. 

So ist nun auch das Institut der Pfarrconcursprüfung, das, so weit es 
die Wissenschaft betrifft, vor 8 Jahren noch in der Hauptsache ausser der 
Kirche war, vollständig auf den kirchlichen Rechtsboden zurückverlegt, und 
dabei den wahren Bedürfnissen der Diöcese durch päpstliche Gnade die ge¬ 
nügendste Rechnung getragen. Deo gratias! 

Ich zweifle nicht, dass die hochwürdige Diöcesangeistlichkeit diese Er¬ 
öffnung mit eben so grossem Vergnügen empfange, als ich sie gebe. Es 
wird nun mit der Verleihung vacanter Pfarren und mit Ertheilung von Pfarr- 
concursdispensen an würdige Priester wieder vorgegangen werden können, 
nachdem die eine und die andere durch einige Zeit sistirt war. 


Anordnung und Instruction Über die von bischöflichen Commissären 
vorzunehmende Untersuchung der Klugen auf Scheidung von Tisch 

und Bett. 

Dem Wunsche mehrerer Herren Abonnenten gemäss lassen wir die 
im ersten Hefte dieses Archivs S. 56 nur kure erwähnte .Instruction des 
Herrn Bischofs von Leitmerits» über die von bischöflichen Commissären vor - 
zunehmende Untersuchung der Klagen auf Scheidung von Tisch und Bett, 
der Vollständigkeit wegen hier nachträglich Abdrücken» , 
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Zu den‘ Ehestreitsaßhen, welche dem Erkenntnisse des bischöflichen 
Ehegerichtes zustehen, gehören auch die Klagen auf Scheidung von Tisch 
und Bett. , 

„Die eheliche Lebensgemeinschaft ist die Vorbedingung zur Erfüllung 
der durch die Ehe übernommenen Pflichten: sie darf daher nur in den vom 
Kirchengesetze bestimmten Fällen und beziehungsweise in der von dem 
Kirchengesetze vorgeschriebenen Form aufgehoben werden (Anweisung f. d. 
geistl. Ger. Oesterr. §. 205); denn „den Ehegatten ist es nieht gestattet, 
die eheliche Verbindung, auch wenn sie darüber einig wären, eigenmächtig 
aufzuheben, sic mögen nun die Ungültigkeit der Ehe behaupten, oder auch 
. nnr eine Scheidung von Tisch und Bett vornehmen wollen“ ($. 41 d. Ehe¬ 
gesetzes). 

Je häufiger aber leider solche Klagen auf Scheidung von Tisch und 
Bett ohne im Kirchengesetze gegründete Ursachen erhoben" werden, desto 
mehr thut es Noth, solche fruchtlose und odiöse Ehescheidungsprocesse, im 
Interesse sowohl der Parteien als des Ehegerichtes, möglichst zu verhüten 
und bintanzuhalten. 

Kraft des Mir vom Herrn über die Gläubigen Meines bischöflichen 
Sprengels anvertrauten obersten Richteramtes fühle Ich Mich daher in Ge- 
mässheit des §. 214 der „Anweisung“ gedrungen, in Meiner Diöcese Com- 
missäre zu ernennen, welche ermächtiget sind, bei Klagen auf Scheidung 
von Tisch und Bett die Untersuchung vorzunehmen. 

Ich verordne daher hiemit, dass für jeden Vicariatsbezirk in der Regel 
der bestellte bischöfliche Vicär und bei Abgang oder Verhinderung desselben 
der Vicariats-Secretär als bischöflicher Commissär in Ehescheidungsklagen 
zu fungiren habe; wobei Ich jedoch Mir und Meinem bischöflichen Ehegerichte 
Vorbehalte, in speciellen Fällen mit Rücksicht auf die vorwaltenden Umstände 
auch einen andern Commissär zu bestellen. 

Indem Ich den hochwürdigen bischöflichen Bezirksvicären und dem ge¬ 
summten Klerus Meiner Diöcese diese Meine Anordnung bekannt gebe, mögen 
folgende Bemerkungen zur vorläufigen Iustruirung der bischöflichen Commissäre 
in Ehestreitigkeiten dienen. 

I. „Der Gatte, welcher die Scheidung zu erlangen wünscht, hat sich 
vorerst an seihen Pfarrer zu wenden. Dieser wird beide Theile vorrufen 
und alle Beweggründe, welche das Gesetz Gottes und die Würde des Ehe- 
bunde£ darbietet, mit Ernst und Liebe geltend machen, um die eheliche Ge¬ 
meinschaft aufrecht zu halten. Gelingt die Vermittlung nicht, so ist nach 
einem jedesmaligen Zwischenräume von wenigstens acht Tagen ein zweiter 
und dritter Versuch zu machen. Doch kann der dritte Versuch unterbleiben, 
wenn bei der obwaltenden Erbitterung keine Aussicht auf Erfolg vorhanden 
ist, oder am Tage liegt, dass der klagende Theil die Lebensgemeinschaft 
nicht fortsetzen könne, ohne sein ewiges Heil einer dringenden Gefahr aus¬ 
zusetzen“ (§. 211 d. Anweisung). 

Moy’s Archiv für kalk. Kirchtnreht. II. Band. 
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„Wenn: den Beklagte sich zu erscheinen weigert, so ist der Pfarrer 
berechtiget, denselben durch Dazwischenkunft der weltlichen Behörde. zur 
Folgsamkeit zu nöthigen. Ob ein erzwungenes Erscheinen den Zweck zu 
fördern vermöge, muss nach Umständen beurtheilt werden“ (§. 212. eben¬ 
daselbst). 

Bleiben die Bemühungen des Pfarres vergeblich, so hat derselbe den 
Clatten, welcher rechtmässige Gründe zur Scheidung von Tisch und Bett za 
haben glaubt, es sei derselbe Katholik oder (hei gemischten Ehen, wofern 
zur Zeit der Verehelichung wenigstens ein Tbeil katholisch war) Nicht- 
Katholik, an den bischöflichen Bezirksvicär als bestellten Com.missär bei 
Ehescheidungsklagen zu verweisen, und an denselben zugleich den Bericht , 
zu erstatten und über die von ihm vorschriftsmässig gepflogenen Bemühungen 
zur. Aussöhnung, und wofern er die Gatten nur zweimal vorgeladen, den 
Grund, aus welchem der dritte Versuch unterlassen wurde, genau anzugeben. 
Auch hat er beizufiigen, ob und in wie weit die vorgebrachten Beschwerden 
ihm gegründet scheinen (§. 213 d. Anweisung und §. 59 des Ehegesetzes). 

II. Der Kläger hat seine Klage oder beziehungsweise sein Gesuch um 
Scheidung von Tisch und Bett bei dem bischöflichen Commissäre, in dessen 
Bezirke er seinen Wohnsitz hat, entweder schriftlich einzureichen oder münd¬ 
lich zu Protokoll zu geben (§. 215 d. Anweisung.) 

ID. Hecht und Pflicht des bischöflichen Commissärs ist es nun, über 
diese Klage die Untersuchung vorzunehmen, oder zu prüfen und darüber 
zu erkennen: ob der Grund, durch welchen sich der Kläger zur Aufhebung 
des ehelichen Zusammenlebens berechtigt hält, ein rechtmässiger, d. h. vom 
Kirchengesetze anerkannter Grund zur Scheidung von Tisch und Bett sei. 
Der Grund , auf welchen der Kläger sein Gesuch stützet, muss in seiner 
schriftlich eingereichten oder zu Protokoll gegebenen Klage genau ange¬ 
geben sein. 

IV. Es hat demnach der Untersuchungs-Commissär in Betreff der Frage: 
ob der vom Kläger vorgebrachte Grund , auf welchen er sein Gesuch um 
Scheidung von Tisch und Bett stützet, vom Kirchengesetze anerkannt sei? 
— sich folgende kirchenrechtliche Grundsätze vor Augen zu halten. 

1. Als Grund einer lebenslänglichen Scheidung erklärt das Kirchengesetz 
einzig und allein den Ehebruch — laut §. 207 der Anweisung. Wenn 
der Eine Gatte sich des Ehebruches schuldig gemacht hat, so steht dem 
anderen das Hecht zu, die lebenslängliche Scheidung von Tisch und Bett 
zu fordern. 

a. Ein Gatte macht sieb aber des Verbrechens des Ehebruches nur dann 
schuldig, wenn er mit Wissen und Willen sich mit Anderen als mit 
seinem Ehegatten durch fleischliche Beiwohnung (copula carnalis per¬ 
fecta) versündiget, es mag dieselbe auf naturgemässe oder naturwidrige 
(durch sodomitische oder bestialische Vermischung) Weise gepflogen 
werden. Daher ist 
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a. ein Eheweib des»Ehebrüche« nicht schuldig, welche durch unwider¬ 
stehliche Gewalt sur Befriedigung der sündhaften Lust geswungen oder 
genothsiiohtigt wurde; eben so wenig 
ß. der Gatte, welcher ohne sein Wiesen mit- einer fremden Person fleisch¬ 
lich sich vermischt 1 bat, indem er dieselbe aus unverschuldetem Irr- 
thume für den eigenen Gatten hielt. 

b. Es gesteht aber das Kirchengesets im -Falle des Ehebruches nur dem 
schuldlosen Gatten das Recht der Klage auf Scheidung su; wie diesen 
Grundsatz die Anweisung in §. 207 mit den Worten ausspricht: „Wenn 
der Eine Gatte sich des Ehebruches schuldig gemacht hat, so steht dem 
anderen das Recht zu, die lebenslängliche Scheidung von Tisch und Bett 
su fordern; es sei denn, dass er den Ehebruch gebilligt, gestattet oder 
durch sein Verschulden herbeigefiihrt, oder dass er sich selbst eines Ehe¬ 
bruches schuldig gemacht hätte.“ 

cci Der Gatte also, welcher sich an dem Ehebrüche des Andern durch 
« 

Ermunterung, Rath, Geheiss in der Weise betheiligt hat, dass das 
Verbrechen mit seinem Wissen und Willen geschehen ist, hat als der 
offenbar Mitschuldige kein Klagrecht auf Scheidung. 
ß. Eben so hat der Gatte, welcher auch nur stillschweigend in den 
Ehebruch des, Andern eingewilligt hat, d. h. welcher ohne Gefahr 
für sich den Ehebruch verhindern konnte inuf es doch unterliess, kein 
Recht auf Ehescheidung 'zu klagen. — Es kann jedoch eine solche 
stillschweigende Einwilligung nicht angenommen werden, wenn ein 
Gatte, der bereits den verbreeherichen Umgang des Andern argwohnte 
oder selbst moralisch davon überzeugt war, denselben seheinbar igno- 
rirte, bis es ihm durch Aufstellung von Zeugen oder Gewinnung 
anderer Beweismittel gelang, denselben des Ehebruches vor Gericht 
überführen zu können. 

y. Eben so ist die Klage jenes Gatten abzuweißen, der durch sein Ver¬ 
schulden den Ehebruch herbeigeführt, d. h. der dem Anderen die 
nächste Ursache zum Ehebrüche z. B. dadurch gegeben hat, dass er 
denselben aus der bösen Absicht, ihn zum Falle zu bringen, die 
Leistung der ehelichen Pflicht verweigerte, denselben misshandelte, 
aus dem Hause wies, hungern und darben liess u. s. w. 
ö. Endlich hat auch offenbar jener Gatte kein Recht, wider den Andern 
des Ehebruches wegen eine Klage zu erheben, der sich ebenfalls des¬ 
selben Verbrechens schuldig gemacht hat. 

c. Aber auch der schuldlose Gatte verliert das Recht, wider den des Ehe¬ 
bruchs schuldigen Theil die Klage auf lebenslängliche Scheidung zu er¬ 
heben; „wenn er dem anderen Theile seine Schuld ausdrücklich oder 
stillschweigend verzeiht“ (§. 207 d. Anweisung). Eine stillschweigende 
Verzeihung wird nicht nur durch die freiwillige eheliche Beiwohnung , 
sondern auch andere Liebeserweise begründet;, doch kann ein äusserlich 
freundliches ‘ Benehmen von Seite des unschuldigen Theiles, das der- 

8 * 
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selbe in Gegenwart Dritter, aus Discretion gegen den schuldigen Gatten 
an Tag legte, nicht als indireete Verzeihung angesehen werden; 

2. Wenn dem Gesagten zufolge eine lebenslängliche Scheidung von Tisch 
und Bett allein wegen Ehebruch Statt 'finden kann, so gibt es doch noch 
andere Gründe, bei deren Vorhandensein auf feine zeitweise Scheidung 
erkannt werden kann. Als solche Gründe der zeitweisen Scheidung erklärt 
die Anweisung f. d. geistl. Gerichte Oesterreichs: die für den Einen Ehe¬ 
gatten aus dem ehelichen Zusammenleben mit dem andern erwachsende 
Gefahr für sein Seelenheil, für sein Leben oder Gesundheit, so wie grosse 
Nachtheile und Gefahren für sein Vermögen und seine bürgerliche Ehre, 
and endlich die böswillige Verlausung. 

a. Es hat demnach der an seinem Seelenheil, oder an seinem Leben und 
seiner Gesundheit gefährdete Gatte das Recht, auf zeitweise Scheidung 
zu klagen; denn „die Gatten sind zur Gemeinschaft des Lebens« nur 
in soweit verbunden, als sie dieselbe ohne Gefahr fijr ihr Seelenheil, 
ihr Leben oder ihre Gesundheit fortsetzen können. Wenn daher ein 
Ehegatte vom Christenthume abtrünnig (Jude, Türke) wird, wenn 
er den andferen zum Abfall vom katholischen Glauben, zu Lastern 
oder Verbrechen zu verführen sucht, wenn er durch Misshandlungen 
oder Nachstellungen dessen Gesundheit und Leben gefährdet, wenn 
er empfindliche Kränkungen durch längere Zeit fortfetzt, nach Um¬ 
ständen auch, wenn er an einem ansteckenden und langwierigen kör¬ 
perlichen Uebel leidet so ist dem anderen Theile auf sein Ansuchen 
die Scheidung von Tisch. und Bett für so lange zu bewilligen, bis er 
die eheliche Gemeinschaft ohne Gefahr für sein ewiges und zeit¬ 
liches Heil erneuern kann.“ (§. 208 d. Anweisg.) 

b. Dasselbe Recht hat auch der an seinem Vermögen oder seiner bürger¬ 
lichen Ehre gefährdete Gatte; denn „auch wegen solcher Pflichtver¬ 
letzungen, durch welche den Vermögensrechten oder der bürgerlichen 
Ehre des andern Gatten grosse Nachtheile zugefügt oder dringende Ge¬ 
fahren bereitet werden, kann eine zeitweise Scheidung von Tisch und 
Bett ausgesprochen werden“ (§. 220 ebend.). 

. c. Endlich ist auch der von dem anderen böswillig verlassene Gatte zur 
Scheidungsklage berechtigt; and zwar kann der Gatte, welcher von dem 
anderen böswillig ist verlassen worden, die Scheidung von Tisch und 
Bett für so lange ansprechen, bis der Schuldige seine Bereitwilligkeit 
die ehelichen Pflichten wieder zu erfüllen, hinreichend bewährt' hat.“ 
(§. 209 ebend.) 

d. Als ein besonderer Grund zur Klage auf Scheidung von Tisch und Bett - 
wird von dem bürgerl. Ehegesetze die der Verehelichung vorausgehende 
und dem Ehemanne unbekannte Schwängerung der Gattin von einem 
Andern erklärt, indem §.73 des Ehegesetzes bestimmt: „Wenn ein Ehe¬ 
mann, welcher ausser dem Falle des §. 121 des allgemeinen bürger¬ 
lichen Gesetzbuches seine Gattin bereits von einem Andern geschwängert 
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findet , sogleich nach Entdeckung dieses Umstandes den ehelichen Um¬ 
gang mit ihr einstellt, and binnen einem Monate die Klage aaf Scheidung 
anhängig macht, so sollen im Falle, dass die Scheidung nicht ausge¬ 
sprochen wurde, auf sein bei dem ordentlichen Gerichte anzubringendes 
Ansuchen die blos bürgerlichen, durch seine Verehelichung begründeten 
Rechtsverhältnisse so geordnet werden, als habe eine von der Gattin 
verschuldete Scheidung von Tisch und Bett stattgefunden.“ 

Nach dieser gesetzlichen Bestimmung hat daher ein Ehemann, der seine 
Gattin bereits von einem andern geschwängert findet und sogleich nach Ent¬ 
deckung dieses Umstandes den ehelichen Umgang mit ihr einstellt, das Recht, 
binnen Einem Monate (nach Entdeckung dieses Umstandes) die Klage auf 
Scheidung bei dem competenten kirchlichen Ehegerichte anhängig zu machen, 
ausser er habe denn nach $.121 d. allg. bürgl. Gesetzbuches die Vorschrift* 
des 8. 120 d. allg. biirgl. Gesetzb. übertreten , nach welcher in Ueberein- 
stimmung mit dem Inhalte des $. 76 des Ehegesetzes „eine Frau, deren, Ehe 
für ungültig erklärt oder durch des Mannes Tod aufgelöset ist, wofern sie 
schwanger ist, nicht vor ihrer Entbindung, und wenn über ihre Schwanger¬ 
schaft ein Zweifel entsteht, nicht vor Ablauf des sechsten Monates zu einer 
neuen Ehe schreiten kann. Ist jedoch nach Umständen oder nach dem Zeug¬ 
nisse der Sachverständigen ein Vorhandensein der Schwangerschaft nicht 
wahrscheinlich, so kann nach drei Monaten Nachsicht ertheilt werden, und 
»war im Falle der Ungültigerkiärung von der Landesstelle, und in Orten, 
wo sich keine Landesstelle befindet; von der.Kreisbehörde, im Falle aber, 
dass der Tod des Mannes die Ehe aufgelöset hat, nur von der Landesstelle 
und nur aus höchst dringenden Gründen.“ Ein Ehemann also, der eine 
Frau, deren frühere Ehe entweder ungültig erklärt oder durch den Tod ihres 
Mannes aufgelöst wurde, vor Ablauf der in diesem Gesetze bestimmten Frist 
ohne die von den genannten Behörden ertheilte Nachsicht zur Ehe nimmt, 
hat kein Recht die Klage auf Scheidung anhängig zu machen, wenn er nach 
geschlossener Ehe den Umstand entdeckt, dass diese seine Gattin bereits von 
einem Andern geschwängert sei. 

Ferner gesteht das bürgerliche Gesetz (§. 73 des Ehegesetzes) dasselbe 
Recht der Klage auf Scheidung dem schuldlosen Gatten im Falle des §. 12 
des Ehegesetzes zu. Da dieser $.12 bestimmt: „Einem zum Tode oder 
zum schweren Kerker verurtheilten Verbrecher ist vom Zeitpunkte des an- 
gekündigten Urtheiles bis zu seiner allfälligen Begnadigung, oder beziehungs¬ 
weise so lange seine Strafzeit dauert, die Eingehung einer Ehe nicht ge¬ 
stattet“: so hat also jener Gatte das Recht auf Scheidung zu klagen, der 
zwar mit einem zum Tode oder zum schweren Kerker verurtheilten Verbrecher 
vor seiner Begnadigung oder während seiner Strafzeit eine Ehe •Schloss, sich 
aber in schuldloser Unwissenheit dieser Umstände befand. Wenn also dieser 
schuldlose Gatte, sobald er zur Kenntniss dieses Umstandes kommt, dass 
sein Ehetfaeil ein zum Tode verurtheilter Verbrecher sei, der sich nach ihm 

verkündigten Strafurtheile vor seiner Begnadigung oder vor Ablauf seiner Straf* 
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«eit mit ihm ehelich Verbanden, den ehelichen Umgang mit demselben ein¬ 
stellt, hat er das Recht, hinnen Einem Monate von der Entdeckung des ihm 
vor seiner Verheiratung unbekannt gebliebenen Umstandes die Klage auf Schei¬ 
dung anhängig zu machen. 

V. Wenn nun der Untersuchungscommissär ans dem schriftlich ein¬ 
gereichten, oder mündlich zu Protokoll gegebenen Gesuche um Scheidung 
von Tisch und Bett ersieht, es sei in demselben keiner der sub IV. 1. 2. 
a. b. c. aufgeführten, durch das Kirchengesetz anerkannten Gründe der lebens¬ 
länglichen oder zeitweisen Scheidung enthalten; so hat er das Gesuch ohne 
Weiters und unbedingt mit der schriftlichen amtlichen Erklärung zurückzu- 
weisen: „der emgebrachtcn Klage des N. N, auf Scheidung von Tisch und 
Bett kann aus Abgang jedes dieselbe stützenden kirchengesetzlichen Grundes 
keine Folge gegeben werden/* 

Wenn aber aus einem oder dem andern der sub IV. 2. d. genannten, 
dem gemeinen Kirchenrechte unbekannten Scheidungsgründe eine Klage an¬ 
hängig gemacht wird, so wird die Untersuchung derselben hiemit dem bischöf¬ 
lichen Ehegerichte Vorbehalten., an welches demnach die bischöflichen 
Untersuchungscommissäre die bei ihnen eingebrachte Klage unverweilt zu 
bringen haben. 

VI. In dem Falle aber, dass das Gesuch um Scheidung sich auf den 
einen oder andern zureichenden canonisthen Grund stützet, muss der bischöf¬ 
liche Coinmissär der Klage Folge geben und zur Untersuchung der Sache 
schreiten, d. h. Alles vorkehren, was zweckdienlich erscheint, um die Wahr¬ 
heit und das wirkliche Vorhandensein der in der Scheidungklage vorgebrachten 
Gründe sicher zu stellen. 

VIL Dem klagenden und die Scheidung begehrenden Gatten liegt die 
Last ob, seine Klage evident zu machen, d. h. für die Gründe,' mit denen 
er sein Gesuch um Scheidung motivirt, Beweismittel beizubringen. Diese 
Beweismittel müssen daher auch im Gesuche des Klägers namhaft gemacht 
werden (§. 215 d. Anweisg.)? und falls sie demselben mangelten, muss es 
dem Kläger zur ergänzenden Verbesserung zurückgestellt werden. „Auch 
soll (in dem entweder schriftlich eingereichten oder mündlich zu Protokoll 
gegebenen Gesuche des Klägers), die bisherige Dauer der Ehe, und wenn 
aus derselben Kinder hervorgegangen sind, die Zahl und das Alter derselben 
angeführt werden“ (§. 215 d. Anweisg.). 

Sache des Untersuchungscommissärs in Betreff der vom Kläger namhaft 
gemachten Beweismittel ist es, über den Belang derselben zu erkennen 
oder zu beurtheilen, ob dieselben wirklich dasjenige beweisen, was sie be¬ 
weisen sollen. 

VIII. Ist das Gesuch um Scheidung dem Gesagten zufolge formell ge¬ 
hörig und vollständig instruirt, so schreitet der bischöfliche Commissär zur 
Untersuchung der Klage. 

„Zum Behufe der Untersuchung haben beide Gatten vor ihm persönlich 
zu erscheinen“ (§. 217 d. Anweisg.). 
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„Zwar bleibt ea Amen unbenommen, sieb von Sachwaltern begleiten 
su lassen und vor Abgabe einer Erklärung den Rath derselben einzuholen; 
es dürfen aber nur jene Erklärungen, welche sie selbst abgeben, als die 
ihrigen zu Protokoll genommen werden. Sollte der Sachwalter in eigenem 
Namen sich über etwas den Ehefall betreffendes erklären, so ist dies so 
aufzunchmen und zu behandeln, wie es aufgenommen und behandelt werden 
müsste, wenn derselbe nicht als Sachwalter erschienen wäre. Wofern ein 
Sachwalter störend einwirken sollte, liegt dem Untersuchungscommissär ob, 
die Entfernung desselben zu veranlassen“ (§. 143 ebend.). 

IX. Zuerst hat der bischöfliche Commissär den Versuch zu machen, 
die Angelegenheit ohne eigentliches Beweisverfahren zu Ende zu führen. 

1. Zu diesem ßehufe sollen die Gatten einzeln vernommen und dann ein¬ 
ander gegenübergestellt werden. 

Jedem Theile sind die 'Behauptungen des andern, Eine nach der 
andern in der durch die Zcitfolge oder den Zusammenhang von Ursache 
und Wirkung begründeten Ordnung vorzuhalten, und es ist auf eine be¬ 
stimmte Antwort zu dringen. 

Wenn ein Theil sich auf Privaturkunden (z. B. Briefe, Testamente, 
Verschreibungen beruft, so ist der andere zu fragen, ob er die Echtheit 
derselben anerkenne? 

Die Zeugen , welche die Parteien namhaft machen, sind, in soweit 
sie beizuziehen möglich ist, in Gegenwart beider Theile einzuvernehmen, 
und wenn es nöthig ist, einander, wie auch den Gatten gegenüber zu 
stellen (§. 218 ebend.). 

2. Bei dieser vorläufigen Untersuchung sind als Zeugen auch solche Personen 
zuzulassen, deren Aussagen keinen gerichtlichen Beweis begründen würden 
(wider die gewöhnlichen Rechtsbestimmungen können Gatten gegen Gatten 
und die nächsten. Verwandten als Zeugen auftreten, 4 ind der Kläger kann 
zugleich Zeuge sein), bei welchen aber eine genaue Kenutniss der in Frage 
stehenden Thatsachen vorausgesetzt werden darf (§. 219.) 

3. Der Untersuchungscommissär ist befugt, Personen, von welchen er eine 
Aufklärung des Thatbestandes hofft, atich dann einzuvernehmen, wenn 
kein Theil dieselben als Zeugen genannt hat. Ob sie den Eheleuten 
gegenüber gestellt werden sollen, bleibt dem Ermessen desselben überlassen 
(§. 220 ebend.). 

4. Diese Voruntersuchung ist - protokollarisch zu führen. Wenn nun die 
Thatsachen, auf welche der Kläger sich beruft, durch das Geständniss 
des Beklagten oder durch Urkunden, welche jede Einwendung ausschliessen, 
ausser Zweifel «gestellt sind; so hat damit die von dem bischöflichen 
Commissäre zu pflegende Untersuchung ihr Ende erreicht, und derselbe 
hat das über die von ihm geführte Voruntersuchung äufgenommene Pro¬ 
tokoll dem Ehegerichte vorzulegen, damit dieses auf Grundlage desselben 
zum Spruche schreiten kann (§. 221 ebend.). 
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X. Fahrt jedoch .der Versuch des summarischen Verfahrens nicht zu 
dem gewünschten Ende,' so muss der bischöfliche Commissär den Weg des 
eigentlichen Beweisverfahren» betreten. 

Zur Richtschnur bei Betretung dieses Weges halte sich der Untersuchungs- 
commissär an folgende Grundsätze: 

1. Dem Beklagten ist auf sein Verlangen das schriftlich vorgelegte Gesuch 
des Klä gers oder das Protokoll, welches man über die mttndlich ange¬ 
brachte Klage aufnahm, in Abschrift mitzutheilen und eine Frist zu 
bestimmen , binnen welcher er die Antwort entweder schriftlich einreiche 
oder mündlich zu Protokoll gebe. Sonst muss ihm das Gesuch um 
Scheidung vorgelesen, und Dasjenige, was er zur Verteidigung der ehe¬ 
lichen Lebensgemeinschaft vorbringt, zu Protokoll genommen werden. 
(§. 222 ebend.) 

2, In Betreff des Zeugenbeweises gilt Folgendes; 

a. Zeugen, wider welche der Gatte, gegen den sie aussagen, keine Ein¬ 
wendung erhebt, sind auch dann zuzulassen, wenn sie sonst als be¬ 
denklich oder verwerflich müssten zurückgewiesen werden. (§. 223 ebend.) 

b. Wenn die Zeugen in beträchtlicher Entfernung vom Orte der Unter¬ 
suchung (dem Sitze des Vicariatsamtes) wohnen, so ist an einem Orte 
desselben Vicariatsbezirkes, wohin dieselben zur Vornahme des Verhöres 
sich leichter begeben können, ein Bevollmächtigter vom Untersuchungs- 
commissär aufzustellen, welcher, wo möglich, ein Geistlicher sein soll. 
Wenn aber die Zeugen in einem anderen Vicariatsbezirke wohnen, hat 
sich der bischöfliche Commissär an das Ehegericht zu wenden, damit 
dieses in Betreff ihres Verhörs das Nötige anordne. 

c. Wenn die Zeugen ihren Wohnort ausser den Gränzen der Diöcese haben, 
so muss der Untersuchungscommissär darüber an das Ehegericht berich¬ 
ten , damit dieses den Bischof, welchem die Zeugen unterstehen, ersuche, 
zu Aufnahme ihzer Aussagen das Erforderliche anzuordnen. 

d. Zeugen, welche sich nahe am Sitze des Ehegerichtes aufhalten, sind 
immer bei dem Ehegerichte za verhören. 

e. Die Fragen, welche die Zeugen protokollarisch zu beantworten haben, 
entwirft der Untersuchungscommissär mit Rücksicht auf die Fragesätze, 
welche die Parteien etwa eingereicht haben. 

f. Die Zeugen müssen beeidet werden; denn „nur die Aussage eines be¬ 
eidigten Zeugen hat die Geltung eines rechtskräftigen Beweises. Die 
Zeugen, wider deren Zulässigkeit kein Anstand obwaltet, haben, bevor 
sie vernommen werden, auf Gottes heiliges Evangelium zu beschwören, 
dass sie über den Gegenstand der an sie zu richtenden Fragen die 
Wahrheit, wie sie derselben sich vor Gott und ihrem Gewissen bewusst 
sind, vollständig und unverfälscht, ohne etwas beizusetzen, wegzulassen 
oder abzuändern, aussagen wollen. Eine entsprechende Ermahnung über 
die Heiligkeit des Eides soll vorausgeschickt werden.“ (§. 162 der 
Anweisung.) 
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Der Untersuehungscemmissär wird den Zengen diesen Eid Tor 
einem Crucifixe und zwei brennenden Kerzen abnehmen, indem dieselben 
die zwei ersten Finger der rechten Hand sum Haupte erhebend, fol¬ 
gende Worte dem bischöflichen Commissär nachsprechen und zum Schlüsse 
derselben das ihnen offen vorgehaltene heil. Evangelium berühren: 

„Ich N. N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, 
dass ich Über Alles, worüber ich werde vernommen werden, nach meinem 
besten Wissen die reine Wahrheit sagen, auch wissentlich weder etwas 
verschweigen, noch hinzusetzen werde. So wahr mir Gott helfe und 
Sem heiliges Evangelium. Amen. li 

g. Zur Beeidigung der Zeugen müssen die Parteien vorgeladen werden; 
doch hindert ihr Ausbleiben die Vornahme der Beeidigung nicht. (§. 226 
ebendaselbst.) 

Die Parteien dürfen dem Zeugenverhöre nicht beiwohnen und die 
Aussagen dürfen vor Beendigung des Verhöres nicht kundgemacht 
werden, (ebend.) 

3. Wenn es zu Herstellung eines Beweises nothwendig ist, Sachverständige 
beizuziehen, so wird der Untersuchungscommissär deren wenigstens zwei 
und zwar solche wählen, welche sich durch Kenntnisse und Recht¬ 
schaffenheit auszeichnen und von aller Parteilichkeit entfernt sind. (§. 227. 
166 ebend.) 

Die Parteien haben das Recht, in Betreff der Parteilichkeit wider die 
vom Untersuchungscommissäre gewählten Sachverständigen (Experten), 
eben so wie gegen die wider sie namhaft gemachten Zeugen Einwen¬ 
dungen zu erheben; falls dies geschieht, hat der bischöfliche Commissär 
hierüber an das Ehegericht zu berichten, welches über die wider die 
Sachverständigen erhobenen Einwendungen entscheidet (ebend.) 

Die Sachverständigen, wider welche von den Parteien kein Einspruch 
erhoben wurde oder die in Folge eines sohchen vom Ehegerichte als un¬ 
bedenklich und zulässig erklärt worden, sind zu beeidigen, wenn sie 
nicht bereits durch einen Amtseid (wie dies z. B. J>ei allen in öffent¬ 
lichen Diensten stehenden Aerzten der Fall ist, sich zur Gewissenhaf¬ 
tigkeit in Betreff ihrer Gutachten verpflichtet haben. (§. 227 ebend.) 

Der Eid, den die Sachverständigen unter den oben 2. f. genannten 
Feierlichkeiten zu leisten haben, lautet: 

,,/cA N. N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, 
dass ich das von mir begehrte Gutachten meiner Kenntniss und Erfah¬ 
rung gemäss, nach sorgfältiger Prüfung, unparteiisch und gewissenhaft 
abgeben werde. So wahr mir Gott . helfe und Sein heiliges Evange¬ 
lium. Amen. 

Die beeidigten Sachverständigen haben nach, der vom bischöflichen 
Commissär zu entwerfenden Anweisung die erforderliche Untersuchung 
vorzunehmen und ihr Gutachten schriftlich darzulegen (§. 166 ebend.) 
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4. „Durch die übereinstimmende Aussage zweier beeidigter tmd vollkommen 
glaubwürdiger Zeugen, so wie durch das übereinstimmende Gutachten 
von zwei bewährten, unparteiischen imd beziehungsweise beeidigten Sach¬ 
verständigen wird die Thatsache, weiche den Gegenstand der Aussage 
oder des Gutachtens bildet, vollständig bewiesen.“ ($. 228 ebend.) 

5« In einem Scheidungsprocesse, der wegen Ehebruch anhängig gemacht 
wird, kann der Beweis desselben häufig nicht anders als durch Voraus¬ 
setzungen (praesumtiones, Vermuthungen) geliefert werden. Dieser Be¬ 
weis beruht nämlich auf Anzeichen (indicia), die eine an sich zweifel¬ 
hafte Sache dem Richter glaubbar machen können. 

a. „Um den Ehebruch zum Zwecke der Scheidung von Tisch und Bett zu 
beweisen, genügen Voraussetzungen, welche einen sehr hohen Grad von 
Wahrscheinlichkeit haben“ (§. 229 ebend.), d. h. die aus solchen In- 
dicien hervorgehen, welche, weil sie in der Regel oder doch in den 
meisten Fällen mit dem Ehebrüche verbunden sind, diesen selbst wahr¬ 
scheinlich machen. Ein Beispiel einer solchen wahrscheinlichen Ver- 
muthung führt c. 13 de praesumtionibus (2. 23.) auf: Producti teste« 
dixerunt, se pro certo teuere, quod illa dictiN. extiterit concubina, ad- 
jicientes, quod eos insimul viderant per piäna et nemora, vias et invia, 
pluries convagantes: et testimonium viciniae super hoc recepisse dicebant. 

Solche wahrscheinliche Vermuthungen geben jedoch immer nur einen 
halben Beweis des Ehebruches. 

Wenn aber dringende Voraussetzungen (praesumtiones violentae, vehe¬ 
mentes) vorhanden sind, d. h. Vermuthungen, welche aus so dribgenden In- 
dicien entstehen, dass sie den Ehebruch als moralisch gewiss erscheinen 
lassen *), und die demnach einen sehr hohen Grad von Wahrscheinlichkeit 
haben, so genügen solche zum Beweise des Ehebruches. 

Für die Thatsachen, auf welehe solche Voraussetzungen sich stützen, 
muss der Beweis nach den Vorschriften des für Vergehen geltenden Ver¬ 
fahrens hergestellt (§. 229 ebend.), d. h. entweder durch das Geständnis« 
'des Beklagten, oder durch über jede Einwendung erhabene Urkunden, oder 
die Aussage ganz unverwerflicher Zeugen geführt werden. 

b. Die Aussage des oder der Complice (Mitschuldigen) allein lässt jedoch 
das canonische Recht weder zu Gunst noch Ungunst des Beklagten zu. 

XI. Mit dem bisher (X. 1 — 5) angedeuteten und vom Untersuchungs- 
commissäre eingchaltenen Beweisverfahren ist die Scheidungssache noch keines- 


*) Beispiel einer solchen zwingenden Voraussetzung in c. 12 de praesumtionlbus (2.23.): 
Acensatores produxerunt testes firmlter asserentes, quod postquam titulier cum prae- 
dicto viro contraxerat matrimonium, consanguineum viri ejusdem solnm cm» sola. 
nudum cum nuda, in eodem lecto jacentem, ea (ut credebant) intentione, ut eam 
cognosceret carnaliter, viderunt, multis iocis secretis et iatebris ad hoc commodis 
et horis electis: Respondemus, quod ex hujusmodi violenta et certa suspione fornl- 
cätionls, potest sententia dlvortii promulgarl. 
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wegs aur Spruchreife gediehen ; vielmehr ist nun nach hergestelltem Beweise 

1. „das Protokoll' des Zeugenverhöres den Parteien entweder voraulesen 
oder in Abschrift mitautheUen; auch sind sie, wenn ein Gutachten von 
Sachverständigen gegeben wurde, von dem Inhalte desselben au unter¬ 
richten“ (8. 230 ebend.), und 

2. „müssen hierauf beide Gatten aufgefordert werden, über die Aussagen der 
Zeugen oder das Gutachten der Sachverständigen sich au äussern. Wenn 
sie neue Urkunden oder für Urkunden, welche bei der Voruntersuchung 
aweifelhaft blieben, neue Beweise Vorbringen, so ist der Gegentheil 
darüber au vernehmen.“ (§. 231 ebend.) 

3. Mit dieser schliässlichen Einvernehmung der Gatten hat die vom bischöf¬ 
lichen Commissäre au pflegende Untersuchung über die bei ihm anhängig 
gemachte Klage auf Scheidung von Tisch und Bett ihr Ende erreicht; und 
die Acten derselben sind von ihm aur Prüfung des von ihm eingehaltenen 
gerichtlichen Verfahrens und aur Fällung des Urtheils an das Ehegericht 
au bringen. 

XU. Da die von den bischöflichen Commissären voraunehmende Unter¬ 
suchung bei Klagen auf Scheidung hauptsächlich die ewei Punkte betrifft: ob 
der Klage eine kirchengesetfsliche Ursache au Grunde liege, und ob der vom 
Kläger torgebrachte Grund auch in Wahrheit bestehe? — so handelt es sich 
bei der Untersuchung einer Klage auf Scheidung voraüglich um die Beweis¬ 
führung. 

Der Beweis wird aber im Ehescheidungsprocesse wie in jedem anderen 
eanonischen Processe durch die gewöhnlichen Beweismittel oder Subsidien 
geliefert, nämlich durch Zeugen, durch Urkunden, durch das eigene Ge- 
»tändniss, durch Gutachten von Seite Sachverständiger, durch Voraus¬ 
setzungen oder Vermuthungen, und durch den Eid. 

In Betreff dieser vom gemeinen Kirchenrechte anerkannten Beweismittel 
frägt es sich besonders nach dem Gewichte, welches das eigene Geständniss 
im Scheidungsprocesse hat? und in wiefern ein Eid der Gatten zulässig seif 

xm. In Betreff der Frage nach dem Gewichte des eigenen Geständ¬ 
nisses gilt der Grundsata: 

„Das Geständuiss des Gatten, wider welchen auf Scheidung geklagt 
wird, bildet einen vollständigen Beweis. (§. 232 d. Anw.) 

1. Da demnach ein solches Geständniss jeden anderen Beweis überflüssig 
macht, so gestaltet sich auch die Behandlung der Scheidungsklage bei 
schon vorliegendem Bekenntnisse gane einfach, und awar: 

„Wenn der eine Theil sich auf Thatsachen beruft, welche einen geseta- 
lichen Grund der Scheidung darbieten, und der andere das Vorhandensein 
derselben nicht in Abrede stellt, so muss der Pfarrer dreimal die Aussöh¬ 
nung versuchen. Führen seine Bemühungen nicht aum Ziele , so ist bei dem 
Untersuchungscommissäre über die Anklage und das Geständniss ein Protokoll 
aufaunehmen und die Sache dem Ehegerichte aur Entscheidung voraulegen.“ 
(8. 242 ebenda) 
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2. Diese eben genannte Behandlung der Scheidungsklage bei schon vorlie¬ 
gendem Bekenntnisse ist das ordentliche Verfahren , welches demnach in 
der Regel einxuhalten ist. 

Nichts desto weniger kann aber doch aus besonders rücksichtswürdigen 
Gründen einem ausserordentlichen Verfahren Raum gegeben werden, und 
«war: 

„Wenn der Thatbestand von dem Beklagten nicht geleugnet wird, und 
es, um die Ehre der Betheiligten xu schonen, oder sonst aus wichtigen 
Gründen nothwendig erscheint, dass die Verhandlung so geheim als möglich 
geführt werde, so können die Parteien sich unmittelbar an den Präses des 
Ehegerichtes wenden. Nachdem sich dieser tiberxeugt hat, dass ein recht¬ 
mässiger Grund xur Scheidung vorhanden sei, soll er entweder den Pfarrer 
oder nach Gestalt der Umstände auch einen anderen Priester mit den noth- 
wendigen Ermahnungen beauftragen, und wenn diese ohne Erfolg bleiben, 
mit Beixiehung xweier Räthe des Ehegerichtes die Scheidung aussprechen. 
In solchen Fällen kann auf Ansuchen beider Theile die Angabe des Grundes 
in dem Urtheile unterlassen werden. Dies ihr Ansuchen ist jedoch in dem 
Verhandlungsprotokolle anzumerken.‘‘ (§. 243 ebend.) 

XIV. Rücksichtlich der Zulässigkeit eines Eides der Gatten beim Schei- 
dungsprocesse frägt es sich besonders nach der Zulässigkeit des ErfiiUungs - 
eides und des Haupteides. 

Wenn der Richter dem Kläger oder sonstigen Beweisführer den Eid xn 
dem Zwecke aufträgt, damit er durch diese von ihm beschworene Aussage 
seinen nur halb oder unvollständig geführten Beweis ergänze, so heisst 
dieser von ihm xu beschwörende Eid der Erfüllungseid (juramentum sup- 
pletorium). 

Wenn aber eine Partei erklärt, von einer Behauptung abstehen .xu 
wollen, falls der Gegentheil die Unwahrheit derselben xu beschwören im 
Stande ist, so wird dieser freiwillig von dem Gegentheile geleistete Eid der 
Haupteid oder Schiedseid (Entscheidungseid, juramentum decisorium) ge¬ 
nannt, weil dadurch Jener, der den-Eid xuschiebt, den Gegner xum Zeugen 
und Richter in eigener Sache macht. t 

Auf die Frage nach der Zulässigkeit dieser beiden Arten des Eides ant¬ 
wortet die Anweisung §. 233: 

'„Ob ein Erfüllungseid von Seiten der Gatten xu erlauben, oder der 
Haupteid Einem derselben aufzutragen oder xu verstatten sei, muss von dem 
Ehegerichte entschieden werden. Es wird sich dabei gegenwärtig halten, 
dass man überhaupt einem Eide der Parteien nur dann Raum geben solle, 
wenn kein anderes Mittel, die Wahrheit ausser Frage zu stellen, mehr übrig 
sei, und dass die leidenschaftliche Aufregung, welche bei Ehestreitigkeiten 
einxutreten pflegt, die Gefahr des Meineides näher rücke.“ 

Demnach hat der Untersuchungscommissär in Fällen, wo xu einem Eide 
der Gatten die Zuflucht genommen werden will, die Untersuchung xu si- 
stiren, und unter Einsendung der Untersuchungsacten und seinem besonder» 
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motivirten Gutachten dem Ehegerichte die Frage nach der Zullässigkeit eines 
Eides der Gatten vorzulegen. 

XV. Welche Massnahmen sind für den Fall des Nichterscheinens der 
Beklagten von dem UntersuchungscommisSär zu ergreifen? 

1. „Wenn der beklagte Ehegatte auf die ergangene Vorladung nicht erscheint, 
und hiefür einen anderen Grand, als den der Unzuständigkeit, aufführt, 
so wird das Ehegericht über dessen Zulassung oder Verwerfung urtheilen. 
Aus entsprechenden Ursachen kann eine Verlängerung der 1 Frist zugestanden 
werden. Erscheinen die angeführten Gründe als unstatthaft oder ver¬ 
säumt Jemand sich zu stellen, ohne einen Versach zu seiner Rechtferti¬ 
gung zu machen, so ist den Ausbleibenden eine nach der Entfernung ihres 
Wohnsitzes bemessene Frist anzusetzen und nach Ablauf derselben das 
weltliche Gericht zu ersuchen, die Vorgeladenen zu verhalten, sich zu 
stellen. Sollte dies Ersuchen aus was immer für einer Ursache ohne 
Erfolg bleiben, so muss das Verfahren auch ohne Anwesenheit der Vor¬ 
geladenen begonnen werden“ (§. 231. 145 d. Anweisung.) 

Der Untersuchungscommissär hat demnach in solchen Fällen die 
Gründe, aus denen der Beklagte zu erscheinen sich weigert, dem Ehe¬ 
gerichte vorzulegen und dessen Weisungen abzuwarten. 

2. „Bei einer Klage, welche auf dem Grunde böswilliger Verlassung an¬ 
gestellt wird, ist dem Abwesenden sogleich bei der ersten Vorladung eine 
Frist anzusetzen und dieselbe mit billiger Rücksicht auf Entfernung aus¬ 
zumessen. Wenn sein Aufenthalt unbekannt ist, so muss er durch die 
Öffentlichen Blätter vorgeladen und die anzusetzende Frist von dem, Ehe¬ 
gerichte nach Erwägung aller Umstände bestimmt werden“ (§. 235 ebend.). 

Wenn daher eine Schcihungsklage aus dem Grunde böswilliger Ver¬ 
lassung bei dem bischöflichen Commissär eingercicht wird, so hat er dieselbe 
an das Ehegericht zu leiten. Die Klage hat jedoch den Aufenthaltsort des 
Abwesenden bestimmt anzugeben, und falls derselbe unbekannt ist, auch 
diesen Umstand zu erwähnen. 

XVI. Was ist endlich Rechtens in Betreff der Vorsorge für den Unter¬ 
halt des Klageführenden? 

Den Ehegatten, die eine Scheidung von Tisch und Bett vornehmen wollen, 
ist es zwar nicht gestattet, die eheliche Verbindung, auch wenn sie darüber 
einig wären, eigenmächtig aufzuheben (§. 41 d. Ehegesetzes); es kann aber 
doch das Ehegericht bei noch schwebender Verhandlung ob hinreichender 
Gründe die vorläufige Verfügung veranlassen, dass dem Klageführenden ein 
abgesonderter Wohnort und anständiger Unterhalt angewiesen werde. 

„Wenn nämlich der klagende Theil behauptet, dass er die eheliche Ge¬ 
meinschaft nicht fortsetzen könne, ohne sein Seelenheil oder Leben und Ge¬ 
sundheit einer grossen Gefahr auszusetzen, und der Beklagte die Pflicht hat, 
im Falle einer rechtmässig ausgesprochenen Scheidung für den anständigen 
Unterhalt des andern Gatten zu sorgen, so muss das Ehegericht erwägen, 
ob hinreichende Gründe zu einer vorläufigen Verfügung vorhanden seien. 
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Wird hierüber bejahend entschieden, so ist das weltliche Gericht zu ersuchen, 
dem Klageführenden auf Kosten des Beklagten einen abgesonderten Wohnort 
und den anständigen Unterhalt vorläufig anzuweisen“ (§. 236 d. Anweisung). 
Und in Uebereinstimmung damit verordnet §. 60 d. Ehegesetzes: „Auf Ein¬ 
schreiten des Ehegerichtes hat die Personal-Instanz des geklagten Gatten der 
Gattin und den Kindern bis zur Entscheidung der Sache den anständigen 
Unterhalt anzuweisen. Uebrigens kann, wenn und wie immer ein Gatte 
dureh das Zusammenleben mit dem anderen dringend gefährdet ist, der or¬ 
dentliche Richter, und nach Gestalt des Falles auch die Sicherheitsbehörde 
demselben auf sein Ansuchen einen abgesonderten Wohnort gestatten; doch 
ist das Ehegericht von der getroffenen Verfügung sogleich in Kenntniss 
zu setzen.“ 

Wird also während der Untersuchung von dem klagenden Theile das 
Verlangen eines abgesonderten Wohnortes und des vorläufigen Unterhaltes 
ausgesprochen, so hat der bischöfliche Commissär das mbtivirte Gesuch des 
Klageführenden unter Begutachtung desselben dem Ehegerichte vorzulegen, 
ohne die Untersuchung dadurch in ihrem Laufe zu hemmen, 

XVII. Da die bischöflichen Bezirksvicäre als Untersuchungs-Commissäre 
in Scheidungsklagen zur Aufnahme der Protokolle wie zur Erledigung anderer 
Schriftstücke eines Schriftführers bedürfen, so werden sich dieselben vor der 
Hand zu diesem Geschäfte des ihnen a]s Caplan oder Cooperator zur Seite 
stehenden Priesters bedienen, und in Ermanglung desselben einen benach¬ 
barten Geistlichen nach ihrem Ermessen zum Schriftführer wählen. 


„Verstehet wohl, was Ich sage: Denn der Herr wird Einsicht geben in 
allen Dingen (2. Timoth. 2, 7.) wenn wir Ihn demüthig darum bitten. 

0. A. M. D. G. et B. J. C. V. M. H. 

Leitmeritz, am 20. Dezember 1856. 

Augustin Bartholomäus, 

Bischof. 


Jliturgisches. 

Colonien. 

Eme. etRme. Dne. Dne. Obsme. In Ordinariis Sacrorum Rituum Co«- 
gregationis Comitiis ad Vatieanum hodierna die habitis a R. D. subscripäo 
pro-secretario quum inter caetera relatae faerint etiam preces Rmi. Joannis 
Antonii Frederici Baudii episcopi Arethusini in partibus infidelium archidioe- 
cesis illius Coloniensis suffraganei, ac metropolitanae Ecclesiae canonici, quibus 
exquirebat solutionem sequentium dubiorum, nimirum. 

1. An episcopus titularis, suffraganeus canonicatum, vel dignitatem in 
caphulo retinens, possit retinere habitum canonic&lem, vel an debeat uti ha- 
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bitu episcopali ordinario inter officia publica ab alio seu episcopo, seu sacer- 
dote celebrata in Ecclesia cathedrali, et in aliis dioeceacos ecclesiis ? 

2. ' An possit etiam retinere, et obseryare ordinem tan quam canonicus 
ui stallo, in proeessionibus, et aliis functionibus ecclesiasticis ? Yel an de- 
beat observare praecedentiam quae episcopo rationi suae episcopalis dignitatis 
cpwpetit prae omni clero superiorum ordinum? 

3. An liceat ei, et an possit celcbrare missam cantatam de tumo cano- 
nicaü in propria hebdomada, ut. eaeteri canonici, vel an debeat ab ea ab- 
stinere, et alium ad eani celebrandam substituere? 

Emi. et Rmi. Patres Sacris tuendis Ritibus praepositi memores pluries 
baue Sacram Rituurn Congregationum, et Apostolicam Sedem consuluisse, ut 
debitus episcopali dignitati praestetur honor, et reverentia exhibeatur, et 
novissime de anno scilicet 1833 decimo septimo kalcndas aprilis et decimo 
kalendas septembris in una Mediolanensi decretum latum fuisse a sa. me. 
Gregorio Papa XYI. confirmatum, quo per alias decreta in re soluta fuere 
dubia singula ab episcopo titulari canonico metropolitanae illius Ecclesiae 
proposita, juxta praxim invectam; quin aliquid decernerent super propositis 
dubiis, maluerunt respondere — super expositis scribatur Emi. card. archi- 
episcopo Coloniensi, eique indicatur consuetudo Ecclesiarum Urbis, suadendo, 
ut introducatur iterum in sua metropolitana Ecclesia, sicuti decere dig— 
noscitur. Itaque in Ecclesiis urbis praesertim patriarchalibus haec potissimum 
servantur memoratis decretis apprime conformia. Episcopi titulares choro 
addicti adhibent, et adhibere tenentur habitum ordinarium quo utuntur epis¬ 
copi in Romana Curia; id est, rochettum supra subtanam, et mantelletum 
yiolacei coloris: praecedunt omnibus aliis canonicis, et sedent in primo stallo 
super omnes. In missis de turno abstinent: in solemnioribus cum indumentis 
pontificialibus de licentia ordinarii: de distributionibus participiant; et omnia 
episcopali dignitate competcntia titularibus episcopis tribuuntur non inter- 
misse, et tributa eisdem fuisse constat etiam quando episcopi titulares non 
fuerunt canonicali dignitate insigniti; et inter beneficiatos tantum accensebantur. 

Hane Romae et alibi religiosissime servatam praxim Sacra eadem Jft 1 
tuum Congregatio commemorandam duxit eminentiae vestrae, ut juxta ipsam 
conciliet singula, et sic episcopali dignitati consulat. 

Interim Eminentiae Vestrae manus humillime deosculor. 

Romae, 10. januarii 1852. 


Sorann. 

Ignatius Carnevale canonicus cathedralis Soranae Sacrorum Rituum Con- 
gregationi exposuit in civitate Soranae non tarn facile occurrere ut cathedralis 
capitulum associet capitulariter Rum. episcopum ad quameumque Ecclesiam 
accedentem; nam ut plurimum capitulum ipsum excipit episcopum dum Ec¬ 
clesiam ipsam ingreditur. Quum itaque ipse canonicus Carnevale ex institu- 
tionibus ecclesias ticissa; me* Benedicti Papae XIV. contendat quod ea occasione 
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jus aspersorium porrlgendi episcopo ingredienti competat digniori ex cano- 
nicis, minime vero Ecclesiae rectori, Sacram ipsam Congregationem rogavit, 
ut decernere dignarctur, quid in casu exequendum, ne jura cathedralis capi- 
tuli vel in minimo laedantur. Et Sacra ipsa Congregatio ad Vaticanum sub- 
signata die in ordinario coetu coadunata, ad relationem R. D. subscripti 
pro-secretarii perpendens in similibus per innumera decreta jus porrigendi 
aspersorium episcopo ingredienti cum cathedralis oapitulo, Tel in aliena 
ecclesiae excepto a capitulo ipso capitulariter congregato, tributum fuisse 
rectori Ecclesiae ipsius, ac proinde dcnegatum digniori canonico; hinc idem 
serTandum declaravit in Ecclesiis quibusTis Soranae dioecesis; nam quae, ut 
privatus doctor, proponit Benedictus XIV. Tim et robur decretorum imminuere 
nequeunt. Atque ita rescripsit et servari mandavit. Die 10 januarii 1852. 

Wien , 26. Juni. Da das hochw. fürsterzbischöfliche Ehegericht Ton 
Wien bei Sr. Eminenz dem hochw. Fürsterzbischof die Anfrage gestellt hat, 
ob in dem Urtheile über Ehescheidungen die Beweggründe der richterlichen 
Entscheidung auszudrücken seien, fand sich Se. Eminenz bestimmt, darüber 
nach Massgabe der Anweisung für die Ehegerichte eine Erläuterung und 
Vorschrift zu geben. 

Nach derselben muss jedes Urtheil Alles enthalten, was erforderlich ist, 
um den Gegenstand der gefällten Entscheidung gehörig zu bestimmen. In 
einem Urtheile über die Gültigkeit der Ehe ist also das Hinderniss, um 
dessen willen die Ehe bestritten oder Ton Amtswegen untersucht wurde, ge¬ 
nau anzugeben. Dass man aber im Urtheile anf die Entwicklung der Gründe 
eingehe, durch welche das Ehegericht bewogen wurde, für oder gegen das 
Vorhandensein des Hindernisses zu entscheiden, ist weder durch die Natur 
der Sache, hoch durch die Vorschriften des Kirchengesetzes geboten. Um 
den Staat Ton der Gewissenhaftigkeit, womit das geistliche Gericht seine 
Aufgabe erfülle, fortwährend in Kenntniss zu erhalten, und dennoch jeden 
• Schein einer der Kirche auferlegten Controle zu Termeiden, sind in den 
Utf^eilen über die Gültigkeit der Ehe die Gründe (rationum momenta), welche 
das Ehegericht zu der gefällten Entscheidung bestimmten, kurz, aber ohne 
etwas Wesentliches zu übergehen, darzulegen. 

Hinsichtlich der Urtheile, welche über eine Scheidungsklage gefällt 
werden, ergab sich keine NothWendigkeit, über Dasjenige hinauszugehen, 
was durch die Natur der Sache und die Vorschriften des Kirchengesetzes 
geboten ist. Wird also auf Scheidung erkannt, so muss der gesetzliche 
Grund, aus welchem der Kläger nach Ermessen des Ehegerichtes zur Auf¬ 
hebung der ehelichen Gemeinschaft berechtigt ist (causa separationis)» mit 
Ausnahme des in §. 243 erwähnten Falles allerdings ausgedrückt werden; 
aber auf Entwicklung der Gründe, aus welchen man das Vorhandensein des 
Scheidungsgrundes als bewiesen annahm, ist nicht einzugehen. 

Von demselben Grundsätze ist auch dann auszugehen, wenn eine Schei¬ 
dungsklage zurückgewiesen wird. (S. K. Z.) 
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Canonische Grundsätze über dteMBismem- 
bration (Abtrennung) der Pfarreien. 

(Schiass.) 

§. 2. Die mit der Seelsorge in den Hilfskirchen betrauten Capläne. 

I. Beginnen wir mit einem Breve Clemens XBL in der Fortsetsang des 
römischen Ballaciums 2. Bd. pag. 48. Clusium, die alte Hauptstadt der 
Staaten des Porsenna in Hetrurien gab su dieser päpstlichen Anordnung 
Veranlassung: die Pfarre der Cathedrale hatte auf ihrem Gebiete eine Land« 
kirche, an der ein amovibler Caplan angestellt war. Da sich su wieder¬ 
holten Malen Streitfragen in Besag auf die pfarrlichen Functionen und Rechte 
swischen diesem Caplan und dem Pfarrer erhoben hatten, so entschloss sich 
der Bischof, die Kirche, die Caplanei, ihre Güter und Einkommen mit der 
Cathedrale su vereinigen, den jeweiligen Pfarrer verpflichtend, an der Land¬ 
kapelle einen rechtschaffenen und geeigneten Priester su unterhalten, den der 
jeweilige Bischof in der Eigenschaft eines mit der Seelsorge betrauten 
Caplanes approbirte. Folgendes sind nach dem Breve die Verbindlichkeiten 
dieses Caplanes: „Qui non solum in omnibus festivis anni diebus sacro- 
sanctum missae sacrificium celebrare, ac Ecclesiae sacramenta admini- 
strare, doctrinamque Christian am, aliaque catholicae fidei rudimenta docere, 
nec non caeteras parochiales functiones exercere debeat, exceptis tarnen tem¬ 
pore paschali, aliisque solemnioribus anni diebus, quoad facultatem peragendi 
parochiales functiones, quibus necesse esse videtur, ut habitatores ad propriam 
parochialem ecelesiam accedant, illamque pro matrice habeant et recognos- 
cant.“ In Berücksichtigung, dass diese Massregel sum geistlichen Vortheile 
der Gemeinde ausschlagen würde, hatte der Pfarrer der Cathedrale seine 
vollkommene Einwilligung ertheilt. Daher ermächtiget Clemens XIII. den 
Bischof, es nach der Ansicht der Cardihäle der heiligen Congregation in’s 
Werk su setsen: „De venerabilium fratrum nostrorum S. R. E. Cardinalium 
Concilii Tridentini interpretum, qui relationem Tuam super praemissis ad 
eosdem Cardinales transmissam attenderunt consilio, fraternitati tuae per prae- 
sentes committimus et mandamus, ut veris existentibus narratis, ad unionem 
supradictae capellaniae favore curae enunciatae cathedralis, cum conditionibus 
superius expressis, auctoritate nostra apostolica, pro tuo arbitrio, et con- 
scientia procedere et devenire possis et valeas.“ Die Bedingungen sind die 
oben adsgesproeheben. Man wird die den Pfarrkindern auferlegte Verpflichtung 
bemerken, an den vorsiiglichsten Festen des Jahres die Cathedrale su be¬ 
suchen. 

Hoffe Archiv für kalk. Kirchenrecht. II. Band. 
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II. Als die Ueberschwemmungen des Rheins das Dorf Steinstadt, In der 
Diöcese Konstanz, zerstört hatten, so bauten die Bewohner ein neues auf 
dem Gebiete von Schliengen, einer damals dem Gross-Prior Deutschlands 
über den Maltheser-Orden unterstehenden Pfarrei. Sie bauten keine Kirche; 
die Pfarrer von Schliengen spendeten ihnen die Sakramente., und hörten 
nicht auf, in Bezug auf sie alle pfarrlichen Functionen zu verrichten, ent¬ 
weder persönlich, oder durch Capläne, die man an einer Kapelle anstellte, 
die ehemals den Brüdern Caplänen des Ordens gehört hatte. Daselbst nun 
gewöhnten sich die Bewohner von Steinstadt, die heiligen Sakramente zu 
empfangen, und dem Gottesdienste beizuwohnen. Bald wurde die Kirche als 
eine Filiale der Kirche von Schliengen angesehen; die Pastoral-Visitationen 
der Bischöfe gaben ihr davon den Namen. 

Im Jahre 1752 «teilten es die' Bewohner in Abrede, dass Schliengen 
ihre Pfarrei sei, und ersuchten den Gross-Prior, entweder die Kapelle zu 
•vergrössern, oder eine neue Kirche zu bauen, gross genug für die Bevöl¬ 
kerung, mit einem besondern und eigenen Pfarrer. Der Gross-Prior und der 
Pfarrer von Schliengen recurrirten nach Rom an den Auditor der Camera 
•apostolica, um im Besitze erhalten zu werden, die pfarrlichen Gottesdienste 
und Rechte von Steinstadt auszuüben. Die Bewohner begingen einen Fehler 
•gegen die gerichtlichen Formen, und verloren für diesmal den Process; denn 
der Auditor urtheilte: „dass das beanspruchte Recht der Pfarrherrlichkeit von 
Steinstadt nicht klar vorliege, und dass kein Grund vorhanden sei, weder 
'eine neue Kirche zu bauen, noch einen eigenen Pfarrer aufzustellen.“ Die 
-Bewohner, ohne sich entmuthigen zu lassen, Hessen Zeugen erscheinen, die 
die sehr grosse Entfernung und die äusserst schwierigen Wege bezeugten; 
Kinder waren ohne Taufe gestorben, und Erwachsene ohne Sakramente. 
-Mit diesen Zeugnissen recurrirten sie an den Cardinal Pro-Auditor Seiner 
HeiUgkeit, und verlangten, dass das Gericht über die Angelegenheit der hei¬ 
ligen Congregation des Coneiliums übertragen werde. 

Der Cardinal Pro-Auditor trägt dem Official von Konstanz auf, dass 
-er ohne Präjudiz für die Rechte der Parteien solche Vorsorge treffe; dass 
die Bewohner von Steinstadt nicht der regelmässigen Ausspendung der Sakra¬ 
mente, die sie haben müssen, beraubt werden. In Folge dieser Commission 
verordnet der Official, zu Steinstadt ständig einen Vicar aufzustellen; Vicarius 
curatus pro perpetuo ponatur, ibique sit domiciliaturus, et ita de cura ani- 
xnarum sufficienter provideatur. Der Gross-Prior und der Pfarrer wendeten 
ein, dass der Official seine Vollmachten überschritten habe; sie recurrirten 
an den Cardinal Pro-Auditor, der dann die Rechtssache der heUigen Con¬ 
gregation des Coneiliums übergab, indem er das Decret oder die Erklärung 
des Ordinarius von Konstanz bis zum Ausgange des Processes vor der be¬ 
sagten Congregation aufrecht hielt. 

Am 8. Mai 1755 entschied man bei der ersten Vorlage einfach, Aua 
• provisorische Decret der bischöflichen Curie von Konstanz pro Interim zu 
beobachten, und dem Bischöfe zu diesem Behufs zu schreiben, dass er den 
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Gross-Prior verhalte, dem Caplan eine Wohnung and den Congrua-Antheil 
zuzuweisen. Man verlangte gleichfalls von ihm Auskunft aber die Länge dar 
beiden Wege, welche Steinstadt von der Pfarrkirche von Schliengen trennen; 
ob diese Wege zuweilen durch Ceberschwemmungen abgeschnitten werden; 
welches die Zehenten des Grosspriors im Districte von Steinstadt, und welches 
dpr Zustand der Kapelle sei, und ob sie die Bevölkerung fassen könne. 

Der Bischof ernennt einen Commissär, um die besagten Instructionen zu 
erfüllen; die Untersuchung constatirt die Existenz zweier Wege, der ein« 
eng, zwei Miglien lang, der andere breit und öffentlich, dritthalb Miglien 
lang. Diese beiden Wege sind den Ueberachwemmungen gleich ausgesetzt, 
während welcher der erstere ganz unbrauchbar wird, der zweite verlangt 
Schiffe, wenn die Gewässer sehr hoch stehen. Epidemien suchen das Dorf 
im Herbste, zur Zeit der Ueberschwemmungen heim, und gerade dann bat 
man am öftesten nöthig, den Pfarrer zu rufen. Mehr als einmal ist er, die 
heilige Wegzehrung tragend, vom Strome bis auf eine gewisse Entfernung 
hinabgezogen worden. Mit einem Worte, ein zu Schliengen residirender 
Caplan erfüllt die Bedürfnisse der Seelsorge nicht. Die Pfarrkinder von 
Schliengen sind zuweilen an den Festtagen der Messe beraubt; mehrere von 
ihnen sterben ohne Sakramente, ohne Beistand des Priesters. Die Kapelle 
fasst kaum ISO Personen, und der Bewohner sind mehr als 450. Der Be¬ 
trag der Zehnten ist nicht genau bekannt. Man schätzt sie auf 2000 fl. 
jährlich. Wenn sie der Maltheser-Orden auf 15 Jahre abträte, so nie die 
Revenuen der Cbmmende, so würde sich die Gemeinde verpflichten, die 
Kirche zu bauen, Und den Gehalt des Pfarrers während dieser Zeit zu be¬ 
streiten. — Das sind die Thatsachen, die aus da* gerichtlichen Untersuchung 
hervorgehen. Doch bestreiten sie der Gross-Prior und der Pfarrer von 
Schliengen zam Theile, und stellen ihnen dreizehn aussergerichtliche Zeugen 
entgegen, die das Gegentheil behaupten. Sie werfen ein, dass eine Entfer¬ 
nung von zwei oder drei Miglien, eine nicht fortwährende Unterbrechung der 
Wege zur Abtrennung nicht ermächtigen könnten. Sie stellen dieNothwen- 
digkeit in Abrede, einen Caplan mit der Residenz in Steinstadt aufzustelleh. 
Das Concilium von Trient schreibe in der 21. Sitzung am 4. Kapitel 
vor, Hilfspriester zu nehmen, wenn die Bevölkerung zahlreich sei; es sag« 
nicht, dass man ihnen an allen Ecken der Pfarrei die Residenz anweisen 
mfisse. Dann fordere die besondere Gepflogenheit der Provinz, dass die 
Hilfspriester bei der Mutterkirche residiren, nicht an den Filialkirchen, selbst 
nicht an jenen, die eine Wegestunde entfernt seien. 

Ohne die Abtrennung zu genehmigen, schrieb die heilige Congregation 
vor, einen Caplan mit bleibend«’ Residenz in Steinstadt abzuordnen. L An 
sit locus praetensae dismembrationi ecclesiae parochialis pagi Schliengen ? Et 
quatenus negative. II. An sit locus praetensae deputationiCappellani curati, qoi 
continuo residere debeat in pago Steinstadt, et a quo eidem tut assignanda con- 
grua? Et quatenus affirmative. ID. An sit locus praetensae aedificationi novae ec¬ 
clesiae , hec non aedium parochiälium in eodem pago Steihstattensi, et cujus 
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snmptibus in casu etc. Sacra Congregatio censuit: Ad pfimum, Negative et 
amplius. Ad secondam. Affirmative snmptibus magni Prioris, ex decimis 
parochialibus Steinstadt, et in subsidium reliquum suppleatnr a commnnitate. 
Ad tertium, arbitrio et snmptibus communitatis. 

III. Die Pfarrei M. in der Grafschaft N. hatte am Anfänge des letzten 
Jahrhunderts kaum zweitausend Einwohner. Ihre Zahl wuchs immer mehr 
heran. Die ehemals verlassenen Häuser des Dorfes füllten sich rasch, und 
neue Gebäude erhoben sich. Das Gebiet bevölkerte sich, vorzüglich die 
unter dem Namen „Moos“ bekannten Enden. Diese unfruchtbaren Ländereien, 
sonst mit stehendem Wasser bedeckt, brachten kaum Schilfrohr und Sumpf¬ 
gräser hervor. Die Kunst aber ersetzte, was die Natur kärglich gab. Die 
Gewisser fanden einen Ausgang, und das Land wurde fruchtbar. Daher 
kam die Niederlassung 'einer grossen Zahl von Landbauern; so dass die 
Gesammtzahl des Gebietes auf 3275 Seelen stieg. 

Die Consuln von M. liessen dann Pius YI. wissen, dass ihr Pfarrer 
und seine beiden Vicare für das Seelsorgsamt einer so ausgedehnten Pfarre 
nicht mehr ausreichten, vorzüglich seit der 1776 vollzogenen Aufhebung der 
Klostergeistlichen. Diese Mönche sagten sich von den Beichten los; an den 
Festtagen lasen sie in der Kirche des Lehengutes von B. die Messe, und in 
-der Landkapelle Unserer lieben Frau von der Gnade. Seit ihrer Aufhebung 
befanden sich die Bewohner des Mooses in geistlicher Beziehung in der 
beweinenswerthesten Lage. Bei langen, schwierigen und gefahrvollen Wegen, 
besonders während des Winters, da zwei starke Miglien sie von der Stadt 
nnd der Pfarrkirche trennten, waren sie meistens ohne Messe, ohne Unter¬ 
richt für ihre Kinder, ohne Beistand für die Kranken. Darum verlangten 
die Consuln, dass die den Zehent beziehenden Benedictiner von M. verhalten 
.würden, einen dritten Vicar in der Pfarrei zu unterhalten, und. dass in der 
Moosgegend eine Kirche mit einem eigenen Seelenhirten erbaut würde. 

Pius YI. übergab die Rechtssache der heiligen Congregation desConcils. 
Diese forderte Erkundigungen vom Bischöfe von C. und vom Erzbischöfe von 
A. Der erstere, indem er die Thatsache des bemerkenswerthen Zuwachses 
der Bevölkerung bestätigte, neigte sich zur Aufstellung eines dritten Yicares; 
er erachtete, dass der Bau einer Pfarr- oder Succursalkirche absolut noth- 
wendig sei. Folgendes ist der Bericht des Erzbischofs: „Es braucht noth- 
wendig eine neue Kirche, ein neues Pfarrhaus, einen neuen Congrua-Antheil 
für den Hilfspriester des Pfarrers, der die pfarrlichen Yerrichtungen in der 
Succursalkirche ausüben wird. Wer muss die Kosten dieser Kirche, dieses 
neuen Pfarrhauses, des neuen Congrua-Antheiles tragen? Die Rechtsregeln 
entscheiden in einem solchen Falle, dass die Zehent geniessenden Prioren, 
aus dem Grunde, weil sie den Zehent verlangen, verhalten seien, die neue 
Kirche und das neue Haus zu bauen, und die ganze Congrua, und alle zum 
anständigen Cultus der Kirche nothwendigen Artikel zu bestreiten; so dass, 
wenn das Erträgniss der Zehenten nicht ausreichend ist, dann die Bewohner 
verhalten werden können, das Uebrige zu leisten. Das ist aber im gegen- 
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wfirtfgen Falle nicht so furchten, denn Ae Benedietiner besiehen jährlich 
14,000 Liren an Zehenten.** 

Wenn aoch das Ansuchen in Besug auf die Aufstellung eines dritten 
Ticares nicht erhört wurde, so verordnete doch die heilige Congregation den 
Bau einer Succursale und die Abordnung eines Priesters, der an derselben 
den Dienst versehe, alles auf Kosten des Klosters. 1 An sit locus additioni 
quarti presbyteri in ecclesia parochiali oppidi M. Et quatenus affirmative. 
II. An et cujus sumptibus sit ei assignandam Stipendium? DI. An, quomodo, 
et quo in loco territorii les palus sit erigenda capella, seu ecclesia succur- 
salis. Et quatenus affirmative. IV. An, quibus mediis, et cujus expensis 
sit construenda capella, seu ecclesia succursalis, ac domus pro habitatione 
presbyteri capellani, nee non subministranda sacra suppellectilia, et respective 
manutenenda? V. An quibus modis, et cujus expensis sit persolvendom 
Stipendium eidem presbytero, et in qua quantitate in casu. — Sacra Con- 
gregatio die 20 augusti 1785 et 4 februarii 1786. Ad primum, Negative 
et amplius. Ad secuadum, pro Visum in primo. Ad tertium. Affirmative 
juxta votam archiepiscopi. Ad quartum, Affirmative in omnibus sumptibus 
mona8terii. Ad quintum, Affirmative in omnibus sumptibus monasterii juxta 
taxam praescriptam in constitutione Sanctissimi anni 1778. 

IV. Oie Pfarrei zum heiligen Petrus, in dar Diöcese von A. am Pusse. 
der Apenninen begreift zwei durch zwei Mjglien sehr rauher Wege und 
durch einen tobenden Wildbach von der Kirche getrennte Dörfer in sich. 
Greise, Kinder und Kränkliche sind oft gehindert, die Messe zu hören, vor¬ 
züglich sur Winterszeit. Es ist nicht selten, dass die Kranken ohne die 
Sakramente sterben. So grosse Uebelstfinde fanden einige Heilung in der 
Errichtung eines einfachen Beneficiums unter dem Titel des heil. Athanasius 
an der Kapelle von Ap. mit der Verpflichtung einer Messe alle Sonn- und 
gebotenen Festtage, und einer »weiten Messe im Verlauf der Woche. Da 
aber die Seelsorge Weiteres verlangte, so recurrirten die Einwohner an die 
heilige Congregation, indem sie die Errichtung einer neuen Pfarrei oder die 
Einsetzung eines Curatcaplanes an der Kapelle verlangten, mit dem man 
das Beneficium zum heil. Athanasius vereinigen und dem man die Zehenten 
zuweisen könnte, welche die Bewohner die Gepflogenheit hatten, der Pfarrei 
zu St. Peter, die damals vacant war, zu leisten. Nachdem indessen der 
Capitular-Vicar die Concurrenten über das Gesuch in Kenntniss gesetzt hatte, 
so wählte er den neuen Pfarrer, und setzte ihn ein. Sein Bericht bezeugt 
die Entfernung und die Rauhheit der Wege. Er sagt, dass der verstorbene 
Pfarrer immer das Mögliche gethan habe, um diese Bevölkerung zu ver¬ 
sorgen. Der gegenwärtige Rector willigt ein, einen Priester zu halten, der 
alle Festtage die Messe lese, vorausgesetzt, dass man das Einkommen des 
Beneficiums der Pfarre zuweise. Das jährliche Ertrigniss dieser ist, alle 
Lasten abgezogen, 70 Scudi. Die Zehenten von Ap. steigen auf 30. Das 
Beneficium trägt 14 Scudi ein. Die Bewohner verpflichten sich, die Zehenten 
zu vergrössern und eine Ergänzung zur Congrua zu machen, entweder für 



134 


den neuen Pfarrer oder denCaplan. Kur», der Capitular-Yiear erachtet dl» 
Ernennung eines Caplanes, der wenigstens während des Winters daselbst 
residire, mit der Vollmacht, Beicht zu hören und die anderen Sakramente 
auszuspenden, nicht nur für .zweckmässig, sondern für gänzlich nothwendig. 
Er überlässt es der heiligen Congregation, zu entscheiden, ob man einen 
Caplan mit bleibender Wohnung aufstellen müsse, oder ob man sich mit 
einem Yicare zufrieden stellen könne, den der Pfarrer zu St. Peter ab- 
ordnen würde. 

Da die Errichtung einer gesonderten Seelsorge als nothwendig erkannt 
•wurde, so handelt es sich um die Auffindung des Modus. Muss man einen 
eigentlich sogenannten Pfarrer hinstellen, oder einfach einen mit der Seel¬ 
sorge betrauten Caplan abordnen? Das Concilium von Trient schreibt vor, 
in ähnlichen Fällen einen wirklichen Pfarrer einzusetzen. Aber die Bewohner 
begnügen sich mit einem Caplane, und das schlägt auch der Capitular-Yiear 
vor» Die einzige Divergenz unter ihnen ist die, dass die ersten einen Caplan 
haben wollen, der fortwährend daselbst residire, während der Capitular-Yiear 
sich für einen zeitweiligen Caplan geneigt zeigt, der wenigstens während 
des Winters dort residire. 

Was man auch in dieser Beziehung entscheiden mag, so wird dieser 
Caplan doch, nach Wohlgefallen des Bischofes einen competenten Antheil an den 
der Mutterkirche zugehörenden Erträgnissen bekommen, wie das Concil von 
Trient sagt. Es ist aber zu fürchten, dass die Einkünfte des Pfarrers von 
Et. Peter darunter ein wenig zu viel leiden möchten, denn sein Congrua- 
Antheil überschreitet die Summe von 100 Scudi nicht, die Zehnten von Ap. 
mit einbegriffen. Daher schlagen die Bewohner ein billigeres Auskunftsmittel 
Vor; nämlich die Zehnten ihres Gebietes zu dismembriren, die, wenn sie 
noch vermehrt werden, mit dem gegenwärtig vacanten Beneficium zum hei¬ 
ligen Athanasius die Gesammtsumme von 46 Scudi bilden würden. Die 
Abtrennung der Zehnten würde dem Pfarrer nicht gerade Bedeutendes ent¬ 
ziehen, der ohnehin gewillt ist, auf seine Kosten einen Priester anzustellen, 
der alle Festtage in der Kapelle des Ortes die Messe lese. Er würde übri¬ 
gens einigen Ersatz in dem Yorrange finden, den er sich über den neuen 
Caplan oder Pfarrer Vorbehalten könnte. 

Die hl. Congregation verlangt vor Erlass eines Urtheilspruches vom Bi¬ 
schöfe weitere Auskünfte über die Nothwendigkeit einer neuen Pfarrei, und 
diejenige eineR Pfarrers, Yicares oder Caplanes mit ständiger Residenz; 
über den ihm anzuweisenden Congrua-Antbeil, über das Recht der Mutter¬ 
kirchlichkeit, welches man dem Pfarrer von St. Peter Vorbehalten müsste. 

Der Cardinal-Erzbischof von Ap. antwortet, dass die Entfernung des 
Dorfes von der Pfarrkirche zu St. Peter, ohne gerade so gross zu sein, wie 
es die Einwohner sagen, doch der Art sei, und die Wege so fürchterlich, 
dass diese Bevölkerung des Beistandes gänzlich beraubt sei, besonders zur 
Winterszeit. Daher hält der Kirchenfürst die Einsetzung eines Curat- 



Caplanes, der die Sorge für diese Herde auf sieh nehme, inddm er bettäiM 
dig su Ap. residire, fQr eine ausgeseichnet gute Sache; jedoch sei es nicht 
nothwendig, eine neue Pfarrei so stiften, und jene Ton St. Peter so prä- 
jodisiren, die alle ihre Ehren and Rechte der Mutterkirche beibehalten solL 
Was den Gehalt des Caplanes betrifft, so kommen alle folgenden Umstünde 
in Betracht. Aus den Revenuen der Pfarrkirche besieht der Pfarrer von 
St. Peter beiläufig hundert Thaler jährlich; er muss nicht nur die gewöhn¬ 
lichen Auslagen bestreiten, sondern auch einen Vicar unterhalten, der ihm 
hilft, die sieben in der Pfarrei einbegriffenen Dörfer su versorgen. Diese 
Dörfer sind nicht weniger entfernt als Ap., aber die Wege sind weniger 
rauh und weniger unsugänglich. Wenn man den Pfarrer der 30 Scudi be¬ 
raubt, die ihm 1 die Zehnten von Appajano eintragen, so wird er einen Ein¬ 
trag Ober seine Kräfte erleiden. - Andererseits vermögen die Bewohner es 
nicht, alle Kosten ihres Caplanes su tragen. Daher, so schliesst der Prälat, 
würde ich es für gut halten, dem Caplane 15 Scudi auf die Seelsorge und die 
14 Scudi des BeBefisiums ansuweisen, mit der Ergänsung, welche ihm die 
Bewohner su leisten versprechen. Das wäre vielleicht das Mittel, das ge¬ 
rechte Verlangen dieser Bevölkerung . su erfüllen, ohne dem Pfarrer von 
St. Peter su grosse Verluste an seinen Rechten und Einkünften aufsuladen, 

Folgendes ist der Urtheilspruch der hl. Cohgregation: 

I. An et quomodo sit locus erectioni novae parochiae seu potius, insti- 
tutioni capellani curati residentialis in casu etc. II. An et quomodo sit eonr 
stituenda congrua in casu etc. Sacra Congregatio respondit. Ad primum; 
Negative ad primam partem, affirmative ad secundam. Ad secundum, Affir¬ 
mative facta obligatione per communitatem juxta votum Emi episcopi» 
(Thesaur. resolut, tom. 64 p. 265. tom. 65 p. 275.) 

V. Nun folgt ein Fall, in welchem die hl. Congregation die Abtren¬ 
nung verweigert und einfach sur Abordnung eines Saccursal-Priesters 
ermächtiget. * 

Das Gebiet von M. der Diöcese F. schloss eine Ackerbau treibende 
Bevölkerung ein, die den Pfarrern der Stadt, theils jenem der CoUegial- * 
kirche der hl. Lucia, theils jenem su St. Peter untergeordnet war. Drei 
Miglien entfernt, kamen die Einwohner schwer sur Stadt, besonders während 
des Winters, wo die Wege sehr schlecht, und der Fluss bedeutend gefährlich 
ist. Somit warfn sie öfter der Anhörung der Messe beraubt; sie hörten 
fast nie das Wort Gottes. Nur su oft starben me ohne die Sacramente und 
andern geistlichen Beistand. 

Sie recorrirten an die hl. Congregation, und stellten das Ansuchen, es 
möchte ihre Region, von den Pfarreien der Stadt abgetrennt, eine neue in 
der Landkirehe U. L. F. vom Glauben bilden. Sie schlugen vor, das ein¬ 
fache Beneficium des hl. Johannes und des h. Vitalis su vereinen, su welcher 
Vereinigung nach seinem Tode der Titular gern einwilligte. 

Der Ersbischof von F. billigte die Errichtung der neuen Pfarrei; weil 
aber die Vereinigung der Beneficien nicht alsogleich Statt finden konnte, so 
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schrieb die hl. Congregation an den Kirohenfürsten, damit die Bewohner 
nicht bis zum Tode des Beneficiaten des geistlichen Beistandes beranbt 
würden, er möge pro interim für die Seelsorge durch Aufstellung eines 
Caplanes Vorsorge treffen, der einen den Kosten der beiden Pfarren der 
Stadt angemessen geschöpften Betrag erhalten sollte. 

Nachdem man so dem dringenden Bedürfnisse abgeholfen hatte, unter¬ 
suchte man die Frage der Abtrennung reiflich. Die Disciplin der Kirehe 
widerstrebt der Abtrennung der Pfarreien, ausser es liege eine gerechte und 
nothwendige Ursache vor, mit der Einwilligung derjenigen, die sich dafür 
interessiren, dass die Pfarrei nicht abgetrennt werde. In dem fraglichen 
Falle gaben die Pfarrer von St. Lucia nnd von St. Peter ihre volle Ein¬ 
willigung. Das Concilium von Trient genehmiget in der 21. Sitzung 4. Oap. 
die Abtrennung der Kirchen, wo die Entfernung und die Schwierigkeit der 
Oerter bewirken, dass die Pfarrangehörigen nicht ohne grosse Schwierig¬ 
keit die Sacramente empfangen, und dem Gottesdienste beiwohnen können. 
Das wendete man ohne Zweifel auf die Landbevölkerung von U. L. F. vom 
Glauben an, die drei Miglien von der Stadt entfernt wohnte, mit sehr, 
schwierigen Wegen und einem sehr unbequemen Flusse. Jedoch, bemerkte 
der Bericht des Secretirs, dass man bei dieser Angelegenheit nicht so sehr 
auf die Bequemlichheit der Bevölkerung, als auf die Unmöglichkeit Rücksicht 
so nehmen habe, sur Pfarrkirche zu gelangen. Auch bemerkte er, dass die 
Abtrennung nur dann decretirt werden solle, wenn das Bedürfniss der Pfanv 
angehörigen nicht auf andere Weise befriediget werden könne; alle Cano- 
nisten lehren, dass man keinen Grund zur Abtrennung habe, so oft ein mit 
der Seelsorge betrauter Caplan die Seelenbedürfnisse zu befriedigen im Stande 
sei. In der Voraussetzung endlich, dass Ihre Eminenzen die Cardinäle die 
Abtrennung verweigerten, so bemerkte der Secretir, dass man den Pfarrern 
auftragen könnte, einen Kaplan aufzunehmen, der diese verlassene Bevöl¬ 
kerung besonders in Besorgung nähme. Das Beneflcium des hl. Johannes 
nnd des hl. Vitalis würde zu seinem Unterhalte verwendet werden. Dafür 
‘ entschied sich auch die, hl. Congregation. Indem sie die Abtrennung ver¬ 
weigerte, schrieb sie die Darnachtung des obigen provisorischen Decretes 
vor (21. Novbr. 1801.). 

VL Drei Miglien von T. findet man ein in den Schlünden der Apen- 
ninen gelegenes Dorf. Reissende Wildbäche, unbrauchbar^ Wege, und der 
Schnee der Berge trennen es von der Stadt. Die Bewohner nennen es die 
„alten Kapuziner.“ Es ist daselbst eine dem heil. Joseph geweihte Kirche* 
mit einem Kloster, das der Papst Alexander VH. im Jahre 1657 aufhob, 
welches aber die Kapuziner im Jahre 1673 wieder in Besitz nahmen. Die 
Mönche leisteten diesen von ihrer Pfarrei so entfernten Bewohnern den geist¬ 
lichen Beistand. Im Jahre 1797 verliessen sie ihr Kloster, um sich an 
eine von der Stadt etwa 500 Sehritte entfernte Stelle, gewöhnlich die 
„neuen Kapuziner“ genannt, zu übersiedeln. Der damalige Bischof B. gab 
die .Kirche zum heil. Joseph, das Kloster und seinen Wald dem Diöcesan-. 
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Seminar» ohne mn Irgend ein apostolisches Piacet ansos neben, ja segär ohne 
ein schriftliches Decret so erlassen. Die Dinge verblieben in diesem Zn* 
stände, bis der gegenwärtige Bischof seine erste Pastoral-Visitation der 
Diöcese vornahm, nnd mit Schmers die Bedürfnisse dieser Bevölkerung sah, 
die ohne einen geistlichen Beistand in diesen Bergen lebte. Von Mitleid ge¬ 
rührt, bat er den Superior der Kapusiner, wenigstens an den Festtagen 
einen Priester dahin *u schicken, um Messe su lesen und Beichte su hören. 
Die Kapnsiner haben sich su diesem Seelsorgsdienste bis sum letsten Jahre 
herbeigelassen, wo der Proviasial, bei einer Visitation seiner Klöster, dem 
Bischöfe su wissen gemacht hat, dass, die Mönche nicht fortfahren könnten, 
diese Last su erfüllen, wegen der su geringen Ansahl der vorhandenen 
Priester. 

Der Kirchenfürst wendete sich hierauf in seiner Sorgfalt an die heilige 
Congregation des Condliums, indem er ihr die obigen Thatsachen bekannt 
machte, und das Ansuchen stellte, es möchte die Kirche, mit ihrem Kloster, 
dem Garten und dem Walde mit dem Diöcesan-Seminare vereint werden, 
and eine Caplanei bilden, deren Rector, beauftragt werden möge, in dimer 
Kirche an den Festtagen die Messe sa lesen, und den umwohnenden Fami¬ 
lien in ihren geistlichen Bedürfnissen beisustehen. 

Ferner hat der Prälat folgende Punkte mit eingesendet: 1) Die Pfarrer 
der Nachbarschaft, und selbst derjenige, von dem diese Bevölkerung abhängt, 
stimmen nur Aufstellung des Caplanes aus dem Grunde ein, weil sie sum 
Hede der von den Pfarreien su weit entfernten Seelen ausschlagen wird. 
2) Die Abgeordneten des Seminars willigen auch ein, denn das Haus wird 
dadurch keinen NachtheÜ erleiden. Sein jährliches Budget weist 173 Scudi 
Ueberschuss aus. 3) Der künftige Caplan wird ein hinreichendes Auskommen 
gemessen. 4) Man erlangte nie irgend ein apostoliches Decret, das die 
Vereinigung dieser Güter mit dem Seminar bestätigte. Der Kirchenfürst 
Sachte um die Genehmigung davon nach; indem das Eigenthum dem Seminar 
verbleibt, werden die Einkünfte. sur Caplanei verwendet werden. — Um 
nichts von dem su unterlassen, was su einer genauen Entscheidung der 
Angelegenheit beitragen könnte, berieth man den General-Procurator der 
Kapusiner. Seine Antwort beseichnet klar, dass die Verbindlichkeit, alle 
Sonntage in die fragliche Kirche su gehen, um die Messe su lesen, eine für 
das Kloster von Tiferne su schwere Last sei, sowohl wegen der geringen 
Ansahl der Priester, als auch wegen der Rauhheit der Wege. Daher fühlt 
er nicht nur kein Missfallen darüber, dass man daselbst einen Caplan anf- 
stelle, nach dem Plane des Bischof es, sondern er freut sich darüber, dass 
durch dieses Uebereinkommen ein sehr altes, Gott und dem heil. Joseph 
geweihtes Fransiskaner-Gebäude erhalten werde. 

Rechtsgründe. Die Forderung des Bischöfe scheint mit dem Coneil von 
Trient 23. Sitsung, 18. Kap. im Widerspruch su stehen, welches verordnet, 
dass man, um das Seminar &u errichten, Beneficien vereine, und einen 
Theil der bischöflichen Mensa, der Präbenden und der andern, selbst der 
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Ordensbene Öden in Ermangelung anderer Hilfsmittel nähme. Hier vrthrde 
das Gegentheil geschehen; das Seminar würde ein Benefieinm verlieren, das 
mit ihm schon lange vereint ist. Das Conciliom verbietet auch, Ordens» 
beneficien in weltliche umzuwandeln, und amgekehrt. Eine doppelte Berück¬ 
sichtigung, die ein Hinderniss zu bilden scheint. 

Jedoch sind die Dinge, wenn man darüber wohl nachdenkt, nicht dieser 
Art. Das Gesete des Concils von Trient über die Seminarien hat keinen 
Besag auf die Frage; es besieht sich auf ihre erste Gründung, oder auf die 
Voraussetzung des Deficit in ihrem Einkommen. Nun bietet aber jenes von 
F. den blühendsten Zustand. Das Verbot, Ordensbeneficien su vereinen, ist 
von denjenigen su verstehen, die schon errichtet und den Ordenspriestern 
sugewiesen sind;* statt dessen handelt es sich hier um eine Kirche und 

um ein Kloster, die von den München verlassen sind, und die auch absolut 

# 

kein Benefieinm besessen. Ist nun aber Nützlichkeit, Nothwendigkeit, diese 
Kirche, dieses Kloster mit seinem Garten und Walde mit dem Seminar sn 
vereinen (oder um es besser auszudrttcken, die von dem Bischöfe B. schon 
gemachte Vereinigung su bestätigen), vorhanden, sum Zwecke, daselbst eben , 
Gaplan aufsustellen ? Diese Nothwendigkeit scheint aus der Lage so vieler 
Gläubigen hervorsugehen, die sich nicht su den Kirchen begeben können, 
um dem Gottesdienste beisuwohnen. Sie geht auch aus der Schwierigkeit 
der Wege hervor, aus der Entfernung der Orte, was schon den Bischöfen 
die Befugniss gibt, neue Pfarreien su errichten, und nach ihrem Wohlge¬ 
fallen Einkünfte sum Unterhalte der neuen Pfarrer ansuweisen. Hier trifft 
der Kirchenfürst Vorsorge für die Erhaltung der Kirche, er vermehrt den 
göttlichen Cultus, er hilft den Bedürfnissen der Gläubigen ab, und er thut 
es ohne den Widerspruch von irgend Jemand, mit Einwilligung aller der¬ 
jenigen, die dabei interessirt sein können. Da ist noch beisufdgen, dass die 
frommen Wohlthiter, die ehemals die Kirche und das Kloster stifteten, es 
in der Absicht thaten, dass die Mönche diesen armen Bergbewohnern Bei¬ 
stand leisteten. Die Gerechtigkeit verlangt, dass ihr Wille auf die möglich 
beste Art erfüllt werde, und der Plan des Bischofes erfüllt diesen Zweck 
ausgezeichnet. Das hat in der That die heilige Congregation entschieden. 
An et quoriddo annnendum sit precibus episcopi Civitatis in casu etc. 8. C. 
censuit: Affirmative in omnibus, facto verho cum Sanctissimo. (Thesaur. 
Resolut, tom. 95 p. 68.) 

VII. Die so schrecklichen Erdbeben zerstörten im letzten Jahrhundert 
den grössten Theil des Dorfes S. in der Diöcese N. Fünfzig Familien ver— 
Hessen die Ruinen, und nachdem sie einige Zeit herumgeirrt waren, so bil¬ 
deten sie endlich swei Dörfer, das eine drei Miglien, das andere swei und 
eine halbe von der Pfarrei. Sie zählen nahe zu dreihundert Seelen, sehr 
arme Leute, die sich dem Ackerbaue und der Viehzucht widmen. Nichts 
vermöchte das beklagenswerthe Bild ihrer geistlichen Bedürfnisse darsustellen. 
Dia Pfarrei S., zu der sie gehören, obwohl sie so weit davon entfernt sind, 
hat ausser dem Pfarrer keinen Priester. Niemand ist vorhanden, um die 



Kinder die Anfangsgründe des Glanbene su lehren, und ihnen einen reli¬ 
giösen Geist einsufiössen; der grösste Theil der Bewohner bann das Gebote 
der Messe nicht erfüllen, theils wegen der Länge der Wege, besonders 
während des Winters, wo sie Schnee and Regen unbrauchbar machen, theils 
ans Furcht vor den Räubern, die die ohne Wächter verlassenen Häuser zu 
verwüsten kämen. Diejenigen, die sich in die Gefahren des Weges wagen, 
kommen sur Pfarrei, und fipden eine so enge Kirche, dass sie sie nicht 
aufnehmen und ihnen keinen Schute gegen Wetter und Kälte gewähren kann. 
Endlich stirbt der grösste Theil unter ihnen ohne die Tröstungen der 
Religion. 

Die Bedürfnisse sind sehr gross, und doch setzt die Armuth der Pfarr- 
angehörigen sie ausser Stand, denselben abzuhelfen. Sie haben an die hei¬ 
lige Congregation recurrirt, indem sie inständig um ein Beneficium baten, 
oder um jedes andere Hilfsmittel, das ihnen einen Caplan gäbe, Man kennt 
die Vorschriften des gemeinen Rechtes über die Mittel, die Coadjutoren des 
Pfarrers su erhalten. Zuerst müssen dafür die Einkünfte der Pfarre Vor¬ 
sorge treffen. Sind «de unzureichend, so fällt die Erhaltung dieser Coad¬ 
jutoren dem Bischöfe sur Last; dann kommen die Pfarrangehörigen. Endlich 
erlaubt das Concilium von Trient, an was immer für Revenuen der Mutter¬ 
kirche su appelliren. Der Pfarrer von S. besitst einen Congrua-Antheil von, 
60 Scudi, ausser den ungewissen Einkünften. Da die Bulle Sr. Heiligkeit 
Pius V. Ad exequendum dieselbe zwischen 50 und 100 Scudi festsetst, und 
da sie nach Verschiedenheit der Orte, der Verpflichtungen und der Personen 
variiren kann, so kann man untersuchen, ob man es dem fraglichen Pfarrer 
aufbUrden könne, den ‘ Unterhalt seines Caplans su bestreiten. Was die bi¬ 
schöfliche Mensa anbelangt, so hat die heilige Congregation schon in andern 
Angelegenheiten dieser Art anerkannt, dass sie absolut nichts leisten könne. 
Kein einfaches Beneficium ist disponibel. Die Einkünfte, welche Leo XD. 
sur Dotation armer Pfarreien anwies, sind gänzlich erschöpft. Nun bliebe 
noch das Mittel einer Subvention von irgend einer öffentlichen Kasse übrig, 
wie solches mehr als einmal geschehen ist. 

Folgendes ist der Entscheid der heil. Congregation unter dem 24. März 
1838. An et quomodo constituendus sit capellanus curatus in casu etc. S. 
C. eensnit: Affirmative, et esse constituendum capellanum curatum ab episcopo 
approbandum cum dependentia ja parocho et ad nutum ejusdem amovibilem, 
et quoad Stipendium ad mentem. 


§. 3. Beispiele von Abtrennungen. 

Obwohl die Sammlung der Decrete eine ziemlich grosse Ansahl dieser 
Beispiele darbietet, so wollen wir uns doch auf die neuesten und lehrreichsten 
beschränken. Das Werk Zambonis kennzeichnet den grössten Theil dieser 
Processe vor dem Jahre 1800. Wir wählen vorsüglich diejenigen, die in 
Zeiten ausgemacht worden sind, welche den unserigen näher stehen. 



L Im Jahre 1810 genehmigte die heilige Congregatfoil die Abtrennung 
der Pfarrei M. in der Diöcese F., and die Errichtung einer Landpfarre. Die 
gesetzlichen Ursachen der Abtrennung waren der Anwachs der Bevölkerung 
auf einem Gebiete von drei Miglien Ausdehnung; die Schwierigkeit der von 
einem Flusse und von Wildbächen abgeschnittenen Wege, endlich die trau¬ 
rige Erfahrung, die man gemacht hatte, indem man bei der letzten Epidemie 
mehrere Leute ohne Sacramente sterben sah. Ein Uebereinkommen bezeichf 
nete die Grinsen der neuen und alten Pfarrei, so wie die Regeln, die man 
bei den geistlichen Verrichtungen und bei den Processionen befolgen würde, 
um jeden Grund sum Streite su vermeiden. Hernach suchte man um die 
Bestätigung dieses Uebereinkommens kraft apostolischer Autorität nach. Der 
Ersbischof, um ein Gutachten Ober diesen Gegenstand angegangen, antwortete 
mit folgenden Informationen: „Nicht blos die NQtslichkeit, sondern wohl 
auch die geistliche Nothwendigkeit der fraglichen Bevölkerung fordern dringlich 
die Errichtung, um die es sich handelt. Das Dorf begreift 1500 Seelen, 
von denen der grösste Theil eine Oberfläche von drei Miglien besetst, in 
einem von einem Flusse und mehreren Wildbächen abgeschnittenen Gebiete. 
Der einsige Pfarrer, der dieser gansen Bevölkerung vorsteht, hat das Decret 
des Cardinais Paciani, meines Vorgängers, vollkommen beobachtet, das ihm 
die Verpflichtung auflegte, einen Coadjutor su halten, um sich von ihm in 
der Seelsorge und Leitung der Pfarrei unterstütsen su lassen. Die Erfahrung 
hat aber geseigt, dass dieses Mittel nicht zureichend sei.“ 

Rechtsgrund. Die vorsüglichste Ursache, welche sur Errichtung einer 
neuen Pfarrei räth, besteht in der grossen Schwierigkeit, oder Unbequem¬ 
lichkeit der Pfarrangehörigen, sur Mutterkirche su kommen, um die Sacra¬ 
mente su empfangen und den Gottesdienst ansuhören. Und nirgends wird verlangt, 
dass die Pfarrkinder suweilen ohne Sacramente gestorben seien. Die Gültig¬ 
keit der Errichtung fordert einfach das Bevorstehen einer so grossen Gefahr. 
Indessen muss man sehen, ob die Bedürfnisse der Bevölkerung nicht ohne 
die Abtrennung befriedigt werden können. Denn die heilige Congregation 
schlägt sie alle Male ab, so oft die Abordnung eines Hilfspriesters, eines 
Vicares geeignet ist, diesen Bedürfnissen abzuhelfen, Würde es im gegen¬ 
wärtigen Falle genügen, an irgend einer Kirche, die man auf diesem Ge¬ 
biete findet, einen Cäplan aufzustellen? Ehemals eigriff man dieses Mittel; 
der Bischof hält es heutzutage für unausreichend, denn diese Kapellen be¬ 
finden sich an den entlegensten Theilen; sie sind der ganzen Bevölkerung 
nicht leicht zugänglich. Sie sind von kleiner Dimension, wenig anständig, 
um die Sacramente zu verwalten, und besonders um die heil. Eucharistie 
aufzubewahren. Keine hat ein Haus für den Caplan, der fortfahren müsste, 
in der Stadt zu wohnen, und nieht, wie es nothwendig ist, auf dem Lande. 
Die Aufhebung mehrerer einfachen Beneficien gäbe die Dotation der neuen 
Pfarrei. 

Folgendes ist die Entscheidung: L An et quomodo sit locus dismem- 
brationi paroehialis ecclesiae in oppido M. et erectioni novae parochiae extra 
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oppidom in ecdesia 8. Mariae de Misericordia in caan etc. Et quatenus 
negative: & An et quomodo sit providendom in casn. Sacra Congregatio 
Concilii die 23. novembris 1819, Ad primum, affirmative in omnibus jaxta 
votnm Emi. archiepiscopi, et conventionem per bullas. Ad secundum, pro*- 
visnm in primo. (Thesaur. resolut, tom. 78.) 

II. Bagnarea batte ehemals »wei Pfarreien, die eine im Dorfe unter 
Anrufung des heil. Johannes des Täufers; die andere, in geringer Entfer¬ 
nung von der Stadt, war dem heil. Andreas geweiht. Jeder Pfarrer ver¬ 
waltete seine Pfarrei ohne irgend eine Abhängigkeit vom andern. Da die 
Kirche vom heil. Andreas in Ruinen fiel, so bestimmte der Bischof die Ver¬ 
einigung der beiden Pfarreien su einer einsigen, deren Rector dann den 
Namen Erspriester vom heil. Johannes Baptista, und vom heil. Andreas an¬ 
nahm. Damit die Bevölkerung bei dieser Vereinigung nichts verlöre, wollte 
derKirchenffirst, dass die Einkünfte vom heil. Andreas und das Viertel der 
Stoleinkfinfte sweien ständigen Caplänen gegeben werden sollten, die den 
Erspriester in seinem heiligen Seelsorgsamte unterstütsen sollten. In der 
Folge decretirte der Cardinal - Erzbischof die Vereinigung dieser Güter mit 
der Pfarre, unter der Bedingung, dass der Erspriester swei amovible Capläne 
halte, die er auf seine Kosten unterhielte. Aber dieses Decret erhielt nur 
einen Anfang seiner Ausführung. Die erste Caplanei, die vacant wurde, 
Wurde wirklich mit der Pfarrei vereinigt; die andere fuhr fort, einen stän¬ 
digen Rector so besitsen, der alle ihre Güter genoss, Da sich swischen 
dem Erspriester und diesem inamoviblen Caplane einige Uneinigkeiten er¬ 
hoben hatten, so wollte der Bischof von der Vacatur, die so eben stattge- 
fnnden hatte, Gebrauch machen, und diese Zwieträchtigkeiten in Ordnung 
bringen. Da sich ferner die landbebauende Bevölkerung eine oder swei 
Miglien vom Dorfe befand, so fand er darin für sie eine grosse Bequem¬ 
lichkeit , wenn man im Gebiete eine neue Pfarrei errichtete. Der Pfarrer, 
allein interessirt, williget sur Abtrennung ein. 

Obwohl das Reeht die Entfernung nicht bestimmt, die die Errichtung 
neuer Pfarreien legitimirt, so ist jedoch nach den Canonisten jene von swei 
Miglien für hinreichend erachtet, weil sie nicht ohne grosse Unbequemlichkeit, 
besonders während des Winters, durch sogen werden kann. Hier scheint die 
gerechte und dringende Ursache der Abtrennung nicht vorhanden su sein. 
Den Uneinigkeiten swischen dem Erspriester und dem ständigen Caplan kann 
durch die Ausführung des oben angeführten Decretes suvorgekonunen werden,' 
Welches die Ersetsung des letsteren durch einen amoviblen Caplan vorschreibt. 
Ferners würden die Bedürfnisse der Landbevölkerung befriediget, wenn einer 
der Capläne die Messe läse und die Sacramente in der Kapelle von Maria- 
Hilf ausspendete. Ungeachtet dieser Erwägungen decretirt die heilige Con- 
gregation die Abtrennung. (Thesaur. resolut, tom. 90.} 

m. Folgender ProceBs ist vom grössten Interesse wegen der Umstände 
der Thatsachen, und der Wichtigkeit der Prinzipien. Der Bischof von G. 
hatte die unmittelbare' Seefeorge in der ganseo Ausdehnung seiner Diöcese. 



Er übte sie durch amovible Priester aas, die man Pfarr-Substituten nannte. 
Drei unter ihnen Qbten die pfarrlichen Verrichtungen an der Kathedrale aas. 
Drei andere dienten statt des eigentlichen Pfarrers an der Kirche von Unserer 
Lieben Frau. Andere endlich verwalteten die $acramente in der übrigen 
Diöcese. Dieses System bot wohl ernste Uebelstände. Die Bischöfe, die zii 
G. aufeinander folgten, fühlten sie wohl, kefner aber erkannte sie so gut, 
als der letzte Bischof. Er beschloss denselben um jeden Preis abzuhelfen, 
durch die Errichtung poehrerer Pfarreien. Dieser heilige Prälat hatte dem 
Orden des heil. Franciscus angehört. Er legte sich die härtesten Entbeh¬ 
rungen auf, er lebte während mehrerer Jahre sehr arm, und es gelang ihm, 
die Dotation zweier Landpfarreien in Grundstücken aufzubringeh, die er um 
4600 Dukaten, nämlich 2181 Dukaten für jene zu S. Maria, und 2460 Du¬ 
katen für jene zu S. Nicolaus gekauft hatte. Folgendes sind die näheres 
Umstände, die er einsendete, indem er den heil. Stuhl um Rath fragte't 
„Das Einkommen dieser Güter, mit einigen andern Renten, ist zum Congrua- 
Antheile der beiden Pfarrer bestimmt, die in jeder der oben benannten Pfar¬ 
reien mit dem Titel Erzpriester werden angestellt werden. Es wird auch 
zur Erhaltung ihrer Coadjutoren in der Seelsorge dienen, die in Zukunft 
unter dem Titel ihrer bezüglichen Pfarreien werden abgeordnet werden* 
welche einen von demjenigen der Kathedrale abgesonderten Klerus erhalten 
werden, and die Diöcese dieser bischöflichen Kirche bilden werden. Die 
Provision oder die Nomination, wird den jeweiligen Bischöfen überae colla- 
tionis sein, gemäss des Artikels XI des Concordates, vorbehaltlich der Rechte 
des heil. Stahles. Die Pfarrer werden genommen werden aus den würdigsten, 
nach einem Concurse, abgehalten gemäss der apostolischen Constitutionen 
and der Dispositionen des Conciliams von Trient, die genau werden beob¬ 
achtet werden.“ Der Prälat sachte um die Gutheissung dieser Massregeliu 
durch ein einfaches apostolisches Rescript nach, da er die Ausgaben für 
Bullen nicht zu bestreiten vermöchte. 

In Bezug auf die Einwilligung der Interessirten brachte er zur Kenntniss, 
dass das Kapitel in die Wünsche des Bischofes vollkommen eingehe, als 
ganz übereinstimmend mit dem Concil von Trient Sitzung 24, Kap. 13. Die 
diese Einwilligung ausdrflckende Kapitular-Acte bemerkt unter andern Dingen, 
dass es sehr nützlich wäre, dass die Wahl der Coadjutoren den jeweiligen 
Bischöfen mit Genehmigung und Einwilligung des Pfarrers — Erzpriesters 
Vorbehalten würde. Der König beider Sicilien bezeigte dem Plane des Kirchen¬ 
fürsten seinen Beifall, und hatte den gleichen Wunsch bezüglich der WaU 
der Coadjutoren. Denn ein ministerieller Brief vom 27. Februar 1841 ver¬ 
langte , „dass die Vicarien frei von den Bischöfen gewählt würden, wenn in 
der Folge der Concurs nothwendig zum Resultate hätte, irgend einen Frem¬ 
den an die Spitze dieser Pfarreien zu stellen.“ 

Dass die Bischöfe, selbst nach dem ConCil von Trient, unmittelbare 
Pfarrer ihrer Diöcese sein können, kann man aus dem Cardinal de Luca, 
discuss. 18 de paroch. Lotter. Üb. I. qu. 10 und 20 ersehen» Spanien boi 
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ehemals mehr als eia Eieispiel davon; die Bisehöfe verwalteten die Beel-*- 
sorge durch ad nutum amovibie Vicare. Die ganze Frage reducirte sich in 
der Angelegenheit von G. auf die Beurtheilung, was dem Seelenheile und 
dem Wohle der Kirche nützlicher sei, entweder, dass der Bischof fortfahre, 
die gewöhnliche Seelsorge beizubehalten, indem er sie durch amovibie Vicare 
ausüben lasse, oder dass er sie für immer inamovibeln Rectoren überlasse, 
die sie in ihrem eigenen Namen führen? Musste man ein seit unvordenklichen 
Zeiten aufgestelltes System ändern, zwar mit einigen Missständen, die aber 
vorzüglich von der Unzureichlichkeit des Gehaltes herkommen, und mit der 
neuen Dotation verschwinden? In solchen Fällen zog der Cardinal de Luca 
die Vicare den ständigen Pfarrern vor, weil man mit der Errichtung von 
Pfarreien notbwendig die Collation durch den Concurs beobachten muss, in¬ 
dem man die Fremden ebenso wie die Diöcesanen zulässt, mit der Verpflich¬ 
tung, den würdigsten zu wählen. Wenn man statt dessen einfache Vicariate 
errichtet, so besetzt man sie mit Personen, die der Ernennung desjenigen 
genehm sind, der die gewöhnliche Seelsorge beibehält. 

Andererseits hat eine traurige Erfahrung die Missstände des zu G, be¬ 
folgten Systemes constatirt. Die Ständigkeit ist in der That nützlicher. Sie 
ist die allgemeine Praxis aller Diöcesen; sie ist mehr conform mit dem 
4?oneil von Trient, 24. Sitzung, 13. Kapitel, sowie mit den Beschlüssen der 
heiligen Congregation, welche in der Rechtssache von Ravenna vom 12. Dee. 
•1829 in Bezug auf die nach dem Wohlgefallen des Bischofes amoviblen 
Pfarrer folgende Erwägungen machte; „Diese sind mehr Miethlings-Kirchen- 
diener und Wächter, als Hirten. Die Schafe, die sie weiden, sind nicht 
die ihrigen, die Herde, die sie leiten, ist nicht die ihrige. Sie bauen 
nicht einen Weinberg, der ihnen anvertraut wäre. So üben sie auch nicht 
die nöthige Wachsamkeit aas, um die reissenden Wölfe zurückzustossen, und 
das Unkraut auszujäten.“ Daher beschloss damals die heilige Congregation 
die Aufhebung der Vicariate, und die Errichtung der Pfarreien. Was die 
Beiziehung von Coadjutoren betrifft, so scheint sie der Stand dieser neuen 
Pfarreien zu erfordern, denn die Bewohner leben in Mitte der Ländereien 
zerstreut. Daher geben alle Canoniker den Wünschen des Bischofs ihren 
Beifall. 

Die heilige Congregation sprach sich zu Gunsten der Errichtung von 
.Pfarreien aus, und willigte ein, die Ernennung der Vicare dem Bischöfe vor¬ 
zubehalten. I. An et quomodo annuendum sit G. episcopi precibus super 
paroeciarunt erectione in casu. Et quatenus affirmative: II. An et quomodo 
consulendum sit Sanctissimo pro dispensatione ab expeditione litterarum apo- 
stolicarum in casu. Sacra Congregatio die 7 augusti 1811. Ad prinütmt 
Affirmative in omnibus, ea tarnen lege, ut coadjutores parochorum libere de^ 
putentur ab ordinario. Ad secundum, attentis peculiaribus circumstantiis 
supplicandum Smo. pro dispensatione. 

IV. Die alte Diöcese von Aquin, die heutzutage dem Bischöfe von Sora 
untergeordnet ist, begreift zwei Städte, von denen die eine, Colle 8. Magno; 
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mehr als 1600 Seelen mit einer aas fünf Theflnahmschaften gebildeten Receptiv- 
Kirche hat. Die «weite heisst Palassolo, and begreift 1700 Einwohner, 
gleichfalls mit einer Receptiv-Kirche, die aas der gleichen Zahl von Theil- 
nahmschaften gebildet ist. Diese swei Dörfer hiengen von einem einsigen and 
dem nämlichen Rector ab, der Erspriester von Castrocelo hiess, and das eine 
halbe Jahr in dem einen, und das andere in dem anderen subrachte, indem 
er an jenem Orte, wo er nicht wohnte, einen Vicar liess. Diese häufigen 
Wechsel waren dem Seelenheile äasserst nachtheilig. Der Bischof von Sora 
versuchte es, durch Missionen absuhelfen und. liess in beiden Dörfern pre¬ 
digen. Da er aber bald der Unwirksamkeit des Mittels gewahr wurde, 
dachte er daran, die Pfarrei absutrennen, und einen ständigen Rector an 
jeder Kirche ansustellen. Er benachrichtigte darüber den apostolischen Nun¬ 
tius von Neapel, indem er ihn um die Vollmachten ersuchte, die dieser ihm 
als Präsident der Commission der Bischöfe gewähren könnte. Da es sich 
aber darum handelte, swei damals an der Receptiv-Kirche von Colle S.Magno 
vacante Antheile aufsuheben, um daraus den Congrua-Antheil des neuen 
Rectors su bilden, so antwortete der apostolische Nuntius, dass er sich an 
den .heil. Stuhl wenden solle, in Anbetracht, dass die Commission keine 
.Gewalt habe, irgend eine Veränderung in der Natur der Güter su bewirken 
und Patrimonialgüter sur Errichtung einer Pfarrei sn verwenden. Der Bi¬ 
schof von Sora recurrirte dann an die heilige Congregation des Concils, und 
stellte das Ansuchen, su Colle S. Magno einen neuen Pfarrer aufsustellea, 
der beständig die Seelsorge versehe, indem der schon vorhandene seine Re- 
sidens su Palassolo fixirte. In Hinsicht auf die Besüge des neuen Reetors 
bestehe su Colle S. Magno eine Receptiv-Kirche, die mehrere Antheile habe, 
von denen die reichsten bis aaf 50 Dukaten Einkünfte steigen» Zwei unter 
ihnen seien gerade vacant. Wenn man sie unterdrUckete, so. bekäme man 
die Congrua des Pfarrers.“ 

Der Erspriester von Castrocelo willigte sur Abtrennung mittelst eines 
gewissen Vorranges und gewisser Ehrenrechte ein. . Dar Klerus der baden 
Receptiv-Kirchen willigte einstimmig ein, sowie die Municipalitöt von Colle 
8. Magno, die über diesen wichtigen Gegenstand eine Sitsung hielt. Man 
liest im Protokolle: Palassolo ist swei Miglien von dieser Gemeinde ent¬ 
fernt; es sind sehr schlechte und sehr gefährliche Wege, die man nothwendig 
so Fass machen muss, weil sie steil sind, mit Steinen angefüllt, mit Felsen 
durchfurcht, die sich von den oberen Bergen ablösen, so dass mehr als Eine 
Person dabei das Leben verloren hat. In Abwesenheit des Pfarrers, wenn 
er in Palassolo wohnt, sind die Seelen den Händen eines Miethlings anver¬ 
traut, der oft in. Besug auf die Sterbenden nicht den gewünschten Beistand 
leistet. Man ist der Erklärungen des Evangeliums, des Unterrichtes an die 
Kinder beraubt.- Die Theilung der Seelsorge wird für die Seelen, und insr 
besondere in Besug auf die Sitten der Bewohner, sehr wohlthätig sein, indem 
der eigene Pfarrer bei allen öffentlichen Und Privathandlungen des Volkes 
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gegenwärtig sein wird. Darum ersucht die Municipalhät einstimmig uni die 
Trennung der Seelsorge.“ 

Im Principe hat man Grund, eine neue Pfarrei zu errichten, wenn die 
canonischen Ursachen der Entfernung und der Unbequemlichkeit, die Sacra- 
mente zu empfangen, selbst dann bestehen, wenn der Pfarrer einen Coad- 
jutor, oder Vicepfarrer halten muss und hält, um dasjenige suthun, was er 
nicht selbst erfüllen kann. In diesem besonderen Falle ist die Entfernung 
von Colle S. Magno nach Palassolo nicht sehr gross; aber es ist ein schwier 
riger Weg, den man nicht zurücklegen kann, ohne Lebensgefahr zu laufen. 
Der Abgang eines eigenen Seelenhirten, der bleibend in jedem der Dörfer 
wohne, bewirkt, dass die Pfarrangehörigen nicht bequem die Sacramente 
empfangen, und dem Gottesdienst beiwohnen können; der Cultus und die Sitten 
leiden darunter nicht wenig; die sich selbst.überlassene Heerde kann nur 
dem Abgrunde zulaufen, wie sich der Bischof in einem Briefe an den Car¬ 
dinal - Präfecten ausdrückt. Ein Viear würde die Bedürfnisse der beiden 
Bevölkerungen nicht befriedigen. Wenn es sich nicht um den Zuwachs 
der Bevölkerung handelt, sondern um die Entfernung und die Schwierigkeit 
der Wege, so wird die materielle Abtrennung der Pfarrei für nothwendig 
erachtet. Es braucht einen Pfarrer, einen wahren Hirten, der seine Schafe 
kennt, sie häufig besucht, der mit der Liebe eines Vaters für ihre Bedffirf-? 
wisse sorgt und an der Verbesserung der Sitten arbeitet. Das, was man 
vorschlägt, um die Congrua des neuen Pfarrers zu bilden, nämlich die Auf¬ 
hebung der zwei gegenwärtig vacanten Antheile zu Colle S. Magno, würde 
den Cultus der Kirche vermindern, und nach der Bemerkung des Nuntius dis 
Natur der Güter gegen den Willen der Stifter verändern. Die heiligen Car 
nonen wollen, dass man die Revenuen der abgetrennten Pfarrei in Anspruch 
nehme. Wenn sie nicht ausreichen und die Errichtung dringend ist, dann 
steht es dem Bischöfe zu, die Pfarrkinder, zu deren Gunsten sie gemacht 
wird, zu zwingen, den Congrua-Antheil des neuen Rectors zu leisten. — Der 
Erzpriester von Castrocelo verlangt Vorzüge und andere Ehrenrechte; die 
-hl. Canonen erlauben dies, wenn gleich die Dotation der neuen Pfaire nicht aus 
der erzpriesterlichen Präbende entnommen ist. Man liest im Redus de erec- 
tione paroehiarum, Pars I. Tit. 3: „Wenn der Bischof eine alte Pfarrei 
abtrennt, und unabhängig davon eine neue errichtet, so muss er, obwohl 
die neueKirehe aus den Revenuen der alten weder gebaut, noch dotirt worden 
ist, Sorge tragen, diese nicht der Art zu entblössen, dass sie nicht einmal 
eine Spur und ein Zeichen von Ehre und von Auszeichnung beibehalte. Denn 
wenn der Pfarrer reelamirt, muss man ihn absolut erhören.“ Diese Lehr¬ 
ansicht begünstiget den Erzpriester von Castrocelo um desto mehr, da er 
dem neuen Pfarrer jährliche 24 Dukaten abtritt. Die anderen Bedingungen, 
die er seiner Einwilligung beigefügt hat, würden Umwandlungen in den 
Anordnungen der Stifter und den Willensäusserungen der Testirenden ver¬ 
langen, was nicht möglich scheint. Es liegt wenig daran, dass er erklärt 
hat, dass er ausserdem in die Abtrennung nicht einwilliget denn ein 
Moy*» Jrchto für kalk Xürchenrecht. II. Band. 10 
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gung. — Die heilige Congregation decretirte am 29. Jänner 1848 die Ab¬ 
trennung nach dem Wunsche des Bischofes. I. An locus sit dismembrationi 
et ercctioni novae parochialis in casu. Et quatenus affirmative: II. An et 
quomodo Bit providendum congruae novi parochi in ecclesia Colle S. Magno 
in casu. 111. An et quomodo admittendae sint conditiones archlpresbyteri de 
Castrocelo in casu. Sacra Congregatio die 29 januarii 1848. Ad primum: 
Affirmative. Ad secundum: Affirmative juxta votum episcopi. Ad tertium: 
Affirmative quoad jura honorifica tantum. 

V. Kraft Decretes vom 16. Mars 1842 trennte der Bischof von Modena 
die Subsidiarkirche des heil. Geminianas von der Probsteikirche des hl. Lau¬ 
rentius von Serpiano ab. Sein Vorgänger hatte sie im Jahre 1831 durch 
ein feierliches Decret vereint. Die neue Abtrennung war ungesetslich vor- 
genonunen worden, ohne den Probst von Serpiano su hören, noch ohne ihn 
Vorauladen. Er appellirte an den hl. Stuhl gegen die Abtrennung und gegen 
die Ernennung des neuen Pfarrers, die mittels Concurses .stattgefunden batte. 
•Jedoch erachtete die heil. Congregation, in Berücksichtigung der besonderen 
Umstände, die Abtrennung sei für gültig su erklären; ebenso sei die. Errichtqng 
der neuen Pfarrei, und die Einsetsung des neuen Pfarrers su bestätigen sammt 
all’ dem, was daraus erfolgt sei, in Besug auf alle Rechtswirkungen, voraus-- 
gesetst, dass das Einkommen der neuen Pfarrei ohne Nachtheü für die Güter 
•der Probstci gebildet sei, und dass eine jährliche Abgabe von drei Pfunden 
weissen, bearbeiteten Wachses dem Probste am Tage des Titularfestes sum 
‘Zeichen der Verehrung der Mutterkirche dargebracht werde. Diese Entschei- 
durg verdiente die Bestätigung von Gregor XVI. am 19. December 1S42. 

Der Probst betrieb^ die Ausfertigung der Bullen, und verlangte, dass sie 
ohne Verschub ausgeführt würden, nach Form und Inhalt der obigen Reso¬ 
lution. Er hoffte, dass ihm die seit der Abtrennung von der Probstei ab¬ 
gerissenen Güter gänglich restituirt würden. Aber alle Verasche fielen durch; 
die Bullen blieben mehrere Jahre ohne Ausführung. Der Pfarrer von £k Qe- 
miniano fuhr fort, die Güter su geniessen, die ihm suerkannt worden waren, 
und bot der Mutterkirche die jährliche Abgabe an Wachs nie an. Dann re- 
currirte der Probst wieder an die heilige Congregation, mit dem Verlangen, 
das erlassene Decret ausführen su lassen, und die Güter surücksustellen, in 
die er bei seinem Eintritte in die Seelsorge canonisch eingesetst worden 
war. — Der Bischof Regginiani lebte noch; von der heiligen. Congregation 
sur Meinungsäusserung über die neue Instans angegangen, antwortete 
er: ,,Zwei Bedingungen wurden nur Trennung, beigesetst Die erste war, 
‘die Güter der Probstei von Serpiano unverletst su belassen. Es war un- 
<nüts, die Erfüllung derselben nachsusuchen, in Anbetracht, dass lange vor 
der Publication des besagten ehrwürdigen Decretes die besagte Bedingung 
•vollkommen ausgeführt werden war. Im Juli 1838 entsagte der nämlkhe 
•Probst, der es noch gegenwärtig tat, freiwillig su Gunsten der Kirche des 
; heil. Geminianus und ihres Vicarm allen Gütern und Jahreseinkünften, die 
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ihm ehemals zugehörten. Es hatten sich zwischen den beiden Pfarrern einige 
Streitigkeiten über das Eigenthum von einigen Stücken Landes wenige Zeit 
nach der endgültigen Trennung der Kirchen ergeben; der Yicar für die Ein¬ 
wohner ausserhalb der Stadt, von mir nur zu diesem Zwecke delegirt, sprach 
seinen definitiven Urtheilsspruch im Juli 1842, mehr als fünf Monate vor 
dem Decrete der Congregation. Dieses Urtheil schnitt die Streitfragen ab, 
and man aggregirte der Pfarrei von S. Geminianus nur die Güter, die ihr 
ausschliesslich zugehörten. Was die zweite Bedingung betrifft, welche sich 
auf die jährliche Darbringung von 3 Pfund bearbeiteten Wachses betrifft, so 
muss ich Euerer Eminenz offen gestehen, dass sie der Pfarrer von 8. Ger- 
miniano nie beobachtet hat; und auch heute noch würde er sich dessen 
weigern, unter dem Vorwände, dass er im Stande sei zu beweisen, dass 
ursprünglich seine Kirche die Mutterkirche sei, und nicht jene von Serpiano. 
Ungeachtet dessen versichere ich Euere Eminenz, dass ich ihn veranlassen 
werde, die Darbringung zu leisten, und ihn selbst das Rückständige za 
geben zwingen werde. Die Probstei von Serpiano ist nicht arm. Es ver¬ 
bleiben ihr, ohne das Zufällige, mehr als 95 römische Scudi.“ Endlich 
drückte der Prälat die Hoffnung aus, dass man für diesmal dem Probste ein 
beständiges Stillschweigen auferlegen werde. 

Wirklich wurde die Sache beinahe drei Jahre zum Schweigen gebracht, 
bis Anfangs 1848. Beim Tode des Bischofes schien der Capitular-Vicar 
die Interessen des Probates in die Hände nehmen zu wollen. Er beauftragte 
den Yicar für das Auswärtige, den Pfarrer und die Familienhäupter von 
S. Geminiano vorzuladen, und ihnen zu bedeuten, dass man das Decret der 
heil. Congregation streng durehzufübren beginnen würde; dass man folglich 
den Congrua-Antheil des neuen Pfarrers ohne Nachtheil für die Probstei bilden, 
die jährliche Abgabe in Wachskerzen bezahlen, die apostolischen Briefe ans-** 
fertigen lassen, und in Bezug auf alle diese Dinge eine förmliche Verpflich¬ 
tung übernehmen müsste. Wenn sie sich einige Nachlässigkeit, dieses zd 
thun, zu Schulden kommen liessen, so wäre kein Grund mehr vorhanden, 
die Abtrennung und die Errichtung der neuen Pfarrei zu ratificiren, noch 
auch die Ernennung des Pfarrers zu confirmiren. Alles würde wieder auf 
den alten Fuss zurückgestellt werden. 

. Der Pfarrer von St. Geminian eludirte den Sturm, indem er das An- 
«rbieten stellte, Alles auf sich zu nehmen, Angesichts der Armuth derPfarr- 
kinder, und mit dem Probste freundschaftlich Zu verhandeln, in Gegenwart 
der Diöcesan-Autorität, welcher Vorschlag in Hoffnung einer gütlichen Aus¬ 
gleichung angenommen wurde. Die ersten Unterhandlungen zeigten ein tiefen 
Aaseinandergehen der Meinungen. Der Pfarrer von St. Geminiano gedächte 
im friedlichen Besitze aller kraft des Decretes der Abtrennung seiner Kirche 
angewiesenen Güter zu verbleiben, mit Ausnahme eines oder zweier Stücke 
Landes, za deren Zurückgabe er einwilligte. Der Probst von Serpiano 
seinerseits sagte, dass alle Güter za seiner Pfarrei gehörten; dem Frieden 
zu liebe willigte er ein, etwas abzutreten, wtep gewissen Bedingungen. 

10 ** 
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.Solche Forderangen, auf denen unabänderlich bestanden wurde, mussten jeden 
: gütlichen Abschluss verhindern. Es war noch gar nichts geschehen, als der 
Pfarrer von S. Geminiano seine Pfarrei aufgab. Der Oekonom, der sie 
während der Vacanz verwaltete, bewirkte die Annahme eines Abkommungs- 
.planes von Seite der Pfarrkinder, und schlug ihn dem Probste vor, der ihn 
.nicht nach seinem Gefallen fand. Dann hielt es der Bischof, in Erwägung, 
dass jedes Uebereinkommungsproject, mochte es wie immer beschaffen sein, 
nichts desto weniger der Ratification des heil. Stuhles unterbreitet werden 
.müsste, für zweckmässig, die heil. Congregation des Conciliums um Rath zu 
fragen, um zu erfahren, welches von den verschiedenen Projecten man adop- 
tiren solle. Das geschah im Jahre 1850. 

Bevor man sie untersuchte, musste man eine vorläufige Frage in’s Reine 
bringen, nämlich die, ob die dreizehnte Regel der Kanzlei kein Hinderniss bilde. 
; Der Papst annullirt und cassirt vermöge dieser Regel alle Vereinigungen, 
Annexationen und Abtrennungen, selbst die für immer getroffenen, an allen 
.Kathedralen und anderen Kirchen oder kirchlichen Beneficien, die nicht bei 
Lebzeiten des Papstes, oder vör der Erneuerung der besagten Regel, der 
; eie decretirt hat,*in Wirksamkeit gesetzt worden sind. Sie begreift die Ab¬ 
trennung eines Theiles der Einkünfte in sich, die zu den besagten Kirchen 
.gehören, was anfänglich von Clemens VIR. hinzugefügt wurde, wie es Rigant 
•bemerkt. Daher müssen die Abtrennungen bei Lebzeiten des Papstes, der 
; dazu ermächtiget hat, in’s Werk gesetzt werden, unter der Strafe, der frag¬ 
lichen Regel unterworfen zu werden. Nun wird aber die Abtrennung einer 
•Pfarrei nur dann als in’s Werk gesetzt erachtet, wenn der neue Rector von 
seiner Kirche, von seinen Gütern und Rechten friedlich Besitz ergriffen hat. 
,1m Gegentheile wird sie alle Male als nicht effectuirt erachtet, wenn man 
-die von dem Oberen in der Abtrennungs-Acte beigefügten Bedingungen nicht 
.exequirt hat, z. B. wenn man es vernachlässiget, den Congrua-Antheil an- 
zuweisen, den die heil. Canonen erfordern, um eine neue Pfarrei zu er¬ 
achten. 

Obwohl in diesem besonderen Falle die Abtrennung vom Monsignor 
Reggiani vorgenommen wurde, so hat sie jedoch erst die von der heil. Con¬ 
gregation unter dem 17. Dec. 1842 decretirte Sanction gültig gemacht. Nun 
hätte man die Bedingungen erfüllen müssen, die damals gestellt worden 
. waren, nämlich die Einkünfte der neuen Pfarrei ohne Nachtheil der Probstei 
herzustellen, den jährlichen Tribut von 3Pfund Wachs zu leisten; apostolische, 
.auf diese verschiedenen Sachen bezügliche Briefe auszufertigen. Nichts von 
all’ dem ist bei Lebzeiten Gregors XVI. geschehen, was zweifeln lässt, ob 
man hier nicht die Regel der Kanzlei anwenden müsse, so dass man die 
Dinge in ihrem ursprünglichen Zustande aufgreifen müsse. Vorausgesetzt, man 
könne diese erste Schwierigkeit beseitigen, wollen wir die verschiedenen Beile- 
gungsprojecte näher betrachten. Der Probst sagt, dass das Decret der hl. Con¬ 
gregation vom Jahre 1842 nicht erlaube, der neuen Pfarrei die Güter der 
Probstei zu geben. Diejenigen, welche sich der Pfarrer von 6« Geminiano 



149 


ansnsp rechen vermisst, gehörten immer sur Kirche des heil. Lanrentios; der 
Rector der letzteren gewährte ehemals den Nutegenuss davon dem Vicar von 
S. Geminiano, ohne auf das Eigenthum zu versiebten, und diese letztere 
Kirche besass nie Güter, die ihr als Eigentbum angehörten. Endlich würden ihr 
andere Uebereinkommen, als das seinige, nicht einmal das Nothwendige lassen. 
Was die Bedingungen anbelange, die er dem Uebereinkommen beigefügt habe, 
so gebe es in seinen Augen nichts Gerechteres. Die erste betrifft die Thei- 
lung des Gebietes. Die sweite besieht sich auf den jährlichen Tribut von 
3 Pfund Wachskersen. Die letste endlich betrifft die Erstattung der Früchte, 
welche der Gegner ungerechter Weise seit dem Beginne des Rechtshandels 
besogen hat. 

Andererseits läugnet der Oekonom von S. Geminiano, indem er seine 
Gründe geltend macht, suerst die Suprematie von S. Laurentius, und be¬ 
hauptet, dass er das Gegentheil durch unwidersprechliche Monumente be¬ 
weisen könne. Er ruft die freiwillige, von dem Probste vor der Abtrennung 
gemachte Abtretung in’s Gedächtniss, welche durch Decret vom 5. Sept. 1842 
bestätiget wurde. Er erhebt Einsprache gegen die besagte Theilung des Ge¬ 
bietes, als eine von den Pfarrkindern abgelehnte, und dem Decrete der Ab¬ 
trennung suwiderlaufende. Das sind, kurs gefasst, die Gründe von der 
einen und der anderen Seite. 

Bei diesem Stande der Dinge erachtete die heil. Congregation, die Ab¬ 
trennung ratificiren su sollen, indem sie die Ausführung des Decretes ver- 
ordnete, das sie am 17. December 1842 erlassen hatte. Bevor sie sich über 
die Abtretung und Anweisung der Güter aussprach, wollte sie, dass der 
Bischof genauer su erkennen gebe, welches diejenigen seien, die die Probstei 
und die Kirche von S. Geminiano vor der von Msgr. Galeffi 1831 bewirkten 
Vereinigung genossen. I. An sit danda executio rescripto S. C. diei 17 de- 
cembris 1842 in casu. Et quatenus affirmative. II. An et quae cessio ao 
respectiva assignatio bonorum sit approbanda, ita ut, et quae conditiones smt 
admittendae in casu. Sacra Congregatio die 24 augusti 1850. Ad primum, 
Affirmative facto verbo cum Sanctissimo. Ad secundum, Dilata et scribatur 
episcopo qui magis praecise referat de bonis quibus fruebatur tarn prae- 
positura quam ecclesia Castellini ante unionem peractam ab episcopo Galeffi. 

Der Rechtsprocess wurde neuerdings am 14. December des nämlichen 
Jahres vorgelegt. Der Bischof hatte die Liste der Guter eingesendet, welche 
die beiden Kirchen vor der Vereinigung besessen hatten, die der neuen Ab¬ 
trennung voranging. Dieses Verseichniss weist fünfzehn Stücke Landes als 
Eigenthum der Probstei aus, und siebzehn andere, die die Pfarrei von San 
Geminiano genoss. Ueberdies erhielt der Pfarrer der letzteren jährlich drei 
und dreissig Thaler von der Regierung; der Probst bezog jährlich 24 Thlr. 
Endlich drückte der Prälat seine Ansicht üher die Abgränzung des Gebietes 
und über die Theilung der Güter aus. Folgendes ist die definitive Resolu¬ 
tion: An et quae cessio, ac respectiva assignatio bonorum sit adprobanda, 
ha ut et quae conditiones sint admittendae in casu. Sacra Congregatio die 



1 4 decembris 1890. Affirmative juxta votum episcopi per Breve, facto verbo 
com Sanctissimo. Die Billigkeit verlangte in der That, den beiden Pfarreien 
jene Güter zuzuerkennen, deren jede vor ihrer Vereinigung geposs. Was, 
die Bedingungen betrifft, so waren sie in demDecrete vom Jahre 1842 aus¬ 
gesprochen. Die Substitution des Breve an die Stelle der von diesem vor¬ 
geschriebenen Bullen hob eine der Schwierigkeiten des Rechtshandels. 

VI. Am 23. April 1853 ist die Entscheidung eines Rechtshandels er¬ 
folgt , der schon vor mehr als einem Jahrhundert begonnen wurde. Im 
Kanton Wallis sind zwei Dörfer, das eine Val d’Iliez, das andere Champeri 
genannt. Sowie die Bewohner des letzteren bis auf die jüngsten Zeiten von 
der Gemeinde von Iliez abhängig waren, so waren sie auch in Bezug auf 
das Geistliche dem Rector der Pfarrkirche von Iliez unterworfen. Damit 
ihnen ihre Entfernung von der Pfarrei keinen Nachtheil bringe, errichtete der 
Bischof von Sion schon im Jahre 1723 ein Beneficium oder eine ständige 
Caplanei mit einem von ihnen angebotenen Fonde an der Kapelle des heil. 
Theodulus, die sich im Gebiete befand, mit der Verpflichtung für den je-: 
weiligen Caplan, jeden Tag die Messe zu lesen, Vesper zu halten, die Kinder 
ssu katechisiren, die Sacramente der Busse, und der Eucharistie zu verwalten, 
qnd selbst mit der Vollmacht, die Begräbnisse an dem Oratorium nach einem 
Rescripte der Congregation des Conciliums vorzunehmen. 

Obwohl die Absendung dieses Caplanes mit solchen Vollmachten den 
geistlichen Bedürfnissen der Bewohner hinlänglich abzuhelfen schien, so 
machten sie.doch mehrere Versuche, um sich der Jurisdiction des Pfarrers 
von Iliez zu entziehen. Seit dem Jahre 1740 wurde die Angelegenheit der 
Abtrennung vor dem Bischöfe von Sion verhandelt, der einen ihren Wünschen 
entgegengesetzten Spruch that. Man legte eine Appellation an die aposto¬ 
lische Nuntiatur ein; diese bestätigte den Spruch des Bischofes. Dann re- 
currirten die Champerier an die heil. Congregation des Conciliums, welche 
ihr Gesuch am 15. December 1742 zurückwies, indem sie erklärte, dass 
die Anwesenheit eines Caplanes zu Champ6ri den vorgehabten Zweck hin¬ 
länglich erfülle. Die Instanz wurde 1793 vor dem bischöflichen Hofe von 
Sion erneuert, der die genaue Beobachtung des früher von der heil. Con¬ 
gregation erlassenen Decretes verordnete, den Champeriern Schweigen auf¬ 
erlegte, und sie jedes Klagrechtes verlustig erklärte. Endlich schrieb im Jahre 
1768 der vom Papste hiezu besonders deputirte Auditor der apostolischen 
Kammer unter Strafe vin tausend Dukaten Geldbusse vor, die Resolutionen 
der Congregation des Conciliums und ihren Inhalt zu beobachten. 

Bis zum Jahre 1840 wurde kein neuer Versuch gemacht. Zu dieser 
Zeit wurde die Gemeinde von Champeri von jener von Iliez in Bezug auf 
die bürgerliche Verwaltung getrennt. Darauf erneuerten die Bewohner ihr 
Ansuchen in Bezug auf die Abtrennnung vor dem bischöflichen Hofe zu Sion. 
Und da man anfänglich die präjudicielle Frage behandelte, nämlich ob die 
Autorität der schon entschiedenen Sache der Erneuerung der Bitte einHinder- 
Oiss bereite, so erliess der Bischof von Sion einen den Bewohnern günstigen 
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Sprach. Die Gemeinde von Iliez appellirte an die apostolische Nuntiatur; 
die das Urthefl entkräftete, aas dem Grunde, -weil die Champerier, jeder 
Rechtsklage beraubt, kein Recht hätten, den Process von nettem einsuleiteb, 
ohne vorher die restitutio in integrum gegen das Decret der heil.Congrega- 
tion des Coneils erhalten so haben. Die Champerier bestanden für damals 
nicht mehr weiter darauf. Sie beobachteten während einiger Jahre das Still¬ 
schweigen; aber im Jahre 1847 reichten sie eine Bittschrift an den Papst 
ein, wodurch sie um die Ermächtigung ansuchten, ihre Bitte wieder aufgreifen 
so «dürfen. Das Ansuchen wurde gnädig aufgenommen, und die Rechtssache 
der heiligen Congregation des Coneils überwiesen. 

Zur gleichen Zeit erhob sich eine andere Frage in Besug auf die Ab¬ 
trennung der Einkünfte und Güter, die vier Bruderschaften und frommen, an 
der Prioratskirche von Val d’Ilies errichteten Stiftungen angehörten. Ein 
frommer Wohlthäter, der Canonikus Anton Gavre hinterliess einst der Ge¬ 
meinde von Iliez 14,000 Gulden, um Sals su kaufen, das man den Armen 
der Pfarrei austheilen sollte. Man liest in den auf diese Schenkung beaßg- 
lichen Acten vom 3. Juni 1760 und 15. September 1764: „Ich übergebe, 
trete ab, und schenke als reine, vollkommene und imwiderrufliche Schenkung 
der Gemeinde von Val d’ Ilie», damit die Einkünfte für weltewige Zeiten 
angewendet werden, um Sals su kaufen, welche» man alle Jahre den Armen 
der besagten Pfarrei austheilen wird, Sa der Zeit und auf die Weise, wie 
es die damit beauftragten Personen für zweckmässig finden werden.“ Die 
Verwaltung dieser Schenkung scheint vier Bruderschaften übergeben worden 
so sein, die in der Pfarrei, oder in der alten Gemeinde von Ilies bestehen. 

Sobald die Champärier ihre administrative Abtrennung erreicht hatten, 
verlangten sie Antheil an den Gütern der Bruderschaften. Indem der bischöf¬ 
liche Hof von Sion ihrem Ansuchen durch einen Urtheilsspruch vom l.Märs 
1844 Recht widerfahren Hess, schrieb er vor, bis auf eine neue Anordnung, 
in den beiden Gemeinden einen gemischten Rath oder ein Comite zu ernennen, 
beauftragt, die Fonde zn verwalten, die Rechnungen zurevidiren, die Renten 
su vertheilen, wie vor der Trennung der Gemeinde, mit Zuweisung eines 
gerechten Antheiles an die Armen von Champeri, wie wenn keine Verände¬ 
rung stattgefunden hätte. Iliez wollte an den apostolischen Nuntius appel- 
liren, da aber dieser das Urtheil des Bischofes bestätigt hatte, so appellirte 
die Gemeinde endlich an den apostolischen Stuhl. Sowohl der Bischof von 
Sion, als der apostolische Geschäftsträger zeigen sich der Forderung der 
Champerier günstig. Der Bischof ist der Meinung, dass die Abtrennung ge¬ 
währt werden solle, mit Approbation eines zwischen den beiden Gemeinden 
am 30. November 1818 stipulirten Uebereinkommens. Folgendes sind die 
vorzüglichsten Artikel: 1) Ilie» wird die Opposition aufgeben, die es bisher 
gegen die Abtrennung der Pfarrei gemacht hat. 2) Es wird, so viel an 
ihm liegt, den Rechten auf den Empfang von Molken bei Gelegenheit der 
Benediction der Alpienhütten in dem Gebiete von Champäri entsagen. 3) Es 
wird alle Emolumente abtreten, welche der Prior von Iliez für Sterbfälle, 
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Taufen und Ehen erhält. Champ&ri seinerseits entsagt jedem Rechte, die 
es auf die Güter and Erträgnisse haben könnte, die der Fabrik von Ilias, 
der Bruderschaft des heil. Sacramentes, der Mission, den Benefiflen des 
Priorats und Vicariates angehören. Das Uebereinkommen enthält auch einige 
Artikel über den Unterricht der Kinder der beiden Gemeinden. Die,, bezüg- 
lichen Municipalräthe haben es ratificirt. Der Pfarrer von Ilies schlägt ge- 
‘wisse Modificationen über den Artikel 2 vor. 

Gründe für und wider die Abtrennung. Obwohl die Entfernung, die 
sie legitimirt, im Rechte nicht bestimmt ist, so hat die heil. Congregafion 
mehr als einmal geurtheilt, dass jene von 2000 Schritten, und selbst von 
4400 hinlänglich sei. In diesem besonderen Falle hat man Wohnungen von 
acht, »wölf und selbst sechzehntausend Schritten von der Kirche von Ilie», 
durch die Felsen und das Eis der Alpen. Zu den natürlichen Ursachen 
.kommen noch die moralischen und politischen. Seitdem diese »wei Dörfer 
»wei unabhängige Municipalitäten bilden, ist die alte Harmonie verschwunden* 
and hat einer Gereistheit und Händeln Raum gegeben, was alle Hoffnung 
benimmt, sie friedlich unter der geistliehen Jurisdiction des nämlichen Rectors 
erhalten »u können. So zeigen sich der Geschäftsträger des heil, Stuhles 
.und der Bischof der Abtrennung wegen der. Veränderung günstig, die unter 
•diesen Umständen stattgefunden hat. Der hohe Rath von Wallis erklärt* 
(„keinen Grund zu haben, der Erhebung von Champeri zur Pfarrei entgegen zu 
-treten; diese Massregel scheint ihm im Interesse derLocalität zu sein.“ Der 
^Präsident des Civil- und Criminal-Gerichtshofes erachtet, „dass die Erhebung 
.Ton Chtunpfoi zur Pfarrei ein mächtiges Mittel wäre, mit den Streitigkeiten 
.zu Ende zu kommen, die häufig zwischen den Bewohnern der beiden Ort¬ 
schaften Vorkommen.“ Endlich hebt die zwischen den beiden Municipalräthen 
stipulirte Vereinbarung die Opposition von Uiez auf, die der Abtrennung 
jünmer ein Hinderniss in den Weg legte. 

Wenn andererseits die Abordnung eines Coadjutors den geistlichen Be¬ 
dürfnissen der Pfarrkinder, die nicht zur Pfarrkirche kommen können, hin¬ 
länglich abhilft, so ist es nicht rathsam, zur Abtrennung zu schreiten, denn 
man hat den Grund nicht, wegen dessen das Conoil von Trient dazu er- 
■mächtiget. In diesem besonderen Falle ist die Entfernung kaum von einer 
-Miglie. Die Bevölkerung ist eine starke, genährt in der frischen Bergluft; 
diese Entfernung ist nichts für sie, um desto mehr, weil man weder Fluss 
«och Berg zu überschreiten hat, denn die beiden Dörfer sind im gleichen 
JThale gelegen. Die politischen und moralischen Gründe. können bestritten 
werden. Diese politischen Uneinigkeiten werden nicht von langer Dauer 
«ein, und dürften die Abtrennung nicht motiviren. Der Munioipalrath von 
-Diez hat zwar eingewilliget, aber er hat mehr einer moralischen Gewalt 
«achgegeben, als dass er frei nach vernünftigen Gründen eingewilligt hätte. 

Ungeachtet dieser Zweifelegründe hat sich die heilige Congregation diesmal 
für die Abtrennung ausgesprochen, Angesichts der Veränderung der Umstände, 
folgendes sind die Zweifel und die Resolution: 
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E Ab sit locus dfsmelnbrationi' paroeciäe ln Ef «patentns affir¬ 

mative. II. An et quomodo eit locus segregationi bonorum ad confraternitates 
et aliapia loca spectantium in casu. Sacra Congregatio die 23 Aprdis 1853; 
Ad prbnuqi, Affirmative juxta votum episcopi, et ad mentem. Mens est, nt 
scribator episcopo, qui in divisione fructuam curet, ut vitentur oeeasiones 
jurgiorum. Ad secundum, Affirmative ad formam decreti curiae episcopalis 
diei prima Martii 1844. 


MHe Vereinbarung der würtembergischen 
Regierung mH dem heil. Stuhle. 

Der Staatsanseiger von Wörtemberg brachte unterm 16. Juni d. Js. 
Nr. 20 S. 139 die sehr erfreuliche Nachricht: 

„Am 5. Juni d. J. ist die Vereinbarung der k. Staatsregierung mit der 
römischen Curie über die Abgränsung der staatlichen und kirchlichen Be¬ 
fugnisse hinsichtlich der katholischen Kirchenangelegenheiten in Würtemberg 
durch den Austausch der Ratifications-Urkunden sum endgültigen Abschluss 
gelangt, gerade nach einjährigem Aufenthalte der k. Bevollmächtigten in 
Rom und gerade fünfzig Jahre nach dem ersten Versuch der würtember- 
gischen Regierung, die kirchlichen Angelegenheiten durch ein Abkommen mit 
dem heil. Stuhle su ordnen. Diese Vereinbarung bildet ebenso einen Ab¬ 
schluss nach rückwärtig wie den Ausgangspunkt einer neuen Entwicklung, 
und ist nach dem Inhalte wie nach dem Umfange ihrer Bestimmungen; nach 
ihrer principieüen , wie faetischen Bedeutung wohlgeeignet, das Öffentliche 
Interesse lebhaft in Anspruch su nehmen.“ Dank der göttlichen Vorsehung! 

Die segensreichen Wirkungen der denkwürdigen Versammlung des deut¬ 
schen Episcopates in Würzburg im October und November des Jahres 1848 
treten immer deutlicher hervor. 

Mitten in den politischen Wirren und Stürmen, wo bei dem allgemeinen 
Rufe nach Freiheit und Recht, leider das Recht immer mehr und mehr aus 
den Fugen wich und die Freiheit in Anarchie ausartete, welche dem Altäre 
und Throne den Umstur» drohte, trat der deutsche Episcopat in der altehr¬ 
würdigen Stadt der Franken, in Würzburg zusammen, nicht, um den Re¬ 
gierungen, wie die Feinde her Kirche in der ungerechtesten und böswilligsten 
Absicht ihnen vorwarfen, in ihrer ohnehin so schwierigen Lage noch grössere 
Verlegenheiten su bereiten ; sondern um in aller Ruhe, Umsicht und Beson¬ 
nenheit dem göttlichen und menschlichen Rechte der Kirche und der, allent¬ 
halben so sehr missachteten Autorität, auf welchen, als den festesten 
Pfeilern, die wahre Freiheit beruht, das Wort su reden. 

Gott und unser Recht, mit vereinter Kraft , furchtlos und treu, war 
ihr, wie der erhabenen Regenten, Losungswort. Mit Gott begann ihre Ver- 
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Sammlung, mit Glitt ward sie fortgesetzt, mit Gott beendet Damm konnte 
der Erfolg derselben auch nur ein gesegneter sein. Ihr erstes Wort an di» 
Gläubigen ihrer Diflcesen war, dass sie im Hinblick auf den Felsen,' der bei 
allen Stürmen unerschütterlich dasteht, als Säule und Grundfeste der Wahrheit, 
der Wahrheit und dem Fortschritte huldigen wollen. Dabei bemerkten sie 
aber vor Allem, dass jeder Fortschritt ein gesetzlicher sein muss, sonst 
werde er zu einem Rückschritte, der, wie manche Zeichen der Zeit darauf 
Hinweisen , mit dem furchtbaren Abgrunde der Anarchie drohe. Darum 
hätten sie sich insbesondere verbunden, mit dem Ansehen der Religion Aas 
Ansehen der ton Gott gesetzten Gewalt zu stützen. 

Darum hatten sie sich von Neuem gelobt, treu zu halten an ihren recht¬ 
mässigen Fürsten und Obrigkeiten, deren gesetzliche Macht die stärkste Bürg¬ 
schaft und das festeste Bollwerk einer echten, von Tyrannei und Anarchie 
gleich weit entfernten Freiheit ist. 

Darum richteten sie an die Gläubigen ihrer Diücesen das Mahnwort des 
Apostels: „Seid unterthan jeder menschlichen Obrigkeit um Gottes willen; 
sei es dem Könige, welcher der Höchste ist, oder den Statthaltern, als solchen, 
welche geordnet sind zur Bestrafung der Uebelthfiter und zur Belohnung der 
Rechtschaffenen. Denn so ist es der Wille Gottes, dass ihr durch Rechtthua 
die Unwissenheit thürichter Menschen »um Schweigen bringt, als solche, die 
frei sind, aber nicht als solche, welche «um Deckmantel der Bosheit die 
Freiheit missbrauchen.“ L Petr. 2, 13—16. 

Im Hinblicke auf die Stellung, welche die Kirefae und der dieselbe re- 
prasentirende Episcopat unter seinem Oberhaupte bei der Veränderung aller 
bürgerlichen Verhältnisse einsunehmen haben, sprachen sie es mit aller 
Klarheit und Entschiedenheit aus, dass die Kirche eine Trennung des natür¬ 
lichen Bandes zwischen ihr und dem Staate nicht wünschen könne und dürfe. 

Die Kirche, die sorgliche Mutter aller ihrer Kinder, sohliesse Niemand 
von ihren Segnungen aus, der sich nicht selber innerlich oder äusserlich von 
ihr lossage. Sie werde am wenigsten dem Vaterlande entziehen, was es an 
christlichen Bestandteilen noch zu seiner Erhaltung Und Wiedergeburt in 
Einheit, Macht und Grösse besitze, und immer bereit sein, den ganzen Segen 
ihrer Heilskraft da zu entfalten, wo sie in ihrer Wirksamkeit sich nicht 
behindert und gestört sehe. Sie werde aber auch von den Rechten und 
Freiheiten, welche die Grundlage der neuen staatlichen Ordnung bilden Sotten, 
den ihr gebührenden Antheil in Anspruch nehmen und nie dulden, dass ihr 
derselbe engherzig oder parteiisch bestritten werde. 

Sie werde wieder eintreten in jene Selbsständigkeit , welche ihr ange¬ 
höre und die ihr , wahrlich nicht zur Förderung des Gesammtwohles , so 
lange verkümmert wurde. Sie werde vor Allem ihr heiliges Anrecht auf 
Erziehung und Unterricht wahren und niemals zugehen, dass ihr, der Be¬ 
gründerin der Volksschule , das Kind vom Mutterherzen genommen werde.“ J ) 

*) Hirtenworte der in Würzburg versammelten Erzbischöfe nnd Bischöfe Deutschlands an 

die Gliuhtgan ihrer Dlöcesen. Del Gindel: Archiv /, K. 0. n. K. R. U, Hfl. S.38—40. 
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Es erhallt aber hieraus auch, welch’ eia grosses Gewicht’ der Epiacopat 
auf das Recht der Erziehung und des Unterrichte legt. 

Wie gegen die Gläubigyn ihrer Diöcesen, so spraehen die deutschen 
JJischüfe es gegen die erhabenen Regierungen ans, dass, wie entschieden 
und strenge auch die Kirche anarchische Bestrebungen jeder Art verabscheue 
und verwerfe,. sie doch auch ein lebendiges Interesse habe an der Sicherung 
alles Desjenigen, was der allgemeine Ruf nach Freiheit von administra¬ 
tiver Bevormundung und Controle Wahres enthalte. 

Sie vertrauten aber nur Weisheit der erhabenen Regenten, dass sie der 
Kirche für die segensvolle Entwicklung und Durchführung ihrer hohen Auf¬ 
gabe das volle Recht zuständiger Freiheit nicht würden versagen wollen. 

Zum Erweise der Wahrheit der segensreichen Wirksamkeit der Kirche 
konnten sie sieh .auf ein achtsehnbundertj&hriges Zeugniss der Geschichte 
berufen. 

„Achtzehn Jahrhundert bezeugen, dass die Kirche es gewesen, welche 
in sturmbewegten Zeiten, wo die Wogen, entfesselter Leidenschaften in 
wilder Brandung tobten, Nationen gegen Nationen im Kampfe um Sein und 
Nichtsein sich erhoben und die Grundfesten aller bürgerlichen and staat¬ 
lichen Ordnung wankten, die Völker gesittigt und erzogen, Künste und 
Wissenschaften gepflegt und veredelt, allen Arten dar öffentlichen und Privat- 
noth die' nie versiegenden Quellen der christlichen Charitas geöffnet, Fürsten 
gltd Völker in der Gerechtigkeit zu vereinbaren gesucht und so Ordnung 
und Freiheit in allen Verhältnissen des öffentlichen und bürgerlichen Lehens 
auf dem einzig wahren Fundamente des Glaubens zu gründen gewusst 
habe.“ — 

„Die Kirche ist die Hüterin der Sitte, das im Leben sich ausprägende 
Gewissen der Menschen. Staat und Kirche berühren sich noth wendig in 
ihren Wirkungskreisen. Eine Trennung der Kirche vom Staate kann daher 
auch nicht im Willen der Kirche Kegen. 

Als oberster Grundsatz wurde aufgestellt: „Wo das Verbältniss der 
freien Lebensäusserung der Kirche zu der öffentlichen Ordnung des Staates 
durch Concordate oder ähnliche Verträge mit dem heiligen Stuhle normirt, 
und die unverkümmert getreue Erfüllung dieser Verträge gesichert ist, da 
werden die Bischöfe dieselben heilig achten. Wo jedoch im Einzelnen und 
Besondern die Bestimmungen solcher Verträge sich als Hemmnisse des kirch¬ 
lichen Lebens und der freien episcopalen Wirksamkeit bereits erwiesen haben, 
wie dies z. B. vielfach mit dem sogenannteen Staatspatronatsrechte, mit de? 
Placetirung zu Kirchenämtem der Fall ist, da werden die Bischöfe nicht 
säumen, die Weisheit des heiligen Stuhles um seine Vermittlung za Abwen¬ 
dung alles Hemmenden anzugehen. g 

Im Einzelnen wurden, jedoch nur beispielsweise, folgende Rechte für die 
Kirche in Anspruch genommen: 

1} das Recht der Lehre und Erziehung; 

2) die Auswahl, Weihe und Sendung ihrer Diener, der Priester; 
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3) ihre Leitung and die Üeberwachang ihres Amtes and Wandels; 

4) die Anordnung des Cnltas and der kirchlichen Disciplin; 

5) die Einführung religiöser Orden and Vereine; 

6) Das Recht, Vermögen zu erwerben and dasselbe frei zu verwalten; 

7) der freie Verkekr »wischen Haupt und Gliedern; 

8) der gebührende leitende Einfluss auf die Volksschulen. 

In Folge der Versammlung des deutschen Episcopates erschienen in den 
verschiedenen deutschen Ländern and Provinzen verschiedene Promemorien 
and Denkschriften, zur Wahrung der Freiheit and Selbstständigkeit der Kirche. 
So die des österreichischen , preussischen und haierischen Episcopates, und 
des Episcopates der oberrheinischen Kirchenprovinz. *) 

Die Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz sprachen in ihrer Denk¬ 
schrift vom Mär» 1851 es mit aller Freimüthigkeit aas, dass die Kirche 
in den gesammten Diöcesen ihrer Provinz der Bedingungen einer freien, 
vollen , lebenskräftigen Entwicklung jener Thätigkeit entbehre, welche mit 
der ihr gewordenen Sendung wesentlich vorgezeichnet ist, und dass die 
staatsgesetzlichen Bestimmungen , durch welche die Kirche also beengt er¬ 
scheine , im Wesentlichen aus gemeinsamer Verabredung hervorgegangen seien. 

Die Bitte um Beseitigung der letztem müsse daher auch eine gemeinsame 
sein. Was sie za letzterer dränge, das sei das Gefühl ihrer Pflichten, wie 
nicht minder die Verhältnisse der Gegenwart. Sie trösteten sich gerne mit 
dem Gedanken, dass nicht Mangel an Gerechtigkeitsliebe auf Seite der 
Höchsten Staatshäupter , sondern die Macht der Zeitverhältnisse es sei, die 
da hindere, dass die Kirche noch nicht in den vollen Besitz ihrer Amts¬ 
gewalt gesetzt sei. 

Und so war es auch wirklich. 

Sie erneuerten in ihrer Denkschrift die schon in Wttrzburg gegebene 
Versicherung, dass es nicht im Willen der Kirche liege, eine Trennung vom 
Staate herbeizuführen. 

Sich stützend auf das göttliche, historische Recht, auf die völkerrecht¬ 
lichen Verträge, den westphälischen Frieden und Reichsdeputationshauptschiass, 
die neueren Verfassungsbestimmungen und Verträge mit dem heil. Stuhle 
reclamirten sie, unter besonderer Bezugnahme auf Art. VI der Balle: „Ad 
Dominici gregis custodiam“ vom 10. April 1827. 

„Die Bischöfe werden, jeder in der eigenen Diöcese, mit vollem Rechte 
die bischöfliche Gerichtsbarkeit ausüben, welche ihnen nach den canomschen 
Vorschriften und der gegenwärtigen Kirchenverfassung zusteht. tf — 

Folgende einzelnen Rechte: 

1. Das Recht, alle geistlichen Aemter und Pfründen, welche nicht ver¬ 
möge eines gültigen Patronatrechtstitels vergeben werden, frei zu verleihen; 

2. Das Recht, ihre Untergebenen frei zu prüfen und canonisch zu be¬ 
strafen ; 


Vergl. Gindel a. a. 0. II. Thl. 
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3. die Ausübung der geistlichen Strafgewalt unter Verwerfung das mit 
excommunicatio latae sententfae bedrohten recursus ab abusu an die Staats¬ 
gewalt; 

4« die Errichtung von Knabenseminarien, freie Ertheilnng der heiligen 
Weihen, Abschaffung des landesherrlichen bedingten Tischtitels; 

5« freie Leitung und Verwaltung ihrer Sprengel überhaupt in Betreff 
der Erhaltung der kirchlichen Qlaubens- und Sittenlehren, der Gestaltung des 
Cultus und der gansen Entwicklung des kirchlichen Lebens, die Handhabung 
der kirchlichen Disciplin und Verfassung in ihren Diöcesen; 

6. freien Verkehr mit dem heiligen Stuhle; 

7* freie Besetzung der erledigten Bischofssitze und Domkapitel nach 
Art. IV. der Bulle: „Ad Dominici gregis custodiam i“ etc. ohne Anwohnung 
landesherrlicher Commissäre bei der Wahl; 

8. freie Ernennung des Generalvicars, der Curatdekane; 

9. Aufhebung der landesherrlichen Verordnung vom 80. Jänner 1830 
betreffend die Ausübung des landesherrlichen Schuts- und Aufsichtsrechtes, 
namentlich Abschaffung des Placet; 

10. Errichtung von Klöstern und religiösen Congregationen; 

11. freie Verwaltung des Kirchenvennögens, 

12. der Bisthumsdotation. 

13. Gebührender Einfluss auf die christliche Leitung und Erstehung der 
Jugend. 

Diese mit Einsicht und Gründlichkeit verfassten Denkschriften mussten 
auf die Regierungen einen mächtigen Eindruck machen. 

Die' vereinten Staaten der oberrheinischen Kirchenprovins beschickten 
sum Zwecke einer gemeinsamen Berathung über die Denkschrift der Bischöfe 
jdie Conferens in Karlsruhe. *) 

Allein,, da die Regierungen damals noch gans auf dem alten Stand¬ 
punkte standen, welcher bei den früheren Berathungen über die Angelegen- 
Jreiten der katholischen Kirche in Frankfurt eingenommen war — dem 
hvreaukratisch - Joseptdnischen und das Princip von der Omnipotenx des 
Staates in allweg festkielten, so liess sich nicht viel Gutes erwarten. 

Es wurden den Bischöfen einige ganz unbedeutende Concessionen ge¬ 
macht und dabei, glaubte einer der Abgeordneten in seinem bureaukratischen 
Dünkel, müssten sie sich begnügen. 

Die landesherrliche Verordnung vom 30. Jänner 1830 wurde in einigen 
Paragraphen modificirt; allein das alte System des Misstrauens und der 
Bevormundung blieb. 

In der revidirten Verordnung vom 1. Märe 1853 wurden die mit der 
Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche gans unverträglichen Paragraphe 
4 und 5 der Verordnung vom 30. Jänner 1830, [betreffend das Placet $. 2 


*) Vgl. Ober dieselbe die lüsterisch - politischen Blatter Bd. 31, 1853. S. 548—575. 
581-385. 
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der revidirten Verordnung, dahin gemildert, dafts es kiess: „Die vom Erz¬ 
bischöfe, dem Bisehofe und den übrigen kirchlichen Behörden ausgehenden 
allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben an die Geistlichkeit und DiÖCesetf, 
wodurch dieselben zu etwas verbunden werden sollen, was nicht in dem 
eigentümlichen Wirkungskreise der Kirche liegt, sowie auch sonstige Er¬ 
lässe, welche in staatliche und bürgerliche Verhältnisse eingreifm, unter¬ 
liegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemein kirchliche Anordnungen, 
welche rein geistliche Gegenstände betreffen, sind der Staatsbehörde gleiche- 
seitig mit der Verfügung mitzutheilen. 

§. 3. Alle geistlichen Bullen, Breven und sonstige Erlasse dürfen nur 
tont Bischöfe und nur unter der Voraussetzung von §. 2 verkündet und an¬ 
gewendet werden. 

§. 4. Provinzialsynoden, auf welchen Gegenstände, die das landesherr¬ 
liche Placet bedürfen, zur Beschlussfassung gebracht werden sollen, können 
von dem Bischöfe nur nach vorheriger Anzeige an die Regierungen der ver¬ 
einten Staaten, welche sich Vorbehalten, landesherrliche Commissäre dazu 
abzuordnen, stattfinden. Die gefassten Beschlüsse unterliegen den obigen 
Bestimmungen hinsichtlich des landesherrlichen Placet. 

§. 5. Diöcesan-Synoden, auf welchen Gegenstände, die das landesherr¬ 
liche Placet bedürfen, zur Berathung und Beschlussnahme gebracht werden 
Rollen, können von dem Bischöfe nur nach vorheriger Anzeige an die Landes¬ 
regierung, welche sich vorbehält, landesherrliche Commissäre dazu abZu- 
ordnen, zusammenberufen werden. Die gefassten Beschlüsse unterliegen den 
obigen Bestimmungen hinsichtlich des landesherrlichen Placet. 

§. 6. Der Verkehr der Angehörigen der katholischen Kirche mit dem 
Oberhaupte der Kirche ist ungehindert: jedoch sind bei allen die kirchliche 
Verwaltung betreffenden Gegenständen, die aus dem Diöeesan- und Metro* 
poiitan-Verbande hervorgehenden Verhältnisse jederzeit zu berücksichtigen. 

8. 7. In jedem der vereinten Staaten wird die Einrichtung getroffen wer¬ 
den, dass die Candidaten des katholisch-geistlichen Standes entweder ihre 
theologische Bildung an einer mit der Landesuniversität Zu vereinigenden 
katholisch-theologischen Facultät in Verbindung mit einer Anstalt für die ge¬ 
meinsame Verpflegung und Erziehung der Zöglinge erhalten, oder durch 
Stipendien in den Stand gesetzt werden, eine Universität in der Kirchen¬ 
provinz zu besuchen. So lange dies in einzelnen Staaten nicht ausführbar 
Ist, wird daselbst für die zweckmässige Bildung der Candidaten in anderer 
Weise Fürsorge getroffen werden. 

§. 8. Vor der Aufnahme in das Priester-Seminar müssen die Candidaten 
ln einer von der bischöflichen Behörde anzuordnenden und zu leitenden 
Prüfung gut bestanden sein. Dieser Prüfung wohnt ein landesherrlicher Com- 
missär bei, welcher sich die Ueberzeugung zu verschaffen hat, dass die 
Candidaten den Gesetzen und Vorschriften des Staates Genüge geleistet haben 
und naeh Betragen und Kenntnissen der Aufnahme würdig sind. Die Auf¬ 
nahme geschieht durch die bischöfliche Behörde. Sie darf nach etwn erhobener 
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Einsprache des landesherrlichen Commissftrs in so lange, als dieselbe nicht 
| durch die zuständige Staatsbehörde beseitigt ist, nicht erfolgen. Den Auf- 
•genommenen wird der landesherrliche Tischtitel ertheilt. 

In der Erwiederung der wiirtembergischen Regierung an den Bischof 
von Rottenburg auf die von den Bischöfen der oberrheinischen Kirchenprovinz 
übergebene Denkschrift 1 ) vom 5. März 1853 wurde Eingangs derselben 
bemerkt: 

„Es «ei bei den Beschlussnahmen der betheiligten Regierungen das Be- 
streben leitend gewesen, den von den Herren Bischöfen kundgegebenen 
Wünschen nach einer freieren Bewegung der Kirche in ihrem Gebiete mög¬ 
lichst entgegen zu kogimen und dieser eine grössere Selbsständigkeit in der 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten zu gewähren. 

Indessen da es unvermeidlich sei, dass die Kirche in ihren, äusseren 
Erscheinungen in dem staatlichen und bürgerlichen Leben auftrete und auf 
•dieses Leben Einfluss übe, gleichwie auch sie dem Einflüsse des staatlichen 
■und bürgerlichen Lebens ausgesetzt seit so müssen die gegenseitigen Bezieh 
•hangen zwischen Staat und Kirche, welche xunächst die Regierungen zu 
Überwachen haben, in einer Weise geordnet werden, die nicht nur der Würde 
des Staates, wie der Kirche entspreche, sondern auch dem Staate keine Heoun-^ 
•nisse in der Förderung des allgemeinen Betten und der öffentlichen Wohl¬ 
fahrt bereitet. 

Dass die Staats- und Kirchengewalt zur Erreichung der von ihnen ge¬ 
meinsam angestrebten hohem Zwecke Hand in Hand gehen mochten, werde 
aufrichtig gewünscht; nie könne dieses jedoch in Erfüllung gehen, wenn für 
alle Gebiete des kirchlichen Lebens eine völlige Unabhängigkeit von der 
staattisken Gewalt verlangt werde, wesshalb jede Regierung wie berechtigt, 
so verpflichtet erachtet werden müsse, den darauf zielenden Anforderungen 
entschieden entgegen zu treten.“ 

Als ob es .dem Bischöfe von Rottenburg je in den Sinn gekommen 
wäre, dcm # Staate Hindernisse m der Förderung des allgemeinen Besten und 
-dur öffentlichen Wohlfahrt zu bereiten, und für alle Gebiete des kirchlichen 
.Lebens eine völlige Unabhängigkeit von der staatlichen Gewalt zu verlangen. 

Anlangend die Erwiederung der k. würtembergiscben Staatsregierung 
■anf die einzelnen Punkte der Denkschrift, so wurde zwar das htndeeherr- 
liehe Patronaterecht nicht mehr, wie früher, als eine Emanation der Landes¬ 
hoheit betrachtet, sondern man. wollte es jetzt auf Grund der Bestimmungen 
-des ; Reichs-Deputations-Hauptschlosses and bestandener üebung festhalten, 
und dem Bischöfe statt der früher aus Gnaden zugestandenen Nomination 
von 15 Pfarreien jetzt die Verleihung der in dem sechsten und zwölften 
Monat eines jedes Jahres durch Todesfall erledigt werdenden Kirchenstelleti 
des k. Patronates, vorbehaltlich der kndesherrl. Bestätigung überlassen. 


> 1 ) Staatsanzeiger för Würtemberg 1853 März. Ausserordentliche Beilage. 
. ’J.Bio er übrigens nUfct angeaommeA.. 



160 

Bel deti Pfarreien k. Patronates wollte 4er Landesherr das baeböfliche 
Ordinariat vor der Ernennung mit seinem Gutaehten Uber die Candidaten 
vernehmen, und unbeschadet der freien Entschliessung jede angemessene 
Rücksicht nehmen. 

Das Devolutionsrecht bei Privat-Patronatsstellen sollte an den Bischof 
fibergehen. 

Kirchenpfründen, die aus Mitteln des Intercalarfonds neu errichtet, oder 
um mehr als die Hälfte aufgebessert wurden, sollten vom Bischöfe frei ent¬ 
weder ganz, oder beziehungsweise hälftig mit dem Patronate besetzt werden. 

Auch in diesen Fällen wurde die k. Bestätigung der Ernannten Vor¬ 
behalten. 

Dieser wichtige Punkt ist -nunmehr durch Art. IV. der Convention er¬ 
ledigt. Statt 15 Pfarreien wird jetzt der Bischof circa 200 zu verleihen 
haben. 

Das k. Bestätigungsrecht ist weggefallen, dagegen soll der Bischof der 

k. Regierung, damit sie bei den, ihr in rein bürgerlicher oder politischer 
Beziehung missfälligen Personen die Exclusive üben kann , in officiöset 
Weise die Namen der Bewerber uüttheilen. Wir werden auf diesen Punkt 
später zurfickkommen. 

Welche Rechte die Regierung in Betreff der Prüfung für die Aufnahme 
in das Priesterseminar sich vorbehielt, ist aus $. 8 der revidirten Verord¬ 
nung zu ersehen. 

Die Concurspriifung für definitive Bedienstung (Pfarrconours) sollte »war 
am Bischofssitze unter Leitung des Bischofs gehalten und von dem bischöf¬ 
lichen Ordinariate nach Rücksprache mit der Staatsbehörde angeordnet und 
ausgeschrieben werden, allein die Staatsbehörde wollte dieselbe mit einer 
Commission beschicken , welche sich davon fiberzeugen sollte, ob die Vor¬ 
schriften für diese Prüfung eingehalten werden. Zugleich sollte dieselbe 
befugt sein, die Fähigkeitoerklärung derjenigen Candidaten, bei welchen sie 
hiezu Grund zu haben glaube, vorbehaltlich der Entscheidung der Staats¬ 
behörde, vorläufig zu beanstanden. Ueberdies wollte die Staatsbehörde der 
bischöflichen Prüfungs-Commission einen oder zwei Examinatoren beiordhen, 
welche die Candidaten hinsichtlieh ihrer Kenntnisse im Kirchenrechte und der 
Landesgesetzgebung in Beziehung auf Kirche und Schule prüfen, und bei der 
Bestimmung des Gesammtprfifungsergebnisses mitwirken sollen. 

Auch dieser Punkt ist jetzt durch Art IV. lit. e der Convention erledig! 
Eine besondere Instruction des heil. Stuhles wird die Normen näher fest¬ 
stellen, nach welchen dieser Concurs abzuhalten ist. 

Die kirchliche Gerichtsbarkeit wurde in der Erwiederung der Regierung 
nur unter einer Menge von Clauseln anerkannt. 

Die Regierung wollte die Zahl der Mitglieder des geistlichen Gerichtes 

l. und 2. Instanz bestimmen; die Richter sollten der landesherrlichen Rer 
stätigung unterliegen. Die Regierung behielt sieh vor, in denjenigen Fällen, 
wo zum Vollzüge des Erkenntnisses die. staatliche Zustimmung erforderlich 
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ist, die Untersuchung, wenn sie mangelhaft geführt wäre, ergänzen zu lassen, 
und hiemit nötigenfalls einen weltlichen Beamten sti beauftragen. Ueber- 
haupt behielt sie sich vor in den ihrer Cognition unterliegenden Disciplinar- 
fällen aus besonderen Gründen einen weltlichen Beamten beizugeben. Die 
Gegenstände, welche zur Cognition der Staatsbehörde gehören sollten, waren 
gar weit ausgedehnt. Wenn das Erkenntniss des geistlichen Gerichtes 
a) auf Versetzung, b) auf Suspension vom Amt oder vom Ordo auf mehr 
als drei Monate, c) auf Einberufung in das Besserungshaus der Diöcese auf 
mehr als drei Monate, d) auf Zurücksetzung auf eine nach Rang und Ge¬ 
halt geringeren Stelle, oder endlich e) auf Entlassung vom Amte lautet, so 
kann zum Vollzüge eines solchen Erkenntnisses, sei es, dass der Angeschul¬ 
digte sich schon bei der Entscheidung des bischöflichen Gerichtes beruhigte, 
oder dass dieselbe von höherer Instanz ausgegangen, doch erst dann ge¬ 
schritten werden, wenn auch von Staatswegen von den Acten Einsicht ge¬ 
nommen und ausgesprochen worden ist, dass gegen den Vollzug nichts zu 
erinnern gefunden werde. Dem geistlichen Gerichte wurde das Recht einge¬ 
räumt, . auch auf Geldstrafen bis zu dem Betrage von dreissig Gulden zu er¬ 
kennen. Die bischöfliche Behörde wurde verbunden, in allen Disciplinar- 
Straffällen ohne Ausnahme eine Abschrift des erlassenen Erkenntnisses der 
Staatsbehörde zur Nachricht mitzutheilen. 

Dieser Punkt ist erledigt durch Art. V der Convention. Auf die Zu¬ 
sätze in der Instruction werden wir später zu sprechen kommen. 

Die Errichtung von Knabenseminarien wurde in der Erwiederung als 
unzweckmässig erfunden. 

Die Convention stellt es Art. VIII dem Bischöfe frei, solche zu errichten. 
Ob die bestehenden Convicte die Knabenseminarien hinlänglich ersetzen, wie 
die Staatsbehörde glaubt, müssen wir bezweifeln. 

Der landesherrliche Tischtitel sollte beibehalten werden. 

Die Convention verlangt Art. IV lit, d canonische Tischtitel oder Tisch¬ 
titel des Bischöfe. 

Die öffentlichen Schulen jeder Art sollten nach der Erwiederung unter 
ausschliesslicher Leitung der Staatsbehörden verbleiben, der Einfluss der 
bischöflichen Behörde nur auf die Ertheilung des Religionsunterrichts und 
zwar in der Weise beschränkt werden, dass 

1. von der Staatsbehörde ohne die Zustimmung des Herrn Bischofs keine 
neuen Religionsbücher eingeführt werden. 

2. Die Zumessung und Einteilung der Stunden für den Religionsunterricht 
werde von der Staatsbehörde unter thunlicher Berücksichtigung der 
bischöflichen Behörde festgesetzt werden. 

3. Der Religionsunterricht sollte a) an der Volksschule, wie bisher, durch 
den oder die Ortsgeistlichen, b) an höheren Bürgerschulen, Realschulen 
entweder gleichfalls durch die Ortsgeistlichen ertheilt werden, oder wenn 
dafür ein besonderer geistlicher Lehrer aufzustellen ist, das bisch. Ordi¬ 
nariat über die Candidaten für dieses Amt gutachtlich vernommen werden. 

I btfe Archiv für kath. JBrchenreht. II. Band. 11 
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c) Das Gleiche werde geschehen bei dem für das katholische Schul¬ 
lehrer-Seminar aufsustellenden Religionslehrer, sei es, dass der Religions¬ 
unterricht von dem Vorstande, wenn er ein Geistlicher ist, oder von 
einem besonderen Religionslehrer ertheilt wird. 

4» Dem Herrn Bischof komme es *u, die Ertheilung des Religionsunter¬ 
richts in allen öffentlichen Lehranstalten und im katholischen Schullehrer- 
Seminar su beaufsichtigen und su dem Ende dem Unterrichte persönlich 
ansuwohnen, oder einen Commissär hiesu absuordnen; er werde jedoch 
keine Verfügungen und Anordnungen unmittelbar an den Religionslehrer 
richten, sondern über etwa wahrgenommene Mängel mit der Staatsbe¬ 
hörde in’s Benehmen treten. , 

5. Vor Erlassung wichtiger Verfügungen über das Schulwesen, so weit sie 
den Unterricht in der Religion und Sittlichkeit und die Förderung 
religiös-sittlicher Gesinnungs- und Handlungsweise betreffen, werde der 
Herr Bischof gehört werden. 

Die gans wichtige Schulfrage ist durch Art. VII der Convention erledigt. 
Ob sur Zufriedenheit, wird sich erst aus der Durchführung der Verein¬ 
barung ergeben. 

Die Art. 24—28 und 78 des neuen Schulgesetses und die eben er¬ 
wähnten Zugeständnisse in der Erwiederung können nicht genügen, sumal 
die Regierung am Schlüsse derselben bemerkt, sie erkenne vollkommen an, 
dass das ganze Schulwesen und namentlich die Volksschule vom Geiste des 
positiven Christenthums bestimmt und durchdrungen sein, und eben darum 
der Kirche ein wesentlicher Einfluss hierauf zugestanden werden müsse. 

Wenn sie dieses anerkennt, so muss sie der Kirche nothwendig einen 
grossen Einfluss auf die Schule einräumen. 

In Ansehung des Verhältnisses der theologischen Lehrer an der Hoch¬ 
schule , heisst es in der Erwiederung S. 3, es sei dieses schon durch die 
organischen Bestimmungen vom 22. Juni 1818 erledigt. 

Art. IX der Convention ordnet dieses Verhältnis, ob befriedigend, hievon 
später. 

Was die Regierungen in Betreff des Placet und freien Verkehrs mit dem 
heil. Stuhle einräumten, sagen §. 2—6 der revidirten Verordnung. 

Art. VI der Convention stellt den freien Verkehr mit Rom her und 
hebt das Placet auf. Auf die Limitation in der Instruction werden wir 
später surückkommen. 

Selbst in Besiehung auf den Cult machte die Regierung in der Erwiederung 
an den Bischof den Vorbehalt: 

„Kirchliche Anordnungen, welche hinsichtlich der Feier des Cultus, so 
wie sur Weckung, Entwicklung und Kräftigung des kirchlichen Lebens über¬ 
haupt erlassen werden sollen, bedürfen der Staatsgenehmigung, wenn die¬ 
selbe nach Bestimmungen über das landesherrliche Placet oder nach den 
allgemeinen Gesetsen und Verordnungen des Staates erforderlich ist, unbe¬ 
schadet jedoch dee Rechtes der Regierung, jederzeit diejenigen Vorkehrungen 
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sm treffen, welche ihr aut Rücksichten auf dat öffentliche Wohl geboten 
erscheinen. 

Insbesondere sollten die'se Grundsätze auf. die sogenannten Volksmissionen, 
Processionen, Wallfahrten and dergl. Anwendung finden.“ 

Zur Gründung geistlicher Vereine, welche die Natur geistlicher Orden, 
zumal mit klösterlicher Regel an sich tragen, sei es mit oder ohne Corpora- 
tionsrechte, ist in jedem einzelnen Falle die Genehmigung der Regierung 
erforderlich. 

Diese Punkte sind durch Art. IV lit. e und g der Convention erledigt. 

In Art. XIU der Erwiederung beharrte die Regierung auf dem Rechte 
der Bestätigung der Domcapitulare, des Generalvicars. 

Diese Bestätigung fällt nach der Convention weg. 

Rücksichtlich der freien Verwaltung des Kirchenvermögens bemerkte 
die Erwiederung: 

„Die Art und Weise, wie in der Diöcese Rottenburg die Verwaltung 
der erledigten Kirchenpfriinden geregelt ist, entspricht so sehr dem Interesse, 
welches die betreffenden Kirchengemeinden und der Staat nicht weniger, als 
die bischöfliche Stelle in der Erhaltung dieser Theile des Kirchen Vermögens 
zu nehmen berechtigt sind, und die bestehende Einrichtung hat sich in einer 
langen Reihe von Jahren so sehr bewährt, dass die k. Regierung keinen 
zureichenden Grund hat finden können, hierin irgend eine Aenderung ein- 
treten zu lassen.“ 

Dasselbe gilt von Intercalarfonds und der Verwaltung des Localkirchen¬ 
vermögens. 

Dieser Punkt ist durch Art. X der Convention erledigt; ob zur Zu¬ 
friedenheit, kann erst gesagt werden, wenn die Convention in’s Leben ge¬ 
treten^ und der Wirkungskreis der gemischten Commission des Nähern be¬ 
kannt ist. Es ist vor Allem noth wendig, dass das Venoaltungsedict abge¬ 
ändert werde. Wir werden diesen Punkt bei der Beleuchtung dieses Artikels 
der Convention ausführlich besprechen. Die Bischöfe der oberrheinischen 
Kirchenprovinz konnten mit den wenigen Concessionen, welche von Seiten 
der vereinten Regierungen gemacht wurden, unmöglich zufrieden sein. Sie 
traten daher abermals zusammen und verfassten eine wohl motivirte, sehr 
gründliche neue Denkschrift , in welcher sie erklärten, dass sie bei Abfassung 
der ersten Denkschrift sorgfältig darauf bedacht gewesen, nur Anträge, Re- 
clamationen und Bitten zu stellen, welche in nothwendiger Consequens aus 
dem Wesen und dem Zwecke der katholischen Kirche sich ergeben, im posi¬ 
tiven , öffentlichen Rechte klar und unzweifelhaft begründet sind und eine 
solche praktische Richtigkeit haben, dass deren Geltendmachung von ihnen 
als absolute Verpflichtung erachtet werden möchte. Sie erklärten wiederholt, 
dass sie nichts sehnlicher, als den Frieden wünschen. 

$.1. Der neuen Denkschrift widerlegten sie die nichtverständliche Auf¬ 
fassung, ab ob sie in ihrer ersten Denkschrift für alle Gebiete des kirch¬ 
lichen Lebens eine, völlige Unabhängigkeit von der Staatsgewalt verlangt 

11 * 
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hätten, da doch nur der Bestand der specieUen Anordnungen und Vorschriften 
der einseinen Staaten das Object ihrer Beschwerden bilde, nicht die Ab¬ 
hängigkeit von den allgemeinen Gesetzen des Staates. 

§. 2. Beklagten sie sich darüber, dass in den Regierungsentschliess- 
ungen auf das positive Recht so gut , wie gar keine Rücksicht genommen , 
sondern die Entscheidungsgriinde fast lediglich aus Motiven der Nützlich¬ 
keit, des Interesses, der Wohlfahrt des Staates und des allgemeinen Besten 
hergenommen werden. 

Die vorliegende Streitfrage dürfe nicht nach subjectiven Theorien, son¬ 
dern nach dem objectiven und positiven Rechte entschieden werden. 

Sie beriefen sich daher in §. 3 auf die völkerrechtlichen Bestimmungen 
im westphälischen Frieden, auf Reichsdeputations-Hauptschlüsse und auf die 
vertragsmässigen Bestimmungen in den Bullen: „Provida solersque “ vom 
16» August 1821 und „Ad Dominici gregis custodiam “ vom 10. Apr. 1827« 

§. 4 wiesen sie auf die Massnahmen der Regierungen hin, durch welche 
seit dem Jahre 1803 der Rechtsbestand der katholischen Kirche auf’s tiefste 
verletst wurde. 

In §. 5 wurde die Lehre vom Patronatsrechte sehr ausführlich und 
gründlich mit Bezugnahme auf die besonderen Verhältnisse der einzelnen 
. Diöcesen entwickelt. Wir müssen um der Kürze willen auf die Ausführung 
in der Denkschrift selbst verweisen. 

§. 6 erörtert in ausführlicher Weise das Recht der Bischöfe in Betreff 
der Erziehung des Klerus in den theologischen Lehranstalten und den nie¬ 
deren Convicten, über welche der Kirche der gebührende Einfluss fast gänzlich 
entzogen war. Es wurde aof den Fehlschluss aufmerksam gemacht: weil der 
Staat ein gewisses Interesse an der Erziehung und Bildung des Klerus habe, 
so müsse ihm auch das Recht und die Bildung und Erziehung des Klerus 
selbst zustehen. 

§. 7 verbreitet sich über den landesherrlichen Tischtitel. 

§. 8 bespricht die Ertheilung des Unterrichts in der Religion und 
Theologie. 

§. 9 das Placet. 

§. 10 den Cultus. 

§. 11 Klöster und kirchliche Vereine. 

§• 12 die kirchliche Strafgewalt gegen Laien. 

§•13 den Verkehr mit dem Oberhaupte der Kirche. 

§. 14—18 handeln von der Besetzung der bischöflichen Stühle, der 
Canonicate, der Ernennung des Generalvicars etc. 

§.18 Bisthumsdotation und Verwaltung des Kirchenvermögens. 

§.19 vom Schulwesen. 

Diese Denkschrift wurde den vereinten Regierungen mittelst besonderer 
Begleitschreiben von jedem einzelnen Bischöfe zugestellt. 
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Den Begleitschreiben des hoch würdigsten Bischofs Joseph von Rotten¬ 
borg vom 16. Jali 1853 1 ) entnehmen wir sar bessern Orientirang in Be¬ 
treff der Convention Folgendes: 

Eingangs derselben bemerkt er: Er suche den Grand der schmerslichen 
Wahrnehmung, dass die Anträge der Denkschrift im Wesentlichen gans un¬ 
berücksichtigt geblieben seien, nicht in einer übelwollenden Gesinnung, son¬ 
dern in der Weise, wie die Bestehungen su der katholischen Kirche von der 
k. Regierung aafgefasst werden. Nach seiner tiefbegründeten Ueberseugung 
sei der richtige Standpunkt *ur Würdigung dieser Besiehungen nicht erst 
auf Grund wandelbarer rechtsphilosophischer Theorien ? ) über das Verhältnis 
»wischen einem abstraeten Staat und einer abstracten Kirche apriorisch su 
ermitteln, sondern es liege als ein historisch rechtlich gegebenes längst vor; 
und es seien die von den Bischöfen gestellten Anträge nicht als Gesuche von 
Gnadenbewilligungen, für deren Maas Nütslichkeitsgründe die entscheidenden 
Normen bilden möchten, sondern als Reclamationen eines vielfach gekränkten 
Rechtssustandes su betrachten und eben darum nach Reebtsprincipien su erledigen. 

Um eine sichere Grundlage zu Unterhandlungen zu erhalten, erbat sich 
der Bischof vorbehaltliche Anerkennung des gegebenen positiven Rechts, und 
besonders darum, dass der katholischen Kirche das ihr eigenthündiche Recht 
gewahrt bliebe, und die Bedingungen ihrer eigentümlichen Wohlfahrt nicht 
verletzt werden. 

Die Kirche wolle keinen Staat im Staate bÜden, und könne es ihren 
Dogmen und ihrer Natur nach nicht wollen, aber sie halte sich auch für 
berechtigt, su verlangen, dass nicht der Staat eine Kirche in der Kirche 
bilde; in dem Glauben unveräusserliche Majestätsrechte zu üben, das auf 
unmittelbarer göttlicher Institution beruhende Regierungsrecht der kirchlichen 
Hierarchie an sich ziehe, und so principieU und mehr oder minder auch 
factisch der Kirche innerstes Sem und Wesen angreife und vernichte. ') 

*) Specialeingabe des Bischofs von Rottenbarg vom 16. Jali 1853. In den „kirchlich- 
politischen Blättern für die oberrheinische Kirchenprovinz“ 1853 Nrn. 19, 20, 21 
besonders abgedrnckt. 

*) Diese rechtsphilosophischen Theorien sind in einigen Flugblättern, welche im J. 1853 
erschienen, näher entwickelt. „Beleuchtung der bischöflichen Denkschrift u vom 
18. Jnni 1853 (von einem badensischen Staatsmann.) Karlsruhe, Druck und Verlag 
von Kaklot. ■ 

„Bischöfliche Theorien und positives Recht.“ Zur Beleuchtung der Denkschrift 
des oberrheinischen Episcopats. Von einem (Alt-) Würtemberger. Verlag der 
Metzler’schen Buchhandlung. 

Diese staatsmännischen Theorien sind keineswegs neu, sie sind schon alt; es 
ist die Febronianisch - Josephinische Theorie mit etwas Hegelthum aufgefrischt* 
Diese Theorie spuckt noch immer in einigen Köpfen und Kanzleien, namentlich am 
Nesenbach und in Karlsruhe. 

*) Es gab, und gibt noch, nicht nur bureaukratische Staatsmänner, sondern auchüof- 
canonisten und Hoftheologen, welche von nichts Anderm träumen, als von unver¬ 
äusserlichen Majestätsrechten, und welche wesentlich dazu beigetragen haben, das 
Recht der Kirche bis auf die Wurzel zu vernichten, obgleich sie stets ihres 
Conservatismus sich rühmten. 
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In §. 1 der Speciftletngabe spricht der Bischof von Rottenburg von dem 
Patronatsrechte, wie es sich in seiner Diöcese gebildet. Er ist weit ent¬ 
fernt, kirchlich gültige Rechtstitel bestreiten au wollen, rnnthet aber mit Recht 
den Patronen au, in zweifelhaften Fällen das Patronatrecht durch solche 
Rechtstitel zu erweisen. Er gab der Staatsregierung die Versicherung, dass 
er bei Ausübung des Colloturrechtes allen begründeten Nachweisen politischer 
und bürgerlicher Tadelhaftigkeit schuldige Rechnung tragen werde, eine 
weitere Betheiligung der Regierung bei Ausübung der bischöflichen Collotur, 
sei es durch Verwerfung einer persona minus grata, oder durch landesherr¬ 
liche Bestätigung, erkannte er nicht an. 

§. 2 erkennt er das grosse Interesse, welches die b. Regierung an der 
gediegenen Ausbildung der Candidatcn des geistlichen Standes nimmt, dankbar 
an, bemerkt aber, dass dabei, wenn auch der Staat grosse Opfer, aus 
öffentlichen Mitteln der katholischen Kirche bringe , die völkerrechtlichen 
und staatsverfässungsmässigen Ansprüche der Kirche nicht vergessen wer¬ 
den dürfen. Eine commissariscbe Beschickung der kirchlichen Dienstprtt- 
fungen, oder gar eine Beigebung von besonderen staatlichen Examinatoren 
erkennt er nicht an. 

§. 3 verwahrt er sich unter Berufung auf $.78 der Verfassungsurkunde 
gegen die ohnehin von den gründlichsten Rechtslehrern bestrittene Anwen¬ 
dung der §§. 47—49 der Pragmatik für die Staats- und Gemeindediener 
auch auf die Kirchendiener , so wie auch gegen den recursus ab abusu an 
die Staatsbehörde, 

§. 4 handelte von den Convicten. Das Wohlwollen der Regierung in 
dieser Beziehung wurde nicht verkannt, aber mit Recht auch geltend gemacht,, 
wenn die Regierung die Leitung und Beaufsichtigung dieser Institute deshalb 
beanspruche, weil sie aus Staatsmitteln gegründet seien, ohne dass der 
Staat hiezu irgendwie verpflichtet sei, so solle die Staatsregierung doch nicht 
vergessen, dass sie selbst zugestanden, sie sei zur Gründung derselben ver¬ 
pflichtet vermöge des von vielen und reichen Stiftern incamerirten Kirchen¬ 
guts, und wir fügen bei, auch um der Parität willen, da auch die Katho¬ 
liken zu den vielen protestantischen Instituten ihren Staatsbeitrag liefern. 

$. 5—14 handeln vom landesherrlichen Tischtitel, der Ertheilung des 
Religionsunterrichts, der Ausbildung der Candidaten der Theologie an der 
Hochschule, dem Placcte, Cult und Disciplin, freien Verkehr mit dem heiligen 
Stuhle, Besetzung des bischöflichen Stuhles und der Canonicate, Ernennung 
des Generalvicars und der Ordinariatsmitglieder, und bieten, da diese Punkte 
in der neuen Denkschrift eine sehr ausführliche und gründliche Erörterung 
gefunden haben, nichts Besonderes dar. J ) 


*) Der Verfasser der Beleuchtung der Convention in „Wiirtembergischen Staatsan¬ 
zeiger“ gesteht zn, dass diese Docnmente mit der entschiedenen Sachknnde ver¬ 
fasst, die sorgfältigste Beachtung der k. Staatsregierung in Anspruch nehmen 
musste. 
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Von sehr grosser Wichtigkeit sind dagegen die $$. 15 — 18 dieser 
Specialeingabe des Bischofs von Rottenbarg für die Ausführung der neuen 
Convention. Wir führen daher dieselben hier wörtlich auf, weil wir bei der 
Beleuchtung der einseinen Artikel der Convention immer und immer auf die¬ 
selben zurücbkommen müssen; sie betreffen die Verwaltung des Kirchen¬ 
vermögens , das Collegium des k. kathol. Kirchenrathes und die Schulfrage. 

§. 15 wird der k. Regierung wiederholt die angelegentlichste Bitte 
unterbreitet, unter Abrufung der die Grundprincipien der katholischen Kirche 
vielfach beeinträchtigenden Gefahr, solche Anordnungen zu treffen, die das 
Recht der katholischen Kirche auf selbstständige Ordnung ihrer Angelegen¬ 
heiten gehörig berücksichtigen. Als solche beeinträchtigende Gesetze sind 
besonders bezeichnet: 

Das Verwaltungsedict in seinen (tieVerwaltung des Kirchen- and 
Stiftungsvermögens betreffenden Bestimmungen, und in der darin geschehenen 
gesetzlichen Ueberpflanxung der protestantischen Einrichtungen von gemein¬ 
schaftlichen'Oberämtern und Kirchenconventen auf das katholische GebieU 

Das Staatsgrundgesetz , so fern in ihm die Garantie der kirchlichen 
Selbstständigkeit noch nicht denjenigen beruhigenden Ausdruck gefunden hat, 
welcher der im §. 70 geschehenen Zusicherung der freien öffentlichen Reli¬ 
gionsübung entspräche, und in so fern es den König die.in der Staatsgewalt 
begriffenen Rechte über die katholische Kirche durch eine besondere Mittel¬ 
behörde (k. kathol. Kirchenrath) ausüben lässt, eine Einrichtung, welche 
dem Bischof in der freien Bewegung innerhalb der ihm zukommenden Rechts¬ 
sphäre ein sehr grosses Hemmniss bereitet , und demselben die Gewinnung der 
ihm gegenüber der Staatsgewalt und den Staatsbehörden überhaupt gebüh¬ 
renden Stellung unmöglich macht; 

Das Volkschulgesetz, so fern es nur hinsichtlich des Religionsunter¬ 
richts die bischöflichen Befugnisse gewährleistet, im Uebrigen aber einen 
leitenden Einfluss des Kirchenobern auf das Volksschulwesen nicht in sich 
aufgenommen hat; 

Das Strafgesetzbuch , in Betreff derjenigen Bestimmungen, wornach 
Geistliche durch weltlich-gerichtliche Seelen vom kirchlichen Amte entlassen 
werden können; endlieh mehrere mit den katholisch-kirchlichen Prindpien 
sich nicht vertragende ehegesetzliche Anordnungen. 

$. 16 verlangt vertragsmässige Dotation des Bisthums in liegenden 
Gründen. Diese ist in der Convention Art. QI neuerdings wieder zugesagt. 

$. 17 beansprucht die Verwaltung des lntercalarfondes durch den Bischof. 

Dieser Punkt ist in der Convention dahin erledigt, dass nach Art. 10 
eine gemischte Commission ins Leben treten soll, über deren Wirkungs-und 
Geschäftskreis zwischen dem Bischöfe und der k. Regierung ein besonderes 
Uebereinkommen getroffen werden soll. 

$. 18 ist darauf aufmerksam gemacht, dass die Schule nicht eine reine 
Staatsanstalt sei, und daher auch nicht unter die ausschliessliche Leitung 
der Staatsbehörden gestellt sein dürfe. Die Unterrichtsanstalten gehören zu 
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den geistlichen Sachen, der Staat soll durch Monopolisirnng des .Unterrichts- 
Tresens nicht in die Gewissensfreiheit eingreifen, es gebühre der Kirche ein 
leitender Einfluss auf die Schule, welchen schon der + Bischof Johann 
Baptist v. Keller in der Ständeversammlung in Anspruch nahm. J ) 

Der dermalige Bischof Joseph von Rottenburg kam den Wünschen Sr. 
Majestät des Königs und den Anerbietungen su einer gütliehen und fried¬ 
lichen Ausgleichung der Angelegenheiten der katholischen Kirche mit rück¬ 
haltlosem Vertrauen entgegen und er ist nicht getäuscht worden. 

Der weise Nestor unter 'den deutschen Regenten, König Wilhelm von 
Wiirtemberg, hat, wie der ritterliche Kaiser Franz Joseph von Oesterreich 
durch den Abschluss der Convention mit dem heil. Stuhle seiner Krone den 
schönsten Edelstein beigefügt. 

Es ist nicht su zweifeln, dass die Convention, su deren Durchführung 
eine Commission von Mitgliedern der Regierung und des bischöflichen Ordi¬ 
nariates nur gemeinsamen Berathung zusammen treten soll, in dem Sinn 
und Geiste , in dem sie von Sr. Heiligkeit dem Papste und Sr. Majestät dem 
Könige abgeschlossen ist, auch in’s Leben eintreten und segensreiche Früchte 
bringen werde. 

Nach diesen einleitenden Bemerkungen kommen wir nun auf die Con¬ 
vention selbst und deren Beleuchtung im „würtembergischen Staatsanzeiger“ 
20 sprechen. Der Verfasser der letzteren stellt sich uns, was wir 2 um 
voraus bemerken wollen, als ein Mann Von gesundem Urtheil, billiger Den¬ 
kungsart und biederem Charakter dar, welcher mit den kirchlichen und 
Staatlichen Verhältnissen in Würtemberg genau bekannt ist, mit staatsmänni- 
schem Blicke und vieler Unbefangenheit dieselben au würdigen weiss. Wenn 
wir auf unserm Standpunkte seiner Auffassung und Erklärung der einseinen 
Artikel der Convention und deren Beilagen auch nicht in allweg beistimmen 
können, so hoffen wir doch, dass unsere Gegenbemerkungen bei ihm und 
allen Freunden der Wahrheit, wie sie aus gutem Herzen kommen, auch eine 
gute Aufnahme und unbefangene Würdigung finden werden. 

Die Vergleichung der Convention mit den bisherigen Concessionen, welche 
der katholischen Kirche in Würtemberg gemacht wurden, wird auf s klarste 
zeigen, welch' ein mächtiger Fortschritt zum Bessern geschehen sei. 

(Fortsetzung folgt) 


*) Vgl. ,,Darstellung der Rechtsverhältnisse der Bischöfe ln der oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz“ von Longner. S. 288—300. 


sA.1- • 
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MPas kirchliche Güterrecht und die Ver¬ 
waltung des kirchlichen Vermögens . 

Der sehnte Artikel des österreichischen Concordats vom 18. Aug. 1855 
ist darch das kaiserliche Patent vom 8. October 1856 sur Ausführung ge¬ 
kommen und seit dem 1. Januar 1. J. urtheilt über die Ehesachen der kirch¬ 
liche Richter nach Vorschrift der heiligen Kirchengesetse, namentlich der 
Verordnungen von Trient. Die geistlichen Gerichte (Ehegerichte) sind bereits 
in allen Diöcesen des weiten Kaiserstaates, wo sie bisher nicht bestanden, 
eingeführt — der Artikel X ist sur Wirklichkeit geworden. Anerkannt ist 
von Seite des Staates die religiöse Seite der Ehe als die vorzüglichere und 
höhere; überlassen ist der Kirche die Feststellung der Bedingungen Uber Ab¬ 
schluss und Auflösung der Ehe und die Beurtheilung der streitigen Fälle auf 
diesem Gebiete. Deswegen erscheinen in dem neuen Ehegesetse von Seite 
des Staates trennende Hindernisse, wie es in dem früheren Eherechte der 
Fall war, nicht, wohl aber Eheverbote, welche blos die äusseren und bürger¬ 
lichen Beziehungen der Ehe, wie «. B. Streitigkeiten wegen der Mitgift, 
wegen der Heirathsgeschenke, wegen Erbschaftsnachfolge, Alimentation etc. 
regeln, und die Ehe, falls sie gegen diese Bestimmungen geschlossen worden 
wäre, nicht null und nichtig, sondern nur unerlaubt und die Uebertreter 
strafbar machen. Wiedergegeben ist also der Kirche das ihr seit einem 
Jahrhunderte bezüglich der Ehe vorenthaltene Recht; gegeben ist Gott, was 
Gottes ist, und wer wird daran «weifein wollen, dass Gott Denjenigen, der 
dies gethan, schirmen und segnen, und dass dieses neue Ehegesetz sur Aus¬ 
breitung und Befestigung des Gottesreiches auf Erden sehr viel beitragen 
werde. 

So wie aber der X. Artikel des Concordats bereits in’s Leben getreten 
ist, so hoffen wir, dass auch die übrigen 35 bald zur Ausführung kommen 
werden, um so mehr, da hinsichtlich jener Punkte, deren Ausführung ein 
genaueres Einvernehmen der kirchlichen und weltlichen Behörden erforderte, 
die Berathung bei den gemeinsamen Conferensen des gesammten Episcopats 
der österreichischen Monarchie, welche in Wien v. J. stattgefunden, bereits 
geschehen ist. Wenn auch das Resultat dieser Conferenzen für den Augen¬ 
blick noch ein Geheimniss bleiben muss, so können wir uns dennoch, ge¬ 
stützt auf den 34. Artikel, nach welchem alles die kirchlichen Personen und 
Sachen Betreffende, wovon in dem Concordate keine Meldung gemacht ist, 
sämmtlich nach der Lehre der Kirche und ihrer in Kraft stehenden, von dem 
heil. Stuhle gutgeheissenen Disciplin geleitet und verwaltet werden soll, an 
die Erläuterung des 29. und 30. Artikels wagen, und das kirchliche Güter¬ 
recht uni die Verwaltung des kirchlichen Vermögens besprechen . 

Der 29. Artikel sagt: „Die Kirche wird berechtigt sein, neue Besitzungen 
auf jede gesetzliche Weise frei zu erwerben, und ihr Eigenthum wird hin- 
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sichtlich alles Dessen, was sie gegenwärtig besitzt oder inZakonft erwirbt, 
unverletzlich verbleiben. Daher werden weder ältere, noch neuere kirchliche 
Stiftungen ohne Ermächtigung von Seite des heil. Stuhles aufgehoben oder 
vereiniget werden, jedoch unbeschadet der Vollmachten, welche das heilige 
Concilium von Trient den Bischöfen verliehen hat.“ Die Kirche soll also be¬ 
rechtigt sein, neue Besitzungen frei zu erwerben. Hiemit wird jedoch der¬ 
selben kein neue« Recht zu Theil, sondern nur das seit ihrem Entstehen 
ihr zukommende anerkannt, und sind die Hemmnisse beseitigt, welche sie 
an der Erwerbung der zeitlichen Güter hinderten, was durch das Wort frei 
ausgedrückt wird. — Das Recht, zeitliche Güter zu erwerben, musste der 
Kirche gleich in ihrem Ursprünge sukommen, weil ihre Existenz durch den 
Gebrauch gewisser materieller Güter bedingt ist. Darum hat Christus selbst, 
als er seine Kirche zu stiften anfing, das von den Gläubigen dargebracbte 
Geld angenommen und in einen gemeinschaftlichen Säckel gebracht. Hierin 
wollte er, wie der heil. Augustin bemerkt, zeigen, dass auch seine Kirche 
ein Vermögen haben werde. t ) Deswegen verdammte auch Papst Johann XXII. 2 ) 
mit Recht diejenigen, welche behaupteten, Christus und seine Apostel hätten 
nichts Eigentümliches besessen und kein Recht auf das gehabt, was sie 
wirklich besessen hatten. In ihrem Ursprünge erwarb die Kirche das ihr 
notwendige zeitliche Gut zumeist durch Geschenke, und diese Liebesgaben 
der Gläubigen mehrten sich tagtäglich; denn die Gläubigen verkauften ihre 
Aeker und Häuser und brachten den Werth dessen, was sie verkauft hatten, 
zu den Füssen der Apostel. 3 ) Das taten sowohl Juden als Heiden, und 
so kam eine Menge Geldes zusammen. Wenn gleich späterhin wegen der 
grossen Ausbreitung der Kirche das gemeinschaftliehe Leben der Christen 
nicht mehr wie zu den Zeiten der Apostel bestehen konnte, wenn gleich in 
Folge dessen jeder sein Eigenthum behielt, so brachten dennoch die Gläu¬ 
bigen ihre Opfer, und legten sie entweder auf den Altar oder in die Opfer- 
kösten oder brachten sic in die Wohnung des Bischofs. 4 ) Erst als diese 
freiwilligen Opfer immer mehr und mehr abnahmen, wurden andere bestimmte 
Gaben, wie die Entrichtung des Zehents und der Erstlinge, eingeführt. 

Das Kirchenvermögen bestand dem Gesagten zu Folge nur in beweg¬ 
lichen Sachen, und die Kirche durfte a's eine unter den Heiden nicht rechtlich 
anerkannte Gemeinschaft liegende unbewegliche Güter weder besitzen, noch 
erwerben. Wann sie liegende Güter zu erwerben anfangen konnte, lässt 
sich mit Gewissheit nicht bestimmen; jedenfalls war dies schon im dritten 
Jahrhunderte der Fall, da im Jahre 302 liegende Güter der Kirche von 
Diokletian und Maximian eingezogen, und nach fünf Jahren ihr von Maxen- 
tius wieder zurückgestellt wurden. Das volle Güterrecht der Kirche hat 
Kaiser Constantin anerkannt, und nicht blos die von ihm erbauten herrlichen 


*) S. Aug. tract. 50 et 62. c. 12. 17. 1. 12. 4. 1. *) C. 4. 5. extrav. Joan. 22. de 

verb. slgnif. (14.) *) Act Ap. 4, 94. 35. 4 ) Can. apost 3. 4. 
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Kirchen dötirt J ), sondern web Jedermann gestattet, naeh Belieben der Kirche 
Geschenke jeder Art au machen. 2 ) Nach Eusebius 8 ) soll er sogar ver¬ 
ordnet haben, dass in Ermanglung eines gesetzlichen Erben jede Erbschaft 
an die Kirche falle. Kaiser Julian der Abtrünnige hat das Güterrecht der 
Kirche nicht nur wieder aufgehoben, sondern dieselbe sogar aller ihrer Güter 
beraubt, aber durch Kaiser Valentinian wurden alle Verordnungen Constantins 
bezüglich des Güterrechtes der Kirche wieder erneuert. Das Güterrecht der 
Kirche haben ferner anerkannt der Kaiser Justin I. und Justinian, welcher 
letztere nicht blos alle, die Rechte der Kirche beschränkenden Gesetze auf¬ 
gehoben, sondern auch die von seinen Vorgängern ertheilten Vorrechte neu 
bestätiget und in seine Gesetzsammlung aufgenommen hat. 4 ) 

Die nämlichen Grundsätze, die im Oriente gelten, galten auch im Oc- 
eidente, und auch die Gesetze, welche die Deutschen nach ihrer Bekehrung 
9um Christenthume erliessen, haben das Güterrecht der Kirche anerkannt 
mit der einzigen Modification, dass man jetzt die Schenkungen, die man der 
Kirche machte, nicht mehr schlechthin machte, sondern schon einen gewissen 
Zweck bestimmte, zu welchem das Geschenkte verwendet, oder eine Ver¬ 
bindlichkeit festsetzte, die erfüllt werden sollte. 5 ) 

Sowie Kaiser Constantin, so hat auch Kaiser Karl der Grosse, als 
oberster Schutzherr der Kirche ihr Güterrecht nicht nur anerkannt, sondern 
auch seinerseits Alles gethan, was die Ausbreitung des Gottesreiches auf 
Erden fördern konnte. Er erbaute die herrlichsten Kirchen, stiftete Bis- 
thümer und dotirte sie auf's reichlichste und nach seinem Testamente wurden 
noch sein Gold und alle seine Kostbarkeiten unter die Kirchen vertheilt. — 
Von gleicher Gesinnung wie der Vater war auch beseelt der Sohn Karls des 
Grossen, Ludwig der Fromme. Nach seinem Tode haben zwar die ge- 
schwornen Feinde des Christenthums — die Saracenen und die Normannen 
das Güterrecht der Kirche nicht nur nicht anerkannt, sondern vielmehr ihr 
Vermögen geraubt; aber unter den Ottonen ist dieses Recht wieder zur Gel¬ 
tung gekommen, und die Schenkungen an die Kirche nahmen dergestalt zu, 
dass die geistlichen Fürsten an Macht und Ansehen sogar die weltlichen 
Fürsten übertrafen; zumal mehrere Grosse des Reiches selbst in den geist¬ 
lichen Stand traten und der Kirche ihr sämmtliches Hab und Gut weihten, 
andere wieder aus Frömmigkeit ihre Güter der Kirche schenkten oder zu 
Lehen gaben. Von einer Beschränkung des Rechtes der Kirche, Güter zu 
erwerben, war damals keine Rede. Die Gesetze gestatteten Jedermann, der 
Kirche Schenkungen zu machen, ja es war verordnet, dass in den Ver- 
lassenschaften der Bischöfe und Priester die Kirche Erbe sein sollte 6 ), und 
dass die Priester das Volk öffentlich ermahnen sollen, damit es die Erst- 


*) C. 15. C. 12. q. 1. *) L. 1. Cod. de ss. eccl. (1. 2.) *) Lib. 2. de vita Const. 
M. c. 55. 4 ) Const. 12. 16. 21 — 23. Cod. de ss. eccl. (1. 2.) ®) Vgl. Walter, 
dentsche Reichs- und Rechtsgeschichte. II. Aufl. §. 66 u. 67. *) Cap. reg. Franc. 

L V. e. 327. 
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linge aller Früchte opfere und den Zehent entrichte. Ueberhauptwirdin den 
Capitularien sehr' häufig der Vorrechte und Freiheiten der Kirche erwähnt. 
Eine Beschränkung des Rechtes der Kirche, Güter zu erwerben, durch so¬ 
genannt* Amortisationsgesetze, kommt vor dem 13. Jahrhunderte, wo zuerst 
in England durch Heinrich m. (1225) solche Massregeln ergriffen wurden, 
nicht vor. In dieser Zeit ereignete es sich zwar öfter, dass einzelne welfc- 
fiche Fürsten der Kirche ihre Besitzungen missgönnten und sie deshalb 
auch, wo sie nur konnten, beraubten; aber dessenungeachtet blieb sie rechtlich 
im Besitze des Erworbenen bis zur sogenannten Reformation. Durch diese 
wurden nicht nur viele Katholiken von der Religion ihrer Väter abwendig 
gemacht, sondern auch ein grosser Theil des Vermögens der Kirche ent¬ 
rissen, und durch den Augsburger Religionsfrieden (1555) den Protestanten 
in der Art zugesprochen, dass sie in dem Besitze jener Kirchengüter bleiben 
sollten, welche sie eingezogen hatten, und in deren Besitz die Geistlichen zur 
Zeit des Passauer Vertrags und seitdem nicht gewesen waren. 

So wie nun überhaupt Viele von der Kirche abfielen,- noch Mehrere 
aber, obschon sie sich Katholiken nannten, doch antikirchlich gesinnt waren, 
so wurde das Güterrecht der Kirche immer mehr verkannt, und der Erwerb 
des Kirchenvermögens durch sogenannte Amortisationsgesetze immer mehr 
und mehr beschränkt. Solche Einschränkung, welche die Uebertragung un¬ 
beweglicher Güter an die Geistlichen ohne Willen und Wissen des Landes¬ 
fürsten verbot, geschah durch Kaiser Maximilian I. und Kaiser Ferdinand I. 
Kaiser Leopold untersagte bei Strafe der Ungültigkeit, unbewegliche Güter 
ohne landesfürstliche Bewilligung an die Geistlichkeit zu verkaufen, zu ver¬ 
setzen, zu verschenken, zu vermachen, oder auf was immer für eine Art zu 
veräussern, zu übertragen und zu verwenden, ohne jedoch dieselbe• dadurch 
von jeder Erwerbung auszuschliessen, indem er ihr vielmehr jährliche Pen¬ 
sionen und Zinsen zu überkommen erlaubte. *) Kaiser Karl VI. bestätigte 
diese Verordnungen und machte, weil früher häufig dagegen gehandelt Worden 
war, ihre Befolgung zur besonderen Pflicht; der Geistlichkeit aber trug er 
auf, die seit dem Leopoldinischen Verbote (vom J. 1669) an sich gebrachten 
Grundstücke innerhalb eines Monats um so gewisser wieder an weltliche Per¬ 
sonen zu veräussern, als nach Verlaufe dieser Frist gegen sie das Einstands¬ 
recht einzutreten hätte. 2 ) Später erklärte er, dass unter diesen Verord¬ 
nungen auch die Besitzübernahme über drei Jahre, das Angeld und andere 
dergleichen trockene Gefalle, welche unbeweglichen Gütern gleich gehalten 
werden, begriffen sein sollen. 3 ) Maria Theresia verbot unter Bestätigung 
dessen, was bisher bezüglich der unbeweglichen Güter gegolten hatte, we¬ 
nigstens den geistlichen Orden und Klöstern alle Erwerbungen, unter was 
immer für einem Titel sie auch gemacht werden sollten, und erklärte alle 


*) Resolut, vom 5. Ootober, 4. December 1669, 5. März 1670 , 27. Juni-1673. Siehe 
Helfert’s Kirchenv. 1. Bd. S. 37. *) Resol. v. 12. Aug. 1720. *) Resol. t. 20. Feb. 
17*6. 
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Acte unter Lebenden und auf den Todesfall, die wider dieses Gesetz oder 
zur Umgebung desselben direct oder indirect, heimlich oder öffentlich ge¬ 
schehen -würden, im Voraus für nichtig und strafbar. ') Kaiser Joseph II. 
liess nicht blos die bisherigen Amortisationsgesetse bestehen, sondern ver¬ 
fügte auch durch ein Handschreiben vom 30. October 1781 die Aufhebung 
aller Orden , die ein blos beschauliches Leben führten, und sum Besten des 
Nächsten und der bürgerlichen Gesellschaft nichts Sichtbares beitrügen. In 
Folge dessen wurden sehr viele Klöster aufgehoben und ihre Güter veräussert. 

Obschon gewisse geistliche Institute von Zeit zu Zeit von den Amorti¬ 
sationsgesetzen ausgenommen wurden, wie z. B. die Institute der englischen 
Fränlein, der barmherzigen Schwestern, der Piaristen, Mechitaristen, Jesuiten 
u. a., so mussten sie doch jeden gesetzlichen Erwerb der Landesstelle an¬ 
seigen, damit diese in Uebersicht des Ordensvermögens bleibe, gegen jeden 
Missbrauch wachen könne und zn der Ueberseuguhg gelange, wann die 
Ordensgemeinde durch dergleichen Zuflüsse für ihre Bedürfnisse dauerhaft, 
gedeckt und der Fortsetzung jener Begünstigung nicht mehr benöthigt sei. 

Es blieben also die Amortisationsgesetse bestehen, bis endlich in dem 
XXIX. Artikel des Concordats das Güterrecht der Kirche vollständig aner¬ 
kannt und dadurch das ihr von ihrem Ursprünge schon gebührende Recht 
wieder gegeben wurde. Durch diesen Artikel 29, der da heisst: „Die Kirche 
wird .berechtiget sein, neue Besitzungen auf jede gesetzliche Weise frei su 
erwerben“ etc., sind also die Amortisationsgesetze aufgehoben, und in Folge 
dessen ist die Erwerbung unbeweglicher Güter der Kirche frei gegeben.. Ein 
h. Ministerialerlass vom 28. Juni 1856, Z. 9614 spricht dieses deutlich 
ans, indem es darin heisst, dass da der dritte Orden des heil. Franciäcos 
in den österreichischen Staaten factisch besteht, derselbe auch m Gemässfeeit 
des 5* 29 des Concordats wie jeder andere Orden frei Vermögen erwerben 
könne. 

Dass jedoch dieser Erwerb der Güter von Seite der Kirche an die staat¬ 
lichen Vorschriften gebunden sei und sein müsse, versteht sich von selbst. 
Deswegen heisst es in dem genannten Artikel: „auf jede gesetzliche Weite.“ 
Die gesetzliehen Erwerbungsarten sind: Schenkungen unter Lebenden und 
auf den Todesfall, 'Kauf, Erbschaft mittelst letztwilliger Bestimmungen und 
mittels Intestat-Erbfolge in geistlichen Verlassenschaften, Stiftungen, fromme 
Vermächtnisse, Ersitzung, obligate Abgaben und freiwillige Spenden. Be¬ 
züglich dieser gesetslichen Erwerbungsarten muss jedoch bemerkt werden, 
dass alle diesfalls bestehenden Beschränkungen durch eben den angeführten 
Artikel gleichfalls aufgehoben sind. 3 ) 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens betreffend, sagt der 30. Artikel 
des Concordats: „Die Verwaltung der Kirchengüter wird von Denjenigen ge¬ 
führt werden, welchen sie nach den Kirchengesetzen obliegt.“ Wer diese 


. *) Patent v. 26. Aug. 1771. Hofd. v. 11. Oct 1781. *) Hofd. v. 2«. Apr. 1828. ») Siehe 
meine Erläuterung des Concordats S. 56—60. 
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seien, soll geschichtlich dargethan werden. Ursprünglich verwalteten das 
Kirchengat die Apostel, und erst dann, als sie sahen, dass wegen der Ans- 
theilung an die verschiedenen Armen Uneinigkeiten entstanden and sie selbst 
ihren höheren Verrichtungen wegen diesem Amte nicht gehörig vorstehen 
konnten, worden Diakonen gewählt und diesen die Austheilung des Kirchen- 
einkommens übertragen. *) In der Verwendung des Kirchenvermögens ver¬ 
fuhren die Apostel ganz nach dem Beispiele ihres Meisters, und es wurde 
jedem Einzeihen zugetheilt-, je nachdem er bedurfte. 2 ) Diese von deh 
Aposteln in der Verwaltung des Kirchenvermögens getroffene Einrichtung 
wurde auch in den ersten vier Jahrhunderten beibehalten. Die Bischöfe ver¬ 
walteten nämlich das Kirchenvermögen ihres ganzen Sprengels Anfangs selbst, 
und erst dann, wenn sie ihres seelsorglichen Amtes wegen diese Verwaltung 
nicht mehr besorgen konnten, nahmen sie sich hiezu Gehilfen auf, abcar 
immer nur Priester und Diakonen, niemals Laien. Es war nämlich verboten, 
sich in die Verwaltung des Kirchenvermögens zu mischen, ohne von dem 
Bischöfe dazu berufen zu sein. 3 ) Betheilt wurden von dem Kirchenver¬ 
mögen, wie bisher, der Bischof, die Priester und die Armen, nachdem jedoch 
vorerst die Kirchenerfordernisse gedeckt waren. Nach der Vorschrift des 
chalcedonischen Concils wurde die Verwaltung des Kirchenvermögens dahin 
abgeändert, dass ein eigener Oekonom aus dem Diöcesanklerus zu diesem 
Geschäfte bestellt wurde 4 ), der unter der Aufsicht des Bischofes das Kirchen- 
vermögen verwaltete, auf dass die Bischöfe ungestört der Seelsorge obliegen 
könnten. Diese Verordnung wurde von dem zweiten Nicanischen Concil 5 ) 
erneuert und eingeschärft. In der abendländischen Kirche wurden diese 
Oekonomen erst später eingeführt, vielleicht mit der Einführung der Justinia- 
niqphen Rechtsbücher, in denen oft unter dem Namen Vicedome der Bischöfe 
von diesen Oekonomen Meldung geschieht. 6 ) Diese verwalteten jedoch 
zumeist nur jenen Theil des Kirchenvermögens, der dem Bischöfe zukam 
und besorgten nebenbei auch noch andere Geschäfte. Uebrigens sollten auch 
diese nur aus dem Klerus von dem Bischöfe, oder im Falle seiner Weigerung 
von den übrigen Priestern gewählt werden. Die Laien hatten also weder in 
der morgenländischen, noch in der abendländischen Kirche auf die Verwal¬ 
tung des Kirchenvermögens einen Einfluss, aach wurde ihnen hierüber nie¬ 
mals Rechenschaft gegeben; vielmehr übten die Bischöfe in Betreff dieser 
Verwaltung unabhängig die gesetzgebende und richterliche Gewalt aus. *) 
Was die Verwendung des Kirchengutes betrifft, so geschah sie bis zum 
5. Jahrhunderte an die einzelnen, mit einem Bischöfe versehenen Kirchen; 
denn diejenigen Kirchen, welche neben der bischöflichen auf dem Lande be¬ 
standen , hatten kein eigenes Vermögen und keine eigenen Geistlichen. Die 
Geistlichen wurden von der bischöflichen Kirche, welcher sie einverleibt 


») Apostelgesch. 0, 1—0. *) Ebend. 4, 34—37. *) C. 10. 22. 20. C. 12. q. 1. 4 ) C. 4'. 

Dlst 80. ») Synod. Nie, 2. c. 11. •) Cod. 1. I. t. 2. conat. 15. ») Cyprian, 

epiat. 84. > ■ 
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waren, zur Besorgung der heiligen Verrichtungen dahin abgesandt nnd kehrten 
nach deren Vollziehung Anfangs wieder zu ihrer Mutterkirche zurück, später 
wurden sie 8war bleibend bei den einzelnen Landkirchen angestellt, aber 
auch da noch hing ihr Unterhalt von der Mutterkirche ab. Der .Bischof 
vertheilte, wie es scheint, alle Monate das Einkommen aus dem Vermögen 
seiner Kirche und zwar nach den Bedürfnissen der einzelnen Theilnehmer 
ganz nach seinem Gutachten. Das erste Beispiel einer ordentlichen Verthei- 
lung unter den Bischof, seinen Klerus, die Armen und die Kirche kommt 
erst gegen Ende des fünften Jahrhundertes in einem Briefe des Papstes 
Simplicius vor. Nach dieser päpstlichen Verfügung sollte für die Priester, 
für die Bestreitung der Kirchenerfordernisse und für die Armen je nach Be- 
dürfniss und Noth gesorgt werden, weshalb auch bald den Armen, bald 
wieder dem Klerus ein grösserer Theil zugedacht wurde. Dem Bischöfe 
stand also nicht blos die Vertheilung, sondern auch die Bestimmung der 
Grösse des Antheils je nach Verdienst und Bedürfniss zu. Mit dieser Thei- 
lung und Verwendung des Kirchenvermögens waren übrigens alle einzelnen 
Kirchen vollkommen einverstanden. a ) 

Im sechsten Jahrhunderte trat in der Verwaltung des Kirchenvermögens 
eine Aenderung ein. Den einzelnen Bischöfen fiel nämlich die Verwaltung 
weit entlegener Kirchengüter beschwerlich, nebenbei wollten sie auch ver¬ 
dienstvolle Priestef auszeichnen, deswegen Qberliessen sie ihnen das Einkom¬ 
men bei ihren Kirchen oder den Genuss der in ihrem Sprengel gelegenen 
Kirchengüter, jedoch so, dass sie diese Bestimmung nach Belieben wider¬ 
rufen konnten. Nach und nach geschah die Verleihung auf Lebenslang und 
zuletzt wurde ein ordentliches Recht daraus, dass nämlich der bei einer 
Kirche angestellte Geistliche die zu seiner Kirche gehörigen Güter zu seinem 
Unterhalte so gemessen konnte, dass ihm der Genuss derselben ohne cano- 
nische Ursache nicht entzogen werden durfte. Das ist der Ursprung unserer 
Pfarrbeneficien. Diese Aenderung wurde weder auf einmal und in allen 
Kirchen zu gleicher Zeit eingeführt , noch ihre Einführung durch ein eigenes 
Kirchengesetz geboten; allein wo sie eingefilhrt wurde, da wurde auch das 
Kirchenvermögen in das eigentliche Kirchen- (bona ecclesiastica) und das 
Pfärrvermögen (bona parochialia) ge th eilt. 

Eine andere Verwendung des Kirchenvermögens als die bisher übliche 
war verboten, deswegen war auch jede Veräusserung desselben — den Fall 
der äussersten Noth ausgenommen — untersagt und zwar zuerst dem Klerus 
Überhaupt. So geschah es auf dem Kirchenrathe zu Ancyra, wo dem Klerus 
verboten wurde, bei erledigtem bischöflichen Sitze eine Innovation an dem 
Kirchenvermögen vorzunehmen, und sollte Etwas während dieser Zeit ver- 
äussert worden sein, so war dem Bischöfe gestattet, den Vertrag zu an- 


*) Cypr. ep. 34. *) C. 28—30. c. 12. q. 2. *) Siehe Helfert’s Kirehenvermögen. 

L Bd. S. 21. 
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nulliren. 1 ) Gegen Ende des vierten Jahrhundertes im vierten Kirchenrathe 
su Carthago 2 ) wurde auch den Bischöfen verboten, ohne die Beistimmung 
ihres Klerus und später ohne Genehmigung des Primas der Provinz, Kirchen¬ 
güter su veräussern. 3 ) 

In der Folgezeit, unter den fränkischen Königen und den deutschen 
Kaisern geschah die Verwaltung der Kirchengüter nach der bisher üblichen 
Weise. Die oberste Aufsicht stand den Bischöfen su, die unmittelbare Ver¬ 
waltung blieb den .Oekonomen überlassen. Besonders war man in dieser 
Zeit auf die Sicherstellung des Kirchenvermögens bedacht, weil es bei der 
grössten Sorgfalt der Bischöfe dennoch öfter geschah, dass die Kirchen um 
das Ihrige kamen. Mächtige fielen nämlich über sie her, beraubten sie oder 
verwickelten sie in Processe. Deswegen wurden andere weltliche Personen 
sum Schutze der Kirchen und ihres Vermögens bestellt; das waren die 
Vögte (advocati ecclesiae.) Bezüglich dieser enthalten die Capitularien der 
fränkischen Könige mehrere Vorschriften. Nach diesen sollen alle Bischöfe 
Vögte haben, su welchen nur solche Leute zu wählen sind, welche im 
Lande begütert, gesetzkundig, gerecht, wahrheitliebend und von einem sanften 
und leutseligen Charakter sind, su ihrer Wahl soll der Klerus und das Volk 
sugesogen werden. 4 ) Diese Vögte hatten die Verbindlichkeit, die Kirche 
und ihr Vermögen zu schützen; mit der Verwaltung des Kirchenvermögens 
sollten sie sich aber nicht befassen und auch keine Rechnung legen. Nach 
und nach aber haben sie sich der Verwaltung der Kirchengüter zum nicht 
geringen Nachtheile der Kirchen bemächtigt und die Bischöfe mussten Alles 
aufbieten, um sieh von ihrem Einflüsse zu befreien oder denselben doch un¬ 
schädlich zu machen. — Die Grundsätze über die Verkeilung der kirch¬ 
lichen Einkünfte blieben dieselben wie zuvor, obschon dieselbe mit der Aus¬ 
bildung der Pfründen immer mehr ausser Gebrauch kam und endlich ganz 
aufhörte. Jede wie immer geartete Veräusserung des Kirchenvermögens war 
auch jetzt sowohl geistlichen als Laien, den äussersten Nothfall, wo noch 
die Anzeige an den Bischof geschehen musste, ausgenommen, strenge ver¬ 
boten. — 

Seit der vollkommenen Ausbildung des Pfründenwesens bildete das 
Kirchenvermögen nicht mehr Eine Masse; es konnte deshalb auch die Ver¬ 
waltungsweise desselben nicht mehr die frühere sein. Seit dieser Zeit hatte 
nämlich jede Kirche ihr eigenes, von dem Pfarreinkommen abgesondertes 
Vermögen und der bei ihr angestellte Geistliche die Verwaltung desselben, 
und der Bischof hatte die Oberaufsicht über die Verwaltung des Vermögens 
aller einzelnen Kirchen seiner Diöcese. Eigene Oekonomen werden seitdem 
nicht mehr, ausser bei der bischöflichen Sedisvacanz bestellt. Dagegen er¬ 
langten neben den Kirchenvögten auch die Patrone ein Aufsichtsrecht. Als 
obersten Schutz- und Schirmherr erklärte sich der Landesfürst. 


*) Conc. Incyr. an. 314. o. 15. *) Conc. Carlhag. 4. an. .398. c. 32. *) Conc. Carth. 
5. can. 4. *) Sieh’ Helfert’a Klrohenr. L Bd. S. 80. 
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Den Gesagten zu Folge stellt also die Verwaltung* des Vermögens 
jeder einzelnen Kirche der Diöcese dem bei derselben angestellten Priester j — 
Pfarrer — zu, nnd dem Bischöfe liegt die Aufsicht ob. Das ist auch in dem 
30. Artikel des Concordats ausgesprochen, und somit sind alle jene Verord¬ 
nungen, die seit jener Zeit, als die Idee einer weltlichen KirchendireCtion 
auf kam, zu Folge denen die Kirche gewissermassen zu einem Staatsinstitut 
und die Güter derselben als Fonde dieses Instituts betrachtet wurden, be¬ 
züglich der Erwerbung, Verwendung und Vermehrung des KirchenVermögens 
erlassen . wurden, durch eben denselben Artikel aufgehoben. 

Der in diesem Artikel ausgesprochenen Norm zu Folge sollen die Pfarrer 
als die ordentlichen Verwalter des Pfarrkirchenvermögens die Verwaltung des¬ 
selben mit Zuziehung einiger, hiezu besonders verpflichteter Mitglieder — 
Kirchenräter führen und dem Bischöfe jährlich Rechnung legen. *) Der 
Kirchenvogt hat das ihm zustebende Schutzrecht zu üben, und wo neben ihm 
auch noch ein eigener Patron existirt, so hat auch dieser das Recht, an der 
Verwaltung des Kirehenvermögens Theil zu nehmen und Einsicht in dieselbe 
zu verlangen. *) 

Ueber den Wirkungskreis der Verwalter des Kirchen Vermögens enthält 
das gemeine Recht nur allgemeine Bestimmungen. So soll der Bischof vor 
Allem auf den Vorth eil der Kirche bedacht sein. 3 ) Unter dieser Voraus¬ 
setzung kann er zwar Mobilien von geringem Werthe ohneweiters veraussem 
und Grundstücke (aber nicht auf gar zu lange Zeit) verpachten, was das 
Coneä von Trient 4 ) auf eine zwanzig und mehtjährige Verpachtung be¬ 
schränkt. Nach dem genannten Artikel sollen jedoch diese Güter weder 
verkauft, noch mit einer beträchtlichen Last beschwert werden, ohne dass 
Sowohl der heil. Stuhl, als auch Se. Majestät der Kaiser oder jene, welche 
dieselben hiemit zu beauftragen finden, dazu ihre Einwilligung gegeben 
haben..— L 

Soll die in dem 30. Artikel' zugestandene Veränderung in der Verwal¬ 
tung des Kirchenvermögens zur Wirklichkeit werden, so müssen jedenfalls 
an die Stelle der.bisher geltenden Crvä-Verordnungen, welche die Erwerbung, 
Verwendung und Vermehrung des Kirchenvermögens genau regeln, andere 
Provindal- oder Diöcesanstatuten erlassen, und von den betreffenden Bischöfen 
die einzelnen Pfarrer als die ordentlichen Verwalter des Kirchenvermögens 
beeidet und nebstdem angewiesen werden, diese Verwaltung gewissenhaft 
zu führen, und zwar mit dem Beisatze* dass sie jährlich über diese ihre 
Verwaltung genaue Rechnung legen, und mit den gleichfalls zu beeidenden 
Kfrchenvättern den Vormündern gleich zur Schadloshaltung verpflichtet sind, 
falls durch ihre Schuld der Kirche ein Schaden erwachsen wäre. Nebstdem 
müssen von den einzelnen Bischöfen an ihrem Sitze eigene Personen bestellt 
werden , welche die ton dm einzelnen innerhalb den Gränzen der Diöcesen 


' *) Trift besä. 4». cftp. 9 de tef. c. 81. C. 1«. q. 7. ») c. 3. x. (3. 24.) 4 ) Sess. 
. v 25. cfp, 11. de ref. • r 

Hoy’a Archiv für hoth. Kirchenrecht, //. Band. 12 
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gelegenen Kirchen nnd tob ■ der Verwaltung ihres Vermögens gelegten Rech¬ 
nungen , den Beamten der k. k. Staatsbuchhaltung gleich, zu prüfen, die 
allenfallsigen Mangel: herauszuheben, den betreffenden Verwaltern nur Ver¬ 
antwortung zuzustellen, and überhaupt über die genaae Verwaltung der 
Kirchengüter za wachen und dem Bischöfe zu berichten hätten. Dass die 
Einführ ung einer derartigen Veränderung Schwierigkeiten unterliege und selbst 
mit materiellen Opfern verbunden sei, liegt am Tage. Deswegen kann leicht 
vermuthet werden, dass neben den Eheangelegenheiten die Verwaltung des 
Kirchenvermögens im Sinne des 30. Artikels des Concordats ein Hauptpunkt 
der Berathung der im vorigen Jahre in Wien versammelt gewesenen Bischöfe 
gewesen ist. 

Da den Bischöfen, wie oben gesagt wurde, bezüglich der Verwaltung 
des Kirchenvermögens im Sinne der Kirchengesetze das Recht zusteht, ja 
die heilige Pflicht obliegt, Provinzial- oder Diöcesanstatuten zu erlassen, so 
muss ihnen jedenfalls auch das Recht zugestanden werden, mehrere der bis¬ 
herigen Civil-Verordnungen, die sich auf die Erwerbung, Verwendung und 
Vermehrung des Kirchenvermögens beziehen, in so weit sie zweckdienlich 
erscheinen und mit den canonischen Vorschriften nicht collidiren, als Provin¬ 
zialstatuten gelten zu lassen, und bei dem Umstande als Se. k. k. Apost. 
Majestät zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse aus dem öffentlichen 
Schatze Unterstützung huldreich leistet und auch fernerhin zu leisten ver¬ 
spricht, auch solche Verfügungen zu treffen, dass Se. k. k. Majestät von der 
genauen und gewissenhaften Verwaltung des Kirchenvermögens fortwährend 
in Kenntniss bleiben. Nur muss den Bischöfen als den ordentlichen Ver¬ 
waltern des Kirchenvermögens das ihnen nach canonischen Vorschriften an¬ 
stehende Oberaufsichtsrecht ungeschmälert verbleiben, und sie fortwährend 
sowohl auf die Erwerbung als auch Verwendung und Vermehrung der Kirchen¬ 
güter ihr Recht ausüben können. Die näheren Uebereinkünfte bezüglich 
dieser Verwaltung des Kirchenvermögens nach dem Artikel 30 des Con¬ 
cordates werden ohne Zwieifel allen Muthmassungen, die wir hier nur be¬ 
rühren wollten, ein Ende machen und die canonischen Vorschriften gewiss 
aufrecht erhalten. F. A. Lobersehincr. 


Hechts fülle. 

Ehereehtsfragen bei der bl. Cengregatlen den Ceneilium« 
von Trient zwischen 1844 und 1888. 

§• 3. 

Abgang der innem Einwilligung. Timor reverentialis. Nicht vollzogene 

Ehe. Päpstliche Dispens. 

. 1. Jede Ehe wird pro foro externo als gültig präsumirt, wenn die 
äussere Einwilligung der Brautleute klar vorliegt. Wenn die innere Nicht- 
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einwilligung Dicht constatirt ist, nöthiget die Kirche die Brautleute, zusammen 
«i wobuen; sie misst der einfachen Behauptung desjenigen keinen Glauben 
bei, der behauptet, sur Ehe nicht eingewiilfget su haben. Das kirehliche 
Tribunal richtet nicht über reifte Gewissenssachen; es prfisumirt nicht, dass 
eine Brautperson mit dem Munde gesagt habe, was sie nicht im Hersen 
hatte. Es muss also die Behauptung der Brautperson, dass sie geswungen 
worden sei, ihre Einwilligung zu geben, gesetzlich feststehen. Welches sind nun 
die Mittel, den Mangel einer wahrhaftigen Einwilligung su erkennen ? Die Recht»* 
lehrer geben mehrere an: 1) Wenn die Frau (um sie handelt es sich bei 
diesen Arten von Processen vorzüglich) eines ehrbaren Lebens ist. 2) Wenn 
sie es in Abrede stellt, ihre Einwilligung gegeben su haben. 3) Wenn sie 
Thatsachen anbringen kann, die ein blosses Vorgeben su vermuthen erlauben* 
Im Sanchcs liest man (lib. 2 de matrim. disp. 45): Wenn das Mädchen in 
Abrede stellt, eingestimmt su haben, und durch wahrscheinliche Vermuthungen 
die Furcht vor dem Vater beweist, dabei auch eines ehrbaren Lebens ist* 
so sind das hinreichende Vermuthungen. So denken auch Soto, Barthälemy, 
Ledesma und Andere. Ich will nicht von heftiger, selbst den starken und 
standhaften Mama erschütternder Furcht sprechen; denn dann wäre es un¬ 
nütz, andere Vermathangen su fordern, weil hier die Ehe selbst in dem 
Falle ungültig wäre, wenn die Frau wirklich eingewilligt hätte. Man wird 
fragen, ob besagte Umstände der vorgegebenen Einwilligung erlauben, die 
erste Ehe su missachten und ohne die Autorität des Richters eine andere 
eiasugehen. Heutsutage ist es beinahe unmöglich, dass das in irgend einen 
Falle erlaubt Sei, ln Anbetracht, dass die Ehen vor dem Pfarrer und den 
Zeugen gefeiert werden müssen. Aber jene Conjeetoren worden selbst 
heutsutage noch nützlich sein können, und der kirchliche Richter, vor den 
man die Streitsache bringt, wird sich derselben bedienen, um su unterscheiden, 
ob die Einwilligung wirklich eine simulirte gewesen sei. 

Andere Grundsfttse können sur Leitung dienen. „Man wird demjenigen 
Glauben beimessensagt abermals Sancbez, „welcher nicht eingewilligt so 
haben versichert, wenn er mit Zeugen wahrscheinliche Zeichen simulirter 
Einwilligung beweist; wenn er seine Einwilligung surückgerufen hat, sobald 
er sie ausgesprochen hatte; wenn er die Flucht ergriffen bat u. s. w. Diese 
und ähnliche Thatsachen, legal constatirt, bilden Vermuthungen, die bei¬ 
tragen, die Simulation su beweisen.“ 

Nichtsdestoweniger muss man anerkennen, dass der Mangel der Ein¬ 
willigung eine schwer su beweisende Sache sei. Eine Frau wird sagen, dass 
sie nicht die Absicht gehabt habe, die Ehe eiasugehen, weil sie Widerwilllen 
fühlte; dieser Widerwille wird eisen Augenblick den Ermahnungen und 
Ueberredungen haben weiehen können, und die Ehe wird bestätigt worden 
sein: „Si qtas,“ sagt der heil. Alphons, „coram parocho non vere consenserit, 
satufacit consentiendo postea: non auderem deelarare nullum praedictum 
matrimonium ex defectu eonsensus. (lib. 6. oap. 2 dub. 1.) Darum schreibt 
das Kap. consukationi von Honorius QL unter dem Titel der Decretalen de 
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Sponsalibas et matrimonio vor, sich nicht *u beeilen, die Recbmationen 
einer Frau zu beseitigen, welche, bevor sie die Ehe bat vollziehen lassen, 
versichert, beim Contracte nicht wahrhaftig eingewirkt zu haben; woraus 
die Autoren schliessen, dass nach der Vollziehung derselben dafür gehalten 
Werde, dass sie ihre Einwilligung nachträglich gegeben und so ihre unauf¬ 
lösliche Verbindung ratificirt habe. 

2. Was den metus reverentialis betrifft, so ist es die unter den 
Autoren allgemein bekannt angenommene Ansicht, dass er, verbunden mit 
der Befürchtung eines wichtigen Uebels, des Hasses des Vaters, seines 
verlängerten Unwillens, die Ehe ungültig mache. Vide St. Liguori de 
matrim. num. 1056. Mastrius bestätiget, dass derselbe mit der Furcht eines 
grossen Unwillens von Seite des Vaters hinreiche, um eine Ehe zu annul- 
liren. Die gelehrten Theologen von Salamanca sagen: Hojusmodi metus 
reverentialis et timor talis indignationis dinturnae sufficit ad irritandum matri- 
moniom. (Cap. 9. n. 24.) " 

Reiffenstuel, der da lehrt, dass die Furcht vor wenig beträchtlichen 
Uebeln der Gültigkeit der Ehe nichts benehme, denkt wohl anders in Bezug 
auf grosse Furcht, wenn Misshandlungen, ungestüme Drohungen oder Auf¬ 
forderungen, die Befehlen gleichkommen , stattgefunden haben. „Die au» 
leichter Furcht eontrahirte Ehe,“ sagt er, „ist gültig, obwohl die Furcht 
angerechter Weise aus dem Zwecke eingeflüsst worden sei, um die Einwil¬ 
ligung zu erzwingen.; das ist die allgemeine Ansicht, gegründet auf Stellen 
des Rechtes, die eine Furcht verlangen, qui cadere possit in virum con- 
Stantem, d. h. eine schwere Furcht; daher schadet die leichte Furcht der 
Gültigkeit der Ehe nicht, Das ist keine Furcht. Sonst wäre der grösst» 
Theil der Ehen ungültig oder zweifelhaft, und Bedenklichkeiten unterworfen; 
cs gibt deren wenige, die nicht aus leichter Furcht stattgehabt haben.“ (Lib. 
1, decret. tit. 1, num.330.) „Anderswo sagt er: Obwohl die Ehrerbietigkeit' 
gegen die Eltern und andere Obern, oder der metus reverentialis nicht 
allein ausreicht, die Ehe der Kinder oder Untergebenen zu amtulliren, so 
ist es doch ganz anders, wenn derselbe mit Misshandlungen, mit strengen 
Drohungen verbunden ist, die jene ihren Kindern oder Untergebenen gemacht 
hatten, wenn sie nicht einwillfgten, oder mit ungestümen und wiederholten 
Bitten.“ 

Es ist nicht nothwendig, dass sich die Wirkungen des väterlichen Un¬ 
willens haben fühlen lassen; es genügt, dass man sie mit Grund fürchte. 
Quando tractatur de nullitate matrimonii celebrati per metum non requiritur 
probatio actualis compulsionis, sed sufficit, ut juste timeret ne compelleretur. 
(Barbosa lib. 4, decret. lib. 1.) Obwohl die Acten des Proceases zeigen, 
dass die Eltern nicht von der Art waren, ihre Drohungen zu realisiren, so 
känn doch die Fureht vor ihrem verlängerten Unwillen, in Verhältnis ge¬ 
stellt zu den Vortheilen, die sie sich aus der Ehe versprachen, den Contraot’ 
annulliren. Nach Clericatus macht der metus reverentialis die Ehe ungültig,' 
quando filius vel filia non obtemperans volontati patiia timet ratioqabiliter 
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reddere Uhu» sibi infensimi, supereUiosum, torve kspicientem ncc pldcide 
loquentem. (De matrim. deeis. 27.) 

Nach der allgemeinen Ansicht der Autoren ist es nicht blos die Furcht 
eines grossen Uebels, verbunden mit dem metus reverentialis, die die Hie 
annuilirt; die ungestümen Bitten, die fortwährenden Anmahnungen haben die 
nämliche Wirkung, besonders wenn sie von Personen kommen, die ein Recht 
auf Achtung haben. Barbosa sagt an dem schon angeführten Orte: „Die Ehe 
wird nicht blos durch die auf einen standhaften Mann Einfluss Übende Furcht 
annuilirt; sie wird es auch durch ungestüme, eine gerechte Furcht, einen 
Zwang hervorbringende Betreibungen. Die ungestümen Betreibungen bewirken 
also die gleiche Wirkung wie die Furcht in Hinsicht auf die Ungültigkeit 
der Ehe. Sie genügen hiezu, ohne die Misshandlungen, ohne die Drohungen, 
vorzüglich, wenn sie von irgend einem herkommen, der ein Recht auf Ach¬ 
tung hat.“ Sanehez nennt die Ansicht die wahrscheinlichere, dass die un¬ 
gestümen Bitten, verbunden mit dem metus reverentialis, eine Furcht ein¬ 
jagen, die geeignet ist, auf den standhaften Mann Einfluss zu üben. Auf 
der einen Seite ist der Ungestüm, möge er kommen, woher er wolle, drän¬ 
gend, er plagt, er unterdrückt; auf der anderen Seite macht die dem Be¬ 
treiber schuldige Achtung kleinmbthig und furchtsam; man wagt nicht, dem 
Verlangen zu widerstehen; ein doppelter Gegenstand der Furcht, die auf 
einen klugen und festen Charakter einen Zwang ausübt, und endlich dl« 
Einwilligung herauspresst. Ich bemerke nichtsdestoweniger, dass niclit alle, 
auch anhaltende Bitten, ungestüm, genannt werden können, sondern nur die¬ 
jenigen, welche inständig wiederholt und häufig eingeprägt werden. (Saüche« 
ltb. 4, disp. 7, num. 7.) ■ 

In diesem Gegenstände sind unvollkommene Beweisgründe zugelassen. 
Isolirt von einander, genügen sie nicht; aber zusammen genommen haben sie 
eine beweisende Kraft. Die Furcht entschuldigt noch mehr im Falle der 
Minderjährigkeit die Frau, als den Mann. Die leichte Furcht kann für die 
grösste Mehrheit der Frauen in einem besonderen Falle eine schwere werden, 
Und die Ehe unter dem Besage des Zwanges wie unter demjenigen des metus 
reverentialis anmilliren. Der Richter würdiget die Thatsachen in foro ex- 
terno; er muss die Schwere der Furcht nach dem Alter, nach dem Geschlechter 
nach der natürlichen Festigkeit oder Schwäche der Individuen bemessen, fiflr 
welche der nämliche Grad dar Furcht sich an Gestalt und Schwere verändert. 

3. Die Nichtvollziehung der jEhe bildet einen sehr zu beachtenden Um¬ 
stand; denn mehrere Autoren sind der Ansicht, dass man ihn constatiren 
müsse, bevor man die Ungültigkeit eines Contractes ausspreche, den die Voll¬ 
ziehung meistens ratificirt hätte. Bei Reiffenstuel liest man: Si post matri- 
monium metu injusto extortum sequitur copula sponte affectuque maritali, id 
est animo, conjugaliter vivendi, omnino validatur matrimonium. Da das 
Kap. Consultationi der Decretalen dähin lautet, dass die Frau gehört werden 
müsse, wenn sie die Furcht einwendet vor der Vollziehung der Ehe, so 
stimmen die Glosse und die Autoren darin überein, das« die Redamatiopen 



Dach der Vollstehang kein Gehör mehr verdienen. Im Kap. Insaper 4 Qui 
matrimonium etc. lautet das Summariam: Invita desponsata postea sponte 
cognita contra matrimonium non auditur. Der Grund davon ist, dass die 
Vollsiehung die Einwilligung hinlänglich beurkunde, und die Ehe ratificire. 
Der heilige Liguori nennt diese Ansicht die allgemeinste und wahreste: 
„Bufficere consensum partis metum passae vel ficte consentientis ex press um 
per copulam conjugalem vel per cohabitationem una cum consensu alterras 
partis dato, ad faciendam validum matrimonium. 

Diese Grundsätee finden ihre Bestätigung in den Entscheidungen der 
Gerichtshöfe. So ». B. sieht man in einem vor die heilige Congregation des 
Concils gebrachten Rechtsprocesse aus Augsburg, wie Maria Gayrelmayn sich 
im Alter von sechsehn Jahren mit Anton Reiterin, einem vorgerückten Greise 
verheirathet; nach drei Monaten verlässt sie ihren Mann, und der Richter 
billiget die Scheidung. Fünf Jahre nachher macht sie einen Ungültigkeits«- 
process aus Mangel der Einwilligung, wegen der Gewalttätigkeiten der 
Mütter anhängig. Die Angelegenheit, vor dem kirchlichen Gerichte su Augs¬ 
burg verloren, wird nach Rom gebracht. Die Processacten »eigen, dass die 
Matter, mit einem heftigen Charakter begabt, wirklich Furcht auf die Tochter 
aasgeübt habe. Ungeachtet dessen bewirken das Beinanderwohnen durch 
drei Monate und die Vollsiehung der Ehe, dass die heilige Congregation 
erklärt, es sei keine Ursache vorhanden, die Ungültigkeit aussusprechen; 
sie antwortet negativ auf den Zweifel: An sit locus nullitati matrimonii. 
20. Jänner 1759. — In anderen Fällen, obwohl die Vollsiehung der Ehe 
nfcdit klar Vorliegt, hindert der einfache Zweifel, sie möchte stattgefunden 
haben, den Abgang der Einwilligung mit Gewissheit festeustellen, sei es 
im Momente des Contractes, ungeachtet des Zwanges, sei es durch nach¬ 
folgende Ratification. 

Wein aber die Nicht-Vollsiehung constatirt ist, dann behalten die Be¬ 
weise des Zwanges durch Misshandlungen, Drohungen, ungestüme Betreibungen 
ihre volle Kraft, und die juridischen auf den Abgang der innern Einwilligung 
besüglichen Conjecturen sind der Art in neues Licht gestellt, dass die Un¬ 
gültigkeit der Ehe mit Sicherheit aussusprechen oder sie aufsalösen gestatten. 
Man sieht ein Beispiel davon in den Werben des Cardinais de Luca, part. 2, 
de matrim. disc. 6., der es in diesen Ausdrücken berichtet: 

„In hac vero materia matrimonii meticulosi; pro ejus nollitate scripsi 
qnoquc in una Romana pro Angela, cum Lucio, coram V. Gercnte, in qua 
ex parte mulieris opponebatur de metu reverentiali, juncto cum importunite- 
tibus parentum adoptivorom, una cum minis, eam expellendi domo, ac pri- 
vandi eorum successione, quam ab ipsis prole carentibus, ipsa tamquam 
pauper puella adoptata de facto, seu ut dicitur fiiia onimae, verisimiliter 
sperabat, cum aJiis facti circumstantiis, a quibus dicebam totum pendere, cum 
istae non dieantur quaestiones juris, sed facti, ideoque (ut sopra) certam ac 
generalem decisionem non recipiunt, sed pro jadicis prudenti arbitrio, juxte 
singiüorum casuom qaalitatem decidendae sunt; ad istud arbitrium regulandum, 
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pro nulHtste satfe ponderäbam, qnöd matHmoninm esset solam ratum, adbac 
non-consummatum, ex trlpliöi ratione« primo nempe quia in tenera pueUa 
vir g in e, atque virorum conversetione ignara, facilior est timor, seu concus- 
sio; seeundo, quia facilios dissolvitur matrimonium adhnc rat um, in quo non 
intret praeceptum divinum, ut qaos Deus conjunxit, homo non separet; et 
tertio, quia abstentio a copula, et matriinonii consummatione, est magnum 
indidom non Hberae voluntatis.“ 

4. Die Beweise, welche die Nichtvollziehung der Ehe feststellen können, 
sind: 1) der Eid der Qatten, 2) die Aussage ihrer Eltern einer- und anderer¬ 
seits. 3) Die Yermuthungen, die aus den Processacten hervorgehen, wie 
die Abneigung der Frau, die Abwesenheit jedes Zeichens von Wohlwollen 
und Zuneigung; die Beweise von Abneigung vor, während und nach der 
Verehelichung; in einem Worte, wenn die Acten keinen Grund geben, aus 
dem man die Vollziehung ableiten könnte, so muss man schliessen, dass sie 
nicht stattgefunden habe. 4) Es erfordert eine körperliche Inspection, ex- 
ploratio virginitatis per matronas providas et honestas bonae opinionis dignas 
et expertas . in opere nuptiali, quae perhibeant testimonium midierem, post 
eam inspectam, esse adhuc virginem; obwohl sie keine gänzliche Gewissheit 
verschaffen kann; denn andere Ursachen, als die Vollziehung der Ehe, können 
die Zeichen der Jungfräulichkeit verschwinden machen, und die Aerzte haben 
sie auch bei Frauen vorgefunden, welche bereits Kinder gehabt hatten. Man 
dispensirt zuweilen von dieser körperlichen Inspection, wenn die Thatum- 
stände Zusammenwirken, die Vollziehung mit Gewissheit auszuschliessen. 

Um zur Dispens mstrimonii rati et non consummati vorschreiten za 
können, muss, wie wir so eben gesagt haben, diese Nicht-Vollziehung con- 
statirt sein. Ohne diese Gewissheit, die jede Art von Zweifel ausschliesst, 
ist kein Grund vorhanden, eine Dispens zu geben, die die Vollmacht der 
Kirche überschreiten würde. Sie ist der höchsten Machtvollkommenheit des 
heiligen Stuhles Vorbehalten und die Constitution Benedicts XIV» Dei misera- 
tione verlangt eine besondere Commission des Papstes, bevor die heilige 
Congregation die Untersuchung derselben-'vornehmen könne. Sie mass durch 
wichtige und dringende Ursachen motivirt sein: 1) die Abneigung der Gatten 
ohne Hoffnung der Aussöhnung. 2) Den metus reverentialis, verbunden mit 
Drohungen und ungestümen Betreibungen, ohne dass er weder wichtig, 
noch constatirt genug erscheine, um mit Sicherheit die Ungültigkeit der Ehe 
auszuspreehen. 3) Die Einwilligung der Gatten, die Auflösung ihres Con- 
tractes zu verlangen. Obwohl mehrere Rechtslehrer dafür halten, dass diese 
gegenseitige Einwligung nicht ein hinreichender Grund der Dispens sei, so 
sagt doch Sanehez, dass sie genüge, wenn -die Gatten Zwieträchtigkeiten 
erfahren, die widerwärtige Folgen fürchten lassen, und wenn ihre Abneigung 
unverbesserlich erscheint. 4) Das Ansuchen um Dispens von Seite des 
Pfarrers, des Vjrtheidigers der Ehe und des Bischofs; denn der heil. Stuhl 
hat die Gepflogenheit, sich ihren Wünschen zu fügen, wenn sich denselben 



gerechte Ursachen beigesellen. Das sind «um Theile die Beweggründe, die 
zu Dispensen von nicht vollzogenen Ehen Anlass geben. 

5. Die. bisher auseinandergelegten Principien fanden ihre Anwendung 
bei einer Rechtssache, in welcher die heil. Congregation des Concils im 
Jahre 1847 ein Urtheil sprach. Frans und Maria schlossen die Ehe vor 
der Kirche am 21. Mai 1843. Kaum waren einige Monate verflossen, als 
die Frau behauptete, die Vereinigung wäre ungültig, sowohl aus Mangel der 
Einwilligung, als auch wegen metus reverentialis, der von ihren Eltern un¬ 
gerechter Weise auf sie ausgeübt worden wäre. Sie fügte bei, dass diese 
Ehe, da sie nie vollzogen worden sei, wenigstens aufgelöst werden müsste. 
Die Angelegenheit wurde vor den Bischof gebracht, der die Aussagen der 
Gatten, und jene mehrerer Zeugen aufnahm. Er ging aussergerichtlich vor; 
denn die bürgerlichen Gesetze des Landes verhindern die kirchlichen Tri¬ 
bunale, frei zu handeln. Auf das gemeinschaftliche Verlangen des Mannes 
und der Frau liess der Prälat ein Ansuchen um die Ungültigkeitserklärung 
oder wenigstens um die Dispens von der nicht vollzogenen Ehe an die hei¬ 
lige Congregation gelangen. Eine Angelegenheit von dieser Wichtigkeit 
forderte die grösste Umsicht. Die heilige Congregation schrieb dem Kirchen¬ 
fürsten, bestmöglichst einen Process einzuleiten, indem er in substantialibus 
die Constitution Benedict’s XIV. Dei miseratione beobachten, und einen 
Priester aufstellen sollte, der die Verteidigung der Ehe auf sich nähme. 

Gemäss dieser Instructionen leitete der Bischof den Process ein, und 
übersendete dessen Acten, welche er mit.folgendem Briefe begleitete: „In 
Gegenwart eines Priesters, des Verteidigers der Ehe, sagt er, habe ich 
Maria, Franz und die über die Angelegenheit unterrichteten Zeugen einer 
Untersuchung unterzogen, um zu erkennen, ob das Mädchen zu dieser Ehe 
eingewilligt habe, oder nicht, und um die Nichtvollziefaung zu constatiren. 
Der Mann wurde der körperlichen Inspection nicht unterworfen; was sie 
hätte erkennen lassen, ist durch das Zeugniss der Aarzte hinlänglich be¬ 
wiesen. In Bezug auf die Frau ist die körperliche Inspection gleichfalls 
unterlassen worden. Ihre Schamhaftigkeit hat sich dessen geweigert. Man 
hat sie durch den Eidschwur der Eltern und durch das Zeugniss der Nach¬ 
barn ersetzt. Wenn sich die heilige Congregation für die Gültigkeit des 
Contractes ausspricht, so flehen die Parteien um die Nachsicht des heiligen 
Vaters, und ich schliesse mich ihnen an, um ihn demüthig zu bitten, in der 
Fülle seiner Macht diese Ehe zu annulliren und aufzuheben, um schon be¬ 
vorstehende grosse Uebel zu beseitigen, den Gewissen die Ruhe und zweien 
schon seit mehreren Jahren, beängstigten Familien, deren Unglück mich tief 
betrübt, den Frieden wieder zu geben.“ 

Der heilige Vater erlaubte der heiligen Congregation, den Zweifel über 
die Dispens matrimonii rati et non consummati zu verhandeln. Er. ordnete 
auch an, die Processache mit Kostenersparung zu behandeln. Daher wurden 
ein Theologe und ein Canonist bezeichnet, und sie machten alle Gründe der 
Thateache und des Rechtes geltend, die geeignet wären, das Gewissen der 
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Gardist]« so behelligen, Dar Vertheidiger der Ehe übergab seinerseits Be» 
merkungen, an die er sich hielt, nach seinem Amte, am das in’s Licht zu 
setseil, was die Processacten su Gansten der Gültigkeit darboten. Diese 
verschiedenen Arbeiten bilden einen voluminösen Actenstoss. Die heilige 
Gongregation erliess ihres Spruch am 7. August 1847. Sie urtheilte, dass 
die Ungültigkeit der Ehe nicht klar vorliege. Bevor man sich über die 
Dispense matrimenii rati et non consummati aussprechen könnte, (orderte 
sie, gemäss der canonischen Disposition die körperliche Inspection. Folgende 
sind die Zweifel und die Resolution: I. An constet de nullitate matrimonii 
in casu. IL An sit consulendum Sanctissimo pro dispensatione a matri- 
mtmio rato et non consummato in casu. Sacra Congregatio Concilii die 
7. augusti 1847. Ad primum: negative. Ad secundum, dilata et fiat in- 
spectio corporis mulieris juxta instructiones a defensore matrimonii ex of¬ 
ficio dandas. 

Sobald der Bischof die von dem Vertheidiger der Ehe dictirten Instruc- 
tienen erhalten hatte, wurde ein Ergftnzungsprocess in Bezug auf die körper¬ 
liehe Inspection eingeleitet, su der sieh die junge Frau verständigen musste, 
ungeachtet ihres tiefen Widerwillens; die Hebammen entschieden einstimmig 
so ihren Gunsten, und bestätigten ihr Zeugniss durch den Eidschwur. In- 
dem der Bischof diesen Ergänznngsprocess nach Rom sendete, erneuerte er 
seine Bitten um die Dispens. Der Vertheidiger machte neue Einwendungen 
und die Angelegenheit erschien endlich am 28. Jänner 1848 bei der heiligen 
Congregation mit dem Zweifel, An sit consulendum Sanctissimo pro dispen¬ 
satione a matrimonio rato et non consummato in casu. Die Antwort war 
bejahend, und die Cardinäle erklärten daher, dass Grund vorhanden sei, die 
Ehe ans apostolischer Machtvollkommenheit su trennen. 

6. Sehen wir die Thatsachen mehr im Einzelnen an, welche diese Ent- 
scheidnng motivirten. Die Familie Mariens hatte Schulden; sie hatte von 
jener Franzens entlehnt. So standen die Sachen, als der Vater dieses das 
Mädchen für seinen Sohn sur Ehe verlangte. Ihre Tugend, ihre Frömmigkeit, 
ihre Geistesreife hatten ihn entzückt. Diese Eigenschaften schienen ihm eine 
reiche Mitgift vortheilhaft su ersetzen. Die Eltern Mariens erkannten gar 
bald die grossen Vortheile, die diese Verbindung ihrer Familie brächte; dfe 
Aussicht auf Wohlstand lächelte ihnen, und sie nahmen die Ehewerbung als 
ein Glück auf. Sie unterliessen nichts, um die Einwilligung ihrer Tochter 
zu erlügen; sie wendeten die lebhaftesten Betreibungen an, die dringendsten 
Bitten. Sie hörte nicht auf, Zeit su verlangen, auf Aufschub zu dringen; 
sie ergriff alle Mittel, eine entschiedene Antwort zu vermeiden. Dann brachen 
die Klagen des Vaters und seine Vorwürfe aus; er erklärte, dass ihr Wider¬ 
stand das Unglück der ganzen Familie ausmachen würde. Darin Uberbot 
ihn noch die Mutter und drohte der Tochter, sie zu verjagen. 

Diesen Angriffen widersteht Marie lange; sie wurden dringend upd ver-* 
vielfältige!. Endlich aber, des Kampfes müde, gezähmt durch die lange 
Weile.,: besiegt durch die Dtohnngen, schien sie ihre Einwilligung zu gehen. 
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Während der Vorbereitungen «ir Hochzeit hörte das Mädchen nicht auf 
traurig zu sein, und zu weinen; ihre tiefe Abneigung gegen den Hann, den 
man ihr gab, zeigte sich vor, während und nach der Verheirathang, ihr 
Weinen und ihre Haltung sprachen beredt. In der ersten Nacht widersteht 
sie dem Verlangen des Gatten. Dir Vater, der ihre tiefe Abneigung kannte, 
hatte in einer nahen Kammer schlafen wollen. Bei der ersten Morgenröthe 
lauft sie zu ihm, fleht ihn mit Thronen an, und protestirt, sie könne nicht 
bei ihrem Manne bleiben, nnd sei bereit, lieber zu sterben. Dar Vater 
setzt Alles in’s Werk, um sie zu beruhigen; seine Ermahnungen, seine Bitten 
triumphiren endlich, sie willigt ein, zu verbleiben, aber unter der Bedingung, 
dass Franz nichts sage, und sich enthalte, seine Zudringlichkeiten zu er¬ 
neuern. So gross war die Abneigung des Mädchens, dass sie die zweite 
Nacht in Thränen zu brachte; endlich, vom Schmerze überwältiget, sieht man 
sie am nächsten Tage von einer Krankheit befallen, die sie an den Rani 
des Grabes bringt. Franz war von den abscheulichsten körperlichen Hebeln 
ergriffen, beinahe blind, ungestalt, hatte er einen Leib, mit Geschwüren be¬ 
deckt. Marie war mit dem grössten Theile dieser Dinge bis nach ihrer 
Ehe unbekannt geblieben. 

Das sind die beim Processe constatirten Thatsachen. Sehen wir, ob 
die Ehe ungültig war, aus Irrthum über die Eigenschaften der Person, aus 
Abgang an wahrhafter Einwilligung, oder, wohl aus Ursache des metus re- 
verentialis, verbunden mit ungestümen Bitten Und den Drohungen der Eltern. 

• Der Irrthum über die persönlichen Eigenschaften scheint die Ehe nicht 
annullirt zu haben. Das Mädchen war nicht wesentlich getäuscht, sondern 
über accidentelle Eigenschaften, die man sorgfältig verborgen hielt. Nun 
macht aber nur der Irrthura in der Person, oder derjenige, der die Substanz 
der Person betrifft, die Ehe ungültig. Man täuschte das Mädchen unwür¬ 
diger Weise, indem man sie in Unkenntniss so abscheulicher körperlicher 
Gebrechen liesse. Sehen wir, in wie weit die Processacten den Mangel der 
Einwilligung fesstellen können. 

7. Marie schwört, dass sie nie eine wahre Einwilligung gegeben habe. 
Folgendes ist ihre Antwort bei dem fünfzehnten Verhöre, des Pracesses: 
„Mein Vater machte mich zu dem Pfarrer gehen, um meine Einwilligung 
zum Verlöbnisse auszudrücken; ieh hatte es versprochen, nachgebend seinen 
wiederholten Dringlichkeiten, aber ich war entschieden, es innerlieh, zu ver¬ 
sagen, im Vertrauen, Gott würde irgend ein Hinderniss dieser Ehe entstehen 
lassen. Der Pfarrer fragte mich, aber das war jmmer in Gegenwart meines 
Vaters; ich fordere, dass man den Pfarrer über diesen' Punkt befrage-.* 
Beim zwölften Verhöre über die Ursachen der Furcht antwortet sie : „Mein 
Vater ermahnte mich häufig, einzuwilligeh; er machte mir Vorwürfe über 
meine Weigerung, als ob ich die Ursache der Uebel sein müsste, die über 
unsere Familie kommen würden. Meine Matter, die diese Verbindung 
wünschte, bedrohte mich hart, midi aus dem Hause zu verjagen und mich 



ln einen Dfcnst *u stellen.“ Die Geständnisse des Vaters and der Matter 
bestätigen all’ dieses sam grössten Theile. 

Das, was der Yerheiratbung unmittelbar vorangisg, sie begleitete und 
ibr folgte, kann »eigen, ob die Einwilligung eine wahrhaftige war. Die 
Matter Fransens sagt ans: „Sie gab kein Zeichen von Zuneigung, weder 
vor noch nach der Verehelichung, sie floh ihn; sie weinte, sie hatte einen 
Absehen vor ihm.“ Marie ihrerseits betheuert: „Als wir vor den Pfarrer 
gingen, hatte kh beschlossen, mich su flöchten, bevor wir »ur Kirche an^ 
kirnen, und ich bitte es gethan, wenn ich nicht von Fransens Mutter 
kräftig surückgehaken worden wäre.“ Ueber die Feier der Ehe sagt sie 
aus: „Ich sitterte, indem ich meine Einwilligung aussprach, ohne den Altar 
su sehen, noch das Cruciflx, noch die Personen, die mich umgaben; ich 
war in Versweiflung, aber ich bestätige vor Gott, dass diese Einwilligung 
nicht von der inneren Einwilligung des Hersens begleitet war.“ Die Aus¬ 
sage des Pfarrers: „Nach der Feier ging man, die bürgerlichen Acte anfsu- 
setsen; die junge Braut weinte heisse Thrinen; ich glaubte, dass sie das, 
was sie so eben gethan hatte, schon bereute.“ 

Die Verehelichung hatte am Abende stattgefunden. „Am Morgen des 
nächsten Tages,“ sagt Marie, nachdem ich' die Messe gehört hatte, „wurde 
ich in FranSeas Haus geführt, in Gesellschaft meines Vaters und meiner 
Schwester, ich weinte fortwährend; ich erfuhr »weimal während des Weges 
eine Ohnmacht, hervorgebracht durch die innere Trostlosigkeit des Hersens.“ 
Obwohl sie versichert, dass ihr Wille in dem Augenblicke, als sie 
fiusserüch ein willigte, ein entgegengesetster war, so kann man das von dem 
Widerwillen verstehen, den sie vor der Einwilligung hatte. Der Pfarrer 
sagt aus: Sie wurden ruhig in der heiligen Ehe verbunden, und als man 
die bürgerlichen Acte machte, so Unterzeichnete sie ohne Schwierigkeit.“ 
Der Taufpathe des Bräutigams bezeugt: „Sie floh ihn, sie vermied es, mit 
ihm su reden, selbst am Abende der Verheirathung. Ich hörte ihren Vater 
tue ermuthigen, ihre Einwilligung ausxudrücken. Er sagte ihr: du wirst 
Ja sagen; ich sah das junge Mädchen sich einer übermässigen Traurigkeit 
überlassen. Sie weinte in der Gasse, sie tbat es mit heissen Thrinen in 
der Sakristei, sobald sie ihre Einwilligung gegeben hatte.“ 

8. Obwohl diese Th|tsachen noch nicht hinlänglich den Abgang einer 
wahrhaften Einwilligung constatiren, so »eigen sie wenigstens den metus 
reverentialis wegen der ungestümen Betreibungen und der häufigen Drohungen. 
Vom Anfänge an, vom ersten Vorschläge der Ehe an schlägt das Mädchen 
die Augen nieder und beobachtet Stillschweigen. Ihre Eltern fragen sie 
allein, und sie weigert sieh offen. Genöthiget, ihrem künftigen Gatten zu 
antworten, schreibt sie einen Brief, der eine runde Abschlagung ausdrückt; 
ihr Vater zwingt sie, einen andern »u schreiben, der ausweichende Ausdrücke, 
ohne gewisse Versprechungen enthält. Ein Zeuge sagt aus: „Ich weiss, dass 
Maria von ihrem Vater und von ihrer Mutter sollidtirt wurde, Fransen su 
ke&iaihea; ihr Vater beauftragte mich selbst, mit ihr su reden.“ Sie sagte 



in der aussergerichtliehenUntersachnng: „Meine Matter fragte mich, ob ich 
mit dieser Ehe zufrieden wäre; ich antwortete: Nein, and das habe ich bei 
einer Menge von Gelegenheiten gethan, wo mir die nämliche Frage gestellt 
wurde.“ Folgendes ist die Aassage des Vaters: „loh neigte ihr mit meinem 
gewöhnlichen Ernste den Wunsch, dass sie diese Ehe eingehen sollte, wiegen 
des Goten, das ich daraus für unsere Familie hoffte; ich liess sie sehen, 
dass ihre Weigerung den Ruin unseres Hauses nach sich sieben könnte; sie 
antwortete nie etwas auf meine Aufforderungen, und seigte sich traurig und 
nachdenklich.“ In Bezug auf die Drohungen sagt die Mutter aus: „Ich 
erinnere mich, ihr suweilen gesagt su haben, dass sie wegen ihrer Weige*- 
rung su leiden bekommen wurde, denn ich würde genöthigt sein, sie als 
Dienstboten untersubringen.“ Der Vater bestätiget diese Thatsache: „die 
Mutter ist ein wenig lebhaft und hart; sie gestand mir, dass sie ihr gedroht 
habe, wenn sie diese Heirath ausschlüge, sie als Dienstboten untersubringen, 
indem es die Dürftigkeit der Familie so verlangte.“ 

Hielt das Mädchen diese Drohungen für ernstlich ? Konnte sie fürchten; 
dass sie ihre Wirkung erhalten würden? Die Processacten bieten »wei wider¬ 
sprechende Aussagen. Bei der aussergerichtlichen Untersuchung fragt man 
sie, ob sie glaubte, dass ihre Mutter ihre Drohungen ausführen würde; sie 
antwortet, dass sie es nicht dachte. Aber bei der »weiten Untersuchung, 
bei derjenigen, die auf Delegation der heiligen Congregation stattfand, ant¬ 
wortete sie auf die nämliche Frage bejahend. — Ein anderer Widerspruch, 
der es hindert, die gravitas der auf das Mädchen'ausgeübten Furcht zu 
constatiren: Bei der ersten Untersuchung behauptet der Vater, nie von den 
Briefen Kenntniss genommen zu haben, welche zwischen seiner Tochter nnd 
ihrem Bewerber gewechselt wurden. Anderswo sagt er, dass er sich er¬ 
innere, alle diese Briefe gelesen zu haben. — Indessen beweisen diese 
Widersprüche nicht, dass kein reverentiellerZwang stattgefunden habe, ver¬ 
bunden mit äuBserst ungestümen Betreibungen und mit Bedrohungen, deren 
Gewichtigkeit freilich nicht constatirt ist; um sich davon zu befreien, wurde 
das Mädchen endlich dahin gebracht, mit dem grössten Widerwillen ein sa¬ 
gt immen. — Das sind die Thätsachen, naeh welchen die heilige Congregation 
erklärte, dass die Ungültigkeit der Ehe nicht constatirt sei, wobei sie jedoch 
entschied, dass Grund vorhanden sei, die Dispeng des matrimonii non con- 
summati zu geben. 


§. 4 . 

Abneigung der Gatten . Gesuch um Dispens von der Ehe. 

1. Hieronymus P., Handelsmann, hatte zwei Töchter; er entschloss 
sich, die ältere an seinen ersten Commis, Johann Baptist P., zu verheirathen. 
Die Ehe wurde am 7. Dec. 1841 gefeiert, und die öffentliche Einsegnung 
fand Tags darauf in der Kirche, in Gegenwart einer Menge von Verwandtem 
und Freunden statt. Wagen erwarteten die Gäste und brachten sie sogleich 
in ein nahes Dorf, wo die Verwandten des Bräutigams wohnten. Man begab 
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sich hernach in ein anderes Dorf am Ufer des Meeres, um das Hochsefts-' 
mahl so halt». Ein grosses Unglück erwartete die Brautleute bei ihrer 
Zurückkunft in die Stadt. Im Augenblicke, als sie in ihr Haus eintraten, 
stellte sieh eine Frau in Wuth vor sie, ein Kind haltend, welches sie auf 
die Brust der jungen Braut warf, sagend, dass es Johann Baptist P. ge¬ 
hörte ; sie behandelte diesen alsYerräther und Eidbrüchigen, und überschüt¬ 
tete ihn mit Beschimpfungen. Zwei andere Frauen machten ihr Echo. Die 
junge Verheiratbete und ihre Verwandten seigton sich über diese unerwartete 
Offenbarung ungehalten, sie überhäuften den Gatten mit ihren Vorwürfen, 
so dass sie ihn beim Arme nahmen und aus dem Hause jagteiff*Man er¬ 
fuhr hierauf, dass die unglückliche Frau, die so den Apfel der Zwietracht 
hineingeworfen hatte, sich mit einem Manne verheirathet hatte, der nach den 
Colonien abgereist war, ohne seit fünf Jahren ein Lebensseichen su geben. 

Dieses war» die Ursachen der Trennung der Gatten, die sich nie 
wieder sahen. Im Monate Märs 1842 erschien Hieronymus P. vor der hei¬ 
lig» Congregation des Conciliums, und legte dar, dass diese Ehe nur un¬ 
glückliche Folgen hab» könnte, mit sehr vielen Gefahren Von Streitigkeiten 
und des Todes; er verlangte, dass sie als ungültig betrachtet werden sollte, 
da si« nicht vollsogen worden war. Die heilige Congregation gab auf dieses 
Gesuch folgende Antwort: „Quoad actionem super nullitate utatur jure suo 
conun episcopo; quoad dispensationem super matrimonio rato et non con- 
summato recurrat ad SSmum. Dann gab das so bedrängte Mädchen eine Bitt¬ 
schrift an den Papst ein, um Dispens de matrimonio non consummato. 

Der Papst, der die Bittschrift annahm, verordnete, dass der Bischof 
einen summarischen Process über die NiehtvoHsiehung und über die Ursachen 
der Dispens abfasse, indem er die interessirten Parteien erscheinen Hesse, 
und besonders den Mann, dem er einen Zeitpunkt festsetsen Hesse, um seine 
Hechte vor der heilig» Congregation geltend su machen. Der Bischof er- 
fDllte diese Befehle getreu, aber seine Antwort Hess erkennen, dass nichts 
das ungehorsame Nichterscheinen des Gatten batte besiegelt können, der sich 
nicht weiter bekümmerte, weder vor dem Ordinarius su erscheinen, noch 
seine Rechte in Rom geltend su mach». Er Hess den Zeitraum von sehn 
Tagen, den man ihm sum ersten Male intimirte, ebenso verstreichen, wie 
nicht weniger jenen von 60- Tagen, den man ihm das sweite Mal gab. Der 
Process enthielt ferner die Aussagen and Schwüre der Gattin, ihrer Eltern 1 
und Schwester über die Nichtvollsiehung der Ehe, bestärkt von fünf andern 
Zeugen. EndUch drückte der Prälat seine Meinung über die Zweckmässigkeit 
der Dispens aus. 

Nachdem man den Vertheidiger der Ehe vernommen hatte, erllesü die 
heilige Congregation unter dem 28. April 1844 folgende Entscheidung: Di- 
teta et ab episeopo renovata praefixione termini oratricis viro pro examine 
et deductione jurium, examinentur formiter, adstante defensore matrimonfi, 
festes jam auditi super articalis octavo nono, et duodecimo praetermissis in 
praecedenti examine, neo non pater, patruus, ac fratreS tum germ»us tarn' 
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coesobrimf9 super omnibus articulis, ae praeterea alii testes etiam ex officio 
induceqdi super non sequuta consummatione etiam in posterum, tranamissi* 
actis, soluta, facto verbo cum SSmo. 

Diese Resolution wird ihre Erklärung ia den folgenden Auszügen finden* 
welche wir aas den Conclusionen des amtlichen Verteidigers vor der hei- 
ligen Congregation entnehmen. 

2.. Die Constitution Benedicts XIV. Dei miseratione stellt klar die Vor¬ 
schrift auf, dass der Verteidiger der Ehe bezeichnet und nur Abfassung des 
Processes berufen werden soll. Man hat es bei .dieser Rechtsangelegenheit 
nicht getan. Alle Processacten sind ungültig. 

Zwölf Artikel haben den Gegenstand der Untersuchung der Zeugen aus¬ 
gemacht. Der Praxis der Gerichtshöfe entgegen, sind sie ohne die Fragen 
vorgelegt worden, die der Verteidiger daraus abgeleitet hätte, der nie in¬ 
zwischen getreten ist. Die sieben ersten betreffen die verbrecherischen Ver¬ 
hältnisse des Gatten mit der Frau M.; sie interessiren weder die Hauptfrage, 
den Nichtvollzug der Ehe, noch die gesetzlichen Ursachen der Dispens; denn 
der Ehebruch verursacht die Scheidung von Tisch und Bett, aber nicht die 
Trennung der Ehe. Hier wäre der E&eBruch vor der Hochzeit gestehen, 
wo die Gatten noch kein Recht haben. Uebrigens ist dieses Verbrechen 
nicht constatirt; denn man kann präsumiren, dass der Gemahl der Frau M., 
schon seit Jahren abwesend, ohne ein Lebenszeichen von sich zu geben, ge¬ 
storben sei. Der achte Artikel betrifft zwei Thatsachen; jene der Ehe in 
der Pfarrei wäre durch die Bezeugung des Pfarrers hinlänglich constatirt 
gewesen; die zweite bezieht sich auf die Zurüekkunft der Gattin ins väter¬ 
liche Haus, nach der Ehe, am Vorabende der ehelichen Einsegnung; der 
Richter hätte sich über den Ort versichern sollen, wo der Gatte diese ganze 
Nacht zubraohte. Die Artikel 9, 10 und 11 berichten eines weitern die 
scapdalöse Scene, welche die Frau mit ihrem Kinde machte; es ist zu weit, 
sich Uber einen Punkt auszudehnen, der einen Mann zeigt, der zwar sonst 
schuldig ist, der aber den Weg der Pflicht gerade durch seine Ehe wieder 
einschlug. 

Noch bleibt der 12. Artikel Über. Der geht ad rem; es sind dieZeog- 
nisae über den Nichtvollzag der Ehe. Acht Zeugen sind vernommen werden. 
Zwei sagen das aus, was sie haben sagen gehört; zwei andere, im Dienste 
des Hauses stehend, thun, so zu sagen, das Nämliche. Ein anderer sagt, 
dass er nichts wisse. Endlich zeugen der Vater, die Mutter, die Schwester 
der Gattin, deren Verwandtschaft das Zeugniss schwächt. Man hat Niemand 
.andern vernommen; und doch, wie viele andere Zeugen hätte man noch be-* 
fragen sollen? Die Verwandten des Mannes, z, B. die der Verbeinathung 
beiwohnten, alle diejenigen, welche die Gatten auf ihrer ländlichen Excurslon 1 
begleiteten, die auf die eheliche Einsegnung folgte, die Personen, die im 
väterlichen Hause des Gemahles waren, als sie dahin kamen, endlich den 
Pfarrer, der die Ehe einsegnete. Der Vertheidiger bezeichnet endlich auek 
die Unterlassung der körperlichen Inspection. 
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Diese Erklärungen' geben na der oben angeführten Resolution den 
Schlüssel. Man sieht, warum die heilige Congregation, indem sie den Ur- 
theilsspruch verschob, anordnete, die schon verhörten Zeugen über die Ar¬ 
tikel 8, 9 und 12 gerichtlich und vor dem Vertheidiger der Ehe au exami- 
nhren; ebenso die Eltern des Mannes über alle Artikel, und andere amtlich 
berufene Personen über die Nichtvollziehung. Sie schreibt auch vor, dem 
Manne neuerdings eine Zeitfrist festzusetzen, um zu erscheinen und seine 
Rechte vorzubringen. In dem ersten Processe beruhte die Nichtvollsiehung 
hauptsächlich auf dem Eide der Frau, und man musste eraehten, dass der 
abwesende Mann durch den Mund des Verteidigers der Ehe ihrer Aussage 
widersprochen hätte. Uebrigens hatte dieser Rechtshandel keine Folge, oder 
Wir haben wenigstens im Thesaurus der heiligen Congregation den Abschluss 
nicht gefunden. 

3. In Besag auf die behufs der Erlangung der Dispens angeführten 
Gründe sagte man: 1) dass es wohl besser sei, von der Ehe zu dispensiren, 
als die Gatten 'der Gefahr ihres ewigen Verderbens auszusetzen. Weil das 
Coneüium von Trient im Hinblick auf ein grösseres Gut wollte, dass die 
klösterliche Profess die nicht vollzöge ne Ehe trenne, so müsse man davon 
offenbar dispensiren, um die Gefahr der Sünde su entfernen; daher reihen 
die Gesetseslehrer die Gefahr der Sünde, und die Furcht vor grossem Aer- 
gernisse unter die gesetzlichen Dispensgründe. 

Her sweite Beweggrund besteht in der Abneigung der Gatten. Die 
Beweise davon finden sich in den Uneinigkeiten, die bei der ärgerlichen Er¬ 
scheinung der Frau M. ausbrachen. Die verlängerte Abwesenheit des Mannes, 
der kein Zeichen der Reue gegeben hat, und nie einen Schritt gethan, um 
den Unwillen seiner Frau su beschwichtigen, endlich der gegenwärtige Pro- 
cea8 neigen diese Abneigung. Die junge Frau schwürt, dass sie nie mit 
einem so schuldigen Manne werde leben können; sie würde ihn nie ge¬ 
nommen haben, wenn sie von seinen Verbrechen Kenntniss gehabt hätte. 
Die Abneigung, die Gefhhr vor Streitigkeiten und Zwieträchtigkeiten werden 
von den Gesetseslehrern als eine gesetzliche Ursache der Auflösung betrachtet, 
und man findet eine Menge von Dispensen, die aus dieser Ursache gewährt 
worden, sind. — Der Vertheidiger der Ehe antwortet, dass die Gefahren der 
Streitigkeiten nicht vorhanden seien; die Zeugen stimmen überein, den Gatten 
ak einen Sehr ruhigen Mann darsustellen. . Er ertrug geduldig die Beschim¬ 
pfungen der Frau M., er beobachtete geduldig seit dem Anfänge des Pro- 
cesses das Stillschweigen. Wenn man in gewissen Fällen aus Ursache von 
Zwieträchtigkeiten und von Hass dispensirt hat, so war das nicht der Haupt¬ 
beweggrund zur Dispens, sondern man hat auf dem Wege der Dispens das' 
gewährt, was man auf dem Wege der Ungültigkeitserklärung hätte gestatten 
müssen, wenn sie übrigens bewiesen worden w'äre. ' 

Der dritte Grund ist aus den verbrecherischen Verhältnissen P.s mit der 
Frau M. entnommen; dereinfache Verdacht des Ehebruches kann zur Dis¬ 
pens Grund gaben, wie es Conscius de separatione thori Hb. 1, cap. 16, 



num. 269 erklärt ; and diesen Verdacht scheint die heilige Congregation im 
Auge gehabt su haben, als sie nnter dem 16.Sept. 1801 in der Albigaflen- 
Sache die Dispens gewährte. — Der Vertheidiger antwortet,. dass das Ver¬ 
brechen des Ehebraches nicht bewiesen sei, da die Vermuthung dafür stehe, 
dass der Gemahl der Frau M. seit lange gestorben sei; wäre es bewiesen, 
so gäbe es diesem Manne Anlass, sich von seiner Frau su trennen, und 
nichts weiteres. 

Endlich der vierte Beweggrund sur Dispens besteht in dem Irrthom, 
dessen Opfer die junge Frau war, indem sie einen tausendmal schuldigen 
Mann heirathete, während sie ihn für ehrlich und vorwurfslos hielt. Kann 
man verlangen, dass sich eine ehrbare und reine Frau mit einem verdorbenen 
Menschen verbinde, dessen Betrug den Unwillen der gansen Stadt erregt 
hat? — Der Vertheidiger antwortet, dass der Irrthum, besiiglich auf die 
Schlechtigkeit eines Menschen, dem man für rechtschaffen hielt, die Einwil¬ 
ligung nicht auschliesse und folglich die Ehe nicht hindere (causa 29, qu. 1.) 
Uebrigens hat die Frau M. die Stadt seit langer Zeit verlassen. Das Ges et» 
schliesst die im Ehebruch erzeugten Kinder von der Erbschaft ihres Vaters 
aus. Die junge Frau hat also nichts su fürchten, sich mit dem Gatten 
wieder su verbinden, den sie sieh gewählt hat. 

Wir kennen, wie schon gesagt, den Abschluss dieser Rechtssache nicht. 

5-5. 

Wem es zweifelhaft ist , ob die Ehe vollzogen worden sei, so verweigert 

man die Dispens. 

1. Portugal brachte die Angelegenheit, über die wir Bericht erstätten> 
wollen. Johann M. und Marianne sählten kaum eilf Jahre, als. ihre Mütter 
für sie im Jahre 1829 eine öffentliche Verlöbnissacte errichteten, die <tte 
Verpflichtung enthielt, die Ehe su sohliessen, sobald sie das Alter der Mann¬ 
barkeit erreicht haben würden, unter der Strafe vpn 3000 Dukaten Busse 
fiflr den Theil, der sich weigern würde. Die Hochseit wurde nachher am 
28. Juli 1831 mit Dispens von den Verkündigungen gefeiert. Die Gatten 
hatten ihr viersehntes Jahr vollendet; sie wohnten während einiger Zeit bei; 
der Mutter der jungen Frau. Ihre Antipathie erklärte sich bald: dar Gemahl 
schlug den Weg sum väterlichen Hause ein, und die junge Gattin suchte" 
beim bürgerlichen Gerichtshöfe um Ungültigkeitserklärung ihrer Ebe nach. 
Der Gatte that seinerseits das Gleiche bei dem kirchlichen Gerichtshöfe,, 
welcher am 23. Sept. 1835 einen Sprach erliess, wodurch er die Ehe für* 
ungültig und wirkungslos erklärte, und den beiden Gatten die volle Freiheit, 
wieder gab, den Stand su wählen, der ihnen gefiele. 

Drei Monate verflossen, und am 25. Februar erneuerten die Gatten die 
feierliche Begehung ihrer Ehe vor dem Pfarrer der Kathedrale. Die Frau 
recurrirt gegen die von dem Bischöfe erlassene Ungültigkeitserklärung an 
den Metropoliten. DieAppellationSriehter widerriefen sie, und indem sie: die. 
Ehe ftipp gültig erklärten, verordnete» sie che Wiedervereinigung der Gatteth: 
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Nachdem dies geschehen, verursachte die Antipathie neue Zwistigkeiten. Dann 
wendeten sich die Galten entschlossen an den Bischof» indem sie bei ihm 
ansuchten, in Rom für sie die Dispens von der nicht vollzogenen Ehe zu 
betreiben. Der Prälat übersendete die Bittschrift an die heilige Congregation 
des Conciliums mit den Act« des Processes. 

Da'der Papät erlaubt hatte, dass man dem Zweifel in Bezug auf die 
Ungültigkeit der Ehe denjenigen der Dispens matrimonii rati et non con- 
summati beifüge, so wurden die zwei Fragen der heiligen Congregation in 
der Sitzung vom 6. Februar 1847 unterbreitet. Nachdem sie die Schluss« 
foigerungen des amtlichen Vertheidigers und die angeführten Gründe der 
interessirten Parteien aüfmersksam untersucht hatte, urtheilte sie, dass die 
Ungültigkeit der Ehe nicht constatirt sei, so wie es auch die Nichtvollzie¬ 
hung nicht hinlänglich sei. Folgendes sind die Zweifel und die Entschei¬ 
dung: I. An conotet denuüitate matrimonii. II. An sit consulendum Sanc- 
tissimo pro düpensatione a matriiponio rato, et non conaunmato in cam* 
8. C. Concilii. die 7 febr. 1847 censuit. Ad primum, negative. Ad se- 
cundum, ex deductis non constare de non conmmmatione matrimonii .“ 

Die Gatten gaben die die Ungültigkeit der Ehe betreffende Frage auf, 
aber sie verloren die Hoffnung nicht, die Dispens zu erlangen. Die Rechts¬ 
sache erschien wieder am 27. August 1853 vor der heiligen Congregation 
des Concils, mit Angabe neuer Gründe, die vom Vertheidiger der Ehe reiffich 
untersucht wurden. Ihre Bitten fielen durch, und die Cardinäle glaubten, auf 
ihrer ersten Entscheidung bestehen zu müssen. 

2. Der Advocat der Parteien wirft sich auf die Ungültigkeit der vor 
der natürlichen Mannbarkeit cpntrahirten Ehe. Die schon durch Verlöbnisse, 
wegen welcher man sie gar nicht befragte, verbundenen Brautleute wurden 
durch Betreibungen, Drohungen und Schläge gezwungen, die Verbindung za 
ratificiren, die sie nicht nach ihrem Willen eingegangen waren. Die heiligen 
Canoneu verlangen die Mannbarkeit unter Strafe der Ungültigkeit. (Cap. 1 
et cap. Perlatum de bis quae vi metuve etc.) Das versteht sich von der 
natürlichen Mannbarkeit, welche vor der gesetzlichen Mannbarkeit bestehen 
kann, wie sie sich auch erst nach derselben manifestiren kann; und jede 
Ehe unter Brautleuten äst ungültig, die zwar die gesetzliche, aber nicht die 
natürliche habe. Man liest im 3. Kapitel „De desponsatione impuberum“ 
unter andern Verordnungen: Quidam ex annis pubertatem existimant, id est 
eum puberem esse, qui 14 annos implevit, quamvis tardissime pabescat* 
Certum est autem, eum puberem esse, qui ex habitu corporis pubertatem 
ostendit, et generare jam potest. Nun hat der in erster-Instanz gemachte 
Process mehrere Zeugen, die übereinstimmend anerkennen, dass die Gatten 
zur Zeit ihrer Verheirathung die natürliche Pubertät noch nicht hatten, ob¬ 
wohl sie die gesetzliche Mannbarkeit erlangt hatten. 

Der Vertheidiger der Ehe stellt im Grundsätze in Abrede, dass die Ab¬ 
wesenheit der natürlichen Pubertät den Cöntraet unter denjenigen annallire, 
die zur gesetzlichen Pubertät gelangt sind. ■■ Die heiligen Canonen fixiren die 
M.oy’a Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 13 



194 


Pubertät »ach den Jahren, nisi malitia suppleat aetatem. Die Ehe ist gükig, 
8el es mit der vom Alter herkommenden gesetslichen Pubertät, .sei es mit 
'der natürlichen. Alle Canonisten erkennen diesen Grundsats an. Reiffenstael 
bemerkt, dass, wenn einer nach der gesetslichen Pubertät nicht alsogfeieh 
sur Zeugung befähigt sei, die Ehe nichts desto weniger gültig sei, ausser 
es fände eine beständige Impotens statt, ln der That hatten die Gatten die 
gesetsliche Pubertät im Momente ihrer Ehe erreicht, und die gesetsUchen 
Muthmassungen sprechen für die natürliche Mannbarkeit. Die Zeugen, die 
im Processe auftreten, um das Gegentbeil su beweisen, lassen mehrere Ein¬ 
wendungen su. Sie haben ihre Aussage in Abwesenheit des Verteidigers 
der Ehe gemacht, was nach der Bulle Benedict’s XIV., Dei miseratione, die 
Procedur annullirt. Diese Zeugen, unter welchen drei Frauen figuriren, sind 
alle negative, und sagen aus, die Zeichen der Pubertät, einer so täuschenden 
und schwer su erkennenden Sache, nicht bemerkt su haben. Uebrigens, 
Wenn auch die impotens constatirt wäre, so wäre sie sufällig gewesen, und, 
sobald die gesetsliche Pubertät vorhanden war, so wäre die Ehe nichts desto 
weniger gültig gewesen. 

3. Sehen wir, ob man die Ungültigkeit aus dem Mangel einer freien 
Einwilligung beweisen könne. Der Promoter des Processes macht principiell • 
ns geltend, dass die ungestümen Betreibungen, die Schmeicheleien, die Dro¬ 
hungen und die Schläge die Einwilligung auflieben, und eine schwere Furcht 
ausmachen, vorsüglich, wenn sie von einem solchen herkemnten, der ein 
Recht auf Achtung hat, und wenn sie auf Kinder in niederem Alter ausge- 
Sbt werden. (Cap. Ad nostrum 3. de jurejurando. Cap. «um inter, de elec- 
tione.) Nun stimmen alle Zeugen überein, den Zwang dureh Betreibungen 
und Drohungen so constatfren; der Pfarrer der Gemeinde beschwürt es, die 
Contrahenten beseugen es, und die swei Mütter, von der Heiligkeit des 
Eides betroffen, haben es endlich eingestanden. 

Der Vertheidiger der Me antwortet Folgendes: Die Furcht ist nicht 
bewiesen, und selbst wenn sie es wäre, so künnte man darin nicht die von 
den Canonen dann geforderten Merkmale erkennen, um die Ehe ungültig su 
erklären. Di« Eltern contrahiren das Braatverlübniss, das ist wahr, aber die 
Kinder wiHigen ein, die Alte sagt es, und der vom Gerichtshofs ernannte 
Curator ratificirt es. Vier Jahre verfliessen vor der Verheirathung, und die 
Brautleute erheben keine Reclamation, selbst nachdem sie ihre Mannbarkeit 
erreicht haben. In dem für die Verheirathung ftxirten Momente verlangen 
nie Dispens von den Eheverkündignngen, sie werden im Angesichte der 
Kirche mit ihrer gegenseitigen Einwilligung verbanden. Diese Thatssohen 
scheinen die Furcht anssoschUessen, die übrigens nicht bewiesen ist; denn 
der Process spricht weder von dem Orte, nooh von dar Zeit, noch vom der 
Art und Weise, womit die Einschüchterung ausgeübt worden wäre, der 
Pfarrer wäre der erste gewesen, es sn wissen, und er erklärt, dass er da¬ 
von nie habe sprechen gehört. Alle Angaben des Processes deuten aaf eine 
sehr leichte, reverentfalle, von der Mager «usgettbte, jener Babwere ent- 
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behrende Furcht, die auf den Willen einwirken kann. Das Kap. Consulta- 
tioni der Decretalen, Titel de sponsalibus et matrimonio, verlangt drei Be¬ 
dingungen , um die £he zu anuulliren, nämlich:, die Flucht der Brautleute, 
ihre Reclamation vor dem Vollzüge der Ehe, und die auf einen hohen Grad 
der Evidenz und der Schwere erhobene Einschüchterung, Hier hat man, 
Statt der Furcht, die freiwillige Wanderung des Gatten in das Haus der 
Gattin, und das friedliche Miteinanderfrohnen während einiger Zeit, welche 
die gesetzliche Präsumtion für die Vollziehung der Ehe geben; anstatt der 
rechtzeitigen Reclamation hat man vier Jahre Stillschweigens, gefolgt von 
einer blos auf den Mangel des Alters gegründeten Reclamation, ohne etwas 
von demjenigen der Einwilligung zu sagen; endlich bringt mau Thatsachen 
bei, die eine leichte Einschüchterung anzcigen, und es ist die Mutter, die zu 
einer sehr verdächtigen Zeit erklärt, dass sie Gewalttätigkeiten und Schläge 
bei ihrem Sohn angewendet habe. Uebrigens stellen zwei peremptorische 
Gründe die Gültigkeit der Ehe fest, selbst in der Voraussetzung, dass die 
Einschüchterung die Freiheit der Einwilligung aufgehoben hätte. Indem die 
Brautleute nach ihrer Verheiratung im nämlichen Hause gewohnt haben, 
haben sie so ihre Verbindung ratificirt und validirt. (Cap. ad id de spons.) 
Sie haben es ein zweitesmal nach dem Urteilsspruche des Gerichtshofes 
gethan, der sich für die Ungültigkeit ausgesprochen hatte, indem sie ihre 
Einwilligung vor dm Pfarrer der Kathedrale erneuerten. Diese zwei That¬ 
sachen stellen alle Beweise vorhergegangener Einschüchterung ins Nichts. — 
Solches waren einer- und andererseits die juridischen Gründe, nach welchen 
die heil. Congregation entschied, dass die Ungültigkeit der Ehe nicht klar 
yorläege. 

4. Der wesentliche Punkt .des Rechtjshandels jag darin, nachzuweisen, 
dass die Ehe nicht vollzogen worden sei, denn das musste der Dispens, um 
die man sich bewarb, zur Basis dienen. Die von dem Verteidiger der 
Klage sowohl im Jahre 1847 bei der ersten Vorlage der Angelegenheit, als 
auch im Jahre 1853 .vorgebrachten Beweise sind: 1) Der Eidschwur der 
Gatten. Unter dm Pontificate Clemens VIII. erliessen die Richter, die dieser 
Papst ernannte , um die Eheklage zwischen Maria von Oesterreich und dem 
Fürsten Sigismund von Siebenbürgen zu entscheiden, nach dem Berichte des 
Kardinals von Ossat, ihren Spruch, indem sie keinen andern Beweis für die 
NichtvoUziehung hatten, als den Eid der Brautleute. CJericatus und Cor- 
radus bezeugen, dass sich die Pocnitentiaria mit diesem Beweise begnüge, 
um die Dispens von der Ehe pro foro interno zu gewähren; sie führen Bei¬ 
spiele dafür an. Man findet deren mehrere andere in den Resolutionen der 
■heiligen Congregation des Conciliums, und man sieht, wie dort die Dispens 
gewährt wird, ohne dass w r eder die Unbescholtenheit der Frau, noch die 
Impotenz -des Mannes klar vorliege; der Eid der Brautleute wird für hin¬ 
reichend erachtet; so der Rechtshandel Melevitana dispensationis vom 7. Febr. 
1789 jener Hispalen. dispensationis vom 6. Sept. 1741 und neuerlicher die 
Processsaehe Burdigalen. dispensationis vom 26* Febr. 1823. Bei dieser 
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letzten Angelegenheit machte die Aufführung der Frau, die von einem an¬ 
dern Manne Kinder gehabt hatte, die körperliche Inspection unnütz; die 
heilige Congregation verweigerte anfangs die Dispens, sie zauderte das 
zweitemal, und endlich war sie der Ansicht, sie bei der letzten Vorlage am 
10« April des nämlichen Jahres zu gewähren: Praevio recessu a decisis con- 
solendum SSmo. pro dispensatione matrimonii rati et non consummati, auf die 
Glaubwürdigkeit des Eides der Gatten hin. 

Man hat zweitens den Eid der Eltern und zwanzig anderer Zeugen. 
Mit Ausnahme von zwei Monaten, während welcher die Gatten unter dem 
nämlichen Dache wohnten, indem sie jedoch getrennt waren, haben sie nie 
das nämliche Haus bewohnt, und haben ihr Leben in der vollkommensten 
Trennung zugebracht. Es ist ganz unglaublich, dass sie daran gedacht hätten, 
während der zwei Monate ihres Miteinanderwohnens die Ehe zu vollziehen, 
sie, die kaum die Mannbarkeit erreichten, welche die Zeugen einstimmig 
darstellen, als des ehelichen Actes unkundig; sie, die eine gegenseitige Ab¬ 
neigung fühlten, so dass sie ungeachtet der Betreibungen der Eltern sich 
weigerten, miteinander zu leben; sie, die sich aus eigener Wahl bald trenn¬ 
ten , und den Best ihres Lebens in dieser Scheidung zubrachten. Eine merk¬ 
würdige Sache ist es, dass der Ungültigkeitsprocess nicht damals ängefangen 
hatte, als Alle, Gatten und Eltern, bekannten, dass die Ehe nicht vollzogen 
worden war; man hat unverwerfliche Zeugen, die diese Thatsachen beweisen. 
Daher ist es in der Stadt die allgemeine Meinung, dass die Vollziehung 
dieser Ehe nie stattgehabt habe, und die von der bischöflichen Kanzlei und 
vom Pfarrer ausgestellten Certificate beglaubigen diese allgemeine Ansicht. 
Einzeln betrachtet, beseitigen diese Thatsachen schon die Wahrscheinlichkeit 
der Vollziehung, aber in ihrer Gesammtheit genommen, erlangen sie einen 
Grad von Wirksamkeit, der die natürliche Gewissheit erreicht. Darum hat 
der Civil-Gerichtshof, indem er die Realität der Sache wohl einsah, die 
bürgerlichen Wirkungen der Ehe widerrufen, und unter andern das Recht 
der gegenseitigen Erbnachfolge, welche die Landesgesetze den Gatten ge¬ 
währen. Das zeigt, dass, da sie kein Interesse haben, die Dispens zu er¬ 
langen, sie blos durch den Gedanken bewogen werden, ihr Gewissen in 
Sicherheit zu stellen; man kann nicht glauben, dass sie dann einen Meineid 
begehen wollen, und dass sie sich um eine Dispens bewerben, die ungültig 
wäre, sobald die Thatsachen falsch vorgelegt worden wären. Die Ursachen, 
welche die Dispens motiviren, sind: 1) die Furcht vor grossem Aergernisse. 
Alle Autoren anerkennen die Legitimität dieses Motives. Nun zeigen alle 
Acten des Processes die Unmöglichkeit, die Gatten wieder zu vereinigen, 
ohne ein grosses Aergerniss befürchten zu müssen. „Es wäre wahrlich,“ 
sagt ein Zeuge, „eine gute Sache, die Gnade der Dispens zu erlangen für die 
Wohlfahrt ihrer Seele, für die Legitimation der Kinder, und um dem öffent¬ 
lichen Aergernisse zu begegnen, das sich wahrlich sehr fühlbar macht in 
Ansehung des vornehmen Standes der Bittsteller, und der dritten Person, 
mit welcher die Bittstellerin ein Verhältniss angeknüpft hat.“ 2) Die andere 
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Erstelle der Dispens besteht in den aas dem Concubinate geborenen Kindern. 
Die Canonisten anerkennen diesen Rechtstitel, and Drsaya berichtet, dass die 
heilige Congregation des Concils einmal aas diesem emsigen Beweggrande 
die Dispens gegeben habe. 3) Endlich die gegenseitige Abneigung der Gatten, 
eine Abneigung, die sich vom Anfänge an kondgibt, die sich mit den Jahren 
verlängert, and welche die schuldbeladene Aufführung der Fraa unheilbar 
gemacht hat. 

Indem der Vertheidiger der Ehe die wahre Lehre über die Dispens von 
nicht vollsogenen Ehen wieder hinstellt, seigt er, dass es gerechte und sehr 
wichtige Ursachen brauche, damit sie der Papst erlaubter und gültiger Weise 
gewähren könne. Nun sind aber die Ursachen im gegenwärtigen Falle nichtig. 
Man braucht keine Wichtigkeit auf die Abneigung su legen, die man den 
Brautleuten unterlegt; sie besteht nicht. Sie haben sich mit ihrer freien 
Einwilligung verheirathet; sie haben während vier Jahren gemeinschaftlich 
gelebt; sie haben die feierliche Begehung ihrer Verheirathung sehr freiwillig 
erneuert. Und wenn diese Abneigung bestünde, so müsste man auf Tren¬ 
nung von Tisch und Bett, und nicht auf Auflösung des ehelichen Bandes 
scbliessen. Dass das Betragen der Frau auf die Gesinnungen des Mannes 
eingewirkt habe, könne man nicht glauben, da man sehe, wie er die aus 
dem Concubinate geborenen Kinder anerkenne, sie, wie ihm angehörend, 
taufen lasse, und so eine schmähliche Nachsicht gegen die Laster seiner 
Frau beweise. Uebrigens erlaube die Verordnung des Conciliums von Trient 
canon 7, sess. 24 de matrimonio nicht, in dem Ehebrüche eine gesetzliche 
Ursache der Dispens zu erblicken. Der Schuldige dürfe aus seinem Ver¬ 
brechen keinen Vortheil ziehen, die Auflösung der Ehe dürfe dem ehebreche¬ 
rischen Gatten nicht erlauben, eine andere Verbindung zu schliessen. 

Es ermangeln nicht nur die Ursachen zur Dispens, sondern die Nicht¬ 
vollziehung der Ehe sei nicht constatirt, und doch sollte sie es durch die 
concludentesten Beweisgründe Uber jede Einsprache sein. Wir sehen, wie 
die Gatten während vier Jahren das nämliche Haus bewohnen, nämlich von 
ihrer Verheirathung im Jahre 1831 bis zum Anfänge des Processes im 
Jahre 1835 und dieses verlängerte Miteinanderwobnen gewährt die juridische 
Präsumtion, dass die Ehe vollzogen worden sei. Es ist bewiesen, dass sie 
gemeinschaftliches Zimmer hatten, und selbst während mehrerer Tage ein 
gemeinschaftliches Bett, was die Rechtspräsumtion bekräftiget. Man wendet 
ihre ausgesprochene Abneigung, den Abgang der freien Einwilligung, die 
Aussagen der Zeugen, ihren eigenen Eid, das Zeugniss der siebenten Hand 
ein. Zuerst ist die Abneigung nicht hinlänglich constatirt, man sieht weder 
die Wirkungen, noch die Ursachen derselben. Die Zeugen, ohne die Eltern 
der Brautleute davon auszunehmen, sagen de auditu aus; sie schreiben die 
Niehtvolleiehung, die einen der Abneigung, die andern dem Zwange, andere 
der Impubertät za, alles Ursachen, die vom Processe beseitigt worden sind. 
Was die Zeugen der siebenten Hand betrifft, so erleiden sie die nämlichen 
Einwendungen; sie bringen die nämlichen Ursachen zur Unterstützung ihrer 



persönlichen Leichtgläubigkeit vor, und all« miteinander geben sie keinen 
gesetzlichen Beweisgrund. Endlich muss man sie ans* dem Grunde beseitigen, 
treÖ ihre Abhörung, entgegen der Constitution Benedict’s XIV., welche die 
Gatten kannten, indem sie vom Auditor verlangen, die Zeugen gemäss ihren 
Vorschriften verhören zu lassen, vorgenommen worden war. Nun erklärt 
Benedict XIV. omnia nulla irrita, cassa habenda esse quaecumque, defensore 
mätrimonii non legitime citato aut intimato in judicio peracta fuerint. Hat 
der Vertheidiger der Ehe bei der Untersuchung, um die es sich handelt, mit¬ 
gewirkt, hat er die Zeugen befragt, ist er gerufen worden? Der Process 
sagt es nicht. 

Was den Eid der Gatten anbelangt, so ist der Vertheidiger der Ansicht, 
dass er ihre Sache nicht besser mache; denn die heiligen Canonen verordnen, 
sich nach dem Schwure der Gatten und dem Zeugnisse der siebenten Hand 
zu richten, wenn die Nichtvollziehung das Unvermögen zur Ursache hat. 
(Cap. Laudabilem de frig. et malef.) Die von der Gegenpartei vorgebracbten 
Beispiele von Resolutionen der heiligen Congregation haben keinen Bezug 
zur Frage; denn man batte die physiscbe und nicht blos die moralische 
Gewissheit von der Nichtvollziehung. Diese war in der Hispalens. Sache 
die Abwesenheit der Frau,. in der Melevitana die Krankheit, in der Burdigalen- 
das Unvermögen, die die Vollziehung verhindert hatten. . 

Dieses sind die Erwägungen, nach denen die heilige Congregation des 
Concils ihr zweites Urtheil erlassen hat, indem sie, wie früher, entschied, 
dass die Nichtvollziehung der Ehe nicht hinlänglich klar vorliege. 


Liturgische (Konferenzen. 

Vorbemerkung. 

Zur Rechtfertigung der Aufnahme des nachfolgenden Artikels in unser 
Archiv beziehen wir uns auf das hei anderer Gelegenheit (Heft V. S. 265) 
bereits Gesagte, glauben aber noch beifügen zu müssen, dass Überhaupt ein 
Gegensatz zwischen Liturgie und Recht unserer Ansicht nach nicht nur nicht 
statthaft, sondern das Jus liturgicum vielmehr als einer der wichtigsten 
Theile des Kirehenrechtes eu betrachten ist.. Es gehört zum Verwaltungs- 
reohte der Kirche, im Gegensätze zum Verfassungs- und zum Privatrecht. 
Dte dasselbe ausmachenden Bestimmungen haben zum grossen Theile, einer¬ 
seits wegen ihrer streng nothwendigen, objectiven, in der Offenbarung und 
Tradition beruhenden Grundlagen, andererseits wegen der Competenz-Ver¬ 
hältnisse der bei ihrer Feststellung und Ausführung mitwirkenden Personen 
auf die Bezeichnung eigentlich rechtlicher den unläugbarsten Anspruch. Wie 
wichtig die Beobachtung der liturgischen Formen für die Disciplin, den 
Glauben und die lebendige Einheit der Kirche ist, hat u. a. Zaccaria in 
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Mfcer Schrift de] bat» «so della logfoa In materi» 41 Re^jmt» auf dal 
Ueberzeügendste naebgewiesen. Wann endlich die praktische Wichtigkeit 
einer Untersuchung, namentlich für den Klerus, in einer Zeitschrift wie diese 
ein Grund der Aufnahme ist, so spricht dieser wohl vorzüglich für Artikel 
nach Art des nachfolgenden. Die Redaction. 


I. 

Ein Bischof hatte seiner Würde, allen Ehren und Auszeichnungen seiner 
kirchlichen Stellung entsagt, sich in einen religiösen Orden begeben und in 
demselben die feierlichen Gelübde abgelegt. Nach Verlauf einiger Jahre 
wurde er als Abt dieses Klosters gewählt. Der Ordensregel zufolge sollte 
der erwählte Abt die feierliche Benediction empfangen. Nun stellte man 
nachfolgende Anfragen an das Collegium, welches über liturgische Fälle sich 
su berathen und Entscheidung su geben hat. 

1. Welches ist der Ursprung, das Wesen und die Wirkung der Bene¬ 
diction eines Abtes? 

2. Kann der fragliche Bischof diese Benediction empfangen? 

3. Vorausgesetzt, dass er sie empfangen kann, muss sie ihm durch 
einen Bischof oder der Ordensregel gemäss durch den Generalobern des Or¬ 
dens ertheilt werden? 

4. Muss bei dieser Feierlichkeit der gewöhnliche Ritus beobachtet, d. h. 
müssen dem Erwählten die bischöflichen Insignien übergeben werden? 

Ehe wir über diese Fragen entscheiden, müssen wir vorerst wohl be¬ 
denken, dass die religiösen Orden in der ersten Zeit ihres Bestandes fast 
ausschliesslich aus Laien bestanden, und dass selbst die Aebte meistens keiner 
Stufe der kirchlichen Clerisei angehörten. Der Art haben wir in den Be¬ 
schlüssen des Conciliums von Rom, das 314 unter Papst Sylvester gehalten 
wurde, einen von Gratian uns mltgetheilten Canon: „Allerorts, sowohl an 
öffentlichen Plätzen, als auch in der Versammlung der Gläubigen soll der 
Abt dem Ostiarier seine Achtung bezeigen. Ostiario Abbas, Abbati monachi 
in omni loco repraesentent obsequium , sive in publico, sive in gremio ec- 
- clesiae.) 

Im Verlaufe des 5. Jahrhunderts fing man an, den Aebten Weihen 
ertheilen, und durch Auflegung der Hände des Bischofs sie in ihr Amt eih- 
zusetzen. Dies beweisen die Verhandlungen verschiedener Concilien, be-f 
sonders des zweiten von Nicäa, das 787 gehalten wurde. Die Glosse nimmt 
diese Handauflegung von Seite des Bischof!* als eine Benediction des Abtes; 
allein wir erkennen darin mit Baisamon, Zonares und andern griechischen 
Erklärern, die Zonares citirt, nichts anderes als die Ertheilung der Priester¬ 
weihe; denn in den gleichzeitigen Geschichtschreibern und in den Ordens¬ 
regeln dieser Zeit wird einer Abt-Benediction nie erwähnt. Daraus schliesen 
wir, dass der Ritus dieser Benediction erst ungefähr in 10. oder U. J(dur^ 



hundert eiageführt Vmrde; denn tun diese Zeit worden die Aebte Von den 
Päpsten immer mehr and mehr mit den Auszeichnungen der bischöflichen 
Würde geniert. 

Zar Erledigung der ersten Frage müssen wir vor Allem wohl bedenken, 
dass die Benediction der Aebte denselben weder einen Charakter einprägt, 
wie der Ordo, noch ex opere operato eine Gnade ertheilt. Dadurch unter¬ 
scheidet sie sich wesentlich von der bischöflichen Consecration. Der Ritus 
der Benediction mag immerhin viel Ähnlichkeit mit der Consecration des 
Bischofs haben; jene bleibt immer nur in der Reihe der Sakramentalien. Viel 
weniger ist diese Benediction nothwendig ex natura rei, damit nämlich der 
Erwählte die Privilegien seiner Würde haben und die ihm zustehenden Func¬ 
tionen verrichten könne. In dieser Beziehung beruht Alles auf einem posi¬ 
tiven Gesetz der Kirche. Den Beweis für diese Behauptung finden wir in 
der Constitution Commissi nobis, die Papst Benedict XIII. auf dem Concilium 
zu Rom 1725 publicirt hat. Kraft dieser Constitution gestattet man den 
Aebten, von ihren Rechten und Auszeichnungen Gebrauch zu machen, ehe 
sie die Benediction empfangen haben, und es wird das Privilegium, das den 
erwählten Aebten einzelner Orden vom heiligen Stuhle verliehen wurde, kraft 
dessen sie von dem Empfang der Benediction dispensirt sind, und dennoch 
sich als vom Papste benedicirte Aebte betrachten können, durch diese Con¬ 
stitution bestätiget. 

Um die drei andern Fragen zu beantworten, müssen wir vorerst das 
Grundgesetz uns in die Erinnerung, zurückrufen, kraft dessen ein Bischof, 
der feierlich seiner Würde, seiner Ehren und Auszeichnungen entsagt hat, 
von dem Augenblick an, da seine Entsagung vom Papste angenommen wurde, 
durchaus keine der bischöflichen Würde eigenthümliche Function vornehmen 
und auch keine bischöfliche Auszeichnung tragen darf ohne specielle Erlaubnis 
des heiligen Stuhles. Daraus machen wir den Schluss, dass der Bischof, 
um den; es sich im vorliegenden Falle handelt, im Angesichte der Kirche 
sich als einfachen Priester zu halten hat, und dass er eben darum, wenn in 
dem Orden, dem er angehört, die erwählten Aebte durch die Regel verpflichtet 
sind, die Benediction zu empfangen, durchaus keinen ausreichenden Grund 
hat, von diesem Gesetze fiir sich eine Ausnahme zu machen, es sei denn, 
dass ihn der Papst durch ein. specielles Privilegium davon dispensire. Wir 
fügen noch bei, dass er die Benediction durch die Hände des Ordensobern 
empfangen müsse, wenn dieser die Vollmacht hat, sie zu ertheilen. Wenn 
nach dem Aussprache des Apostels „ohne alle Widerrede der Geringere von 
dem Höheren gesegnet wird“ (Hebr. 7, 7.), so steht in den Augen der 
Kirche der fragliche Bischof immerhin unter den Obern seines Ordens, die 
Kraft ihres Abttitels gewisse Rechte, Privilegien und Ehrenauszeichnungen 
geniessen, die der fragliche Bischof in Wirklichkeit jetzt nicht hat. 

Die Antwort auf die zweite Frage lautet also: Der Bischof, um den es 
sich handelt, ist verpflichtet, die Abts-Benedietion za empfangen im Laafe 



eines Jahres« vom Tage seiner Erwählung an gerechnet, wiedie Constitution 
Benedicts XDL es verlangt. 

Auf die dritte Frage dient snr Antwort : „Er kann sie durch die Hihde 

seines Ordensobern empfangen, wenn dieser durch ein apostolisches Privi¬ 

legium *ur Ertheilung der Benediction bevollmächtiget ist. 

Die Antwort auf die vierte Frage lautet: Es mttss bei dieser Ceremonie 

der ganse, sonst gewöhnliche Ritus beobachtet werden, selbst der Ritus 

nicht 'ausgenommen, der in Debergabe der bischöflichen Insignien besteht. 
Denn dm* fragliche Bischof hat durch seine Renuntiation das Recht verloren, 
sich dieser Insignien su bedienen, und kann es nur auf swei Arten wieder 
erlangen, nämlich entweder kraft eines apostolischen Privilegiums oder kraft 
der Abts-Benediction. Der Constitution Benedict XIII. sufolge ist es ihm 
jedoch, wie wir gesehen, schon vom Augenblick der vollendeten Wahl an- 
gefangen, su jeder Stünde erlaubt, qfeh dieser Insignien su bedienen. 

n. 

Es handelt sieh hier um eine Gegend, in welcher grössere Steine, wie 
sie Sur Errichtimg eines Altares erfordert werden, ausserordentlich selten 
sind. In dieser Gegend bedient man sich sur Errichtung der Altäre einer 
dicken Platte von gebrannter Erde. Die in dieser Weise erbauten Altäre 
sind sehr sahireich. Es frägt sich nun: 

1. Welcher Materie bediente man sich in den ersten Zeiten- der Kirche 
sur Errichtung der Altäre? 

2. Können Altäre; deren Altarstein aus der Art gebrannter Ziegelerde 
besteht, gültig und erlaubter Weise consecrirt werden, wenn es absolut un¬ 
möglich ist, sich einen Altarstein su verschaffen? 

3* Wie bat man es mit der Art gebauten Altären su halten, vorsUglieh 
wenn man sie vorfindet bei Vornahme der Consecration einer Kirche? 

4. Kann Schieferstein als eine für den Altar taugliche Materie ange¬ 
sehen werden ? 

In Betreff der ersten Frage müssen wir uns an die allgemeine Meinung 
der Theologen halten, welcher gemäss in den ersten Zeiten der Kirche die 
Altäre meistens aus Hol« waren. In Rom werden noch swei solche hölserne 
Altäre aufbewahrt und hoch in Ehren gehalten. Der eine ist in der Kirche 
der heil. Pudentiana. Man glanbt, es sei derselbe, auf dem der heil. Petrus 
gewöhnlich das heil. Messopfer darbrachte, als er im Hause des Senator 
Pudens sich auf hielt. Der andere wird in der Basilika des heiL Johannes 
vom Lateran aufbewahrt. Der Tradition gemäss ist dies derselbe Altar, auf 
welchem der Apostel Petrüs Und seine Nachfolger, die Päpste bis auf Syl¬ 
tester I. das heil. Opfer feierten. Der Hauptgrund, einer solchen Materie 
sum Altäre sich su bedienen, war während der Verfolgungen die Nothwen-^ 
digkeit, bald an diesem, bald an einem andern Orte das Opfer darsubringen. 
Heber die Zeit, in der man angefangen hat, ausschliesslich nur Steine »um 



Bail eines Älteres zu verwenden, uBd in der eg Verpflichtung war, mir dieser 
Materie sieh zu bedienen, sind die Theologen verschiedener Meinung. Einige 
meinen, der teil. Papst Sylvester hebe in diesem Betreff ein Decret erlassen. 
Die neueren Kritiker jedoeh bestreiten, auf die Väter des 4. and 5» Jahr¬ 
hunderts sich stützend, die Aechtheit dieses Decrets« Man kann als wahr¬ 
scheinlich annehmen, dass man bis in’s 6. und selbst bis ins 7. Jahrhundert 
sowohl hölzerner, als steinerner Altäre and selbst solcher sich bediente, die 
' von edlen Metallen, von Gold und Silber waren, und zwar ohne dem einen 
oder dem andern einen Vorzug einzuräumen. 

Man muss jedoch zageben, das man spätestens im Laufe des 7. Jahr¬ 
hunderts aufkörtg, Altäre von Holz oder von Metall zu gebrauchen, und dass 
der Gebrauch steinerner Altäre allmälig der vorherrschende wurde. Nach 
der gegenwärtigen Disciplin der Kirche ist die Verwendung jeder anderen 
Materie ausser dem Steine gänzlich untersagt, wie wir aus dem Canon Al- 
taria si non und aas den Rubriken des römischen Missale ersehen. Daraus 
müssen wir den Schluss ziehen, dass gebrannte Erde (Ziegelstein), wie 
solid and compact sie auch sein möge, in keiner Weise eine geeignete 
Materie weder für feststehende, noch für tragbare (Portatile) Altäre sein 
könne, dass folglich ein Bischof durch die Consekration eines Altares, dessen 
Altarstein von gebrannter Erde ist, einen nichtigen und Unerlaubten Act 
vollzöge , indem er eine Materie weihete, die für die Weihe nicht empfänglich 
ist. Dies ist die Antwort auf die zweite Frage. 

Als Antwort auf die dritte Frage kann man sagen: In dem Falle, wo 
es absolut unmöglich ist, sich einen Altar von festem Steine oder ein Por- 
tatfle zu verschaffen, kann man, wenn die Gläubigen lange Zeit ohne die 
Feier des heiligen Opfers und ohne Empfang des heil. Altarssakraanentes 
sein müssten, fortfahren, die heiligen Geheimnisse auf einem Altar von ge¬ 
brannter Erde zu feiern; jedoch müsste man sich in diesem Falle eiligst an 
den heil. Stuhl wenden and Verhaltungsmassregeln sich erbitten. 

Was in dem Fall au thun wäre, wenn der Bischof bei Vornahme der 
Consecration einer Kirche solch* einen festen, aus gebrannter Erde erbauten 
Altar finde, so muss man antworten: er darf nicht zur Weihe Schreiten, 
ohne den heil. Stuhl zu befragen. 

Diese Entscheidung gilt nur für den Fall, in welchem es absolut un¬ 
möglich wäre, sich einen Stein zu verschaffen. Stünde was immer für ein 
Stein, aus dem man einen Altar fertigen könnte, zur Verfügung, und hätte 
er auch nicht die Grösse, welche gewöhnlich der Altarstein auf einem 
Hauptaltar haben sollte, so könnte man sich desselben gültig und erlaubter 
Weise in einem solchen Nothfalle bedienen. Die canoniscben Gesetze be¬ 
stimmen nämlich die Länge und Breite, die der Stein haben soll, durchaus 
nicht. Es müsste jedoch ein solcher Stein nach allen Dimensionen immer 
grösser sein, als diejenigen, die man als Portatile gebraucht, und er müsste 
eine solche Basis haben, dass man die bei Consecration feststehender Altäre 
verko mm enden Ceremonien an demselben vornehmen könnte. Der Altar 



dftrfte indeesen mittel«* einer Efefasanng oder einer Maser von Stein «der 
Ziegefetein vergrösseft und auf solche Weise Ms nur gewöhnlichen Dimension 
erweitert sein. Dies müsste beobachtet werden, wo es sich um den Haupte 
alter handelt, der in einer eonsecrirten Kirche inaner festgebaut sein muss« 
Was die Nebenaltäre betrifft, so ist’s nicht notbwesdig, dass sie festgebaut 
sind. Es reicht hin, wenn sie der Bischof nach demselben Ritus consecrirt, 
welcher hei den Tragaltären (Portatile) angewendet wird, und wenn die 
Steine so gross sind, dass auf ihnen die heilige Hostie und der grossere 
Theil des Fasses vom Kelche Plats hat, wie dies die Rubriken vorschreiben. 
Diese Steine müssen dann auf den Altar gelegt werden. 

Den Schieferstein, um den es sich m der vierten Frage handelt, wird 
gemeinhin als eine Steinart angesehen und es ist eben darum schwer, ihm 
die Tüchtigkeit für die Consecration abausprechen. Er muss also als ge¬ 
eignete Materie gelten. Einerseits bedient man rieh desselben in manchen 
Gegenden insgemein au Tragaltären, andererseits geben die Rubriken durchaus 
keine nähere Bestimmung in Hinsicht auf die Beschaffenheit der au einem 
Altäre geeigneten Steine. Indessen muss man immer, um der Gefahr der 
Zerbrechung eines Altares veraabeugen, beim Ban desselben die Steinsorte 
voraiehen, die am meisten Festigkeit hat. Da indessen die Verwendung der 
Schiefersteine au diesem Zwecke nickt allgemein ist und allerlei gewichtige 
Widersprüche erregen könnte^ so ist au rathen, dass man in dieser Beaie- 
htrng den heil. Stahl um eine Entscheidung bitte. 

m. 

Drei Altäre eMer Pfarrkirche sollten conseerirt werden. Der Hauptaltar 
bestand aus einem einzigen Fdsenatücke. Da war der Altaratein und die 
Baris des Altars nicht au unterscheiden. Beim. aweiten Altar stand der 
Altartisch auf vier niedern Säulen. Der Altar war somit an den Seiten 
durchbrochen; das Sepukkrum, das die Reliquien enthielt, bestand aus einer 
metallenen Kapsel, die in die in den Stein gemachte Vertiefung hineinpasste, 
und deren Deckel auch von MetaU war. Der dritte Alter ruhte auf einer 
Basis Von lauter Ziegelsteinen, die mittelst Kalk unter sieh verbunden waren, 
and das Sepulebrum mit den Reliquien befand sich mitten auf den Ziegel¬ 
steinen auf der Oberfläche der Basis. Man frigt nun: 

1. Welche Form hatten die Altäre in der alten Kirche? 

2. Welche Form müssen sie , nach dar gegenwärtigen DtscipHn der 
Kirche haben? 

3. Ist die Form der drei fraglichen Altäre entsprechend den Bestim¬ 
mungen der kirchlichen Canonen und bann man gültig und erlaubter Weise 
ihre Consekration vornehmen ? 

Auf die erste Frage diene sur Antwort : In den ersten Zeiten der 
Kirche war die Form der Altäre ebenso verschieden, als die Materie, deren 
man sich au denselben bedient«. Abstrahiren wir jedoch von rein sufMligen 
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Verschiedenheiten und Versierangen, so war ihre Form von der gegenwärtig 
gewöhnlichen wesentlich durchaus nicht verschieden. Sie bestehen auch jetst 
noch wie die Altäre der ältesten Zeit aus einer Altarplatte, die auf einer 
oder mehreren Säulen ruht, oder die getragen wird von einer Urne, welche 
Reliquien oder auch ganse Leiber heil. Märtyrer in sich enthält. Den Be¬ 
weis für diese Behauptung liefern uns viele Stellen der heil. Väter und 
Kirchenschriftsteller. Man kann sich auch auf mehrere alte Altäre berufen, 
die in den Katakomben und in den Grüften der ältesten Kirchen Roms so 
sehen sind. 

Bei Beantwortung der »weiten Frage müssen wir vor Allan wohl be¬ 
rücksichtigen, dass die Rubriken des Missales, des römischen Pojatificales 
und mehrere Decrete der S. Congregatio Rituum nur zwei der Form nach 
wesentlich verschiedene Altäre anerkennen, nämlich den festgemauerten und 
den beweglichen. Der festgemauerte ist derjenige, an dem der Altarstein 
der Art mit der Basis verbunden ist, dass er von dieser durchweg nicht ge¬ 
trennt werden kann, ohne dass sogleich auch die Consekration verloren 
ginge. Der bewegliche Altar aber ist derjenige, der keine eigene und über¬ 
haupt keine fttr ihn eigens bestimmte Basis hat, mit der er unsertrennlich 
verbunden wäre, der somit von einem Orte sinn andern getragen werden 
kann, ohne dass er die Consecration Verlöre. 

Ausserdem asterscheidet man swei Arten fostgemanerter Altäre. Bei 
dem einen kann man das Sepulchrum der Reliquien ausserhalb sehen. Ed 
befindet sich in diesem Falle entweder in Mitte des Altars oder am Rande 
desselben. Bei der andern ist das Sepulchrum verborgen unter dem Altar¬ 
stein selber, auf der Oberfläche der Basis. 

Ausserdem fordern, sie bekannt, die canonischea Gesetse, das römi¬ 
sche Pontifical und der beständige Gebrauch der Kirche, dass das Sepulchrum 
mit den Reliquien, d. i. die eingehauene Vertiefung, in die man das Gef&ss 
mit den Reliquien legt, im Stein angebracht und dass auch der Deckel, der 
darüber gelegt wird, von Stein sei. Diese Vorschrift muss beobachtet wer-* 
den, sowohl wenn man die Reliquien • in die Basis des Altars hineinlegt, 
als auch wenn sie im Altarstein selber befestiget werden. 

Endlich scheint es, dass die kirchlichen Canonen und die Rubrike, wo 
sie verlangen, der Altar müsse von Stein sein, beim festgemauerten Altar 
nicht blos den oberen Theil des Altares von Stein verlangen, sondern dass 
auch die Basis von Stein sein müsse. Es ist jedoch nicht nothwendig, dass 
die Basis des Altares von einem einsigen Stein sei, wie dies beim Altarstein 
unerlässlich ist. Ja es genügt den strengen Forderungen, wenn dieser obere 
Theil der Basis auch nur auf vier Ecksteinen ruht, über welchen man die 
Salbung vonrimmt in dem Augenblicke, wo man den Altartisch mit der 
Basis verbindet. 

Diese Grundsätse binden die Anhaltspunkte sor Lösung der dritten 
Frage. Was den ersten Altar betrifft, bei dem der Altartisch und die Basis 
nur ein einsiger Steinblock sind, so kann man an ihm weder gültig noch 



erlaubter Weise eine Consecration vornehmen. Die wesentlichen Elemente 
der Consecration fehlen da. Den Ritus der Verbindung des Altarsteines mR 
der Basis kann man in einem solchen Falle gar nicht vornehmen. Wo es 
nothwendig wäre, einen Altar von dieser oder ähnlicher Form zu conse- 
criren, könnte man nur in so fern von einer gültigen und erlaubten Con¬ 
secration reden, als bei demselben der Ritus angewendet wird, nach welchem 
man, wie das römische Pontificale es vorschreibt, bewegliche Altäre conse- 
crirt. Die Kirche hat nämlich, wie Quarti bemerkt, in Betreff der Grosse 
und Dicke der beweglichen Altäre keine Bestimmungen gegeben. Das charak¬ 
teristische Merkmal eines solchen Altarsteines ist, dass er keine feste Basis 
hat, mit der er durch die heilige Salbung verbunden werden konnte. Man 
konnte somit die grossere oder geringere Massenhaftigkeit des Steines als 
etwas Indifferentes ansehen. 

Was den «weiten Altar betrifft, bei dem die Reliquien in einer metallenen 
Kapsel eingeschlossen sind, so muss man antworten: die Consecration des¬ 
selben darf in heinerWeise erlaubt sein, und es ist den gegebenen ErOirte- 
rungen zufolge sogar zweifelhaft, ob sie auch nur gültig wäre. 

Was den dritten Altar betrifft, bei dem man die Reliquien auf einer 
ganz von Ziegelsteinen gebauten Basis, in der kein echter Stein sich be¬ 
findet, anbringen soll, muss man erklären, dass er nicht erlaubter Welse 
consecrirt werden kann, und zwar aus dem Grunde, weil er nieht die re¬ 
guläre und gewöhnliche Form hat. Uebrigens ist es schwer zu behaupten, 
eine in dieser Weise vbllbraehte Consecration sei ungültig, weil ja doch 
offenbar einige , von den kirchlichen Canonen gestellte Bedingungen in diesem 
Falle erfüllt sind. 


IV. 

Ein Bischof musste mehrere Altäre in derselben Kirche consecrfaren. 
Der Ceremonienmeister rieth ihm, er sollte sich hiebei durch einen' benach¬ 
barten Bischof aushelfen lassen. Allein der Bischof wollte alle diese Altäre 
selber und auf einmal weihen. Er machte es so: Er recitirte alle vorge¬ 
schriebenen Gebete, und setzte bei den Worten, mit welchen Besprengung 
mit Weihwasser und Salbung verbunden ist, immer die mehrfache Zahl. Um 
sieh nicht zu sehr zu*ermüden, sprach er die Formulare nur einmal, indem 
er mehrmal das Kreuzzeiehen machte.. Um sich durch die gar oftmalige 
Salbung der harten Steine den Daumen nicht zu verletzen, bediente er sieh 
eines Stückes von Holz, an dem er einen Schwamm befestiget hatte. Weil 
die auf diese Weise sehr verstümmelte Handlung dcssungeachtet noch sehr 
lange dauerte, so war er auch nicht nüchtern geblieben, sondern hatte etwas 
gegessen. Man stellt nun die Fragen: 

1. Spricht irgend ein Gesetz oder eine Gewohnheit dagegen, dass 
mehrere Bischöfe zu gleichet Zeit mehrere Altäre derselben Kirche conseeriien? 



2. Kau man die in der beschriebenen Weise vollbrachte Weihe dieser 
mehreren Altäre für gültig und erlaubt halten? 

3. Muss der die Kirchen oder Altäre weihende Bisehof nüchtern sein? 

4. Muss im Falle, dass mehrere Altäre miteinander geweiht wunden, 
sogleich auf jedem einseinen derselben die heil. Messe gelesen werden? . 

Ziehen wir aur Beantwortung der ersten Frage das römische Pontifieale 
au Rat he, so sieht man heim ersten Anblick, dass bei Cousecration mehrerer 
-Altäre in derselben Kirche der Text au verlangen scheint, die heiligen Cerer 
montan müssen auf jedem Altar von demselben Bischof vorgenommen werden. 
Das Pontifieale setat voraus, dass nur ein Bischof gegenwärtig sei; allein 
wir finden andererseits in der Kirchengeschichte mehrere Beispiele vom Gegen- 
tfceile. Nichts kommt häufiger vor, als dass mehrere Bischöfe, gewöhnlich 
die aus derselben Provina aur Consecration einer und derselben' Kirche au- 
sammen kommen, und dass sie miteinander mehrere Altäre weihen. Dass 
-diese Praxis nickt ganz ausser Uebung gekommen ist, dafür , haben wir einen 
Boweis in der gegenwärtigen Disciplin der Kirche, Papst Benedict Xfitt. 
vollaog au Rom die Weihe der Kirche S. Maria in Dominica, gewöhnlich 
Navicell* genannt» Er liess die beiden Seitenaltäre durch awei Curdinal- 
Rischöfe weihen, während er selber die Weibe des Hauptakars voUaog. 
Diese Thatsache ist bestätiget durch eine Inschrift in der Kirche selber. 
Daraus sebHesae» wir , der in Frage stehende Bischof hätte ohne Scrupgl 
dem Reihe folgen können, der ihm durch seinem Oeremonienmeister gegeben 
wunde» Er hätte di« benachbarten Bischöfe «inladen können, tun von ihnen 
hei der , Consecratian ider. Altäre unterstützt an werden» > 

Als Antwort auf die aweite Frage sagen wir: Der Bischof konnte^ W»pn 
er es eben wollte, alle Altäre der Kirche selber weihen; allein in diesem 
Falle musste er alle Vorschriften des Pontificales pünktlich einbalten; d. h. 
er musste auf allen Altären und awar der Reihe nach auf jedem insbesondere 
alle vorgeschriebenen Ceremonien beobachten und alle vorgeschriebenen Ge¬ 
bete sprechen. Nur die Psalmen; Litaneien und diejenigen Gebete, mit 
-denen nicht eine besondere Ceremonie, eine Salbung oder ßesprengang mit 
Weihwasser verbunden ist, konnte er ein einzigeamal betten, indem, ec stett 
-der einfachen Zahl die betreffende mehrfache gebrauchte» Dies ist wirklich 
die allgemein betrachtete Praxis in Uebereinstimmwng mit dem Decret der 

S. Congregntie Ritunm vom 11» Mär« 1820. Im vorliegenden F*W aber 
machte der Bischof mehrere Krause, sei es mit Weihwasser, oder mit dem 
heiügen Oele, und sprach nur einmal die Worte des Formulars; er vollaog 
dUe Salbungen nicht mit dem Daumen, sondern mit einem Stück Hol*. Wir 
haken hier eine Ceremonie, die in die Reihe der Sacramentaliea gehört, und 
•es ist die in dieser Weise vollaogene Handlung mit Wahrscheinlichkeit eine 
gültige in Hinsicht auf das Wesentliche; allein sie ist in der Art und Weise 
ihrer Ausübung offenbar eine unerlaubte. Dm die dritte Frage au beant¬ 
worten , müssen wir zuerst bemerken, dass das römische Pontifieale, wo es 
von der Consecration eines tragbaren Altäre« redet, die Forderung aufstelli, 
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sm müsse jejimo stomacho nüchtern geschehen. Dem zufolge müsste noch 
weit mehr die Consecration einer Kirche oder eines festgemauertea Altares 
jejimo stomacho vollsogen werden. Diese beiden Coasecrationen sind offenbar 
weit feierlicher, ata die eines Portatile. Der Bischof vollsieht sie im An¬ 
gesichte des Volkes, gesiert mit den Pontificalkleidern und wählt dasu ge¬ 
wöhnlich einen Sonn- oder Festtag. Die Gonsecratipn eines Portatile da¬ 
gegen kann an was immer für einem Tage und wo immer (quocunque die 
et loco) und selbst im Wohnsimmer des Bischofs, geschehen. Er kann in 
diesem Fall sich einfach nur der Stöhle über dem Röchet und der einfachen 
Mitra bedienen. Das Pontificale spricht jedoch, wo von der Consecration 
einer Kirche die Rede ist, nur von dem Fasten, welches der Bischof am 
Vorabend des Tages der Kirchweihe halten muss. Daraus folgt, dass er 
auch ohne nüchtern su sein die Weihe einer Kirche vornehmen kann, weil 
dies nicht ausdrücklich verboten ist; und dies um so mehr, weil das Ponti- 
ficale den >eensecrirenden Bischof nicht verpflichtet, nach der Consecration 
der Kirche .selber die heilige Messe su lesen, sondern ihm erlaubt, sie durch 
einen andern Priester lesen su lassen. Um so mehr gestattet das Pontificale 
die, Lesung der Messe durch einen andern Priester nach der Consecration 
eines Portatile. Wohlbegründet ist darum die. Meinung derjenigen, welche 
behaupten, die Worte jeguno stomacho, welche für die.Consecration eines 
Portatile im Pontificale gefordert werden, seien vom kirchlichen und nicht 
vom natürlichen jejunium au verstehen. Man kann mit Wahrscheinlichkeit 
annehmen, diese Worte verlangen einfach, dass eine solche Consecration in 
den Vormittagsstunden und nicht Nachmittag vorgenommen werden soll. 
Ebenso schreibt das Pontificale vor, die Consecration einer Kirche oder eines 
festgemauerten Altars mfisse am Morgen vollzogen werden; denn es betast 
dort; Pontifex man« in suo habjiu venit ad ecclesiam (der Bischof, kommt 
am fiiorgen in, seinem bischöflichen Gewand zur Kirche). , Der Grand dieser 
Vorschrift ist, weil nach dieser Weihe die heilige Messe gelesen werden 
muss. So sagt das Pontificale euch von den nie dem Weihen, dass sie an 
Bonn- und Festtagen, die duplex haben, auch ausser der feierlichen Messe 
«rtheilt worden können, aber nur am Morgen. Anders aber heisst es von 
der Tonsur, nämlich sie könne ausser der feierlichen Messe an jedem Tage, 
zu jeder Stunde und an jedem Orte «rtheilt werden. 

In der Antwort auf die vierte Frage muss man vorerst unterscheiden 
zwischen der Consecration mehrerer Altäre, die su gleicher Zeit von mehrera 
Bischöfen vollzogen wurde, und der Consecration mehrerer Altäre dimcfa 
einen Bischof. Im ersten Falle, wo wir mehrere verschiedene Consscnationen . 
haben und jedem der Bischöfe ein besonderer Altar trifft, scheint es ganz 
ziemend, dass unmittelbar nach der Consecration auf jedem der cottsecrjtiten 
Altäre das heil. Opfer dargebracht werde, entweder vom Bisehof selber oder 
von einem einfachen Priester. Rn zweiten Falle aber, wo die Consecration 
der verschiedenen Altäre ad modum unius vollbracht wurde, und der Btaehof 
nicht mehr als eine Messe lesen kann, reicht es hin, wenn nur auf einem 
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der consecrirten Altäre Hesse gelesen wird. So hat auch das oben ange» 
führ te Decret der S. Congregatio Ritnuih vom 11. Mär» 1820 entschieden. 
Debrigens steht von keiner Seite etwas entgegen, wem der Bischof auf allen 
neugeweihten Altären die heil. Messe will celebriren lassen. 


V. 

t 

' Ein apostolischer Vicar in China war nicht ausreichend versehen mit 
Reliquien der Heiligen, und setste bei der Weihe eines Altares nur eine Art 
von Reliquien in den Altar ein. Bald war es die Reliquie eines Märtyrers, 
bald eines Bekenners, bald einer Jungfrau. Ein andermal waren es Reliquien 
von Seligen, die nicht canonisirt sind, oder von einem gans unbekannten 
Heiligen aus den Katakomben. Ja manchmal, wo ihm kein Stück von den 
Gebeinen der Heiligen au Gebote stand, nahm er nur Reliquien «weiter 
Ordnung, nämlich etwas von dem Gewände oder andere Gegenstände, deren 
der Heilige sich bedient hatte. Es traf sieh sogar, dass er gar keine Re*- 
liquie von einem Heiligen vorfand; in diesem Falle nahm er eine Reliquie 
vom wahren Kreuse des Erlösers oder von einem andern Leidenswerkseuge 
des Herrn. Es fragt sich nun: 

1. Woher hat der Gebrauch, Reliquien der Heiligen in die Altäre ein- 
suschliessen, seinen Ursprung? 

2. Ist die Einsetsung der Reliquien ein wesentlicher Ritus bei der Con- 
seeration der Altäre? 

3. Reichen die Reliquien eines einzigen Heiligen, der nicht ein Märtyrer 
gewesen, su diesem Zwecke hin, und darf man sich anderer, obenerwähnter 
Reliquien hiesu bedienen? 

4. Wenn ein Altar durch den Verlust seiner Reliquien seine Consecra- 
tion verloren hat, reicht die Einsetsung neuer Reliquien su seiner Recon- 
ciliation hin ? 

Auf die erste Frage antworten wir: Die Sitte, Reliquien der Heiligen 
in die Altäre einsuscMiessen, hat ihren Ursprung in der ältesten Gewohnheit, 
über den Gräbern der heil. Märtyrer das heil. Opfer darsubringen. Der 
Hauptgrund dieser Gewohnheit liegt theils in der Nothwendigkeit, in der 
sich die Gläubigen in den Zeiten der Verfolgung befanden, sich in den hei¬ 
ligen Begräbnisstätten su versammeln, theils und swar noch weit mehr in 
der Verehrung, welche die katholische Kirche su allen Zeiten gegen die 
Heiligen und ihre geheiligten Ueberreste bewiesen hat. 

Auf die «weite Frage diene sur Antwort: Ungeachtet dergegentheiligeh 
Meinung einiger Moralisten und Rubricisten muss man die Einsetsung der 
heil. Reliquien als einen wesentlichen Ritus bei der Consecration der Altäre 
ansehen, und dies nicht blOs, woran kein Zweifel ist, der Natur der Sache 
gemäss, sondern auch wegen des immer sich gleichgebliebenen Gebrauches 
und wegen der Vorschrift der Kirche. Man frage in diesem Betreff a) die 
alte und nie unterbrochene Disciplin der Kirche, b) die Canonen aus dem 
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Decrct des Gratian de fabrica und placuit, den 7. Canon des 2. Conciliums 
▼on Nicäa, e) den im römischen Pontificale Torgeschriebenen Ritus für die 
Altar-Consecration, d) die Oration oramus te Domine, welche der Priester 
beim Hinaufsteigen auf den Altar nach Einsehliessung der Reliquien betet, 
e) endlich mehrere Decrete der S. Congregatio Rituum. Aus all’ diesen 
Autoritäten ergibt sich’s, dass die Altäre ohne Reliquien angesehen werden 
müssen als solche, die ihre Consecration verloren haben. 

Was die in der dritten Frage angeregte Zahl und Qualität der Reliquien 
anbelangt, muss man wohl beachten, dass die Rubrik und der Text des 
Pontificals und ebenso die Oration oramus te Domine hinlänglich es als 
Pflicht erklären, wenigstens Reliquien von zwei Heiligen im Altäre einzu— 
schliessen. Diese Reliquien müssen dem alten Gebrauche der Kirche und 
den Vorschriften des römischen Pontificals zufolge von heiligen Märtyrern 
sein. Jedoch gestattet ein Gebrauch, der im Allgemeinen der überwiegende 
ist, dass man mit diesen Reliquien auch Reliquien von solchen Heiligen ver¬ 
binde, die nicht Märtyrer sind. Man hat auch ein Decret der S. Congre¬ 
gatio Rituum, welches die Einsetzung von Reliquien der Heiligen, deren 
Namen man nicht weiss, über deren Echtheit aber kein Zweifel obwaltet, 
bei der Consecration der Altäre gutheisst. Was die Reliquien nicht-eanoni- 
sirter Seligen betrifft, so hängt die Möglichkeit ihrer Verwendung zu diesem 
Zweck von speciellen Concessionen des heil. Stuhles ab. Die Verehrung der 
Seligen stützt sich ipehr auf eine Erlaubnis, als auf ein Gebot der Kirche, 
und es ist für die Verehrung derselben - nicht Alles das gestattet, was für 
die Verehrung canonisirter Heiligen passt. Sie bewegt sich nur innerhalb 
der in den bezüglichen Indulgenzen bezeichneten Gränzen. Wie es nun 
kraft mehrerer Decrete der S. Congreg. Rit. verboten ist, Bilder und Re¬ 
liquien von Seligen in einer Procession umherzutragen und sie auf Altären 
aufzustellen, ebenso kann man mit weit mehr Grund sagen, es sei verboten, 
ihre Reliquien in einen Altar einzusetzen, den man weihet. Man darf in- 
dess annehmen, dass der Fall ausgenommen sei, wenn der heil. Stuhl die 
Errichtung und Consecration eines festgemauerten Altars zu Ehren eines 
Seligen begutachtet. Für diesen Fall könnte man in der Erlaubniss des 
heiL Stuhles eine darin liegende Genehmigung erkennen, Reliquien des Hei¬ 
ligen in den Altar selbst einsetzen zu dürfen. 

Was die Reliquien der Heiligen, die nicht von ihrem Leibe, sondern 
von ihrem Gebrauch kommen, anbetrifft, wie z. B. Kleider und andere Ge¬ 
genstände, so darf man wohl anhehmen, dass sie in Ermangelung anderer 
Reliquien von den Leibern der Heiligen eingesetzt werden können. Spuren 
dieser Sitte finden sich in den frühesten Jahrhunderten der Kirche. Wenn 
dem nicht so wäre, so müsste man die Reliquien der seligsten Jungfrau und 
des heiL Joseph, die immer nur Reliquien zweiter Ordnung sein können, 
Von den Altären absolut ausschliessen. 

Was die Reliquien des heil. Kreuzes und anderer Leidenswerkzeuge des 
Erlösers betriffit, so liefert die Kirchengeschichte viele Beispiele einer Ver- 
Moy’t Archiv für kalk. Kirchenrecht. II. Band. 14 
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Wendung derselben bei der Consecration der Altäre. Jedoch wäre es nach 
der gegenwärtigen Kirchendisciplin weniger ziemend, sie zu diesem Zwecke 
sn verwenden; denn einerseits schreiben die liturgischen Regeln ausdrücklich 
die Einsetzung der Reliquien von Heiligen vor, andererseits hat die S. Con- 
gregatio Rituum schon mehr als einmal die Vermengung der Reliquien von 
Heiligen mit denen von Christo dem Herrn und insbesondere von seinem 
wahren Kreuze wenigstens indirecte verboten. 

Zur Beantwortung der vierten Frage reicht es hin, auf mehrere Decrete 
der S. Congreg. Rituum zu verweisen, aus denen man ersieht, dass es 
schwere Verpflichtung ist, Altäre, welche die Reliquien verloren haben, aufs 
Neue zu consecriren, und dass es nicht hinreicht, blos neue Reliquien an 
die Stelle der verlornen einzusetzen. Wenn der heil. Stuhl unter Umständen 
einzelnen Bischöfen erlaubte, einen Altar durch einfache Einsetzung der Re¬ 
liquien zu reconciliiren, so hat er dies aus ganz besonderen Gründen und 
durch ein ausdrückliches Privilegium gethan. Darum kann man aus solchen 
Fällen keine Folgerungen für ähnliche Fälle ziehen. 


VI. 

Der Stein , welcher das Sepulchrum der Reliquien auf dem Hauptaltar 
einer Kirche schloss, war zerbrochen. Die Stelle, die er verschliessen sollte, 
war offen. Der Bischof erklärte auf die Anfrage des Pfarrers, der Altar 
habe seine Consecration verloren^ Nun konnte aber der Bischof unmöglich 
selber hingehen, den Altar auf’s Neue wieder zu consecriren. Er hatte ge¬ 
hört , der zerbrochene Stein habe ungefähr die Grösse eines Quadratfusses, 
and schickte dem Pfarrer ein Portatile von derselben Grösse, indem er ihm 
sagen liess, er sollte dasselbe auf dem festgemauerten Altar an die Stelle 
des zerbrochenen Steines legen, welcher das Sepulchrum der Reliquien ge¬ 
schlossen hatte. Nun aber fand sich’s, dass dies Portatile eine Breite und 
Dicke hatte, welehe die Einsetzung desselben an die leere Stelle unmöglich 
machte. . Der Pfarrer musste nun dieses Portatile an den vier Seiten und aB 
aden beiden Oberflächen behauen, um es passend zu machen. Da frfigt 
sich’s jetzt: 

1. In welcher Zeit und aus welchen Gründen ist die Aufstellung fest- 
gemauerter Altäre in der Kirehe gebräuchlich geworden, und in wie ferne 
'Unterscheiden sich die lateinische und die griechische Kirche in diesem Punkte ? 

2. Welches sind die Ursachen, welche für feste Altäre und für Porta- 
iile den Verlust der Consecration begründen? 

3« Hatte der fragliche feste Altar wirklich seine Consecration verloren? 

4. War das in angegebener Weise verstümmelte Portatile ebenfalls seiner 
r Weihe verlustig geworden? 

Die tragbaren Altäre waren ganz gewiss schon im achten Jahrhundert 
:der Kirche im Gebrauch. Wir haben hiefür das Zeugniss des ehrwürdigen 
Beda. Mehrere Theologen sind sogar, der Ansicht, ihr Gebrauch gehe zurück 



bis in die frühesten Zeiten der Kirche. Die Nothwendigkeit, nasser den 
geheiligten Tempeln su celebriren, sam Besten der Gläubigen, war sehr wahr¬ 
scheinlich der Hauptgrund, warum diese Sitte eingeftthrt wurde. Die Griechen 
heben statt unserer Portatile Leinwand, welche der Bischof bei Vornahme 
der Consecration einer Kirche selbst weihet und welche sie dtnifiivau» 
nennen. 

Man kann die Anlässe, bei welchen die Altäre ihre Conseeratioa ver- 
lieren, auf drei hauptsächliche surückführen. 1) Durch Trennung des Altar¬ 
steines von seiner Basis. 2) Durch einen grossen Bruch oder durch eins 
Verkleinerung des Altarsteines. 3) Durch Verletsung des Sepulchrums der 
Reliquien. Die erste dieser Execrationsarten kann nur bei festen Altäreit 
Torkommen; die swei andern haben die festen Altäre mit den tragbaren 
gemein. In den Capiteln: Ad haec, Qnod in dubiis, E ligneis, de conseer. 
ecdes. vel altar. ist nur von den swei ersten Arten die Rede. Für die 
dritte hat man als Grund die ununterbrochene Gewohnheit der Kirche, be- 
seugt durch alle Theologen und Canonisten, und bestätiget durch mehrere 
Decrete der S. Congregatio Rituum. 

Was die Art und Weise' dieser drei hauptsächlichen Verletsungen be¬ 
trifft, wie sie nämlich in der Praxis Vorkommen können, so ist es eine 
Trennung des Altares von seiner Basis, wenn man den Altarstein gm» weg¬ 
nimmt von seiner Unterlage, oder wenn man von dar Basis einen der Steine 
wegnimmt, der sa den Hauptsteinen gehört und Ober welchem dar Bischof 
mittels- Salbung durch Chrisma ein Krens gebildet hat, als er den Ritus 

vollsog, der in der Verbindung des Altarsteines mit der Basis des Altars su 

einem Gassen besteht. 

Unter enormem Bruche muss man einen solchen verstehen, dar den 
Altarstein in swei oder mehrere Stücke theilt oder einen, in Folge dessen 
einer, von den vier Hauptstücken der Basis, die als .das Wesentliche des 
unten Th eiles angesehen werden, gans s erbrochen wurde. Wir haben für 
diese Erklärung swei Gründe. Fürs Erste ist der Altar ein Sinnbild Jesu 

Christi selber, der in den heiligen Schriften der Haupteckstein genannt 

wird; fürs Zweite befassen sich die hauptsächlichsten Ceremonien bei der 
Consecration des Altars mit diesen Hauptsteinen. 

Das SepulchrUm der Reliquien wird endlich für verletst gehalten, wenn 
die Reliquien herausgenommen sind, oder wenn es nicht mehr möglich ist 
su bestimmen, dass sie wirklich als dieselben noch daseien, wenn nämlich 
dar Stein, da* sie in sich barg, verschwunden oder serbroehen ist. 

Wenden wir diese Regeln auf die swei in Frage stehenden Altäre —• 
den festgemauerten and das verstümmelte Portatile — an, so müssen wir 
dahin entscheiden, dass beide.ihre Consecration verloren haben. Der erste, 
nämlich der fest gemauerte Altar wegen des Bruches an jenem Stein, welcher 
das ftepukhrom der Reliquien bedeckt; der sweite, nämlich das Portatile 
wegen der Verstüaunelung, die an den Stellen geschehen int, an welchen 
gans besonders die Consecration vorgenommen wurde. 


14 # 
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vn. 

Der Magistrat einer Stadt hatte ausserhalb der Stadtmauern einen Plate 
'fttr einen neben Gottesacker mit einer Mauer umgeben lassen, und stellte nah 
während der Erledigung des bischöflichen Stuhles an den Capitelvicar die 
Bitte, er möchte einen benachbarten Bischof einladen, dass er komme, den 
-«um Begräbniss bestimmten Plate benedtcire und den Grundstein su einer 
-neuen Kirche lege, die innerhalb der Gottesackermauer erbaut -werden sollte. 
Der Capitelvicar war der Meinung, diese Benediction sei ein Act der bischöf¬ 
lichen Jurisdiction und nicht des bischöflichen Ordo, und wollte diese Hand¬ 
lung selber vornehmen. Das Capitel der Kathedrale, su dem er gehörte, 
hatte vom heil. Stuhle das Privilegium erhalten, bischöfliche Ausseichnung 
•su tragen. Von diesem Privilegium wollte er Gebrauch machen, und voll¬ 
zog nun diese beiden Functionen nicht nach dem Ritual, sondern nach dem 
-römischen Pontificale. 

'■ .* Es frägt sich nun: 

1. Welches war in den ersten Jahrhunderten der Kirche der fDr das 
-Begräbniss der Gläubigen bestimmte Ort, und* steht die von den Philosophen 
'so schmählich getadelte Sitte des Begräbnisses in der Kirche den Geistlichen 
-oder den Laien su? 

r 2. Welchen Ritus beobachtete man ehedem in der Kirche hei Legung 
des Grundsteines für eine neue Kirche? 

* 3. Konnte der fragliche Capitelvicar im bischöffichen Ornate und nach 

dem römischen Pontificale diese beiden Functionen vornehmen? 

Die Sitte, in den Kirchen begraben su werden, gegen welche die 
'modernen Philanthropen so sehr sich ereiferten, ist durchaus nicht durch das 
Verlangen der Geistlichen, sondern Anfangs durch den frommen Sinn und 
«päter durch den Ehrgeis der Laien in Uebung gekommen. In den ersten 
'Jahrhunderten war die Kirche durch die Macht der Verfolgung genöthiget 
Worden, ihre Märtyrer und ihre Verstorbenen überhaupt in den unterirdischen 
30ertern su beerdigen, in denen sich die Gläubigen auch sur Feier der hei- 
Ilgen Geheimnisse verbargen. Wir haben hiefür Beweise an den ehrwürdigen 
Katakomben der Stadt Rom. In der Zeit des Friedens, den ihr der Kaiser 
Konstantin gewährte, wo die Kirche in den Vollgenuss ihrer Rechte eintrat, 
Richtete sie sich nach den vorhandenen Gebräuchen und nrfch den vom bür¬ 
gerlichen Gesetse gegebenen Vorschriften. Ihre Begräbnissstättea waren jetst 
fortan ausser der bewohnten Orte, und nur aus Nachgiebigkeit gegen die 
dringenden Bitten der Gläubigen fing sie allmälig an, die Begräbnisse inner¬ 
halb ihrer Tempel su genehmigen. 

Auf die sweite Frage dient sur Antwort: Nach der alten Disciplin der 
'Kirche wurden Kirchen immer nur auf geheiligtem Grund erbaut, mochte nun 
der Ort auf eine wunderbare Weise geheiliget worden sein, oder durch das 
Blut der Apostel und Märtyrer oder durch ihre Reliquien eine besondere 
Weihe empfangen haben. Daraus können wir nun einseben, wie später, als 



mah sich hi die Nothwendigkeit versetat sah, nette Kirchen an profanen 
Orten an erbauen, bei solchem Anlass der Gebrauch in der Kirche entstehen 
und Geltung erhalten musste, diese profanen Orte durch einen kirchlichen 
Ritus an; weihen and den Grundstein dieser neuen Gebäude au benediciren* 
Dieser Gebrauch geht übrigens nicht über das XU. oder XI. Jahrhundert 
aurück. 

Was den fraglichen Capitelvicar betrifft, so konnte, er ohne alles Be¬ 
denken die Benediction des Gottesackers und die des Grundsteines aur neuen, 
Kirche vornehmen. Das römische Ritual ermächtiget den Bischof, jedem, 
einfachen Priester aur Vornahme dieser Benedictionen die Vollmacht au er- 
theilen. Es steht darum durchaus nichts der Vornahme dieser Handlungen 
durch den Capitelvicar im Wege, da dieser bischöfliche Jurisdiction hatte. 
Um jedoch entscheiden au können, ob der Gebrauch bischöflicher ’Ausaeich- 
nung unter diesen Umständen dem Gesetae gemäss gewesen, muss man sich 
an den Wortlaut des dem Kapitel gegebenen Privilegiums halten, nach dem' 
Grundsata, welcher hiefflr Regel ist: tantum valent, quantum sonant. Die 
Privilegien erlauben so viel, als in ihren Worten enthalten ist. Beschränkt 
das apostolische Privilegium, wie gewöhnlich der Fall ist, den Gebrauch der 
bischöflichen Ausaeichnnngen einaig und allein auf die Functionen im Capitel, 
und sind nur bestimmte Tage festgesetat, an denen die Capitularen sich dieser 
Insignien bedienen dürfen, dann durfte der Capitularvicar sich bei diesem 
Anlasse der bischöflichen Ausaeichnungen offenbar nicht bedienen. War aber 
das Privilegium nicht beschränkt auf gewisse Tage, auf bestimmte Orte und 
ausdrücklich beaeichnete Verrichtungen, so hinderte den Capitelvicar durchaus 
nichts, in Pontificalkleidung die Handlung voraunehmen. Was den Ritus be¬ 
trifft, nach welchem in diesem Falle die Functionen vorgenommen werden 
sollten, so darf man annehmen, der Capitularvicar musste sich des Rituals 
und nicht des Pontificals bedienen, mit Ausnahme derjenigen Ceremonien, die 
mit der Pontificalkleidung in nothwendiger Verbindung stehen, als da ist das 
Aufsetaen der Mitra, die Herabnahme derselben u. s. w. Denn obgleich die 
beiden Ritus, nämlich der nach dem Rituale und der nach dem Pontificale, 
sich in vielen Stücken ähnlich sind, so haben sie doch an mehreren Stellen 
und aumal gegen das Ende der Ceremonien manches Verschiedene. Uebri- 
gens haben nur die Bischöfe und die Aebte nebst den privilegirten Dignita- 
riern, dem Domprobst und Domdechant, das Recht, sich des Pontificales au 
bedienen. Aus diesem Grund enthält das Rituale diesen Ritus genau so, wie 
er von dem einfachen Priester vollaogen werden soll, wenn derselbe der¬ 
gleichen Functionen au verrichten hat. 

Vffl. 

Eine Kirche hatte awei Kelche eum Geschenke erhalten; der eine war 
von Platinametall, der andere von Aluminium. Damit man die Qualität des 
edlen Metalles sehen könne; hatte man an diesen Kelchen keine Vergoldung 



angebracht , selbst dicht an 9er Koppe. Diese zwei Kelche 'wurden dem 
Bischöfe gebracht und von ihm eonsecrirt, da er gerade mehrere anders 
Kelche weihte. Unter diese Kelehe hatte man auch betrtlglicher Weise einen 
gans kupfernen Kelch mit vergoldeter Kuppe gestellt. Es fragt sich nunt 

1. Was verlangen die alte Disciplin und die gegenwärtigen Gesetze der 
Kirche bezüglich der Materie, deren man sich zu den Kelchen bedienen darf? 

2. Können Kelche von Platinametall und Aluminium 2 ) von der Vor¬ 
schrift der Kirche, nach welcher die Kuppe vergoldet sein muss, ausge¬ 
nommen werden? 

3. Können Kelche, die aus einer verbotenen Materie verfertiget sind, 
gültig eonsecrirt werden? 

4. Wie oft muss der Bischof das Kreuzzeichen machen, wenn er über 
den su weihenden Kelch die Worte ausspricht: Consefcrare et sanctrfficare 
digneris? etc. 

In den ersten Jahrhunderten der Kirche waren die Bischöfe und die 
Priester durch ihre Arjnuth gezwungen, sich hölzerner, steinerner und blei- 
oerner Kelche zu bedienen. Dessenungeachtet verwendeten die Kirchen, 
wenn sie Reichthümer besassen, auch in diesen Zeiten Gold und Silber zu 
diesem Zwecke, obgleich dies durch kein Gesetz vorgeschrieben war. Erst 
gegen das 8. oder 9. Jahrhundert verbot man jede andere Materie ausser 
Gold und Silber zur Anfertigung der Kelche. Nur für den Fall äusserster 
Armuth war die Verwendung von Zinn zu Kelchen erlaubt. Holz war ganz 
untersagt wegen seiner Porosität. Stein und Bein waren verboten als gar 
zu geringe Materie. Kupfer und Metalle von derselben Art wurden ausge¬ 
schlossen wegen der Gefahr, dass sie leicht rosten und dadurch beim Ge¬ 
niessenden ein Erbrechen veranlassen konnten. Glas sollte man wegen seiner 
Verbrechlichkeit nicht dazu verwenden. Uebrigens war Glas in den frühem 
Zeiten viel seltener und eben darum auch viel theurer, als es heut zu Tage 
ist. Aus all’ diesem ergibt sich, dass nach der gegenwärtigen Disciplin der 


*) Das Platinametall (Leucochrysos) findet sich In Sädamerika, so wie im rassischen 
Reiche ln Klampen oder in Körnern, im Sand oder Lehmland. Es ist noch schwerer 
als Gold (das vollkommen reine wiegt gehämmert über 21mal mehr denn Wasser, 
wahrend das Gold nur I9mal schwerer als das Wasser ist), sieht licht stahlgran 
aas, lässt sich, weil dazu ein höherer Hitzegrad erfordert wird, als zam Schmelzen 
des Eisens, in ansern gewöhnlichen Schmidfeuern gar nicht schmelzen, wohl aber 
znsammenschweissen und dann za Schmackarbeiten, Münzen, allerhand physikalischen 
Instrumenten, vorzüglich aber zu kleinen Schmelztigeln verarbeiten, die sieh durch 
ihre Unschmelzbarkeit bei gewöhnlichem Steinkohlenfeuer and auch dadurch em¬ 
pfehlen, dass sie eben so schwer als Gold von den Säuren angegriffen werden. 
Das Platinametall ist aber sehr theuer, viel theurer als Silber und fast halb so 
theuer als Gold. 

*) Aluminium, ein neu erfundenes, aus Erdstoffen bisher mit sehr grossen Unkosten 
gewonnenes und darum sehr theures Metall, von ausserordentlicher Leichtigkeit 
und hellglänzender Silberfarbe. 
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Kirche die Kelche oder wenigstens die Kuppen derselben von Gold oder 
von Silber and vergoldet sein müssen, and' dass das Zinn allein unter ge¬ 
wissen Umstünden ton allen anderen Metallen hier eine Ausnahme machen 
kann. Die Rubriken des Missale stehen in dieser Bestehung ganz fest. 

Können nun Platinametall und Aluminium xur Anfertigung von Kelchen 
verwendet werden? Es ist ausser allem Zweifel, dass diese xwei Metalle 
allen Bedingungen genügen, nach welchen die Kirche nur Gold, Silber und 
Zinn als geeignete Materie xu Kelchen, mit Ausscbliessung aller anderen 
Metalle, erklärt hat. Das Platinametall, dessen Farbe grauweiss ist und der 
des Stahls und des Zinns nahe kommt, ist weit solider und compacter, als 
das Silber, und ist nicht wie dieses der Verrostung unterworfen. Das 
Aluminium hat eine weisse, hellglänzende Farbe, wie das Silber, und unge¬ 
fähr dieselbe Leichtigkeit wie das Glas. Es ist unverwüstlich wie das P1&- 
tinametali. betrachten wir die Sache an und fllr sich, so scheint der Ver¬ 
wendung von Platinametall und Aluminium zur Anfertigung von Kelchen 
nichts im Wege zu stehen, und auch die Vergoldung scheint nicht nothwendig 
zu sein. Denn wenn die Kirche die Vergoldung der Kelche, wenigstens des 
Innern der Kuppe vorschrieb, so war der Grund, weil das Silber der Ver¬ 
rostung unterworfen ist. Das Platinametall und das Aluminium dagegen 
haben dieselbe Unverwüstlichkeit wie das Gold. Wir haben auch für das 
Platinametall, das lange vor dem Aluminium entdeckt wurde, ein Beispiel, das 
unsere Antwort bestätiget. Ein Kelch von diesem Metall wurde durch den 
König von Spanien, Carl BI., dem Papst Pius VI. verehrt. Derselbe wird 
auch jetzt noch in der Basilika des heil. Petrus aufbewahrt, und bei der 
Feier der heiligen Geheimnisse gar oft gebraucht. Wo es sich übrigens um 
eine Neuerung in einem so wichtigen Punkte handelt, da muss man anneh¬ 
men, dass eine Privatautorität nicht ausreiche. Man müsste sich also be¬ 
züglich der Einführung der zwei fraglichen Metalle zum genannten Gebrauche 
an den heil. Stuhl wenden, dass er darüber ein Decret erlasse. 

Auf die dritte Frage diene zur Antwort: Die Kirche hat bei der Bene¬ 
diction und Consecration gewisser Gegenstände nicht gerade die Absicht, sie 
zu Heiligthümern, sondern sie als benedicirte und consecrirte für die Feier 
der heiligen Geheimnisse brauchbar zu machen. Wo immer die Benedictionen 
und Consecrationen nicht diesen ersten und in der Sache selbst gelegenen 
Zweck verfolgen, um dessen willen sie eingesetzt sind, nämlich die Gegen¬ 
stände, über die sie gesprochen werden, für den Gottesdienst zu bestimmen, 
da müsste man folgerichtig erklären, dass diese Benedictionen und Con¬ 
secrationen null und nichtig und ohne Kraft seien. Nun wird die Kirche 
nie eine andere Materie als Gold, Silber und Zinn für eine zum Kelche ge¬ 
eignete erkennen, selbst wenn' man an einer solchen Materie den Ritus der 
Consecration vorgenommen hätte. Daraus folgt, dass die Kirche die Con¬ 
secration eines Kelches von Kupfer oder einem andern ähnlichen Metall als 
null und wirkungslos erklären würde. 
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Die vierte-Frage erregt einen nicht unbegründeten Zweifel bezüglich der 
Anzahl von Kreuzzeichen, welche beim Aassprechen der Worte consef,crare 
et sanctifficare gemacht werden sollen. Es fragt sich, soll man eines oder 
zwei machen? Einerseits sagt das Pontificale, „der Bischof macht mit den* 
D aum en der rechten Hand ein Kreuz.“ Andererseits deutet der Text des 
Formulars zwei Kreuze an. Es gibt Bischöfe, die zwei Kreuzzeichen 
machen. Es gibt andere, die nur eines machen. Der sicherste Weg, für 
diese Frage eine entscheidende Antwort zu finden, ist die Vergleichung 
dieser Stelle mit andern Stellen des Pontificales. Ziehen wir die Stelle zd 
Rathe, in welcher für die Consecration eines Altars, eines festen oder eines 
Portatile Vorschriften gegeben sind; so sieht man, dass das Pontificale in 
Bestimmung der Salbung zuerst mit dem Oel der Catechumenen, dann mit 
dem Chrisma ausdrücklich sagt: „der Bischof macht fünf Kreuze.“ Wo es 
dann die Formel angibt, die man bei Formirung eines jeden der fünf Kreuz¬ 
zeichen wiederholen muss, deutet es in dieser Formel nicht tSos jedesmal 
ein Kreuz, sondern zwei an: dicens dum singulas cruces facit, Sanctifficetur 
et consefcretur etc. Offenbar müssten hier, wenn man jedesmal, wie es 
angedeutet ist, zwei Kreuze machen wollte, im Ganzen zehn Kreuze und 
nicht fünfe gemacht werden, wie die Vorschrift lautet. Der Ritus bei Con¬ 
secration eines Altars fordert überdem zwei Salbungen mit dem Oele der 
Catechumenen. Für die eine wie für die andere dieser zwei Salbungen schreibt 
das Pontifical fünf Kreuze vor. Aber die Formel ist nicht in allen Ponti- 
ficalen in derselben Weise angedeutet. Die Worte zwar sind nicht verschie¬ 
den, aber man findet in einigen Ausgaben zwei Kreuzzeichen angedeutet für 
die erste Salbung, sanctifficetur et consefcretur, während für die zweite 
Salbung nur ein einziges angedeutet ist, sanctifficetur et consecretur. Diese 
'Variante findet sich indessen nur bei der Consecration der festen Altäre. 

Der Ritus bei der Glockenweihe veranlasst dieselbe Bemerkung. Im 
Pontificale heisst es: „Der Bischof steht da mit der Mitra, zeichnet mit dem 
Daumen der rechten Hand vom Oele der Kranken sieben Kreuze ausserhalb 
.an der Glocke und innerhalb in gleiche Entfernung von einander vier Kreuze 
vom Chrisam, indem er bei jedem Kreuze, das er macht, die Worte spricht: 
•eanctiffieetur et consefcretur“ etc. Wenn beim jedesmaligen Aussprechen 
,-der Formel zwei Kreuze gemacht werden müssten, wie angedeutet ist, so 
gäbe das offenbar in Allem nicht sieben und vier, d. i. nicht eilf Kreuze, 
.wie es im Pontifieale vorgeschrieben ist, sondern 14 und 8 d. i. zwei und 
zwanzig Kreuze. 

Aus diesen Zusammenstellungen kann man schliessen, dass beim Ritus 
4er Consecration der Kelche und an ähnlichen Stellen das Pontificale bei den 
JWorten consefcrare et sanctif ficare nicht mehr als ein einziges Kreuz zu 
•machen ist. Um einen ausreichenden Grund des offenbaren Widerspruches 
•Zu finden, in dem der Text der Vorschriften zu den Formeln stebt, ist es 
glicht nothwendig, einen Druckfehler zu supponiren, der sich in die ersten 
Ausgaben des Pontificals und von da in die nachfolgenden eingeschlichen 




litte) afid die* besonders darum nicht, weil einige der frühesten Ausgaben 
des Pontificale in der Form nicht mehr als ein Krens andeuten. Höchst 
wahrscheinlich ist die Meinung, die zwei Kreuze in den Worten sanctifieetnr 
et consecretur deuten nichts anderes an, als dass der Bischof, während er 
das erste Wort ausspricht, den Verticalstrich machen und beim Aussprechen 
des »weiten Wortes durch den Querstrich das Krens vollenden soll. 

IX. 

Der Sakristan einer Landgemeinde bestellte am Vorabende des Patro- 
einiums, weil er wegen einer Aderlässe nicht aufgelegt und su geschwächt 
war, am selbst die Arbeiten su verrichten, einige Bauern, dass sie ihm in 
der Zubereitung und Versierung der Kirche helfen sollten. Bald erhob sich 
ein gewaltiger Wortwechsel unter diesen Leuten; der Sakristan empfing einen 
heftigen Schllg, der ihn auf das Pflaster hinstreckte. Sein Arm wurde ge¬ 
brochen» das Blut floss in grosser Menge nicht aus dem Bruche, sondern 
aus der Wunde, die er bei der Aderlässe erhalten hatte. Der Pfarrer war 
über diesen Vorfall ausserordentlich bestürzt und wusste nicht , was er thun 
sollte. Es war eine consecrirte Kirche. Ausser ihr war keine andere im 
Orte. Am andern Tage sollte das Fest des Hauptpatrons gefeiert werden. 
Um sich an den sehr weit entfernt wohnenden Bischof su wenden, hatte 
man nicht mehr Zeit. Gedrängt durch die Umstände, entschloss er sich, die 
Kirche selber su reconcüiiren. Indem er gegen Abend seine Pfarrkinder ver¬ 
sammelte, schritt er sur Reconciliation der Kirche, nachdem er suvor das 
mit Salz vermengte Wasser nebst Asche und Wein, was man dasu gebraucht, 
benedieirt hatte. Am andern Tag las er in der hl. Messe die im Pontificale 
für diesen Fall vorgeschriebene Collecte. Es frägt Sieb nun: 

1. Welches sind die Ursachen der Profanation (Violatio) einer Kirche 
sowohl nach dem griechischen, als nach dem lateinischen Ritus? 

2. Profanircn dieselben Gründe, welche eine Kirche ihrer Weihe be¬ 
rauben, in gleicher Weise auch ein Privatoratorium oder eine Hauskapelle? 

3. War die fragliche Kirche wirklich profanirt? 

4. Angenommen, dass sie es wirklich war, konnte die vom Pfarrer voll¬ 
zogene Reconciliation als hinreichend angesehen werden, oder musste man 
die Kirche nochmal reconciliiren ? 

Die heil. Canonen führen vier Fälle an, in denen eine Kirche profanirt 
ist, 1) Ungerechte und reichliche Vergiessung von Menschenblut, 2) schuld¬ 
barer Todtschlag auch ohne Blutvergiessung, 3) quando humanum semen 
criminose effunditur, 4) die Beerdigung eines namentlich Exoommunicirten 
in der Kirche, und nach der gemeinen Meinung der Theologen selbst die 
Beerdigung eines Ungläubigen oder eines ungetauften Kindes. Wir müssen 
noch beifügen, dass bei den Griechen die Kirche auch profanirt werde durch 
gewaltsamen Tod was immer für einer Person und durch den Tod oder dm 
Wurf eines im Gesetze Mosis als unrein erklärten Thieres, 
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Bezüglich der »weiten Frage muss man wohl bedenken, dass ein grosser 
Unterschied ist »wischen Kirchen und Privatoratorien. Letstere sind nur in 
gans prekärer Weise dem Gottesdienste gewidmet; keine Ceremdhie, keine 
besondere Formalität wird angewendet, um sie *u weihen. Die Kirchen 
dagegen sind durch einen feierlichen und geheiligten Ritus and »war für 
immer »um Gottesdienst eingeweiht. Weil ein Gegenstand, der nie eine 
Weihe empfangen hat, im Grunde nicht profanirt werden kann, darum kann 
man die canonischen Gesetze, welche sich auf die Kirchen beziehen, gar 
nicht anwenden auf Privatoratorien. 

Um auf die dritte Frage eine Antwort geben zu können, müssen wir 
in dem Falle, um welchen es sich handelt, unterscheiden »wischen dem, was 
gewiss, und dem, was ungewiss ist. War der in der Kirche entstandene 
Streit nur ein Streit unter den Bauern', die der Sakristan zur Aushilfe be¬ 
stellt hatte, und ist der arme Mensch nur zufällig verletzt wählen, wo er 
sich darein mengte, um den Streit beizulegen, dann ist die Kirche gar nicht 
profanirt worden. In diesem Falle haben wir nach der gewöhnlichen Er¬ 
klärung der Theologen nicht einen freiwilligen Act der Ungerechtigkeit vor 
uns, wie die kirchlichen Canonen zur Profanation einen voraussetzen.. Hat 
der Sakristan, wie man dem Bericht zufolge annehmen könnte, sich selbst 
in den Streit eingemengt und ist ihm in Folge dessen der Streich, den er 
empfangen hat, gewaltsamer und ungerechter Weise versetzt worden, dann 
könnte man mit einigem Grande die Kirche als profanirt ansehen. Doch 
kann man auch da noch zweifeln. Der Armbruch, die Folge des Schlages, 
hat nicht die geringste ßlutvergiessong veranlasst; denn dem Berichte za 
Folge war der Arm durchaus nicht wund. Nach der gemeinen Meinung der 
Theologen und Canonisten hat dies nicht die Profanation einer Kirche zur 
Folge; denn dieser Fall ist im canonischen Rechte nicht als profahirend 
aufgeführt. Was die Sache schwierig macht, ist allein das Blut, das aus 
der in der Aderlässe eröffneten Ader floss. Ueberlegt man jedoch, dass die 
Bauern dem Sakristan keine eigentliche Wunde beibrachten, dass sie nur die 
Wiedereröffnung einer schon daseienden Wunde veranlassten, dass sie an 
diesem Zufall nur indirect und unfreiwilllig betheiliget waren, dass ausserdem 
diese Verwundung an und für sich betrachtet nur eine ganz leichte sein 
konnte und ausser der Kirche um der Gesundheit willen verursacht war, so 
gewinnt man den ganz fest begründeten Schluss, man kann hier darchaus 
nicht mit Evidenz das Vorhandensein eines Falles finden, für den in den 
kirchlichen Canonen vorgesehen wäre. Wenn wir uns an den oben citirten 
Text und an die Interpretation der Theologen und Canonisten halten, so 
muss die Blutvergiessung durch eine schwere,’freiwillig und ungerechter 
Weise an einem heiligen Orte zugefügte Verwundung verursacht sein. Es 
könnten im gegebenen Falle auch die zwei Regeln des canonischen Rechtes 
ihre Anwendung finden: Odia restringi et favores convenit ampliari, und: In 
poenis benignior est interpretatio facienda« 


I 
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Auf dl« ▼fort» Frage antworten wir: Nach den Vorschriften der heiligen 
Canonen und der Liturgie ist die Reeonciliation der conseerirten Kirchen 
ausschliesslich dem Diücesanbischof Vorbehalten. Er kann dasu einen andern 
Bischof delegiren, nie aber einen einfachen Priester, es sei denn, dass er 
hiesa specieüe Facultät vom heiligen Stuhle eihalten habe. Der beil. Stuhl 
autorisirt jedoch einen einfachen Priester, selbst wenn er ihm die Erlaubniss 
gibt, eine conseerirte Kirche su reconciliiren, fllr gewöhnlich nie dasu, dass 
er mit Sals vermengtes Wasser, Asche und Wein, was man su dieser Cere- 
monie braucht, benediciren dürfe, sondern stellt gewöhnlich die Forderung, 
dass er des vom Bischof benedicirten Wassers sieh dabei bedienen müsse. 
Daraus müssen wir schliessen, dass die Reeonciliation einer Kirche durch 
einen einfachen Priester ohne apostolische Bevollmächtigung selbst dann ein 
imerlaubter Act wäre, wenn der Bischof dem Priester dasu die Vollmacht 
and das geweihte Wasser gegeben hätte. Immerhin müsste man jedoeh «ine 
Kirche, die ein einfacher Priester reconeilihrte, ohne dass er eine Erlaubniss 
dasu sieh erbeten, und wobei er sich des von ihm selbst benedicirten Wassers 
bedient hätte, als gültig reconeiKrt ansehen, und man dürfte die Reconcilia- 
tion nicht mehr wiederholen. So entschied die S. Congreg. Rituum den 
15. December 1646. 

X. 

. Ein Ganonicus einer Kathedrale, der sogleich Sakristan war, wurde 
vom Capitel beauftragt , die Paramente der Kirche aussubessern. Nachdem 
er in einer für das Bedürfnias der Sakristei ausreichenden Weise durch An¬ 
kauf neuer Stoffe Vorsorge getroffen hatte, ging er an’s Werk. Er machte 
ans Chormänteln Messgewands, aus den Stolen Manipehi, aus den Alben 
Huaoerale u. dgl. Dann- brachte er eine gewisse Ansahl silberner Kelche 
susammen, die gans einfach und ohne Versierung waren. Aus diesen liess 
er andere, elegantere mit Basreliefe und Gravirungen machen. Einige fand 
er auch, an denen nur die Kuppe von Silber war. Diese sollten einen an¬ 
dern Fass bekommen , der ebenfalls von Silber wfire, wie die Kuppe. Es 
trügt sich nun: 

1. Hatte die Kirche eu allen Zeiten den Brauch, Gefasse, Paramente 
und andere sum Gottesdienste bestimmte Gegenstände su benediciren? 

2» Müssen dieCibcrien, die Lünette, auf welchen das heiligste Sacra- 
ment steht, die Leuchter, die Kännchen und ähnliche Gierathe auch benedioirt 
sein? muss man ebenso auch die Purificatorien, die Antependien, die Corpo- 
ralien, die Bursen und die Kelchsehleier benediciren? 

3. Wie verlieren geweihte Paramente ihre Benediction? 

4. Bedürfen Paramente, die wie die oben beseichneten aus dem Stoffe 
schon benedioirter Paramente neu subereitet werden, auch einer neuen Bene- 
diction ? 

Aus den Zeugnissen der heil. Väter und der ältesten Kirchenschriftstelier 
ergibt sich sur unbesweifelten Evidens, dass die Benediction der Paramente 



and der heiligen Geftsse sich verfolgen liefst bis in die ersten Jahrhunderte 
der Kirche, und dass dieser Gebrauch durch eine ununterbrochene Tradition 
sich erhalten hat bis auf unsere Tage. Oie ältesten Autoritäten, die wir 
hiefUr haben, gehen freilich nur bis in’s dritte und vierte Jahrhundert so* 
Hieb; allein sie reden von diesen Benedictionen als von einem längst be¬ 
stehenden Ritus, ohne dass irgendwo von der Einführung desselben in die 
Kirche eine Erwähnung geschehe. Man muss eben darum durchweg anneh- 
men, dass der Gebrauch, Paramente zu benediciren, gewissermassen mit der 
Kirche selber entstanden ist, und dass er seinen Ursprung den Vorschriften 
des Mosaischen Gesetzes dankt. 

Um die »weite Frage zu beantworten, müssen wir die verschiedenen in 
derselben aufgezählten Gegenstände ausscheiden. Das Pontificale und das 
römische Rituale enthalten eine Benediction mit der Aufschrift: „Benediction 
eines Tabernakels oder eines Gefässes zur Aufbewahrung der hochheiligen 
Eucharistie.“ Der Ausdruck Tabernakel in der Sprache der liturgischen 
Bücher bezeichnet nicht blos das Gefäss oder die Pyxis, in welchem man die 
sacramentalen Gestalten aufbewahrt, sondern auch und vielleicht ganz im 
genauesten Sinne den Tabernakel, in dem die Pyxis und das Ostensorium, 
worin man das hochheilige Sacrament aussetzt, aufbewahrt werden. Dos ist 
auch der Grund, warum in gar vielen Kirchen die Gewohnheit aufgekommen 
ist, dieser Benedictio TabernacuK seu vasculi nicht blos zur Benediction der 
Pyxis, sondern auch des Tabernakels und mit noch mehr Recht der Limette, 
Ostensorien und anderer Gegenstände sich zu bedienen, welche die Bestim¬ 
mung haben, in unmittelbare Berührung mit den sacramentalen Gestalten zu 
kommen. Diese löbliche Gewohnheit, die dem Buchstaben und dem Geiste 
der Rubriken entspricht und in der Ehrfurcht vor dem hochheiligen Sacrament 
ihre Begründung hat, sollte, wie es scheint, durchweg und genau eingehalten 
werden. Was die andern in der zweiten Frage aufgezfihlten Gegenstände 
betrifft, so ist nicht zu läugnen, dass man nach der alten Disciplin der 
Kirche gewohnt war, Alles zu benediciren, was in irgend einer nähern Be¬ 
ziehung zum Gottesdienste stände Wir haben dafür einen Beleg in der 
xm Rede des heiligen Augustin de dedicatione ecclesiae. Dort geschieht 
der Benediction der Leuchter eine Erwähnung. Indessen ist die Gewohnheit, 
diese und andere ähnliche Gegenstände nicht mehr zu benediciren , die vor¬ 
herrschende geworden. Dessenungeachtet finden sich im römischen Pontificale 
noch drei Benedictionsformulare, nämlich eine „De benedictione tobalearam, 
vasorum et ornamentorum ecclesiae et altaris consecratorumdann eine zweite, 
die dieser ersten ganz ähnlich ist: „De benedictione tobalearum, vasorum et 
ornamentarum altaris consecratiendlich eine dritte: „De benedictione toba¬ 
learum, vasorum et aliorum ornamentorum in genere.“ Diese Formulare, die 
sich in den alten Pontificalen, in den Verordnungen und selbst im Sacra- 
mentarium des heil. Papstes Gregorius finden, können ganz passend zur 
Benediction der Leuchter, der Kännchen, der Antependien, der Traghimmel 
und anderer ähnlicher Gegenstände angewendet werden; denn sie sind ganz 
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eigentlich sä diesem Zwecke bestimmt. Die swei ersten sind genommen aas 
der Benediction einer Kirche oder eines Altars, die letstere alter aus den 
Benedictionen, die bei andern Gelegenheiten vorgenommen werden. Was die 
Benediction des Purificatorioms anbelangt, so reicht sie nicht in gar frühe 
Zeit suräck. Oie liturgischen Blioher enthalten kein besonderes Formular 
>ur Benediction dieser Leinwand, und es ist eine allgemeine Sitte, dasselbe 
nicht *u benediciren, wenigstens nicht für sich allein. Gans gewiss ist, dass 
man keine Verpflichtung hat, es su benediciren. So hat die S. Congregatie 
Rituum vom 7. September 1816 entschieden. In derselben Weise muss man 
sich endlich auch in Betreff der Burse, des Kelchtuches erklären, nämlich 
dass man nach der Erklärung der Theologen und aus denselben Gründen 
wie beim Purificatorium keine Verpflichtung hat, sie su benediciren. Dessen¬ 
ungeachtet dürfte man sie ohne Anstand sugleich mit andern priesterlichen 
Gewändern benediciren. 

Bei der Beantwortung der dritten Frage haben wir uns an die Grund- 
sätse su halten, welche die Theologen und Canonisten als Regel aufstellen, 
in. welcher Weise Paramente und heilige Gefasse ihre Benediction oder Con- 
secration verlieren. Es geschieht dies jedesmal, wenn sie die Form ver¬ 
lieren, in welcher sie geweiht wurden. Daraus folgt, dass ein Messgewand, 
wenn man es in swei Stücke serlegt und dann wieder susammen fügt, einer 
neuen Benediction bedarf. Um so mehr werden Paramente, die durch lang¬ 
jährigen Gebrauch so verbraucht worden sind, dass man sich derselben nicht 
mehr mit Anstand bedienen kann, als solche angesehen, die ihre Benedictfon 
verloren haben. Was Kelche undPatenen betrifft, die-neu vergoldet werden 
maserten, hat . die S. Congregatio Ritaum am 14. Juni 1845 erklärt, dass 
die Consecration erneuert werden müsse. 

Wenden wir diese Grundsätse auf die sub Nro. 4 aufgeworfene Frage 
an, so müssen wir erklären, die priesterlichen Paramente, die aus den Stücken 
der -vorher benedicirten Paramente gemacht wurden, müssen auf’s Neue eine 
Benedietion erhalten. Dasselbe gilt von den Kelchen, su deren Anfertigung 
und Versierung man das Metall mehrerer alter Kelche verwendet hat. Was 
die Kelche betrifft, bei denen nur der Fuss neu geworden, muss man unter¬ 
scheiden. Waren an ihnen Kuppe-und Fuss so miteinander verbunden, dass 
man keines vom andern wegnehmen konnte, ohne den Kelch su serbischen; 
so konnte diese Lostrennung Ursache werden, dass der Kelch seine Con¬ 
secration verlor. War aber die Kuppe mit dem Fuss nur durch eine 
Schraube verbunden, wie gewöhnlich der Fall ist-, so kann man nach der 
Meinung der Theologen und Rubrieisten sagen, dass die Kuppe und der 
Fass als swei trennbare Gegenstände jedes für sich bestehend geweiht wurde; 
und dass die Trennung des Fusses von der Kuppe dieser die Consecration 
nicht genommen hat. Denn obgleich die Consecration den gansen Kelch 
heiliget, so fällt die Weihe doch sunächst auf die Kuppe, als den wichtigeren 
Theil, an dem auch die heilige Salbang voli sogen wird. Man kann auch 
sagen: Weil* die Kappe ab ein -für sich bestehender Theil des Kelches an- 
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gesehen werden kann, so verliert der Kelch so lange seine GonMCntion 
nicht, als die Kuppe unversehrt bleibt. 

XL 

Ein Bischof erfuhr bei seiner ersten Ankunft in seiner Diöeese, dass In 
einer grossen Anzahl seiner Pfarrkirchen die Glocken nicht geweiht seien. 
Nachdem er mehrere geweiht hatte, und einsah, dass sein vorgerücktes Alter 
and die weite Ausdehnung seiner Diöcese ihm nicht mehr gestatteten, an 
all’ die Orte zu gehen, wo diese Ceremonien vorgenommen werden sollten, 
bat er 1 zu wiederholten Malen, aber immer umsonst mehrere Bischöfe der 
Nachbarschaft, sie mochten ihm in dieser Arbeit zu Hilfe kommen. Endlich 
entschloss er sich, dieses Geschäft einigen Canonikern seiner Kathedralkircbe 
zu übertragen, indem er ihnen einsehärfte, nur die Glocken der Kirche, nicht 
aber die der Öffentlichen Gebäude zu benediciren. Es frägt sich nun: 

1. In welche Epoche der Kirche fällt der Gebrauch und die Benediction 
der Glocken? 

2. Ist die Benennung „Taufe, (< die man dieser Benediction gegeben, eine 
berechtigte Benennung und darf man zu dieser Ceremonie Pathen gebrauchen? 

3. Kann ein einfacher Priester in Kraft der Delegation von seinem 
Bischof diese Ceremonie gültig und erlaubt vornehmen? 

4. Kann man Glocken weihen, die zu profanem Gebrauche bestimmt 
sind, oder darf man bei weltlichen Anlässen die benedicirten Glocken läuten? 

Die Glocken in ihrem ursprünglichen Sinne genommen, nämlich als ein 
hell schallendes Instrument zur Zusammenrufung der Menge, waren sehen 
bei den Juden im Brauche, und selbst die Heiden kannten diesen ihren 
Gebrauch. In den ersten Zeiten der Kirche batte man derartige hell tonende 
Instrumente, deren Form und Materie nicht immer gleich war. Es äst jadosh 
kaum glaublich, dass man zur Zeit der Verfolgungen schallende Töne hervsrv 
nabringen versucht bebe, am die Gläubigen za versammeln, weil diese Töne 
sack die Verfolger auf die Christen aufmerksam machen konnten. In Er* 
manglung aller Documenta ist es sehwer, genau aneugeben, dareh welches 
Zeichen man damals den Christen die Zeit und den Ort andentete, wann 
und wo sie sich zur Feier der heiligen Mysterien vers ammeln sollten. In 
Betreff der Glocken, wie wir sie jetzt haben, gehen die Meinungen über die 
Zeit ihrer Einführung aaseinander; ebenso über die Zeit, da man angefangen, 
sie zu benediciren. Wir können ans jedoch an die allgemeinste Meinung 
halten, nach welcher das 5. Jahrhundert als die Zeit ihrer Einführung in 
der lateinischen Kirche angegeben wird, während sie im Oriente erat in 
9. Jahrhundert zum Vorschein kommen. Zum ersten Mal gewahrt man am 
zu Nola in Altcampanien, und man glaubt, dass sie von dem Orte ihres 
Ursprungs auch ihren Namen haben. (Nolae et eampanae.) Es ist wahr¬ 
scheinlich, dass man gleich damals -oder doch bald nachher anfing, sie *Ü 
benediciren. Indessen muss man gestehen, dass dis Z eugnisse , die man 
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hierüber bet, nicht weiter als ins 8. oder in’s 7. Jahrhundert sorttek- 
geben. — 

In Betreff der »weiten Frage diene sur Antwort: Das Wort „taufen 
baptisare“ bedentet in seinem eigensten und etymologischen Sinne einfach 
den Act, in welchem man einen Gegenstand reiniget. Weil non ein Ritas 
bei Vornahme der Glockenweihe im Reinigen der Glocke durch Weihwasser 
besteht, so ist es Gewohnheit geworden, die ganse Ceremonie in der ge¬ 
meinen Sprache Glockentaufe su nennen. Es ist der Kirche nie in den Sinn 
gekommen, den Glocken das Sacrament der Wiedergeburt su ertheilen, wie 
die Magdeburger Centuriatoren in ihrer gotteslästerlichen Sprache sich aus- 
drüeken. Der Ursprung dieser Benennung liegt in der Aehnliehkeit des 
Klus bei der Glockenweihe mit dem Taufritus. Was die Pathen bei der 
Glockenweihe betrifft, so bemerkt Catalani, dass deren Zusiehung an mehrern 
Orten besonders in Spanien gebräuchlich wurde, und dass die Kirche diese 
Gewohnheit nie ausdrücklich untersagt habe. Darum kann man sie beibe¬ 
halten, wo sie besteht, ohne Gefahr der Verführung des Volkes sum Aber¬ 
glauben ; denn die Pathen oder vielmehr die Patronen haben hiebei durchaas 
keine andere Pflicht su erfüllen, als für Aufbewahrung und nothwendige 
Reparation der Glocken su sorgen. 

Um auf die dritte Frage Antwort geben su können, müssen wir vorerst 
den Grundsatz festhalten, dass die dem bischöflichen Ordo eigenthümlich su- 
gehörigen Benedictionen, insbesondere diejenigen, bei welchen eine Salbung 
angewendet wird, vom Bischof nie einem einfachen Priester übertragen werden 
können, es sei denn eine ausdrückliche und specielle Erlaubniss hiesu vom 
Papste selbst gegeben worden. Dies ist allgemeine Meinung der Canonisten 
und Rubricisten. Sie begründen dieselbe durch die immer sieh gleich ge¬ 
bliebene Gewohnheit der Kirche. Wo die Bischöfe ähnliche Benedictionen, 
Insbesondere solche, bei denen eine heilige Salbung vorkommt, Priestern über* 
tragen wellen, erbitten sie sich für gewöhnlich dasu eine specielle Erlaubniss 
von der S. Cengregatie Rituum. Diese Erlaubniss beschränkt sich immer 
nur auf die Benedietienen, in denen keine heilige Salbung angewendet wird. 
Oft Ist sie noch begrinst in Hinsieht aaf die Dauer und die Personen. Daraus 
müssen wir folgern, dass der Bischof, von dem die Rede war, in keiner 
Weise seinen Ganonikern die Vollmacht geben konnte, eine Benediction der 
Glocke« vorsunehmen. Diese Erklärung ist bestätiget durch eine ausdrückliche 
Entscheidung der S. Congregatio Rituum. Auf die Frage: Ob der Bischof 
kraft seiner bischöflichen Vollmacht anderen Dignitariern die Vollmacht er* 
theilen könne, kirchliche Paramente and Anderes sa benedidren, wobei nach 
dem römischen Rituale keine heilige Salbung angewendet wird, and speefett 
ob der Bischof die Vollmacht auch auf die Benediction der Glocken ausdehneit 
könne? antwortete die. S. Gongreg. Ritaum: „Er könne es nicht.“ Muss 
man nun sagen: Die vom Bischof ertheilte Vollmacht and die durch die 
■Ganoniker vollsogene Benediction der Glocken war null and nichtig? Obgleich 
.die, Theologen und Canonisten in Beantwortung dieser Frage durchaas nicht 
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einig sind, so kann man doch nicht zweifeln, dass man in der- Praxis diese 
Benediction für null und nichtig halten müsse. Zum Belege für diese Ant¬ 
wort haben wir noch eine Entscheidung der S. Congreg. Ritunm, die bei 
folgendem Anlass gegeben wurde. Der Abt von Fulda hatte kraft elfes 
speciellen Privilegiums vom Papst Urban VIII. die Vollmacht erhalten, Bene¬ 
dictionen und Consecrationen vorzunehmen, bei denen die heilige Salbung 
angewendet wird. Man fragte bei der S. Congregatio an, ob der Abt diese 
Vollmacht seinem Generalvicar übertragen könne, ganz besonders in Betreff 
der Glockenweihe. Darauf erfolgte die Antwort, keine einzige dieser Bene¬ 
dictionen und Consecrationen könnten einem Priester delegirt werden; in 
Hinsicht auf die schon geschehenen hiess die Antwort, sie müssten aufs 
Neue wieder geschehen, wenn es ohne Scandal möglich sei. Man nahm 
hievon allein die geweihten heiligen Gelasse aus, deren man sich schon heim 
Gottesdienste bedient hatte. Zur Beantwortung der vierten Frage kann man 
mehrere Decrete der S. Congreg. Rituum und die der Bischöfe und Ordens¬ 
geistlichen anführen. Daraus sieht man, dass die Glocken öffentlicher Ge¬ 
bäude benedicirt werden können, wenn sie nicht ausschliesslich zu profanem 
Gebrauch verwendet werden. Bezüglich der Kirchenglocken ist erklärt, dass 
man sich derselben, selbst wenn sie geweiht sind, mit Erlaubniss des Ordi¬ 
narius, die ein- für allemal gegeben wird, bei nichtkirchlichen Anlässen be¬ 
dienen könne. Aber immer bleibt untersagt, sieh derselben zu bedienen, um 
das Volk unter die Waffen zu rufen und gleichsam zum Blutrergiessen 
aufzufordern. 

xn. 

Mitten in den politischen Wirren der letzten Zeiten wollte ein Trupp 
{Soldaten vor dem Abmarsch in den Krieg zur Erkämpfung der Unabhängigkeit 
Italiens den Feldzug durch eine religiöse Feierlichkeit weihen. Sie Ressen 
dreifarbige Messkleider mit einem Kreuz von Purpurfarbe zur Feier der 
heiligen Messe fertigen. Ihrem Verlangen zu Folge sollte der Pfarrer die 
Messe contra paganos lesen, dann benedicirte Kreuze von rother Farbe an 
sie austheilen, ferner die Benediction über ihre Waffen und Fahnen sprechen 
und sie feierlich an die Krieger übergeben. Bestürmt mit dieser Forderung 
that der Pfarrer alles Mögliche, um die Ungestümen von ihrem Verlangen 
abzubringen. Er wollte ihnen begreiflich machen, dass er in den von timen 
übergebenen Messgewändern, die noch nicht benedicirt waren, nicht Messe* 
lesen dürfe, und dass er keine Benedietion ertheilen könne, die dem Bischof 
allein Vorbehalten sei. Endlich gab er den Drohungen und dem Lärm einer 
wttthenden Menge nach und ward willfährig gegen ihre Forderungen. Es 
trägt sich nun: 

1. Welches ist der frühere Gebrauch der Kirche in Betreff der in Frage 
stehenden Benedictionen? 

2. Können nach der gegenwärtigen Kirchendisciplin solche Beaedic- 
tionen vorgenommen werden, und sind sie der Art den Bischöfen reservirt. 
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dass ein einfacher Priester, am sie au ertheilen, einer speciellen apostolischen 
Vollmacht bedarf? 

3. Ist es je erlaubt, mit nicht benedieirten Messkleidern zu celebriren, 
und ist in Betreff des Cingulums eine Ausnahme gestattet? 

4. Wie hat man das Benehmen des fraglichen Pfarrers zu beurtheflen? 

Die Geschichte lehrt uns, dass seit den Zeiten Constantins christliche 

Soldaten angefangen haben die Priester um den Segen über sich selber und 
über, ihre Waffen zu bitten. Der besondere Ritus der feierlichen Benediction 
und der Uebergabe des Kreuzes an die Krieger datirt sich vom ersten 
Kreuzzuge in’s heilige Land gegen die Türken, als durch Urban II. im 
Jahre 1095 der Kreuzzug verkündet wurde. Von dieser Uebergabe des 
Kreuzes haben jene heiligen Kriege den Namen Kreuzzüge erhalten. Den 
Gebrauch, die Waffen und Fahnen der Soldaten zu benediciren, kann man 
bis in dieselbe Zeit, nämlich bis in’s 11. Jahrhundert verfolgen. Auch die 
früheren Jahrhunderte zeigen einige Spuren dieses Gebrauches. 

Handelt es sich um einen gerechten Krieg, zu dem das Aufgebot er- 
gangen ist vom legitimen Herrscher, so ist wohl kein Zweifel, dass die 
Benediction der Waffen, der Fahnen und Soldaten auch heute zu Tage der 
gegenwärtigen Kirchendisciplin gemäss geschehen darf. Was die Uebergabe 
geweihter Kreuze anbetrifft, so wäre auch diese noch zulässig, wenn es sich 
handelte um einen Religionskrieg, und die Kirche diesen religiösen Grund 
des Krieges anerkannt und darüber sieh ausgesprochen hätte. Diese Bene¬ 
dictionen stehen, wie nicht zu läugnen und aus dem Pontificale su ersehen 
ist, den Bischöfen zu. Sie scheinen mehr der Jurisdictioü<als dem Ordo des 
Bischofs anzugehören. Der Bischof kann jedoch ohne allen Anstand einen 
einfachen Priester delegiren, und dies vorsüglioh darum, weil diese Bene¬ 
dictionen mehr zu den invocativen, als zu den constitutiven gerechnet werden 
müssen. 

Das Gebot, mit benedieirten Messkleidern zu celebriren, ist dem cano- 
nischen Rechte und den Rubriken des Missale zufolge schwer verpflichtend, 
und zwar nach der allgemeinen Meinung der Theologen der Art urgirend, 
dass man selbst an einem Festtage das Volk lieber ohne Messe lassen, als 
in nichtbenedicirten Messkleidern celebriren sollte. Towmely und mehrere 
Andere nehmen zwar den Fall aus, in welchem einem Priester, der sich 
dazu nicht verstehen wollte, mit dem Tode gedroht wurde. Allein sie sagen 
zugleich, wenn diese Drohung im Hasse gegen den Glauben und in Verach¬ 
tung der Religion ihren Grund hätte, so dürfte der Priester nicht nachgeben. 
Diese Entscheidung gilt für den Fall, wo kein Stück des priesterlichen Ge¬ 
wandes benedicirt ist. Ausserdem muss man annehmen, dass in einem drin¬ 
genden Nothfalle auch einzelne, weniger bedeutende Stücke des priesterlichen 
Gewandes gebraucht werden können, die nicht benedicirt sind. Im äussersten 
Nothfalle, wo es sich nämlich darum handelt, am Sonntag einer ganzen Ge¬ 
meinde die Gelegenheit, eine Messe anzuhören und somit das Kirchengebot 
zu erfüllen, und noch mehr, wo einem musserst gefährlich Kranken das 
Uoy’t Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 15 
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Viatic um gereicht werden sollte, ist es nach der Meinung der gewichtigsten 
Theologen erlaubt, ohne Amictus, ohne Cingulum und nach der Meinung 
Mehrerer selbst ohne Manipel die heilige .Messe zu lesen. Um so mehr 
könnte man sich für berechtiget halten, in einem ähnlichen Falle dieselben 
nichtbenedicirten Gewänder zu gebrauchen. 

Die voranstehendon Bemerkungen mögen zur Beurtheilung des Be¬ 
nehmens, das der fragliche Pfarrer an den Tag gelegt, als Regel dienen. 
Er mag unser Mitleiden verdienen; allein wir müssen erklären, dass sein 
Benehmen in fünf Punkten nicht entschuldigt werden kann, t) Er konnte 
eine dem Bischof reservirte Benediction nicht vornehmen, ohne die dazu 
nothwendige Vollmacht vom Bischof erhalten zu haben. Und dies um -so 
weniger, weil er eine stillschweigende Einstimmung des Bischofs in diesem 
Falle gar nicht präsumiren konnte. 2) Er durfte nicht die heilige Messe 
lesen ohne benedicirte Messkleider. Der Fall einer gerechten und vernünf¬ 
tigen Nothwendigkeit findet hier nicht statt; wir haben hier vielmehr eine 
wenn auch indirecte Missachtung der Religion und ihrer heiligen Gebräuche. 
3) Die Messkleider, die man ihm gab, waren durchaus nicht geeignet zur 
Darbringung des heiligsten Opfers. Ihre Farbe ist verboten durch die 
Rubriken, und dann konnte man sie auch als ein Symbol des Aufruhrs an- 
sehen. 4. Er konnte nicht eine Votivmesse an einem Tage lesen, an welchem 
die Kirche die Lesung derselben verboten hat. Für jeden Fall musste man 
die Messe contra paganos, durch deren Lesung man diejenigen, gegen welche 
man zu Felde zieht, als Götzendiener und Ungläubige erklärt, als frevelhaften, 
sacrilegischen Spott ansehen. 5) Es war eine schwere Versündigung, durch 
diese heiligen Handlungen einem Kriege, der eine ganz andere Begründung 
hatte, einen religiösen Charakter zu geben. 


Xffl. 

Ein Pfarrer, der durch Altersgebrechlichkeit ausser Stand gesetzt war, 
sich in die Häuser seiner Pfarrkinder zu begeben und die Benedictionen, 
um die man ihn bat, vorzunehmen, übertrug, weil ihm kein Priester zu Ge¬ 
bote stand, dem er diese Function übergeben konnte, die Benediction der 
Saaten, der Weinberge und der Esswaaren gewöhnlich einem Kleriker, der 
die Weihe des Lectorates empfangen hatte. Dies that er auch bei der Weihe 
des Osterlammes und der Erstlings-Eier zur Zeit des Osterfestes. Sein 
Verfahren wurde beim Bischof augezeigt und er erhielt deshalb einen scharfen 
Verweis. Der Pfarrer berief sich zur Entschuldigung seiner Handlungsweise 
auf den Text des römischen Pontificals, nämlich auf den Paragraph, der von 
der Weihe des Lectors handelt, wo es heisst: „Der Lector muss .... Brod 
und alle Erstlingsfrüchte benediciren. Er citirte auch das XVII. Kap. der 
XXffl. Sitzung des Conciliums von Trient, wo verordnet ist: „Es sollen die 
Verrichtungen der heil. Weihen vom Diakonate an bis zum Ostiariate, die 
seit den Zeiten der Apostel in der Kirche löblich angenommen und an 



227 

mehreren Orten eine Zeit lang unterlassen wurden, nach den heil. Canones 
wieder in Uebung gebracht werden.“ Man fragt nun: 

1. Welches ist der Ursprung der Sitte, Saaten, Weinberge, Ess- 
waaren, ein Osterlamm und Ostereier zu weihen? 

2. Was ist das Wesen dieser Benedictionen, und können sie nach der 
gegenwärtigen Kirchendisciplin einem einfachen Kleriker, der das Lectorat 
empfangen hat, übertragen werden? 

3. Welches ist der Sinn der bei dieser Gelegenheit angeführten Stelle 
des Conciliums von Trient? 

Die meisten der hier erwähnten Benedictionen sind seit den ersten Zeiten 
der Kirche gespendet worden. Sehr wahrscheinlich verdanken sie ihren Ur¬ 
sprung Christo dem Herrn selber und den Aposteln. Die Formulare der¬ 
selben bieten auffallende Analogien mit einer grossen Zahl der Aussprüche 
der heiligen Schrift, mit den Canonen der ältesten Concilien, den Decretalen 
der Päpste und mit gar vielen Stellen aus den Schriftstellern der ersten 
Jahrhunderte der Kirche. Die Benediction der Saaten und Weinberge hat 
ihren Ursprung in dem alten Gebrauch, der bei allen Völkern der Welt vor¬ 
kommt, nämlich die Erstlingsfrüchte der Erde der Gottheit su weihen. Dieser 
Gebrauch ist, wie wir wissen, in der mosaischen Gesetsgebung streng ge¬ 
boten worden. Was die Benediction der Nahrungsmittel betrifft, so haben 
wir dafür ein Beispiel an Christus dem Herrn selber, wie wir aus mehreren 
Stellen des neuen Testamentes ersehen, wo uns berichtet wird, dass er das 
Brod segnete und seinem Vater Dank sagte. 

Die Benedictionen, die sur Zeit des Osterfestes stattfinden, insbesondere 
die Benediction des Osterlammes erinnern uns an einen alten jüdischen Ge¬ 
brauch, der im »weiten Buch Moses beschrieben ist und den Genuss des 
Osterlammes betrifft. Sie rufen uns auch das letzte Abendmahl unsers Herrn, 
das er mit seinen Aposteln gehalten, und sein durch die Schlachtung des 
Osterlammes vorbedeutetes Opfer in die Erinnerung zurück. Der Gebrauch, 
Eier zu weihen, geht auch bis in das früheste Alterthum zurück. Wir wissen 
auch, dass unter dem Vorwände der Andachtsübung sich der Missbrauch 
eingeschlichen hat, nach der Vesper des Charsamstages von diesen geweihten 
Eiern zu essen. Dieser Gebrauch wurde von der griechischen Kirche eben¬ 
so wohl als von der römischen verworfen. 

Um auf die zweite Frage eine ausreichende Antwort geben zu können, 
müssen wir vor Allem unterscheiden zwischen Benedictionen, die man cwn- 
stitutive nennt, und solchen, die invocative genannt werden. Die constitn- 
tiven Benedictionen verleihen dem Gegenstände, über den sie gesprochen 
werden, eine fortdauernde Weihe, in Folge welcher er nie zu profanem Ge¬ 
brauche verwendet werden darf, so lange er die Form behält, in welcher 
er die Benediction empfing. Die invocativen Benedictionen machen, eigentlich 
zu reden, die Gegenstände, denen sie ertheilt werden, nicht zu heiligen 
Bächen. Sie haben im Grunde nur den Zweck, Uber diese Gegenstände eine 
Segnung oder eine Gnade herabzurufen von dem Spender aller guten Gaben. 

15* 
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Zur ersten Art dieser Benedictionen, zu den constitutiven gehören die Bene¬ 
dictionen der heiligen Gefässe, des heiligen Oeles, des Weihwassers und 
ähnlicher Dinge, die fortwährend als etwas Geheiligtes bewahrt werden, z. 
B. der Rosenkränze, Medaillen, vorzüglich der priesterlichen Gewänder u. s. f. 
Die vom Bischof oder von einem Priester ertheilte Benediction der Braut¬ 
leute, der Häuser, der Waffen u. s. w., ebenso die oben erwähnten Segnungen 
des Brodes, der Eier mQssen wir in die zweite Kategorie der Benedictionen 
setzen, die wir invocative nannten. Die Benedictionen erster Art stehen 
grösstentheils dem Bischof zu, die der zweiten Art gehören im Allgemeinen 
zu den Verrichtungen des Priesters. 

Wir müssen hier wohl bedenken, dass die den Dienern der Kirche 
übertragene Vollmacht zu benediciren sich nicht über die Gränzen, welche 
die Kirche selbst bestimmt hat, hinaus erstrecke, und dass man in der 
Anwendung derselben ganz von ihrer Autorität abhängt. Das Pontificale 
und das römische Rituale wissen in der Aufzählung der verschiedenen Bene¬ 
dictionen ausser dem Bischof und dem Priester von keinem anderen Diener 
der Kirche, der fähig wäre, eine Benediction vorzunehmen. Darum kann 
man den niederen Klerikern diese Vollmacht nicht zuerkennen. Das Rituale 
sagt zwar an einer Stelle, „der Priester oder ein anderer verordneter Diener 
der Kirche kann die Exorcismen vornehmen“; aber Jedermann weiss, dass 
der Exorcismus keine Benediction ist. Auch das Rituale führt die Exorcismen 
nicht unter dem Titel: de benedictionibus auf, sondern unter einem beson- 
dern Titel nach den Processionen. 

Wirklich liest man im Pontificale unter dem Titel De ordinatione lec- 
toris die Worte: „Der Lector muss... Brod und alle Erstlingsfrüchte benediciren.“ 
Man will darin den Beweis dafür finden, dass der Lector in der Weihe die 
Vollmacht erlange, Brod und Erstlingsfrüchte za benediciren; aber es ist 
damit nicht gesagt, dass er nach der gegenwärtigen Disciplin diese Vollmacht 
auch ausüben könne. Natalis Alexander , Sarnelle, Catalani , Baruffaldi 
und andere Theologen bemerken hiebei, das Ritual, spreche diese Vollmacht 
dem Lector nicht zu, und nach der gegenwärtigen, in der Kirche zu Recht 
bestehenden Gewohnheit können diese Benedictionen wenigstens feierlich nur 
von Priestern vorgenommen werden. Daraus müssen wir schliessen, dass 
es sich hier um Einführung einer Neuerung in die zu Recht bestehende 
Disciplin der Kirche handelte, und dass eben darum weder der Pfarrer, 
noch selbst der Bischof solche Benedictionen einem Kleriker niederer Ordnung 
übertragen könnten, ohne ehevor den römischen Stuhl um Erlaubniss gebeten 
zu haben, in Debereinstimmung mit den berühmten Worten des Conciliums 
von Trient: Nil, inconsulto sanctissimo Romano Pontifice, novum aut in Ec¬ 
clesia hactenus inusitatum decernatur. Endlich ist das Verfahren des frag¬ 
lichen Pfarrers besonders darum sehr zu tadeln, dass er dem Kleriker nicht 
blos die Benediction des Brodes und der Erstlingsfrüchte übertrug, sondern 
ihn anch Saaten, Weinberge, Osterlamm und Ostereier am Osterfeste bene- 



229 

didren Hess; denn dies sind Benedictionen, die selbst in der alten Disciplin 
der Kirche gar nie dem Lector zustanden. 

Nun kommen wir noch auf die Stelle des Tridentinums sess. XXII., 
cap. XVII. zu sprechen, auf die sich der Pfarrer zu seinen Gunsten berufen 
wollte. Da müssen wir wohl bedenken, dass das Concil in dem erzählenden 
Theil seines Decretes seine Absicht, die niedern Weihen überhaupt wieder 
in die Ausübung der ihnen zustehenden Functionen einzusetzen, erkennen 
lässt, und dass es im bestimmenden Theile desselben Decretes seine Meinung 
deutlich genug ausspricht; denn hier heisst es: Es sollen in Zukunft die 
Dienstverrichtungen dieser Art nur von Solchen ausgeübt werden, die zu 
den besagten Weihen erhoben sind; es ermahnt alle und jeden Kirchenprä¬ 
laten im Herrn und befiehlt ihnen, dafür zu sorgen, dass an den Kathedral- 
Collegiat- und Pfarrkirchen ihrer Diöcese... die diesfälligen Dienstverrich¬ 
tungen wieder hergestellt werden und aus einem Theil der Einkünfte einiger 
einfachen Beneficien oder der Kirchenfabrik, wenn die Einkünfte hinreichen,... 
Besoldungen für diejenigen anzuweisen, welche diese Dienstverrichtungen 
thun.“ Diese Worte und der ganze Zusammenhang beweisen hinlänglich, 
dass das Concil von Trient nur von den heiligen Dienstverrichtungen reden 
will, welche von den niederen Klerikern ausgeübt werden. Es wollte, dass 
diese Stellen nur mit Klerikern, welche die heiligen Weihen empfangen 
hätten^ die zu diesen Functionen berechtigen, besetzt werden sollten, und 
dass der Missbrauch, dem gemäss auch Laien diese Dienstverrichtungen über¬ 
nahmen, abgestellt werde. 


XIV. 

Ein Pfarrer, dessen Pfarrei am Gestade des Meeres gelegen ist, stellte 
Klage gegen einige Klostergeistliche, die seiner Ansicht nach Eingriffe machten 
in seine pfarrlichen Rechte, indem sie Wöchnerinnen aussegneten und neuge¬ 
baute Schiffe und Häuser benedicirten. Er klagte auch darüber, dass diese 
Klostergeistlichen Gegenstände benedicirten, deren das römische Rituale keine 
Erwähnung thut, als da sind Erde, Feuer, Pflanzen, besonders Blumen und 
dergleichen. Sie bedienten sich auch seiner Klage zufolge abergläubischer 
Formulare und Ceremonien, vorzüglich bei den Exorcismen gegen die Ge¬ 
witter, gegen Würmer, Heuschrecken und Zaubereien. Die Klostergeistlichen 
sagten zu ihrer Vertheid igung, die Benedictionen, um die es sich hier handle, 
selbst die Aussegnung der Wöchnerinnen, gehörten den Bestimmungen des 
Rituals zufolge nicht ausschliesslich zu den pfarrlichen Rechten und Verrich¬ 
tungen. Was die dabei angewendeten Formulare und Ritus betreffe, so hätten 
sie dieselben aus ganz orthodoxen Büchern genommen, vorzüglich aus einer 
Sammlung, die den Titel führt: Liber sacerdotalis... secundum ritum sanctae 
romanae apostolicae ecclesiae. Es frägt sich nun: 

1. Kann man alle Gegenstände benediciren, die zum Gebrauche im Leben 
dienen, und was ist in dieser Beziehung von Alters her Sitte in der Kirche? 
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2. Weide von den Benedictionen stehen allein dem Pfarrer za, and 
welche dürfen von einfachen Priestern vorgenommen werden? 

3. Ist es erlaubt, sich eines Benedictionsformulars oder eines Exorcismus 
sm bedienen, die nicht im römischen Rituale stehen? 

4. Darf man wenigstens die Benediction ad omnia sprechen, welche die 
heilige Congregatio Rituum für die Diöcese Perigueux (in Aquitanien) durch 
ein Decret vom 11. September 1847 gutgeheissen hat? 

In den ersten Zeiten der Kirche war der Gebrauch der Benedictionen 
weit häufiger als jetzt; Beweise hiefür liefern die Rituale mehrerer Kirchen. 
Die häufige Anwendung der Benedictionen hatte in der Nothwendigkeit, in 
die sich die Kirche versetzt sah, den abergläubischen Gebräuchen des Heiden¬ 
thums ihre geheiligten Gebräuche entgegenzusetzen und dadurch jene zu ver¬ 
drängen, ihren guten Grund. Die Erinnerung an diese abergläubischen Ge¬ 
bräuche verlor sich im Laufe der Jahrhunderte immer mehr und mehr, und 
die Kirche gab auch mehrere Benedictionen, die in der ältesten Zeit ange¬ 
wendet wurden, allmälig auf. Dies sehen wir ganz deutlich, wenn, wir 
unser (römisches) Rituale mit den alten liturgischen Büchern, insbesondere 
mit dem römischen Priesterbuch (Sacerdotale Romanum) vergleichen. Die 
Kirche hat auch jetzt noch Ritus und Formulare, mittelst welcher sie nicht 
blos die zum Gottesdienste bestimmten Gegenstände, sondern auch den grössten 
Theil der Dinge weihet und segnet, die zum Gebrauche im Leben dienen, 
und wenn Sie auch, allgemein gesprochen, kein positives Gebot hat, das 
zum Gebrauche dieser Benedictionen überhaupt oder einer bestimmten Weihe 
und Segnung verpflichtet, so ist es doch immer ganz löblich und dem Geiste 
des Christenthums entsprechend, sich derselben bei gegebener Gelegenheit zu 
bedienen, in Uebereinstimmung mit den Worten des Apostels: „Alles, was 
Gott geschaffen hat, ist gut und nichts verwerflich, was mit Danksagung ge¬ 
nossen wird; denn es wird geheiliget durch das Wort Gottes und durch 
Gebet.“ 1. Tim. 4, 4. 5. 

Um die zweite Frage beantworten zu können, müssen wir unterscheiden 
zwischen kirchlichen Benedictionen, a) welche den Gegenständen, über welche 
sie gesprochen werden, eine Weihe ertheilen, b) solchen, die der Ausdruck 
einer Vollmacht sind, welche der Diener Gottes Uber das christliche Volk 
hat, und c) solchen, die einfach in einer Anrufung der Gnade und der 
himmlis chen Wohlthaten bestehen. In diesen drei verschiedenen Arten der 
Benedictionen haben auch die sie ausscheidenden Benennungen ihren Grund, 
wie wir sie aus der liturgischen Sprache kennen. Die ersteren nennt man 
constitutive, die zweiten in der Jurisdiction inbegriffene, jurisdictionale, die 
dritten invocative. Die ersteren stehen grösstentheils dem Bischöfe zu, die 
zweiten dem Pfarrer, die dritten sind weder dem Bischof, noch dem Pfarrer 
reservirt; jeder einfache Priester kann diese spenden. 

Gehen wir speziell auf die Benedictionen ein, die oben angeführt wurden, i 
and bezüglich derer jener Pfarrer über Eingriffe in seine pfarrlichen Reehte 
von Seite der Klostergeistlichen klagte, so müssen wir erklären: Die Aus- 
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Segnung der Wöchnerinnen kann als ein Anhang zu dem Rechte, die Ehe 
einzusegnen und die Taufe zu spenden, angesehen werden, und dies um so 
mehr, weil sie das römische Rituale nicht unter dem VlÜ. Titel de benedic- 
tionibus aufführt, sondern sie an das Ende des VII. Titels de sacramento 
matrimonii setzt. Auch hat die S. Congregatio Rituum zwei Decrete erlassen, 
worin sie erklärt, das Recht, diese Benediction zu ertheilen, gehöre dem 
Pfarrer. Man sieht auch, dass die entgegenstehende Gewohnheit immer auf 
die wenigstens stillschweigende Zustimmung der Pfarrer, die es sehen und 
nicht entgegensprechen, sich stützt, und an mehreren Orten diese zwei De¬ 
crete entkräftet hat. Wo diese entgegengesetzte Gewohnheit ist, mag sie 
fortbestehen, wenn sie nur gesetzmässig entstanden ist. Dasselbe Erkenntniss 
gilt auch in Betreff der Benediction neuerbauter Schiffe und Häusser und 
überhaupt aller Benedictionen, die zu den rein invocativen gehören, und als 
solche im Rituale aufgeführt sind. Immer müssen wir jedoch die Häuser- 
benediction am Charsamstag ausnehmen. Diese steht ausschliesslich dem 
Pfarrer oder dessen Stellvertreter zu. Uebrigens hat man, wo in dieser 
Beziehung im einzelnen Falle ein Zweifel entsteht, nicht blos das Rituale, 
sondern auch die an den verschiedenen Orten zu Recht bestehenden Gewohn¬ 
heiten und die Decrete der S. Congregatio Rituum, die in diesem Betreff 
erlassen wurden, zu Rath zu ziehen. 

Die dritte Frage muss verneinend beantwortet werden. Weil das Ponti- 
ficale ausschliesslich zum Gebrauche der Bischöfe bestimmt ist, so ist heut 
zu Tage das Rituale das einzige zu diesem Zwecke bestimmte Buch, das für 
die Kirche feierlich promulgirt wurde. Ueberdem haben wir mehrere Ent¬ 
scheidungen der S. Congregatio Rituum, welche ungeachtet der Approbation 
der Bischöfe jedes Buch, jeden Ritus und jedes Benedictionsformular, das 
nicht mit dem römischen Ritual übereinstimmt, durchweg verbieten. 

Was die in der vierten Frage angeregte Benediction ad omnia betrifft, 
müssen wir wohl bedenken, dass das oben angeführte Decret der S. Con¬ 
gregatio Rituum vom 23. Mai 1835 den Gebrauch eines jeden Benedictions- 
formulars untersagt, das sich nicht im römischen Rituale findet, und nur die 
formelle Ausnahme beifügt: „So lange nicht ausgemacht ist, dass diese 
Benedictionsformulare von dieser heil. Congregation gutgeheissen sind. (< 

Aus diesen Worten können wir den Schluss ziehen, dass die Benedic¬ 
tion ad omnia von der S. Congr. Rituum in ihrer Antwort an die Geist¬ 
lichkeit von Perigueux förmlich approbirt wurde und darum überall ange¬ 
wendet werden kann. In so ferne man diese Erlaubniss als eine der Diö- 
cese Perigueux speciell gegebene ansähe, würde man am besten und am 
sichersten handeln, wenn man die S. Congr. Rituum um weitere Ausdeh¬ 
nung derselben bitten wollte. 
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Literatur. 

\ 

Am Schiasse des Studienjahres und während der Ferienzeit war es uns 
unmöglich, für die würdige Ausfüllung dieser Rubrik das entsprechende 
Materiale zu sammeln. Ueber das schätzbare Werk von Schels, „über reli¬ 
giöse Frauengenossenschaften“, lag ein einlässlicher Artikel bereit, als wir 
Ton dem endlichen Erscheinen des ersehnten Tractatus de jure Regularium 
Ton Bouix Kunde erhielten. Da in diesem dieselben Fragen behandelt sind, 
so schien es uns rathsam, jene Arbeit über Schels zurückzulegen, um beide 
Werke zusammen und in vergleichender Weise zu besprechen. Um nun doch 
nicht dieses Heft ganz ohne literarische Notiz herausgehen lassen, und um 
andererseits das Erscheinen desselben nicht allzulange aufzuhalten, wollen 
wir uns hier damit begnügen, auf die uns zugekommenen neuesten Erschei¬ 
nungen, die wir einer genaueren Besprechung demnächst zu unterziehen ge¬ 
denken, vorläufig nur aufmerksam zu machen. 

Es sind vor allen: 

1) Phillips, Kirchenrecht, fünften Bandes, zweite Abtheilung, Seite 413—905. 

8. Regensburg bei Manz, 1857. 

Dieser Band beschäftigt sich bekanntlich mit den Primatialrechten des 
Papstes, und die vorliegende zweite Abtheilung hat insbesondere die Ver¬ 
fügungsrechte des Papstes in Betreff der Bischöfe, dessen oberstes Collations- 
recht an sämmtlichen Beneficien, das oberste Besteuerungsrecht desselben, 
seine Ehrenrechte, seine Eigenschaft als Souverain des Kirchenstaates, und 
als Patriarch, Primas und Diöcesanbischof, endlich aber auch die Erledignng 
und Wiederbesetzung des päpstlichen Stuhles zum Gegenstände. Mit gewohnter 
Gründlichkeit und Gelehrsamkeit wird nicht blos das geltende Recht, sondern 
auch dessen principielle sowohl als geschichtliche Begründung in Betreff der 
genannten Punkte in diesem Bande dargelegt. 

2) Ginzel, Handbuch des neuen in Oesterreich geltenden Kirchenrechts. 

Fünfte Lieferung. Seite 241 —389. 8. Wien bei Wilh. Braumüller. 

Diese Lieferung beschäftigt sich mit den Rechten und Pflichten der Bi¬ 
schöfe, ihrer Gehilfen und Stellvertreter, insbesondere der Pfarrer, dann den 
Rechten des apostolischen Yicars für die k. k. österr. Armee und der Feld¬ 
geistlichkeit, endlich mit den niederen Prälaten und deren Rechten. Auf eine 
bündige Darstellung der gemeinrechtlichen Grundsätze folgt immer die der 
speciell in Oesterreich geltenden Bestimmungen, vielfältig mit textueller An¬ 
führung der einschlägigen geistlichen oder weltlichen Verordnungen. 

3) Schöpf, Dr. Jos. Ant., Handbuch des katholischen Kirchenrechts mit 

besonderer Bezugnahme auf Oesterreich und mit Rücksicht auf Deutsch¬ 
land. Dritter Band. Schaffhausen bei Harter. 1857. X. und 560. S. 8« 

Dieser Band handelt von den Rechtsfunctionen des Diöcesan-Bischofs, 
und bringt unter dieser Rubrik namentlich die ganze Lehre von der Gerichts¬ 
barkeit and dem Process bei den geistlichen Gerichten. Dann handelt er 
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toh den Rechtsfunctionen der übrigen Träger der bischöflichen Gewalt, d. 
h. der Domcapitel, der Generalvicare, der Weihbischöfe nnd Coadjutoren, der 
Archidiakone und Decane. Darauf von der Thitigkeit des Presbyteriums 
und Ministeriums, wobei die Lehre von der Ordination vorgetragen wird. 
Hierauf folgt die Lehre von den Beneficiaten, von den kirchlichen Lehrern 
und von den kirchlichen Seelsorgern. Den Schluss bildet die Lehre von den 
pfarrlichen Rechtsfunctionen. Eine reiohe Formelsammlung folgt als Anhang 
und unter dem Titel: „Archiv“, folgen Abdrücke der wichtigsten, auf Oester¬ 
reich und Deutschland bezüglichen kirchlichen sowohl, als Regierungserlasse. 

Was wir bezüglich des Systems an diesem Handbuche zu loben und 
auszustellen finden, haben wir bereits in unserer letzten Lieferung (S. 74) 
angedeutet. Weiteres bleibt einer späteren Besprechung Vorbehalten. 

4) Loberschiner, praktische Anleitung zum gesetzmässigen Verfahren in 
Eheangelegenheiten auf Grundlage des mit dem kaiserl. Patente vom 
8. Oclober 1856 erlassenen neuen Gesetzes für Seelsorger bearbeitet. 
Mit bischöflicher Approbation. Dritte verbesserte Auflage. Budweis 1857. 

Diese Auflage ist, wie das Vorwort angibt, um das Verfahren des bi¬ 
schöflichen Commissärs bei Ehescheidungsklagen vermehrt und durch einige 
kleinere Zusätze und Abänderungen verbessert. Vgl. unsere Anzeige der 
ersten Auflage Bd. I, Heft I, S. 64. 

5) Kutschker , das Eherecht der katholischen Kirche nach seiner Theorie 
und Praxis. Vierter Band. Drittes und viertes Heft. Bogen 25 — 
Ende. S. 385—809. Wien 1857 bei Wilh. Braumüller. 

Diese beiden Hefte enthalten den grössten Theil des zehnten und das 
eilfte Hauptstück mit der Lehre von der Form der Eheschliessung und von 
den gemischten Ehen. Mit grösster Sorgfalt ist auch hier, wie in den frü¬ 
heren Lieferungen, alles zur Sache Gehörige aus den bewährtesten Canonisten, 
den Entscheidungen der heil. Congregationen der Riten und des Concils, und 
den geistlichen und weltlichen Gesetzen und Verordnungen zusammengetragen 
und namentlich für Oesterreicher zur praktischen Beurtheilung und Anwen¬ 
dung trefflich verarbeitet. 

6) Dr. Carl Janssen, Kirche und Staat. Des ersten Bandes erste Abtei¬ 
lung. Frankfurt a. M., bei G, H. Hedler. 204. Seite kl. 8. 

Dieses Heftchen zerfällt in zwei Abtheilungen: I. Die Kirche und das 
Heidenthum. II. Die Kirche und der christlich gewordene römische Staat. 
Die Frage von dem Verhältniss der Kirche zum Staate ist darin vorherr¬ 
schend historisch besproehen, jedoch so, dass die Geschichte überall zur 
Erhärtung der Grundsätze des Verfassers dient, welche die des'strengsten 
sogenannten Ultramontanismus sind. Die Darstellung ist geistreich und 
markig. Wir freuen uns um so mehr auf die Fortsetzung, als dieselbe eine 
begründete Würdigung des österr. Concordats bringen soll. 



7) Abbi Hery, Krönung der Kaiser durch die Päpste, Ans dem Fran¬ 
zösischen übersetzt von Baron v. S. Schaffhausen bei Harter. 1857. 
XI. 226. S, kl. 8. 

Den Sinn dieser mit französischer Geistreichigkeit geschriebenen histo- 
richen Abhandlung fasst, der Autor selbst (S. 176 a. E.) in folgende Worte 
zusammen: „In der Frage der Kaiserkrönung wurde der Triumph der Tbot 
von den Kaisern gesucht, der Triumph des Rechts von den Päpsten be¬ 
hauptet; die Institution daher, welche an und für sich gut war, würde ihr 
Ziel erreicht haben, wenn That und Recbt beständig Hand in Hand hätten 
gehen können.“ Der Zweck aber war, durch Einheit des Regiments unter 
einem und demselben Oberhaupte die bürgerliche Gesellschaft wiederherzu- 
stellen, sie der Kirche zuzubilden und den moralischen Grundlagen der Ord¬ 
nung in ihr die Oberhand zu sichern Uber das Widerspiel der materiellen 
Interessen und der blos natürlichen Bande unter den Menschen. 

8) Studien über Katholicismus , Protestantismus und Gewissensfreiheit in 
Deutschland. Schaffhausen, bei Hurter 1857. VI. 472. S. 8. 

Eine geistreiche und geschickte Apologie des Katholicismus und der 
Gewissensfreiheit. Wir glauben, derselben in unserem Archiv erwähnen za 
sollen, weil das Verhältniss zwischen Kirche und Staat, womit sie sich 
beschäftigt, ohne Zweifel in den Bereich unserer Erörterungen gehört. Dieses 
Verhältniss wird hier auf das Princip zurückgeführt, dass der Staat blos 
äussere Zwecke, und diese durch blos äussere Mittel zu verfolgen, die Kirche 
blos innere Zwecke und diese blos durch innere Mittel zu erstreben habe. 
Hätte der Verfasser gesagt, der Staat habe vorzüglich äussere, die Kirche 
vorzüglich innere Zwecke, jenem stünden vorzüglich die äusseren, dieser 
vorzüglich die inneren Mittel zur Regierung und Leitung der Gesellschaft 
zu, so könnten und müssten wir ihm unbedingt beistimmen. Da aber das, 
also aus Abstractionen gewonnene und abstract gefasste Princip der Ge¬ 
wissensfreiheit auf die unbedingte Trennung von Staat und Kirche hinaus¬ 
läuft und, in ganz protestantischer Weise, nicht den göttlichen Willen, son¬ 
dern den menschlichen und das menschliche Meinen zur Grundlage hat , so 
können wir dieser Auffassung unmöglich beipflichten. Die heutige Lage der 
Dinge ist allerdings dieser Auffassung ungemein günstig, und wir räumen 
dem Verfasser aus tief innigster Ueberzeugung bereitwilligst ein, dass unter 
den heutigen Verhältnissen die Kirche auf alle äusseren Mittel und Stützen 
zur Verbreitung und Geltendmachung ihrer Wahrheit fast überall verzichten 
muss und verzichten soll; aber daraus folgt nicht, dass sie unrecht getham 
habe, als sie zu anderer Zeit anders handelte, und dass sie unrecht thun 
würde, wenn sie unter ähnlichen Verhältnissen, wie sie einst gegeben waren, 
auch wieder anders handeln wttrde. Sie soll und muss heute auf alle äussern 
weltlichen Mittel und Stützen verzichten, weil Gott überhaupt sein Reich 
und das ewige Leben uns nicht aufdringen, sondern nur anbieten will; weil 
er daher sein Reich nicht von Aussen und durch äussere Mittel hei uns 
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einfUhreB, sondern von Innen herausbilden, lediglich aas dem Glauben, der 
Hoffnung entwickeln wollte. Aber die Kirche kann and darf darum das 
Streben, dieses Ruch auch nach Aussen durch subilden and, aus dem Innern 
der GemUther heraus, auch im ausseren Leben geltend su machen, nicht 
aufgehen. Man denke sich einen aas lauter aufrichtigen Christen gebildeten 
Staat und frage sich, ob dieser etwas anderes, als die Befolgung der christ¬ 
lichen Grundsfitse in den äusseren Lebensverhältnissen für gerecht oder ge- 
meinnütsiger halten könnte? Da aber der Staat ohne Heuchelei Susserlich 
kein anderes Gesets handhaben kann, als welches innerlich die GemUther 
der herrschenden Bevölkerung erfüllt und beherrscht; so versteht sich, dass 
mit dem Schwinden des Glaubens ihm auch das Recht entschwindet, die aus 
dem Glauben fliessenden Consequensen su heischen. Wir sind eben heut su 
Tage allsusehr gewohnt, ohne Rücksicht auf die Thatsachen, blos nach ab- 
stracten allgemeinen Sfitsen su haschen und nach solchen su urtheilen, weil 
uns das Bewusstsein der objectiven Wahrheit allsusehr abhanden gekommen. 

9) Kober, a. o. Prof, der kath. theol. Facultät in Tübingen, der Kirchen¬ 
bann nach den Grundsätzen des canonischen Rechts dargestellt. Tübingen 
1857 bei Laupp. XII. 560. S. 8. 

Eine sehr dankenswertbe, seitgemässe Arbeit. Drei Erwägungen haben, 
nach der Vorrede, den Herrn Verfasser bewogen, dieselbe su unternehmen: 

1) das Bedürfniss unserer Zeit, in welcher die Nothwendigkeit einer strengeren 
Handhabung der Kirchensucht mit immer erhöhter Dringlichkeit sich 
geltend macht; 

2) der Umstand, dass seit Van Espens Tractatus de censuris ecclesiasticis 
die Excommunication nicht mehr mit der ihr gebührenden Ausführlichkeit 
untersucht und dargestellt worden, jener Tractatus Van Espens aber aus 
vielen Gründen der heutigen Zeit in keiner Weise mehr genügen kann; 

3) der Umstand endlich, dass Unkenntniss und Böswilligkeit über dieses 
wichtige Institat der Kirche eine gans irrige und verkehrte Ansicht ver¬ 
breitet und sur Geltung gebracht haben, deren völlige Grundlosigkeit es 
endlich su erweisen Zeit ist. 

In Erwägung, dass die kostbare gerichtliche Tradition für und in 
Deutschland gänslich unterbrochen ist, und seit Febronius und Joseph II. 
eine Menge fremdartiger Elemente und unkirchlicher Anschauungen in das 
Gebiet des Kirchenrechts sich eingeschlichen haben, hat der Herr Verfasser 
die Nothwendigkeit erkannt, su den ursprünglichen Quellen desselben surück- 
sukehren und bei jenen Meistern wieder in die Schule su gehen, die in 
früheren Jahrhunderten die Wissenschaft des Kirchenrecbts mit so glücklichem 
Erfolg gepflegt haben. Abgehend jedoch von der althergebrachten Methode 
der Canonisten, welche, unbekümmert um die Geschichte, einfach die im 
Corpus juris enthaltenen Gesetse sum Ausgangspunkte nahmen und durch 
rein exegetische Deutung ihres Wortlauts ein Rechtssystem sich bildeten, hat 
er in erster Linie immer die historischen Verhältnisse berücksichtigt, um bei 
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jedem einzelnen Punkte die Auffassung und die Grundsätze der alten Kirche 
kennen zu lernen und die etwaigen Veränderungen aufzuzeigen, die im Laufe 
der Zeit nothwendig wurden, und sich allmälig gesetzliche Geltung verschafften. 
An diese geschichichtlichen Auseinandersetzungen knüpft sich dann jedesmal 
die nähere Darlegung des jetzt bestehenden Rechts , verbunden mit der Nach¬ 
weisung, dass die einzelnen Vorschriften des Gesetzes auf innerer Nothwen-* 
digkeit beruhen, und im Gesammtsystem ihre hinreichende Begründung finden. 

In dieser Weise wird sodann zuerst der Begriff der Excommunication 
aufgestellt und zergliedert, darauf von den Personen, die excommunicirt 
werden können, von den Vorbedingungen der Excommunication und der Art 
ihrer Verhängung, den Gründen ihrer Ungültigkeit, und endlich von ihren 
rechtlichen Wirkungen und deren Wiederaufhebung gehandelt. 


Anhang. 

Die Vereinbarung vom 18. April 1859 zwischen dem apontol. 
Stahle und der Krone Würtemberg über die Verhältnisse 
der hat hol. Kirche ln diesem Königreiche betreffend. 

Wir lassen hier vorläufig die Bulle vom 22. Juli d. J. mittels deren 
das mit der Krone Würtemberg getroffene Uebereinkommen vom Papste be¬ 
stätigt, und publicirt wurde, im latein. Text und deutscher Uebersetzung 
abdrucken. Bekanntlich gehören, als integrirende Bestandteile, zu der Ueber- 
einkunft, deren Haupttext in die Bulle selbst eingerückt ist, noch drei Bei¬ 
lagen, deren erste die nähere Instruction an den Bischof über die Vollziehung 
und Auslegung des Hauptvertrags, die zweite die Ausscheidung der im könig¬ 
lichen Patronat verbleibenden Pfründen von den der freien bischöflichen 
Collation anheimfallenden, die dritte endlich einige Erläuterungen und Zu¬ 
sätze der königl. Regierung zu den Artikeln des Hauptvertrags enthält. Ob 
diese Beilagen sämmtlich mit der Bulle nun in Rottenburg eingetroffen sein 
werden, wissen wir nicht. Zur Zeit, als obiger Artikel verfasst wurde, 
kannte man nur den. vom „Würtemb. Staatsanzeiger“ mitgetheilten Text. 


Pias Episcopus, Servus Servorum Dei. 

Ad perpetaam rei memoriam. 

Cum in sublimi Principis ApoStoIorum Cathedra nullis certe nostris pro- 
meritis, sed arcano Divinae Providentiae consilio collocati universam catho- 
licam Ecclesiam Nobis ob ipso Christo Domino commissam regere ae tutari, 
ejusque utilitatem, prosperitatemque sine intermissione, totisque viribus tueri 
et amplificare debeamus, tum Apostolicae Nostrae vigilantiae curas ac sollt— 
citudines ad ecclesiasticas superioris Rheni provincias omni Studio conver- 
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timus, ot ibi sanctissima nostra Religio mojora semper incrementa suscipiat, 
ac magis in dies prospere feliciterque yigeat et efflorescat. Etsi enim, veluti 
omnes norunt, recolendae memoriae Decessores Nostri Pias praesertim VII 
suis Apostolicis Litteris XVII Kalendas Septembris anno millesimo octingen- 
tesimo vigesimo primo sub plumbo datis, et incipientibus „Provida solersque“, 
ac Leo XII per alias similes Litteras HI Idus Aprilis anno millesimo octin- 
gentesimo vigesimo septimo editas, quarum initium „Ad Dominiei greg.it 
euttodiam“ eeclesiasticis earumdem provinciarum negotiis, et spirituali illorum 
fidelium bono aeeurate consulere staduerunt, tarnen apprime cognoscebamus 
ob reram ae temporum vicissitudines Nobis alia omnino suscipienda esse Con¬ 
silia tum ad majorem illorum fidelium utilitatem procurandam, tum ad eas 
removendas diffieukates, quae ultimis hisce praecipue temporibus exortae 
fuerant. Itaque summo gaudio affecti fuimus ubi Serenissimus ac Potentis- 
simus Prineeps Guilielmus L Virtembergae Rex Illustris a Nobis efflagitavit, 
ut ecclcsiastica in suo Regno negotia componere vellemus. Quocirca ejusdem 
Serenissimi Principis votis, quae et Nostra vota erant diuturna et impensis- 
sima, quam libentissime obsecundantes, nulla interposita mora, cum ipso 
Conventionem ineundam esse existimavimus. Atque huic gravissimo sane 
negotio inanum illico admoventes, Dilectum Filium Nostrum Carolum Augu- 
stum S. R. E. Presbyterum Cardinalem de Reisach pietate, doctrina ac pru- 
dentia spectatum, cum necessariis faoultatibus et instructionibus deputavimus, 
ut cum Dilecto Filio, Nobili Viro Adolfo Libero Barone de Ow, qui ejusdem 
Virtembergae Regis apud Caesaream et Apostolicam Majestatem Minister 
Plenipotentiarius ad Nos cum liberis mandatis missus fuerat, rem omnem 
sedulo diligenterque tractandam et confidendam curaret. Et quoniam probe 
noseebamus, qua egregia justitia, aequitate, et excelsi animi magnitudine, et 
qua propensa in Catbolico» sibi subditos voluntate ipse Serenissimus ac Po- 
tentissimus Virtembergae Rex prasstet, idcirco maxima ac prope explorata 
spe nitebamur fore, ut res ipsa, Deo bene juvante, juxta Nostra desideria 
ad felicem adduceretur exitum. Neque inanem hujusmodi spem Nostram 
ßiisse vehementer laetamur. Etenim post sedulam consultationem, quam rei 
gravitas plane postulabat, Conventio ipsa pluribus articulis distincta, et a 
W. FF. NN. S. R. E. Cardinalibus Congregationis, negotiis eeclesiasticis 
extraordinariis praqpositae examinata cum eodem Serenissimo Rege fuit inita, 
atque ad optatum exitum perducta. Cum autem ejusdem Conventionis ar- 
ticuli tum a Nostro, tum a Regio Plenipotentiario die 'octavo mensis Aprüis 
hujus anni subscripti fuerint, atque a Nobis ipsis diligentissime perpensi, 
eandem Conventionem suprema Nostra auctoritate confirmandam esse censui- 
mus, eamque, benedicente Domino, in maximum animarum commodum, et 
catholicae Ecdesiae bonum cessuram esse confidimus. Hujusce autem con¬ 
ventionis tenor est, qui sequitur, videlicet. > 
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ConTentl« 

inter Sanctitatem Suam PIUM IX. Summum Pontificem et Majestatem 
Suatn Serenissimam GULIELMUM I. Virtembergae Regem. 

In nomine sanctissimae et individuae Trinitatis. 

Sanetitas Sua Summus Pontifex Pius IX. et Majestas Sua Serenissima 
Gulielmus I. Virtembergae Hex, cupientes Ecclesiae- Catholicae Romanae ne- 
gotia componere in Regno Virtembergae, Suos Plenipotentiarios constituerunt, 
videlicet Sanetitas Sua Eminentissimum Dominum Carolum Augustum S. R. Ei 
Tituli S. Anastasiae Presbyterum Cardinalem de Reisach, et 

Majestas Sua Rex Virtembergae Nobilem Virum Dominum Adolfum 
Liberum Baronem de Ow Suum Ministrum Plenipotentiarium apud Majestatem 
suam Caesareo-Regiam Apostolicam Imperatorem Austriae, et a Consjläs 
Legationum Secretis. 

Qui Plenipotentiarii post sibi mutuo tradita legitima et autbentica suae 
quisque plenipotentiae instrumenta de sequentibus articulfs convenerunt. 

Articulus I. 

Circa provisionem Sedis Episcopalis Rottenburgensis, Canonicatuum et 
Praebendarum Cathedralis Ecclesiae ea tantum servabuntur, de quibos cum 
S. Sede jam conventum est. 

Articulus II. 

Episcopus, antequam Ecclesiae suae gubeniacula suscipiat, coram Regia 
Majestate fidelitatis juramentum sequentibus verbis expressum emittet. 

„Ego juro, et promitto ad Sancta Dei Evangelia, sicut decet Episcopum, 
obedientiam et fidelitatem Regiae Majestati, et Successoribus suis; jure item 
et promitto, me nullam communicationem habiturum, nullique consilio inter- 
futurum, quod tranquillitati publicae noceat, nullamque suspeotam unionem, 
neque intra, neque extra Regni limites conservaturum, atque si publicum 
aliquod periculum imminere resciverim, me ad illud avertendum nihil omis- 
surum.“ 

Articulus m. 

Regium Gubernium non deerit Obligation!, quam semper agnovit, dotandi 
in fundis stabilibus Episcopatum, ubi primum permiserit temporum ratio. 

Articulus IV. 

Pro regimine Dioecesis suae Episcopo ea jura omnia exercere liberum 
erit, quae in vim pastoralis Ejus ministerii sive ex declaratione, sive ex dis- 
positione Sacrorum Canonum juxta praesentem, et a Sancta Sede adprobatam 
Ecclesiae disoiplinam, Ipsi competunt, ac praesertim: 

a) Beneficia omnia, exceptis iis, quae juri patronatus legitime acquisito 
subjacent, conferre; 

b) Vicarium suum generalem, atque extraordinarios Ordinariatus Con- 
siliarios, seu Adsessores, nec non Decanos rurales eligere, nominare, 
vel confirmare; 

c) Examina tum pro recipiendis in Semiharium alumnis, tum pro iis, quibus 
beneficia cürata conferenda sunt, praescribere, indicere et dirigere; 
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d) Clericis sacros Ordines conferre, non soltim ad titolos a sacris Cano- 
nibuS adprobatos, sed etiam ad titulum mensae ab ipso assignandum; 

e) Secundum Sacrorum Canonum praescripta ea omnia ordinäre, quae tum 
ad divinum cultum, tum ad functiones ecclesiasticas, tum ad ea reli- 
gionis exercitia pertinent, quae ad suscitandam confirmandamque fide- 
lium pietatem instituuntar; 

f) Convocare et celebrare Synodum Dioecesanam, nec non adire Concilia 
Provincialia; 

g) ln propria Dioecesi utriusque sexus Ordines seu Congregationes Reli- 
giosas a Sancta Sede adprobatas constituere, eollatis tarnen quolibet 
in oasu cum Regio Gubernio consiliis. 

Articulus V. 

Causas omnes ecdesiasticas, quae fidem, sacramenta, sacraa functiones, 
nec non officia et jura sacro ministerio adnexa respiciunt, Episcopi tribunal 
ad Canonum normam et juxta Tridentina Decreta judicat: ac proinde de 
causis etiam matrimonialibus judicium feret, remisso tarnen ad judicem saecu- 
larem de civilibus matrimonii effectibus judicio. 

Efiscopo liberum erit Clericorum moribus invigilare, atque in eos, qaos 
aut vitae ratione, aut quomodocunque reprehensione dignos invenerit, poenas 
canonicis legibus consentaneas in suo foro infligere, salvo tarnen canonico 
recursu. 

Competit item Episcopo in Laicos ecclesiasticarum legum transgressores 
censuris animadvertere. 

Licet de jure patronatus judex ecclesiastious cognoscat, consentit tarnen 
Sancta Sedes, ut, quando de patronatu laicali agatur, tribunalia saecularia 
judicare possint de juribus et oneribus civilibus cum hujusmodi patronatu 
connexis, nec non de successione quoad eumdem patronatum, seu contro- 
versiae ipsae inter veros, et suppositos patronos agantur, seu inter ecclesia- 
sticos viros, qui ab iisdem patronis designati fuerint. 

Temporum ratione habita, Sanctitas Sua permittit, ut Clericorum causas 
mere civiles, veluti contractuum, debitorum, haereditatum, judices saeculares 
cognoscant et definiant. 

Item Sancta Sedes annuit, ut lites de civilibus juribus vel oneribus Ec¬ 
clesiarum, beneficiorum, decimarum, et de onere construendi aedificia ecclesia- 
stica in foro saeculari dirimantur. 

Eadem, de causa S. Sedes non recusat, quominus causae Clericorum pro 
criminibus seu delictis, quae poenalibus Regni legibus animadvertuntur, ad 
judicem laicum deferantur, cui tarnen incumbet Episcopum ea de re absque 
mora certiorem reddere. Quod si in virum ecclesiasticum mortis vel carceris 
ultra quinquennium duraturi sententia feratur, Episcopo nunquam non acta 
judicialia communicabuntur, eique condemnatum audiendi facultas fiet, in 
quantum necessarium sit, ut de poena ecclesiastica eidem infligenda cognos- 
cere possit. Hoc idem, si minor poena decreta fuerit, Antistite petente, 
praestabitur. 
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Articulus VI. 

Episcopi, Cleri et populi mutua cum Sancta Sede communicatio in rebus 
ecclesiasticis libera erit. Item Episcopus cum Clero et populo libere com- 
municabit. 

Hinc instructiones et ordinationes Episcopi, nec non Synodi Dioecesanae, 
Concilii Provincialis, et ipsius S. Sedis acta de rebus ecclesiasticis absque 
praevia inspectione et adprobatione Regii Gubernii publicabuntur. 

Articulus VII. 

Episcopus ex proprii pastoralis officii munere religiosam catholieae ju- 
ventutis tum instructionem, tum educationem in omnibus scholis publicis et 
privatis diriget, et super utraque vigilabit. Proinde statuet, quinam ad reli¬ 
giosam instructionem Jibri et Catechismi adhibendi sint. 

In scholis elementaribus religiöse instructio a parochis tradetur; in re- 
liquis scholis nonnisi ab iis, quibus ad hoc auctoritatem et missionem Epis¬ 
copus contulerit, nec postea revocaverit. 

Articulus Vffl. 

Liberum erit Episcopo erigere Seminarium juxta formam Concilii Tri- 
dentini, in quod adolescentes et pueros informandos admittet, quos pro ne- 
cessitate et utilitate Dioecesis suae recipiendos judicaverit. Hujus Seminarii 
ordinatio, dootrina, gubernatio et administratio Episcopi auctoritati pleno 
liberoque jure subjectae erunt. 

Rectores quoque et Professores seu magistros Episcopus nonrinabit, et 
quotiescumque necessarium vel utile ab ipso censebitur, removebit. 

Quamdiu vero Seminarium ad normam Tridentini Concilii desiderabitur, 
et Convictus publici aerarii maxime sumptibus sustentati, Ehingae, Rotrilae 
et TQbingae existent, haec observabuntur. 

a) Quod attinet ad educationem religiosam et disciplinam domesticam, ea 
instituta regimini et inspectioni Episcopi subdita sunt. 

b) Alumni horum institutorum quatenus erudiuntur in scholis publicis, 
aeque ac ceteri discipuli legibus, quae scholis illis constitutae sunt, et 
normis de ratione et cursu studiorum praescriptis subjacent. 

Si ea in re Episcopus (quoad Gymnasia) immutationem quamdam 
necessariam vel magis opportunam judicaverit, consilia conferet cum 
Regio Gubernio, quod item pro sua parte nihil nisi antea collatis cum 
Episcopo consiliis mutabit. 

c) Episcopus institutorum eorumdem Rectores et Repetitores deputabit, 
eosque removebit; quos tarnen gravibus de causis factoque innitentibus 
circa res civiles et politicas Regio Gubernio minus acceptos esse re- 
sciverit, numquam eliget. Item quos postea ob easdem causas ingratos 
Gubernio evasisse compererit, dimittet. 

d) Episcopo competit eadem instituta visitare, delegatos suos ad examina 
publica, praesertim pro recipiendis alumnis, mittere, relationes perio- 
dicas exigere. 



e) Prospiciet Regiam Gubernium, at in Gymnasiis, quibuscum conjuncti 
sunt convictus inferiores, paulatim non alii, nisi exCleri eorum ordine, 
Professores instituantur. 


Articulus IX. » 

Facultas theologica catholica Universitatis Regiae quoad monus docendi 
eedcsiasticum Eplscopi regimini, et inspcctioni sobest. Potest profnde Epis- 
copus Professoribus et Magistris docendi auctoritatem et missionem tribuere, 
eamdemque quum id opportunum censuerit, revocare, ab ipsis fidei profes— 
sionem exigere, eorumque scripta et compendia suo examini subjicere. 

Articulas X. 

Bona temporalia, quae Ecclesia propria possidet, vel in posterum a<H 
quiret, semper et integre conservabuntur, nec sine potestatis ecclesiasticae 
venia distrahi et alienari, aut eorum fructus in alios usus converti poterunt; 
oneribus tarnen publicis et vectigalibus, nec non aliis legibus Regni genera- 
libus, aeque ac ceterae proprietates suberunt. 

Bona ecclesiastica nomine Ecclesiae sub Episeopi inspectione ab iis ad- 
ministrabuntur, quibus haec administratio aut canonum dispositione, aut ex 
consuetudine, aut ex privilegio, et constitutione aliqua loci legitime com» 
petit; omnes vero administratores, etiamsi ob eosdem titulos aliis administra- 
tionis ratio reddenda sit, eam pariter Ordinario ejusve Deputatis reddere 
singulis annis teneantur. 

Proinde Sancta Sedes, spectatis peculiaribus rerum circumstantiis, con- 
sentit, ut singularum Ecclesiarum fabricae, ceteraeque ecclesiasticae cujusqae 
loci fundationes nomine Eeclesiae, eo modo, qui jam in Regno receptus est, 
administrentnr, dummodo Paroehi et Decani rurales munus, quod bac in parte 
gerunt, Episeopi auctoritate exereeant. De speciali hujus rei executione Re- 
gium Gubernium cum Episcopo conveniet. 

Insuper 8. Sedes annuit, ut quamdiu publici aerarii sumptibus tum 
generalibus, tum localibus Ecclesiae necessitatibus subvenietur, beneficia va- 
cantia, et fundus ex intercalaribus eorum fructibus collectus administrentnr 
sub Episeopi auctoritate, et Eeclesiae nomine per Commisshmem mixtam ex 
viris praesertim ecclesiasticis ab Episcopo deputandis, et viris catholicis pari 
numero a Regio Gubernio constituendis. Hujusmodi autem Commission! 
Episcopus ipse, ejusve Delegatus praeerit. Qua de re specialis atque accu- 
ratior inter Regium Gubernium et Episcopum fiet conventio. 

Hujus fundi reditus prae ceteris semper erunt erogandi in augendos 
usque ad congruam Parocborum reditus, in assignandas Beneficiatis senio 
morbove confectis congruentes pensiones, in constituendos pro Ciericis ordi- 
nationis titulos, in necessaria pro deputandis Yicariis stipendia; quae v«ro 
supererunt, nonnisi in alios Ecclesiae usus impendentur. 

Regium Gubernium deipsius fundi conservatione, fructuumque erogationt 
ab administränte Commiesione semper edocebitur. 

Jfolf'« Archiv für kath. ßrchenrecht. II. Band. 
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Quamdiu inixta pro administratione ejus dem fundi Coromiaeio existet, 
reliqua etiam beneflcia ab eorum Rectoribus sub praefatae Commissionis ge¬ 
nerali inspeetione secundum Canones administrabuntur. 

Articulus XI. 

Episcopus cum Regiis magistratibus omnibus immediate communicabit. 

Articulus XII. 

(juaecumque cum praesenti Conventione non congruunt Regia Decreta 
et Edicta abrogata sunt: quae vero legum dispositiones eidem Conventiom 
adversantur, mutabuntur. 

Articulus Xm. 

Si quae in posterum super iis, quae conventa sunt, supervenerit diffi- 
cultas, Sanctitas Sua*et Regia Majestas invicem conferent ad rem amice 
componendam. 

Ratificationes praesentis Conventionis mutuo tradentur Romae duorum 
wensium spatio, aut citius, si fieri poterit. 

In quorujn fidem praedicti Plenipotentiärii buic Conventioni subscrjpse- 
runt, illamque suo quisque sigillo obsignaverunt. 

Datum Romae die octava aprilis anno reparatae salutis miliesimo octin- 
genteSimo quinquagesimo septimo. 

Carolus Äug. Card. REISACH, 

Adolfus Liber Baro de OW. 

Cum igitur hujusmodi Conventionis pacta et concordata in omnibus et 
singulis punctis, clausulis, articulis et conditionibus tum a Nobis, tum a 
Serenissimo et Potentissimo Gulielmo I. Yirtembergae Rege Illustri fuerint 
adprobata, confirmata et ratificata, et cum Ipse Serenissimus Princeps enixe 
postulaverit, ut pro firmiori eorum subsistentia, robur Apostolicae firmitatis 
a^jieeremus, ae solemniorem Auctoritatem et Decretum interponeremus, Nos 
plane in Domino con&dentes fore, ut pro sua misericordia haeo Nostra stu- 
dia ad componendas in Yirtembergae Regno ecclesiasticas res intenta uber- 
rimis divinae suae gratiae donis prosequi dignetur, ex certa scientia et matura 
ddiberatione Nostra, deque Apostolicae potestatis plenitudine supradictas 
Conventione«, Capitula, Pacta, Concordata et Concessiones tenore praesentium 
approbemus, ratifieamus et aceeptamus, illisque Apostolici muniminis et fir- 
nutatis robur et efficaciam adjungimus, omniaque in iis contenta et promissa 
sincere et inviolabiliter ex Nostra et S. Sedis parte adimpletum et servatum 
iri tarn Nostro, quam Successorum Nostrorum nomine promittimus ac 
spondemus. 

Majori autem qua possumus contentione monemus et exhortamur Vene- 
rabileni Fratrem in eodem Regno Sacrorum Antistitem, aliosque omnes Catho- 
licos tum occlesiasticos, tum laicos viros in eodem Regno degentes, ut pro 
sua quisque parte omnia praemissa et pacta ad majorem Dei gloriam, et 
Christiani nominis decus sedulo ac diligenter observent, et summo Studio 
eorum omnes oogitationes et euran assidue conferant, ut cathalicae dootrinae 
puritas, et divini cultus nitor, et eceleaiaetaeae diaeiplinae splender, et Seele- 
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siae legum obserrantia, ac morum honestas, et christianae pieta tis ac virtatis 
amor et opera in eodem Regno quotidie magis refulgeant. 

Decernentes easdem praesentes Litteras nullo unquam tempore de sub- 
reptionis et obreptionis aut nullitatis vitio Tel intentionis Nostrae aut alio 
quocumque, quamvis magno, aut incogitato defectu notari, aut impugnari posse, 
sed semper firmas, validas et efficaces existere et fore, suosque plenarios ei 
integros effectus sortiri et obtinere, et umolabiliter observari debere, quo- 
usque conditiones et pacta in Tractatu expressa serventur. Non obstantibus 
Apostolicis et Synodalibus, Provincialibus et Universalibus Conciliis editia 
generalibus Constitutionibus et Ordinationibus, ac Nostris et Cancellariae 
Apostolieae regulis, praesertim de jure quaesito non tollendo, nec non quarum- 
cumque Ecclesiarum, Capitulorum, aliorumque Piorum Locorum fundationibus, 
etiam confirmatione Apostolica, Tel quavis firmitate alia roboratis, privilegiis 
quoque, Indultis et Litteris Apostolicis in contrarium quomodblibet eoncessis, 
eonfirmatis et innovatis, ceterisque contrariis quibuscumque. Quibus omnibua 
et singulis, illorum tenores pro expressis et ad verbum insertis habentes, 
illis alias in suo robore permansuris, ad praemissorum effectum dumtaxat, 
specialiter et expresse derogamus. 

Praeterea quia difficile foret praesentes Litteras ad singula, in quibas 
de eis fides facienda fuerit, loca deferri, eadem Apostolica Aoctorltate de-* 
cernimus et mandamus, ut earum transsumptis etiam impressis, manu tarnen 
pubUci Notarii silbscriptis, et sigillo alicujus personae in eeelesiastica digni- 
tate constitutae munitis, plena ubique fides adhibeatur, perinde ac si prae¬ 
sentes Litterae forent exhibitae Tel ostensae. Et insuper irritum quoque et 
inane decernimus, si secus super bis a quoquam quaTis auctoritate scienter 
Tel ignoranter contigerit attentari. 

Nulli ergo omnino hominum Kceat hanc paginam Nostrae concessionis, 
adprobationis, ratifibationis, aceeptationis, pretnissionis, sponsionis, monitionfe, 
hortationis, deereti, derogationis, statuti, mandati, Toluntatis infringere, Tel ei 
ausu temerario contraire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indigna- 
tfonem Omnipotentis Dei, ac Beatorum Petri et Panli Apostolorum Ejus se 
noTerit ineursurum. 

Datum Bononiae anno Inearnationis Dominicae Mißesime Octingentesimo 
Quinquagesimo Septimo die Decimo Kalendas Jnlii. Pontificatos Nostri Anno 
Duodeeimo. 

V. P. Card. SPINOLA, Pro-Datarius. 

V. Card. MACCHI. 

Pro R. D. Dominico Bruti Abbreviatore de Cvria 

FRANCISCUS VICI, Sub-Datariut. 

1. Cagnontna. 


!«♦ 


Loco f Plumbl. 
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(Deb ersetzüng.) 

Pias Bischof» Knecht der Knechte Gottes. 

Zum ewigen Gedächtniss. 

Auf den erhabenen Stuhl des Apostelfürsten, freilich ganz ohne Unser 
Verdienst, vielmehr nach einem geheimen Rathschluss der göttlichen Vor¬ 
sehung erhoben, ist es Unsere Pflicht, die ganze katholische Kirche, die Uns 
Christus der Herr selbst anvertraut hat, zu regieren und zu schützen , und 
ihre Wohlfahrt und ihr Gedeihen ohne Unterlass und mit all’ Unsern Kräften 
zu hüten und zu mehren. So haben Wir auch insbesondere die innigste 
Sorgfalt Unseres apostolischen Wächteramtes der oberrheinischen Kirchen- 
provinz mit allem Eifer zugewandt, damit dort unsere heiligste Religion 
immer grösseres Wachsthum gewinne, und von Tag zu Tag fröhlicher und 
herrlicher erstarke und erblühe. Denn wenn auch, wie allbekannt, Unsere 
Vorgänger preiswürdigen Andenkens, besonders Pius VQ. durch die Bulle 
Provida solersque vom 16. August 1821, und Leo XII. durch die weitere 
Bulle Ad dominici gregis custodiam vom 11. April 1827 für die kirchlichen 
Angelegenheiten jener Provinz und das geistliche Wohl ihrer Gläubigen auf 
das Beste zu sorgen beflissen waren, so erkannten Wir doch alsbald, dass 
die veränderlichen Zeitumstände Uns ganz andere Massregeln vorzeichneten, 
wenn Wir den dortigen Gläubigen zu vortheilhafteren Verhältnissen verhelfen 
und die Schwierigkeiten hinwegräumen wollten, die besonders in der jüngsten 
Zeit daselbst aufgetaucht waren. Daher erfüllte es Uns mit der grössten 
Freude, als der erhabenste und mächtigste Fürst, der durchlauchtigste König 
von Würtemberg, Wilhelm I., an Uns den dringenden Wunsch gelangen liess, 
die kirchlichen Angelegenheiten in seinem Königreich ordnen zu wollen. Mit 
der grössten Bereitwilligkeit eingehend auf die Wünsche des erhabenen Pürsten, 
die nicht minder Unsere eigenen, längst und innigstgehegten Wünsche waren, 
glaubten Wir, ohne irgend welchen Verzug, mit ihm eine Uebereinkunft ab- 
schliessen zu sollen. Und indem Wir an das hochwichtige Geschäft sofort 
Hand anlegten, versahen Wir Unsern geliebten Sohn, Karl August v. Reisach, 
Cardinalpriester der heil, römischen Kirche, einen Mann durch Frömmigkeit, 
Gelehrsamkeit und Klugheit ausgezeichnet, mit den nöthigen Vollmachten 
und Anweisungen, damit er mit Unserem geliebten Sohn, dem Baron v. Ow, 
bevollmächtigten Minister des Königs von Würtemberg bei Sr. kaiserL und 
apostol. Majestät, der mit ausgedehnten Instructionen an Uns abgesandt worden 
war, die ganze Angelegenheit reiflich und sorgfältig verhandle und bereinige. 
Und da Wir recht wohl wussten, wie erhaben die Gerechtigkeit, Billigkeit 
und Seelengrösse ist, durch die der durchlauchtigste und mächtigste König 
von Würtemberg sich auszeichnet, und wie wohlwollend die Gesinnungen 
sind, die er gegen seine katholischen Unterthanen hegt, so gaben Wir Uns 
auch der frohesten und wohlbegründeten Hoffnung hin, die Angelegenheit 
werde unter dem gnädigen Schutze Gottes nach Unserem Wunsche zu einem 
glücklichen Ziele geführt werden. Und Wir freuen Uns innigst, diese Unsere 
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Hoffnung ist keine eitle gewesen. Denn nach einer sorgfältigen Berithang, 
wie sie die Wichtigkeit der Sache vollkommen verlangte, wurde die Con¬ 
vention, die selbst aas mehreren Artikeln besteht and von Unsern Brüdern, 
den ehrwürdigen Cardinälen der Congregation für ausserordentliche kirchliche 
Angelegenheiten noch geprüft worden war, mit dem genannten durchlauch¬ 
tigsten König abgeschlossen und zum erwünschten Ende gebracht. Nachdem 
aber die Artikel eben dieser Convention sowohl von Unserem als dem könig¬ 
lichen Bevollmächtigten am 8. April dieses Jahres unterzeichnet und von 
Uns selbst auf das Sorgfältigste erwogen worden waren, glaubten Wir die 
Convention durch Unsere höchste apostol. Autorität bestätigen' zu sollen, 
und Wir hegen die feste Zuversicht, dass dieselbe vom göttlichen Segen be¬ 
gleitet, das Heil der Seelen und das Wohl der katholischen Kirche auf das 
Bedeutsamste befördern werde. Der Wortlaut aber dieser Convention ist 
folgender: 

Artikel I. 

In Betreff der Besetzung des bischöflichen Stahles von Rottenburg, der 
Canonicate und der Präbenden an der Domkirche bleibt es lediglich bei dem 
mit dem heil. Stuhle früher vereinbarten Verfahren. 

Artikel 0. 

Der Bischof wird, bevor er die Leitung seiner Kirche übernimmt, vor 
Sr. königl. Majestät den Eid der Treue in folgenden Worten ablegen: 

„Ich schwöre und gelobe auf Gottes heiliges Evangelium, wie es einem 
Bischof geziemt. Eurer königl. Majestät und Allerhöchst Ihren Nachfolgern 
Gehorsam und Treue. Ingleichen schwöre und gelobe ich, an keinem Ver¬ 
kehre oder Anschläge, welcher die öffentliche Ruhe gefährdet, Theil zu nehmen, 
und weder inner noch ausser den Gränzen des Königreichs irgend eine 
verdächtige Verbindung zu unterhalten; sollte ich aber in Erfahrung bringen, 
dass dem Staate irgend eine Gefahr drohe, zu Abwendung desselben Nichts 
zu unterlassen.“ 

Artikel III. 

Die königl. Regierung wird die von ihr stets anerkannte Verbindlichkeit 
zur realen Dotation des Bisthums erfüllen, sobald es die Verhältnisse zulassen. 

Artikel IV. 

Zur Leitung seiner Diöcese wird der Bischof die Freiheit haben, alle 
jene Rechte auszuüben, welche demselben in Kraft seines kirchlichen Hirten¬ 
amtes laut Erklärung oder Verfügung der heiligen Kirchengesetze nach der 
gegenwärtigen, vom heil. Stuhle gutgeheissenen Disciplin der Kirche gebühren, 
und insbesondere 

a) alle Pfründen zu verleihen, mit Ausnahme von jenen, welche einem 
rechtmässig erworbenen Patronatsrechte unterliegen; 

b) seinen Generalvicar, die ausserordentlichen Mitglieder des Ordinariates, 
sowie die Landdecane zu erwählen, zu ernennen, beziehungsweise zu 
bestätigen; 



m 

i 

c) diePrüfongen für die Aufnahme in das Seminarium und für die Zu* 
lassang au Seelsorgerstellen ansuordnen, ausauschreiben und au leiten; 

d) den Klerikern die heiligen Weihen au ertheilen, nicht nur auf die be¬ 
stehenden canonischen, sondern auch auf den von ihm selbst anau- 
weisenden Tischtitel hin; 

e) nach den canonischen Vorschriften alles das aneuordnen, was den 
Gottesdienst, die kirchlichen Feierlichkeiten und diejenigen Religions¬ 
übungen betrifft, welche die Aufweckung und Befestigung des frommen 
Sinnes der Gläubigen aum Zweck haben; 

f) Diöcesansynoden einauberufen und abauhalten, sowie Provinaialconcilien 
au besuchen; 

g} in seinem Kirchensprengel vom heil. Stuhl genehmigte religiöse Orden 
oder Congregationen beiderlei Geschlechts einauführen. Jedoch wird 
sich der Bischof, betreffend diesen letateren Punkt, in jedem einseinen 
Fall mit der königl. Regierung in’s Einvernehmen setaen. 

Artikel V. 

Ueber alle kirchlichen Rechtsfälle, welche den Glauben, die Sacramente, 
die geistlichen Yerrichtungen und die mit dem geistlichen Amte verbundenen 
Pflichten betreffen, hat der Gerichtshof des Bischofs au erkennen nach Vor¬ 
schrift der Kirchengesetae und nach den Bestimmungen des Concils von 
Trient. Somit wird derselbe auch über Ehesachen entscheiden; jedoch bleibt 
das Urtheil über die bürgerlichen Wirkungen der Ehe den weltlichen Gerichten 
überlassen» 

Desgleichen wird der Bischof unbehindert den Wandel der Geistlichen 
überwachen und wo diese durch ihr Betragen oder in irgend einer andern 
Weise au Ahndungen Anlass geben, in seinem Gerichte die den kirchlichen 
Gesetaen entsprechenden Strafen über die Schuldigen verhängen, wobei jedoch 
der canonische Recurs gewahrt bleibt. 

Gegen Laien, welche sich Uebertretungen kirchlicher Sateungen au 
Schulden kommen lassen, steht es dem Bischof au, die kirchlichenCensuren 
in Anwendung au bringen. 

Wenn gleich über das Patronatsrecht das kirchliche Gericht au entschei¬ 
den hat, so gibt doch der heil. Stuhl seine Einwilligung, dass, wenn es sich 
um ein Laienpatronat handelt , die weltlichen Gerichte sprechen können über 
die damit in Verbindung stehenden civilrechtlichen Ansprüche und Lasten, 
sowie über die Nachfolge in demselben; der Streit mag awischen den wahren 
und angeblichen Patronen oder awischen den Geistlichen, welche von diesen 
Patronen für die Pfründe beeeichnet wurden, geführt werden. 

Mit Rücksicht auf die Zeitverhältnisse gibt der heil. Stuhl seine Zu¬ 
stimmung, dass die rein weltlichen Rechtssachen der Geistlichen, wie Ver¬ 
träge, Schulden, Erbschaften, von dem weltlichen Gericht untersucht und 
entschieden werden. 

Desgleichen hindert der heil. Stuhl nicht, dass Streitigkeiten über civil— 
rechtliche Ansprüche und Lasten der Kirche und Beneficien, über Zehnten 
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and (iber Kirchenbaulast von dem weltlichen Gerichte geschlichtet werden. 
Aas gleichem Grnmle ist der heil. Stahl nicht entgegen, dass die Kleriker 
wegen Verbrechen und Vergehen, wider welche die Strafgesetze des König¬ 
reiches gerichtet sind, vor das weltliche Gericht gestellt werden *, jedoch liegt 
es diesem Ob, hievon den Bischof ohne Verzag in Kenntniss za setzen. 
Wenn das gegen einen Geistlichen gefällte Urtheil auf Tod oder Gefangen¬ 
schaft von mehr als fünf Jahren dauert, so wird man jedesmal dem Bischöfe 
die Gerichtsverhandlungen mittheilen und ihm möglich machen, den Schul¬ 
digen in so weit zu hören, als es nothwendig ist, am über die zu verhän¬ 
gende Kirchenstrafe entscheiden zu können. Dasselbe wird auf Verlangen 
des Bischofs auch dann geschehen, wenn auf eine geringere' Strafe erkannt 
worden ist. 

Artikel VI. 

In kirchlichen Angelegenheiten wird der wechselseitige Verkehr des Bi¬ 
schofs, des Klerus und des Volkes mit dem heil. Stahl völlig frei sein. 
Ebenso wird der Bischof mit seinem Kleras and dem Volke frei verkehren. 

Daher können die Belehrungen' und Erlasse des Bischofs, die Acten- 
stücke der Diöcesansynoden, des Provinzialconcils und des heil. Stahles 
selbst, die von kirchlichen Angelegenheiten handeln, ohne vorgingige Einsicht 
and Genehmigung der bönigl. Regierung veröffentlicht werden. 

Artikel VH. 

Die religiöse Unterweisung und Erziehung der katholischen Jagend in 
allen öffentlichen und Privatschulen wird der Bischof gemäss der ihm eigenen 
Hirtenpflicht leiten und überwachen. Darum wird derselbe auch die Kate¬ 
chismen und Religionshandbücher bestimmen, nach denen der Unterricht zu 
ertheilen ist. 

In den Elementarschulen ertheilt der Ortsgeistliche den Religionsunter¬ 
richt; in andern Lehranstalten nur solche, denen der Bischof Ermächtigung 
und Sendung dazu verliehen und nicht wieder entzogen hat. 

Artikel VIO. 

Dem Bischof wird es freistehen, Seminarien nach der Vorschrift des 
tridentinischen Contiis zu errichten, und in dieselben nach Bedürfniss and 
Natzen der Diöcese Jünglinge undKnaben zur Ausbildung aufzunehmen. Diese 
Anstalten werden in Absicht auf Einrichtung, Unterricht, Leitung und Ver¬ 
waltung der völlig freien bischöflichen Autorität unterstellt sein. Aach die 
Vorsteher und Lehrer derselben wird der Bischof ernennen, und so oft er 
es nothwendig oder zweckdienlich findet, wieder entlassen. 

So lange aber Seminarien in besagter Form nicht errichtet sind, und die 
wesentlich aus Staatsmitteln unterhaltenen Convicte zu Ehingen, Rottweil und 
Tübingen fortbestehen, werden in Betreff derselben folgende Bestimmungen 
eingehalten werden: 

a) Diese Institute stehen bezüglich der religiösen Erziehung und der 
Hausordnung unter der Leitung und Aufsicht des Bischoft. 
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b) Insofern die Zöglinge dieser Institute den Unterriebt an selbestindigen 
staatlichen Studienanstalten erhalten, stehen sie gleich den anderen 
Schülern unter den für diese Studienanstalten geltenden Gesetzen und 
dem für dieselben vorgeschriebenen Lehrplan. Sollte aber der Bischof 
bezüglich der Gymnasien hierin eine Aenderung für nothwendig oder 
zweckmässig erachten, so wird er sich ins Einvernehmen setzen mit 
der königl. Regierung, welche auch ihrerseits nichts ändern wird, ohne 
vorheriges Einvernehmen mit dem Bischof. 

c) Vorsteher und Repetenten der genannten Institute wird der Bischof 
ernennen und entlassen; jedoch wird er dazu niemals solche auser¬ 
sehen, von denen er weiss, dass sie der königl. Regierung aus er¬ 
heblichen und auf Thatsachen beruhenden Gründen in bürgerlicher oder 
politischer Hinsicht minder angenehm sind, und ebenso jene entlassen, 
welche aus denselben Gründen nach ihrer Anstellung unangenehm ge¬ 
worden sind. 

d) Dem Bischof steht es zu, diese Institute zu visitiren, eigene Abge¬ 
ordnete den öffentlichen. Prüfungen, zumal jenen, für die Aufnahme 
neuer Zöglinge, beizugeben und sich periodische Berichte erstatten 
zu lassen. 

e) Die königl. Regierung wird dafür Sorge tragen, dass an den oberen 
Gymnasien, mit welchen die niederen Convicte verbunden sind, nach 
und nach nur geistliche Professoren angestellt werden. 

Artikel IX. 

Diu katholisch-theologische Facultät an der Landesuniversität steht in 
Bezug auf das kirchliche Lehramt unter Leitung und Aufsicht des Bischofs. 
Demnach kann derselbe den Professoren und Docenten die Ermächtigung 
und Sendung zu theologischen Lehrvorträgen ertheilen und nach seinem Er¬ 
messen wieder entziehen, das Glaubensbekenntniss abnehmen, auch ihre Hefte 
und Vorlesebücher prüfen. 

Artikel X. 

Das Vermögen, welches die Kirche als ihr Eigenthum besitzt oder in 
Zukunft erwerben wird, ist beständig unverletzt zu erhalten, und wird das¬ 
selbe ohne Zustimmung der Kirchengewalt niemals eine Veränderung oder 
Veräusserung erleiden, noch werden dessen Früchte zu anderen Zwecken 
verwendet werden: indessen unterliegt dasselbe den öffentlichen Lasten und 
Abgaben, sowie den übrigen allgemeinen Gesetzen des Königreichs wie alles 
andere Eigenthum. 

Das Kirchenvermögen wird im Namen der Kirche unter der Aufsicht 
des Bischofs von Jenen verwaltet, welche nach Vorschrift des canonischen 
Rechts oder nach dem Herkommen oder durch ein Privilegium und eine be¬ 
sondere Bestimmung für irgend eine milde Stiftung zu solcher Verwaltong 
berufen sind. Alle Verwalter aber sind gehalten, auch wenn dieses auf 
Grund der oben angeführten Titel Andern gegenüber zu geschehen hat, zu- 
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gleich auch dem Bischof oder seinen Bevollmächtigten jährlich Rechenschaft 
von ihrer Verwaltung abaulegen. 

Mit Rücksicht auf die bestehenden Verhältnisse gibt sofort der heilige 
Stuhl seine Zustimmung, dass die einseinen Kirchenfabriken, sowie die übrigen 
kirchlichen Localstiftungen im Namen der Kirche in der Weise auch ferner 
verwaltet werden, wie sie im Lande eingeführt ist; nur sollen Pfarrer und 
Landdecane ihre diesfallsigen Verrichtungen im Auftrag des Bischofs aus¬ 
üben. Heber die specielle Ausführung dieser Angelegenheit wird die k. Re¬ 
gierung mit dem Bischof ein Uebereinkommen treffen. 

Ueberdies willigt der heilige Stuhl ein, dass, so lange die Staatskasse 
au den allgemeinen oder örtlichen Bedürfnissen der Kirche Beiträge leistet, 
die vacanten Pfründen und der Intercalarfond unter der Oberleitung des Bi¬ 
sehofs und im Namen der Kirche durch eine gemischte Commission ver¬ 
waltet werden. Die eine Hälfte der Mitglieder dieser Commission erwählt 
der Bischof, hauptsächlich aus Geistlichen, die andere die königl. Regierung 
aus Katholiken; den Yorsita hat der Bischof oder dessen Bevollmächtigter. 
Die genaueren Uebereinstimmungen hierüber werden in einem Uebereinkommen 
awlschen der königl. Regierung und dem Bischöfe festgesetat werden. 

Die Einkünfte des Intercalarfonds werden vor Allem stets aur Ergänaung 
der Pfarrgehalte bis aur Congrua, aur Anweisung von angemessenen Pen¬ 
sionen für altersschwache oder gebrechliche Pfründner, au den Tischtiteln 
für neu au weihende Geistliche und au den Kosten der nothwendigen ausser¬ 
ordentlichen Vicarien, etwaige Ueberschüsse aber nur für andere kirchliche 
Bedürfnisse verwendet werden. 

Ueber die Erhaltung des Grundstocks des Intercalarfonds, sowie über 
Verwendung der Erträgnisse desselben wird die genannte Commission der 
königl. Regierung stets Gewissheit geben. 

So lange die gemischte Commission aur Verwaltung des Intercalarfonds 
besteht, übt dieselbe die Aufsicht auch über die Verwaltung der besetaten 
Pfründen, welche deren jeweilige Inhaber nach canonischer Vorschrift au 
führen haben. 

Artikel XI. 

Der Bischof wird mit allen königl. Behörden unmittelbar verkehren. 

Artikel XII. 

Die mit der vorstehenden Vereinbarung im Widerspruch stehenden 
königl. Verordnungen und Verfügungen treten ausser Kraft: soweit aber 
gesetaliche Bestimmungen derselben entgegenstehen, werden diese geändert 
werden. 

Artikel XIII. 

Sollte sich in Zukunft in Betreff dieser Vereinbarung irgend eine Schwie¬ 
rigkeit ergeben, so werden S. Heiligkeit und Se. königl. Majestät sich au 
freundschaftlicher Beilegung der Sache ins Einvernehmen setaen. 

(Folgen die Unterschriften.) 
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Nachdem nun die Bestimmungen and Vereinbarungen dieser Convention 
in allen Punkten, Clausein, Artikeln und Bedingungen insgesammt und im 
Einseinen sowohl von Uns, als von dem erhabensten und mächtigsten Für¬ 
sten, dem durchlauchtigsten König von Wiirtemberg Wilhelm I. gebilligt, 
bestätigt und ratificirt worden sind, und eben dieser erhabenste 8ouverain 
Uns gebeten hat, damit dieselben mehr Festigkeit und Schuts hätten, ihnen 
noch den besonderen Schirm Unseres apostol. Amtes angedeihen zu lassen, 
und ihnen einen ausserordentlichen Act Unserer Autorität und ein feierliches 
Decret zu widmen: so bestätigen Wir, in Kraft des Vorliegenden, im vollen 
Vertrauen, der Herr werde nach seiner Barmherzigkeit Unsere Bestrebungen 
für die Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten im Königreich Wttrtemberg 
mit den reichsten Geschenken seiner göttlichen Gnade begleiten, -nach zu¬ 
verlässiger Kenntnissnahme und reiflicher Erwägung und aus der Vollgewalt 
Unseres apostol. Amtes oben genannte Vereinbarungen, Bestimmungen, Ueber- 
einkünfte und Concessionen, ratificiren sie und nehmen sie an, stellen sie 
unter den Schirm und Schutz unserer apostol. Gewalt, und versprechen und 
geloben sowohl in Unserem, als Unserer Nachfolger Namen, dass Alles, wlus 
in ihnen enthalten und versprochen ist, von Unserer und des heiligen Stuhles 
Seite wird aufrichtig und unverbrüchlich erfüllt und beobachtet werden. 

Nicht eifrig und inständig genug aber können Wir Unsern ehrwürdigen 
Bruder, den Oberhirten in jenem Königreich, sowie alle andern Katholiken 
des Landes, Geistliche und Laien, bitten und ermahnen, sie mögen jeder 
für seinen Theil alle oben erwähnten Vereinbarungen zur grösseren Ehre 
Gottes und zum Ruhme des christlichen Namens sorgfältig und gewissenhaft 
beobachten, und mit vollem Eifer alle Gedanken und alle Sorgen unermüdet 
darauf richten, dass die Reinheit der katholischen Lehre, der Glanz des 
Gottesdienstes, die Schönheit der kirchlichen Disciplin, der Gehorsam gegen 
die Gesetze der Kirche, dass Zucht und Sitte, dass die Liebe zu einer in 
Werken sich bethätigenden christlichen Frömmigkeit und Tugend täglich 
herrlicher in jenem Königreich strahle und erblühe. 

Wir wollen, dass dieses gegenwärtige Schreiben zu keiner Zelt soll 
angetastet oder angefochten werden können, weder unter dem Vorwand einer 
geschehenen Erschleichung irgend welcher Art oder wegen rechtlicher Ungül¬ 
tigkeit, noch auch durch den Versuch, einen Mangel an Unserer Intention 
und Willensmeinung oder einen andern wie immer beschaffenen, wenn auch 
noch so grossen Fehler nachzuweisen; Wir befehlen vielmehr, dass dieses 
Schreiben stets rechtskräftig, gültig und wirksam sei und bleibe, seiner vollen 
und ungeschmälerten Wirkungen sich erfreue und sie behaupte, und dass es 
unverletzt beobachtet werden solle, so lange die in dem Vertrag ausge¬ 
sprochenen Bedingungen und Vereinbarungen beobachtet werden; — dies Alles 
nicht angesehen etwa entgegenstehende Bestimmungen, die in apostolischen 
und synodalen Provinzial- und allgemeinen Concilien, in veröffentlichten all¬ 
gemeinen Constitutionen und Verordnungen, in Unseren und der apostolischen 
Kanzlei Regeln, besonders über die Unantastbarkeit erworbener Rechte, oder 
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in den Stiftungsbriefen irgend welcher Kirchen, Capitel oder anderer frommer 
Institute! auch wenn dieselben durch apostolische Bestfitigung oder was immer 
für einen rechtlichen Qrund geschützt sind, oder auch in einseinen nach 
einer wie immer entgegengesetsten Seite ertheilten, bestätigten, erneuerten 
Privilegien, Indulten und Erlassen des apostolischen Stuhles, und in allen 
andern hiemit nicht übereinstimmenden Actenstücken, welchen Namen sie immer 
tragen, enthalten sein mögen. Alle diese Bestimmungen und jede einsein 
derselben setsen Wir, indem Wir deren Inhalt wörtlich und buchstäblich 
nehmen und meinen, lediglich um den Vorausgeschickten rechtliche Bedeutung 
su verschaffen, besonders und ausdrücklich ausser Wirksamkeit, wollen aber, 
dass dieselben im Uebrigen in ihrer Gültigkeit fortbestehen. 

Weil es überdies schwer wäre, das vorliegende Schreiben überallhin, 
wo von demselben officielle Kenntniss gegeben werden soll, su bringen, so 
bescbliessen Wir und befehlen vermöge derselben apostolischen Autorität, dass 
den Copien, auch den gedruckten, wenn sie nur die Unterschrift eines öffent¬ 
lichen Notars und das Siegel einer in einer kirchlichen Würde stehenden 
Person tragen, überall derselbe volle Glaube beigemessen werde, wie wenn 
das gegenwärtige Schreiben aufgeseigt und vorgewiesen werden würde. Ausser¬ 
dem aber erklären Wir für ungültig und nichtig, was mit Hinwegsetsung 
über diese Bestimmungen von irgend Jemand, welche Würde er immer be¬ 
kleide, wissentlich oder unwissentlich unternommen werden wollte. 

Keinem unter allen Menschen soll es demnach erlaubt sein, dieser Ur¬ 
kunde Unserer Gewährung, Bestätigung, Ratification, Annahme, Versprechung, 
Gelobung, Mahnung, Ermunterung, Entscheidung, Derogation, Festsetzung, 
Verordnung und Willensmeinung Gewalt anzuthun oder in frevlem Beginnen 
derselben zuwiderzuhandcln. Wenn aber doch Jemand sich vermessen sollte, 
solches zu wagen, der wisse, dass er dem Zorn des allmächtigen Gottes 
und seiner heiligen Apostel Petrus und Paulus verfallen werde. 

Gegeben su Bologna im Jahre der Menschwerdung unsers Herrn 1857, 
den 22. Juli, im zwölften Jahre Unseres Pontificats. 

Cardinal SPINOLA, Prodatar. 

Cardinal MACCHL 


Zar Orientiran* über die Verwaltung des ILlrelienver mögen* 
während der gegenwärtigen Uebergangsperlode. 

(Ans dem Linzer Diöcesanblatt. Jahrg. 1856. XLYIII. Stück. 

Der Artikel XXX des Concordates bestimmt: „Bonorum ecclesiasticorum 
administratio apud eos erit, ad quos secundum Canones spectat.“ Jeder 
wahre Katholik, zumal jeder Priester, wird diese Bestimmung mit grosser 
Freude begrüsst haben, da sie ein Act der Gerechtigkeit ist gegen die 
Kirche, die auch, und wohl vorzugsweise auf diesem Gebiete bevormundet 
war, und mit Sicherheit behauptet werden kann, dass die übrige Freiheit 
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der Kirche wesentlich bedingt Mi durch die Freiheit in der Verwaltung ihres 
Vermögens, d. h. durch ihre eigene Verwaltung nach ihren eigenen GesetzeA 
(denn Freiheit ist nie und nirgends Willkür), wobei sich von selbst versteht, 
dass sie den in demselben Artikel von Sr. Majestät dem grossherzigen Kaiser 
und Allerhöchstseinen Nachfolgern gewährten Einfluss bereitwillig und ge¬ 
wissenhaft respectiren werde. 

Es ist aber dieser Artikel, ungeachtet des besten Willens der hohen 
Staatsregierung und des hochwürdigsten Episcopates von Oesterreich, gleich 
manchen andern, noch nicht zur vollen Ausführung gelangt. Niemand, der 
den Umfang des Concordates und die bisherigen Verhältnisse Oesterreichs 
betrachtet, wird sich wundern können, dass die vollständige Ausführung 
dieser Vereinbarung eine bedeutende Zeit in Anspruch nehme, und jeder wird 
um so geduldiger warten, je fester er Überzeugt sein darf, das ganze Con- 
cordat werde nach seinem Buchstaben und nach seinem Geiste eine Wahrheit 
werden — werde eine solche werden sur Ehre Gottes und 2 um Heile der 
Gesellschaft. 

Wenn indessen der gedachte Artikel nicht aur vollen, so ist er doch 
bereits sur theilweisen Ausführung gelangt. 

Ich halte es für meine Pflicht, der hochw. Diöcesangeistlichkeit einen 
Fingerzeig über die Grundsätse su geben, nach denen in der gegenwärtigen 
Periode des Ueberganges von der Abschliessung des Concordates zur voll¬ 
ständigen Ausführung desselben in der Diöcese vorzugehen ist, sumal, wie 
es begreiflich ist, bei der dermaligen unbestimmten Sachlage viele Fehler und 
zwar gerade der entgegengesetztesten Art gemacht werden, indem die Einen 
schon die neue Freiheit, die Andern noch die alte Unfreiheit vollständig vor¬ 
handen glauben, während die Wahrheit in der Mitte liegt. 

Zur Orientirnng der hochw. Diöcesangeistlichkeit in dieser Angelegenheit 
glaube ich am besten zu thun, wenn ich ihr eine amtliche Correspondenz 
mittheile, die in den ersten Monaten des gegenwärtigen Jahres aus Anlass 
eines besonderen Falles zwischen Sr. Excellenz dem Herrn k. k. Statthalter 
und mir über dieselbe gepflogen wurde. 

Bei einer Kirche war die geistliche und weltliche Vogtei durch die eben 
bezeichnete Verschiedenheit in der Auffassung der gegenwärtigen gesetzlichen 
Verhältnisse in Differenz gerathen; die letztere wendete sich an den Herrn 
Statthalter und der Herr Statthalter eröffnete sofort unter dem 27. Jänner 
mit mir über diesen Gegenstand die Verhandlung. 

Ich erwiederte dem Herrn Statthalter unter dem 21. März Z. 524: 

„Um Eurer Excellenz gegenüber in jenem Geiste zu handeln, in welchem 
Papst und Kaiser bei dem Concordate gehandelt haben, und in Ausführung 
desselben fortan handeln, beehre ich mich, Eurer Excellenz den Entwurf der 
Weisung an die geistliche Vogtei N. N. zu überreichen, den ich aus Anlass 
Ihrer sehr geschätzten Zuschrift vom 27. Jänner d. J. Z. 435 Praes. an 
selbe erlassen will, mit dem dienstfreundlichen Ersuchen, Sich gefälligst 
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auanprechen so wollen, ob Eure Excel lens mit meiner Auffassung der in 
Rede stehenden Verhältnisse einverstanden seien. 

Ist diesen der Fall, so wird nicht nur diese Weisung ungesäumt er¬ 
gehen, sondern werden auch mehrere andere Verhandlungen, welche Eure 
Excellenz, zum Theil schon vor längerer Zeit, an mich geleitet haben, so¬ 
gleich ihre Erledigung finden. Ich kann in den einzelnen Fällen, wo es sich 
um Verwendung von Kirchengut handelt, nicht, oder nur unsicher Vorgehen, 
bevor allgemeine Grundsätse, die den dermaligen Verhältnissen entsprechen, 
vereinbaret sind. 

Genehmigen etc.“ 

Der in dieser Zuschrift erwähnte Entwurf der Weisung an die frag¬ 
liche Vogtei lautet, wie folgt: 

„An den .... 

Se. Excellens der Herr k. k. Statthalter hat mich unter dem 27. Jän. 
d. J. Z. 435 Praes. von einer Beschwerde des N. N. als Vertreters der 
weltlichen Vogtei gegen Euer Hochwürden als geistlichen Vogteivertreter 
wegen Ihrer Zusohrift an denselben in Kenntniss gesetzt. 

In dieser Zuschrift fordern Euer Hoch würden auf Grund, des Concordats 
eine sogleiche Umänderung des Geschäftsganges in allen Vogtei-Angelegen¬ 
heiten in der Art, dass die Eingaben der Vogtei nicht mehr an die Statt¬ 
haftere!, sondern an das bischöfliche (Konsistorium oder Ordinariat gerichtet 
werden sollen. 

Ohne Zweifel hat die Kirche, wie in so vielen andern Stücken, so 
anch in Betreff ihres Vermögens durch das Concordat ihr gutes Recht wieder 
erlangt r und ich finde es begreiflich, dass ein so treuer Diener derselben, 
wie Euer Hochwürden sind, sich sehnet, davon Gebrauch zu machen. 

In diesem Augenblicke kann indessen noch nicht das ganze Recht, welches 
der XXX. Artikel des Concordates der Kirche zuweiset, ausgeübt werden.' 

Ausgeübt kann dieses Recht werden, insofern die kirchliche Behörde, 
und nur sie, die Bewilligung xu togteäichen Ausgaben eriheilet. In dieser 
Hinsicht habe ich es bereits ausxuüben angefangen, und werde es fortan 
ausüben. 

Hingegen kann es gegenwärtig noch nicht ausgeübt werden in vielen 
andern Verwaltungsgeschäften, welche durch die früheren Gesetze der welt¬ 
lichen Behörde zugewiesen waren, weil die nöthigen Einleitungen, namentlich 
die Uebergabe der vogteiliehen Acten, noch nicht geschehen sind. Deswegen 
kann auch der Geschäftsgang in Vogtei-Angelegenheiten jetzt noch nicht ge¬ 
ändert werden, und behält die Vogtei-Instruction vom Jahre 1821 — mit 
obiger wesentlichen Ausnahme — noch provisorisch ihre Kraft. 

Bei dieser Unterscheidung ist der in der Sache liegende und von dem 
Herrn Minister für Cultus und Unterricht auch ausdrücklich ausgesprochene 
Grundsatz massgebend, dass frühere mit den Bestimmungen des Concordates 
unvereinbare Anordnungen, deren Beschaffenheit nicht von der Art ist, dass 
die Möglichkeit ihrer Beseitigung erat von der Erlassung neuer Vorschriften 
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der Regierung bedingt ist, eo ipso and ohne dass es hiesn einer namentlichen 
Anführung bedürfte, durch die Publication des Concordates als entfallen zu 
betrachten; wo hingegen die Collision von Bestimmungen des Concordates 
mit früheren Gesetzen und Verordnungen nicht durch das einfache Wegfällen 
der letzteren behoben wird, sondern sich vielmehr die Nothwendigkeit neuer 
gesetzlicher Vorschriften herausstellt, diese abzuwarten sind. ' Das Letztere 
liegt auch in dem Begriffe der Durchführung des Concordates, mit welcher 
von Seite Sr. Majestät des Kaisers nach dem a. h. Patente vom 5. Nov. 
v. J. der Herr Minister fiir Cultus und Unterricht betraut ist. 

Was indessen die Stiftbriefe über zu errichtende Stiftungen betrifft, so 
besteht schon seit dem Jahre 1825 die Anordnung, dass die Entwürfe hiezu, 
so wie die nach der erfolgten Acceptation aasgefertigten Stiftbriefe nicht 
unmittelbar an die Landesstelle, jetzt Statthalterei, sondern durch das Ordi¬ 
nariat vorzulegen seien. Hiebei hat es natürlich auch jetzt sein Verbleiben. 

Hienach wollen sich also Euer Hochwürden einsweilen benehmen. Efe 
dauert hoffentlich «nicht lange, bis der Artikel XXX des Coneordates zur 
Ehre und zum Heil der Kirche zur vollen Wahrheit wird; nach Allem, wds 
seit lange geschehen Ist, zu urtheilen, kann der Wunsch der Kirche, ihr 
Recht zu erlangen, nicht lebhafter sein, als der des Kaisers, ihr es zu geben. 
Gott wird Ihn dafür segnen. 

Linz, den 21. März 1856.“ 

Auf dieses Schreiben antworteten Se. Excellenz der Herr Statthalter 
unter dem 23. März Z. 1307/Pr.: 

„Euere bischöflichen HochwUrden hatten die besondere Gefälligkeit, mir 
mit dem schätzbaren Schreiben vom 21. d. M. Z. 524 den Entwurf der 
Weisung zur Einsicht mitzutheilen, welche Euere bischöflichen Hoch würden 
an die geistliehe Vogtei N. N. hinsichtlich des Geschäftsganges bei der Be¬ 
handlung der Vogteigeschäfte zu erlassen gedenken. 

Indem ich Eueren bischöflichen Hoch würden für diese Mittheilong ver¬ 
bindlichst danke, kann ich dem schätzbaren Ersuchen gemäss meine Ansicht 
über diese Weisung nur dahin aussprechen, dass ich mit der darin enthal¬ 
tenen Auffassung der in Rede stehenden Verhältnisse vollkommen einverstanden 
hin; daher ich auch gleichzeitig die entsprechende Weisung an den . . . . 
Bürgermeister erlasse. 

Genehmigen etc.“ 

Im Sinne dieser Schreiben wird nun die hochw. Geistlichkeit bei Vogtei- 1 
geschälten, so weit es sie angeht, ihr Amt handeln, so wie ich fortwährend 
in demselben Sinne handelte und handeln werde, bis die Durchführnngsnormen 
des Concordates erscheinen werden. Eine besondere Erwähnung verdient 
hier noch der Religionsfond. > 

Hinsichtlich desselben isfci inr Artikel XXXI des Concordates unter 
Andern festgesetzt: .ofm •, 

a) Die Güter desselben seien kraft ihres Ursprunges Eigentham der Kirche. 

Wir wissen, wie der Rettgionsfond gebildet wurde. Die Monarchen 
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Oestenreichs haben ihn nie als Staatsgut erklärt, in diesem Artikel er» 
klären Se. Majestät ihn ausdrücklich als Kirchengut. Daraus folgt 
sehr gewiss (wie es snweilen leider selbst von Geistlichen noch ge» 
schiebt), dass derselbe nicht als kaiserlich königlicher Religionsfond 
su beseichnen sei. 

b) Er werde im Namen der Kirche, unter der gebührenden, übrigens von 
den Allerhöchsten Paciscenten erst näher su bestimmenden Aufsicht 
der Bischöfe verwaltet werden. Daraus folgt, dass weder gegenwärtig, 
noch in Zukunft der Bischof aus dem Religionsfonde etwas anweisen, 
daher auch nicht um eine solche Anweisung angegangen werden könne; 
während nämlich das übrige Kirchenvermögen von den durch das 
Kirchengesets bestimmten Organen verwaltet wird, hat das Oberhaupt 
der Kirche die Verwaltung dieses Fondes nicht für die Kirche in 
Anspruch genommen, und sich mit der Sicherung der Aufsicht von 
Seite der Bischöfe bei der gedachten Verwaltung begnügt — wie denn 
überhaupt die Kirche in dem Concordate unserem Kaiser grössere 
Rechte, als je einem andern Fürsten, eingeräumt hat. 

c. Dass die Einkünfte des Religionsfondes su kirchlichen Zwecken werden 
verwendet werden. Daraus folgt, dass Niemand um eine Unterstütsung 
nicht kirchlicher, wenn etwa sonst auch guter Zwecke aus dem Reli¬ 
gionsfond ansuohen darf. 

d) Endlich ist in Aussicht gestellt, dass er durch ein Einvernehmen »wi¬ 
schen den Allerhöchsten Paciscenten in bleibende und kirchliche Aus¬ 
stattungen werde getheilt werden — eine dem denkenden, und durch 
die Lehren der Geaohichte gebildeten Katholiken gewiss willkommene 
Aussicht, besonders wenn auch das einsige Bedenken, das gegen diese 
Massregel sieh erheben könnte, wie nämlich ausserordentliche undun¬ 
vorgesehene kirchliche Bedürfnisse beim Mangel eines Reügionsfbndes 
gedeckt werden können, durch Bildung eines Diiicesankilfsfondes be¬ 
dacht sein solle, wie denn in der Diöcese Lin» schon seit swei Jahren 
der Grund su einem solchen gelegt ist, und ich behalte mir vor, über 
diesen wichtigen Gegenstand in Bälde ein Mehreren an den hocbwür- 
digen Diöeesankleras su erlassen. 


Pte Beliflonsfondsmessen pro 1850 und vorräthice Hess- 

Stipendien betreffend. 

leb hoffe, dass bei der Durchführung des Concordates auch die Ange¬ 
legenheit der Religionsfonds-Obligatmessen allgemein werde geregelt werden, 
und deswegen ruhet gegenwärtig die vor langer Zeit emgeleitete, wiederholt 
erwähnte Verhandlung wegen derjenigen heil. Obligatmessen, die auf dem 
oberösterreichischen Religionsfonde haften. ’ 

Indessen muss nun mit denjenigen derartigen Obligatmessen, die auf 
das Militärjahr 1856 entfielen, Richtigkeit gemacht werden, so weit sie nicht 
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bereits gemacht ist. Es haben daher, wie in den letsten Jahren, wieder 
alle Priester der Diöcese, denen wegen ihrer Bezüge aus dem Religionsfonde 
solche Messen obliegen, sich bis zum 1., längstens 15. Februar k. Js. im 
Wege des Decanates entweder über die geschehene Persolvirung derselben 
auszuweisen, oder dafür Stipendien ä 12 kr. C. M. Behufs anderweitiger 
Besorgung einzusenden, oder endlich um die ganze oder theilweise unent¬ 
geltliche Abnahme zu bitten. 

Es wird keine solche Bitte zurilckgewiesen werden. 

Durch reichliche Unterstützung von besser dotirten oder sonst in glück¬ 
lichem Vermögensverhältnissen lebenden Priestern, die entweder eine nam¬ 
hafte Zahl von Intentionen gratis zur Persolvirung übernehmen, oder mir zur 
Besorgung solcher Intentionen Geldbeträge einsendeten, so wie durch andere 
Mittel, welche die christliche Frömmigkeit und Liebe an die Hand gab, bin 
ich, ohne dass ich selbst grosse Opfer bringen musste, in den Stand gesetzt 
worden, alle ohne Stipendium eingesendeten Intentionen, deren Zahl für das 
Militärjahr 1855 nicht weniger als 5196 war, zu besorgen, und sogar noch 
- einen Geldüberschuss zu demselben Zweck für das Militärjahr 1856 zu er¬ 
übrigen. Es haben namentlich Mitglieder des hocbwürdigen Domcapitels sich 
sehr grossmüthig an diesem Werke priestevlieher Bruderliebe betheiliget. Ich 
hege die ganz zuversichtliche Hoffnung, dass ich die gleiche liebvolle Mit¬ 
wirkung zur Unterstützung der ärmeren Mitglieder unseres heiligen Standes 
bei den andern Priestern für das Jahr 1856 finden werde, wie ich sie, za 
meiner und Vieler Freude, für die früheren gefunden habe. „Quoniam mini- 
sterium hujus officii non solum supplet ea, quae desunt sanctis, sed etiam 
abundat per multas gratiarum actiones in Domino per probationem ministerii 
hujus, glorificantes Deum in obedientia confessionis vestrae, in Evangelium 
Christi, et simplicitate communicationis in illos, et in omnes, et ipsorum ob- 
secratlone pro vobis, desiderantium vos propter eminentem gratiam Dei in 
vobis. Gratias Deo super inenarrabiti dono ejus.“ 2 Cor. 9. 

Den grössten Theil der in Rede stehenden heil. Messen, aber auch viele 
andere, im Ganzen 7931, habe ich dem hochw. Herrn Bischöfe von Badweis, 
der sehr gern Intentionen mit dem Stipendium von 12 kr. C. M. übernehmen 
zu wollen erklärt hatte, zur Veranlassung der Persolvirung übersendet. Hoch- 
derselbe hat in Seinem Ordinariatserlasse vom 20. November d. J. dieselben 
den sehr vielen armen Kaplänen Seiner Diöcese angeboten. 

Zugleich gebe ich der hochw. Diöcesangeistlichkeit abermal bekannt, dass 
in Folge der bestehenden Anordnungen über die Messstipendien-, die fortan 
gewissenhaft zu beobachten sind, bei' mir stets eine namhafte Zahl von 
Messstipendien vorräthig ist, und dass ich die Priester, die sich melden 
wollen, bereitwilligst mit solchen betheilen werde. 
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Die Situation vieler higher ungültiger Ehen in radlee 

betreffend. 

\ '' • 

Man wird erst in einiger Zeit, wenn auf Grundlage des Coneordates 
die kirchliche Anschauung der Verhältnisse und das kirchliche Leben mH 
Gottes Hilfe mehr aasgebildet and befestigt sein wird, recht erkennen, an 
was für, einem Abgrunde Oesterreich vor dem Concordate stand , und welch’ 
eine Gnade der Allbarathersige ihm durch diese Vereinbarung der aiwei obersten 
. Gewalten zuwendete. Die Herzen waren in Oesterreich noch katholisch, die 
Grundsätze und die Praxis vielfältig ganz unkatholisch. Mlserieordiae Do¬ 
mini, quia non sumus ceasumti; quia.non defecerunt miserationes ejus. 

Dieser Mangel an Katholicität mittein im Katholicjsmus offenbarte sieh 
in vielen Ländern Oesterreichs insbesondere auf dem Gebiete der Ehe. Die 
Kirche hat ihr unveräusserliches Recht, Ehehindernisse, trennende und ver¬ 
bietende , za setzen, im Conoil von Trient (Sess. 24. can. 3. 4.) feierlich 
ausgesprochen; sie hat solche auch wirklich gesetzt;.and dennoch hat mancher 
Priester in Oesterreich, der ganz katholisch sein wollte und es aneh wirklich 
zu Sein glaubte, auf dieselben, wenigstens auf einen grossen Theil derselben, 
lediglich nicht geachtet, und war vielleicht, wenn etwa die Hurten der Kirche 
auf dieselben als in voller Kraft bestehende hinwiesen, schwer eines Bessern 
zu belehren. 

So musste es kommen, dass eine grosse Anzahl von Ehen geschlossen 
wurde, die vor Gott uhd vor der Kirche, also in der Wirklichkeit, keine 
Ehen waren. 

Ihn diesem beklagenswertkeü Uebelstande zu begegnen, hat der heilige 
Vater, kraft jener MaeKtfüUe, die er von dem göttlichen Stifter der Kirche 
empfangen hat, und kraft jener Liebe,- mit der er die za ihm, dem allge¬ 
meinen Vater der Christenheit, vertrauensvoll zurhekkehreude Tochter, die 
Kirche Oesterreichs, umfängt; unter dem 17. März des gegenwärtigen Jahres 
den Bischöfen des gesamtsten Kaisertbums Oesterreich die Faeultät ertheilt, 
alle Eben in der Wurzel zu heilen (ln radice jsänandi), die am der in dem 
Breve angegebenen Hindernisse willen bis auf den Tag,' da die Bischöfe dieses 
Breve erhalten würden, ungültig eingegangen worden seien. Ich erhielt das 
erwähnte Breve am 18. Juni d. J. während meiner Anwesenheit bei der 
bischöflichen Vers ammlung In Wien, and machte an demselben Tage von 
dieser grossen, in solcher Allgemeinheit Seltenen, wenn nicht einzigen, Fa- 
cultät für die meiner Leitung vom -Herrn anvertraute Diöcese Linz Gebrauch, 
indem ich auf Grund derselben alle die genannten ungültigen Ehen, die etwa 
m dieser Diöcese Vorkommen, in radlee sanirte. 

ln Folge dieser Saairung sind mn die-, in Frage stehenden Ehen ohne 
alles Weitere gültig, und haben alle Rechtswirkungen, als ob sie von Anfang 
gültig eingegangen-worden wären; es bedarf also keiner Convalidation der¬ 
selben mehr, und wenn ein Priester däffBbnnt, dass Ehegatten wegen eines 
in dem Breve erwähnten Hindernisses die Ehe ungültig eingegangen hatten, 
Moy’t Archiv für hath. Kirchenrecht. II. Sand. 17 
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aber in bona fide leben, wird er sie nicht beunruhigen, und somit sie auf 
die ehemalige Beschaffenheit ihrer Verbindung gar nicht aufmerksam machen; 
wenn hingegen Ehegatten sonst sur Kenntniss des Hindernisses, das ihren 
Ehen entgegenstand, gelangen, und ihre Unruhe ihm nun offenbaren (wie es 
in der jüngsten Zeit wiederholt geschehen ist), wird er ihnen mit Freude 
sagen können, dass ihre Eh«, die vor 'dem 18. Juni d. J. ungültig war, 
seither vollkommen, und in der,Art gültig sei, dass ihre Verbindung auch 
für die frühere Zeit alle Rechtswirkungen einer gültigen Ehe habe. — Dass 
das mit dem morgigen Tag in’s Leben tretende kirchliche Ehegericht auf 
Grund dieser Sanirung jede Anfechtung einer solchen Ehe surückweisen 
werde, bedarf keiner Erinnerung. Deswegen ist auch kein Grund vorhanden, 
warum die Sanirung im Trauungsbuche su bemerken wäre. 

Es ist aber wohl su beachten, dass diese Sanirung nur gewisse, nicht 
alle canonischen Ehehindernisse betrifft; und ebenso, dass sie sich nur auf 
die Ehen erstreckt, die vor dem 18. Juni d. J. und nicht später, einge¬ 
gangen wurden. Wenn demnach ein anderes kirchliches Ehehindermss ob¬ 
waltete, oder eines der in dem Breve beseichneten nebst einem andern, oder 
die Ehe seit idem 18. Juni d. J. mit einem solchen Hindernisse (s. B. Ver¬ 
wandtschaft im 3. oder 4. Grade nach kirchlicher Berechnung, unehrbarer 
Schwägerschaft im Leder 2. Grade) eingegangen wurde, so ist die Recon- 
validation der Ehe, wofern das Hinderniss ein dispensables ist, einsoleiten, 
oder bei sehr wichtigen Bedenken, die gegen eine solche Convalidation sich 
erheben, in einzelnen Fällen die Sanatio in radice beim heiligen Stuhle am- 
susuchen. 

Die gewöhnlichen Quinquennal- FaCultäten geben keinem Bischöfe die 
Befugniss, die Dispens im 3. oder 4. Grade der Verwandtschaft oder ehr¬ 
bar ha Schwägerschaft auch dann su ertheilen, wenn der «weite Grad berührt 
wird. Sollte daher irgendwo ein Bischof wegen irriger Deutung der päpst¬ 
lichen Facultäten die Dispens in einem solchen Grade ertheilt haben, so wäre 
diese ungültig, und somit auch die auf Grund einer solchen Dispens einge- ' 
gaagene Ehe ungültig. Der heil Vater bevollmächtiget nun in dem erwähnten 
Breve die Bischöfe der österreichischen Monarchie, auch die aus einem solchen 
Grunde nichtigen Ehen bis su dem gedachten Zeitpunkte in radice su saniren, 
und ich habe auch von diesem Theile der Facultät für den Fall, dass etwa 
derartige Ehen in derDiöcese vorgekommen sein sollten, Gebrauch gemacht. 
Hiebei bemerke ich nur noch, dass mein hocbseligCr Herr Vorfahr siUr 
Zeit, als der. hei). Vater flüchtig in Gaöte lebte, ausserordentliche Facultäten 
von demselben gehabt habe. 

Uebrigens muss ich der hochw. Geistlichkeit aufgeben, von dieser, kirch-r 
liehen Verfügung keine öffentliche, und ausser den Fällen, wo das heilige 
Hirtenamt etwas Anderes fordert, auch keine private Erwähnung su machen. 

Anbei habe ich das feste Vertrauen, es werde auch die Erwägung dieser 
kirchlichen Verfügung beitragen, um in der hochw. Seelsorgsgeistllcbkeit dio 
Ueberseügung su befestigen, mit welcher Genauigkeit das kirchliche Ehegeoets 
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gehandhabt werdet müsse, um nicht für ungültige Ehen and deren Folgen 
vor Gott und der Welt verantwortlich su werden. 

Das Breve, so weit es die hochw. Seelsorgsgeistlichkeit angeht, lautet, 
wie folgt: 

„Dilectis Filiis Nostris S. R. E. Cardinatibus, ac Venerabilibus Fratribus 
Archicpiscopis et Episcopis, aliisque Ordinariis universae Imperialis ac Regiae 
Austriacae Ditionis. 

Pius PP. IX. 

Dilecti Filii N<«tri ac venerabiles Fratres, Salutem et Apostolicam Bene*- 
dictronem. Quisque vestrum optime noscit, Dilecti Filii Nostri, ac Venera¬ 
biles Fratres, quomodo in amplissimo isto Austriaco Imperio Canonicae Sanc- 
tionrs circa matrimonia ad suam observantiam fuerint revocatae ex Conven- 
tione inter Nos, et Carissimum in Christo Filium Nöstrum Franeiscum Jo- 
sephum Austriae Imperatorem et Regem Apostolicam inita. Cum autem prae- 
teritis tcmporibus ob ejusdem Imperii adjuacta, et leges Vobis notissimas 
evenerit, ut, nonnullis praesertim Canouicis impedimeutis plane posthabitis, 
matrimonia sine necessaria Apostolica dispensatione in aliquibus potissimum 
ejusdem Imperii Dioecesibus fuerint contracta, quae iccirco nulla et irrfta 
sunt, tum Nos pro Pontificia paterna Nostfa de omnium fidelium bono solli- 
citudiue ejusmodi malo occurrere, atque opportunum remedium adhibere sta- 
tuimus. Itaque hisce Litteris necessariam, et opportunam Vobis siugulis, 
Dilecti Filii Nostri, ac Venerabiles Fratres, concedimus, ac tribuimus facul- 
tatem, ut usque addiem, quo haeNostrae Litterae ad unumquemque Vestrum 
pervencrint, in vestris Dioecesibus, Auctoritate Nostra Apostolica confirmara, 
et in radice sanare possitis matrimonia, ac proinde legitimam declarare prolem 
exinde susceptam, vel suscipiendam, quae contracta fuere sine hujus Aposto- 
Ucae Sedis dispensatione non obstante impedimento cognationis spiritualis et 
civilis, affinitatis ex copula illicita, justitiae publicae honestatis ex matrimo- 
nio rato non consutnmatp in tcrtio seu quarto gradu, nec non ex matrimo- 
nio invalide contracto et non consummato sive ex sponsalibus proveniente, 
itemque impedimento consanguinitatis seu affinitatis in gradu tertio et quarto 
etians tangente secundum (etsi matrimonia obnoxia huic ultimo commemorato 
impeaimento fuerint inita cum dispensatione non debito vero modo obtenta) 
dummodo tarnen matrimonia ipsa juxta formam a Concilio Tridentino prae- 
scriptam fuerint celebrata, nec iisdem matrimoniis aliud canonicum obstet 

dirimens impedimqntum. Dum autem hoc novum singularis Nostrae 

erga Vo's, et fideles istos populos curae vestrae commissos sollicitudinis et 
caritatis iestimonium dare gaudemus, hac etiam occasione. libentissime utimur, 
ut iterum tesicmur et coufirmemus praecipuam, qua Vos ornnes prosequimur, 
benevolentiam. Cujus quoque pignus esse volumus Apostolicam Benedietionem, 
quam caelestium omnium munerum auspicem, et ex intimo corde profectam 
Vobis singulis, Dilecti Filii Nostri ac Venerabiles Fratres, cunctisque 
istarum Ecclesiarum Clericis, Laicisque fideübus peramanter impcrtimur. 

17 # 
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Datum Romae apud Sanctum Petrum die 17. Martii Anno 1956. Ponti- 
ficatus Nostri Anno Decimo. PIUS PP. IX.“ 


Amts-Instraetion für die blMhftfliehen Unterauehungieom- 
mlssäre in Elieselteidungafftllen. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Der bischöfliche Untersuchungs-Commissär in Ehescheidungsfällen ist 
nach der für die geistlichen Gerichte des Kaiserthums Oesterreich zu Recht 
bestehenden Anweisung kraft, des ihm von Sn. bischöfl. Gnaden übertragenen 
Amtes sowohl zur Entgegennahme von Klagegesuchen, als zur Führung der 
Voruntersuchung und nach Umständen auch der eigentlichen Untersuchung 
berufen. 

§. 2. Bei Entgegennahme von mündlichen öder schriftlichen Scheidungsgesuchen 
fungirt er in Kraft des allgemeinen durch die bischöfliche Ernennung ihm 
gewordenen Auftrages, und bedarf es hiezu keiner besonderen Provocation 
des Ehegeriehtes. 

§.3. Zur Einleitung und Führung der Voruntersuchung über derlei bei ihm 
eingebrachten Klagen beginnt seine Berechtigung erst von dem Augenblicke, 
als ihm diese durch ehegerichtliche Intimation des auf Zulässigkeit der Vor¬ 
untersuchung gefällten Erkenntnisses zugewiesen worden. (§. 216 d. Anw. 
f. geistl. Gerichte.) 

$.4. Das ihm hieraus erwachsene Recht zur Voruntersuchung in einem be¬ 
stimmten Falle schliesst jedoch keinerlei Befugniss zur Vornahme solcher 
Acte ein, welche der eigentliche Untersuchung oder dem sog. Beweisverfahren 
angehören. 1 

$.5. Das eigentliche Beweisverfahren kann also von dem bisch. Commissär 
nur über einen besonderen Auftrag des Ehegerichtes instruirt werden, welch’ 
letzterem es zusteht, über Vorlage der Voruntersuchungsacten zu entscheiden, 
ob und in welcher Ausdehnung das Beweisverfahren in einem bestimmten 
Falle Platz zu greifen hat. (§. 221 d. Anw.) 

§. 6. Wird auch einem Commissär die Führung der eigentlichen Untersuchung 
vollständig übertragen , so wird ihm dadurch noch keinerlei richterlich^ Ge¬ 
walt eigen; und es ist daher, sobald zum Fortgange des Beweisverfahrens 
ein Rechtsspruch erforderlich erscheint, dieser vom bischöflichen Ehegerichte 
zu erholen. 

§.7. Da der Commissär weder bei der Voruntersuchung, noch im Beweisver¬ 
fahren proprio nomine handelt, so hat sich derselbe in diesem, wie in jenem 
Falle auf die besondere Vollmacht oder zuerkannte Berechtigung ausdrücklich 
zu berufen. 

§. 8. Da das Untersuchungsamt des Commissärs auf blosser Delegation beruht, 
so versteht es sich ferner von selbst, dass er dasselbe nicht an einen Dritten 
übertragen (subdelegiren) könne; doch bleibt es ihm unbenommen, in dem 
durch §. 224 d. Anw. angedeuteten Falle die Vornahme einzelner Erhebungen 



261 

durch einen besonderen Bevollmächtigten in Antrag, and hiezu geeignete Per-' 
sönlichkeiten in Vorschlag zu bringen. > 

8. 9. Findet sich das Ehegericht nach Erwägung aller Umstünde bestimmt, 
dem Vorschläge des Commissärs zu willfahren, so wird es denselben zur 
Subdelegation ermächtigen. Im Gegentheile erfolgen bestimmte Weisungen 
über den zur Vervollständigung der Untersuchung einzuhaltenden Weg. 

8.10. Das Amt des Gommissärs ist an sich ein widerrufliches; und es bleibt 
selbstverständlich der bischöflichen Behörde Vorbehalten, nebst den bestehenden 
Commissären auch noch andere für einseine Fälle oder auch bleibend su 
bestellen. 

§.11. Es wird ferner im Namen Sr. bisch. Gnaden ausdrücklich bestimmt, 
dass das durch die bischöfliche Ernennung verliehene Commissariatsamt eo 
ipso erlösche, sobald der Commissär auf ein ausserhalb des Commissariats- 
besirkes gelegenes Beneficium befördert wird, oder aus der activen ständigen 
Seelsorge ausscheidet. * 

$.12. Der Commissär ist über Alles, was seiner Natur nach oder Kraft gesetz¬ 
licher Bestimmungen in den Bereich der Verschwiegenheit fällt, zum strengsten 
Amtsgeheimnisse verpflichtet. 

$.13. Bei allen ehegerichtlichen Untersuchungsacten hat sich der Commissär 
eines eigenen Actuars oder Schriftführers zu bedienen. 

$.14. Die Wahl des Schriftführers bleibt laut Bestimmung des Hirtenschrei¬ 
bens Sr. bisch. Gnaden vom 15. Dec. v. J. dem Commissär überlassen, welcher 
denselben in der Regel aus den ihm zunächststehenden ftriestern wählen wird. 

$.15. Der Schriftführer hat ebenso wie der Commissär vor Beginn seiner Amts¬ 
wirksamkeit den Eid nach dem durch h. Ordinariats-Auftrag vorgeschriebenen 
Formulare abzulegen, worüber in Betreff der jeweiligen Commissäre von Fall 
zu Fall das Nöthige veranlasst werden, in Betreff der Schriftführer aber hiermit 
den Commissären Auftrag und Vollmacht ertheilt wird, den Amtseid entgegen 
zu nehmen. 

$. 16. Sämmliche zu einem Voruntersuchungs- oder Beweisacte gehörigen 
Schriftstücke sind sorgfältig aufznbewahren, und nach geschlossenem Acte an das 
Ehegericht vorzulegen; und ist es dem Commissäre durchaus nicht gestattet, 
dieselben zu was immer für einem Zwecke ohne Vorwissen und schriftliche 
Genehmigung des Ehegerichtes an dritte Personen oder Aemter ganz oder 
theilweise, bleibend oder vorübergehend abzutreten. 

$. 17. Vorladungen, welche der Commissär zu erlassen hat, müssen schrift¬ 
lich geschehen, und ist dafür zu sorgen, dass die vollzogene Intimation 
derselben actenmässig constatirt sei. 

$. 18. Die Vorladung muss enthalten: 

a) die allgemeine Bezeichnung des Gegenstandes der Verhandlung; 

b) die Andeutung des dem Commissär ertheilten ehegerichtlichen Auftrages 

rUcksichtlich dieser Verhandlung; 

c) die genaue Bezeichnung der vorzuladenden Person, 
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d) Tag und Stunde, wann und 

e) den Ort, wo dieselbe zu erscheinen hat. 

§. 19. Im Falle ungerechtfertigter Ausserachtlassung der eilten Vorladung 
ist dem «weiten Citationsdecretc die Erinnerung beizuselzen, dass im w ieder- 
holten Falle des Ungehorsams die Einwirkung des weltlichen Gerichtes oder 
andere Massregeln bevorstehen. 

§. 20. Obwohl es dem Ermessen des Commissärs überlassen bleibt, auf 
welchem Wege er den einzelnen Parteien die Vorladung zuzustellen ge¬ 
denke, so wird es doch in der Regel das Gerathenste sein, die Vermittlung 
der betreffenden Pfarrämter hiefiir in Anspruch zu nehmen. 

S. 21. Trifft es sich, dass Personen, welche eben beim Commissariatc in 
ehegerichtlicher Angelegenheit zu einer neuen Tagfahrt vorgeladen werden 
müssen, so kann zur Vermeidung unnüthiger Weitläufigkeiten der Unter- 
suchungs-Commissär den betreffenden Parteien Tag und Stunde der nächsten 
.Tagfahrt noch vor ihrer Entlassung bekannt geben, und die so vollzogene 
Mittheilung der neuerlichen Vorladung im Protokolle vormerken, und durch 
Fertigung der Vorgeladenen bestätigen lassen. 

§. 22. Ein ähnliches Vorgehen wird auch dann zu beobachten sein, wenn 
es sich trifft, dass wegen eingetretener Mittagszeit oder eines anderen Zwi¬ 
schenfalles £z. B. Krankenverseh ganges u. dgl.) eine kürzere Unterbrechung 
der Verhandlung stattzufinden, und somit eine Vorladung für die Nachmittags- 
seit oder überhaupt für eine spätere Stunde zu geschehen hat. 

§. 23. Sollte der Fall eintreten, dass wegen wiederholter ungerechtfertigten 
Niobtbefolgung der Verladung in Gemässheit der SS. 145 und 234 der An¬ 
weisung das weltliche Gericht ersueht werden müsste, die Vorgeladenen zu 
verhalten sich zu stellen, so hat sich der Commissär mit cinein ämtliehen 
Ersuchschreiben an das zuständige k. k. Bezirksamt der vorgeladenen Per¬ 
sonen zu wenden. 

§. 24. Bei allen Verhandlungen mit den Parteien hat der Commissär immer 
im Taläre zu fungiren, und jene Formen nie zu unterlassen, welche ge¬ 
eignet sind, die kirchengerichtliche Bedeutung des vorzunehmenden Actes 
allen Betheiligten lebendig zu vergegenwärtigen. 

S. 25. Die Stellung des Commissärs und seines Schriftführers einerseits, so 
wie der Parteien und ihrer Sachwalter oder Zeugen anderseits ist so zu 
ordnen, wie es der Natur der Sache entspricht. 

§. 26. Bemerkt der Commissär während der Verhandlungen mit den einzelnen 
Gatten bei dem einen oder anderen irrige Vorstellungen von den beider¬ 
seitigen Rechten und Pflichten, so hat er diese zu berichtigen, und muss 
stets bemüht sein, das Gemüth eines jeden einzelnen Gatten zur gütlichen 
Aussöhnung in jedem Stadium der Verhandlung zu stimmen. 
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r. B. Besondere Vorschriften. 

• I. Verfahren bei Entgegennahme der Klage. 

§. 27. Die Scheidungsgesuche können nach $.215 d. Anw. hei dem Ehe¬ 
gerichte selbst oder bei dem zuständigen Commissär entweder schriftlich 
eingereicht oder mündlich zu Protokoll gegeben werden. 

$. 28. Bei Entgegennhhme der Klage hat der Commissär vor Allem auf 
folgende Punkte zu achten: 

a) ob die pfarrlichen Mahnungen vorausgegangen; 

b) ob er selbst zur Entgegennahme der Klage competent, und 

c) der klagende Theil zur Einbringung der Klage berechtiget sei. 

$.29. Keine Klage darf entgegengenommen werden, ohne dass sich der 
Kläger durch das pfarrlithe Zeugniss über die nach §. 211 d. Anw. statt¬ 
gehabten seelsorglichen Aussöhnungsversuche auszuweisen vermag. 

$. 30. Die Competenz des Commissärs hängt theils von dem Religions¬ 
bekenntnisse, theils von dem Wohnsitze der betreffenden Ehegatten ab. 

§. 31. Rücksichtlich des Religionsbekenntnisses der Ehegatten bestimmt sich 
die Competenz des Commissärs nach den §§. 58 und 66 des bürgerlichen 
Ehegesetzes. 

$.32. Demgemäss ist der Commissär competent zur Entgegennahme von 
Scheidungsklagen: 

1. bezüglich aller rein katholischen Ehen; 

2. bezüglich solcher gemischten Ehen, bei deren Eingehung wenigstens 
Ein Theil katholisch war; und zwar ohne Rücksicht auf das Religions- 
bekenntniss des klagenden Theiles; 

3. bezüglich jener gemischten Ehen aber, die ursprünglich zwischen zwei 
nichtkatholischen Christen geschlossen worden, ist der Commissär nur 
dann competent, wenn der später zur katholischen Kirche übergetretene 
Theil klagbar auftritt. 

§. 33. Rücksichtlich des Wohnsitzes der Ehegatten bestimmt sich die 
Competenz des Commissärs in der Regel nach dem Wohnsitze des Mannes, 
da die Gattin dem Wohnsitze des Mannes (§. 41 d. Anw.) zu folgen hat. 

§. 34. Eine Ausnahme von dieser Regel findet nur in dem Falle der 
böswilligen Verfassung seitens des Ehemannes statt. In diesem Falle kann 
nämlich ($. 96 d. Anw.) die Ehegattin ihre Klage vor dem Commissär an- 
* bringen, in dessem Bezirke sie wohnhaft ist. 

$. 35. Wofern der Commissär findet, dass er zu einer Partei oder 
den Zeugen in einem solchen Verhältnisse stehe, welches ihn als nßht völlig 
anbefangen erscheinen lässt, so hat er dies sogleich dem Ehegerichte anzu¬ 
zeigen, und dessen weitere Weisungen abzuwarten. 

$. 36. Findet sich der Commissär zur Entgegennahme der Klage com¬ 
petent und unverfänglich, so hat er weiter zu prüfen: ob der klagende Theil 
zur Klage berechtiget sei, d. h. ob derselbe einen vom Rechte anerkannten 
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Grand zur Scheidungsklage nachzuweisen im Stande und nicht vielleicht des 
Klagerechtes bereits verlustig gegangen sei. 

§. 37. Das Augenmerk des Comraissärs hat sieh sonach in dieser Be¬ 
ziehung auf jpwei Punkte zu riehten: 

. 1. auf den Scheidungsgrund, welcher noch zu Recht bestehen muss, 

2. auf die Beweismittel, welche beizubringen sind. 

§. 38. Als Grund zur Klage auf lebenslängliche Scheidung anerkennt 
das canonische Recht blos den Ehebruch innerhalb der im §. 207 d. Anw. 
gegebenen Begränzung, welche somit genau zu erwägen ist. 

Die Gründe, aus welchen das kirchliche Recht auf zeitweise Scheidung 
zu erkennen gestattet, finden sich in den §§. 208—210 d. Anw. des Nähern 
angegeben. 

§. 39. Ueberdies wird der Commissär noch den im §. 73 des bürger¬ 
lichen Ehegesetzes angegebenen Fall als genügend anzuschen haben, um die 
Einbringung der Scheidungsklage nicht schlechthin abzuweisen, sondern zur 
Kenntniss des Ehegerichtes zu bringen. 

§. 40. Hätte wohl ein Scheidungsgrund bestanden, wäre aber das 
Klagerecht (vergl. z. B. $. 207 d. Anw.) bereits entfallen, so ist, der 
Kläger hierüber angemessen zu belehren. 

$. 41« Dem klagenden Theile obliegt die Bewcislast, d. h. die Pflicht, 
für jeden einzelnen von ihm geltend gemachten Scheidungsgrund die Beweis-* 
mittel beizubringen. Daher hat der Commissar zu verlangen, dass er die¬ 
selben namhaft mache. 

§. 42. Welche Beweismittel bei Scheidungsklagen vorzüglich in Be¬ 
tracht kommen, findet sich in den §§. 223—233 d. Anw. ausgesprochen. 

§. 43. Sollte sieh zeigen, dass ein ausreichender Scheidungsgrund 
entweder gar nicht vorliege oder nicht hinreichend bewiesen werden könne, 
so darf zwar der Commissar die Entgegennahme des Klagegesuches nicht 
verweigern, wohl aber hat er dem klagenden Theile zu bedeuten, cs stehe 
zu besorgen, dass das Ehegericht nach §. 216 d. Anw. die Klage abweisen 
werde. 

$. 44. Nebst Erhebung und Prüfung der Scheidungsgründe und Be¬ 
weismittel hat der Commissär auch darauf zu sehen, dass die durch §. 215 
d. Anw. vorgeschriebenen weiteren Angaben über die bisherige Dauer, der 
Ehe, über die Zahl und das Alter der aus dieser Ehe hervorgegangenen 
Kinder gehörig beigebracht werden. 

S. 45. Allfäftife Lücken des schriftlichen Gesuches in dieser Beziehung 
sind von*dem Commissär im Laufe der Voruntersuchung, oder, falls die 
Klage bei ihm eingereicht würde, sogleich bei-Entgegennahme derselben zu 
ergänzen. Doch dürfen diese Ergänzungen nie in den Text der Klageschrift 
nachträglich eingeschaltet^ sondern müssen in änderet* geeigneter Weise bei¬ 
gefügt werden. ■ 

§. 46* Die schriftlich eingereichten Klagegesuche müssen stets an das 
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gegeben werden. * 

* | $.47. Besüglfyfi der äusseren Form eines ttber mündliche Klage auf- 

sunehmenden Protokoll es geben das an die Commissariate bereits hinausge- _ 
sehlossene Formulare, und die demselben beigefügten allgemeinen Bemerkungen 
den nöthigen Aufschluss. 

§. 48- Das bestimmte Begehren des klagenden Theiles um blos seit— 
weise* oder aber um lebenslängliche Scheidung, sowie um die nach §. 286 
etwa su treffende, Fürsorge ist im Protokolle selbstverständlich auch Unter 
der Rubrik „Gegenstand“ in geeigneter Weise ersichtlich su machen. 

§. 49. Im Falle des §. 242 d. Anw. wäre, wenn beide Theile unter 
Vorweisung des pfarrlieben Zeugnisses über die stattgehabten seelsergliohen 
Aussübnungsversuche gleichseitig erscheinen, ein gemeinschaftliches Protokoll 
aufsunehmen, in welchem suerst das Scheidungsgesuch des Klägers mit An¬ 
gabe der Gründe und übrigen erforderlichen Daten, und sodann das Ge¬ 
ständnis des Geklagten su verzeichnen ist. 

§. 50. Jedes beim Commissariate entweder schriftlich eiagereichte oder . 
mündlich su Protokoll gegebene Scheidungsgesucb ist von dem Commissär 
sofort dem Diöcesan-Ebegerichte vorsulegen, dessen nähere Weisungen vor 
Einleitung fernerer Verhandlungen (s. oben §. 3 dieser Instruction) absu- 
warten sind. 

II. Verfahren bei der Voruntersuchung. 

$. 51. Findet das Ehegericht die für das eingereichte Scheidungsgesucb 
beigebrachten Gründe nicht offenbar unsulänglich, so wird es sur Unter¬ 
suchung der Klagesacbe schreiten, und, falls die Verhandlung nicht am Sitse 
des Ehegerichtes stattfindet, sur Vornahme der Voruntersuchung in der Regel 
den für den betreffenden Bezirk bestellten Commissär anweiSen, welcher 
dann mit seinem Schriftführer sein Amt su handeln hat. 

§. 52. Die Einvernehmung der Parteien sowie der Zeugen hat stets in 
protokollarischer Form su geschehen. 

$.53. Die Voruntersuchung wird eröffnet durch Vorladung der Parteien. 
(Vgl. §§. 17—23 d. allg. Best.) 

8. 54. Zum Behufe der Untersuchung haben laut §. 217 d. Anw. beide 
Gatten persönlich su erscheinen. 

Mindeijährigkeit des einen oder beider Ehegatten begründet, dä es sieh 
hier um persönliche Verhältnisse handelt, keine Ausnahme. 

§. 55. Den Vorgeladenen Ehegatten bleibt es swar unbenommen, sich 
von Sachwaltern begleiten su lassen und vor Abgabe einer Erklärung den 
Rath derselben einsuholen; es dürfen aber laut §. 143 d. Anw. nyr jene 
Erklärungen, welche die. Ehegatten selbst abgeben, als die ihrigen su Pro¬ 
tokoll genommen werden. Sollte der Sachwalter in eigenem Namen sich 
über etwas den Ehefall Betreffendes erklären, so ist dies so aufsunehmen 
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derselbe nicht als Sachwalter erschienen wäre. * 

§• 56. Ausser den Eltern und Vormündern minderjähriger Ehegatten > 
sind als Sachwalter nur wirkliche Rechtsanwälte (Advocaten) susulassen. 

Subalterne von Advocaten, ja selbst blose Notare, welche nicht sogleich 
die Befugniss haben in streitigen Rechtssachen su vertreten,, sind absuweisen. 

§. 57. Der Sachwalter bann selbstverständlich nur bei dem Verhöre 
der Partei, deren Rechtsbeistand er ist, gegenwärtig sein. Bei Confronta- 
tionefl, die sum Zwecke gütlichen Ausgleiches vorgeqpmmen werden, ist sein 
Abtreten su veranlassen. 

8. 58. Sollte sich der Fall treffen, dass um störender Einwirkungen 
willen die Entfernung eines Sachwalters nach Vorschrift des 8. 143 d. Anw. 
su veranlassen wäre, so hat der Commissär hiebei mit würdiger und ent¬ 
schiedener Ruhe und Mässigung vorsugehen. 

$. 59. Zweck der Voruntersuchung ist ein doppelter: 

a) das eigentliche Beweisverfahren entweder überflüssig su machen, 

b) oder dasselbe entsprechend vorsubereiten. 

$. 60. Das eigentliche Beweisverfahren wird überflüssig gemacht: 

1. wenn es dem Commissär gelingt, eine Aussöhnung der Ehegatten 
herbeisuführen; 

2. wenn er das freiwillige. Geständniss des beklagten Theiles über die 
entscheidenden Thatsachen oder Umstände ersielt; 

3. wenn er denselben durch Urkunden, deren Echtheit anerkannt ist, voll- 
; kräftig su überweisen vermag. 

$. 61. Demsufolge ist es Aufgabe des Commissärs, vor Allem einen 
nochmaligen Aussöhnungsversuch swiscben den Ehegatten ansustellen: er 
wird hiebei alle Beweggründe, welche das Gesets Gottes und die Würde des 
Ehebundes darbietet, geltend machen, um die entsweiten Gemüther wieder su 
vereinigen und den Kläger sur Rücknahme seiner Klage su bewegen. 

8. 62. Die Vornahme so wie das Ergebniss des Sühneversuches hat 
im Voruntersuchungsprotokolle ausdrücklich bemerkt su werden. 

$. 63. Wofern eine Wiederversöhnung nur unter Vorbehalt gewisser 
Bedingungen stattgefunden, wären diese genau im Protokolle su verseichnen. 

§. 64. Misslingt der Sühneversuch, so hat der Commissär mit der 
Einvernehmung der Parteien selbst vorsugehen, und swar, falls er nicht 
ohnehin bei der Entgegennahme der Klage die nöthige Rücksprache mit dem 
Kläger genommen, vorerst diesen allein vorsurufen und die einseinen Klage¬ 
punkte so wie die hiefür angeführten Beweismittel mit ihm su dem Zwecke 
su besprechen, um allfällige Lücken su ergänsen, Unklarheiten aüfsuhellen, 
und sifh Uber die Intention des Klägers im Einseinen su verständigen. 

§. 65. Nunmehr wird der Commissär sein Augenmerk darauf hinriehten, 
ob sich nicht vielleicht das freiwillige Geständniss des beklagten Theiles 
über die entscheidenden Thatsachen oder Umstände ersielen lasse. 
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$• 66. Za diesem Zwecke wird er demselben ohne Beisein des Klägers 
das Klagegesuch Wort für Wort deutlich vorlesen. Sofort sind ihm nicht 
blos alle einseinen Klagegründe, sondern auch alle einseinen auf jeden Klage- 
punkt sich beziehenden Thatumstände in der Ordnung und Aufeinanderfolge 
des Klagegesuches mit der Aufforderung vorsuhalten, dass er seine dies- 
fSiligen Entgegnungen Punkt für Punkt wahrheitsgetreu su Protokoll gebe. 

§. 67. Die hierauf erfolgenden Antworten hat entweder der Geklagte 
selbst, oder, wenn dies nicht angeht, der Commissär, jedoch mit möglichster 
Beibehaltung des Wortlautes des Vernommenen, dem Schriftführer in die 
Feder su dictiren. 

§. 68. Sind die Antworten des Einvernommenen wegen formeller Un¬ 
behilflichkeit in der Ausdrucksweise unverständlich oder zweideutig, so ist 
der Commissär zwar berechtigt und verpflichtet, die entsprechende Nachhilfe 
su leisten; allein er hat sorgfältig darauf su sehen, dass er hiebei nicht die 
geringste sächliche Aenderung in dem, was die einvernommene Partei aus- 
sagen will, vornehme. 

$. 69. Gesteht der Geklagte die Beschwerden des Klagenden su und 
zwar in ihrem ganzen oder doch in einem so bedeutenden Umfange, dass 
bezüglich eines vollgültigen Scheidangsgrundes der Beweis durch das Ge- 
st&ndniss hergestellt erachtet werden kann, so kann die Voruntersuchung 
damit geschlossen und das Voruntersuchungsprotokoll sofort dem Diöcesan- 
Ehegerichte vorgelegt werden. (§. 242 d. Anw.) 

§. 70. Ebenso ist die Vorunternuchung als geschlossen zu betrachten 
und der ganze Aet an das Ehegericht vorsulegen, wenn der Commissär in 
die Lage gesetzt .worden, den beklagten Theil durch Urkunden, welche jede 
Einwendung ausschliessen, rücksichtlich der entscheidenden Thatsachen zu 
überweisen. (§. 221 d. Anw.) 

§. 71. Konnte aber der Beklagte weder zum Geständnisse gebracht, 
noch durch Urkunden in vorerwähnter Weise überführt werden, so wird die 
Voruntersuchung fortgesetzt, und nach Entlassung des Geklagten, dessen Ein¬ 
wendungen und hiefür beigebrachte Beweismittel genau verzeichnet worden, 
der klagende Theil wieder vorgerufen. 

§. 72. Diesem sind sofort die gegentheiligen Angaben des geklagten 
Theiles Punkt für Punkt mitsutheilen. 

Die vom Kläger hiegegen vorgebrachten Erwiderungen (Replik) sind 
gleichfalls, mit möglichster Beibehaltung des Wortlautes, su Protokoll zu 
nehmen. 

§. 73. Sind diese Erklärungen des Klägers zu Protokoll genommen, 
und stellt sich aus dem Zusammenhalte derselben mit der Einrede des Ge¬ 
klagten heraus, dass bezüglich der in Betracht kommenden Thatsachen oder 
Thatumstände wesentliche Differenzen obwalten, so erheischt es der auf das 
Geständniss abzielende Zweck der Voruntersuchung, dass die Gatten einänder 
gegenüber gestellt (confrontirt) werden. 

§. 74. Bei der Confrontation sind beide Theile, jeder in Gegenwart des 
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anderen:, mit Beziehung auf die Differenzen in den beiderseitigen Aussagen 
zu •vernehmen, und ihre diesfälligen modificirten oder gleichbleibeaden Er¬ 
klärungen im Protokolle zu verzeichnen. 

Immer muss auf eine bestimmte Antwort gedrungen und in kluger Weise 
dahin gewirkt werden, dass unanständige Auftritte vermieden bleiben, und 
dass nicht unnöthige Störungen und Verzögerungen des Verfahrens statt¬ 
finden. 

§. 75. Hat die Confrontation den Erfolg eines ausreichenden Geständ¬ 
nisses gehabt, so hat der Commissär nochmals einen Sühneversuch nach 
Massgabe des herausgestellten Thatbestandes anzustellen. 

Schlägt dieser Versuch fehl, so ist der in Folge ausreichenden Ge¬ 
ständnisses geschlossene Voruntersuchungsact an das Ehegericht einzusenden, 
und dessen weitere Weisung abzuwarten. 

§. 76. Ist aber die Confrontation ohne solchen Erfolg eines zureichenden 
Eingeständnisses geblieben, so ist die Voruntersuchung fortzusetzen und 
zwar in der Richtung, dass das eigentliche Beweisverfahren, wenn nicht 
gänzlich ersetzt, so doch entsprechend vorbereitet werde. 

§. 77. Dieses wird dadurch erzielt werden, wenn der Commissär den 
Parteien sofort die von ihnen angeführten schriftlichen oder anderweitigen 
Beweismittel abheischt, dann die für einzelne Thatsachen oder Thatumstände 
namhaft gemachten Zeugen der Reihe nach vorruft und ihre diesfälligen 
Aussagen zu Protokoll nimmt. 

$. 78. Wird für irgend eine Thatsacbe eine Privaturkunde (z.B. Brief 
u. s. w.) als Beweismittel producirt, so muss der Theil, gegen welchen sie 
beweisen soll, gefragt werden, ob er die Echtheit derselben anerkenne. 
(§• 218 d. Anw.) 

§. 79. Die Vorladung der Zeugen hat nach den oben §§. 17 bis 23 
über Vorladungen im Allgemeinen gegebenen Weisungen zu geschehen, 

§. 80. Ausser den von den Parteien selbst namhaft gemachten Zeugen 
kann der Commissär zum Zwecke der Voruntersuchung auch noch andere' 
Personen einvernehmen, von welchen er eine Aufklärung des Thatbestandes 
hofft. (Vgl. §. 220 d. Anw.) 

Desgleichen sind bei der Voruntersuchung als Zeugen auch solche Per¬ 
sonen zuzulassen, deren Aussagen wegen allfällig zu vermuthender Partei¬ 
lichkeit oder Unglaubwürdigkeit des Zeugen keinen gerichtlichen Beweis be¬ 
gründen würden, bei welchen aber eine genaue Kenntniss der in Frage 
stehenden Thatsachen vorausgesetzt werden darf. (§. 219 d. Anw.) 

§. 81. Der Zweck des Zeugenverhöres zum Behufe der Voruntersuchung 
ist die Aufhellung des bestrittenen Thatbestandes und die Erzielung des Ge¬ 
ständnisses seitens des schuldigen Theiles oder der Zurücknahme ungegrün¬ 
deter Klage seitens deS Klägers. 

Das Zeugenverhör soll sonach einen haltbaren Grund zur Entscheidung 
des Klagegesuches legen, ohne dass eine förmliche, immer mit Kosten, Weit¬ 
läufigkeiten und Unbequemlichkeiten verbundene Beweisführung nöthig wäre. 
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$. 82. Jeder Zeuge ist über die durch seine Aussage zu erhärtenden 
Thatsachen und zwar ohne Beisein der Ehegattin, sowie ohne yorgängige 
Beeidigung, jedoch nach Vorausschickung einer nachdrücklichen Ermahnung, 
dass er nach Pflicht und Gewissen auszusagen habe, und mit dem Bemerken, 
dass er nach Umständen diese seine Aussage später auch mit einem Eide 
werde zu bekräftigen haben, zu vernehmen. 

§. 83. Da der Commissär bei der Voruntersuchung nicht an die strengen 
Processformen gebunden ist, so ist auch die Fragestellung an die zur Vor¬ 
untersuchung vorgeladenen Zeugen seinem eigenen gewissenhaften Ermessen 
überlassen. 

84. Die protokollarischen Aussagen jedes einzelnen Zeugen sind dem 
Gatten, gegen welchen das Zeugniss abgelegt worden, mitzutheilen, und 
dieser zu befragen, ob er noch auf seinem Widerspruche verharre. 

Bebarrt er auf seinem Widerspruche, so ist ihm der Zeuge gegenüber 
zu stellen, vorausgesetzt, dass sich der Commissär durch dessen Befragung 
die Gewissheit verschafft, dass derselbe dem Beschuldigten seine Aussage 
in’s Gesicht bestätigen könne und wolle. 

§. 85* Wenn für sich widersprechende Behauptungen der Ehegatten 
auch von Seite der Zeugen entgegengesetzte Aussagen abgegeben werden, 
so kann es bisweilen nothwendig werden, und vielleicht verlangt es der Be¬ 
schuldigte selbst zu seiner Vertheidigung, dass die Zeugen einander gegenüber 
gestellt werden, um hinter die Wahrheit zu kommen. (§. 218 d. Anw.) 

§. 86. Dieses Mittel ist jedoch, nur.selten, wenn nämlich die Wider¬ 
sprüche die entscheidensten Thatsachen betreffen, und dann mit aller Vor¬ 
sicht anzuwenden, so dass keine Verabredung stattfinden kann und nichts 
geschieht, was in der Folge den vielleicht doch nothwendig werdenden ordent¬ 
lichen Zeugenbeweis vereiteln könnte. 

Auch ist darauf zu sehen, dass hiebei alles ferne gehalten werde, was 
der Würde der Verhandlung Abtrag thun würde. 

§. 87. Das Ergebniss der Zeugenconfrontation in beiden Fällen ist 
protokollarisch zu constatiren. 

$. 88. Mag nun das erzielte Resultat sich wie immer gestalten, so ist 
hiemit das Amt der Voruntersuchungs-Commission zu Ende und der Com- 
missär verpflichtet, den gesammten Act nebst den ihm nothwendig oder 
zweckdienlich scheinenden, auf einer separaten Eingabe zu verzeichnenden 
Relationen sofort an das Diöcesan-Ehegericht vorzulegen. 

S. 89. Nach geschehener Vorlage der Voruntersuchungs-Acten an das 
Diöcesan-Ehegericht hat sich der Commissär jeder Amtshandlung in dieser 
Angelegenheit bis auf weitere Weisungen gänzlich zu begeben; es wäre 
denn * dass 

1. entweder der Kläger Behufs Zurücknahme der Klage, 

2. oder der Beklagte Behufs Ablegung des Geständnisses sich meldeten, 
in welchem Falle der Commissär beauftragt ist, den erscheinenden 
Ehegatten einzuvernehmen und den protokollarischen Act hierüber dem 
Ehegerichte ungesäumt vorzulegen. 

§. 90. Die äussere Form und Einrichtung des Voruntersuchungsproto- 
kolles ist aus dem bereits hinausgeschlossenen Formulare und den dort bei¬ 
gefügten allgemeinen Bemerkungen zu entnehmen. 

111. Vorschriften für das eigentliche Beweisverfahren. 

§. 91. Da für Fälle, in welchen dem Commissär einTheil des eigent¬ 
lichen Beweisverfahrens Übertragen wird, stets die nöthigen speciellen Wei- 
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Bungen erfolgen werden , so wird sich hier auf nachstehende allgemeine Vor¬ 
schriften beschränkt. 

§. 92. Das eigentliche Beweisverfahren kann sowohl schriftlich als 
mündlich geführt werden. In letzterem Falle hat der Commissär über alle 
einzelnen Acte förmliches Protokoll aufzunehmen. 

§. 93. Dem Beklagten ist nach §. 222 d. Anw. auf sein Verlangen 
das schriftlich vorgelegte Gesuch des Klägers oder das über dessen mündlich 
angebrachte Klage aufgenommene Protokoll in Abschrift mitzutheilen und 
eine Frist zu bestimmen, binnen welcher er die Antwort entweder schriftlich 
einreiche oder mündlich zu Protokoll gebe. 

Ob und welche Acten der gepflogenen Voruntersuchung demselben Uber 
sein Ansuchen gleichfalls abschriftlich hinausgegeben werden sollen und 
können, bleibt von Fall zu Fall dem Ermessen des Ehegerichtes überlassen, 

§. 94. Die Frist, innerhalb welcher der Beklagte (Articulat) auf die 
von dem Kläger (Articulant) vorgebrachten Klagepunkte (Probatorial-Artikel) 
zu antworten hat, ist nicht unter 14 und nicht über 30 Tage anzusetzen. 

§. 95. Der Beklagte (Articulat) hat sowohl rücksichtlich der gegen 
ihn erhobenen Klagepunkte als auch rücksichtlich der Glaubwürdigkeit der 
Zeugen zu erklären, was und wie viel er von dem in der Klage Angeführten 
und Begehrten zugestehe und einräume; was er von den darin angeführten 
Thatsachen als richtig anerkenne oder als unrichtig in Abrede stelle; was 
er gegen die namhaft gemachten Zeugen einzuwenden habe. 

Den von ihm ganz oder theilweise als unwahr erklärten Klagepunkten 
(Beweis- oder Probatorial-Artikeln) muss er den von ihm behaupteten That- 
bestand in klaren und bestimmten Angaben (Gegenbeweis- oder Reprobatorial- 
Artikel) mit Beifügung der hiefür vorhandenen Beweismittel entgegenstellen. 

§. 96. Diese von dem Beklagten (Articulat, nunmehr Rearticulant) ein- 
gebrachte Gegenrede ist sofort dem Kläger (Articulant, nunmehr Rearticulat) 
zur Replic und die Replic schliesslich dem Beklagten (Rearticulant) zur Du- 
plic unter Anberaumung einer angemessenen Frist mitzutheilen. 

§. 97. Mit Einbringung der Duplic des Beklagten hat die Einverneh¬ 
mung der Parteien in der Regel ihr Ende erreicht 

§. 98. Es bleibt übrigens im Falle schriftlichen Beweisverfahrens den 
Parteien unbenommen, diese ihre Eingaben entweder selbst oder durch einen 
ordentlichen Rechtsbeistand zu entwerfen und einzureichen. 

§. 99. Falls einer der streitenden Gatten die gesetzte Beweisfrist verr 
streichen lässt, ohne die geforderte Erklärung einzubringen, so wird ange¬ 
nommen,; dass, wenn er gar keinen Beweis geliefert, er nicht beweisen könne, 
Hnd dass, wenn er nicht alle Beweismittel, die ihm zu Gebote standen, 
namhaft gemacht, er dieselben für sich nicht geltend machen könne und wolle. 

§. 100. Da nach §. 223 d. Anw. Zeugen, wider welche der Gatte, 
gegen den sie aussagen, keine Einwendung erhebt, auch dann zuzulassen 
sind, wenn sie sonst als bedenklich oder verwerflich müssten zurückgewiesen 
werden: so hat der Commissär vor Einvernehmung der Zeugen jenen Ehe¬ 
gatten, gegen welchen sie aussagen sollen, zu befragen, ob und welche Be¬ 
denken dieser gegen die Zeugen oder einen derselben erhebe. 

Die gegen einen Zeugen geltend gemachten Einwendungen sind, wenn 
sie nicht ohnehin schriftlich geschehen, zu Protokoll zu nehmen. 

§. 101. Verwerflich (inhabiles) sind jene Zeugen, welche wegen 
Mangels der nöthigen äusseren oder inneren. Sinne zur Wahrnehmung und 
Beartheilung der zu bezeugenden Thatsache, dann wegen Unreife oder Un¬ 
zulänglichkeit der Beurtheilungskraft, wegen erwiesener Bestecblickheit oder 
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anderer coustatirten Verbrechen entweder überhaupt oder beziehungsweise 
durch das Gesets von der Zeugenschaft ausgeschlossen sind. 

$. 102. Bedenkliche Zeugen (suspecti) sind jene, bei denen, obschon 
sie nicht an sich untauglich zur Zeugenschaft sind, dennoch gegründeter 
Verdacht obwaltet, dass sie in diesem bestimmten Falle, um welchen es sich 
handelt, in Anbetracht besonderer Verhältnisse eigenes Interesse an der zu 
bezeugenden Sache nehmen. 

%. 103. Wenn von einer Partei Bedenken gegen einen Zeugen erhoben 
oder gar dessen Verwerflichkeit behauptet wird, während der Commissär die 
Einwendung für nicht ganz begründet, und die Einvernehmung des Zeugen 
für nothwendig hält, so hat er hierüber Bericht an das Ehegericht zu er¬ 
statten, dem es nach $. 151 d. Anw. zukommt, das entscheidende Urtheil 
in dieser Beziehung zu fällen. 

Wäre aber das gegen den Zeugen erhobene Bedenken offenbar ganz 
grundlos, so hat der Commissär die Einrede einfach abzuweisen; wogegen 
dev Partei, falls sie sich beschwert glaubt, Berufung an das Ehegericht frei¬ 
gestellt wird. 

$. 104. Nach $.162 d. Anw. hat nur die Aussage eines beeidigten 
Zeugen die Geltung eines rechtskräftigen Beweises. 

. Demgemäss hat der Commissär jene Zeugen, wider deren Zulässigkeit 
kein Anstand obwaltet, vor Abhörung ihrer Aussagen zu beeidigen. 

Sollte der Commissär in die Lage kommen, gegen die Zulässigkeit 
eines Zeugen in Folge schweren Verdachtes eines bereits begangenen Mein¬ 
eides oder gänzlicher Giaubenslosigkeit Bedenken tragen zu müssen, so ist 
sieb hierüber mit sorgfältiger Vermeidung alles Aufsehens beim Ehegeriohte 
Rath und Weisung zu erholen. 

§. 105« Zur Beeidigung der Zeugen müssen die Gatten vorgeladen 
werden. Doch kann ihr Ausbleiben die Eidesabnahme nicht hindern. ($. 226 
d. Anw.) 

§. 106. Die Eidesabnahme hat unter Beobachtung der für Ablegung 
das gerichtlichen Eides überhaupt vorgeschriebenen Solemnitäten zu geschehen. 

Die; Zeugen werden in ununterbrochener Aufeinanderfolge beeidet. 

$. 107« Auf die Beeidigung aller Zeugen folgt das Verhör der ein¬ 
zelnen Zeugen. . Jeder Zeuge ist für sich ohne Beisein der Parteien oder 
übrigen Zeugen zh verhören, und hat seine Aussagen persönlich abzugeben, 
welche sofort zu Protokoll genommen werden. 

$. 108. Die Fragen, auf welche die Zeugen ihre beeidigten Aussagen 
ZU geben haben, entwirft nach $. 225 d. Anw. der Commissär mit Rück¬ 
sicht auf die Fragesätze, welche die Parteien etwa eingereicht haben. 

$. 109. Jeder einzuvernehmende Zeuge hat vorerst allgemeine Frage¬ 
stücke (Interrogatoria generalia) zu beantworten, die sich auf Name, Stand, 
Alter und Religion desselben, sowie auf sein Verhältniss zu den Ehegatten, 
um deren Ehescheidung es sich handelt, überhaupt auf Alles, was nach Be¬ 
schaffenheit der Umstände von der Person des Einzuvernehmenden zu wissen 
nöthig ist, erstrecken. 

Diese allgemeinen Fragestücke müssen vom Commissär gestellt und von 
jedem beeideten Zeugen beantwortet werden; denn durch die beeidete Be¬ 
antwortung derselben muss in manchen Fällen die Zulässigkeit und Glaub¬ 
würdigkeit jedes einzelnen Zeugen erst ausser Zweifel gesetzt werden. 

$. 111. Hierauf werden die besonderen Fragepunkte (Interrogatoria 
specialia) vorgelegt, deren Gegenstand jene Thatsachen sind, welche nach 
Angabe der Parteien durch Zeugen constatirt werden sollen. 
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Suggestiv - Fragen (d. h. solche Fragen, durch welche dem Einzartr- 
nebmenden Thatsachen vorgehalten werden, die erst durch seine Antwort 
festgestellt werden sollen) sind strengstens au vermeiden. 

§.112. Bei jedem der folgenden Zeugen werden die allgemeinen 
Fragen zwar wieder gestellt, aber nicht mehr per extensum im Protokolle 
aufgeführt, sondern nur mit den Worten angedeutet: „Auf die allgemeinen 
Fragen antwortete Zeuge Folgendes.“ 

§. 113. Falls die Aussage eines Zeugen unvollständig oder zweideutig 
oder eine spätere Angabe desselben mit seinen früheren Erklärungen im 
Widerspruche wäre, so ist der Coiumissär verpflichtet, zur Aufhellung der 
Sache die nothwendigen Fragen zu stellen. 

Die?e Fragen sind in der linken Spalte des Protokolls zu bemerken 
und von dem Zeugen sogleich zu beantworten. 

§. 114. Kehrt ein Zeuge nach bereits geschlossenem Protokolle seiner 
Angaben zurück,' um etwas zu berichtigen oder neue Thatsachen anzugeben, 
so ist diese neue Deposition unter genauer Angabe der Umstände und Uiv 
sachen derselben zu Protokoll zu nehmen. 

§. 115. Jedem Zeugen ist die zu Protokoll genommene Anssage des¬ 
selben langsam und deutlich vorzulesen und die Frage zu stellen, ob selbe 
richtig und vollständig aufgenommen sei. Allfällige Berichtigungen and Zu¬ 
sätze sind in gehöriger Weise zu verzeichnen. 

Der Richtigbefund seiner Aussage ist von dem Zeugen durch eigen¬ 
händige Fertigung zu bestätigen. 

§. 116. Vor seiner Entlassung ist jeder Zeuge ernstlich zum Still¬ 
schweigen über den Inhalt des mit ihm vorgenommenen Verhöres zu Ver¬ 
pflichten , und, dass dies geschehen, im Protokolle zu bemerken. 

§. 117. Nach geschehener Vernehmung aller Zeugen ist das Protokoll 
des Zeugenverhöres den Parteien entweder vorzulesen oder in Abschrift mit- 
zutheilen, und an sie die Aufforderung zu stellen, über die Aussagen der 
Zeugen sich zu äussern. 

§. 118. Sind die Gutachten von Sachverständigen einzuholen, so hat 
sich der Commissär nach §. 227 d. Anw. zu benehmen. Das gehörig in- 
struirte Gutachten ist sofort den Parteien bekannt zu geben und ihre Aeus- 
serong hierüber abzuverlangen. (§§. 230 und 231 d. Anw.) 

§. 119. Der Commissär ist auch im eigentlichen Beweisverfahren nie 
befugt, einen Erfüllungseid von Seite der Gatten, zu erlauben oder den 
Haupteid einem, derselben aufzutragen oder zu verstatten, da die Entschei¬ 
dung hierüber gemäss §. 233 d. Anw. dem Ejbegerichte Vorbehalten bleibt. 

§. 120. Hat der Commissär den ihm gewordenen speciellen Auftrag 
vollendet oder ist überhaupt die Verhandlung so weit gediehen, dass die¬ 
selbe als spruchreif zu r erachten ist, so sind sämmtliche Acten an das Ehe¬ 
gericht zur Finalisirung des Processes zu übersenden. 

Ex Mandato Ulustrissimi ac Reverendissimi Domini Domini Ordinarii. 

St. Pölten, am 10. Juni 1857. 

Joseph Schmonn , Dr. Franz Werner, 

Dompropst und Ehegerichts-Präses. Dornscholaster und Präses-Stellvertreter 

des bischöfl. Ehegerichtes. 



Die Vereinbarung der würtembergischen 
Regierung mit dem heil . Stuhle. 

(Fortsetzung.) 

Durch die päpstliche Bulle: „Cum in sublim“ vom Juli 1857 ist die 
Vereinbarung «wischen Sr. Heiligkeit Papst Pius IX. und Sr. Majestät dem 
Könige Wilhelm I. von Würtemberg bestätigt worden. 

Eingangs derselben erklärt der heil. Vater, wie es stets seine ange¬ 
legenste Sorge gewesen sei, unsere heilige Religion in der oberrheinischen 
Kirchenprovins immer mehr und mehr in Aufnahme su bringen. Obgleich 
schon seine Vorgänger, Papst Pius VIL durch die Bulle: „ Provida solersqm“ 
und Leo XII. durch die Balle: „Ad Dominici gregis custodiam “ die kirch¬ 
lichen Angelegenheiten daselbst su ordnen suchten; so machten es doch die 
veränderten Zeitverhältnisse sur Nothwendigkeit, eine neue Ordnung derselben 
su begründen. Der heil. Vater drückt seine hohe Freude darüber aus, dass 
der durchlauchtigste König Wilhelm I. von Würtemberg das Verlangen aus- 
sprach, die kirchlichen Angelegenheiten in seinem Reiche su ordnen. Mit 
der grössten Bereitwilligkeit kam Se. Heiligkeit diesen Wünschen entgegen. 

Der von Sr. Heiligkeit bevollmächtigte, durch Frömmigkeit, Wissenschaft 
und Klugheit aasgeseichnete Cardinal v. Reisach, und der Baron Adolph 
v. Ow, bevollmächtigter Minister Sr. Majestät des Königs von Würtemberg 
am k. k. Hofe su Wien, sogen die Sache in die reiflichste Erwägung, und 
es kam nach Abschluss kaum eines Jahres die erwünschte Vereinbarung su 
Stande, von welcher Se. Heiligkeit hofft, dass sie, unter Gottes Segen sum 
grössten Heile und Vortheile der katholischen Kirche in Würtemberg ge¬ 
deihen werde. Sie besteht aus 13 Artikeln, welche wir unter besonderer 
Berücksichtigung der einlässlichen und gründlichen Beprechung, welche sie 
von einem Staatsmanne im würtembergischen Staatsanseiger gefunden hat, 
vom kirchlichen Standpunkte aus in diesen Blättern des Nähern beleuchten 
wollen. 

Wir werden uns nicht auf spitsfindige Theorien einlassen, sondern die 
Sache nach ihrer praktischen Seite betrachten und einige Fingerseige geben, 
wie etwa die Convention in’s Leben umsusetsen und eine wahre concordiar 
sacerdotii et imperii su ersielen wäre. 

Art. I. In Betreff der Besetsung des bisch. Stuhles von Rottenburg, der 
Canonicate und der Präbenden an der Domkirche bleibt es lediglich bei dem 
mit dem heil. Stuhle früher vereinbarten Verfahren. 

Die Instruction enthält den Zusats: 

„Es ist des heil. Stuhles Absicht, dass an den apostol. Sendschreiben, 
welche in der Form von Breven von Leo XU. unterm 22. Märs 1822 er- 
Moy’s Archiv für kath. Kirchenrecht, II, Band, 18 
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lassen worden sind, in dem Sinne festgehalten werde, welchen die Worte 
geben.“ 

Das früher vereinbarte Verfahren ist folgendes: 

Die päpstliche Balle: „Ad Dominici gregis custodiam“ bestimmt: 

1} „So oft der erzbischöfliche oder ein bischöflicher Sitz erledigt sein 
wird, wird das Capitel der betreffenden Kathedralkirche Sorge tragen, dass 
innerhalb eines Monats, vom Tage der Erledigung an gerechnet, die Landes¬ 
fürsten des betreffenden Gebietes, von den Namen der zum Diöcesan-Klerus 
gehörigen Kandidaten, welche dasselbe nach den canonischen Vorschriften 
würdig und tauglich erachtet, die erzbischöfliche oder bischöfliche Kirche 
fromm und weise zu regieren, in Kenntniss gesetzt werden. Wenn aber 
vielleicht einer von diesen Kandidaten selbst dem Landesfürsten minder an¬ 
genehm sein möchte, so wird das Capitel ihn aus dem Verzeichnisse streichen; 
nur muss die übrig bleibende Anzahl der Kandidaten noch hinreichend sein, 
dato aus ihr der neue Vorsteher gewählt werden könne; dann aber wird 
das Capitel zur canonischen Wahl eines aus den noch übrigen Candidaten 
zürn Erzbischöfe, oder Bischöfe nach den gewöhnlichen canonischen Formen 
vorschreiten und dafür Sorge tragen, dass die Urkunde über die Wahl in 
authentischer Form innerhalb einer Monatsfrist dem Papste vorgelegt werde.') 

2) „Die Bewerkstelligung des Informativ-Processes über die Eigen¬ 
schaften der Promovenden zum erzbischöflichen oder zu dem bischöflichen 
Stuhle, wird von dem Papste in Gemässheit der Anweisung, welche auf Be¬ 
fehl des Papstes Urban VIII. sei. Andenkens heraasgegeben worden ist, einem 
der Provinzial-Bischöfe oder einem in Würde stehenden Geistlichen der be¬ 
treffenden Diöcese übertragen werden; wenn der Papst aus diesem vorge¬ 
legten Informativ - Processe ersieht, dass der Gewählte diejenigen Eigen¬ 
schaften besitze, welche die canonischen Vorschriften von einem Bischöfe 
erfordern, so wird er denselben sobald als möglich nach den bestehenden 
canonischen Formen darch ein epostol. Schreiben bestätigen.“ 2 ) 

‘) i. Quotiescunque sedes Archlepiscopalis vel Episcopalis vacaverit, illins Cathedralis 
Ecclesiae Capitnlum Intra mensem a die vacationls computandum Summos respectivi 
territorii Prlneipes certiores fieri curabit de nominlbus Candldatorum ad Clerum 
Dioecesanum spectantium, quos dignos et idoneos jnxta Sacrorum Canonum prae- 
scripta judicaverlt, ad Archlepiscopalem vel Eplsoopalem Ecclesiam sancte sapienter- 
que regendem. Si forte vero aliquis ex Candidatis ipsis Summo territorii Principi 
minus gratus exstiterit, Capitnlum e Catalogo enm delebit, rellquo tarnen manente 
sufficientl Candldatorum nnmero, ex quo novus Antistes eligi valeat; tune vero 
Capitulum ad canonicam electionem in Archieplscopum vel Eplscopum nnius e Can¬ 
didatis, qui supererunt, juxta consoetas canonicas formas procedet, ac documentum 
electionis in forma anthentbica intra mensem ad Snmmum Pontificem perferri 
curabit. 

*) 2. Confectio processus informativi super qualitatlbus promovendorum ad Archiepisco- 
palem vel Episcopales Fcclesias a Romano Pontifice ad formam Instructienis piae 
memoriae Urbani P. P. Octavi jussu edltae uni Eplscoporum Provlnciae vel Eccle- 
siastlco respectivae Dloecesis vlro in dlgnitate constitato commlttetur, quo accepto, 



3} Wenn aber die Wahl nicht flach oanonfeebeu Regeln vorgenommen 
worden, oder der Gewählte nicht mit den torgedachten Gaben ausgerüstet 
befunden wird, so wird der Papst dem Capital, aus besonderer Gnade, ge¬ 
statten, das es, wie früher, zu einer neuen Wahl auf «manische Weise vor- 
SChreiten könne. 4 ) 

4) Sowohl das Metropolitan-, als die Kathedralcapitel werden für das 
erstemal auf folgende Weise gebildet werden; Nachdem der Erzbischof oder 
beziehungsweise der Bischof durch des Ansehen des heil. Stuhles eingesetzt 
sind, so wird sie der Papst ermächtigen, in seinem Namen zur Ernennung 
des Decans, der Canonici und der Vicarien des Capitels zu schreiten und 
solchen die eanoflische Einsetzung zu ertheilen. 2 ) 

In der Folge aber , so oft das Decanat, ein Canonicat oder ein Vicariat 
erledigt wird, wird abwecbslungsweise der Erzbischof und beziehungsweise 
der Bischof, oder das betreffende Capitel, innerhalb sechs Wochen, vom Tage 
der Erledigung an, dem LandesfUrsten vier Kandidaten, welche die heiligen 
Weihen erhalten haben, und mit den Eigenschaften begabt sind, welche die 
cSnotusebeQ Vorschriften bei den Capitularea erfordern, vorlegen. Wenn 
aber vielleicht einer von diesen Kandidaten dem Landesfürsten minder an¬ 
genehm sein sollte, so wird der Landesfürst dem Erzbischöfe oder Bischöfe 
oder beziehungsweise dem Capitel solches eröffnen lassen, damit jener aas 
dem Verzeichnisse gestrichen werde, dann aber wird der Erzbischof oder 
Bischof, oder beziehungsweise das Capitel, um das Decanat, ein Canonicat, 
oder eine Präbende, oder ein Vicariat zu besetzen, zur Ernennung eines der 
vorigen Kandidaten schreiten, welchem der Erzbischof oder Bischof die ca- 
aonische Einsetzung ertheilen wird. s ) 

sl Suromus Pontifex compererlt, Promovendum lis dotibus instructum, quas Saorl 
Canones in Episcopo requlrunt, eum quanto citlua fieri potorlt juxta statutas formte 
per Apostoiicaa Literas confirmabit, 

') 8. Sl vero ant electio minime fuerit canonice peracta, ant promovendua prae- 
dletis dotibus instructus non reperlator, ex speciaU gratia Summus Pontifex Indnl- 
gebit, nt capltulum ad novam eleetionem nt supra canonica methodo valeat procedere. 

*) 4. Capitula tarn Metropolitanom quam cathedralia pro prima vice, eo qni sequitnr 
modo efformabuntur. Postqnam Archiepiscopüs vel Episcopus respectlve Sanetäe 
Sedis auetoritate fnerlnt Institut!, eis a Stimmo Pontifiee oommittetnr, nt ejusdem 
Ponttffeis nomine ad nominationem Decani, Caaonloordm et Vkarlorum Capitnli pro- 
cedant, iisqde den* canonicum Institutionen!. 

*) Deinceps vero, quotiescunque Decanatus aut Canonlcatus vel Vicariatus vacaverlnt, 
Archiepiscopüs vel Episcopus cum respectivo capitulo alternis vieibus intra sdx 
hfcbdomadas a die vacationis proponent Sufnmo territorii Principi quatuor Candidatos 
ln sacris ordlölbos cottstitntos üsque praeditos qualttatibuS, quas sacri canones tat 
Capitularibus requlrunt. Quodsl forte aliquis a Candldatis Summo territorii Principi 
minus sit gratus, id quamprimum Archiepiscopo vel Episcopo vel respectlve Capi¬ 
tulo idem Sununns Prlnceps indicari enrabit, nt ab elencho Candidatorum deleatnr. 
Tune vero Archiepiscopüs aut Episcopus ad collationem Decanatus, Canonlcatus aut 
Praebendae sen Vicarlae Tel respectlve Capltulum Intra quatoor hebdomades pro- 
cedet ad nominationem unlus a reliquis Candldatis, cui Archiepiscopüs aut Epls- 
copus canonloam dabit Institutionen!. 


18 * 
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Hiera macht der Verfasser der Beleachtong der Convention im Wflrtem- 
bergischen Staatsanzeiger die Bemerkang: 

Nach der Balle: „Ad Domnici gregü“ soll bei der Wahl eines Bi¬ 
schofs oder Capitalars bekanntlich der Staatsregierung eine Kandidatenliste 
vorgelegt and aas derselben die etwa der Krone minder angenehmen Kandi¬ 
daten gestrichen werden, doch so, dass die übrig bleibende Anzahl der 
Kandidaten noch eine Wahl zulasse. Diese Bestimmung schloss die Mög¬ 
lichkeit keineswegs aas, dass ein der Regierung missfälliger Kandidat gleich¬ 
wohl den BischofsstGhl, oder ein Canonicat erlangte. 

Dieser Fall konnte nämlich eintreten, sobald sämmtliche Kandidaten, 
oder wenigstens alle bis aaf Einen der Regierang missfällig waren. Dess- 
halb knüpften sich gleich damals an das Zustandekommen der Bulle un¬ 
mittelbar weitere Bemühungen der Regierung der oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz an, um gegen jene Möglichkeit in ausreichender Weise gesichert zu 
werden. 

Eine Frucht dieser Bemühungen waren die beiden päpstlichen Breven 
vom 22. März 1828, in welchen durch das eine dem Bischof, durch das 
andere dem Domcapitel die Weisung ertheilt wird, nur solche zu Bischöfen 
und Canonikern zu wählen, von welchen sie vor dem feierlichen Act der 
Wahl Kunde haben, dass sie dem Landesfürsten nicht „ minder angenehm “ 
seien. Hiebei ist zwar unbestimmt gelassen, in welcher Weise sich der 
Bischof oder das Capitel seine Kunde verschaffen soll und es sind verschiedene 
Wege dazu denkbar, aber in der Hauptsache enthält das Breve eine wichtige 
and werthvolle Ergänzung der Bulle, indem es die Wahl eines missfälligen 
Kandidaten unbedingt ausschliesst. Dagegen war dasselbe der Form nach 
nicht etwas Vereinbartes, sondern eine einseitige Weisung des Papstes, die 
von einem folgenden Papste abgeändert oder zurückgenommen werden konnte. 
Auf der andern Seite sind in der gemeinsam mit den andern Regierungen 
der Kirchenprovinz erlassene königl. Verordnung vom 30. Jänner 1830 so 
wie zuvor schon in dem Fundations-Instrument vom 14. Mai 1828 noch 
verstärkte Bürgschaften für die Sicherung der Regierung gegen die mögliche 
Wahl missfälliger Kandidaten aufgestellt worden, theils durch Aufzählung 
der Eigenschaften, welche die in die Liste aufzunehmenden Kandidaten haben 
sollen, theils durch die Anordnung einer Ueberwachung des Wahlactes durch 
einen landesherrlichen Commissär, theils durch den Vorbehalt eines Bestäti¬ 
gungsrechtes bei den Mitgliedern des Capitels. 

Die Bedeutung der jetzigen Uebereinkunft besteht hienach darin, dass 
einerseits die zuletzt genannten, über den Sinn der Bulle und des Breves 


*) Das Fundations-Instrument enthält Art. 1 den Zusatz: „Das Kapitel Ist verpflichtet, 
nur eine solche Person zu wählen, von welcher es sich vor dem felrllchen Wahlact 
die Gewissheit verschafft, dass dieselbe die vorgeschriebenen Eigenschaften besitze 
tind uns wohlgefällig sei. Wir behalten uns vor, zu der Wahlhandlung einen landes¬ 
herrlichen Commlssarlus abzuordnen, ohne dessen Zustimmung die Wahl nicht ver¬ 
kündet, noch irgendein Schritt zu deren Vollziehung geschehen darf. 
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Unausgreifenden Zusätze für die Zukunft Wegfällen, andererseits aber anch 
die beiden Breves, als Ergänzung der Balle und als Theil der Vereinbarung 
bleibend anerkannt werden. 

Wir bemerken dabei, dass schon die beiden in der letsten Zeit vorge¬ 
kommenen Wahlen von Domcapitalaren nach diesen Grundsätzen behandelt 
worden, indem aas den vorgelegten Kandidatenlisten, welche in beiden Füllen 
keinen der Regierung minder angenehmen Namen enthalten haben, das eine- 
mal dem Bischof, das anderemal dem Capitel die freie Wahl überlassen 
wurde, ohne Absendung eines landesherrlichen Commissäre und ohne nach¬ 
trägliche Bestätigung der Wahl. 

Dies die Beleuchtung im Staatsanzeiger. 

Wir bemerken: Es ist richtig, dass die vereinten protestantischen Re¬ 
gierungen bei den in Frankfurt vom Jahre 1818 bis 1825 gepflogenen 
Unterhandlungen sich alle Mühe gaben so den erwähnten Best i mmungen des 
Art. 1—4 der Bulle: „Ad Dominici gregis custodiam“ noch weitere Ver¬ 
günstigungen su erzielen. 

Anfänglich suchten sie das förmliche Ernennungsrecht der Bischöfe und 
Domcapitalaren Dir die Landesherren in Anspruch su nehmen. 

Wir wollen es dahin gestellt sein lassen, ob sie sich hiebei von dem 
bekannten politischen Lehrsats leiten liessen *), oder nur dem damaligen 
Glauben an die unbegrenzte Zuständigkeit der Staatsgewalt huldigten. 


Art 2. Zum Bisehof kann nnr ein Geistlicher gewählt werden, welcher ein 
Deutscher von Geburt uud Börger Unseres Staates ist. Nebst den vorgeschriebenen 
canonischcn Eigenschaften ist erforderclch, dass derselbe entweder die Seelsorge, 
ein akademisches Lehramt oder sonst eine öffentliche Steile mit Verdienst und Aus¬ 
zeichnung verwaltet habe, so wie auch der inländischen Staats- und Kirchengesetze 
und Einrichtungen kundig sei. 

Dasselbe ist Art. 5 in Betreff der Wahl der Domherren bestimmt mit dem Bei¬ 
satz: „dass sie sich durch Klugheit empfolden und nicht weniger Uns wohlgefällig 
sind.“ Die Absendung eines Commissärs zur Wahl ist gleichfalls Vorbehalten, so 
wie auch die landesherrliche Bestätigung. 

Art. 7. Zur Stelle eines Domcapitulars können nur Diöcesan-Geistliche gelangen, 
welche Priester, 30 Jahre alt und tadellosen Wandels sind, vorzügliche theologische 
Kenntnisse besitzen, und entweder die Seelsorge, ein akademisches Lehramt oder 
sonst eine öffentliche Stelle mit Auszeichnung verwaltet haben, zugleich aber mit 
der Landesverfassung genau bekannt sind. 

Mit diesen Bestimmungen des Fundations-lnstrumentes stimmt $. 15 der Ver- 
ordhung vom 30. Jan. 1830 überein, nur heisst es statt: der Bischof muss Bürger 
Unseres Staats sein — Bürger des Staates, worin sich der erledigte Bischofsitz 
befindet, oder einer der Staaten ist, welche sich zu dieser Diöcese vereinigt haben* 

! ) Vgl. „ deuteche Blätter für Protestanten und Katholiken.“ Eine historisch-politische 
Zeitschrift in zwanglosen Heften. Heidelberg 1839. Akademische Verlagshandlang 
von C. S. Winter. III. Heft. S. 96. Diese deutscen Blätter sind ein missglücktes 
Antidotum gegen die historisch-politischen Blätter von Philipps, Görres etc. 

Dr. Lieber: „In Sachen der oberrheinischen Kirchenprovinz S. 75« 
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Der bell. Vater erklärte mit aller Bestimmtheit, dass es tim eine 
Unmöglichkeit sei, den protestantischen Landesherren das Nominationstfeoht 
der Bischöfe und Domcapitularen einzuräumen. 

Um aber seine Liebe zum Frieden und seine Bereitwilligkeit zur Ord¬ 
nung der katholisch-kirchlichen Angelegenheiten zu zeigen, erklärte er, er 
wolle, wie bei den Unterhandlungen mit den protestantischen Höfen von 
Berlin und Hannover, bis zur Grenze der äussersten Möglichkeit vorschreiten 
und zugeben, dass die Liste der Kandidaten für die bischöflichen Stühle und 
die Domcapitularsteilen den vereinten Fürsten vor der Wahl zugestellt und 
die „minder angenehmen Personen“ bezeichnet und aus dem Verzeichniss 
gestrichen werden dürfen. 

Es wurden die sechs Artikel, welche den Hauptinhalt der Ergänsungs- 
Bolle: „Ad Dominici gregis custodiam“ bilden, in Form eines Ultimatums 
von welchem nicht mehr abgegangen werden könnte, aufgestellt. 

Dieses Ultimatum wurde angenommen, nur forderten die vereinten Re¬ 
gierungen zur deutlicheren Erklärung der vier ersten Punkte desselben ein 
Breve an die Bischöfe und Capitol, worin ausgesprochen werde: dass nur 
solche Personen in die Wahl zu Bischöfen oder Domcapitularen genommen 
werden könnten, welche den Regierungen angenehm wären.“ Fenier machten 
sie den Vorschlag, die zwei letzten Punkte ganz u>egzulasten 1 '); sollten sie 
aber doch aufgenommen werden (es wurde also dem heil- Stuhle freigelassen, 
sie aufzunehmen oder nicht aufzunehmen), so müssten sie für sich ihre un¬ 
veräusserlichen landesherrlichen Rechte wahren.“ '*■) 

Der heil. Stuhl nahm sie nun wirklich auf und zwar unter der Rubrik: 
„Decernimus ac mandamus.“ 

Allein er erliess dem Wunsche der vereinten Fürsten gemäss auch ein 
ßreye an die Bischöfe und Domcapitel der oberrheinischen Kirchenprovinz, 
worin ihnen zur Pflicht gemacht ist, keine Personen zu wählen, welche den 
Landesherren „minier angenehm" wären. 

Die betreffende Stelle in dem Breve Papst Leo XII. vom 21. Mai 1827 
an -den Erzbisehof von Freiburg und Bisehof von Limburg lautet also t 

„Cum autem inter ea, quae celeriter tibi gerenda erunt, Capituli con- 
constltutio oommfssa tibi eit, eommendamos suramopere fraternitati tuae, ut 

fsiw rr-TT-T—? 

1 ) 5. ln Seminario Archiepiscopali vel Episcopali is Clericoriim mimerus ali atque 
ad formam Decretorum Sacri Concilii Trldentinl institni ac educari debebit, qui 
Dtöetesis amplitudini et neeessltati respondeat, quique ab Episeopo congruerit 
definlendus. 

0. Liberum erit cum Sancta Sede de negotlis ecclesiastieis eommunicare, 
atque Arehiepiscopus in sua Dloecesi et Provincia Ecclesia st ica, uti et Episcopi in 
Pfppria quipque Sioecesi plepo jurp EpJ&copalejn jurisdictipnem exercebunt, quae 
jpxt* caunpes unnp vigentes et praesentem Ecclesiae disclplinam eisdejn competit. 

Dipsp Artikel ?in4 du*cl* Art, 8, 4, 6 der Convention bestätigt. 

*) Vgl. dputßche Blittnr a, a, 0. IV. flft, S. 0Q. Art. „oberrfiejn(sche Xirchenprovinz“ 
im Sup^Bd. ftp« vpn 
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quae Nostris Apostolicis litteris, quarnm ipitiam est: „Ad Dominici gregis 
custodjam“ decrevimus — rdigiosissime servari entlang. Nostro quippe 
nomine prima hac vice eligere Decanum, Canonicos et Yicarios Capituli datum 
est tibi; qua in re perficienda id ob oculos habendum memineris, ut eligendi 
sacrie sint ordinibus initiati, atque pietate, doctrina, prudentia ceterigqvfi 
virtutibus ex canonutn praegcripto neceggariig effulgeant, neque gint Sere- 
nigsimo Principi minus grati, ut scilicet ademta omni offengionis cauga, 
faciUus ac eolubrius delato munere perfungantur.“ 

„Hinc tuarum erit partium, omnia lila, quae in eam rem et pro Epjsr- 
copis et pro Capitulis sancita ibidem sunt, accurate exequi, atque omni Stu¬ 
dio contendere, ut per eos, ad quos spectat, eadem illa perficiantur.“ *) 

Ganz gleich lautend ist auch das Breve an den Bischof von Hottenburg 
von demselben Datum. 

Die Stelle im Breve an die Domcapitel lautet also: 

„Vestrarum erit partinm, eos adsciscere, quos ante solennem electionis 
actum noveritis praeter qualitateg ceterag ecclesiastico jure pr aefinitßg, 
prudentiae inguper laude commendari, nec Serenissimo Principi rninug gratQf 
egge.“ 

Die betreffende Stelle in dem Breve an das Domcapitel vom 22. Mär% 
1828, auf welche der Staatsanzeiger hinweist, lautet also: 

Cum autem per, memoratas apostolicas litteras (Bullae: „Provida solersm 
que“ und „Ad Dominici gregis custodiam“) privilegium Antistitem eligendi 
statis quibusdam legibus vobis detulerimus, id etiam speciatim vos admonitos 
volumus, ut gravissima hac in actione gloriam omnipotentis Dei, reügionis 
utilitates, incolumitatem gregis, aeternam salutem vestram revolvatis animp, 
„Alienis enim peccatis communicarctis“ dicimus cum Tridentinis patribus, nisi 
quos diguiores et ecclesiae magis utiles judicaveritis, non quidem precibgn, 
vel humano affectu, aut ambientium suggestionibus, sed eorum exigentibus 
meritis praefici diligenter curetis. Cum porro ex Joannis Carnotensis monity 
florere inspidatur et fructificare ecclesia ? qaando regnum et sacerdotium 
inter se conveniunt, Vestrarum erit partium eos adsciscere , quos ante so¬ 
lennem electionis actum noveritis, praeter qualitates caeteras ecclesiasticQ 
jure praefinitas prudentiae insuper laude commendari nec Serenissimo Prin¬ 
cipi minus gratos esse. Id ob oculos habeatis opus est, quando etiam juxta 
sanctas in iisdem nostris litteris conditiones jus erit vobis collegas eligendi. 
Confidimus sane mandatis hiscc nostris, quae et populi istius universi votg 
sunt, apprime vos esse obtemperaturos, idque a Yestra in Nos fide atque 
observantia certo praestolamur.“ 

Hieraus erhellt, dass die Bemerkung der Beleuchtung im Staatsapzeiger 
ganz richtig ist, dass die über den Wortlaut der Bestimmungen der Bulle: 


‘) Vgl. deutsche BJätter für Protestanten und Katholiken etc. Neu« Folge IV, Heft. 
Seite 103. 

*) Deutsche Blätter etc. a, a. 0. S. 104. 
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„Ad Dominici gregis custodiam“ Art. I — IV und der päpstlichen Breven vom 
21. Mai 1827 und 22. März 1828 an die Bischöfe und Domcapitel hjnaus- 
gehenden einseitigen Bestimmungen des Fundations- Instruments und der 
königl. Verordnung vom 30. Jänner 1830, welche durch Art. XII der Con¬ 
vention aufgehoben sind, nothwendig Wegfällen müssen. Der Bischof und 
das Domcapitel haben sich bei den ihnen zustehenden Wahlen nur an die 
Bestimmungen des canonischen Rechts und die der Bulle: „Ad Dominici 
gregis custodiam“ sowie des erwähnten Breves za halten. Durch letztere 
sind, wie aus dem Wortlaute desselben hervorgeht, die Bestimmungen der 
Bulle durchaus nicht aufgehoben. Es heisst: „ religiosissime servari enitaris 
omnia itta , quae sancita sunt, accurate exequi, juxta sancitas in iisdem 
nostrii litteris conditiones. <( 

Aber wie, wenn in der dem Landesherrn vorgelegten Liste alle Kandi- 
didaten bis auf Einen gestrichen werden? Kann dann noch von einer Wahl 
die Rede sein? Muss in diesem Falle oder, wenn, was freilich kaum ge¬ 
schehen wird 1 ), alle gestrichen werden, das Domcapitel nicht eine neue 
Wahlliste aufstellen? Ist ihm nicht ausdrücklich zur Pflicht gemacht, sich 
vor der feierlichen Wahlhandlung die Ueberzeugung zu verschaffen, dass auf 
der Wahlliste nicht eine persona Principi minus grata sei? 

Die Absendung eines landesherrlichen Commissärs zur Wahlhandlung 
und die nachträgliche Bestätigung des Gewählten muss dem Wortlaute der 
Convention gemäss nothwendig wegfallen. 

Der Artikel II lautet: 

„Der Bischof wird, bevor er die Leitung seiner Kirche übernimmt, vor 
Sr. königl. Majestät den Eid der Treue in folgenden Worten ablegen: 

Ich schwöre und gelobe auf Gottes heiliges Evangelium , wie es einem 
Bischöfe geziemt , Eurer königl . Majestät und Allerhöchst Ihren Nachfolgern 
Gehorsam und Treue. Ingleichen schwöre und gelobe ich, an keinem Ver¬ 
kehre oder Anschläge, welcher die öffentliche Ruhe gefährdet, Theil zu nehmen, 
und weder inner noch ausser den Gränzen des Königreichs irgend eine 
verdächtige Verbindung zu unterhalten; sollte ich aber in Erfahrung bringen, 
dass dem Staate irgend eine Gefahr drohe, zu Abwendung desselben Nichts 
zu unterlassen.“ 

Hiezu bemerkt die Beleuchtung im Staatsanzeiger: 

Der Eid des Bischofs hatte weder in der Denkschrift der Bischöfe noch 
m den weitern Verhandlungen einen Differenzpunkt gebildet. Die Curie hielt 
es jedoch für angemessen, dass dieser Gegenstand seiner Bedeutung nach 
und der Vollständigkeit wegen in die Uebereinkunft hereingenommen werde 
und ebenso, dass der Gleichförmigkeit wegen dieselbe Eidesformel, welche 


*) Wenn der Bischof und das Domcapitel sich genau an die Vorschriften des heiligen 
Vaters in der erwähnten Bnlie und im Breve halten, so werden die in der Liste 
aufgeführten Personen — es sei denn, dass gewisse protestantische Tendenzen vor¬ 
herrschen — keine personae minus gratae sein. 
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das Bayerische und Oesterreichische Concordat enthalten, auch in den 
Übrigen Diöcesen zur Anwendung kommen. Die königl. Regierung konnte 
kein Bedeuten finden, diesen Wttnschen der Curie Rechnung za tragen. 

Die seitherige Eidesformel ist im Fundations-Instrument unter §.3 auf¬ 
geführt. Sie ist im Wesentlichen gleichen Inhalts, und enthält nur .Ab¬ 
weichungen im Einzelnen, welche sich bei genauer Prüfung als unerheblich 
heraussteilen. Letztere Bemerkung ist nicht ganz richtig. Das Formular 
im Fundations-Instrument ist wesentlich von obigem verschieden und enthält 
nicht unerhebliche Abweichungen. 

Es enthält nämlich nach den Worten und Allerhöchst dero Thronfolgern 
den erheblichen Zusatz: sowie den würtembergischen Staatsgesetzen Ge¬ 
horsam und Treue. 

Und der Dienstrevers der katholischen Geistlichen in Würtemberg ent¬ 
hält den weiteren Zusatz: „i und Verordnungen.“ *) 

Dass die Geistlichen, wie der Bischof und die Domcapitulai$n dem 
Landesherrn den Eid der Treue und des Gehorsams leisten, dagegen lässt 
sich nicht das Mindeste einwenden, wie auch der heil. Stuhl nichts dagegen 
erinnert hat. 

Allein ein förmlicher Diensteid gegen den Staat mit der besonderen 
Verpflichtung zum Gehorsam gegen die Staatsgesetze und Verordnungen 
lässt sich mit der Convention nicht wohl in Uebereinstimmung bringen. Die 
Geistlichen unterstehen als solche, als Diener der Kirche, dem Bischöfe, 
welchem sie canonischen Gehorsam und Treue abzuleisten haben; er über¬ 
trägt ihnen ihre Dienstpflichten und Dienstobliegenheiten. Als Bürger des 
Staates sind sie in bürgerlichen Angelegenheiten allerdings auch den allge¬ 
meinen Staalsgesetzen, wie jeder andere Staatsbürger unterworfen und haben 
in dieser Beziehung Gehorsam und Treue zu leisten. Allein es bestehen in 
Würtemberg so manche Gesetze und Verordnungen, welche sich auf kirch¬ 
liche Angelegenheiten, kirchliche Dienstobliegenheiten, Ehesachen, Verwaltung 


x ) Die katholischen Geistlichen in Würtemberg müssen gleich bei ihrer erstmaligen 
Anstellung als Vicarien folgenden Dienstrevers unterzeichnen: 

„loh schwöre und verspreche bei den heiligen Evangelien Gottes, Sr. königl. 
Majestät von Würtemberg und Allerhöchst deren Thronfolgern, sowie den Staats- 
gesetzen und Verordnungen Gehorsam und Treue. Ferner verspreche ich, 
kein Einverständniss zu unterhalten, an keiner Berathung Theil zu nehmen, und 
weder im In-, noch Auslande Verbindungen einzugehen, welche die öffentliche Ruhe 
* gefährden, vielmehr, wenn ich von irgend einem Anschläge zum'Nachtheil des 
Staates Kunde erhalten sollte, solches der mir Vorgesetzten Staatsbehörde zu er¬ 
öffnen. Insbesondere gelobe loh für den Fall der liebernahme einer Pfarramts- 
oder Caplaneiverweserei für die Wahrung der Gerechtsame der betreffenden Kirchen¬ 
pfründe, so viel an mir liegt, mitzuwirken und für die Erhaltung der Kirchenge¬ 
bäude und des sonstigen Kirchenvermögens besorgt zu sein, auch in meinen Be¬ 
ziehungen zu der Schule mich naoh den betreffenden Staatsgeselyen genau zu 
richten , und keine Abweichung Anderer zn dulden.“ 
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des Kirchen vermögen*. Unterricht, Erziehung und Bildung, kirchliche Dis- 
ciplin etc. beziehen, und mit dem kirchlichen Rechte nicht in Uebereinstim- 
mung za bringen sind. So lange diese nicht abgeschafft sind, werden, wie 
in Baiern bei Ableistung des Constiiutionseides 1 ), wenn die Geistlichen 
auf diese Staatsgesetze und Verordnungen verpflichtet werden wollen, Ge¬ 
wissensbeunruhigungen und leidige Collisionsfälle entstehen. 

Im Artikel XII der Convention ist zwar die Zusicherung gegeben: 

„Die mit der vorstehenden Vereinbarung im Widerspruch stehenden 
königl. Verordnungen und Verfügungen treten ausser Kraft: soweit aber 
gesetzliche Bestimmungen derselben entgegenstehen, werden diese geändert 
werden.“ Und nach dem Staatsanzeiger enthält die m. Beilage zur Con¬ 
vention den Zusatz: „Unter den mit der jetzigen Convention unvereinbaren 
und so weit ausser Kraft tretenden Verordnungen versteht die königl. Re¬ 
gierung selbstverständlich vorzugsweise die Verordnungen vom 30. Jänner 
1830 und 1. März 1853, sowie das Fundations-Instrument vom 14. Mai 
1828, so weit solches nicht von der Dotation des Bisthums handelt, nebst 
Beilagen C und D zu diesem Instrumente. Allein so lange nicht sämmtliche, 
den kirchlichen Bestimmungen widersprechenden Gesetze und Verordnungen 
abgeschafft, oder wenigstens modificirt sind, dürfte es das Zweckmässigste 
und der Convention am entsprechendsten sein, wenn die katholische Geist¬ 
lichkeit denselben Eid der Treue, wie der Bischof zu leisten hätte. 

Da diese Formel in die Convention aufgenommen ist, so erhellt, dass 
sie nichts enthalte, quod Dei atque ecclesiae legibus adversetur. Eine neue 
Formel des juramenti fidelitatis — von einem Diensteid kann, wie schon 
bemerkt, nicht mehr die Rede sein — müsste jedenfalls dem heil. Stuhle 
vorher vorgelegt werden. 

Schon in der Note vom 10. Aug. 1818 hatte der heil. Stuhl §. 21 f. 
bemerkt: „In Betreff des Eides der Treue, welchen die neuen Bischöfe dem 
Souveraine ablegen sollen, erinnert der heil. Vater, um darüber urtheilen zu 
können, dass man ihm die Formel mittheile, und er wiU glauben, dass in 
derselben nichts enthalten sei, was das Gewissen der Bischöfe, welche ihn 
leisten sollen, beleidigen könnte. 

Als nun die Formel vorgelegt wurde, und sich in ihr die Bestimmung 
befand: „und den Gesetzen des Staates Gehorsam und Treue“, so erklärte 
der heil. Stuhl in der Note vom 24. Sept. 1818: 

Die vorgelegte Eidesformel, indem sie der Gesetze des Staates erwähne, 
biete neue Schwierigkeiten dar. Wenn unter diesen Gesetzen solche wären, 


*) ygl. die sehr interessante Schrift: „Concordat und Constitutionseid der Katholiken 
in Baiern. u Eine historische Denkschrift mit Benützung bisher unbekannter Acten- 
stiicke, vertust von dem Autor der Erläuterungen und Zusätze zu der Bede des 
Fürsten Wallerstein Durchlaucht über Quarte und Klöster. Augsburg 1847, Seite 
100 folg. 
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welche den Grundsätzen der katholischen Kirche widersprechen, so könnte 
der heil. Vater seine Zustimmung nicht geben, dass man einen solchen Eid 
leiste. Die Bürgschaft der Treue sei hinlänglich enthalten in den übrigen 
Theäen des Eides . Auch die constitutionelle Form der Regierung mache 
, eine selche Erwähnung nicht nöthig. 

Der 111. Artikel lautet: 

„Die königl. Regierung wird die von ihr stets anerkannte Verbindlichkeit 
zur realen Dotation des Bisthums erfüllen, sobald es die Verhältnisse zulassen.“ 

Hiezu bemerkt die Beleuchtung im Staatsanzeiger: „Nach dem bei der 
Errichtung des Bisthums getroffenen Uebereinkommen sollte der Aufwand fUr 
dasselbe nicht blos durch jährliche Beiträge aus der Staatskasse gedeckt, 
sondern es sollte ein Besitzthum ausgeschieden werden, das die vertrags- 
mässige Rente gewährt. 

Diese reale Dotation des ßisthums ist bis jetzt theils wegen der Schwie¬ 
rigkeit, ein mit Sicherheit eine genau bestimmte Rente gewährendes Besitz¬ 
tum zu bezeichnen, theils wegen des dabei entstehenden grösseren Verwal- 
tungsatifwandes nicht erfolgt; dagegen wurden dem Bisthum die Domanial- 
erträge der Kameralämter Horb und Rottenburg hypothekarisch durch eine 
von dem Finanzministerium aufgestellte Urkunde versichert. 

Diese Einrichtung hat bis jetzt zu keinerlei Missständen oder Beschwerden 
von'Seiten des Bischofs geführt, und lässt hinsichtlich der Sicherstellung der 
Bedürfnisse des Bisthums schwerlich etwas zu wünschen übrig. Gleichwohl 
konnte sich die Regierung der Anerkennung ihrer noch weiter reichenden 
Verbindlichkeit nicht entziehen wollen, wenn eine solche bei dem vorliegenden 
Anlass verlangt wurde; auch lässt sich nicht verkennen, dass die Erinne¬ 
rung dieser Anerkennung bei der Unberechenbarkeit zukünftiger Verhält¬ 
nisse für die katholische Kirche einen Werth haben konnte. 

Es ist allerdings richtig, bisher hat diese hypothekarische Dotation, 
welche eine genügende Sicherheit gewährt, noch zu keinerlei Beschwerden 
Anlass gegeben, indem die Zahlungen durch die erwähnten Kameralämter an 
die Bisthumspflege mit der grössten Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit schon 
ein Vierteljahr voraus erfolgen. Wie der Vollzieher der päpstlichen Bulle: 
„Provida solersque“ der -j- Bischof Johann Baptist t. Keller in seinem 
Vollzugsberichte vom 25. Oct. 1827 versichert, ist von Sr. Majestät dem 
Könige mit wahrhaft königlichem Wohlwollen noch die besondere Zusage 
gemacht worden: 

„Wenn in der Folge es sich zutrage, dass sich die Bedürfnisse der 
Kirche vermehren sollten — vorzüglich, wenn unter einem besonderen Titel 
von Leistungen z. B. wegen vermehrter Anzahl der Alumnen im Diöcesan- 
Seminar jene in den apostolischen Schreiben bezeichnete Summe nicht zu¬ 
reichen würde, so sei der königliche Wille und die Absicht der Regierung, 
diese so, wie alle jene Bedürfnisse der Kirche zu befriedigen, welche die 
Kirche zu ihrer Erleichterung entweder im Ganzen oder im Einzelnen nöthig 
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hat, selbst wenn sie in der ersten Gründung oder Aastattang nicht angezeigt 
worden wären. *) 

Allein eine Dotation in liegenden Gründen wäre jedenfalls wünschens- 
werther. Die bisherige Dotation in Zehenten, Gefällen, Zinsen etc. hat durch 
die Zehent- and Gefällablösung bereits einen Stoss erhalten; wenn non (was . 
Gott verhüten wolle), wie früher, Kriegsjahre, anhaltende Theuerung etc. ein- 
treten würden, würde wohl die Regierung bei dem besten Willen ihren Ver¬ 
pflichtungen immer nachkommen können? Wie schon Bischof v. Keller be¬ 
merkte , die Ausstattung des Bisthums in liegenden Gründen und Gütern ent¬ 
spricht mehr dem wahren Begriffe und der Idee des Kirchengutes und ist 
auch förderlicher zur Erhaltung der Freiheit und Selbsständigkeit der Kirche. 
Die Geldwirthschaft war der Kirche nie erspriesslich. 

Allein die Dotation in liegenden Gründen wird voraussichtlich noch 
lange ein frommer Wunsch bleiben. 

Der Art. IV lautet: 

„Zar Leitung seiner Diöcese wird der Bischof die Freiheit haben, alle 
jene Rechte auszuüben, welche demselben in Kraft seines kirchlichen Hirten¬ 
amtes laut Erklärung oder Verfügung der heiligen Kirchengesetze nach der 
gegenwärtigen, vom hei). Stuhle gutgeheissenen Disciplin der Kirche gebühren, 
und insbesondere 

a) alle Pfründen zu verleihen, mit Ausnahme von jenen, welche einem 
rechtmässig erworbenen Patronatsrechte unterliegen; 

b) seinen Generalvicar, die ausserordentlichen Mitglieder des Ordinariates, 
sowie die Landdecane zu erwählen, zu ernennen, beziehungsweise zu 
bestätigen; 

c) die Prüfungen für die Aufnahme in das Seminarium und für die Zu¬ 
lassung zu Seelsorgerstellen anzuordnen, auszuschreiben und zu leiten; 

d) den Klerikern die heiligen Weihen zu ertheilen, nicht nur auf die 
bestehenden canonischen, sondern auch auf den von ihm selbst anzu¬ 
weisenden Tischtitel hin; 

e) nach den canonischen Vorschriften alles das anzuordnen, was den 
Gottesdienst, die kirchlichen Feierlichkeiten und diejenigen Religions- 
Übungen betrifft, welche die Aufweckung und Befestigung des frommen 
Sinnes der Gläubigen zum Zwecke haben; 

f) Diöcesansynoden einzuberufen und abzuhalten, sowie Provinzialconcilien 
zu besuchen. 

g) In seinem Kirchensprengel vom heil. Stuhle genehmigte religiöse Orden 
oder Congregationen beiderlei Geschlechtes einzuführen. Jedoch wird 
sich der Bischof, betreffend diesen letztem Punkt, in jedem einzelnen 
Falle mit der königl. Regierung in’s Einvernehmen setzen/ 4 


’) Vgl. Lamp’s Kirchengesetze (X, Band der „Reyscher’sohen Gesetzessammlung“) 
Seite 914, 
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Dareh diesen Artikel ist das in Württemberg and in der ganzen oberrhei¬ 
nischen Kirchenprovinz vielfach verdrängte canonische Recht wieder zu Ehren 
gekommen. Dies geschah zwar schon durch den bereits oben erwähnten Ar¬ 
tikel VI der Bulle: „Ad Dominici gregis custodiam.“ 

Allein dieser Artikel ward, wie der V., von der wfirtembergischen and 
den andern vereinigten Regierangen beanstandet, namentlich wegen des Bei¬ 
satzes: j.juxta canones nunc vigentes et praesentem ecclesiae disciplinam . u 

Dieser Beisatz hatte damals, beim Erscheinen der Bulle, eine gewaltige 
Gespensterfurcht erregt; man glaubte die mittelalterliche Hierarchie nehme 
mit ihrem ganzen Gefolge ihren unheimlichen Einzug in die aufgeklärte ober¬ 
rheinische Kirchenprovinz, and es sei am die magna Charta libertatis ec¬ 
clesiae germardcae , womit man , wie in Frankreich , mit den libertatibus, 
seu potius servitutibus gaUicards die Katholiken zu beglücken dachte, sowie 
am die Hoheitsrechte der Regenten geschehen. 

Schon in der Note officielle des Envoyäs vom 3. Sept. 1819 auf die 
päpstliche Note vom 10« Aug. 1819 wurde scharf dagegen remonstrirt. *) 

*) La Declaration (die dem heil. Stuhle von der Gesandtschaft überreichte Frankfurter 
Declaration, als Auszug aus den Grundzügen), heisst es, est une Magna Charta 
libertatis ecclesiae germanicae , qui ne peut dtre susceptible d’aucune Variation ou 
addition, qui lui seroit dtrangdre. 

La oour de Rome aemble exiger des Princes Protestant, qu’ ils admettent pour 
toutes les institutions eoclesiastiques, qu’ ils viennent d’ assurer k leurs sujets 
catholiques, la rdserve suivante: Secundum canones nuno existentes et vigentem ec- 
clesiae disciplinam , u mais comment ces Princes pourroient — ils entrer dans une 
discussion, pour savoir, quels sont les canons maitenant en vigueur?... Et quelle 
pourroit Ctre cette discipline maintenant en vigueur, dont il est question dans 1’ Ex- 
pesd dn St. Pdre? La disoipllne n’ est pas invariable oomme le dogme, eile doit 
naturellement suivre les changement des temps et des ciroonstances, et s’ accom- 
moder aux rapports civiJs des gouvernements... Si par la discipline en vigueur on 
vouloit entendre celle des eglises d’ Italie, eile ne pourroit jamais convenir a tous 
les pays et surtout pas aux dtats de la confdddration germanique, oü les differentes 
confessions sont si entrem&ldes et jouissent toutes de la m&me libertd et d’ une en- 
tiire egalitd de droits. II suffira de citer un seul exemple pour en prouver V im- 
possibilitd. 

Les mariages mixtes sont defendus dans quelques dtats de P Italie, et ne 
peuvent avoir lieu que par une dispense de ia cour de Rome* Les tribunaux 
romains exigent ordinairement de la partie non catholique le serment d’dlever les 
enfants des deux sexes dans la religion catholique. En outre le Curd n’ ose ni 
proclamer les parties, ni leur donner la bdnddiotion; V acte doit se faire en seoret 
hors de l’eglise, et le curd est tenu d’enjoindre ä la partie catholique comme une 
Obligation grave, de faire tous ses efforts pour convertir la partie catholique. Une 
discipline pareille ne pourroit jamais £tre suivie en Allemagne; eile est contralre 
ä une disposition du Congrds de Vienne et aux lois organiques de la confdddration 
germanique, qui etablissent une entidre libertd des consoiences. 

La ddsunion dans les familles et le trouble dans V ordre civil en seroient les 
suites funestes mais infallibles. Jamais P ancien ordre ne se rdtablira tel qu’ il a dtd. 

Diese Gespensterfurcht spuckt nur noch in den Köpfen einiger [beschränkten 
Bureaukraten und sogenannten Liberalen. Selbst unbefangene Protestanten urtheilen 
jetzt ganz anders. 



Die Bolle wurde zwar in Würtemberg vollständig mit dem VI. Artikel 
publicirt; allein diese beiden Artikel wurden von der Bestätigung ausge¬ 
schlossen , wie dies aus der Rede des damaligen Ministers von Schmilin 
bei der Inthronisation des Bischofs Johann Baptist v. Keller deutlich kervör- 
geht, wo er die versammelten Domcapitularen also anredete: 

„Die beiden Bullen: „ Provida solersque“ und „Ad Domimci gregis 
cuetoiiam K haben unterm 24» Oct 1827 die königL Genehmigung, jedoeh 
nur in soweit erhalten, als Solche die Bildung der oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz, die Begrenzung, Ausstattung und Einrichtung der dazu gehörigen 
fünf Bisthümer mit ihren Domcapiteln, sowie die Besetzung der bischöflichen 
Stühle and domstiftisohen Präbenden zum Gegenstände haben. Sie werden 
nicht übersehen , meine Herren, dass hierunter namentlich der fünfte Und 
Sechste Artikel der Ergänzungsbulle nicht begriffen und somit von der 
Staatsregierung nicht anerkannt sind. 

Um der würtembergischen Regierung alle Furcht in Betreff des er- 
wlhnten Beisatzes zu benehmen, heisst es in der Convention: juxta praw- 
sentem et a Sancta Sede adprobatam Ecclesiae disciplinam“ und es wurde 
Überdies vom heil. Vater die Zusicherung gegeben, es werde dem Bischöfe 
eingeschärft werden, dass derselbe in der hirtenamtlichen Leitung und Ver¬ 
waltung seiner Diöcese jene Rechte, von welchen im ersten Absatz des 
Art. IV und im Art. VI der Convention die Rede ist, zum Hei) der ihm 
snvertraaten Herde also ausüben, dass er niemals solche canones erneuere , 
welche wegen Verschiedenheit der zeitlichen und örtlichen Verhältnisse nach 
der gegenwärtig geltenden und von diesem apostol. Stuhle gutgeheissenen 
Disciplin ausser Uebung gekommen sind, oder auch durch die gegenwärtige 
Convention eine Modification erhalten haben . Wenn ober derselbe' in seinem 
bischöflichen Amte ein Generale öder eine Verordnung vew grösserer Bedeu¬ 
tung zu erlassen haben wird, so solle er gleichzeitig mit der Veröffentlichung 
desselben ein Exemplar an die königl. Regierung mittheilen. Soweit aber 
seine hirtenamtlichen Anordnungen sich nicht innerhalb der rechtlichen Zu¬ 
ständigkeit der Kirche allein halten, sondern zugleich auf Gegenstände sich 
erstrecken, welche in dem Gebiete der Staatsgewalt liegen, wird der Bischof 
vor deren Veröffentlichung sich mit der königl. Regierung in s Einvernehmen 
setzen.“ 

Diese Zusicherung ist durch die dem Bischöfe von Rottehburg unterm 
22. Juni d. J. ertheilte Instruction erfüllt. 

Sollte aber wegen Anwendung älterer Canonen etwa eine Collision zwi¬ 
schen dem Bischof und der Regierung entstehen, so kann selbstverständlich 
die Entscheidung, ob dieser oder jener Canon angewendet werden dürfe,- oder 
nicht, nicht der Regierung zustehen, sondern, wenn keine Einigung statt¬ 
findet, tritt die Bestimmung von Art. XIII ein. 


4 ) Vgl. Kirchlich-politische Blätter aus der oberrheinischen Klrchcaprevin* Nr. 2g. 
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Durch die Bestimmung; von lit. a. ist dem Bischof« ton Rottenburg ein 
Recht eingfträumt, welches ihm schon längst gebührt hätte. Früher hatte der 
Bischof ausser der alternativen Verleihung der Domcapitulairstellen und Prfl*- 
benden auch nicht Eine Kirchenstelle zu verleihen . 

Das sogenannte landesherrliche Patronatsrecht wurde nach seinem vollen 
Umfange ausgeübt und ausser den Privatpatronatsstellen, alle Kirchenstellen 
vom Landesherrn vergeben. 

Dieses sogenannte landesherrliche Patronatsrecht wurde seit dem Jahre 
1803 als eine Emanation der Landeshoheit betrachtet. Die Beleuchtung im 
Staatsanzeiger gibt 'selbst zu, dass dieses Princip, welches ausserhalb der 
oberrheinischen Kirchenprovinz nirgends Platz gegriffen, mit den Vorschriften 
deB canonischen Rechtes im Widerspruche stand, und deshalb aufgegeben 
worden sei. Die freie Besetzung der Kirchenstellen dureh den Bischof ist 
nunmehr als kirchenrechtliche Regel anerkannt, gegenüber welcher die Aus- 
nahmen im Einzelnen durch besondere Rechtstitel zu begründen sind. 

Zur Ausscheidung der Pfründen königlichen Patronates und bischöflicher 
Gollatur trat im Mürz 1856 eine Commission in Stuttgart zusammen, welche 
aus einem Bevollmächtigten der Krone (Oberkirchenrath v. Schmidt) und 
des Bischofs (Syndicus Vogt) und aus einem im gemeinsamen Einverständniss 
gewählten Mitglied (Obertribunalradi Hierlinger) bestand. 

Im Allgemeinen wurden dem Bischof die von den früheren Bischöfen, 
Domcapiteln, geistlichen Corporationen und Personen verliehenen, aus kirch¬ 
lichen Mitteln neu errichteten oder aufgebesserten Pfründen zugeschieden, 
der Krone dagegen die früheren Laienpatronate aller Art und die aus 
Staatsmitteln dotirten oder redotirten Stellen. Das Gesammtergebniss war, 
dass von 621 zuvor von der Krone verliehenen Pfründen 337 dem Patronate 
der Krone verblieben und 184 der bischöflichen Collatur zurückfielen. 

Einen Differenzponkt bildeten diejenigen Pfründen, welche zwar von 
früheren geistlichen Corporationen, aber nicht vermöge persönlichen, sondern 
dinglichen Rechts verliehen worden zu sein schienen. Sie wurden von den 
Bevollmächtigten, der Krone für diese als die Rechtsnachfolgerin in den be¬ 
treffenden Realitäten, von dem Bevollmächtigten des Bisohofs für diesen, so 
fern die erfolgte Incorporation eine Novation in sich geschlossen habe, in 
Anspruch genommen. 

Die Sache wurde Zur Entscheidung dem heil» Stuhle vorgelegt» 

Diese erfolgte durch Beilage Di zur Convention, welche dahin lautet: 
„dass der heil. Vater, in Rücksicht auf die abgeschlossene Convention, Um¬ 
gang nehmend von jeder Untersuchung des Werthes der innem Gründe, 
welche zur Begründung einzelner Titel für Verleihung ton Beneficien etc . 
angeführt wurden, die Vereinbarung gnädigst bestätigt hat, welche zwischen 
der königl. Regierung von Würtemberg und dem Bischof von Rottenburg in 
Betreff der Pfründenausscheidung in jener Diöcese getroffen worden ist, wo¬ 
bei übrigens vorausgesetzt wird, dass von jenen 28 Pfründen, in Betreff 
welcher der Bischof seine Zustimmung von der Entscheidung des heil» Stuhles 
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abhängig gemacht hat, 14, über deren Bestimmung sich beide Theile ver¬ 
einigen werden, der freien Collatur des Bischofs verbleiben. Se. Majestät 
der König hat somit 351, der Bischof 198 Barchenstellen zu vergeben. 


MlecMsfälle. 

EliereelitMfragen bei der hl. Congregation des Coneiliums 
von Trient zwischen 1844 und 1853. 

Wir setzen die (in der früheren Lieferung) angefangenen Eherechtsfragen 
fort. Die Theologen, welche die Unauflöslichkeit der christlichen Ehe und 
ihre Einheit gegen die Polygamie und die Ehescheidung der alten heidnischen 
Gesellschaften vertheidigen, ermangeln nicht, jenes schmähliche Gutachten 
Luthers zu brandmarken, womit er am Landgrafen von Hessen die Poly¬ 
gamie billigte. Eine weniger bekannte Thatsache, und die vielleicht noch 
kein Autor bemerkt hat, ist, dass im dreizehnten Jahrhunderte von Seite des 
Königs von Arragonien eine beinahe ähnliche Forderung an den Papst 
Clemens IV. gestellt wurde. Wir haben mehrere Briefe des Kirchenober¬ 
hauptes aufgefunden, worin er ein, dem götttlichen Gesetze so entgegen¬ 
laufendes Ansuchen mit Abscheu zurückweist. Man wird die Standhaftigkeit 
eines Papstes bewundern, der sich bei seinen Bemühungen, den Fürsten 
durch Rath, Ermahnungen und Drohungen zu seinen Pflichten zurückzuführen, 
durch nichts abschrecken lässt. Da er vernommen, dass der König sich 
anschickte, zum Kreuzzuge auszuziehen, so schreibt er ihm, und ermahnt 
ihn, dass Christus die Dienste derjenigen nicht wohlgefällig annehme, die 
ihn durch ihr Betragen schmähen. Diese durch den Schrei des Gewissens 
und die Heiligkeit der Religion eingeflösste Festigkeit bildet einen schlagenden 
Contrast zu der sündhaften Willfährigkeit der lutherischen Doctoren, die, um 
einen Fürsten, der eine Stütze ihrer Liga war, glimpflich zu behandeln, ihm 
zu erlauben wagten, eine zweite Frau unter dem Titel einer legitimen Gattin 
bei Lebzeiten der ersten, und neben derselben zu nehmen, und so zu Gunsten 
eines lasterhaften Fürsten die vom Evangelium verurtheilte Polygamie wieder 
einführten. 

Die Kirche, welche die Polygamie durch ihre Lehre verurtheilt, ergreift 
auch alle Mittel, sie durch ihre disciplinären Verordnungen zu verhindern. 
Zu diesem Zwecke hat sie das trennende Ehehinderniss der Clandestinität 
aufgestellt und die grösste Oeffentlichkeit bei den ehelichen Verbindungen 
vorgeschrieben. Dahin zielen die sorgfältigen Nachforschungen, denen sich 
die Bischöfe vor den Bezeugungen des ledigen Standes unterziehen müssen, 
ohne welche die Pfarrer die Mitwirkung zur Feier von Ehen versagen müssen. 
Die Art und Weise, diese Nachforschungen anzustellen, ist in den Instruc¬ 
tionen angezeigt, welche die heil. Congregation des heil. Officiums dazu 
veröffentlichte, um den Bischöfen und ihren Generalvicaren als Richtschnur 
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zu dienen. Wir haben es für nützlich erachtet, die merkwürdigen Vorschriften 
dieser Instructionen in Kürze zu verzeichnen, ja selbst sie in ihrem Texte 
ganz wieder zu geben. Wir fügen denselben einige Entscheidungen bei, die 
sich daran knüpfen. 

Die ungeachtet der in der Kirche seit dem Concilium von Trient in 
Kraft bestehenden Disciplin, de jure und de facto noch immer mögliche 
Existenz der geheimen Ehen zeigt augenscheinlich die Nothwendigkeit der 
Einmischung der Ordinarien in die ehelichen Verbindungen durch die Be¬ 
zeugungen des ledigen Standes, welche von den Contrabirenden vor Allem 
beigebracht werden müssen. Die Eingehung der geheimen Ehen ist heutzutage 
den durch die Constitution Benedicts XIV. vorgeschriebenen Normen unter¬ 
worfen, um die Missbrauche hintanzuhalten, die sich in eine so delicate 
Materie einschleichen können. Ein neuerliches Beispiel, das wir am Ende 
beibringen werden, lässt uns die Wichtigkeit der Nachtheile ersehen, die 
aus der Uebertretung dieser Bulle entstehen können. Wir schliessen, indem 
wir die Instructionen des heil. Officiums reproduciren, von denen so eben 
die Rede gewesen. 

§• 6 * 

Clemens IV. und der König von Aragonien. Monogamie der christlichen 

Ehe. 

1. Da die Königin von Aragonien vom Aussatze ergriffen worden war, 
so suchte der König beim Papste Clemens IV. um die Ermächtigung nach, 
eine andere Frau zu nehmen. Martene hat uns den wunderbaren Brief er¬ 
halten, in welchem der Papst eine so offenkundig dem Evangelium entgegen¬ 
gesetzte Forderung zurückweist. Clemens IV. drückt den heiligen Unwillen 
aus, den er gefühlt hat, als er das Gesuch des Königs erhielt; er sagt die 
Gründe gerade heraus, die dasselbe unannehmbar machen, und er schliesst 
mit der Ermahnung an den Fürsten, die Hand des Herrn zu ertragen, die 
ihn durch diese Betrübniss heimsucht. Folgendes ist der Brief, den wir 
dem II. Bande des Thesaurus aneedotorum pag. 278 entlehnen. Er ist vom 
Jahre 1266. 

„Clemens, Bischof etc. Dem erlauchten Könige von Aragonien, unserm 
geliebtesten Sohne in Jesu Christo. 

Je aufrichtiger Unsere Zuneigung gegen Deine Person ist, desto frei- 
müthiger weisen Wir Dich zurecht; indem Wir Uns des Ausspruches erin¬ 
nern, dass, wenn der Vater den Sohn, den er zurechtweist, liebt, er ihm 
Hass bezeigen würde, wenn er, die Zurechtweisung vernachlässigend, die 
Ruthe sparete. In der That, da Dich der Herr unter allen andern Fürsten 
der Welt, die nicht in den Wissenschaften unterrichtet worden sind, mit 
natürlichem Geiste ausgestattet hat; da Dich die Erfahrung eine Menge von 
Dingen gelehrt hat; da Du gerne die Sprüche der Weisen hörst, und sie 
einem ausgezeichneten Gedächtnisse anvertrauest, so sind Wir über die un¬ 
geregelte Kühnheit sehr erstaunt, mit welcher Du Uns eine Gott entgegen¬ 
gesetzte, vor den Engeln verabscheuongswttrdige, für die Menschen unge- 
Uoy’s Archiv für hath. Kirchenrecht. //. Band, 19 



hpuerliche Bittschrift vorgelegt hast. Du hast nicht hoffen dürfen, dass Wir 
. eine wahrhaftige Ehe aufflösen möchten, und Uns verunreinigen, indem Wir 
, xu einer unerlaubten Verbindung die Hand böten! Du weisst seit langer Zeit, 
wir sind dessen überzeugt, dass, als Du die edle Frau Therese durch Ver¬ 
sprechen de futuro heirathetest, wie es Dein Brief sagt, die Ehe, ohne noch 
eine wahrhaftige su sein» dessen ungeachtet eingesegnet ward, und eine 
wirkliche wurde, vollsogen durch den nachfolgenden fleischlichen Um¬ 
gang. Diejenigen nun, welche Gott vereinigt hat, wie sollte die der Stell¬ 
vertreter Gottes trennen ? Es sei ferne von Uns der verbrecherische Gedanken, 
die Gesetse des Herrn su verletsen, und um Menschen su gefallen, den 
Schöpfer und Erlöser der Menschen su beleidigen. Aber geben wir su, die 
Ehe «wischen Dir und Ihr sei ungültig gewesen; die neue Frau, die es 
Dir su nehmen gefallen hat, hast Du wohl gewählt, entweder dass sie Deine 
Gattin, oder Deine Concubine sei; wenn Du eine Frau sur Gattin hast 
nehmen wollen, die Du selbst als ein natürliches Kind anerkennst, so durftest 
Du nie glauben, dass Wir je durch die Dispens su einem so gemeinen, wie 
für Deine Würde schmählichen Falle die Hand bieten würden. Hast Du 
aber beabsichtigt, eine Concubine daraus su machen, dann hat das könig¬ 
liche Ansuchen weder Farbe, noch Geschmack; denn Du darfst nie hoffen, 
su erleben, dass der Statthalter Jesu Christi, der alle Schändlichkeiten ver¬ 
abscheut, sich selbst sum Urheber der Schändlichkeit mache. Wenn Du su 
wissen wünschest, was Du su thun habest, da Du der ersten ohne Gefahr 
für Deinen Leib nicht beiwohnen kannst, so ist die Antwort sehr leicht: 
Ertrage die Hand des Herrn; mache aus dem, was ein sufälliges Ereigniss 
verursacht, nicht einen Gegenstand des Verderbens für den, der darunter 
leidet. Glaubst Du, dass, wenn alle Königinnen der Welt den Aussats 
hätten, Wir deswegen den Königen erlauben würden, sich mit andern Frauen 
su verheirathen? Halte für gewiss, dass Alle susammen nichts erlangen 
würden, und eben so wenig einer von ihnen insbesondere, und wenn auch 
alle königlichen Häuser in der Wurzel und in den Zweigen verdorren 
sollten. Daher, mein geliebtester Sohn, habe den Herrn vor Augen, und 
nimm Dir ein Beispiel an dem sehr religiösen Könige von Frankreich, mit 
dem Du Bande der Freundschaft angeknüpft hast, bedenke, wie weit Du 
schon in Deinen Lebenstagen vorgerückt seiest, schaue auf das Kreuz, mit 
dem Du geziert bist; denke an die Gefahren der Kriege, denen Du Dich 
mit so viel Muth aussetztest, und füge nicht den Ehebruch zur Blutschande; 
denn das hiesse das Gute, welches Du thust, für Dich unfruchtbar machen, 
und Du würdest Dir den Zorn Gottes auf den Tag des Gerichtes sammeln. 
Und sage nicht, dass Du Dich nicht enthalten könnest; denn dieser Einwand 
ist seit lange abgenützt. Würde der gerechto und billige Gott Allen be¬ 
fehlen, sich vom unerlaubten Umgänge su enthalten, wenn ein Einsiger die 
Unmöglichkeit einwenden könnte, dieses Gebot su beobachten? Aber das ist 
die Gewohnheit aller Sünder, wie es der selige Hieronymus sagt, ihren Irr¬ 
thum dadurch su entschuldigen, dass sie das Nicht-Können als Ursache an- 
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führen, während das Nichtwollen allein Schuld ist. Mit Recht also weigern 
Wir Uns, bei dieser Gelegenheit Deine Gott entgegengesetzten Wünsche zu 
erfüllen, Wir, die Wir Uns gegen Dich in den erlaubten und gestatteten 
Dingen günstig und wohlwollend erzeigen, wenn es die Nothwendigkeit oder 
der Nutzen erfordert. Gegeben zu Perugia, am 13. der Kalenden des März 
im zweiten Jahre Unseres Pontificates.“ 

Die weisen Vorstellungen des Papstes blieben beim Fürsten erfolglos. 
Als einige Monate nachher der König von Aragonien die Stadt Murcia ein¬ 
genommen und seinen Sieg dem Papste angekündigt hatte, dem er die Fahnen 
der Feinde zuschickte, so beglückwünschte ihn Clemens IV. übt» dienen 
Triumph und benützte die Gelegenheit, ihn zu ermahnen, seine Leidenschaft 
für das ehebrecherische Weib zu besiegen, das ihn gefangen hielt. Folgendes 
ist dieser zweite Brief, vom 10. Juli 1266, der, wie der erste von Martene 
im 2. Bande des Thesaurus Anecdotorum pag. 362 veröffentlicht ist. 

„Clemens, Bischof etc. An den erlauchten König von Aragonien, Un- 
Bern geliebtesten Sohn in Christo. Der Sieg, der Dir vom Himmel ver¬ 
liehen worden ist, und den Dein Brief in Verbindung mit Deiner Fahne 
unsern Ohren und Augen zugleich zu wissen gemacht hat, hat uns eine sehr 
grosse Freude im Herzen verursacht. Wir haben dem Gotte der Schlachten 
Dank gesagt, der den Stolz der Sünder zerreisst, Demjenigen, der Dieb zum 
Haupte seiner Kriegsmacht wählend ehemals durch Deine Hände die Feinde 
des christlichen Glaubens an Deinen Gränzen zarstreute, und der so eben 
auf dem fremden Gebiete eine so berühmte Stadt, wie Murcia, gedemüthigdt, 
und durch Deine Sorgfalt, Deine Geschicklichkeit, Deinen Eifer, Deine Macht 
unter die Oberhohheit unseres geliebtesten Sohnes in Christo, des erlauchten 
Königs von Kastilien zurückgeführt hat, dessen Auctorität sie durch an- 
massende Rebellion abgeschüttelt hatte. Sicherlich, je mehr Du in den 
Schlachten siegreich gewesen bist, desto mehr musst Du im Uebrigen de- 
müthig sein, und musst Dich hüten, Dir den Ruhm znzuschreiben, der dem 
göttlichen Namen allein gebührt. Dein persönlicher Ruhm muss darin be¬ 
stdien, nicht den Herrn zu bekämpfen, der mit Dir kämpft, nicht vor den 
inneren Feinden zu unterliegen, während Du die äusseren niederschlägst. 
Wozu soll es in der That gut sein, die Könige auf dem Schlachtfelde nieder¬ 
zuwerfen, um durch eine Magd des Hauses schmählich unterjocht zu werden? 
Darum sprechen Wir zu Dir, geliebtester Sohn, so, weil Du, ein Sieger Über 
solche Feinde, zu unserm grossen Schmerze von Deinem eigenen Fleische so 
sehr besiegt bist, dass Du, indem Du die Furcht Gottes bei Seite legst, und 
eine Frau bei Dir behältst, die nicht die Deinige ist, durch Deinen Eher 
brach ein öffentliches Aergerniss gibst, und indem Du mit dem Ehebrüche 
die Blutschande verbindest, die Augen der göttlichen Majestät schwer be¬ 
leidigest. Welche Makel hängst Du Deinem Ruhme an! Wie sehr entehrst 
Du Dein Blut! Wie sehr setzest Du die königliche Majestät herab! Welcher 
Gefahr endlich setzest Du Dich aus, indem Du in einem so elenden Zustande 
lebst, gefangen gehalten durch ein Weib, and indem Da Dich wie ein 

19 * 
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Schlachtthier, das man zum Opfer führt, zur Hülle schleppen lässt’! Wozu 
■werden Dir Deine Siege dienen? Wozu Deine Triumphe? Wozu das könig¬ 
liche Geblüt? Wozu die Macht, wenn Du in den Verderbnissen der Welt 
faulest? Wisse daher, wir bitten Dich darum, und denke daran, Dein Tag 
neigt sich zum Untergang; Du läufst wie alle Menschen zum unausweich¬ 
lichen Ziele, das Gott allem Fleische gesteckt hat. Du musst die letzten 
Augenblicke Deines Lebens nicht beflecken; denn wenn das Ende nicht vor¬ 
wurfsfrei ist, so wirst Du nie in jenes Reich kommen, in das nichts Be¬ 
flecktes eingeht. Daher haben Wir, in Rücksicht auf Unsere alte Freund¬ 
schaft und in der Zuneigung des väterlichen Mitleidens, deine königliche 
Durchlaucht tadeln und ermahnen zu müssen geglaubt; widerstehe Dir selbst 
in’s Angesicht; und widerrufe das, was Du unbedachtsamer Weise gethan 
hast, durch einen gesünderen Entschluss; verjage ein unreinesund schlechtes 
Weib, um Deine Tage auf heilsame und keusche Weise zu vollenden, und 
von dem zeitlichen Königreiche, das Du besitzest, in die Glorie des ewigen 
Reiches einzugehen. Gegeben zu Viterbo am 3. der Nonen des Juli, im 
zweiten Jahre unseres Pontificates.“ 

Der König von Aragonien verschloss den Mahnungen des Papstes sein 
Ohr, und vermochte nicht, sich zu entschliessen, seine Bande zu sprengen. 
Indessen liess ihn der Geist des Glaubens, der ihn ungeachtet seiner Unord¬ 
nungen nicht zu beleben aufhörte, den Entschluss fassen, zum Kreuzzuge 
auszuzichen. Er gab Clemens IV. von seinem Plane Kunde, der ihn an die 
Nutzlosigkeit seiner Expedition in das heilige Land ermahnte, so lange er 
nicht dem blutschänderischen Umgänge entsagete, der seine Seele im Ver¬ 
brechen und in der Sünde festhielt. Folgendes ist der dritte Brief Clemens IV. 
wie der vorhergehende von Viterbo datirt, vom 15. Jänner 1267; „Wir 
haben den Brief Deiner Erlaucht erhalten, der unter andern Dingen enthielt, 
dass Du Dir vornahmest, dem heil. Lande zu Hilfe zu ziehen, um die Un¬ 
bilden des Gekreuzigten zu rächen. Obwohl Wir diese Nachricht mit Freuden 
aufgenommen haben, so wollen Wir Dich doch wissen lassen, dass der Ge¬ 
kreuzigte die Dienste desjenigen nicht genehmiget, der ihn an sich selbst 
von neuem kreuziget, indem er sich durch einen blutschänderischen Umgang 
befleckt. Daher bitten Wir, wie Wir es schon gethan haben, neuerdings 
Deine Durchlaucht, wir warnen sie freundschaftlich, und ermahnen sie, die edel- 
geborne Frau Berengar gänzlich zu verjagen, die Du nicht ohne die Makel 
der Blutschande, und auch nicht ohne Gefahr für Dein Seelenheil zum fleisch¬ 
lichen Umgänge zugelassen hast, und wir fordern Dich auf, von nun an 
'allen fleischlichen Umgang mit ihr zu lassen. Du wirst dem Gekreuzigten 
nicht gefallen, noch seine Beleidigungen rächen können, wenn Du Dich nicht 
selbst enthalten willst, ihn zu schmähen. Wir wollen Dich auch wissen 
lassen, dass, wenn Du Unsren Mahnungen nicht Gehör gibst. Wir Dich 
durch die kirchlichen Censuren zwingen werden, die besagte Person fortzu¬ 
schicken. Gegeben zu Viterbo, am 18. der Kalenden des Februar, im zweiten 

Jahre unseres Pontificates.“ (ap. Raynald. annal. eccl. T, IQ. p. 214.) 

* 
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Der letzte Brief, den vir in Martene finden, ist vom Anfänge Februars 
desselben Jahres. Clemens IV. wendet die überzeugendsten Ermahnungen, 
und die dringendsten Bitten an, um den Fürsten aus dem verbrecherischen 
Zustande herauszureissen, in den er sich versenkt hatte; er bedroht ihn zu¬ 
letzt, wie, im vorhergehenden Briefe mit den kirchlichen Censuren. Folgendes 
ist der Brief, den man in Martene pag. 448 lesen kann: „Wer wahrhaft 
liebt, ist so gegen seinen Freund gesinnt, dass er, gerade indem er ihn 
liebt, seine Laster verfolgt; und es gibt kein gewisseres Zeichen der Freund¬ 
schaft, als dasjenige an seinem Freunde zu verfolgen, was seinen Leib und 
seine Seele in den ewigen Untergang zieht. Heisst das also Deiner Durchlaucht 
Unser Wohlwollen entziehen, wenn Wir Dir die Sünde zum Vorwurfe machen, 
die Du schmählich gegen Gott begehst, indem Du Dich den ewigen Peinen 
durch die Beleidigung aussetzest, die Du dem Schöpfer zufügest, indem Du’ 
Deine Ruchlosigkeit der ganzen Welt kund gibst? Das heisst nicht, geliebtester 
Sohn, Dir Unser Wohlwollen entziehen, das heisst dasselbe vermehren; denn 
der Vater straft das Kind, welches er liebt, und an ihm die Ruthe sparen, 
das hiesse ihm seinen Hass bezeigen. Du ladest Uns ein, Unsere Augen 
auf mehr oder weniger entfernte Provinzen zu werfen, deren Fürsten, wie 
Du sagst, Dinge thun, die Du nicht thust; diese Einladung von Deiner Seite 
hat Unsern Geist betrübt; Du scheinst hiedurch ein wenig das Gefühl des 
Pharisäers angenommen zu haben, der sich rechtfertigen wollte, indem er 
sich schmeichelte, den übrigen Menschen nicht zu gleichen, und indem er 
die anderen verachtete; aber der Herr zog ihm den Publican vor, der sich 
anklagte, ohne die andern anzugreifen. Wird der kluge Kranke dem Arzte 
sagen, warum heilest du mich? Warum übest Du Deinen Eifer nicht an so 
vielen Kranken aus, die anderswo leiden ? Sollte er ihm nicht im Gegentheile 
sagen: Ich danke dir, dass du mir vor so vielen andern Kranken besondere' 
Sorgfalt zuwendest? Du glaubst, dass Wir mit dir angefangen haben; aber 
wisse, dass Wir Unsere Hand schon über mehrere Fürsten und Prälaten 
ausgestreckt haben, und dass Wir die Absicht haben, nicht zu schonen, aus 
Furcht, durch ein ebenso verdammliches als verhängnisvolles Stillschweigen 
an ihren Lastern theilzunehmen. Aber was fügest Du bei? Du bekennst die 
Sünde, in der Du lebst; aber Du suchst das Hinderniss zu heben, indem 
Du zu beweisen versuchst, dass Du vor Deiner Verbindung mit der edlen 
Frau Therese ihre Blutsverwandte im dritten Grade nicht gekannt habest. 
Hüte Dich, mein Sohn, solche Zeugen zu bekommen, wie sie der Graf von 
Toulouse sei. Andenkens vorbrachte, um eine Ehescheidung vornehmen zu 
können. Wenn Du Dich unterstehen würdest, solches zu thun, würdest Du 
Dich in ein unzerreissbares Netz verstricken; und wenn die Zeugen legitim 
wären, so würde der Ehebruch ein wenig entschuldigt werden, aber die 
Blutschande würde bleiben. Du fügst auch bei, dass Deine Sünde durch die 
Busse ausgelöscht werden könne. Ja, wenn Du die Concubine wegschickest. r 

Aber was wirst Du indessen thun, immer ein Sklave des Teufels, ohne 
Umgang mit Christus, des Sacramentes des Leibes und Blutes beraubt?. Wer 



hat Dir die Gewissheit gegeben, beichten su können, wann Da es wollen 
wirst? Wohlan, geliebtester Sohn, zögere nicht, Dich »um Herrn zu be¬ 
kehren und diese Frau »u lassen, die Du mit Verachtung Gottes su Deiner 
Gesellschaft oder «um Concubioate sugelassen hast. Ucbrigens wollen Wir, 
dass Du wissest, dass, je aufrichtiger Wir Dich lieben, desto weniger Wir 
Deine Durchlaucht »um Schaden Deines Seelenheils schonen werden. Gegeben 
sa Viterbo, am 8. der Iden des Februars, im dritten Jahre.“ *) 

Das wunderbare Beispiel apostolischer Festigkeit, das man so eben ge¬ 
sehen hat, verdient, mit einer andern nicht minder merkwürdigen Thatsache 
susammengestellt su werden, die unter dem Pontificate Urbans V. stattfand. 

Wir entlehnen sie der Chronik von Zantfliet, veröffentlicht von Martbne 
im fünften Bande der Sammlung, betitelt: Veterem scriptorum amplissima 
eollectio. Da sich der König von Frankreich wegen Unfruchtbarkeit der 
Königin ohne Erben sah, ho verlangte er vom Papste Urban V., der damals 
an Avignon wohnte, die Auflösung seiner Ehe. Da er sah, dass seine Bitten 
nichts erlangten, nahm der Fürst su den Drohungen seine Zuflucht, und 
kündete die Absicht an, sich ungeachtet der Weigerung des Papstes su 
scheiden. Da ordnete Urban V. öffentliche Gebete an, in Folge deren er dem 
Könige die Geburt eines Sohnes versprach, der ihm auf dem Throne nach- 
folgen würde, und der Erfolg sögerte nicht, dieses Versprechen su recht- 
fertigen. Folgendes ist die ErsäMung des Zantfliet der dieses Capitol seiner 
Chronik: „Urbanus PapaV. filium CaroloFrancorum regi precibus impetrat“ 
betitelt, pag. 290 Bd. V. der angeführten Sammlung. „Zu dieser Zeit ver¬ 
langte Karl, König der Franken, äusserst betrübt über die Unfruchtbarkeit 
der Königin, vom Papste Urban V. die Erlaubnis» der Scheidung swisehen 
ihm und der Königin, um, wie er sagte, für das Wohl des Königreiches 
vorsusehen. Wie sich der heil. Papst weigerte, solches su thun, weil keine 
andere Ursache der Trennung vorhanden war, als die Unfruchtbarkeit der 
Königin, so sendete der König seinen Bruder, Philipp den Jungen ab, um 
mit den demüthigsten und dringendsten Bitten dasselbe su verlangen, hinsu- 
fügend, dass er, wenn seine Wünsche nicht erhört würden, die Königin un¬ 
geachtet der Weigerung des Papstes verstossen würde. So vielen Zudring¬ 
lichkeiten ausgesetst, gebot der Papst dem Klerus und Volke von Avignon, 
Gott mit Inbrunst su bitten, dass er sich würdige, die Wünsche des Königs 
der Franken su erhören, wenn ihm solches sweekdienlich sein sollte. Das 
Kirchenoberhaupt feierte in dieser Absicht die Messe, und nachdem er sie 
fromm vollendet hatte, hielt er an den Bruder des Königs eine sehr väter¬ 
liche Anrede, und sendete ihn mit einem iu folgenden Ausdrücken abgefassten 
Briefe sum Könige surück. „Karl, aufrichtig geliebter Sohn, am Tage als 
Du Deine Frau heirathetest, versprachst Du ihr eine vollkommene Treue und 
eine unverbrüchliche Liebe, sie machte Dir das nämliche Versprechen, und 
nichts könnte Euch von einander trennen, ausser die Ursache der Fornication. 
Daher, geliebtester Sohn, bezeige Deiner Frau alle Neigung des Herzens, 


») Clemens IV, wurde geweiht am 22. Februar 1205. 


Anin. d. Red. 
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die Da Ihr gewähren kannst und masst; erweise ihr, was recht ist, and 
entrichte die Schuld des Fleisches, nach der Mahnung des heil. Apostels 
Paulus. Fürchte Gott, verehre die Kirche und ihre Diener. Wenn Du so 
thuest, so versprechen Wir Dir ohne Furcht, in Unserm Vertrauen auf die 
Barmherzigkeit Gottes, dass Deine Gattin im Laufe von sieben Monaten einen 
Sohn empfangen werde, der Dein Nachfolger und Erbe sein wird.“ 

Dieser Brief erfüllte den Fürsten mit einer grossen Freude und einem 
vollkommenen Vertrauen; er schickte sich an, die Königin mit aller möglichen 
Aufrichtigkeit und Liebe zu behandeln, und nach dem festgesetzten Zeit¬ 
punkte, nämlich am Feste des heil. Gregorius, das am 12. März ist, empfing 
die Königin einen Sohn, nach der Verheissung des Mannes Gottes; sie gebor 
ihn am 4. December, zur grossen Freude der Franken. Er erhielt den Tauf¬ 
namen Karl; er folgte in einem Alter von kaum zwölf Jahren seinem Vater 
nach, zum Verdrusse der Fürsten, die hofften, das Königreich der Franken 
würde in ihre Hände fallen. Der Mensch denkt und Gott lenkt Alles im 
Himmel und auf Erden. 

3. Der Leser vergleiche das religiöse Betragen Clemens IV. und Ur¬ 
bans V. mit der Pflichtvergessenheit Luthers und der andern protestantischen 
Doctoren, die dem Landgrafen von Hessen die gleichzeitige Polygamie er¬ 
laubten. Dieser Fürst war die Stütze des schmalkaldischen Bundes, und 
weil man seiner bedurfte, erlaubte man ihm eine unter den Christen 
beispiellose Sache, nämlieh zwei Frauen zu haben, und die Reformatoren 
fanden nur dieses einzige Gegenmittel für seine Unenthaltsamkeit. Wie 
schmählich erscheint diese verbrecherische Nachsieht neben der edlen Festigkeit 
Clemens IV., der dem Könige von Aragonien erklärt, dass Gott in seiner 
Gerechtigkeit Niemanden das Geschenk der Enthaltsamkeit verweigere. Luther 
schmeichelt der Verdorbenheit eines Fürsten, der die Stütze seiner Partei 
war; Clemens IV. tadelt und bedroht mit Bestrafung einen mächtigen König, 
der übrigens für die Sache der Kirche kämpfte, and er weist seine Mitwir¬ 
kung zum heil. Kriege zurück. Wer könnte umhin, die energischen Pro¬ 
testationen des Papstes zu bewundern, den man bestürmt, eine gültige Ehe 
aufzulösen f Es ist der Schrei des christlichen Gewissens gegen die Leiden-' 
schäften, wenn er sagt: ,,Miramur plurimum qua lieentia, quo instinctu nobis 
petitionem obtuleris Deo contrariam, abominabilem angelis et hominibus 
monstruosam. Non enim credere debuisti, quod verum matrimonium vellemus 

dissolvere, et conjuhctioni illicitae pollui participare consensu. Quos 

ergo Deus conjunxit, Dei vicarius quomodo separaret? Absit a nobis hoc 
soelus, ut leges Domini violemus, et ut hominibus placeamus, creatorem et 
redemptorem hominum offendämus.“ Da er vermathet, die Person, die der 
König verlangt, möchte eine Concubine sein, so erklärt er es als eine Thor- 
heit, zu hoffen, dass der Statthalter Christi sich in eine solche Schändlichkeit 
einmische: „Quod si tibi concubinatum ipsius elcgeras, nec colorem habuit, 
nec saporem regia postulatio, cum sperare non debeas autorera fieri turpitu— 
dinls Jesu Christi vicarium, omnia turpia detestantem. Der Papst weint dem 
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FQrsten das einstige Mittel gegen dieses Unglück, nämlich die Hand Gottes 
geduldig su ertragen: „Si quaeris forsitan, quid tibi faciendum incumbat, 
cum sine corporis tui periculo primae (mulieri) cohabitare non possis, satis 
est in promptu responsio. Sustine manum Domini. Quod fortuitus Casus 
induxit, culpae non imputes patientis. An credis quod si omnes reginae 
per mundi climata constitutae leprosae fierent, daremus regibus ob hanc 
causam licentiam cum aliis mulieribus contrabendi? Scias pro certo quod 
omnes et singuli paterentur repulsam, etiamsi domus regiae nulla prole super- 
stite in radice prorsus arescerent, et in ramis.“ Wir wollen auch die Stelle 
des Briefes anführen, die den Einwurf widerlegt, der von der Unmöglichkeit 
hergenommen ist, die Enthaltsamkeit su bewahren: „Nec te dicas continere 
non posse. Nam dudum perempta est haec querela. Quomodo enim justus 
et rectus Dominus indiceret omnibus ab illicito coitu continentiam, si vel 
unus posset objicere praeceptum impossibile non debere servari? Sed mos 
est omnium peccatorum, sicut dicit beatus Hieronymus, ut ad sui excusationem 
erroris, non posse ponant in causa, cum sit nolle tantum in culpa.“ Nun 
ist es aber die nämliche Unmöglichkeit, die Enthaltsamkeit su bewahren, die 
Luther beim Landgrafen von Hessen völlig als eine Nothwendigkeit an¬ 
erkannte, auf welche die abenteuerlichste Dispens begründet wurde, deren 
die christlichen Jahrbücher erwähnen. Wir haben gesagt, dass dieser Fürst 
die Stütze des Protestantismus gewesen sei. Man musste ihn sart behan¬ 
deln, man durfte'seinen Wünschen nicht in den Weg treten. Seine Pastoren 
erlaubten ihm nicht, sich von seiner ersten Frau su trennen und eine andere 
su nehmen, auch nicht eine andere unter dem Titel einer Concubine bei sich 
Sju behalten, aber dazu willigten sie ein, ihn eine zweite Frau heirathen zu 
lassen, während seine Ehe mit der ersten Frau in all’ ihrer Kraft bestand; 
mit einem Worte, sie authorisirten die im Evangelium so förmlich verdammte 
Polygamie. Diese erbauliche Thatsacbe ereignete sich im Jahre 1539. Luther 
gab in förmlicher Weise ein Gutachten, dessen Original deutsch von der 
Hand und im Style Melanchthons geschrieben wurde. Man erlaubte darin 
nach dem, Evangelium (denn Alles geschah in diesem Namen) neben der 
eigenen-Frau noch eine andere zu heirathen. Zwar beweint man den Zu¬ 
stand , in dem er sich befindet, „sich von seinen Ehebrüchen nicht enthalten 
zu können, so lange, er nur Eine Frau haben werde,“ und man stellt ihm 
diesen Zustand als „sehr schlimm vor Gott und als der Sicherheit des Ge¬ 
wissens entgegengesetzt“ vor. Aber gleichzeitig erlaubt man es ihm, und 
erklärt ihm, dass er „eine zweite Frau heirathen könne, wenn er dazu voll¬ 
kommen entschlossen sei, blos vorausgesetzt, dass er den Fall geheim halte.“ 
Das in deutscher Sprache abgefasste Gutachten ist von Luther, Buzer und 
Melanchthon unterzeichnet. Zwei andere Doctoren, wovon Melander, Minister 
des Landgrafen der eine war, Unterzeichneten es auch in lateinischer Ab¬ 
fassung im Monate December 1539. Diese Erlaubniss wurde unter der 
Form der Dispens ertheilt, und „auf den Eall der Nothwendigkeit“ reducirt. 
Denn man. schämte siph, aus dieser Praxis ein allgemeines Gesetz zu machen. 
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Die berühmtesten Männer, die der Protestantismus in Deutschland zählte, 
stimmten dieser Gottlosigkeit bei. Gott überliess sie offenbar ihrem ver¬ 
worfenen Sinne, and Diejenigen, die so sehr gegen die Dispensen von Rom 
schrieen, wagten es, eine von dieser Wichtigkeit zu geben. Der Heirathsact 
ist vom 4. März 1540 datirt. Zum ersten Male seit der Gründung des 
Christenthums wurde von Leujj^jt, die sich Lehrer in der Kirche nannten, 
gesagt, dass Jesus Christus *solche Ehen nicht verboten habe, tund dieses 
Wort: Sie werden Zwei sein in Einem Fleische, wurde umgangen, obwohl 
es Jesus Christus auf seinen ersten Sinn und auf seine ursprüngliche Ein¬ 
richtung, die nur zwei Personen im ehelichen Bunde duldet, zurückge¬ 
führt hatte. 


§. 7. 


Canonische Disciplin gegen die Polygamie. Zeugnisse über den ehelosen 

Stand. 


1. Das Concilium von Trient wahrte die Heiligkeit der Ehe, indem 
es die katholischen Dogmen über die Ehescheidung und die Polygamie fest¬ 
stellte. Die gelehrte Auseinandersetzung, mit welcher die 24. Sitzung be¬ 
ginnt, und die den zwölf Anathemen gegen die Irrthümer der Häretiker 
vorangeht, proclamirt die lebenslängliche Dauer und die Unauflöslichkeit des 
ehelichen Bandes, und stellt die Bigamie als den evangelischen Institutionen 
entgegengesetzt dar. Das erste unter den Anathemen betrifft diejenigen, 
welche sagen würden, dass die Ehe nicht wahrhaft und eigentlich eines der 
sieben Sacramente des neuen Gesetzes sei, eingesetzt von Jesus Christus. 
Das zweite verurtheilt die Polygamie und schreibt vor, diejenigen als Häre¬ 
tiker zu bestrafen, welche da sagen würden, dass es den Christen erlaubt 
sei, mehrere Frauen zugleich zu haben, und dass solches kein göttliches 
Gesetz verbiete: Si quis dixerit, licere christiänis, plures simul habere uxores, 
et hoc nulla lege divina esse prohibitum, anathema sit. Die Ehescheidung 
ist im 7. Canon verboten; das letzte Anathem reservirt alle Eheprocesse den 
kirchlichen Richtern: „Si quis dixerit causas matrimoniales non spectare ad 
judices ecclesiasticos, anathema sit. Wenn wir die Disciplinar-Decrete be¬ 
trachten, die den Lehr-Canonen in der nämlichen Sitzung folgen, so finden 
wir, dass das Concilium mehrere Anordnungen vorschreibf, die geeignet sind, 
die schon in der Lehre verurtheilte Polygamie zu unterdrücken. Vorzüglich 
in dieser Absicht untersagt es die geheimen Ehen, die Quellen schwerer 
Sünden, in Anbetracht, dass die Männer die Frauen verlassen, die sie heimlich 
geheirathet haben, und öffentlich eine andere nehmen, mit welcher sie in 
einem fortwährenden Ehebrüche leben. Daher erneuert das heil. Concilium 
die Vorschrift Innocenz IQ. über die Eheverkündigungen; es annullirt jede 
Ehe, die nicht in Gegenwart des Pfarrers und unter gleichzeitiger Assistenz 
mehrerer Zeugen eingegangen worden wäre. Daher folgt, dass das trennende 
Hinderniss der Clandestinität vorzüglich durch die Nothwendigkeit einge¬ 
geben wurde, die Betrügereien derjenigen zu unterdrücken, die es wagten, 
die Ehe mit mehreren lebenden Personen einzugehen. Die aus der Ehever- 
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kündigung hervorgehende Notorietät, and der ans der feierlichen Schliessung 
der Ehe vor dem Pfarrer und den officiel’en Zeugen resultirende legale Be¬ 
weis waren in der That geeignete Mittel, den wirklichen Bruch des ehelichen 
Bandes zu verhindern. Polygamie und Ehescheidung, durch das göttliche 
Hecht des Evangeliums verurtheilt, mussten bei den in Rede stehenden weisen 
Massnahmen sehr selten werden. Die im 7. ^pijtel der nämlichen 24. Sitzung 
ausgedriiekt«? Anempfehlung war von der nämlichen Besorgniss dictirt: Das 
Concilium warnt, nicht leicht vagabundirende Leute und solche, die keinen 
bestimmten Wohnort haben, zu einer Verehelichung zuzulassen; es ermahnt 
die weltlichen Obrigkeiten, diese Arten von Leuten strenge zu bestrafen, 
wenn sie sich unterstehen, mit mehreren Frauen an verschiedenen Orten die 
Ehe zu schliessen, und cs schreibt den Pfarrern vor, eine fleissige Unter¬ 
suchung vorzunehmen, und vom Ordinarius eine Erlaubniss zu erhalten, be¬ 
vor sie ihrer Verehelichung assistiren. Das achte Capitel ist gegen die¬ 
jenigen gerichtet, die Concubinen haben; eine schwere Sünde, sagt das Con¬ 
cilium, für ledige Leute, aber noch unendlich schwerer für die verheiratheten, 
wegen der Schmach, die sie dem Sacramente der Ehe zufügen. Da das 
Concilium eine so grosse Unordnung verhindern will, so macht es den Bi¬ 
schöfen eine Pflicht daraus, jene Concpbinäre, bei denen eine dreimalige 
Warnung erfolgslos geblieben wäre, zu excommuniciren. Endlich verbietet 
das Concilium den weltlichen Fürsten, etwas solches zu versuchen, was die 
Freiheit der Ehe verhindern könnte. Das sind einige der weisen, zu Trient 
anfgestellten Vorschriften. Nichtsdestoweniger hätte die kirchliche Gesetz¬ 
gebung, unter Strafe der Ungültigkeit des Contractes auf die Eheverkündigung 
und auf die Assistenz des Pfarrers reducirt, nicht die Gewalt, alle Unord¬ 
nungen zu verhindern, ohne eine ergänzende Disposition, von der uns noch 
zu sprechen erübriget. 

2. Man findet in dem Bullarium Romanum eine Instruction der heiligen 
Congregation des S. Officium, deren Beobachtung der Papst Clemens X. in 
allen Diöcesen der christlichen Welt durch ein Decrct vom 21. Aug. 1670 
einschärft. Sie bezieht sich auf die Bezeugungen des ledigen Standes, welche 
die Ordinarien der Ortschaften denjenigen geben müssen, die eine Ehe 
schliessen; und sie schreibt die Art und Weise der Befragung der Zeugen 
vor, deren Aussagen dazu dienen, die Freiheit der Contrahenten zu con- 
statiren. Diese Instruction geht bis zum Jahre 1658 hipauf, und die heilige 
Congregation des S. Officium publicirte sie neuerdings 1665; da man aber 
einige Nachlässigkeit einfliessen liess, die zur Verhinderung von Betrügereien 
so geeigneten Verordnungen zu beobachten, so promulgirte sie Clemens X. 
zum dritten Male; indem er ein Decret beifügte, das keinen Zweifel über 
den verpflichtenden Charakter dieser Vorschrift übrig lässt. Sehen wir zu¬ 
erst das Decret. Nachher werden wir von der Instruction sprechen. 

„Decret, erlassen in der allgemeinen Congregation der heil, römischen 
und allgemeinen Inquisition, gehalten feria quinta am 21. August 1670 im 
apostol. Palaste des Quirinalischen Berges vor dem heil. Vater, dem Papste 
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Clemens X. and den ausgeseicbneten and hochwürdigsten Cardinftlea der 
heil, römischen Kirche, in der Eigenschaft als General-Inquisitoren besonders 
dasu beauftragt, gegen die häretische Perfidie in der ganeen christlichen 
Republik. Obwohl die heil. Congregation des S. Officium, indem sie früher 
su sweien Malen Instructionen erlassen und den Ordinariis locorum 1658 
und 1665 übersendet hat, welche die Verhöre vorschrieben, die man mit 
jenen Zeugen vorsunehmen hat, die vorgestellt werden, um den freien Stand 
derjenigen su beweisen, welche die Ehe schliessen, hiedurch allen den¬ 
jenigen die Ausgänge verschlossen hat, welche bei Lebseiten des anderen 
Ehetheils, oder indem sie auf irgend eine andere Art gehindert sind, eine 
«weite unerlaubte Ehe einsugehen versuchen würden; da aber Unser heiliger 
Vater der Papst nichtsdestoweniger sieht, dass mehrere Ordinarii locorum, 
oder ihre Vicare, und die sur Aufnahme der Aussagen der Zeugen eigens 
Beauftragten, so wie die Pfarrer und die Notare in den beseichneten Fällen 
den Inhalt der besagten Instructionen nicht beobachten, oder sie gans unter¬ 
lassen, und dass, selbst wenn sie selbe suweilen beobachten, sie doch die 
Zeugen nicht über die andern trennenden Ehehindernisse befragen; daher 
schärft Se. Heiligkeit, in der Absicht, den fraglichen Uebelständen entgegen- 
su treten, und nach reiflicher Erwägung der Sache mit den Em. und Rev. 
Cardinfilen General-Inquisitoren, durch gegenwärtiges, für immer in allen 
hünftigen Zeiten geltendes Decret neuerdings allen Vicaren, oder «um Ver¬ 
höre der Zeugen, durch welche man den freien Stand der Contrahirenden 
beweist, Beauftragten, sowie den Pfarrern, Notaren und allen andern Per¬ 
sonen, die es angeht, ein, die unten folgende Instruction streng su befolgen, 
unter selbst schweren Strafen, nach dem Gefallen der heil. Congregation. 
Damit endlich gegenwärtiges Decret und die Instruction leichter sur Kenntniss 
Aller gelange, hat der heil. Vater verordnet, sie durch einen der Boten 
Sr. Heiligkeit an den Thüren der Basilika des heil. Petrus, der apostolischen 
Kanslei und auf dem campus Florae und am Palaste des S. Officium in 
Rom publiciren su lassen, und dass sie, auf diese Wei6e pubücirt, swei 
Monate nach der in Rom geschehenen Publication alle diejenigen, welche die 
Saohe betrifft, ebenso verpflichte und binde, als wenn sie einem jeden von 
ihnen in Person notificirt und intimirt worden wären.“ 

Diesem Decrete folgt die Instruction, auf die es sich besieht. Sie trägt 
im römischen Bullarium wie in den authentischen auf Anordnung der hei¬ 
ligen Congregation des heil, Officiums gedruckten Exemplaren den folgenden 
Titel: Instructio pro examine iHorum testium, qui inducuntur pro contrahendis 
matrimoniis tarn in curia eminentissimi et reverendissimi D. card. Urbis Vi- 
oarii, quam in aliis curiis caeterorum ordinariorum. Wir haben die officiellen 
Ausgaben von 1658, 1665 und 1670 vor uns, und wir finden sie in Allem 
mit derjenigen des römischen Bullariums übereinstimmend. Eine officielle 
Neuaasgabe, die 1827 unter dem Pontificate Leo’s XII. gemacht wurde, bietet 
die nämliche Gleichförmigkeit; der Text der Instruction ist überall gans der 
nämliche, and wir haben seit der ursprünglichen Promulgation, die sich von 
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1658 herdatirt, keine Veränderung in ihren Anordnungen bemerkt. Sie ver¬ 
langt die Intervention des Ordinarius, sein Zeugniss in Bezug auf die Freiheit 
der Contrahenten und seine Erlaubniss, die Ehe einzugehen, sowohl für die 
Diöcesanen, als auch für die Fremden ohne fixen Wohnsitz. Die Verneh¬ 
mung der Zeugen und die Erlaubniss, zu contrahiren, müssen den Ehever¬ 
kündigungen vorangehen; die Instruction macht daraus eine strenge Bedin¬ 
gung für die Ehen der Fremden; denn die Ordinarien müssen, nach der¬ 
selben, allen Pfarrern ihrer Diöcesen vorschreiben, die Verkündigungen in 
ihren Pfarrkirchen erst dann vorzunehmen, wenn sie an den Ordinarius re- 
ferirt, und von ihm oder seinem Generalvicar vorläufig das authentische 
Certificat erhalten haben, dass, in Betreff der fraglichen Ehe, Zeugen vor 
ihrem Gerichtshöfe vernommen worden seien, die den freien Stand derjenigen 
beweisen, die contrahiren wollen. Der Generalvicar, oder auch eine andere 
ausgezeichnete Person, die der Bischof zu diesem Zwecke aufgestellt hat, 
muss dem Zeugenverhöre beiwohnen; ohne das soll der Ordinarius nicht er¬ 
lauben, die Verkündigungen vorzunehmen, und der Notar soll eine exempla¬ 
rische Strafe erhalten. Man zieht als Zeugen in dieser Sache die Verwandten 
den Fremden vor, weil man dafür achtet, dass sie über die Lage der Con- 
trahirenden besser unterrichtet seien. Aus dem nämlichen Grunde zieht man 
die Mitbürger den Fremden vor; Leute ohne fixes Domicil und die Soldaten 
werden nicht zugelassen, als Zeugen zu dienen, ausser man habe nach reif¬ 
licher Erwägung Grund, es zu thun. Wenn der Zeuge dem Notar unbekannt 
ist, so muss eine andere Person erscheinen, um den Namen und Vornamen 
des Zeugen, sowie seine Fähigkeit, Zeugniss abzulegen, zu bezeugen. Sind 
die Contrahenten Fremde, so muss man die Licenz aufschieben, bis Briefe 
von ihrem Ordinarius die Freiheit für jene Zeit constatiren, die sie in seiner 
Diöcese gewohnt haben. Nun müssen die Certificate und andern Documente 
der Parteien, um zugelassen zu werden, das Siegel und die Legalisation des 
Ordinarius tragen, und von Zeugen als solche anerkannt werden, welche die 
Hand und das Siegel kennen; ferner muss man aufmerksam erwägen, ob die 
Certificate und die Zeugnisse auf eine concludente Weise die fraglichen Per¬ 
sonen identificiren. Endlich, um den freien Stand der Contrahenten für die 
übrige Zeit und bis zu dem Augenblicke zu beweisen, wo sie contrahiren 
wollen, lässt man Zeugen zu, die legitim und auf concludirende Weise über 
den freien Stand der Contrahirenden aussagen, und die über ihre Kenntniss 
in dieser Hinsicht hinreichend Rechenschaft ablegen. 

Folgendes ist nach der Instruction, die Ordnung der Fragen, auf welche 
der Zeuge antworten muss. Von Anfang mahnt man ihn an die Wichtigkeit 
des Eides, vorzüglich in einer Sache, wo der Meineid zugleich die göttliche 
und menschliche Majestät beleidigen würde, wegen des Ernstes der Sache 
und ihrer Wichtigkeit. Die fünfte Frage lautet, ob man ihm etwas gegeben, 
versprochen, nachgelassen oder angeboten habe, auf dass er als Zeuge diene» 
Die sechste Frage ist, ob er diejenigen kenne, die contrahiren wollen, und 
welches ihre Qualität oder Aufführung sei. Dann fragt man ihn, ob sie aus 
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dem Lande oder Fremde seien; in dieser letztem Voraussetzung muss man 
die Ausfertigung der Erlaubnis zu contrahiren verschieben, wie wir schon 
oben gesagt haben; wenn aber der Zeuge antwortet, dass sie aus dem Lande 
seien, dann fragt man ihn, in welcher Pfarrei sie gewohnt haben, oder 
gegenwärtig wohnen; ferner, ob er wisse, ob eines von ihnen früher eine 
Frau oder einen Mann gehabt habe, oder ob es in einem approbirten Orden 
Profess abgelegt, oder die heil. Weihen des Subdiakonats oder die Priester¬ 
weihe erhalten habe; oder ob es ein anderes Hinderniss habe, welches der 
Ehe entgegenstehe. Wenn der Zeuge antwortet, dass keines dieser Hinder¬ 
nisse existire, so muss man ihn fragen, wie eres wisse, und ob er es für 
möglich halte, dass eines der Contrahirenden verheirathet gewesen sei, oder 
sich durch irgend ein anderes Hinderniss gegen sein Wissen gebunden 
fände; wenn er bejahend antwortet, so wird man aufschieben, wenn nicht 
andere Zeugen auf eine concludirende Weise beweisen, dass dieser Theil nie 
verheirathet war, und dass er kein anderes Hinderniss habe. Wenn er aber 
verneinend antwortet, so wird man ihn über die Ursachen seiner Ueberzeu- 
gung befragen, und der Richter wird aus seinen Antworten ersehen können, 
ob der Zeuge Glauben verdiene. In der Voraussetzung, dass die Contra¬ 
hirenden schon verheirathet gewesen seien, und dass ihr Mitverbundener mit 
Tod abgegangen sei, fragt man den Zeugen um den Ort und die Zeit des 
Todes, und wie er selbst wisse, dass sie verheirathet waren, und dass sie 
durch den Tod des Mitverbundenen frei seien. Wenn er antwortet, dass sie 
in diesem oder jenem Hospitale gestorben seien; oder dass er sie in dieser 
oder jener Kirche habe begraben sehen, oder dass ihnen Soldaten das Be- 
gräbniss gaben, so gibt man die Erlaubniss, die Ehe zu schliessen, erst, 
nachdem man die authentische Bestätigung vom Rector des Spitales, wo sie 
verschieden, oder vom Rector der Kirche, wo ihre Leichen beerdigt wurden, 
oder diejenige des Chefs des Regimentes erhalten hat, zu welchem der Sol¬ 
dat gehörte, wenn man sie bekommen kann. Vorausgesetzt jedoch, dass 
man sich Zeugnisse dieser Art nicht verschaffen könne, so gedenkt die 
heilige Congregation nicht, die anderen Beweise auszuschliessen, die das ge¬ 
meine Recht zulässt, nur vorausgesetzt, dass sie legitim und ausreichend 
seien. Die swölfte Frage ist, ob eines der Contrahirenden nach dem Tode 
seiner abgeschiedenen Ehehälfte zur zweiten Ehe geschritten sei; wenn der 
Zeuge verneinend antwortet, so fragt man ihn, ob es möglich sei, dass das 
Eine von ihnen, ohne sein Wissen, sich wieder verheirathet hätte; wenn er 
antwortet, dass dieses möglich sei, so bleibt die Ertheilung der Licenz so 
lange suspendirt, bis man Zeugen aufbringt, die die Negative vollkommen 
fesstellen. Wenn er aber antwortet, dass dieses unmöglich sei, so wird 
man ihn um den Grund seiner Behauptung fragen, und der Richter wird 
entscheiden können, ob die Erlaubniss zur Schliessung der Ehe gewährt 
werden könne oder nicht. 

3. Die Instructionen des heil. Officiums, von denen wir soeben sprachen, 
veranlassten mehrere Anfragen über Punkte, die zweifelhaft schienen, und 
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waren die Veranlassung au äusserst sehätabaren Resolutionen* Wir wollen 
deren awei an führen, die au verschiedenen Zeiten erlassen worden; die eise 
von Monacelli Bd. 1. Tit. 8 erwähnt, und vollständig in dem Buche von 
Corradus, Praxis dispensationum 1. 7. c. 6. n. 33 mitgetheilt; die andere 
liest man in Monacelli, im Anhänge am Ende des 3. Bandes p. 221 in der 
römischen Ausgabe. Die erste löst vier Fragen, die wir summarisch an¬ 
geben wollen. Die heil. Congregation erklärt auerst, dass man nicht ver¬ 
pflichtet sei, die oben angeführten Instructionen in einem Falle der Noth- 
wendigkeit, die daraus hervorgeht, dass die eine der Parteien, die die Ehe 
sohliessen wollen, sich in articulo mortis befindet, au beobachten; wenn aber 
der Kranke die Gesundheit wieder erlangt, so muss man die in den Instruc¬ 
tionen vorgeschriebenen Nachforschungen vornehmen, bevor die Gatten ehelich 
beisammen wohnen. Ferners ist das Zeugniss des Ordinarius nicht erforderlich 
in Beaug auf Fremde, die ihr Vaterland schon in der Kindheit, bevor sie 
heirathsfähig waren, verlassen haben und sich an den Ort begaben, wo sie, 
ohne ihn je au verlassen, die Ehe schliessen wollen. Anders aber verhält 
es sich mit den Fremden, die einfach an dem Orte das Domicil erlangt 
heben, wo sie sich verehelichen wollen; sie brauchen auch dann das Zeugniss 
des Ordinarius, wenn sie eehn Jahre Aufenthalts, und noch mehr hätten, 
und wenn ihre Freiheit durch glaubwürdige Zeugen bewiesen wäre, die ent¬ 
weder dem Orte ihrer Abstammung oder demjenigen ihres jetaigen Landes 
angehören. Sobald sie ihr Land in dem schon heirathsfahigen Alter ver¬ 
lassen haben, müssen sie das Zeugniss des Ordinarius erhalten. Ebenso 
verhält es sich mit dem Fremden, dessen Frau gerade da gestorben ist, wo 
er sich wieder au verheirathen wünscht. 

Die andere Resolution des heil. Officiums liest man, wie so eben er¬ 
wähnt worden, im Appendix des Monacelli. Sie begreift acht Fragen in 
sich, von denen vier mit den vorhergehenden identisch sind; die andern be¬ 
stehen sich auf solche Contrahenten, die von benachbarten Diöcesen sind, 
und auf Garnisons-Soldaten. Die heil. Congregation erklärt, dass die Be¬ 
wohner gränsnachbarlicher Diöcesen als Fremde betrachtet werden, und 
folglich ihre Beweise beischaffen müssen. Es liegt wenig daran, ob sie der 
Pfarrer, wo sie sich heirathen müssen, kenne; sie sind nichtsdestoweniger 
verhalten, alle Bedingungen su erfüllen, welche die Instruction in Besug auf 
die Fremde vorschreibt. Was die Garnisons - Soldaten betrifft, muss man 
den Inhalt der Instruction gleichfalls beobachten; denn ihre Vorschriften be¬ 
treffen sie insbesondere, angesichts der Leichtigkeit, mit welcher sie die Po^- 
lygamie begehen. Es ist daher gewiss, dass alle in der Instruction des 
heil. Officiums auf die Fremden bezüglichen Dispositionen auf die Garnisons- 
Soldaten und auf die Contrahirenden gränsnachbarlicher Diöcesen anwendbar 
sind. Sie müssen Alle das Zeugniss ihres Ordinarius beibringen, und es 
dem Pfarrer einhändigen. 

4. Corradus bezeugt die Beobachtung der Instruction des heil. Officiums 
in dem Lande, wo er schreibt: „Quoad alia vero requisita, circa matrhno- 
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monium contrahendum necessaria. vigent hodie Instructiones Officii 

Sanctae Romanae et universalis Inquisitionis, quae inconcusse, summaque vi- 
güantia servantur.“ (Praxis dispens. loc. cit.) Der Cardinal de Luca, welcher 
jedenfalls anerkennt, dass die Instruction eine praeceptive sei, und dass 
ein Pfarrer eine exemplarische Strafe verdiente, wenn er einer Ehe die As¬ 
sistenz leisten würde, ohne das Zeugniss des Ordinarius erhalten zu haben, 
lehrt, dass die Unterlassung dieser Formalitäten die Ungültigkeit der Ehe 
nicht nach sich ziehe, in Anbetracht, dass der heil. Stuhl sich enthalten 
habe, daraus ein neues trennendes Ehehinderniss zu machen: „Licet 
strictius per decreta generalia Sacrae Congregationis universalis Inquisi¬ 
tionis, tarn parochis, quam ordinariis, aliisque injungantur diligentiae, super 
jnstificatione Status liberi contrahentium, ad consulendum inconvenientiis, 
polygam iae; attamen contraventio reddit quidem parochum punibilem, quatenus 
volnntarie matrimonio interventum praebeat, non tarnen nullitatem causat, 
quatenus servetur forma, aliudque legitimum impedimentum dirimens non ad- 
sit.“ (Adnotat. ad conc. Trid. disc. 26.) Der nämliche Autor bemerkt, dass 
die allgemeinen Decrete des heil. Officiums die Vorkehrungen gegen die 
Polygamen weiter treiben, ata es das Concil von Trient im 7. Capitel der 
24. Session gethan hatte: „Super hoc decreto prohibente ne vagantes matri¬ 
monio conjungantur, non adhibitis prius diligentiis, atque non habita ordinarii 
Meentia, pinguius providit S. Congregatio universalis Inquisitionis cum de- 
cretis generalibus, ac formulario, quomodo processus super statu libero fieri 
debeat. Nullusque, vel nimium rarus est Casus, ut in foro de hoc agatur. 
Istorum vero, qui certum non habent parochum, Ordinarius esse videtur pa- 
rochus, ut satisfiat formae conciliari.“ (Ibid. disc. 29.) Indem er anderswo 
die nämlichen allgemeinen Decrete des heil. Officiums erwähnt, erkennt er 
darin eia strenges Verbot in Betreff der Pfarrer, Personen, deren freier 
Stand ihnen nicht gänzlich gewiss erscheint, eine Ehe eingehen zu lassen, 
ausser nach vorläufiger Erlaubniss des Ordinarius. Aber diese Erlaubniss, 
fügt er bei, wird erst gewährt, nachdem man die Beweise erhalten hat über 
den freien Stand der Contrahirenden, und zwar vermittelst wenigstens zweier 
Zeugen, welche nach den in den allgemeinen Decreten formulirten Fragen 
. die Aussagen zu machen haben: „Stantibus generalibus decretis S. Congre¬ 
gationis universalis Inquisitionis, inhibentibus parochis, ne cum personis, de 
quarum statu libero omnino certi non sint, matrimonia contrahi permittant, 
nisi praevia ordinarii loci licentia, quae concedi non solet nisi post receptas 
probationes super contrahentium libero statu, saltem per duos testes deponere 
debentes super interrogatoriis, quae per eadem decreta pro generali formula 
praescripta sunt.“ (Disc. 1 de matrim. n. 5.) 

In dem Formularium Monacelli’s liest man mehrere Formeln der Be¬ 
zeugung des ledigen Standes. Bevor wir sie wiedergeben, wollen wir einige ** 
Bemerkungen dieses Autors anrühren. Nach der Instruction des heil. Officiums 
findet das Verhör der Zeugen vor dem Bischöfe oder dessen Generalvicar 
statt. Jedoch wird man, in einer ausgedehnten Diöcese, um den Zeugen 
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und den Parteien einen so belästigenden Gang, wie jenen des persönlichen 
Erscheinens vor der bischöflichen Curie zu ersparen, das Verhör für die 
Ehen der Diöcesanen irgend einem fähigen Manne delegiren können, mit der 
Weisung, die Zeugenaussagen an die bischöfliche Curie zu übersenden, die 
immer nur allein das Zeugniss ausstellen kann. In dioecesi tarnen ampla, 
ne testes et partes distantes nimium graventur accessu ad curiam episcopalem, 
poterit examen pro matrimoniis dioecesanorum (nunquam tarnen vagorum) 
alicui idoneo viro delegari, prout ipsa Instructio permittit; mandato tarnen, 
quod testium receptorum depositiones transmittantur ad curiam episcopalem, 
a qua debe't semper expediri attcstatio. Endlich gibt es Fälle, in denen die 
Decrete des heil. Officiums unmöglich beobachtet werden können, z. B. in 
Bezug auf diejenigen, welche ihren Geburtsort verlassend, fremde Länder 
durchwandern, ohne irgendwo fixes Domicil zu nehmen; Arbeiter z. B., die 
nach und nach in einer grossen Anzahl verschiedener Städte arbeiten. Wenn 
sie in ihr Vaterland zurückkehren und sich dort verheirathen wollen, so 
werden sie weder Zeugen, noch die Zeugnisse der Ordinarien beibringen 
können, um ihren ledigen Stand zu beweisen. Was soll man in einem 
solchen Falle thun? Dann kann man, sagt flgonacelli, sich an die heil. Con- 
gregation des heil. Officiums wenden, und diese, die moralische Unmöglichkeit 
anerkennend, gewisse Beweise in dieser Hinsicht zu erreichen, sendet die 
Ansuchen den Ordinariis locorum zurück, mit der Vollmacht, zur Feier der 
Ehe vorzuschreiten, mittelst des vorläufigen Schwures der Interessirten, dass 
sie im Stande seien, frei contrahiren zu können. Aber die Ansuchen dieser 
Art werden nicht immer erhört. 

Die erste der Formeln bezeugt einfach den ledigen Stand eines Diöce- 
saneh, indem sie die Aussagen der gemäss den Instructionen des heil. Of¬ 
ficiums verhörten Zeugen ausspricht: „N. Dei et Apostolicae Sedis gratia 
episcopus N. universis et singulis, ad quos praesentes nostrae pervenerint, 
fidem facimus et attestamur N. de.... nunquam habuisse, neque de praesenti 
habere uxorem (vel maritum) sed esse in statu libero ad contrahendum 
matrimonium, prout e depositionibus testium coram nostro vicario generali, 
medio eorum juramento, ad praescriptam formam instructionis Sac. Congr. 
Inquisitionis de Urbe, examinatorum plene constat. In quornm etc. Datum * 
etc.“ Die zweite bezieht sich auf einen vom Lande abwesenden Diöcesanen 
und bezeugt seinen ledigen Stand bis zur Zeit seiner Abreise. Dieses Zeugniss ♦ 
wird auf Verlangen des Bischofs der fremden Diöcese gegeben, wo er die 
Ehe schliessen will. Es dispensirt nicht von der Verpflichtung, eine andere 
Untersuchung anzustellen, welche die ganze zwischen der Abreise aus der 
Diöcese und dem Zeitpunkt der vorgehabten Verehelichung liegende Zeit in 
sich begreift, gemäss der Instruction. Folgendes ist die Formel: „Universis 
et singulis ad quos praesentes nostrae pervenerint, fidem facimus et atte¬ 
stamur N. de mense.... vel anno.... discessisse, et se absentasse ab hac ci- 
vitate (vel dioecesi) in statu libero ad contrahendum matrimonium, et ante 
dictum ejus discessum nunquam habuisse. prout ex depositionibus testium 
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coram nobis (vel Vicario nostro generali) medio eorum juramento ad prae- 
scriptam formam instructftnis Sac. Congr. Inquisitionis de Urbe, examfnatorum, 
plene constat. In quorum etc. Datum etc.“ Die letzte Formel .wird in 
Bezug auf jene Fremden gebraucht, die in der Diöcese einige Zeit wohnen, 
und dient zur Bezeugung, dass sie wählend des daselbst stattgefjindenen 
Aufenthaltes keine Ehe abgeschlossen haben. 

Die Instructionen des heil. Officiums «upden zu Rom nach Form und 
Inhalt beständig beobachtet. Wir könnten in diesem Bezüge eine sehr grosse 
Alizahl von Edicten citiren. Wir wollen eines vom Jahre 1803 anffihren, 
als de*- Cardinal della Somaglia Generalvicar des Papstes für dfcf Stadt Rom 
und ihren District war. Es gibt eine Anweisung für jene Fälle, wo man 
die zum Beweise des ledigen Standes vorgeführten Zeugen nieht vollständig 
kennt, und es fordert das Zeugniss der bezüglichen Pfarrer, um ihre Qua¬ 
lität festzustellen. „Kfotification für die Herren Pfarrer, um im Ehebuohe 
aufbewahrt zu werden. Julius Maria della Somaglia, Cardinalpriester 
der heiligen römischen Kirche, unter dem Titel der heil. Maria supra Mi¬ 
nerva, Generalvicar Sr. Heiligkeit des Papstes. Um die Gefahr der Poly¬ 
gamie zu vermeiden, die sich häufig genug in Folge der falschen Zeugnisse 
über den ledigen Stand darbietet, ist in der Notification vom letzten 24. Jänner 
unter andern Massregeln vorgeschrieben worden, wenn man die Zeugen nicht 
vollkommen kennt, von demjenigen, der sich vorstellt, sowie von dem be¬ 
treffenden Pfarrer die Gewissheit zu verlangen, dass es wirklich diejenigen 
seien, welche man ankündet, und dass sie vollkommen Glauben verdienen, 
ferner auch das Domicil der vorgebrachten Zeugen aufzuzeichnen. Daher 
gibt man den Herren Pfarrern die Weisung; und sie werden jedem, der sich 
vorstellen wird, um solche Zeugnisse zu verlangen, ein gesiegeltes und an 
den hochw. Kämmerer des Klerus adressirtes Billet übergeben, in welchem 
sie mit aller Aufrichtigkeit, die eine so zarte Bache verlangt, anzeigen, ob 
ihnen der Zeuge bekannt sei, ob er derjenige sei, als den er sich ankündet, 
wo er jetzt wohne, und welchen Glauben er verdiene. Sie werden darauf 
achten, sich hierin nicht ihrer Vicepfarrer zu bedienen, und hiefUr durchaus 
nichts anzunehmen. Aus Unserer Residenz am 4. Februar 1803. J. M. 
Card.-Vicar. F. M. Liberti, Secretär.“ 


8 . 8 . 

Geheime Ehen. 

1. Die Intervention des Ordinarius bei den Ehen vermittelst des Certi- 
ficates über den ledigen Stand, offenby in den meisten Fällen nützlich, er¬ 
scheint nothwendig, wenn man auf die geheimen Ehen reflectirt, oder auf die 
Gewissens-Ehen, welche die Kirche in ausnahmsweisen Fällen de jure et de^ 
facto zulässt. Darunter versteht man eine Ehe, welche ohne die gewöhn¬ 
lichen Proclamationen stattfindet, vor einem eigens dazu beauftragten Priester 
und zweien zur Geheimhaltung verpflichteten Zeugen geschlossen, und an¬ 
statt unter den öffentlichen Acten in einem geheimen Register eingeschrieben 
Moy’t Archiv für kaih. Kirchenrecht. II. Band. 20 
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•wird. Man nennt sie Gewissensehe, weil sie zum Zwecke hat, das Gewissen 
der Contrahirenden in Ordnung au halten, oder auch weil jede geheime Sache 
eine Gewissenssache genannt wird. 

Die Gültigkeit dieser Ehen lässt keinen Zweifel zu; eingegangen vor 
dem Pfarrer oder einem eigens dazu vom Bischöfe beauftragten Priester, und 
vor den erforderlichen Zeugen, erfüllen sie alle zur Gültigkeit wesentlichen 
Bedingungen. Die Kinder,-die daraus abstammen, sind vor dem Forum des 
Gewissens legitime; und müssen pro foro externo als solche gehalten werden, 
sobald die legitime Verbindung ihren Eltern daselbst legal bewiesen ist. 

Die Gewissensehe kann unerlaubt sein im Anfängerin der Folge, am 
Ende. Sie wird im Aftfange unerlaubt sein, wenn man die Proclamationen 
ans dem Geiste des Ungehorsams unterlässt, ohne gesetzliche Dispens, oder 
ohne gereckten Grund, selbst dann, wenn es klar vorläge, dass kein Hin¬ 
derniss bestehe. Sie wird in der Folge unerlaubt sein, wegen des Aerger- 
qisses, wenn man nicht genug Obacht gibt, solches zu vermeiden; wegen 
der ehelichen Vertrautheit zwischen Mann und Frau, ohne dass ihre Ehe 
bekannt wäre, wird daraus ein Schein des Concubinats hervorgehen, der für 
Andere ein Gegenstand grossen Aergernisses wird; und in diesem Falle 
dürfen die geheimen Gatten nicht zu den Sacramenten der Busse und Eu- 
fharistie zugelassen werden, bevor sie das Aergerniss entfernt haben. Endlich 
wijd die geheime Ehe in ihrem Ende unerlaubt sein, wenn die daraus her- 
yorgegangenen Kinder entweder eines geziemenden Unterhaltes beraubt, oder 
von der Erbschaft an den Gütern der Urheber ihres Lebens ausgeschlossen 
werden. 

Nichtsdestoweniger können diese Ehen absolut erlaubt gemacht werden, 
zuvörderst im Anfänge, indem man vom Bischöfe die Dispens von den Pro¬ 
klamationen erlangt, eine Dispens, welche gerechte Gründe legitimiren. 
Schwieriger wird es scheinen, das zu erreichen, dass sie fortfahren, erlaubt 
zu sein, indem sie geheim bleiben; denn das Aergerniss wird wohl schwer 
vermieden werden, vorzüglich unter Leuten gemeinen Standes, und man 
wird nicht leicht dringende und hinreichende Beweggründe haben, um dieses 
Aergerniss zu gestatten. So erlaubt die heil. Poenitentiaria, bei ihrer grossen 
Umsicht und Klugheit, die Gewissensehen gewöhnlich nur in, dem Falle, wo 
Mann und Frau öffentlich miteinander wohnen, ohne Verdacht zu erregen, 
und wenn sie in einem geheimen Concubinate leben; dann ist die Gewissens¬ 
ohe nützlich und gibt kein Aergerniss. Ein anderer sehr schwieriger, aber 
nicht unmöglicher Fall, wo die Ehe erlaubter Weise ferner geheim bleiben 
darf, ist der, wenn es dringende und wichtige Beweggründe gibt, das 
Aergerniss zu gestatten. Denn Niemand ist gehalten, seinen eigenen geist¬ 
lichen oder weltlichen Interessen ernstlich nachtheilige Mittel zu ergreifen, 
"'um die Sünde zu vermeiden, welche andere begehen, indem sie die Ge¬ 
legenheit, sich zu ärgern, aus einer übrigens an und für sich guten oder 
gleichgültigen Thatsache ergreifen. Sobald der Wirkende nicht verhalten 
ist, sich vom Acte zu enthalten / so wird die Sünde, wovon dieser Act die 
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Veranlassung ist, nur demjenigen sagerechnet werden, der sich daraus eine 
Gelegenheit nimmt, zu sündigen; das Aergerniss wird als ein genommenes 
und nicht als ein gegebenes erachtet werden. Daraus folgt, dass die Ge¬ 
wissensehe nicht unerlaubt sei, so oft man Beweggründe von hinlänglich 
ernstlicher Bedeutung hat, dass sie die Gelegenheit, welche die Clandestinität 
den üblen Nachreden und den ungerechten Beurteilungen bietet, überwiegen. 
Was den endlichen Ausgang betrifft, so betrachten es mehrere Autoren als 
eine Gottlosigkeit, die Kinder der Erbschaft der väterlichen oder mütterlichen 
Güter zu berauben; und darum ermahnen nach der Bulle Benedict’s XIV., 
von der wir bald sprechen werden, die Pfarrer diejenigen, welche sich ins¬ 
geheim verheirathen wollen, dass sie Gott Rechnung abzulegen haben werden, 
wenn sie nicht die Mittel ergreifen, ihren Kindern die zeitlichen Güter za 
Ubermachen. 

Die canonischen Regeln, von denen die Feier der geheimen Ehen ab¬ 
hängt, sind in der Encyclica Benedict’s XIV. „Satis vobis compertum“ vom 
17. November 1741 ausgedrückt. Der Papst beschreibt die verhängniss- 
vollen Folgen dieser Ehen, bei denen das Loos der Kinder nicht die ge¬ 
ringste Unzukö Dämlichkeit ist. „Die Nachtheile, die daraus für die Kinder 
hervorgehen, sind nicht die geringsten. Es ereignet sich oft, dass sie, ge¬ 
trennt von ihren Eltern und besonders von ihrer Mutter, weder eine christ¬ 
liche , noch eine wissenschaftliche Erziehung erhalten, und sie werden den 
Wechselfallen des Glückes überlassen, wenn nicht etwa gar die Eltern die 
Grausamkeit so weit treiben, ihnen das Leben zu nehmen. Und wenn sie 
vor einem so scbaudervollen Verbrechen zurückbeben, und wenn die Mensch¬ 
lichkeit sie zwingt, ihre Familie zu ernähren und zu erziehen, so bedroht 
eine andere, nicht minder beweinenswerthe Unzukömmlichkeit die aus einer 
solchen Ehe hervorgegangenen Kinder, nämlich der Verlust der väterlichen 
Rechte und Güter. Denn obwohl ihnen die Rechte des Blutes ihren Besitz 
zusprechen, so werden sie deren doch nothwendig beraubt, wenn ihnen die 
geheime Ehe ihrer Eltern kein Mittel übrig lässt, ihre Legitimität und ihre 
Abstammung zu beweisen/' Benedict XIV. ermahnt die Bischöfe, die ge¬ 
heimen Ehen har aus sehr dringenden Ursachen zu erlauben, deren vorzüg¬ 
lichste das Aufhören eines Concubinates ist, ohne dass er jedoch andere 
legitime bezeichne, indem er immerhin die Möglichkeit ihrer Existenz aner¬ 
kennt. „Indem Wir euch auffordern, ehrwürdige Brüder, Unsere Sorgfalt za 
theilen, beschwören Wir Euere Sorgfalt und Eueren Eifer, aufmerksam über 
die Heerde zu wachen, die Euch anvertraut ist, und die der beweinenswerthe 
Zustand der gegenwärtigen Zeiten in Gefahr bringt. Zuvörderst möge Euch 
die Gelegenheit der Gefahr, die nicht selten ist, äusserst schwierig machen, 
von den Verkündigungen zu dispensiren; denn diejenigen, die es verlangen,, 
thun es sehr oft in einer sündhaften Absicht. Es ist nothwendig, dass Ihr 
wenigstens eine gleichgrosse Sorgfalt ausübet, und vielleicht noch eine grössere, 
um zu verhindern, dass man nicht nach der Dispens von den Verkündigungen 
die Ehe vor dem Pfarrer oder einem von ihm oder von Euch' delegirten 
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Priester feiere , indem swei oder drei Vertrauensseligen gegenwärtig sind, 
so dass keine Kenntniss oder kein Gerücht über ihre Feier sich verbreite. 
Damit das nach den heil. Canonen erlaubt sei, genügt nicht blos irgend eine 
und eine gewöhnliche Ursache, sondern es braucht eine wichtige, dringende 
und selbst sehr dringende. Bei unserm Gerichtshöfe der heil. Poenitentiarie 
erlaubt man hauptsächlich die Ehe mit einem so tiefen Geheimnisse su um¬ 
hüllen, wenn Mann und Frau, die öffentlich wie in Ehe leben, ohne den 
Verdacht verbrecherischer Verhältnisse su erwecken, nichtsdestoweniger in 
einem geheimen Concubinate fortleben; dann begreift man, dass man Leute, 
die man durch die Gnade des Sacramentes aus dem Zustande der Ver- 
dammniss herausreisst, nicht swingen muss, sich öffentlich und vermittelst 
der gewöhnlichen Verkündigungen su verheirathen. Wir glauben, Euch diese 
Praxis vorschlagen su sollen, nicht als ob sich die Dispense blos auf diesen 
Fall anwenden Hesse, in Anbetracht, dass ähnliche und vielleicht noch drin¬ 
gendere Fälle Vorkommen können, in denen es sweckmässig wäre, su dis- 
pensiren; aber Wir thun es aus dem Grunde, weil es Euer oberhirtlicheB 
Amt angeht, ernstlich su untersuchen, ob eine gesetsliche und dringende 
Ursache su dispensiren vorhanden sei, damit die geheimen Ehen nicht die 
beklagenswerthen Folgen nach sich sieben, die Wir mit tiefem Seelenschmers 
beseichnet haben.“ 

Der §. 7 der Bulle empfiehlt die Eigenschaften derjenigen, die um die 
geheime Ehe Bittgesuche eingeben, durch eine Untersuchung fleissig su er¬ 
forschen; su untersuchen, ob sie von Person frei seien, oder von anderen 
abhängen, welches ihre Stellung gegenüber der väterlichen Gewalt sei, und 
andere Dinge dieser Art. Die Dispense von den Verkündigungen reagirt 
auf die Untersuchung des freien Standes, und vergrössert deren Wichtigkeit 
und Nothwendigkeit. Der Ordinarius muss folglich diese Untersuchung mit 
der grössten Sorgfalt vornehmen, bevor er das Zcugniss des freien Standes 
ausstellt. Was den Minister der geheimen Ehe betrifft, so will Benedict XIV«, 
dass man in der Regel den Pfarrer einer der contrahirenden Parteien de- 
putire: „Wir wollen, sagt er im §. 8 der Bulle, dass man su dieser Func¬ 
tion den Pfarrer des einen der Contrahirenden deputire: da man dafür halten 
darf, dass ihn die Kenntniss der Leute, die Erfahrung und die lange Praxis 
in den Geschäften mehr unterrichtet gemacht haben, als jeden andern fremden 
Priester. Wenn Ihr aber auf Fälle kommt, welche unter dem Einflüsse ge¬ 
wichtiger Beweggründe einen andern Priester, als den Pfarrer, su fordern 
scheinen, so werdet Ihr dann einen Priester wählen, den seine Rechtlichkeit, 
seine Gelehrsamkeit, seine Erfahrung in der Function empfehlen, sie vorsu- 
nehmen. Ihr werdet demjenigen, den Ihr beauftragt, förmlich vorschreiben, 
sei es der Pfarrer, oder ein anderer Priester, der Ehe nicht su assistiren, 
ohne vorher die Brautleute mit väterlicher Liebe ermahnt su haben, dass 
sie die Kinder, die sie bekommen werden, sobald als möglich taufen lassen; 
und dass sie Gott eine strenge Rechenschaft ablegen werden, wenn sie selbe 
nicht als legitime anerkenn», wenn sie dieselben nicht in der Frömmigkeit 



and in den guten Sitten erziehen, wenn sie selbe nicht der seitlichen Guter 
gemessen lassen, die ihnen von ihren Vorfahren hinterlassen sind, oder die 
sie selbst rechtlich erworben haben.“ 

Die hauptsächlichste Anordnung Benedict’s XIV. ist diejenige, welche 
▼orschreibt, über die geheime Ehe ein Protokoll aufzunehmen, und es an 
den Ordinarius zu senden, um in den Archiven aufbewahrt au werden. Fol¬ 
gendes ist $. 10 der Bulle: Wenn die Ehe gefeiert worden ist, wird sich 
der Pfarrer oder der Priester, vor welchem sie eingegangen worden ist, be¬ 
eilen, ein schriftliches Zeugnis davon an den Bischof zu senden, mit An¬ 
zeige des Ortes, des Tages und der Zeugen, die der Feier beigewohnt 
haben. Und um die Erinnerung an diesen Act für immer zu erhalten, werdet 
Dir Sorge tragen, ihn getreu in ein anderes Register eintragen zu lassen 
als dasjenige, in das man die öffentlichen Ehen einschreibt. Dieses Buch, 
insbesondere für die geheimen Ehen bestimmt, wird in Euerer bischöflichen 
Kanzlei aufbewahrt werden, geschlossen und versiegelt; und Ihr werdet die 
Erlaubniss, das Siegel zu brechen und das Buch zu öffnen, nur in dem 
Falle geben, wo es nöthig wäre, andere geheime Ehen einzuschreiben, oder 
sich dessen zu bedienen, um Gerechtigkeit auszuüben, oder wenn etwa die 
Interessirten die Abschrift eines Documentes verlangten, ohne welches sie 
eines Beweises ermangelten. Ihr werdet aber Sorge tragen, dass, wenn die. 
Sache einmal beendet ist, das Buch neuerdings geschlossen, und wie früher 
mit dem Siegel versehen werde. Das Certificat oder das Zeugniss, welches 
der Pfarrer oder der ihn bei der Feier der geheimen Ehe vertretende Priester 
abüassen und Euch übersenden wird, wird wörtlich so, wie er es eingesendet 
hat, von einer Person abgeschrieben werden müssen, die Ihr eines ausge¬ 
zeichneten Rufes von Unbestechlichkeit und Rechtlichkeit würdig achtet, und 
die in einem solchen Rufe allgemein steht. Was die Originale der Certi¬ 
ficate und Zeugnisse betrifft, so werden sie sorgfältig an einem noch ge¬ 
heimeren Orte aufbewahrt werden müssen.“ 

Man hat oben gesehen, dass die Gatten vor der Verheirathung an ihre 
Verpflichtung gemahnt werden, ihre Kinder ohneVerschub taufen zu lassen; 
der $.11 der Bulle schreibt ferner vor, die Geburt dieser Kinder dem Bi¬ 
schöfe bekannt zu geben, der sie in einem besondern Buche einregistriren 
lassen muss; unter Strafe für die Gatten, die diese Bekanntgebung vernach¬ 
lässigen würden, ihre Ehe unter Autorität des Bischofes im Interesse der 
Kinder öffentlich bekannt gemacht zu sehen. „Wenn aus einer solchen ge¬ 
heimen Ehe ein Kind geboren wird, so muss man es in der nämlichen 
Kirche taufen, wo man den anderen Kindern ohne Unterschied das Sacra-. 
ment der Taufe ertheilt; und da man leicht jede Erwähnung der Eltern wird 
unterlassen, und ihre Namen absichtlich in dem Taufbuche verschweigen 
können: „So wollen Wir und verordnen ausdrücklich, dass der Vater des 
Getauften, oder die Mutter, wenn er selbst abgeschieden ist, dem Bischöfe 
die Gehurt des Kindes notificire; und dass diese Anzeige entweder unmittelbar 
von den Eltern, oder vermittelst eines von ihnen eigenhändig geschriebenen 



Briefes, oder durch eine glaubwürdige Person geschehe, die sie d«ntt be¬ 
auftragen werden, damit es Euch gewiss und klar vorliege, dass das an 
diesem Orte und zu dieser Zeit geborene und ohne den Namen der Eitern 
oder unter angenommenen Namen getaufte Kind ein legitimes sei, obwohl 
es die Frucht einer geheimen Ehe ist. Und wenn Ihr diese Kenntniss von 
diesen Dingen erlangt haben werdet, so werdet Ihr Sorge tragen, zu ver¬ 
hindern, dass sich die Erinnerung daran nicht verliere, indem Ihr es ge¬ 
treulich durch jene Person in ein Buch einschreiben lasset, die Ihr mit der 
Eintragung der geheimen Ehen beauftragt habet. Dieses Buch, in dem die 
Namen der Getauften, sowie diejenigen ihrer Väter und Mütter aufgezeichnet 
sind, wird von demjenigen der Ehen unterschieden werden müssen; es wird 
aber mit der nämlichen Vorsicht in der bischöflichen Kanzlei verwahrt werden, 
wo man es eingeschlossen und versiegelt halten wird... Wir befehlen, dass 
von Euch jene geheimen Ehen divulgirt und öffentlich bekannt gemacht werden, 
wenn es Euch constatirt ist, dass ein Kind aus einer geheimen Ehe geboren 
worden sei, und getauft mit Unterdrückung der Namen der Eltern, ohne 
dass diese es Euch notificirt hätten, wie sie sollten, binnen dreissig Tagen 
nach der Geburt... Die Feier der geheimen Ehe wird nur unter der Be¬ 
dingung erlaubt, die Kinder taufen zu lassen, und ihre Geburt dem Bisehofe 
bekannt zu geben, mit Angabe des Ortes und der Zeit, wo ihnen die Taufe 
ertheilt wurde; und mit aufrichtiger Bezeichnung der Eltern, die ihnen das 
Leben gegeben haben; ohne dieses wird die Ehe, obgleich unter dem Ver¬ 
sprechen der Geheimhaltung von Seite des Bischofs eingegangen, doch im 
Interesse der Kinder bekannt gemacht werden. Man muss sie vor einem 
sehr grossen Unrechte bewahren, das man um jeden Preis fern halten muss. 
Endlich wollen Wir und befehlen, dass die den besagten Büchern, die Ihr 
mit aller Vorsicht, wie Wir gesagt haben, bei Euch auf bewahren lassen 
müsset, entnommenen Certificate oder Zeugnisse über die geheime Ehe oder 
die Kinder, die daraus hervorgehen, eben so viel Glaubwürdigkeit verdienen, 
als die andern pfarramtlichen Tauf- und Trauungsbücher/ 4 

Diese Bulle Benedicts XIV. trägt das Datum vom 17. November 1741. 
Kurz resumirt, unterliegen die geheimen Ehen vorausgehenden, mitbegleiten¬ 
den und nachfolgenden Verordnungen. Die vorausgehenden Bedingungen sind 
der Zahl nach zwei: 1. Der Bischof kann nur aus wichtigen und gesetzlichen 
Gründen von der Veröffentlichung dispensiren. 2. Man muss eine strenge 
Untersuchung über die Eigenschaften und den freien Stand vornehmen. — 
Die mitbegleitenden Verordnungen sind: 1. die den Ort, den Tag und die 
Zeugen enthaltende Heirathsacte muss dem Bischöfe zugeschickt werden. 
2. Diese Acte wird in das Buch der geheimen Ehen eingeschrieben. 3. Die 
Kinder, die daraus geboren werden, müssen in der Kirche unter angenom¬ 
menen Namen getauft werden, und die Eltern sind verhalten, dem Bischöfe 
davon Kunde zu geben, unter Strafe, ihre Ehe bekannt gemacht zu sehen,' 
Die getreue Beobachtung so weiser Vorschriften vermindert beträchtlich die 
Nachtheile der geheitnen Ehen, während ihre Unterlassung geeignet ist, in' 



der Folge die grössten Schwierigkeiten au verursachen. Unter den Beispielen^ 
die wir zum Beweise anfQhren könnten, werden wir nur einen ziemlich in 
neuer Zeit vor die heil. Congregatiön des Concils gebrachten Rechtshandel 
anfiihren. Man wird daraus sehen, wie die Unterlassung der für die ge¬ 
heimen Ehen vorgeschriebenen Regeln au ernsthaften Verlegenheiten An¬ 
lass gebe. 

§. 9. 

Polyandrie . 

1. Im Monat September 1839 erschienen Vincena N. und Maria 
vor dem Erabischof von S. mit der Bitte, die Ehe für ungültig und wirkungs¬ 
los au erklären, welche die Frau, ihren ersten Gemahl, von dem sie mehrere 
Kinder hatte, an verlassen geawungen, öffentlich am 4. Mai 1826 mit Jo¬ 
hann M. gefeiert hatte. Die Ungültigkeit dieser Verbindung schrieb sich 
daher, dass Maria N. zwei Jahre früher mit Vincena N. eine geheime Ehe 
geschlossen hatte. Das Ansuchen wurde vom Erabischofe angenommen, der 
einen Richter ernannte, um die Verhandlung einzuleiten. Der Gatte der 
aweiten Ehe wurde gerichtlich vernommen; der Vertheidiger der Ehe erfüllte 
genau seine Amtspflicht; mit Einem Worte, man beobachtete getreulich alle 
Vorschriften der Bulle ,,Dei miseratione“ von Benedict XTV. 

Man brachte den Beweis der geheimen Ehe vor. 1) Die vor dem 
Pfarrer, vor welchem sie stattgefunden hatte, aufgesetate Acte. Sie stand 
nicht in dem pfarramtlichen Traubuche, aber man erkannte die Handschrift 
des Pfarrers unaweifelhaft. 2) Es erschienen die in der Acte genannten 
Zeugen vor Gericht, und beaeugten mit einem Eide, die Feier der geheimen 
Ehe, an der sie Theil genommen hatten. 3) Man vernahm andere Zeugen, 
die übereinstimmten, die vollkommene Rechtlichkeit des Pfarrers au bezeugen, 
den sie darstellten als einen Priester „immer ehrlich und getreu während der 
langen Dauer seines Amtes und unfähig, sich durch Versprechungen oder 
Drohungen gewinnen au lassen, die Wahrheit au verrathen und falsche Certi¬ 
ficate ausaustellen; immer fest, die Wahrheit und Gerechtigkeit au behaupten', 
und dieses Rufes unter allen Classen der Bevölkerung geniessend.“ 4) Die 
nämlichen Zeugnisse der Rechtschaffenheit wurden dm zweien Zeugen der 
geheimen Ehe zuerkannt; die gerichtlichen Aussagen schildern sie als „ehiv 
liehe Leute, gute Christen und rechtschaffene Bürger, zu allen Zeiten ihre* 
Lebens unfähig zu lügen, einen falschen Eid zu schwören, die Wahrheit 

aus Furcht vor Drohungen wegen Versprechen oder anderer Beweggründe 

zu verrathen.“ 5) Man vernahm den aweiten Gemahl, jenen der öffentlichen 
Ehe, und er sagte aus, unter Eidestreue, dass er allsogleich nach seiner Ehe 
aus dem Munde der Maria N. die ganae Geschichte ihrer früheren Vereini¬ 
gung mit Vincena, der die Geburt mehrerer Kinder folgte, vernommen habe-; 
er lernte dann alle Umstände kennen, die diese geheime Ehe begleiteten. 

Da der Richter ihn fragte, ob er die Absicht habe, die Gültigkeit seiner 

Ehe au vertheidigen, so antwortete er: „Wie könnte ieh behaupten, dass sie 
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gültig sei, nach dem, was vorgefallen ist T Nachdem ich von so Tiden Leuten 
habe sagen hören, dass vorher eine andere Ehe stattgefunden habe, so ist 
die meinige unhaltbar. Ich füge mich ganz der Entscheidung des kirchlichen 
Gerichtshofes/ 1 Mehrere Zeugen bestätigten seine Ehrlichkeit und seine 
Rechtschaffenheit. 

Nachdem alle diese und mehrere andere Dinge pflichtmässig untersucht 
worden waren, so sprach der kirchliche Richter am 27. April 1810 seinen 
definitiven Spruch. Er erklärte, dass, da die geheime Ehe gültig gewesen 
sei, die »weite öffentlich gefeierte ungültig und wirkungslos sei: Matrimonium 
per verba de praesenti (das sind die Ausdrücke des Urtheilsspruches) con T 
tractum inter Yincentium N. et Mariam N. sub die 12 Junii 1824 coram 
proprio contrahentium parocho N. et coram testibus NN. fuisse et esse va- 

lidum non obstante quadam clandestinitatis specie. Subsequens matrimonium 

vero contractum inter eamdem Mariam N. et Joannem N. sub die 4 Maii 1826, 
attenta existentia, et subsistentia primi, nullius esse roboris, et nullius vali- 
•ditatis esse declaramus. Alle betheiligten Parteien fügten sich diesem Ur- 
theilsspruche, aber der Vertheidiger der Ehe glaubte gemäss der Bulle Bene¬ 
dicts XIV. pflichtmässig appelliren zu müssen, und so wurde die Angelegenheit 
vor die heil. Congregation des Conciliums gebracht. Der Papst verordnete 
sie auf Kosten ersparende Weise vorzunebmen, mit den Consultationen eines 
Theologen und eines Canonisten, und den schriftlichen Bemerkungen des 
Vertheidigers der Ehe. Nachdem diese verschiedenen Formalitäten erfüllt 
worden, wurde die Rechtssache in der heil. Congregation des Conciliums 
am 6. Mär» 1847 vorgetragen, und Ihre Eminenzen die Cardinäle bestätigten 
vollständig den Urtheilsspruch des erzbischöflichen Tribunals. Folgendes ist 
der Zweifel und die Antwort: „An sententia curiae N. die 27 Aprilis 1840 
Sit confirmanda, vel infirmanda in casu. Sacra Congregatio Concilii die 
-6 Martii 1847 rescripsit: Affirmative ad primam partem, negative ad 
secundam.“ 

2. Untersuchen wir eine so sonderbare Thatsache näher, und suchen 
wir deren Erklärung in den Umständen. Vincenz N. hatte sich in Marie 
verliebt, und beschloss, sie durch eine legitime Ehe an sich zu knüpfen. 
Sein Gewissen machte ihm daraus eine Pflicht; diese Frau hatte ihn schon 
zum Vater von drei Kindern gemacht. Da er aber eine reiche, ihm von 
seinem Bruder unter der absoluten Bedingung hinterlassene Erbschaft nicht 
verlieren wollte, sich mit einer ehrbaren und anständigen Frau mit der Ein¬ 
willigung der Mutter zu verheirathen, und um nicht den Unwillen dieser 
Mutter auf sich zu laden, die gegen die von ihm beabsichtigte Verbindung 
einen unüberwindlichen Widerwillen zeigte, so ergriff er den Ausweg, eine 
Ehe einzugehen, ohne jene Oeffentlichkeit, welche die Kirche vorschreibt. 
Es gelang Bim auf folgende Weise: Er liess den Pfarrer unter einem Vor¬ 
wände in sein Haus kommen, die Zeugen und die Brautleute erwarteten ihn, 
und die Ehe wurde auf der Stelle abgeschlossen. Vernehmen wir den 
Pfarrer, wie er in der Acte, die er nachher aufsetzte, die Ueberraschung 
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erzählt, deren Gegenstand er war: Ich Unterzeichneter, Pfarrer und Reetor 
der Pfarrkirche des heil. Erlösers zu N., bezeuge, dass ich Samstag, am 
12. des Monats Juni eintausend achthundert vier und zwanzig, als ich gegen 
Abend durch die grosse Gasse der Stadt ging, in das Haus des Hrn. Yincenz 
N., Sohn Stephan’s, unter dem Yorwande gerufen worden sei, mir ein Zeug- 
niss zu notiren, welches ich ausstellen sollte. Ins Haus eingetreten, fand 
ich besagten Yincenz, Fräulein Maria N., und zwei andere Personen; nämlich 
N. N. Kaum hatte ich mich gesetzt, als sich Herr Yincenz N. erhob und 
sagte: Maria N., hier gegenwärtig, ist meine Gattin, und ich nehme sie als 
solche an. Maria N. sagte ihrerseits: Yincenz N. ist mein Gatte. Sie ver¬ 
langten die Bestätigung der Ehe durch meinen Segen. Ich machte ihnen zu¬ 
erst Vorwürfe über die Ueberraschung, die sie mir bereiteten. Aber sie 
antworteten: Wir werden als legitime Gatten leben; Sie und die Zeugen 
werden die Feier der Ehe bezeugen, wenn es dessen bedarf. Dann segnete 
ieh sie, und zog mich zurück. Aufgefordert, die Wahrheit dessen zu be¬ 
zeugen, habe ich gegenwärtiges Certificat ausgestellt. Zur Bestätigung etc. 
Geschehen zu N. am 19. Juni 1824.“ * 

So wurde die Ehe mit Missachtung der canonischen Regeln geschlossen. 
Der Pfarrer hatte den Erzbischof davon benachrichtigen und ihm die authen¬ 
tische Abschrift der so eben gelesenen Acte übersenden sollen. Dadurch 
hätte er den irregulären und verbrecherischen Acten ein unübersteigliches 
Hinderniss in den Weg gelegt, die nicht lange säumten, stattzufinden. Indem 
er ein tiefes Stillschweigen gegen den Ordinarius beobachtete, indem er das 
Geheimniss der Ehe so weit wahrte, dass er seine Pflicht versäumte, konnte 
der Pfarrer wohl die Gatten der Bestrafung entziehen, welche die heiligen 
Canonen über diejenigen Verfällen, die sich mittelst solcher Ueberraschungen 
verehelichen? er konnte auch bewirken, dass der reichen Erbschaft, die sie 
erwarteten, kein Eintrag geschah; aber die traurigen Folgen dieser Nachsicht 
wollen wir nun sehen. Die Mutter Vincenzens setzte alles in’sWerk, um die 
Bande zu brechen, die zwischen ihrem Sohne und Maria bestanden; sie 
kannte die Geburt mehrerer Kinder, obwohl sie immer in Unkenntniss der 
geheimen Ehe geblieben zu sein scheint. Sie erlangte eine Trennung, indem 
sie ihren Sohn in ihr Haus zurückrief; sie liess die Kinder an einen andern 
Ort bringen; dann versuchte sie es, für das junge Weib einen Mann zu 
finden, und es gelang ihr solches, indem sie dem Johann N. eine gewisse 
Summe versprach; und sie bewirkte durch Drohungen oder Versprechungen, 
dass Maria einwilligte, diesen Mann zu heirathen. Man gab dieser Ehe die 
grösste Oeffentlicbkeit. Der bürgerliche Magistrat machte keine Schwierigkeit, 
die von den Gesetzen des fraglichen Landes vorgeschriebene Formalität 
vorzunehmen. Die erzbischöfliche Curie, die von der geheimen Ehe nichts 
wusste, gewährte den beiden Theilen die Zeugnisse des ledigen Standes. 
Die drei üblichen Verkündigungen fanden in der Pfarrkirche statt; und der 
Ordinarius gab, auf das Zeugniss des Pfarrers, dass kein canonisches Hin¬ 
derniss geoffenbaret worden sei, dem Pfarrer die Erlaubniss, der Ehe zn 
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assistiren, die nach allen Riten der heil. Kirche stattfand. Kaum war sie 
geschlossen, so liess die junge Frau ihrer Traurigkeit und ihren Thränen 
freien Lauf; und auf die Zudringlichkeit ihres neuen Gatten, die Ursache 
davon zu erfahren, offenbarte sie ihm das Geheimniss ihrer ersten Ehe. Diese 
vertraulichen Mittheilungen brachten ihr die volle Freiheit ein, die sich Johann 
N. beeilte, ihr zu gewähren; sie benutzte dieselbe, um alsogleich ihre Kinder 
und ihren wahren Gatten einzuholen. 

Nach dieser Vereinigung erblickten vier Kinder das Licht der Welt, 
und wurden als dem Vincenz, als natürlichem Vater und einer unbekannten 
Mutter zugehörend getauft; so liest man im öffentlichen Taufbuche: A patre 
naturali Vincentio et ab ignota genitrice. Der nämliche Pfarrer, der De¬ 
positär der geheimen Ehe, taufte sie unter diesem Namen. Es versteht sich 
von selbst, dass die canonischen Vorschriften von der Geburt dieser Kinder 
an fortwährend vernachlässiget wurden, und dass man es dem Ordinarius 
nicht notificirte. So ruft ein Abgrund einen andern hervor, und so zieht 
ein irregulärer Act eine Menge anderer nach sich. Von der jungen Frau, 
5lie für die gesetzliche Gattin eines anderen angesehen wurde, wurde ge¬ 
glaubt, dass sie in die schuldvollsten Bande verwickelt sei; während ihr 
legitimer Gemahl von jeder ehelichen Verbindnng frei erachtet wurde. Alle 
diese Stücke zielten dahin, die reiche Erbschaft des Bruders zu wahren! 
Im Jahre 1830 hatte Vincenz einen Process zu bestehen, den ihm in dieser 
Beziehung die Schwestern anhängten, weil er die im Testamente ausgedfückte 
Bedingung nicht erfüllt hätte, nämlich mit Einwilligung der Mutter sich niit 
einer ehrsamen, einer ehrenwerthen Familie angehörenden Frau zu verhei- 
rathen. Wie man oben gesehen hat; die Gerichtshöfe entschieden, dass die 
Bedingung als nicht vorgekommen anzusehen sei, und sprachen die ganze 
Erbschaft dem Vincenz durch zwei in erster Instanz und durch den Appel¬ 
lationshof erlassene Sprüche zu. Nun hatte man durch Veröffentlichung der 
geheimen Ehe nichts mehr zu fürchten. Aber der Pfarrer, der sie aufge¬ 
nommen hatte, lebte noch, und es bedurfte grosser Rüeksichtsnahmen, um 
ihn nicht zu compromittiren in den Augen der Diöcesan-Autorität, die es 
nicht unterlassen konnte, ihm die bei der Feier der geheimen Ehe vorge¬ 
kommenen Irregularitäten zu imputiren. Er starb im Jahre 1837. Dann 
begann der Ungültigkeits - Process der öffentlichen Ehe. Als ihn Vincenz 
und Maria unternahmen, erhielten sie die Weisung, sich zu trennen, bis 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der zweiten Verbindung, die alle gesetz¬ 
lichen Bedingungen pro foro externo vereinigte, etwas festgestellt wäre. Man 
hat oben gesehen, welches der Urtheilsspruch des erzbischöflichen Richters 
in erster Instanz war, eben so wie die Beweise, die die Existenz und die 
Gültigkeit der geheimen Ehe bezeugten. Wir haben auch gesagt, dass sich 
alle Betheiligten diesem Urtheilsspruche unterwarfen, so dass die Angelegenheit 
ohne die Appellation des amtlichen Verteidigers, der sie vor den höchsten 
Gerichtshof des heil. Stuhles brachte, als beendigt angesehen worden wäre. 

3. Indem die heil. Congregation die Rechtssache auf Kosten ersparendem 



Wege behandelte, forderte sie einen Theologen and einen Canonisten auf, 
ihre Meinung abzageben. Der letzte dachte, dass kein Grund zur Appel¬ 
lation im gegebenen Falle vorhanden sei, auch nicht in Bezug auf den 
zweiten gleichförmigen Urtheilsspruch, den die Bulle Benedicts XIV. verlangt. 
Diese Constitution, sagt er, hat zum Zwecke, die Gültigkeit der Ehen zü 
vertheidigen; und daher muss sich der von Amtswegen aufgestellte Vertei¬ 
diger enthalten, zu appelliren, wenn der Urtheilsspruch des Richters der 
Gültigkeit günstig ist, und wenn die Parteien selbst keine Appellation eln- 
legen. Im gegenwärtigen Falle war der Urtheilsspruch für die Gültigkeit; 
die Parteien haben keine Reclamation erhoben; folglich musste sich auch der 
Vertheidiger der Ehe der Eingabe einer Appellation für enthoben erachten. 
Man wird vielleicht sagen, dass die zweite Ehe ungültig erklärt worden sei, 
und dass, da Niemand gegen das Urtheil protestirte, die Bulle „Dei misera- 
tione“ den amtlichen Vertheidiger verpflichtete, es zu thun. Aber dieser 
Schluss bezieht sich auf den Fall, wo eine erste Ehe ungültig, und eine 
zweite gültig erklärt worden ist, oder wohl auch wenn die Existenz anderer 
Hindernisse eine erste Ehe ungültig erklären lässt. Es ist aber anders, 
wenn diese erste Ehe gültig erklärt worden ist; denn diese Gültigkeitser¬ 
klärung, gegen die Niemand eine Einwendung erhebt, lässt jede Gefahr des 
Goncubinates und der Polygamie verschwinden, welche sich die Constitution 
Benedicts XIV. zu vermeiden vornimmt, ln dem Falle, um den es sich hier 
handelt, ist die Gültigkeit der geheimen Ehe nicht zweifelhaft. Vor dem 
legitimen Plärrer und zweien Zeugen eingegangen, erfüllt sie alle von dem 
Concilium von Trient zur Gültigkeit des Contractes geforderten Bedingungen. 
Diese Ehe war also gültig. Die erzbischöfliche Curie anerkannte ihre Gül¬ 
tigkeit; alle betheiligten Parteien unterwarfen sich; daher fand nach der 
Bulle kein Grund zur Appellation statt. Nicht so war die Ansicht des von 
Amtswegen aufgestellten Vertheidigers. Er bemerkte, dass es sich in der 
That darum handelte, die Ungültigkeit einer öffentlichen Ehe auszusprechen, 
die für sich eine grosse Zahl von Jahren legalen Besitzes hätte, mit allen 
juridischen Präsumtionen für die Gültigkeit. Diese Ehe vereinigte alle öffent¬ 
lichen Bedingungen pro foro externo; sie war nach allen Regeln der Kirche 
gefeiert worden. Sie hatte selbst die Formalität der - bürgerlichen Feier, vor 
der weltlichen Obrigkeit, erfüllt. Ihre Auflösung forderte offenbar zwei 
gleichförmige Urtheilssprüche, und der amtliche Vertheidiger in erster Instanz 
habe wohl und pflichtmässig appellirt. 

4. Der Theolog und der Canonist stimmten darin überein, die Gültigkeit 
der geheimen Ehe anzuerkennen, ungeachtet des Mangels der Proclamationen 
und der Zeugnisse über den ledigen Stand. Der erste berichtet die Art und 
Weise, wie die Ehe stattfand, und er schliesst, dass der Richter der ersten 
Instanz nicht anders handeln konnte, als zu Gunsten der Gültigkeit sich 
auszusprechen. „Es genügt zur Gültigkeit der Ehe, sagt er, dass gegen¬ 
seitige vor dem Pfarrer und zweien Zeugen erklärte Einwilligung der Con- 
trahirenden vorhanden gewesen sei; denn die wesentliche Integrität der Ehe 
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fordert nacli dem Concil von Trient (c. 1. de reform. matr.) einzig nur, 
dass sie vor dem Pfarrer und zweien oder dreien Zeugen gefeiert werde. 
Die Gegenwart des Pfarrers braucht es, und nichts anderes; und würde er 
auch nach der Einwilligung der Contrahirenden kein einziges Wort sagen, 
sein Stillschweigen würde der Gültigkeit der Ehe keinen Eintrag thun.“ 

Sehen wir noch die Einwendungen des amtlichen Verteidigers gegen 
die Wirklichkeit der geheimen Ehe. Er wirft sich vorzüglich darauf, den 
aus der vom Pfarrer aufgesetzten Acte oder dem Certificate gezogenen Beweis 
zu schwächen. Die Constitution Benedicts XIV. „Satis vobis compertom“ 
fordert, indem sie die Art und Weise, die geheimen Ehen zu beweisen, vor¬ 
schreibt, dass die Acte darüber ohne Aufschub an den Bischof gesendet, und 
in das Buch der geheimen Ehen eingeschrieben werde. In unserm Falle 
wurde das Zeugniss des Pfarrers dem Bischöfe nie vorgelegt, noch auch 
unter den geheimen Ehen einregistrirt. Man hat es weder in den Pfarr- 
büchern gefunden, noch in einem andern, mehr geheimen Buche, welches 
alle Pfarrer haben müssten; es ist unmöglich gewesen, das geringste An¬ 
zeichen davon in diesen Büchern zu entdecken. Welche Glaubwürdigkeit 
kann man nun einem Zeugnisse gewähren, das aller gesetzlichen Bedingungen 
entblösst ist, um Beweiseskraft zu besitzen? Es verliert noch einen grossen 
Theil seines Gewichtes, wenn man das untersucht, was bei der Geburt der 
Kinder stattfand. Die Constitution Benedicts XIV., den Fall voraussehend, 
dass aus einer geheimen Ehe Kinder geboren würden, schreibt vor, ihre 
Geburt und ihre Taufe jn einem geheimen Buche genau einzuregistriren. 

Nun wurden nach der geheimen Ehe fünf Kinder geboren. Der Pfarrer 
unterliess es nicht blos, sie in das geheime Taufbuch einzuschreiben, ent¬ 
weder in das der bischöflichen Curie oder in das der eigenen Pfarrei; son¬ 
dern er registrirte sie in das Öffentliche Taufbuch der Pfarrei ein, als vom 
natürlichen Vater Vincenz und einer unbekannten Mutter geboren; wie sich 
solches auch in den Registern des bürgerlichen Ausweises vorfindet. Es ist 
zu bemerken, dass all’ das das Werk des Pfarrers war, von dem man sagt, 
dass er zur geheimen Ehe mitgewirkt habe. Hätte er so gehandelt, wenn 
er überzeugt war, dass eine gesetzliche Ehe die Gatten verbinde? W'ird man 
sagen, dass er in Unkenntniss der Constitution Benedicts XIV. es aus diesem 
Grunde unterliess, die Gewissensehe und die Geburt der Kinder in geheime 
Bücher einzuschreiben? Aber die Unkenntniss einer Bulle, die von allge¬ 
meinem Gebrauche ist, darf nicht vermuthet werden; denn alle Welt, und 
besonders die Pfarrer sind gehalten, sie zu kennen und sie gut zu wissen. 
Somit schwächt das Benehmen des Pfarrers, so lange er lebte, Alles, was 
er öffentlich gethan hat, das Einschreiben der Kinder auf diese Weise, wie. 
man es gesehen hat, sein (geheimes oder irreguläres} Certificat über die 
vorangehende Ehe der Frau mit Vincenz. Wenn diese Ehe wirklich be¬ 
standen hätte, so hätte der Pfarrer, den man als einen rechtschaffenen Mann 
schildert, nie eingewilliget, in seine Register Dinge einzusebreiben, von denen 
er wusste, dass sie falsch seien. 
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So schöpfte der von Amtswegen aufgestellte Vertheidiger seine Einwürfe 
aus der Nichtbeobachtung der in der Constitution Benedicts XIV. vorge¬ 
schriebenen weisen Massnahmen. Nichtsdestoweniger liess die Präexistenz 
der geheimen Ehe keinen Zweifel zu, und die Beweise, die man davon gab, 
konnten die folgende Ehe nur als nicht stattgehabt ansehen lassen, obwohl 
sie eine öffentliche und von der bürgerlichen Obrigkeit approbirte war. Daher 
bestätigte die heil. Congregation des Conciliums den in erster Instanz er¬ 
lassenen Urtheilsspruch, und gab somit der Gültigkeit der geheimen Ehe die 
höchste juridische Gewissheit. So ist, wie wir gesagt haben, dieses Beispiel 
ein schlagender Beweis von den Unzukömmlichkeiten, die aus der Ueber- 
schreitung der canonischen Vorschriften hervorgehen. Wir wollen noch die 
Instruction des heiligen Officiums über die Certificate des ledigen Ständen 
mittheilen. 


§. 10 . 

Inetructio pro examine illorum testium, qui inducuntur pro contrahendis 
matrimoniis tarn in curia Eminentissimi et Reverendissimi D. Card . Urbie 
Vicarii, quam in aliis curiis caeterorum Ordinariorum. 

1. Inprimis testis moneatur de gravitate juramenti in hoc praesertim 
negotio pertimescendi, in quo divina simul et humana majestas laeditur, ob 
rei, de qua tractatur, importantiam et gravitatem, et quod imminet poena 
triremium et fustigationis deponenti falsum. 

2. Interrogetur de nomine, cognomine, patria, aetate, exercitio et 
habitatione. 

3. An sit civis, vel exterus, et quatenus sit exterus, a quanto tempore 
est in loco, in quo testis ipse deponit. 

4. An ad examen accesserit sponte vel requisitus: si dixerit accessisse 
sponte a nemine requisitum, dimitiatur, quia praesumitur mendax: si vero 
dixerit, accessisse requisitum: interrogetur a quo, vel a quibus, ubi, quando, 
quomodo, coram quibus, et quoties fuerit requisitus, et an sciat adesse all— 
quod impedimentum inter contrahere volentes. 

5. Interrogetur, an sibi pro testimonio ferendo fuerit aliquid datum, 
promissum, remissum, vel oblatum a contrahere volentibus, vel ab aliis 
ipsorum nomine. 

6. Interrogetur, an cognoscat ipsos contrahere volentes, et a quanto 
tempore, in quo loco, qua occasione et cujus qualitatis vel conditionis 
existent. 

Si responderit, negative, testis dimittatur; si vero affirmative 

7. Interrogetur, an contrahere volentes sint cives, vel exteri: si re¬ 
sponderit esse exteros, supersedeatur in licentia contrahendi, donec per 
literas Ordinarii ipsorum contrahere volentium, doceatur de eorum libero 
statu, de eo tempore, quo permanserunt in civitate sua vel dioecesi. 

Ad probandum veroeorumdem contrahere volentium statum liberum pro 
reliquo temporis spatio, scilicet usque ad tempus, quo volunt contrahere, ad- 



mittantur testes idonei, qui legitime et concludenter deponant statum liberum 
contrahere volentium, et reddant sufficientem rationem causae eorum scientiae 
absque eo quod teneantur deferre attestationes Ordinariorum locorum, in quibus 
contrahere volentes moram traxerunt. 

Si vero responderit contrahere volentes esse cives 

8. Interrogetur, sub qua parochia hactenus contrahere volentes habita- 
verint, vel habitent de praesenti. 

Item, an ipse testis sciat aliquem ex pradictis contrahere volentibus 
quandoque habuisse uxorem, vel maritum, aut professum fuisse in aliqua re-? 
ligione approbata, vel suscepisse aliquem ex ordinibus sacris, subdiaconatum 
scilicet, diaconatum vel presbyteratum, vel habere aliud impedimentum, ex 
quo non possit contrahi matrimonium. 

Si vero testis responderit, non habuisse uxorem, vel maritum, neque 
aliud impedimentum, ut supra 

9. Interrogetur de causa scientiae et an sit possibile, quod aliquis ex 
illis habuerit uxorem vel maritum, aut aliud impedimentum, et quod ipse 
testis nesciat. 

Si responderit affirmative, supersedeatur, nisi ex aliis testibus probetur 
concludenter non habuisse uxorem, vel maritum, neque ullum aliud impedi¬ 
mentum etc. Si vero responderit negative 

10. Interrogetur de causa scientiae, ex qua deinde judex colligere po- 
terit, an testi sit danda fides. 

Si responderit, contrahere volentes habuisse uxorem vel maritum, sed 
esse mortuos 

11. Interrogetur de loco et tempore, quo sunt mortui, et quomodo ipse 
testis sciat fuisse conjuges et nunc esse mortuos. Et si respondeat mortuos 
fuisse in aliquo hospitali, vel vidisse sepeliri in certa ecclesia, vel occasione 
militiae sepultos fuisse a militibus, non detur licentia contrahendi, nisi prius 
recepto testimonio authentico a rectore hospitalis, in quo praedicti decesserunt, 
vel a rectore ecclesiae, in qua humata fuerunt eorum cadavera, vel si fieri 
potest a duce illius cohortis, in qua descriptus erat miles. 

Si tarnen hujusmodi testimonia haberi non possunt, Sacra Congregatio 
non intendit excludere alias probationes, quae de jure commüni possunt ad- 
mitti, dummodo sint legitimae et sufficientes. 

12. Interrogetur, an post mortem dicti conjugis defuncti, aliquis ex 
praedictis contrahere volentibus, transierit ad secunda vota. Si responderit 
negative 

13. Interrogetur an esse possit, quod aliquis ex illis transierit ad se¬ 
cunda vota, absque eo, quod ipse testis sciat. 

Si responderit affirmative, supersedeatur, donec producantur testes, per 
quos negativa coarctetur concludenter. Si vero negative 

14. Interrogetur de causa scientiae, qua perpensa, judex poterit judicare 
an sit concedenda licentia, vel ne. 
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Si contrahenteg sunt vagi, non procedatur ad lieentiam contrahendi nisi 
doceant per fides Ordinariorum suorum esse liberos, et in aliis servata forma 
Conc. Trid. in cap. Multi. Sess. 24. 

Fides aliaque documenta, quae producuntur a partibus, non admittantur, 
nisi sint munita sigiilo et legalitate Episcopi ordinarii, et recognita saltem 
per testes, qui habeant notam manum et sigillum, et attente consideretur, 
quod fides, seu testimonia bene et concladenter identificent personas, de 
quibus agitur. 

Pro testibus in hac materia recipiantur magis consanguinei quam ex- 
tranei, quia praesumuntur melius iuformati, et cives, magis quam exteri; nec 
admittantur homines vagi et militcs, nisi data causa et maturo consilio. Et 
notarius exacte personam describat testis, quem si cognoscit, utatur clausula, 
mihi bene cognitus. Sin minus, examen non recipiat, nisi una cum persona 
testis aliqua alia compareat cognita notario, et quae attestetur de nomine et 
cognomine ipsius testis,' ncc non de idoneitate ejusdem ad testimonium 
ferendum. 

Et hujusmodi examinibus debet interesse in Urbe ultra Notarium, Of- 
ficialis specialiter deputandus ab Emo. Vicario; et extra Urbem vel Vicarius 
Episcopi, vel aliqua alia persona insignis et idonea ab Episcopo specialiter 
deputanda; alias puniatur notarius arbitrio S. Congr. et Ordinarius non per- 
mittat fieri publicationes. 

Ordinarii praecipiant omnibus et singulis paroebis in eorum Dioecesibus 
existeutibus, ut pro matrimoniis cum caeteris contrahendis non faciant publi¬ 
cationes in eorum Ecclesiis, nisi certiorato Ordinario, a quo vel ejus Vicario 
generali, prius teneantur authenticam reportare, quod pro tali matrimonio 
fuerunt examinati testes in eorum tribunali, qui probant statum liberum con- 
trahere volentium. 

Contravenientes autem severe puniantur. 

Dubia aliquot circa exterorum matrimonia cum responsionibus Sacrae 

Congregationis. 

Ordines ultimo loco ab Urbe emanati circa matrimonia cum exteris 
contrahenda inter alia disponunt, quod Ordinarii praecipiant omnibus, et sin¬ 
gulis Paroebis, in eorum Dioecesibus existentibus, ut pro matrimoniis cum 
exteris contrahendis non faciant publicationes in eorum Ecclesiis, nisi certio¬ 
rato Ordinario, a quo vel ejus generali Vicario, prius teneantur fidem authen¬ 
ticam reportare., quod pro tali matrimonio, fuerint examinati testes in eorum 
tribunali, qui probant statum liberum contrahere volentium. 

1. Quaeritur, an illi ex Dioecesibus circumvicinis, et ipsi teneantur tales 
probationes facere, an vero sufficiat fides denuntiationum in eorum Dioece¬ 
sibus factarum cum legalitate Ordinarii, et probatio eorum Status post dis- 
cessum ab ipsa Dioecesi. 

A. Hujusmodi habentur pro exteris, et consequenter teneutur proba¬ 
tiones facere. 
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2. Item, an contrahere volentes in confinibns eorum Dioecesis habitantes, 
et ob vicinitatem, ab eorum Rectoribus cogniti, teneantur easdem facere pro- 
bationes, an vero sufficiant publicationes ab ipsls Rectoribus faciendae. 

R. Etiam isti tenentur facere probationes. 

3. An easdem teneantur facere probationes ii, qui ante aetatem nubilem 
a propria Dioecesi discedentes ad aliam se contulerunt, et in ea postmodum 
habitaverunt. 

R. Non tenentur, quia non fuerunt extra Dioecesim tempore habili ad 
contrahendum. 

4. An in civitate, in qua milites Hispani, Teutonici, Alemanni et aiiarum 
longinquarum regionum residere solent, idem cum ipsis sit servandum, Tel 
sufficiat probationes in ipsa civitate recipere de eorum statu a testibus 
ipsarum regionum de negotio edoctis. 

Ä. Tenentur facere probationes juxta formam instructionis, quia isti 
facilius committunt Polygamiam. 

5« An facta per Parochum monitione Ordinario contrahere volentis, 
fides Status ejusdem sit ab eodem Parocho, vel a contrahere volente re- 
portanda. 

R. Tenetur fidem reportare et Parocho consignare, is, qui vult matri- 
monium contrahere, sed est in libertate Parochi hujusmodi onus in se 
assumere. 

6. An eaedem probationes sit serrandae in casu necessitatis, et ab 
existentibus in articulo mortis sic contrahere volentibus, intra quem scilicet 
probabiliter non adsit tempus sufficiens faciendi diligentias: cum hoc etiam, 
quod si infirmus forte convaluerit, debeat fieri diligentia, juxta instructionem, 
antequam simul conveniant. , 

Ä. Non sunt serrandae in articulo mortis. 

7. An requiratur attestatio proprii Ordinarii pro exteris, qui per decem 
annos et ultra, domicilium acquisierunt in loco, ubi sunt matrimonium con- 
tracturi, si eorum Status Über probetur per testes fide dignos, tarn originis, 
quam domicilii. 

R. Requiritur. 

8. An requiratur dicta attestatio pro illis exteris, qui onicam, vel plures 
duxerunt, et e contra si mortuae fuerint in loco, ubi iterum matrimonium 
contrahere desiderant, ac amplius post mortem a dicto loco non discesserunt. 

R. Requiritur pariter. 


IViehtigheitiproeess bei notorisch ungültigen Ehen. 

Der Bischof von Sonora in Nordamerika hat im Berichte über seine 
Diöcese folgende Anfrage gestellt: „Die Bulle Dei miseratione von Benedict XIV. 
schreibt die Frogen vor, die man bei den auf die Ungültigkeit der Ehen 



bezüglichen Beurtheilungen zu befolgen hat; and obwohl es da keine Schwie¬ 
rigkeit gibt, sobald es sich um zweifelhafte Fälle handelt, so finden sieb 
doch nicht leichte Hindernisse in den Fällen, wo die Ungültigkeit der Ehe 
offen vorliegt, notorisch ist, z. B. N., Ordensmann, der Profess abgelegt 
batte und zum Subdiakon geweiht war, kam, nachdem er das Ordenskleid 
abgelegt, und einen falschen Namen angenommen hatte, vor mehreren Jahren 
ans der Provinz von Mexiko hieher, und ging öffentlich die Ehe ein. Da 
mir die Thatsache bei meinem Eintritte in die Diöcese nicht angezeigt 
worden war, so wurde doch später alles entdeckt durch das Geständniss des 
Schuldigen, durch die Aussagen der Zeugen, die unzweifelhaften Bezeugungen 
der feierlichen Profess und der heiligen Weibe, und durch die Identität der 
Person, die ich ihrem Prälaten zurückschickte. Wenn man nun in diesen 
Fällen oder in anderen ähnlichen das beobachtete, was von Benedict vor- 
geschricben ist, so würde man dem öffentlichen Nutzen und dem Seelenheil« 
der Gläubigen einen grossen Schaden zufügen, vorzüglich wegen des Auf¬ 
schubes der ersten, der zweiten und selbst der dritten Instanz; eines Auf¬ 
schubes, den die Parteien auf gottlose Weise ertragen, so dass man sich 
nach der Ungültigkeitserklärung nicht die Mühe gibt, eine andere Ehe zu 
schliesscn, sondern in der Unenthaltsamkeit lebt, und keine Hoffnung vor¬ 
handen ist, ein so grosses Uebel zu entfernen. Ich stelle also an die hei¬ 
lige Congregation das Ansuchen, zu erklären, dass die Constitution Bene¬ 
dicts XIV. in gewissen und notorischen Fällen der Ungültigkeit nicht statt¬ 
finde ; oder• wenn irgend eine Erklärung besteht, dass man mir eine Abschrift 
davon schicke.“ 

Folgendes ist in der Bulle Benedict’s XIV. die Disposition, Über welche 
der Bischof eine Erklärung verlangt: „Si... contra matrimonii validitaten! 
sententia feratür, defensor ( matrimonii) intra legitima tempora appellot ad- 
haerens parti, quae pro validitate agebat; cum autem in judicio nemo unuS 
sit, qui pro matrimonii validitate negotium insistat, vel si adsit, lata contra 
eum sententia, judicium deseruerit, ipse ex officio ad snperiorem judiccm 
appellot;... nolentes omnino ut ullo in casu matrimonii vinculum dissolutum 
ccnseatur, nisi duo judicata, vel rcsolutioncs, aut scntcntiac penitus similOs 
et conformes, a quibus ncque pars, neque defensor matrimonii credidcrit 
appeliandum, emanaverint. Quod si secus factum fucrit et novum initum 
matrimoniüm, nostrae voluntatis hüjusmodi transgressores poenis a nobis 
statutis submittantur.“ — Dass aber diese Disposition nur in den Fällen 
staUfinde, wo die Ungültigkeit zweifelhaft ist, das deuten die vom Papste 
asn Anfänge seiner Bulle gebrauchten Ausdrücke an: „Cum igitur coram or- 
dinariis eofttroversia aliqtia proponctur, in qua de matrimonii validitate dubi- 
tabitur... defensor matrimonii partes omnes officii sui diligentcr adimpleat.“ 
Das Wort „dubitabitur“ zeigt klar, dass der Papst nicht gewollt habe, 
daäs dort die nämliche Form der Bcurthcilung angewendet Werde, wo die 
Ungültigkeit evident und notorisch ist. Tn derThat verbietet das canonisCho 
Recht die Appellationen in den notorischen Dingen, weil dann die Appellationen 
Uoy’s Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 21 
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nqr frivol sein können, and nicht verdienen, dass die Gerechtigkeit darauf 
JfUteksicht nehme. Die nämliche Sache. scheint aus der Praxis der heiligen 
Congregatiop hervorzugehen. Wenn man die in ihrem Schoosse verhandelten 
£heprocesse untersucht, so sieht man bei allen diesen Processen einen schwerem 
oder leichtern Zweifel über die Gültigkeit der Ehe, der wenigstens im An- 
fqnge erhoben wurde. Daraus kann man mit Recht schlossen, dass die Be- 
urtheilungcn, wo die Ungültigkeit der Ehe offen vorlicgt, in einer schnellem 
Ferm zu Ende gebracht werden können, als cs in der Bulle vorgeschrieben ist. 

Wenn man will, dass die Bulle Bcnedict’s XIV. alle Fälle in sich be¬ 
greife, selbst jene der evidenten Ungültigkeit, dann wird das in einem vollen 
and gewöhnlichen Urthcil und nicht bei summarischen und ausserordentlichen 
Aburtheilungen stattfinden, die die Appellation nicht zulassen. Die Clemcntine 
dispendiosum gestattet, die Eheprocesse summarisch zu behandeln: in causis 
Super matrimoniis proccdi valcat simpliciter et de plano ac sine strepitu et 
figura judicii. Es ist zu vermuthen, dass Benedict XIV. nicht gewollt habe, 
dass die Proccdur seiner Bulle auf summarische Aburteilungen Anwendung 
finde; denn er hätte eine der Natur dieser Aburteilungen, die weder Ap¬ 
pellation noch Aufschub wollen, direct entgegensetzte Sache vorgeschrieben. 
Clem. saepe contingit de verb. sign. 

Obwohl diese Gründe nicht zu verachten sind, so ist doch das Gegen¬ 
teil mehr wahr. Benedict XIV. gebraucht die allgemeinsten Ausdrücke, 
pnd stellt keinen Unterschied auf zwischen den Fällen, wo die Ungültigkeit 
zweifelhaft, und jenen, wo sie evident ist, nolentes ut ullo in causu matri« 
monii vinculum dissolutum cenaeatur, nisi duo judicata vel resolutiones aut 
gententiae penitua similes et conformes... emanaverint. Wenn übrigens de* 
Papst, den Ausdruck „duhitabitur“ gebraucht, so geschieht das nicht, um jene 
fälle auszuscbliessen, in denen die Ungültigkeit evident vor)iegt; es geschieht, 
weil bei allen Rechtsstreitigkeiten immer, wenigstens anfänglich, irgend ein 
Zweifel über die Gültigkeit oder Ungültigkeit sich vorfindet, und der Papst 
Spricht von dem, was gewöhnlich vorkommt. Die Canonen, welche die 
Appellationen in den notorischen Dingen verbieten, betreffen die Criminal« 
Frocesse, keineswegs die Eheprocesse, und ührigeas müsste man sagen, dass 
Sie, in Bezug auf die letzteren, durch die Constitution Benedict's XIV. re« 
formirt worden seien« Die Noiorietät hewirkt nicht, dass diese Appellationen 
frivol seien, weil man hei einer so wichtigen Sache, wie die Auflösung einer 
Ehe, mit Vorsicht Vorgehen muss. Diese vorgegebene Notorietät kann auch 
nur anscheinend und illusorisch sein« Die Praxis der heil. Congregattaa 
erlaubt nicht, anders zu denken. Der Schatz ihrer Resolutionen enthält 
mehrere Processo, die beweisen, dass die Form der Bulle Dei miserutiom 
bei den Fällen evidenter Ungültigkeit beständig beobachtet worden sei. So 
Teatina, matrim. 18. Jul. et 19. Sept. 1761. Tridentina nullitatis matrimon* 
22. Jun. 1822. Die Ungültigkeit war in diesen Fällen ebenso evident, als 
ln den ln dem Ansuchen des Bischöfe«, von Sonerä erwähnten, Uebrigeos 
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darf die Beaedictinische Form nicht vernachlässigt werden unter dem Tor» 
wände einer summarischen Aburtheilung, die nicht angewendet werden su 
können scheint, weil Benedict XIV. will, dass alle Rechtsprocesse über die 
Ungültigkeit der Ehe ohne Ausnahme nach jener Procedur behandelt werden 
sollen, die mit den summarischen Aburtheilungen unverträglich ist. Man 
sollte in der Hypothese, dass Eheprocesse summarisch behandelt werden 
könnten, desswegen nicht von den Dispositionen der Bulle abweichen« Da 
die summarischen Aburtheilungen leichter dem Irrthume ausgesetst sind, so 
sollte man mit aller, bei so wichtigen Fragen erforderlichen Keife Vorgehen. 

i 

Da die Sachen so stehen, so bleibt noch su untersuchen Übrig, ob es 
s weck massig sei, den Bischof von Sonora,* wenigstens ad tempus, su er¬ 
mächtigen, im Namen des heil. Stuhles dem sweiten conformen Urtheilsspruche 
alle Male su derogiren, wenn die Ungültigkeit der Ehe evident und notorisch 
am Tage liegt. Was einer derartigen Concession den Weg su bahnen 
scheint, ist die Praxis der heil. Congregation, die die GepQogenheit hat, die 
Processe su validiren, die nicht in voller Conformität mit der Constitution 
Benedict’s XIV. geführt worden sind, wenn die Ungültigkeit der Ehe evident 
ist, sowie in der oben citirten causa Teatina geschehen ist. Dasu kommt 
noch diese Meinung der Rechtslehrer, dass der Bischof von den apostolischen 
Constitutionen und von den Decreten eines allgemeinen Conciliums dispensiren 
könne, wenn ein Grund grosser Nothwendigkeit oder evidenter Nütslichkeit 
vorhanden ist, und wenn der Aufschub gefährlich ist, und wenn man nicht 
leicht an den heil. Vater recurriren kann. Reiffenst. üb. I decret. tjt. 2, 
§. 18. 470. Eine Meinung, welche Benedict XIV. de Syn. Üb. 9, c. 2 
weder su verwerfen, noch ansunehmen scheint, wo er gerade von der Voll¬ 
macht spricht, von einem geheimen trennenden Ehehindernisse su dispen¬ 
siren, kraft dieser ausserordentlichen Befugniss, ex praesumta Summi Ponti- 
ficis voluntate. Bei dem gegenwärtigen Factum kann man nicht leicht an 
den heil. Vater recurriren, da die Diöcese Sonora in den entferntesten Ge¬ 
genden von Nordamerika gelegen ist. Der Grund der Nothwendigkeit oder 
wenigstens der offenbaren Nütslichkeit scheint nicht su mangeln, angesichts 
der Nachtheile und der Uebel, die nach dem Zeugnisse des Bischofes aus 
der genauen Beobachtung der Bulle Benedict’s XIV. in diesen Ländern ent¬ 
springen. Endlich wird man sehen, ob man einige Bemerkungen über den 
Missbrauch machen müsse, der sich in der Diöcese Sonora eingeschlichen su 
haben scheint, nämlich die Feier der Ehe su leicht su erlauben, ohne früher 
mit der grössten Sorgfalt den freien Stand der Personen constatirt su haben. 

An et quomodo sit annuendum precibus episcopi Sonorens. in casu etc« 
— S. C. respond. negative et ad mentem. Es war der Gedanke gewesen, 
Seine Heiligkeit um ein Indult su ersuchen, den Bischof von Sonora su er¬ 
mächtigen, den sweiten conformen Urtheilsspruch einem Nachbarbischofe 
ansuvertrauen, angesichts der Entfernung des Metropoliten, oder wohl auch, 
rieh diesen sweiten Urtheilsspruch vorsubehalten, indem man einige Priester 

21 * 
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•beisöge, die am ersten Urtheilsspruche keinen Theil genommen batten. — 
'Den 26. August 1848. 


JLUeralur. 

Instrnetio pastoralis Reverendlssimi ac IUustrisstml Epla- 
copl EyitettenüU ad clerum llloeceaanum. Eyitadil 1854. 

r (XXII., 480, St. 80 

In den Analecta juris pontificii wird auf dieses Werk aufmerksam ge¬ 
macht und mit Recht; denn cs gehört ohne Zweifel su den nütslichsten und 
Tür den Klerus brauchbarsten, die seit langer Zeit erschienen sind. In sieb¬ 
sehn Titeln, nach der Ordnung, die im Pontificale Romanum für die bischöf¬ 
liche Visitation vorgeseichnct ist, wird darin: 

1) von der heil. Eucharistie, 

2) von dem Taufstein, 

3) von den heil. Oelen, 

4) von den Reliquien, 

5) von den Altären, 

6) den Kapellen, 

7) den heiligen Bildern, 

8) von der Sakristei, 

9) von dem Kirchhofe, 

10) von den Kanonikalhäusern, Spitälern, Bruderschaften und anderen 
frommen Anstalten, 

11) von der Beichte und dem Busssacramente Oberhaupt, 

12) von Controvcrsen, und bei diesem Anlass namentlich von den Ehe- 
rechtsfragen, 

13) von dem Verhalten des Klerus, 

14) von dem Zustande der Bevölkerung, und bei diesem Anlass insbe¬ 
sondere von den Pflichten der Pfarrer in Ansehung der Kinder, der 
Jünglinge und Jungfrauen, der Familienväter, der Armen, der Kranken 
und Sterbenden, der Schulen, der Predigt und Katechese etc. 

15) von der Kirchcnrerwaltung in geistlicher und seitlicher Hinsicht, 

16) von den Kirchenbüchern und Versierungen, endlich 

17) von der bischöflichen Curie, den Decanen, Priester-Conferensen und 
der DiOccsan-Synode gehandelt. 

Der hochwürdigste Herr Bischof hat mit Zugrundelegung einer ähnlichen, 
von seinem Vorfahr, dem nunmehrigen Cardinal Rejsach, im Jahre. 1841 
herausgegebenen Instruction bei seiner Arbeit alle su seiner Kenntniss ge-* 
kommenen Dccrete des apostolischen Stuhles, alle Decrete der Provincial-i 
Concilien, alle Svnodalstatutcn, Verordnungen, Edicte und Mandate der Päpste» 
von den ältesten bis auf die neuesten Zeiten bcnüut, dieselben revidirt 
und den neueren Zuständen engepasst, mit Berücksichtigung verschiedener« 
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in neuester Zelt' Tom heil. Stahle approbirter Concilion and anerkannte* 
Schriftsteller. Eine Arbeit, vorauf derselbe zwei volle Jahre verwendete.' 
Dogma, Moral, Liturgie, canonisches Recht, was zu glauben und was Bit 
üben ist, wird in diesem Buche dargestellt. Zweckmässig angebrachte Noten 
verweisen überall auf die päpstlichen Decrete, mit Einschluss der neuesten/ 
wovon der hochw. Verfasser Kcnntniss erhalten. So findet sich pag. 4 eine 
sehr gute Note über die Autorität der Decrete der heil. Congregatio Rituum. 

Gleich aus dem Inhalte des ersten Titels kann man eine Vorstellung' 
von der in dieser Instruction befolgten Methode gewinnen. Er handelt, wie 
gesagt, von der heiligen Eucharistie und zerfällt in sechs Kapitel: 1) von: 
dem heiligen Messopfer und was demselben vorhergeht; 2) was bei dem: 
heiligen Opfer selbst su beobachten; 3) was demselben folgt; 4) von der 
heiligen Communion im Allgemeinen; 5) von der Österlichen Communion;' 
6) von der heiligen Wegsehrung. 

Das erste Kapitel theilt sich in 19 Paragraphe, nämlich was die heilige 
Messe ist; von dem Minister; von fremden Priestern; von den Substituten} ; 
Ort der Feier; Erfordernisse dazu; Art der Feier; neugeweihtc Priester; 1 
Wann su cclebriren; wie oft und wann nicht su celebrircn; Intention und 
Application; Pfarrmesse in Rücksicht auf die Gläubigen; Messstipendien; 1 
für wen man das heil. Opfer darbringen kann; Wirkungen des heil. Opfers; 
Vorbereitung des Celebrirenden. 

Bezüglich der fremden Priester fordert die Instruction (p. 3) die Ap- : 
probation des Ordinarius, ausser es handle sich von ganz unverdächtigen' 
Personen, die nur durchreisen. 

Wann ist cs erlaubt su cclebriren? Nach den Dccrctcn der heil. Con-‘ 
gregatio Rituum 6agt die Instruction, die stillen Messen seien nicht erlaubt 
in der Weihnachtsnacht und in den drei letzten Tagen der Charwochc. Den 
Gläubigen darf bei der Mitternachtsmesse nicht die heilige Communion ge¬ 
reicht werden, (p. 33.) 

Der Paragraph von der Pfarrmesse enthält das Verzcichniss der Feste, 
an welchen die Pfarrer gehalten sind, das Opfer ihren Pfarrkindcrn zu op- 
pliciren. Es sind deren 24, ausser den Sonntagen des ganzen Jahres.' 
Päpstliche Indulte haben dieses für die Diücesc Eichstädt also angcordneL 
Der Pfarrer hat diese Verpflichtung selbst und in der Pfarrkirche zu er-' 
füllen; wenn gleich der Vicar den sog. Pfarrgotlesdienst hält, muss doch 
der Pfarrer die stille Messe, die er liest, appliciren. Denn die Pfarrmesse 
ist nicht nothwendig die für die Pfarrkinder zu applicircnde. Bezüglich der 
Vorbereitung des Celebrirenden schreibt die Instruction die häufige Beichte 
vor. Die Priester müssen jährlich darüber dem Generalvicar durch das Or- : 
gan der Decane ein Zeugniss vorlegen. Gehen wir zum fünften Kapitel, 
von der österlichen Communion, über, so finden wir, dass die bekannte Be-' 
Stimmung des 4. lateranischen Conciliums in der Diöcese Eichstädt strenge 
eingchalten wird. Denn die Pfarrer müssen von ihren Pfarrkindern genaue 
Rechenschaft über die Erfüllung der österlichen Pflicht verlangen, und in der 
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Österlichen Zeit dem Bischof durch die "Vermittlung der Decane die Zahl 
derjenigen, die communicirt, and derjenigen, die es nicht gethan haben, ein¬ 
senden. Nach Ablauf der österlichen Zeit müssen die Harrer die Namen 
derjenigen sammeln, die ihre Pflicht nicht erfüllt haben, und dieselben unver¬ 
züglich dem Bischof anzeigen. Privatermahnungen dürfen nicht unterbleiben. 
Endlich am Sonntag vor Pfingsten haben die Pfarrer, ohne weitere Weisung 
vom Bischof abzuwarten, die Widerspenstigen namentlich in der Kirche zu 
verkünden und sie mit den canonischen Strafen zu bedrohen, wenn sie nicht 
binnen vierzehn Tagen sich bekehren. Beharren dieselben im Ungehorsam, 
so ist ihnen ohne Ansehen der Person das kirchliche Begräbniss zu ver¬ 
sagen. — Weiter unten (Tit. IX, Kap. II, Nr. 9) werden unter denjenigen, 
welchen das kirchliche Begräbniss zu versagen ist, diejenigen angeführt, die 
im Zustande des Interdicts sterben wegen Nichtverrichtong der österlichen 
Beichte, (p. 122.) Der Jahresbericht, welchen die Pfarrer über den Zustand 
ihrer Pfarrei an den Bischof zu erstatten haben, muss zu erkennen geben, 
qb alle Pfarrkinder ihre Oster-Communion verrichtet haben, und wie gegen 
die Ungehorsamen verfahren worden. 

Der den Sterbenden zu leistende Beistand ist einer der Punkte, welche 
die Instruction am nachdrücklichsten empfiehlt. Gleich im ersten Titel, 
Kap. 6 von der heil. Wegzehrung, $. 4 de observandis post viaticum, wird 
dem Pfarrer vorgeschrieben, dem Sterbenden beizustehen und ihm nach Vor¬ 
schrift der Kirche die Seele auszusegnen; denn „es ziemt sich nicht und es 
genügt nicht, diese Sorge einem Andern, zumal einem Laien zu überlassen $ 
die Seele, die im Begriffe steht, diese Welt zu verlassen, hat ein Recht 
darauf, von ihrem Pfarrer diesen Beistand zu erhalten, der, wenn auch nicht 
unbedingt nothwendig, doch sehr nützlich ist zur Erlangung der ewigen 
Seligkeit.“ Diese Pflicht wird neuerdings eingeschärft im Titel von den 

Obliegenheiten der Pfarrer, §, 7, de cura agonizantium, wo es heisst: „Der 

Priester soll den Sterbenden nicht verlassen. Er soll ihm beistehen gegen 
die Anfechtungen wider den Glauben, die Hoffnung, die Geduld, die Hin¬ 
nahme des Todes und in Betreff der göttlichen Barmherzigkeit. Beim Heran- 
qahen des Todeskampfes soll er ihn zur Beichte bestimmen, wenn er der¬ 
selben noch fähig ist, und wenigstens zur Erweckung von Reue und Leid, 

qnd ihm nach der sacramentalen Absolution den päpstlichen Segen mit voll¬ 

kommenem Ablass ertheilen.“ (p. 416.) Der Priester soll den Kranken 
nicht verlassen, bis er aufgehört hat zu athmen. 

Im XI. Titel, der vom Sacrament der Busse handelt, bemerken wir be¬ 
sonders, Kap. Bf, §. 7 ffg. was auf die reservirten Fälle Bezug hat. Voran 
liehen die dem Papste reservirten Fälle: Häretiker und Schismatiker; Leser, 
Besitzer und Drucker von Büchern der Häretiker, die von der Religion han¬ 
deln oder,Häretisches enthalten; Mitglieder geheimer Gesellschaften; Duel¬ 
lanten, angeklagte Brandstifter; Beichtväter, welche ihre Complices in peccato 
turpi absolviren, und die andern ün canonischen Rechte oder in den päpst¬ 
lichen Constitutionen aufgeführten Fälle. — Die dem Bischof reservirten 



Pille sind nicht sehr sahlfeich. Es sind deren fünf, nämlich Misshandlung 
der Eltern; tödliche Verletstmgen 5 Blutschande im ersten und «weiten Grade 
der Verwandtschaft und der Schwägerschaft; Brandstiftung; directe oder ta- 
directe Enthüllung von Dingen, die man unter dem Beichtsiegel erfahren. 
Alle approbirten Beichtväter haben Gewalt, von diesen reservirten Fällen su 
absolviren, sowohl in der Zeit «wischen dem Passionssonntag und dem «weiten 
Sonntag nach Ostern, als sur Zeit der Mission oder wenn sie einen Ge¬ 
fangenen oder einen Kranken im Spital oder vor dem Empfang der heiligen 
Wegsehrung oder einen Busser Beicht hören, der eine Lebensbeichte oder 
eine Jahresbeichte ablegt, oder Brautleute, die innerhalb acht Tagen heirathen 
sollen. Sechs Kirchen der Diöcese haben das Privilegium, dass die dort da* 
Busssacramcnt verwaltenden Priester «u jeder Zeit Gewalt haben, von den 
reservirten Fällen so absolviren. Endlich hört die Reservation auf in An¬ 
sehung derjenigen, welche in gutem Glauben einen reservirten Fall einem 
Priester beichten, der, ohne die Reservation «u beachten, sie ohne! Vollmacht 
absolvirt. Sie hört auch für diejenigen auf, deren Beichtvater begründeten 
Zweifel darüber hat, ob ihr Vergehen in der Reservation begriffen sei. 

Die nämliche Umsicht gewahrt man in den Artikeln über die geistliche 
Disciplin. Man findet fast keine Bestimmung, die unter Strafe der Suspen¬ 
sion, geschweige denn der durch dieThat selbst verwirkten Suspension vor¬ 
geschrieben wäre. So wird empfohlen, beständig die klerikalische Kleidung 
«u tragen, jedoch ohne Censur gegen die Geistlichen, die diese Vorschrift 
übertreten (p. 377.) Ebenso in Ansehung der Gasthäuser; cs ist den Geist¬ 
lichen verboten, dieselben su besuchen, ausser auf Reisen oder wegen eines 
dringenden und vernünftigen Grundes. Die Wirthshausbesucher aus Ge¬ 
wohnheit werden mit seitlicher Suspension bedroht, (p. 379.) 

Die Instruction spricht von dem crimen sollicitatronis gans in Gcmässhrft 
der canonischen Regeln. Die gewöhnliche Art der Anscigo ist die, daSS dis 
solJieitirte Person sich selbst vor dem Bischof stellt. Ist dieses persönliche 
Erscheinen vor dem Bischof su schwer ausfahrbar, so muss die Anseige 
schriftlich geschehen mit Angabe des Namens, des Standes und der Wohnung 
der anseigenden Person, und der Bischof sendet alsdann einen Bevollmächtigten, 
welcher neuerdings die Anscige aufsunehmen und alle Umstände su erheben 
hat. In der Regel soll der Beichtvater keinen Theil nehmen an der Ver¬ 
handlung ; sicht er jedoch, dass die soliicitirte Person, sonst gilt gestimmt, 
aus Schamhaftigkeit, oder aus Furcht vor der Schande sich nicht getraut, 
die Anscige su machen, dann kamt er, mit Verschweigung des Namens seinen 
Beichtkindes und mit Angabe der ftir die Dispensation von der Anseigh 
sprechenden Gründe, dem Bischof den Fall vorlegen. Der Bischof kann, ja 
nach Gestalt der Fälle, von der Poenitenfiarie die Dispensation nachsuehen. 
(p. 258-) Doch kann der Beichtvater auch unmittelbar selbst an die Pocni- 
tentiarie sich wenden. 

Der Xli. Titel handelt von der Ehe. Im dritten Kapitel dieses Titels, 
iro von den trennenden Ehehmdemissen die Rede ist, lehrt die Instruction 
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welche Gewalt die Kirche (Iber die Ehe hat: „Keinem Katholiken, ist es un¬ 
bekannt oder sollte es unbekannt sein, dass die Ehe wahrhaft and eigentlich 
eines der sieben Sacramente des evangelischen Gesetzes ist; mithin kann es 
unter Gläubigen keine Ehe geben, die nicht auch zugleich ein Sacrament ist. 
pas Sacrament kann somit nie vom Vertrage getrennt werden, und die Ge¬ 
walt, Alles zu ordnen, was die Ehe betrifft, gehört demnach ausschliesslich 
der Kirche. Dies ist und war von jeher die Lehre der Kirche. Es, ist, für 
sie ein Glaubenssatz, dass Ehercchtssachen auschlicsslich vor den. geistlichen 
Richter gehören. Sie lehrt, dass die weltlichen Gesetze nichts über die 
Ehe vermögen, deren Gültigkeit und Rechtmässigkeit lediglich von der Be¬ 
obachtung der kirchlichen Vorschriften abhängt. Darum hat die Kirche in 
ihrer Praxis stets die in canonischcr. Weise geschlossenen Ehen als gültig 
betrachtet, wenn gleich ein bürgerliches Hinderniss bestand; und hat die mit 
irgend einem canonischen Hinderniss cingegangenen Ehen als nichtig ange¬ 
geben, wenn gleich das bürgerliche Gesetz sie für rechtmässig hielt, (pag. 
$72.)“ Von den Ehehindernissen und Dispensen wird weitläufig gehandelt. 
Die Entscheidung der Eherechtssachen, welche das baierische Concordat, wie 
(las österreichische, den Bischöfen zuweiset, bildet den Gegenstand der letzten 
Kapitel., 

.. - Die Concorsprüfung hinsichtlich der Pfarreien der freien bischöflichen 

Verleihung. Für die Patronatspfarreien strenge Prüfung im Beisein des Bi¬ 
schofs und der Synodalcxaminatoren (p. 399). Beständige Residenz der 
Pfarrer mit Verbot, sich ohne bischöfliche Erlaubnis auf mehr als zwei. 
Tage, «elbst mit Hinterlassung eines Vicars, zu entfernen (p. 405). Ver¬ 
pflichtung , den Seelenstand in einem eigenen, alle Jahre oder mindestens 
alle zwei Jahre zn erneuernden Register zu verzeichnen. Dazu ist der Besuch 
$u benützen, den der Pfarrer in jeder Familie Behufs der Einsammlung der 
Reicht- und Communionzettel abzustatten hat. Sorgfältige Vorbereitung der 
Kinder auf die erste Communion durch häufigen Unterricht, und Ermahnung 
derselben, mindestens einmal monatlich zur heil. Beichte zu gehen (p. 411). 
Grosse Sorgfalt für die Kranken und Sterbenden und dieselben nicht zu ver¬ 
lassen, bis sie verschieden sind (p. 416). Predigt und Christenlehre an 
allen Sonn- und gebotenen Festtagen, als zwei von einander gänzlich ver¬ 
schiedene Verpflichtungen (p. 424, 430). Das sind die Hauptobliegenheiten, 
yrelcbe die Iostructio den Pfarrvorstehern ans Herz legt. Auf zwei Punkte 
Indessen wollen wir uns erlauben, die Aufmerksamkeit der Leser ganz be¬ 
sonders zu lenken: das ist die Beaufsichtigung der Schulen und die Gewalt 
der Pfarrer zur Unterdrückung der Unsittlichkeit. Bezüglich auf diesen 
letzteren Punkt heisst es in der Instructio (p. 412): „Die Sorge der Pfarrer 
bezüglich der hcranwachsenden Jugend muss fortwährend wachsen. Sie 
sollen demnach die Spiele, besonders die unehrbaren verbieten; die unan¬ 
ständigen, besonders in den Abend und die Nacht hinein sich verlängernden 
Tänze, vorzüglich die nächtlichen Zusammenkünfte zwischen Personen ver¬ 
schiedenen Geschlechts u. s. w. Finden sich Concubinate vor, so haben sie 
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nicht nur den treulichen Arm ansurufen, am sie *u unterdrücken» sondert! 
nach die geistlichen Waffen sa Hilfe su rufen, auf dass Wir, nach der Vor¬ 
schrift des Cpnciliums von Trient, nach dreimaliger Verwarnung derlei Leute 
durch die Excommunication surechtweisen, wie Wir es bereits gethan haben.“ 

Wir wollen gleichfalls anführen, was p. 419 hinsichtlich der Schulen 
gesagt wird: „ Gehet hin und lehret alle Völker, und weiset sie an Alles 
zu beobachten, was ich euch gesagt habe; <( und da die bürgerliche Ordnung 
und die christliche Lehre grossen Theils von der guten Leitung der Schulen 
abhäagen, so ist sich nicht su verwundern, dass die Kirche vom Anbeginn 
an diesem Gegenstände ihre Sorgfalt sugewendet hat etc. Sie hat su allen 
Zeiten in den Städten und Dörfern für das Wohl der Gesellschaft und sum 
Besten der Religion Schulen errichten lassen. Sie überträgt die Obhut dieser 
Schulen, sowohl der höheren, als der niederen, den Bischöfen; sie befiehlt, 
die Lehren sowohl, als die Bücher in den Schulen su übcrwachon und die 
Lehrer su beaufsichtigen, um deren Betragen su kennen. Das Concilium 
von Trient hat ausdrücklich dieser höchst wichtigen Obliegenheit des bischöf¬ 
lichen Amtes Erwähnung thun wollen und mit Nachdruck empfohlen, keine 
Lehrer aufsunehmen, deren Leben, Sitten und Kenntnisse der Bischof nicht 
geprüft hätte. (Scss. V, c. 1 de Rcf.) u — Nach der Instructio haben die 
Pfarrer wenigstens sweimal wöchentlich die Sehulen su besuchen; nicht blos 
den Katechismus, sondern auch das Betragen und den Fleiss der Kinder 
sum Gegenstand ihrer Aufmerksamkeit su machen; die Eltern su ermahnen, 
ihre Kinder fleissig sur Schule su schicken und sie selbst dasu su nöthigen; 
su verhindern, dass die Kinder die Schulen der Akatholikcn besuchen, gleich 
wie die Erwachsenen gehindert werden sollen, in deren Dienste su treten; 
die Lehrer mit grosser Rücksicht su behandeln, besonders in Gegenwart der 
Kinder und, wenn grosse Vorwürfe gegen sie vorliegen, und sie den Pfarrer 
nicht anhören wollen, sie dem Decan ansuseigen, damit sie bestraft oder 
entfernt werden. — 

Der leiste Paragraph dieses Kapitels handelt von den Decanen oder 
Districts - Schulinspectoren. Ihr Amt besteht darin, su wachen, dass die 
Pfarrer sowohl, als die Lehrer ihre Pflichten in Ansehung der Schulen er¬ 
füllen. „Obwohl,“ sagt die Instructio, „die Errichtung dieses Amtes der 
Kirche gebührt, so weisen wir doch nicht die Unterstütsung und Mitwirkung 
der weltlichen Gewalt dabei suriiek. So soll kein Pfarrer, kein Geistlicher 
dieses Amt ausüben, ohne unsere schriftliche Genehmigung, sowie die der 
Regierung dasu erhalten su haben.“ 

Die Decane visitiren die Schulen ihres Besirks im Namen und aus Auf¬ 
trag des Bischofs wenigstens einmal im Jahre. Ein jährlicher Bericht, den 
sie über den Zustand der Schulen an den Bischof einsusenden haben, um¬ 
fasst in sieben Rubriken die Zahl der Schulen im Besirke, die Aufführung 
der Lehrer, die Schulsucht, den Stand der Kenntnisse in Glaubens- und 
Sittenangelegenheiten, den Fleiss oder die Nachlässigkeit der Pfarrer im 
Besuch der Schulen, die Mittel der Abhülfe gegen die wahrgenommenen 



Mangel; endlich die besonderen Bemerknngen, wo dazu Veranlassung tsb 
Diese Jahresberichte werden vom bischöflichen geistlichen Rathe geprüft. Det 
Diöcesan-Scholasicr, der immer aus den Domherrn zu wählen, ist Referent 
im geistlichen Rath über die Jahresberichte der Deeane (p. 422—423.) 

Der XII. und letzte Titel handelt von der Verfassung und Verwaltung 
der Diöccse. Ausser dem Domcapitel, welches durch Rath und Mitwirkung 
an der Verwaltung der DiOcese theilnimmt, bestellen die verschiedenen Cul- 
legien der bischöflichen Curie, die Versammlungen der Pfarrer für die Lei¬ 
tung der Geschäfte, und die allgemeinen Conferensen für die Verbreitung 
der Lehre. 

Es bestehen verschiedene geistliche Gerichte mit abgesonderter Competens * 
nämlich das Ordinariat oder der geistliche Rath, das Gcneralvicariat und das 
Consistorium. Zum Generalvicariat gehören die rein geistlichen und Disei- 
plinarsachcn, wo es sich um den Glauben, die Sacramcnte, den Gottesdienst, 
die Gewalten und Vollmachten für das äussere und innere Forum, Dispens 
sationen aller Art, Bruderschaften in geistlicher Beziehung, Ablässe, Jubiläen, 
Missionen, Versammlungen der Pfarrer, theologische Conferensen, Verleihung 
von Beneficicn und canonische Institution handelt. — Das Consistorium ent-» 
scheidet die Ehesachen, die nach dem Consilium von Trient vor den gefet* 
liehen Richter gehören; die privatrccbtlichen Fragen gehören nach Art. XU 
des baierischen Coneordats nicht. zu seiner Competenz. — Das Ordinariat 
entscheidet alle Sachen blos zeitlicher Verwaltung; des Patronatsrccbts, der 
Fabriken, Beneficiaisachen, Testamente, Immunitäten der Geistlichkeit, Schul¬ 
sachen, Einnahmen- und Ausgaben-Voranschläge der Kirchen, Errichtung und 
Dismcmbration der Pfarreien, Gründung von Spitälern, Klöstern Und getet- - 
liehen Cdllegien, wozu nebst ■ der Erlaubniss des päpstlichen Stuhles auch die 
Genehmigung des Bischofs erforderlich ist. 

Alle Deeane und Pfarrer sind gehalten, jährlich dem Generalvicariat 
einen Bericht über den Zustand ihrer Decanate und Pfarreien einzusenden. 
Das Formular dieser Berichte ist als Anhang der Instructio beigefügt. Es 
ist nach dem Muster des Berichtes verfasst, welchen der Bischof alle vier 
Jahre dem apostolischen Stuhle einzusenden hat. „Wir haben,“ sagt der 
Bischof, „gewollt, dass die Form des Berichtes gleich sei derjenigen, in 
welcher Wir verpflichtet sind, alle vier Jahre dem apostolischen Stuhle von 
Unserer bischöflichen Verwaltung Rechenschaft zu geben, damit Wir auf diese 
Weise dem Oberhaupte der Kirche gleichsam durch den Mund unserer 
Pfarrer Rechenschaft geben könnten“ (p. 464). Die Jahresberichte der Pfarrer 
zerfallen demnach in acht Theile. Der erste enthält den materiellen Zustand 
der Pfarrkirche; ihren Namen, die Zahl der an derselben Angestellten Geist¬ 
lichen , die Filialkirchen, Manns- nnd Frauenklöster, Zustand und Zahl der 
öffentlichen und Hauskapellen, Spitäler, Waisenhäuser und andere fromme 
Anstalten nebst der Art ihrer Verwaltung. — Die zweite Abtheilung ist die 
de statu animarum. Sie soll angeben die Zahl der Häuser, die Zahl der 
Familien, die der Bewohner, welche communiriten und derjenigen, welche 



331 


noch nicht eommHsiciren, die Zahl der seil dem letsten Berichte Getauften, 
die der ehelich und der unehelich Geborenen und die Zahl der Heitathen. — 
Die dritte Abtheilung handelt De üs , qvae ad ipsum parochum speclant. 
Er jntiss angeben, ob er die ResidcnspQicht beobachtet, ob man die cano- 
nischen Vorschriften in Ansehung der Predigten und der Katechese beobachtet, 
ob die Kinder gehörig vorbereitet worden sur ersten Communion und sw 
Firmung; ob diejenigen, dio noch nicht communiciren, wenigstens viermal im 
Jahre sur heil. Beichte berufen worden sind; ob der Pfarrer gehörig die 
heiligen Sacramente, besonders den Kranken, spendet; ob er die ßesuchung 
der heiligen Sacramente empfiehlt; ob er die heilige Messe pra populo ap- 
plicirt hat; ob er einige gute Werke für die Kirche, für den Klerus oder 
für die Bevölkerung vorgenommen hat; endlich ob er Hindernisse in der 
Ausübung seiner Jurisdiction erfährt. —- Die vierte Abtheilung handelt von 
der Pfarrgeistlichkeit, ihrem Betragen, der frommen Verrichtung des heiligen 
Messopfers etc. — Die fünfte Abtheilung besieht sich auf den Regularklerus 
und die Klosterfrauen. — In der sechsten Abtheilung ist von den Bruder¬ 
schaften, den Obügat-Messen, den geistlichen Verrichtungen nach den Rubriken 
nnd dem Rituale, dem ewigen Licht vor dem hoch würdigen Gute, dem Zu¬ 
stand der Altäre und ihrer Versierung, den Einnahmen und Ausgaben der 
Kirchen, den Archiven, Pfarrbibliotheken, dem Zustande des Pfarrhauses u. 
s. w. die Rede. — Die siebente Abtheilung der Relation soll de cura populi 
handeln. Wie die Sitten der Bevölkerung beschaffen sind, ob sie Fortschritte 
macht in der Frömmigkeit; was für fromme Bündnisse bestehen und mit 
welcher Frucht; was für besondere Missbrfiuche.Vorkommen; ob die Pfarr- 
kinder die Pflicht der Österlichen Communion erfüllt haben, und wie gegen 
die Ungehorsamen eingeschritten worden; ob Missionen und andere fromme 
Uebungen gehalten worden; was für gute Werke der Pfarrkinder für die 
Kirche, für die Schule u. s. w. geschehen sind; ob im Volke irgend ein 
besonderer Missbrauch besteht, welcher eines Rathes oder besonderen Bei¬ 
standes entweder von. Seite der geistlichen Oberen oder der bürgerlichen 
Behörde bedarf; welche Mittel der Abhilfe ansuwenden wären; welchen Bei¬ 
stand man vom weltlichen Arm begehrt und welchen man erhalten hat; 
welche Sorge den Armen der Pfarrei sugewendet wird. — Die achte Ab¬ 
theilung der Relation ist überschrieben: De postulatis. Die Pfarrer sollen 
ihre Wünsche und Bitten besüglich auf die Leitung ihrer Kirchen vortragen 
und der Bischof verspricht, sie nach den Regeln der Liebe und der Gerech¬ 
tigkeit su erhOren. Die Decane sind ihrerseits verpflichtet, dem Bischof 
jährlich Berichte über den Zustand ihrer Decanate einsusenden. Die DiOcese 
Eichstädt serfällt in 17 Decanate. Alle Pfarrer und selbst einfachen Bene- 
ficiaten, welche canonisch instituirt sind, bilden susammen in jedem Decanate 
ein Collegium oder Capitel , dessen Haupt der Decan ist. Dieser Decan 
wird auf Lebensseit von den Mitgliedern des Kapitels gewählt; er muss vom 
Bischof bestätigt werden und eidlich geloben, ihm treu su sein, die Synodal- 
Constitutioneu getreulich su beobachten und beobachten su lassen und seine 
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Obliegenheiten getreulich so erfüllen. Es besteht auch ein Kämmerer, welcher 
die Verrichtungen eines Vicedccans versieht und die gemeinsamen Fonde des 
Kapitels verwaltet. Es wird gleichfalls vom Klerus des Decanats mittelst 
geheimer Abstimmung gewählt. Obwohl vom Klerus erwählt und auf Lebens¬ 
zeit eingesetzt, hat doch der Decan einige der Verrichtungen, welche die- 
Bischöfe anderer Länder ihren Vicariis foraneis übertragen. Er wacht über 
die Beobachtung der geistlichen Vorschriften und über das Betragen der 
Kleriker, schlichtet die Streitigkeiten, die sowohl zwischen Pfarrern und 
Pfarrern, als auch die, welche zwischen den Pfarrern und ihren Pfarrkindern 
entstehen. Er Übermacht dem Bischof die Jahresberichte der Pfarrer und 
die Voranschläge der Einnahmen und Ausgaben *der Kirchen. Er hat all¬ 
jährlich eine allgemeine Versammlung aller Pfarrer seines Bezirkes zu be¬ 
rufen, in welcher die neuen Collegcn aufgenommen und der Zustand der 
Pfarreien, so wie die gemeinsamen Angelegenheiten des Kapitels berathen 
werden. — Der Decän installirt die Pfarrer, steht ihnen beim Sterben bei, 
und ernennt für jede erledigte Pfarrei provisorisch einen Vicar. Vermöge 
apostolischer Vollmacht, die alle fünf Jahre zu erneuern ist, bcBcdicirt er 
die heiligen Gerätschaften, bei welchen keine heilige Salbung angewendet 
wird. Folgendes ist nun das Formular des Jahresberichtes, den jeder Decan 
dem Bischof cinzusenden hat. Er besteht aus sechs Thcilen. Der erste 
Theil schildert den materiellen Zustand des Decanats, die davon abhängenden 
Pfarreien, den Zustand der Seelen im ganzen Dccanat nach den Berichten 
der Pfarrer, welche dem Decan diesen Theil ihrer Relation mitzuthcilen 
haben. Der zweite Theil betriffc den Decan selbst. Er muss angeben, ob 
er im vergangenen Jahre sein Kapitel versammelt hat, ob die Versammlung 
besucht worden, und aus welchem Grunde die Ausbleibendcn nicht gekommen 
sind, was für neue Pfarrer oder Bcncficiatcn installirt und im Kapitel auf¬ 
genommen worden; ob die heiligen Messen für die verstorbenen Bischöfe 
und Kapitelsmitglicdcr zur Zeit der Versammlung gelesen worden sind; ob 
die Statuten über das Leben und gute Betragen der Kleriker im Kapitel ver¬ 
lesen worden sind, und welche davon er cinschärfcn zu müssen geglaubt 
hat; welche Anträge in der Kapitelsvcrsammlung gestellt und welche Be¬ 
schlüsse darin gefasst worden sind. Diese letzten Fragen beantwortet der 
Decan durch Einsendung der Acten des letzten Kapitels. — Der dritte Theil 
des Berichtes betrifft den Decanatsklerus. Der Decan zeigt an, ob die 
Geistlichen die Residenz einhalten, ob sie die Pflichten und Verrichtungen 
ihres Amtes erfüllen, ob Klagen oder Verdacht gegen dieselben bestehen. — 
Der vierte Theil handelt von den gemeinsamen Angelegenheiten des Kapitels. 
Der Decan ist verpflichtet anzugeben, ob der Kämmerer über seine Verwal¬ 
tung Rechnung gelegt hat; ob genehmigte und in einem eigenen Buche auf¬ 
gezeichnete Kapitelstatuten vorhanden sind; ob man ein Kapitelbuch hat, in 
welchem die Namen aller Kapitelmitglieder eingetragen sind; ob das Kapitel¬ 
archiv in gehöriger Ordnung ist. — Der fünfte Theil bezieht sich auf die 
Bevölkerung. Der Decan hat anzugeben, wie es mit den Sitten und der 
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Frömmigkeit des Volkes steht; ob Missbrauche bestehen, die Abhülfe brauchen, 
und welches die Mittel der Abhiilfe. — Der sechste und letzte Theil des 
Berichtes ist den Poatulaien des Decans gewidmet. 

Aus dem Angeführten erhellt von selbst die Wichtigkeit dieser gelehrten 
und umsichtigen bischöflichen Instruction. Sie enthält, wie der hochwttrdigste 
Bischof versichert, nicht Eine Bestimmung, die nicht von dem römischen 
Stuhle gegeben oder genehmigt worden wäre. Sie wird deshalb auch ausser¬ 
halb der Diöcese Eichstädt von der Geistlichkeit mit Frucht studiert und 
als Richtschnur bentttst werden hünnen. Es wäre zu wünschen, dass jede 
Diöcese eine ähnliche Instruction besässe. 


Beiträge zur CSescblcbte der Juristischen Literatur des 
Mittelalters, Insbesondere der Deeretlsten-Literatur des 

XU. Jahrhunderts. 

Von Dr. Friedrich Haaasen, a. o. Professor des römlsohen Rechts ln Innsbruck. 


(Aus dem Jnnlhefte des Jahrgangs 1857 der Sitzungsberichte der philosoph.-historischen 
Classe der kaiserl. Akademie der Wissenschaften [XXIV. Bd. S. 4] besonders abgedruckt. 

Wien, bei Gerold.) 

Eis fehlt bis jetzt noch gänzlich an einem Werke, welches für die Ge¬ 
schichte des ranonischcn Rechtes, insbesondere für seine Literargeschichte 
•ueh nur annähernd das leistete, was für das römische Recht durch das be¬ 
rühmte Werk Savigny’s geleistet ist. Und doch wird Niemand in Abrede 
nehmen können, dass der Gegenstand ein ebenso wichtiger und die Bedeu¬ 
tung eines solchen Werkes für die gesammtc Rechtswissenschaft eine gleich 
hohe sein würde. Wenn wir hier nur die Glossatorenzcit berücksichtigen, 
so ist der Einfluss der Canonisten auf die Ausbildung der Wissenschaft des 
canonischen Rechtes ein ebenso tief greifender gewesen, als derjenige der 
Glossatoren des römischen Rechtes auf die Wissenschaft des Civilrechtes. Ja, 
wir können in einer gewissen Beziehung den Canonisten einen noch hervor¬ 
ragenderen Einfluss vindiciren. Als Irnerius, ßulgarus, Placentinus und Azo 
das römische Recht in Bologna lehrten, hatte die Gesetzgebung der römischen 
Kaiser längst aufgehört; eine Wechselwirkung zwischen Wissenschaft und 
Gesetzgebung war nicht mehr möglich, — das römische Recht war ein fer¬ 
tiger, abgeschlossener Stoff. Anders mit dem canonischen Recht. Die 
Schriften der Glossatoren stehen in einem innigen Zusammenhang mit der 
fruchtbaren Gesetzgebung der Päpste im zwölften und dreizehnten Jahr-» 
hunderte. Es sind daher durch das Studium der Glossatorcn-Litcratur für 
das eingehende Verständniss der Dccrctalensammlungen noch wichtige Früchte 
zu hoffen. Als Vorbereitung für dieses Studium ist aber eben eine griind- 
Jichß Gelehrtengeschichte und Literaturgeschichte dieser Zeit eine noth wen¬ 
dige Voraussetzung. 
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Sarti hat, was di« erster« betrifft, in seinem Werk« Uber die Professoren 
▼on Bologna allerdings wesentlich vorgearbeitet, aber für die letztere ist 
auch so gut wie gar nichts gethan. Auch sind hier die Vorbedingungen 
ohne Frage weniger günstig als für das römische Recht, da fast die ganze 
Literatur, mindestens des zwölften Jahrhunderts, nur handschriftlich existirt. 
Bis ein Werk geschrieben werden kann, welches für das canonische Recht 
sich dieselbe Aufgabe stellt, wie das von Savigny für das römische, gilt es 
noch manche Bibliotheken za durchstöbern. 

Der Verfasser der eben genannten Abhandlung liefert Beitrage znr Ge¬ 
schichte der canonistischen Literatur des Mittelalters, aus den Studien von 
Handschriften der Münchner, Bamberger und Innsbrucker Bibliotheken ge¬ 
schöpft. Es wird von Interesse sein, eine Uebersicht der gewonnenen Re¬ 
sultate zu gewähren. Die Abhandlung zerfällt in zwei Abtheilungen. In der 
ersten Abtheilung handelt der Verfasser von einzelnen Glossatoren und 
Glossatorenschriften des zwölften Jahrhunderts. Auf der Innsbrucker Uni¬ 
versitäts-Bibliothek findet sich eine Handschrift von Gratians Decret mit 
ziemlich zahlreichen Glossen, welche sämmtlich dem zwölften Jahrhundert 
angehören, unter diesen über 300 Glossen, theils am Rande, theils zwischen 
den Zeilen, deren Autor durch die Sigle C bezeichnet wird. Der Verfasser 
Zeigt, dass diese Glossen einem Cardinal zuzuschreiben sind, der in dem 
Commentar des Huguccio und in der Glossa ordinaria zum Decret angeführt 
wird. Der Verfasser macht Gründe geltend, die cs wahrscheinlich machen, 
dass unter diesem Cardinal der Cardinal Gratian zu suchen sei, welcher 
als päpstlicher Gesandter am englischen Hofe in der Angelegenheit des 
heil. Thomas Becket Berühmtheit erlangt hat. Die zweite Schrift, die der 
Verfasser uns vorführt, ist die Summa des Johannes Faventinua zu Gratian’s 
Decret, die in einer Münchner und einer Bamberger Handschrift enthalten 
ist. Ihr Verfasser wird von Durantis und Johannes Andreä zu den ältesten 
Commentatoren des Decrets gezählt; dieses Werk selbst aber konnte seit 
mehreren Jahrhunderten nicht aufgefunden werden, bis Professor Kunstmann 
in München es zuerst auf der Münchner Staatsbibliothek wieder entdeckte. 
Nachdem der Verfasser die Identität des in den von ihm benutzten Hand¬ 
schriften enthaltenen Werkes mit der Summa des Job, Faventinus nachge¬ 
wiesen, zeigt er, dass dasselbe nicht lange nach dem Jahre 1171 vollendet 
sein könne, dass die Glossatoren Rufinus, Gandulfus und Stefanus von 
Tournag bereits vor dem Johannes, Sicardus dagegen, später Bischof von 
Cremona, nach demselben geschrieben haben. Zuletzt bespricht der Ver¬ 
fasser den ebenfalls nar handschriftlich existirenden Commentar des Huguccio, 
von dem er eine Münchner und eine Bamberger Handschrift benutzt hat. 
Er hält dieses Werk des Lehrers Innocenz III. Tür die bedeutendste Arbeit, 
die jemals zum Decret geschrieben ist, und charaktcrisirt ihre Bedeutung 
sdwohl gegenüber den früheren als den spätem Commentarien zu diesem 
Rechtsbuch. Darauf weist er nach, dass die gewöhnliche Meinung, Huguccio 
habe das Decret nur bis zur causa XXII commcntirt, irrig sei; er zeigt, 
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«Emmi ia «liier Stell« des Johannes de Deo, auf di« gewöhnlich diese Annahme 
gestützt werde, gerade das Gegentheil gesagt sei, und dass Huguccio mit 
Gewissheit einen Commentar zum ganzen Decret mit Ausnahme der CXX1II. 
bis XXVL verfasst habe. Dieser Commentar liege noch vollständig in einer 
Bamberger Handschrift, wahrscheinlich aber auch noch in andern Handschriften 
vor. Das Werk sei, wie dies aus der Art die Decretalen zu citiren er¬ 
helle, nach dem Erscheinen des Breviarium extravagantium Bernhards von 
Pavia, der sogenannten Compilatio prima (1190), mithin zu einer Zeit ver¬ 
fasst, als der Verfasser bereits Bischof von Ferrara war. 

In der zweiten Abtheilung, Rechtsquellen , erörtert der Verfasser die 
höchst schwierige kritische Frage, ob die Glossatoren des 12. Jahrhunderts 
die älteren chronologischen Sammlungen des canoBischen Rechtes benutzt 
hätten; er zeigt aus den von ihm benutzten Handschriften, dass eine solche 
Benutzung für die Sammlung des Dionysius exiguus in derjenigen Gestalt, 
in welcher dieselbe von Papst Hadrian I. an Karl den Grossen überreicht 
wurde, ausser Zweifel stehe. Ausser dieser Sammlung seien noch andere 
die historische Ordnung befolgenden, höchst wahrscheinlich die spanische 
Sammlung in ihrer echten und ihrer pseudoisidorischcn Gestalt benutzt Die 
Dionysio -Hadriana habe der liier conciliorum, die Hispana, das magnum 
corpus canonum geheissen. Von systematischen Sammlungen hätten die alten 
Glossatoren die Pannormie Jvo’s, vor allen aber das Decret Burchard’s von 
Worms gebraucht. Schon im 13. Jahrhundert seien ausser der letztgenannten 
keine vorgratianischen Sammlungen mehr benutzt worden. Der Verfasser 
beschreibt dann einen Anhang von Canonen und Decretalen zu Gratians 
Decret, den er in einer Innsbrucker Handschrift gefunden. Die Abfassung 
dieses Anhangs fällt noch vor das Erscheinen der grossen Decretalensamm- 
Iungen, und liefert einen interessanten Beleg, wie man in dieser Zwischenzeit 
durch Ergänzung des Decrets sich zu helfen suchte. Von den hier enthal¬ 
tenen Deerctalen Alexanders lll. sind einige ungedruckt, die mitgetheilt 
werden. Den zweiten Abschnitt dieser Abtheilung bildet die Erörterung des 
Verhältnisses der ältesten Glossatoren des canonischen Rechtes zum Civil- 
recht, namentlich zum römischen Rechte. Es wird nachgewiesen, dass die 
Glossatoren der päpstlichen Gesetzgebung für reine Fragen des Civilrechtes 
keine unmittelbare äussere Autorität dem weltlichen Rechtsgebiet gegenüber 
beigelegt hätten, ferner, dass ihre Kenntniss des römischen Rechtes keines¬ 
wegs ungründlich gewesen sei. Zum Schluss wird eine interessante Stelle 
des Huguccio mitgetheilt, aus welcher erhellt, dass schon die Ganonisten 
des 12. Jahrhunderts den Grund der Geltung des römisch-justinianischen 
Rechtes ln dem Zusammenhang des neuen mit dem alten Imperium romonum 
fanden, eine Anschauung, die sich später in den deutschen Rcichsgesetzen 
wiederholt* 

Der kundige Leser wird nicht nur den Flciss und Scharfsinn und die 
WJtgebreitctc Belesenheit des Verfassers bewundern» sondern auch ihm für das 
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unerwartete Liebt, dt» er auf manche bisher theils übersehene, theils strei¬ 
tige Fragen geworfen, endlich aber und vor Allem dafür Dank wissen, dass 
er die Aufmerksamkeit und das Interesse der gelehrten Welt auf ein Gebiet 
wieder hinzulenken unternommen, auf welchem selbst für das praktische 
Recht, gerade in unserer Zeit, so manche kostbare Ausbeute noch zu 
gewinnen ist. M. 


Miscellanea . 

Die Krlnnni der österreichischen Herrscher« ‘) 

Die Zeitungen besprachen vor Jahren die Krönung Sr. k. k. Majestät 
Franz Joseph I. als ein in naher Aussicht stehendes Ercigniss, und äusserten 
dabei den Gedanken, es dürfte an die Stelle der bisher gebräuchlichen drei¬ 
fachen Krönung zum König von, Ungarn, Böhmen und der Lombardie eine 
einzige Krönung Sr. Majestät als, Kaisers von Oesterreich treten. 

Wenn seither die Krönungsfrage vor andern drängenden und brennenden 
Fragen der Politik in den Hintergrund getreten ist, so ist sie doch eine 
Frage von solch’ unwandelbarem Interesse, dass eine Beleuchtung derselben 
von kirchlichem Standpunkte ihre Rechtfertigung in sich trägt. 

Die Salbung und Krönung der christlichen Könige ist eine ebenso alte, 
als bedeutungsvolle kirchliche Institution! 

„Eines der ältesten Beispiele — schreibt Phillips — ist die Krönung 
und Salbung des westgothischen Königs Wamba im Jahre 672; sein Nach¬ 
folger Erwig behielt den Gebrauch bei, der seither stets von den Königen 
Spaniens beobachtet worden ist. In Britanicn (wo der Krönungsgebrauch 
schon bei den schottischen Königen vorkommt) findet sich in dem Pontificale 
Egbcrt’s, des Erzbischofcs von York, welches dem achten Jahrhunderte an¬ 
gehört, ein Rituale für die Krönung der angelsächsischen Könige. Was Frank-; 
reich anbetrüft, so scheint man sich während der Zeiten der Merowinger mit 
der altgcrmanischcn Sitte, den neuen König auf einem Schilde zu erheben 
und ihn dem Volke zu zeigen, begnügt zu haben a ); völlig gewiss ist erst 


*) Wir tbeilen diesen uns eingesendeten Artikel nicht ln der Absicht mit, eine schlitm- 
mernde polnische Frage, vielleicht zur Unzeit, wieder anzuregen; sondern umge¬ 
kehrt, nm zu zeigen, dass an die politische Frage rechtliche Erwägungen geknüpft 
sind, die sich nicht eben so rasch und leichthin erledigen lassen, daher die Zögerung 
sehr erklärlich machen. Anm. d. Red. 

*) Sollte sich die Salbung und Krönung der merovinglschen Könige nicht als eine 
thatsächliche Voraussetzung ergeben, unter welcher allein die Art und Welse, wie 
die Carolinger an ihre Stelle traten, Ihre Erklärung findet? Kür scheint die Sache 
sich nicht anders za verhalten. — In dem Uaasse das Kelch der Franken mächtig 



di« Krönung Pipins, di« an ihm von dem heil. Bonifaciu» und nachmals zu-» 
gleich an seinen Söhnen von Papst Stephan D. vollzogen wurde. Seither 
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wurde, werden die Häupter desselben aus dem Hause der Merovinger ihrer Stellung 
und kirchlichen Sendung immer unfähiger und unwürdiger. Darum ward ein an* 
deres Geschlecht aus dem Volke zum Träger der königlichen Gewalt erhoben. Das 
waren die Befehlshaber des königlichen Hauses, Majores domus regiae; deshalb 
Hausmajoren, Hausmaire genannt. Diese erste Gewalthaberstelle in* Reiche der 
Franken wurde vorzüglich bedeutend nach dem Tolle Dagoberts I. ($38); und nach 
Dagobert II. (678), wurde sie in der vornehmen austrasIschen Familie der CaroHngef 
erblich. Der Hausmaire Pipin (678—714) liess den Thron von Aü&trasien unbesetzt, 
und verwaltete das Reich als Herzog und Fürst der Franken mit so überwiegenden* 
Ansehen, dass auch die beiden frankenreiche von Neustrien Und Burgund, auf deren 
Thronen merovinglsohe Schattenkönige unter der < Vormundschaft von Hausmalren 
sfessenvon ihm abhingen. Während der blödsinnige Merovinger Hildberich III. mit 
einem von dem gebietenden Hausmaire Pipin //. (seit 747) ihm ausgeworfenen 
Gehalte als König fignrirte, konnte dieser gewaltige König ohne königlichen Namen, 
und jener Namen-König ohne einen Schatten königlicher Gewalt nicht anders denn als 
ein staatliches Unding erscheinen. Diese Ansicht hatte sich gewiss vielen Vornehmen 
. unter den Franken s^iö lange aufgedrungen, und vielfach den Wunsch nach Besetz 
m tigpng dieses politischen Missstandes rege gemacht. Da der Adel des fränkischen 
Volkes häufig nach Rom wallete, um dort an den Schwellen der Apostel seine Ge-: 
lübde zu lösen, so brachte derselbe ohne, Zweifel die Missgestalt der Thronverhält¬ 
nisse in seinem Reiche eben so häufig in Rom zur Sprache. Geber die Art und 
Weise, wie diese Anomalie in der höchsten Staatsregion beseitigt werden mötdite^ 
konnte eine Meinungsverschiedenheit kaum Platz greifen. Es war eine unabweislicho 
Forderung des Lebens: der politische Leichnam des Merovingers müsse dem kräf¬ 
tigen Carolinger den Thron raiMen.' Und dennoch Scheuten sich die Franken, die 
■ ihre Könige wählten, HHderich, den KarTmänn Und Pipin beim Antritt ihres Re¬ 
giments aus 'dem Klöster auf den Thron gehoben hatten, von demselben herabzu- 
stossen. Warum? Aus Meinem andern Grunde, als weil die Kirche ihn durch ihre 
Salbung in den Kreis des Heiligen und Unverletzlichen versetzet hatte , und er 
somit diesem Bereiche nur mit Zustimmung der Kirche wieder entzogen werden 
konnte. Als daher die fränkischen Grossen diese schon so lange schwebende Staats¬ 
frage zur endlichen Lösung bringen wollten, schickten sie an Papst Zacharias eine 
Gesandtschaft , an deren Spitze der Bischof Burchard von Würzburg stand. Diese 
Stellte fm Aufträge und Nfeihen der. Vertreter des Frankenvolkes an das Haupt der 
Kirche die Frage, ob es besser sei, Derjenige sei und heisse König, welcher die 
königliche Macht und Gewalt habe, fels Der, welcher nur den Namen König habe? 
Und vom Stuhle Petri erging die Antwort: Es scheine besser und nützlicher, Jener 
heisse und sei König, der feile Regierungsgewalt heslfze, denn Der, welcher ohne 
Grund König genannt werde. Dieser mit der Ansicht der Franken übereinstim¬ 
mende Au&spruch des Papstes wies HHderich vom Throne Tn’s Kloster, und erhob 
(nach dem Ausdrucke des die Verhältnisse klar durchschauenden Einhard) Pipin 
zum Könige . Mit der Vollziehung dieser päpstlichen Weisung ward nach dem Tode 
des P. Zacharias (14. März 752) von seinem Nachfolger Stephan II. der Legat des 
j ' apostolischen Stuhles ln Deutschland und Gallien Bönifäcius betraut, welcher den 
’ Herzog und Fürst der Franken Pipin, nachdem Ihn die Grössen und das Volk 
‘ öffentlich zum Könige ausgeruffen, als softehCn feierlich bei St. Medard in Soissons 
salbte. — Die Salbung erscheint sonach nicht als etwas Neues, sondern Herkömm- 
Uoy*s Archiv für kath. Kirchenrecht, II Band. 22 



blieb die Krönung für «die ans der karolingischen Monarchie hervorgehenden 
Reiche in allgemeiner Uebung.“ 

Die Krönung der Könige von Ungarn, Böhmen und der Lombardie ist 
so «alt, als der Bestand dieser Christlichen Königreiche selbst; und so lange 
diese Reiche an die Herrscher aus dem Hause Habsburg gekommen sind, 
wurden sie zu Königen derselben feierlich gekrönt. 

Die kirchliche Institution der Salbung und Krönung der Könige hat 
eine ebenso schöne, als erhabene Bedeutung. 

Die Kirche, das Reich Gottes hienieden, sieht alle irdischen Verhältnisse 
nur in dem Lichte, in welchem sie kraft ihres Bezuges zu Gott und seinem 
Reiche stehen. In diesem Lichte erscheint jede irdische Gewalt, und vor¬ 
zugsweise die königliche, als eine von Gott stammende, welchem der Träger 
derselben als seinem Oberlehensherrn zur Rechenschaft verpflichtet ist *), 
und nach dessen heiligem Willen er die ihm verliehene Macht und Gewalt 
zur Vertheidigung der Kirche, zur Handhabung der Gerechtigkeit und zum 
Schutze der Schwachen gebrauchen 3 ), in seiner königlichen Erhabenheit sich 
Allen, die sich ihm nahen, gütig, milde und leutselig beweisen, nicht zu 
seinem, sondern des Volkes Nutzen das Reich verwalten und den Lohn für 
all’ das weise geschaffene Gute nicht hienieden, sondern jenseits erwarten soll. 4 ) 

Jeder christliche König, der in diesem Lichte sich und sein Amt an¬ 
schaut, kann nicht anders, als des besondern göttlichen Segens und Bei¬ 
standes zu dem höchsten und wichtigsten Amte, dessen Träger er durch 
Gottes Gnade ist, sich bedürftig erkennen. 


Hohes, wodurch der vom Volke ausgehenden Wahl das Siegel Gottes durch die 
Kirche aufgedrückt wurde; und wäre Pipln der Erste gewesen, der im Franken- 
reiche zum KOnige gesalbt wurde, so würde die testis temporum dies Faotum sonder 
Zweifel bemerkt haben. Siehe meine Geschichte der Kirche. II. Bd. 159 ff. 

*) Phillips Kirchenrecht. 3. Bd. S. 69 f. 

*) Poniificale Romanum. De Benedictione et coronatione Regie: Regiam susoipls 
dignltatem, et regend! fideles populos tibi commissos eurem sumls; praeclarnm 
sane inter mortales Iocum, sed discrlminis, laboris atque anxletatis plenum. Verum, 
si oonsideraverls, quod omnis potestas a Domino Dee sit, per quem Reges regnant, 
et legum conditores justa decernunt, tu quoque de grege tibi commisso ipsi Dee 
rätionem es redditurus. 

*) Ibidem: Primum pletatem servabis, Dominum Deum tuum tote mente ao puro corde 
coles, Christianam religlonem et fidem Catholicam, quam ab incunabilis professus 
es, ad finem usque invlolatam retinebis, eamque contra omnes adversantes pro 
viribus dpfendes. Eoclesiarum Praelatis ao reliquis Saoerdotibus condignam re- 
verentlam exhibebis. Ecclesiasticam libertatem non conculoabis. Jusiitiam, sine qua 
nulla societas diu consistere potest, erga omnes inooncusse administrabls, bonia 
praemia, noxiis dehltas poenas retribuendo. Viduas, pupillos, pauperes ao debiles 
ab omni oppressione defendes. 

4 ) Ibidem: Omnibus te adeuntibus benignüm, mansuetum atque affabilem, pro regia 
tua dignitate, te praebebis. Et ita te geres, ut non adL tuam, sed totius popull 
utilitatem regnare, praemiumque bonefactorum tuorum, non in terrls, sed ln coelo 
exspectare videaris. 
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Die kirchliche Salbung und Krönung ist nun die Institution und jene 
religiöse Handlung, durch welche der zu Krönende auf die sprechendste 
thatsächliche Weise das Bckenntniss ab legt, dass er von Gottes Gnade König 
sei , und durch welche anderseits die Kirche die dem Herrscher nothwendige 
Kraft und Segnung von Oben nicht nur symbolisch ausdrückt, sondern auch 
als das Organ Gottes durch ihre Salbung, Segnung und ihr Gebet vermittelt» *) 

Da die kirchliche Salbung und Krönung eine solche Bedeutung für 
christliche Herrscher hat, so ist es für dieselben natürlich keine indifferente 
Sache, sich krönen zu lassen, oder nicht. 

Ein Gebrauch des Rechtes, sich salben und krönen zu lassen, legt sich 
vorzüglich jenen Herrschern nahe, die über solche Reiche gebieten, in denen 
die Krönung seit uralten Zeiten gebräuchlich, mit der Geschichte und den 
Traditionen derselben verwachsen ist, und zum öffentlichen Rechte derselben 
gehört. 

Zu diesen Reichen gehören offenbar die Königreiche Ungarn , Böhmen 
und die Lombardier in denen es, seit diese Länder in die Zahl der christ¬ 
lichen Königreiche eintraten, gesetzlicher Brauch war, dass die Träger der 
königlichen Gewalt die Insignien derselben aus den Händen der Kirche bei 
der feierlichen Salbung und Krönung empfingen. 

Seit diese Königreiche unter dem österreichischen Scepter stehen, Hessen 
sich die Häupter derselben stets mit der Krone dieser verschiedenen Reiche 
schmücken; und es gab sich ein besonderes Walten der göttlichen Vorsehung 
darin kund, dass die geraubte Krone des hl. Stephan *) wieder aufgefunden 
wurde, um auf das erlauchte Haupt Sr. apostol. Majestät Franz Joseph’s, 
dem diese Krone geraubt werden wollte, gesetzt zu werden. 

Es liegt aber noch ein besonderer Umstand für das Recht und gewisser- 
massen das Bedürfnis der österreichischen Herrscher, sich zu Königen von 
Ungarn und Böhmen krönen zu lassen, in dem Ansprüche derselben: dass 
ihre erlauchten Namen im Canon der heil. Messe nach jenem des Papstes 
und Diöcesanbischofs im ganzen Umfange des Kaiserreiches genannt werden . 
Diesen Anspruch verlieh Papst Clemens XIII. 3 ) nicht nur der Kaiserin 
Maria Theresia 4 ), sondern auch allen ihren legitimen Nachfolgern, aber 


*) Jedes der im Krönungsritus das Pontlficale vorkommenden Gebete ist von tiefer 
Bedeutung und zeugt von dem Geiste, aus dem sie geflossen. 

*) Die Krone, mit welcher der hell. Stephan gekrönt wurde, war in Konstantinopel 
gefertigt worden, und trug an der inneren Seite des Kopfreifs die Inschrift: 
Sz&pccyog KgceXrjS zrjs Tovgxicc ?. Stephanus Rex Turolae; denn die byzan¬ 
tinischen Hofscribenten nannten Ungarn das ,, Tiirkenland. (< 

') Kraft Breve an die Kaiserin Maria Theresia vom &. Mai 1761, und an die Bischöfe 
der österreichischen Linder vom 6. Mai 1701. Bullar. Rom. Contin. Tom. II. pag. 
108 sqq. 

*) In dem Breve an die Kaiserin lautet $. 4: Apostoclcae autoritatls Nostrae caioulo 
consuetudinem, quae obtinet ln Bungaria et in Bohemia, nominis Tul in canono 
Missae recltandl, usque dum Majestatls Tuae vita, quam diuturnam apprecamur, 
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unter der Bedingung: dass sie zu Königen gekrönt und gesalbt seien. *) 

Ist es in Folge des Gesagten wahrscheinlich, dass die dreifache Krö¬ 
nung des Kaisers von Oesterreich zum Könige von Ungarn, Böhmen und 
'der Lombardie der Einen Krönung mit der österreichischen Kaiserkrone 
weichen werde? Würde dadurch der Bestand von Ungarn, Böhmen und der 
lombardie, als besonderer Königreiche und Kronen, die da alle das erlauchte 
kaiserliche Haupt Oesterreichs trägt, nicht alterirt? 

(Sollte dem nicht so sein, und fortan die Eine Krönung dem Einen 
Präger der monarchischen Gewalt in allen Kronländern Oesterreichs als 
mehr entsprechend gefunden werden, so wird die Salbung und Krönung doch 
so lange, als die Herrscher Oesterreichs Söhne der katholischen Kirche sind, 
"ein kirchlicher Act sein. 

Aber als etwas Neues, ln der Kirche noch nicht Dagewesenes würde 
diese kaiserliche Krönung mit dem apostolischen Stuhle vereinbart werden 
müssen, dem es auch allein sustünde, wie den Ritus dieser Krönung festsu- 
stellen *), so auch Denjenigen unter den kirchlichen hohen Würdenträgern 


superstes erit, praesentium tenore approbamus, ratam habemus et confirmamus, 
atque ut nomini Tuö superaddatur nomen carlssimi in Christo Filii Nostri Francisci 
Conjugis Tui, ac regiminis socii, de novo largimur atque concedimus, utque id- 
ipsnm fieri possit in aliis Archiduoatibus, Ducatibus, Provineiis et locis ad Dominium 
Tuum pertfnentibus, ita ut post mentionem faotam Romani Pontifiois, et Episcopi 
Dioecesani, in eodem canone, haec praescripta verba dicantur: et pro Regina nostra 
Maria Theresia, et Francisco in Romanorum Imperatorem electo ejus Conjuge et 
socio regiminis , de benignitate pariter Apostolica permittimus et indulgemus. 

*)Ebendaselbst §. 5: Praeterea futuris temporibus, ut legitimi Successores Tui in 
praedictis Hungariae et Bohemiae Regnis sive masculi, sive feminae dummodo coe - 
■ lesti benedictione et sacra unctione juxta consuetas ceremonias , ut Reges ac Do¬ 
mini, sive ut Reginae ac Dominae inaugurati vel inauguratae fuerint ... per haeo 
tantum verba - pro Rege nostro - si fuerit masoulus, - pro Regina nostra - si 
fuerit femina, in eodem canone Missae nominari possint pari autoritate perpetuo 
concedimus et indulgemus. 

~ *) An den im Pontificale Romanum enthaltenen Riten darf ohne Genehmigung des hei¬ 
ligen Stuhles Nichts geändert, noch zu denselben Etwas hinzugefügt oder wegge- 
iassen werden — nach Bulle P. Clemens VIII. vom 10. Febr. 1596: Statuentes, 
... Pontificale praedictum nullo unquam tempore in toto vel in parte mutandum, vel ei 
aliquid addendum, aut omnino detrahendum esse, ac quascunque personas, quae 
Pontificalla munera exeroere, vel alia, quae in dioto Pontifioali contineutur, facere 
: aut exequi debent, ad ea peragenda et praestanda, ex hujus Pontificalis praescripto 

• et ratione, teuer!, neminemque de iis, quibus ea exercendi et faciendi munus im- 

positum est, nisi formulis, quae hoc ipso Pontificali continentur, servatis satis- 
facere posse. 

Es stammt aber der im Pontificale Romanum enthaltene Ritus de benedictione et 
coronatione Regis, wie sein Inhalt lehrt, aus dem Mittelalter, wo es keine Erb- 
Monarchien, sondern nur Wahlreiche gab $ und die diesem Verhältnisse entspre¬ 
chenden Stellen bedürfen offenbar zum Behiife einer Krönung österreichischer Herr¬ 
scher einer Aendernng. * 
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des Kaiserthums zu bezeichnen, der diesen Krönaagsact zu vollziehen 
bebe. J ) Ginxel. 


Die VerfeMungeurkonde des Hfinlgrelehe SeeliRen und'die 
barmherzigen Schwestern. 

Es ist bekannt, dass die barmherzigen Schwestern der katholischen 
Kirche, die ob ihres in der Krankenpflege sich bethätigenden Heroismus der 
christlichen Charitas ein Gegenstand der Bewunderung und Verehrung der 
ganzen Welt sind, bisher im Königreiche Sachsen keinen Eingang finden 
konnten. Die sächsischen Behörden luden deshalb in der Meinung vieler 
Katholiken den Schein der Inhumanität und Intoleranz auf sich; jüngst aber 
ist der Grund dieser sächsischen Exclusivität von Dresden aus aufgezeigt 
worden in dem §. 56 der sächsischen Verfassungsurkunde, als welcher allein' 
das Cultusministerium hindere, den barmherzigen Schwestern den Eingang 
in’s Königreich zu gewähren. Die Unverträglichkeit der barmherzigen Schwe¬ 
stern mit dem genannten Paragraphen der Verfassungsurkunde des König¬ 
reichs Sachsen sucht nämlich das officiöse Dresdener Journal in einer Cor- 
respondenz aus Dresden vom 23. Oct. in folgendes Weise darzuthun; 

„Referent kennt die Verhältnisse der barmherzigen Schwestern ziemlich 
genau, und achtet ihre Wirksamkeit in der Krankenpflege hoch; er weisa 
auch, dass sie in mehreren Staaten, z. B. in Preussen und Baden zugelassen 
worden sind; er weiss aber auch, dass die Genossenschaft, die sie bilden, 
officiell von geistlichen und weltlichen Behörden als „Orden“ bezeichnet 
wird, und dass die Statuten derselben „Statuten des Ordens der barmher¬ 
zigen Schwestern des heil. Vincenz von Paul“ überschrieben sind; und endlich 
weiss er auch, dass die „barmherzigen Schwestern“ gleich andern Orden 
unter einem geistlichen Ordinarius stehen, dass sie sich nach gewissen 
Regeln halten und kleiden müssen, und dass sie die vota paupertatis, casti- 
tatis und obedientiae, wenn auch vielleicht nicht für ewige Zeiten, und daher 
in minder feierlicher Weise, abzulegen haben. Nimmt man nun die säch¬ 
sische Verfassungsurkunde in die Hand, worin (§. 56) geschrieben steht; 
„Es dürfen weder neue Klöster errichtet, noch Jesuiten oder irgend ein 
anderer geistlicher Orden jemals im Lande aufgenommen werden, so scheint 
es, dass das Cultusministerium gar nicht anders als geschehen, habe handeln 
können, wenn es sich nicht einem begründeten Vorwurfe aussetzen wollte,. 


') lieber das Recht, den König von Ungarn, Böhmen and der Lombardle za krönen, 
Ist einem Streite nicht Raum gegeben; denn es kommt dem höchsten Prälaten jener 
Königreiche zu, nämlich dem Primas und Erzbischöfe von Gran, and den Erz¬ 
bischöfen von Prag und Mailand. Stünde an der Spitze der gesammten österrei¬ 
chischen Kirche ein Prälat als das Eine Haupt derselben, so wäre dieser zur Kaiser- 
krönung berechtigt. In Abgang aber eines Solohen hängt die Bestimmung des. zur 
Vollziehung der Kaiserkrönung berufenen Prälaten von der Vereinbarung des hei¬ 
ligen Stuhls und des Kaiserhofes ab. 
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leichtfertig Aber diese bestimmte Anordnung der Yerfassangsurkunde hinweg* 
gegangen zu sein; es scheint aber auch diese (?) weise gehandelt zu haben, 
dass es (?) jeden Anstoss zur Störung des confessionellen Friedens, durch 
den sich Sachsen gerade auszcichnct, zu vermeiden bemüht war, und nament¬ 
lich den Einfluss auswärtiger Ordinarien, der bei Genehmigung der Einfüh¬ 
rung .der „barmherzigen Schwestern“ gar nicht zu entfernen gewesen wäre, 
abgewendet hat. 1 ) > 

Dem Referenten des Dresdener Journals ist in diesem Nachweise der 
durch die sächsische Yerfassungsurkunde decretirtcn Ausschliessung der barm¬ 
herzigen Schwestern aus den sächsischen Landen etwas Menschliches be¬ 
gegnet. Wir hoffen demselben ad oculum zu demonstriren, dass §. 56 der 
sächsischen Verfassuvgsurkunde der Einführung oder Aufnahme der barm¬ 
herzigen Schwestern nicht im Wege steht, und den Referenten dadurch in 
Stand zu setzen, die Aufnahme dieser ruhmgekrOntcn Genossenschaft beim 
k. sächsischen Cultusministerium zu befürworten, wenn anders dasselbe nicht 
von einem unüberwindlichen horror der evangelischen Gelübde der Armuth, 
der Keuschheit und des Gehorsams eingenommen ist. 

, Denn das ist nicht zu läugnen, dass die barmherzigen Schwestern des 
heil. Yincenz von Paul Gott und der Kirche geloben, in Armuth, Jungfräu¬ 
lichkeit und Gehorsam zu leben, um gleich dem armen, jungfräulichen und 
gehorsamen Menschensohne im Stande zu sein, sich, ledig aller weltlichen 
Bande,' im Dienste der leidenden Menschheit opfern zu können. 

Aber diese soeurs de la charite nach der Regel des heil. Yincenz legen 
diese Gelübde nur auf die Dauer von je drei Jahren ab; aus diesem Grunde 
sind sie nicht Glieder eines Ordens im strengen und eigentlichen Sinne dieses 
Wortes, indem cs nach der Lehre aller Canonisten zur Wesenheit eines 
eigentlichen Ordens gehört, dass die Glieder desselben die genannten drei 
GelUbde auf die Dauer des ganzen Lebens ablegen. a ) Die barmherzigen 
Schwestern des heil. Yincenz constituiren daher keinen Orden, sondern nur 
eine Congregation. 

Die Glieder diesef weiblichen Genossenschaft, weit entfernt überhaupt 
Dur Glieder eines Ordens zu sein, sind um so weniger Glieder eines geist¬ 
lichen Ordens, wie §. 56 der sächsischen Yerfassungsurkunde sich ausdrückt. 
Personen des weiblichen Geschlechtes sind kraft ihres Geschlechtes absolut 
unfähig, Glieder des geistlichen Standes zu w r erden; sie bleiben immer und 
ewig nur Laien und weltliche Personen. Nur die Mannsorden der katho¬ 
lischen Kirche sind entweder geistliche Orden, Ordines clericales, oder Laien- 
Orden , Ordines laici, je nachdem nämlich die Glieder derselben dem Stande 


t) Nach der Allgem. Zeitung 1857, Nr. 208. 

*) Wir verweisen anf S. Thomas II. 2. q. 186. art. 1. Miranda in Manual. Praelator. 
tom. 1. qu. 1. art. 4. Pellizar. in Manna). Regular, tom. L tract. 1. cap. 1. qu. 2. 
8. Donatus prax. rerum Regular, tom. IV. tract. 1. q. S. Ferraris ad voo. Religio 
art. 1. ntun. 4 sqq. 
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der Geistlichen oder Laien an gehören. Die sächsische Verfaasungs urkunde 
schliesst also offenbar nur jene Mannsorden aus, deren Glieder Geistliche, 
gleich den Jesuiten sind; und $. 56 der sächsischen Verfasst»gsurkunde ist 
daher weit entfernt, auch nur barmherzige Brüder (denn diese sind eilt 
Zafen-Orden), geschweige barmhersige Schwestern aus Sachsen aussuschliessen. 

Ferner wohnen diese barmherzigen Schwestern kraft ihres Berufes der 
Krankenpflege nicht in Klöstern, sondern in Spitälern und Krankenhäusern, 
wie aller Welt bekannt ist; und daher braucht in Sachsen zum Behufs der 
Aufnahme barmherziger Schwestern kein neues Kloster errichtet zu werden. 

Da nun in der Verfassungsurkunde des Königreichs Sachsen §. 56 ge» 
schrieben steht: „Es dürfen weder neue Klöster errichtet , noch Jesuiten 
oder irgend ein anderer geistlicher Orden jemals im Lande aufgenommen 
werdendie barmherzigen Schwestern aber, wie gezeigt wurde, nicht in 
Klöstern, sondern nur in Krankenhäusern walten, und weder Jesuiten, noch 
ein anderer geistlicher Orden sind: so steht ihrer Aufnahme im Königreich 
Sachten §• 66 der Verfassungsurkunde nicht entgegen. 

Wenn dem also ist und das vermeintliche Hinderniss der Aufnahme der 
barmherzigen Schwestern in Sachsen nur als ein imaginäres erscheint, so 
werden sich einige andere Bedenken des Referenten um so leichter beschwich¬ 
tigen lassen. „Die barmherzigen Schwestern müssen sich nach gewissen 
Regeln halten und kleiden Ja ohne strenge Haltung ihrer Regel können 
die barmherzigen Schwestern schlechthin nicht die christliche Barmherzigkeit 
an den armen Kranken bis zu eigener Aufopferung Oben. Will man Jung¬ 
frauen, die nach ihrer Lebensregel arm und gehorsam sind, im Königreiche 
Sachsen als Krankenpflegerinnen nicht haben: dann freilich sind barmherzige 
Schwestern von dort ausgeschlossen. Man sollte aber meinen, die verstän¬ 
digen Sachsen dürften gar keinen Anstoss daran nehmen, wie die barmher¬ 
zigen Schwestern leben, wenn sie nur die Krankenpflege auf die wohlfeilste, 
uneigennützigste und liebreichste Weise versehen. Dass die barmherzigen 
Schwestern sich in Grau kleiden, daher „Soeurs grises“ genannt, wird doch 
die verständigen Sachsen am allerwenigsten geniren; ja es kann dies der 
Polizei nur erwünscht sein, welche allein durch das Kleid der barmherzigen 
Schwestern in Stand gesetzt wird, das Walten derselben auch ausser dem 
Krankenhause nach Lust zu beaufsichtigen. 

Was letztens die Vermeidung jeden Anstosses zur Störung des confes- 
sionellen Friedens betrifft, durch den sich gerade Sachsen auszeichnet, so 
sind die barmherzigen Schwestern gerade jene Geschöpfe, die zur Förderung 
des Friedens unter den Bekennern des katholischen und protestantischen 
Glaubens ganz und gar gemacht sind. Oder pflegen diese Töchter der christ¬ 
lichen liebe etwa nur katholische Kranke? Nein, sie fragen die Kranken 
nicht nach ihrem Glaubensbekenntnisse; sie lassen vielmehr ihre aufopfernde 
Sorgfalt ohne Unterschied des Bekenntnisses Protestanten, Juden, ja selbst 
Heiden, gleichwie den Katholiken angedeihen. 

Auch der Einfluss endlich eines auswärtigen Ordinarius, der bei Geneh- 
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Baigang der Einführung barmhereiger Schwestern nach der Meinung des 
Referenten nicht %u <entfernen gewesen wäre, istein Gegenstandgan» grund¬ 
loser Furcht; denn: nach Bestimmung des Cpncils yqn Trient (ßeiss. XXV. 
p. 11 de Regularibus) unterstehen die Schwestern und die Krankenhäuser 
derselben in Betreff der Seelsorge und Spendung der Sacramenteden Ordinarien 
der Diöcesen. Sie würden also in Sachsen dem apostolischen Vicar, und in 
der Lausita dem Domdecan von Bautzen unterstehen. 


Verlegte Feiertage. 

Quum sacerdos Joannes Josephus Loisel in seroinario Tornacensisacrorum 
canonum professor comperiat nonnullas adhuc praebere difficultates indultum 
reductionis festorum usque ab anno 1802 ab Emm Domino cardinale Ca- 
prara promulgatum, Sacrorum Rituum Congregationis sententiam requisivit 
super dubiis *quae examinanda diluendaque proposuit, ne hujusmodi in re 
ambjguitas ulla 6upersit. Nam quum vi ejusdem Indulti aliqua festa in. domi- 
nicas sequentes, fuerint translata, videlicet festa Epiphaniae Domini, Sanctis- 
fimi' Corporis Christi, Sanctorura Apostolqrum Petri et Pauli ac Sanctorum 
Patronorum oujuslibet dioecesis et parochiae, dubium circa hanc translationem 
Subort um sustidit praelaudatus Eminentissimus responso ad vicarium generalem 
archidioecesis Melchliniensis die 21. Junii 1804 djrecto iisque verbis con- 
cepto: „Solasojemnitas praefatorum festorum differatur ad domiqicam se- 
quentem, in qua officium a clero tarn publice quam privatim, ac missa cele- 
brabitur juxta Rubricas occurentes, seu juxta consuetum ordinem; cantetur 
tarnen una missa .solemnis de festis illis translatis more votivo cum uniea 
pratione, minime omissa in cathedralibus aljisve Ecclesiis, in quibus officium 
publice agatur et adsit sufficiens numerus Ecclesisticorum, altera missa con- 
yentuali dedominica, vcl festo occurrente. „Ex quo decreto plura emerserunt 
dubia, nimirum: 

1. His verbis — more votivo cum uniea oraiione, innixa omnia Bel-« 
gii Calendarja ecelesiastica praescripserunt missam solemnem in dominica 
proxime sequente cantandam esse votivam de festo in qualibet parochiali ec- 
clesia, et absque ulla commemoratione, et ita buc usqueservatum est. Jam 
vero, anno proxime elapso, quidam, tum hac ratione moti quod missa votiva 
ab Emo Legato praescripta non discrepet ab ea de qua fit mentio in Rubricis 
generalibus missalis part 3. tit. 9 n. 14, tum decretis innixi a Sacra Rituum 
Congregatione jam pridern emanatis, ac specialiter decreto generali diei 8. 
Februarii a. 1774, nec non «t auctoritate doctissimi Gardelüni ejusdem Sacrae. 
Congregationis Assessoris, docuerunt in hac missa solemni, si alia, herope de 
festo occurrente, in Ecclesia parochiali non cantetur, faciendam esse com- 
memorationem dominicae vel festa occurrentis. Quaeritur ergo utrum cdn- 
nuetudini Stand um sit, vel potius utjwan missae solemni, ubi alia non canitur 
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de dominica vel festo occurrente, addenda sitdonrinicaevel festi qccurrentis 
commemoratio? 

%. Alterum, dabiam oritur ex his verbis — minime omissa in cathedra* 
libus aliisve ecclesiü, in quibus officium publice agalur, et adsit suffi eiern 
nutuerus ecclesiasiicorum, alia missa conventuali. Quaeritur utrum illa verba 
intelligenda. sint dumtaxat de cathedralibus et collegiatis, in quibus talis 
missa proprie conventualis Celebrator; an vero ad omnes paroehiales ecclesias, 
in quibus adsit sufficiens numeras ecclesiasticorum extendenda sint? et qua- 
tenos affirmative 

3. Utrum sufficiens nameros sacerdotam censeatur, si alicui ex bis ec- 
clesiis ultra paroebum tres vel qoatuor alii presbyteri tamquam vicarii seo 
coadjotores parochi sint adscripti? 

_ . 4. An pr&edicta missa votiva solemnis celebranda sit non modo in ec- 

plesiis parochialibus, sed et oratoriia pubücis? 

5. An hidem in ecclesfis regolariom et monialium? 

Et Sacra eadem Congregatio in hodiernis ordinariis comitiis ad Quiri- 
nale coadunata referente me subecripto Secretario, consideratis omnibus et 
ihhaerendo aliis decTetis in similibus datis, rescribendom censoit 
' 1 Ad 1. Addendas esse commemorationes in casu. 

Ad 2. Affirmative ad primam partem: negative ad secundam. 

Ad 3. Provisum in praecedenti. 

' Ad 4. Affirmative , dummodo de more in festis cantetur. . 

Ad 5 . Ab unaquaque ecclesia suam servandam esse consuetudinem. 
Atque ita rescribere rata est et declarare, die 22. Julii 1848. 


Derrete Aber privlleglrte Altäre. 

Der Ablass des altare privilegiatum ist in der Absicht des Papstes, der 
ihn verleiht, ein vollkommener Ablass, der die Seele von allen Strafen des 
Fegfeuers befreit. 

Episcopus S. Flori in Qallia exposcit, utrum per indulgentiam altari privi- 
iegiato annexam inte lügen da sit indulgentia plenaria,. animam statim liberans 
ab omnibus purgatorii poenis, 1 an vero tantum indulgentia quaedam secundum 
divinae misericordiae beneplacitum applicanda? —r S. C. votis consultorum 
auditis, respondit per indulgentiam altari privilegiato annexam, si spectetur 
mens concedentis, et usus clavium potestatis, intelligendam esse indulgentiam 
plenariam, quae animam statim liberet ab omnibus purgatorii poenis; si vero 
spectetur applicationis effectus, intelligendam esse indulgentiam, cujus mensura 
divinae misericordiae beneplacito. et acceptationi respondet. Ita S. C. die 
28. Julii 1849. 

Das Privilegium ist an den unter einem gewissen Titel errichteten Altar, 
und nicht an den geweihten Altarstein geknüpft. 



Ex Leodiensi dfoecesi petitur declaratio, an indulgentia seu privilegium 
altaris a Sancta Sede concessnm sit lapidl consecrato, plerumque portatlli, 
ln quacumque ecclesia et cuicumque altari fixo imposito; an vero determinata 
altari fixo, qaod proinde alio consecrato lapide imposito, privileginm minime 
amitteret? — S. C. respondit negative qnoad primam partcm, affirmative 
qnöad secandam, videlicet privileginm de qao supra datum est altari deter- 
minato et in honorem alicujus sancti specialiter dicato, ita ut privileginm 
ipso altari fixo exclusive inhaereat, nec ad aliud altare etsi fixum trans- 
ferendum. 27. Septembris 1843. 

Ein wieder neu aufgebauter, aber seinen Titel beibehaltender Altar ver¬ 
liert das Privilegium nicht. ’ 

Episcopus N. exponit, quod anno 1835 altare majus ecclesiae parochialis 
B. privilegiatum in perpetuum declaratum fuit; cum vero idem altare mar- 
moreum hodie constructum sit, supponitur quod privilegium peremptum sit) 
supplicatur hinc pro opportuna declaratione. 8. C. resp. Dummodo altare 
sit iterum sub eodem titulo constructum, non amisisse privilegium ab Apo- 
stolica Sede concessum. 24. Aprilis 1843. 

Das für einen tragbaren Altar verlangte Privilegium ist ungültig, wenn 
die Bittschrift und das Rescript nicht förmlich erwähnen, dass der Altar ein 
tragbarer sei. 

Publicus professor sacrorum canonum in universitate catholica Lova- 
niensi dioecesis Mechliniensis ad S. C. recurrit pro decisione sequentium 
dubiorum.... 3. Quaeritur, si a S. Sede indultum locale altaris privilegiati 
conceditur, neque ulla facta sit mentio nec in supplici libello nec in rescripto 
de qualitate altaris, sitne fixum scilicet vel portatile, an altare censeri possit 
privilegiatum, etiamsi sit portatile? — S. C. respondit negative, excepto 
casu indulti altaris privilegiati personalis, quo frui potest sacerdos, in quo- 
libet altari, sive fixo, sive portatili celebraturus. 15. Decembris 1841. 

Ein tragbarer Altar ist derjenige, der nur aus einem emsigen Steine 
besteht, auf dem der Fuss des Kelches und die Patene stehen können, und 
der von einem Orte sum andern getragen werden kann. 

Professor publicus sacrorum canonum in academia catholica Lovaniensi 
dioecesis Mechliniensis, ex responsionibus hujus S. C. sub die 15. Decembris 
1841 ad dubia ab ipso oratore proposita, Herum quaerit 1. quid intellexit 
S. C. per verba altare fixum seu locale? 2. Quid per vocem altare porta¬ 
tile? S. C. respondit ad primum intellexisse altare fixum quidem, quod 
a loco dimoveri non possit, sed non tarnen cujus superior pars sive mensa 
sit ex integro lapide, vel adeo calce conjuncta ut lapis consecratus amoveri 
non possit.... Idem ad secundum intellexisse altare, ut dicitur, viaticum, 
quod constat tantum ex unico lapide integro, tantae magnitudinis, ut caliris 
pedem cum patena saltem quoad majorem partem capere possit, vel quod de 
uno in alium locum transfertur. 20. Martii 1846. 

Die Örtlichen Indulgensen haben nicht nöthig, vom Ordinarius verkündet 
werden su sein, um Gültigkeit su haben; man muss jedoeh diese Verkttn- 



digung ab warten. Aach die persönlichen Ablässe können gewonnen werden, 
bevor sie der Ordinarius verkündet hat, ebenso wie die allgemeinen Ablässe, 
die durch schon verkündete und von approbirten Autoren angeführte Ballen 
oder Rescripte gewährt werden. 

Archiepiscopus R. ex responsis S. C. die 28. Januarii 1842 iterum quaerit 

1. utrum indulgentiae locales, id est, quae cuidam loco v. g. ecclesiae, altari 
affiguntur, nullae sint et nüllius valoris, ita ut frustra conarentur fideles illas 
lucrari, quamdiu eas non permisit publicari illius loci episcopus. — S. C. 
auditis consultorum votis, respondit negative quoad nullitatem indulgentiarum 
expectanda tarnen erit publicatio Ordinarii, postquam illas recognoverit, ut 
sciant fideles, an sint indulgentiae plenariae vel partiales, [et quae sint con- 
ditlones assignatae ad illas acquirendas; et hic est sensus responsionis datae 
sub die 28. Januarii 1842, in una pariterR. pro indulgentiis localibus, mi¬ 
nime vero generalibus seu personalibus, ut idfra dicetur. 

2. Utrum indulgentiae, privilegia et facultates personales id est, quae 
alicui personae privatae conceduntur. v. g. indulgentia alicui concessa pro 
articulo mortis, indultum personale altaris privilegiati, facultas benedicendi 
eoronas B. M. V. cum applicatione indulgentiarum, sint pariter nulla et nul¬ 
lius valoris, quamdiu episcopus illa non recognovit, et executioni mandari 
non permisit? — 8. C. respondit negative. 

3. Utrum indulgentiae, quas Summi Pontifices omnibus totius orbis fide- 
libus concessere in bullis seu rescriptis jam publicatis et ab auctoribus pro- 
batissimis eitatis, sint nullae et nullius valoris, ita ut illas fideles lucrari non 
valeant, nisi antea ab Ordinariis locorum in suis respective dioecesibus pro- 
mulgatae fuerint? — S. C. respondit negative. 

4. Utrum supposita illius promulgätionis necessitate, episcopus quicum- 
que possit illas indulgentias, de quibus in tertio dubio agitur, promulgare in 
sua dioecesi, modo eas reperiat relatas apud auctores fide dignos v. g. Fer¬ 
raris vel in La Raccoltaf — S. C. respondit affirmative ex supra ex- 
positis, et in casu de quo in dicto dubio. Die 31. Augusti 1844. 

Man ist nicht gehalten, die Vollmacht für die Errichtung des Kreuz¬ 
weges ausgenommen, dem Ordinarius die persönlichen, vom heil. Stuhle er¬ 
langten Befugnisse vorzuweisen, ausser wenn es das Rescript ausdrücklich 
verlangt. 

Utrum, qui obtinet diversas facultates ab Apostolica Sede, scilicet altaris 
privilegiati personalis, erigendi stationes Viae crucis, benedicendi cruces, 
numismata, debeat exhibere dictas facultates Ordinario, etiamsi nulla mentio 
facta sit in concessionum rescriptis? —S. C. respondit affirmative, quoad 
Viae Crucis ereetionem, negative relate ad alias facultates, nisi aliter dis- 
positum in obtentis concessienibus. 5. Februarii 1844. 

Wenn man, da man das persönliche Privilegium des altare hat, einer 
Bruderschaft beitritt, die das nämliche Privilegium für ihre Mitglieder hat, 
so kann man gleichzeitig beide Privilegien gemessen. 

Sacerdos, qui gaudet privilegio altaris personalis, si sit aggregatus ali— 
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cui congregationi, qHaeetiam dicto privilegio gaudet, petest adhuc frui hoc 
alio privilegio, licet aliunde jam faabeat per tres aut quatuor vices in heb- 
domada tale privilegium, dummodo in indultis aliter express« non disponatur. 
Die 27. Maii 1839. 

. Die den Bischöfen auf sieben Jahre ertheilte Vollmacht, einen privile- 
girten Altar in allen Pfarrkirchen au errichten, gilt für jede Kirche, so 
lange, bis au ihren Gunsten davon Gebrauch gemacht worden ist. 

Episcopus T. acceperat breve pro facultate erigendi seu declarandi ad 
septennium proximum unum altare privilegiatum in qualibet ecclesia suae 
dioecesis. S. C. ab eo interrogata de interpretatione hujus brevis respondit: 
Vigore litterarum apostolicarum in forma brevis datarum sub annulo pisca- 
toris die 13. Februarii 1838, episcopus orator facultatem obtinuit semel per 
seipsum in qualibet ex parocbialibus et collcgiatis ecclesiis suae dioecesis» 
unum dumtaxat altare ad septennium proximum privilegio apostolico deco- 
ratum declarare, ita ut haec facultas quoad episcopum oratorem perduraverit 
iisquedum in unaquaque ex praefatis ecclesiis unum altare tali privilegio di- 
tatum designaverit; quoad vero altare siraili indulto decoratum erit per sep- 
tennium proximum. incipiendum a die respectivae designationis uniuscujusqua 
altaria, ac proinde absoluto septennio pro altaribus designatis, etiamsi in 
caeteris ecclesiis ea nondum designaverit, recurrendum erit ad Apostolicam 
Sedem pro talium facultatum prorogatione. 22. Septembris 1841. 

Die den Pfarrkirchen, als solchen, früher gewährten Privilegien hören 
erst auf, wenn der Bischof von seinem Indulte Gebrauch macht, um einen 
privilegirten Altar zu bezeichnen. 

In brevi apostolico die 28. Aprilis 1840 a Sede Apostolica concesso 
archiepiscopo A. pro facultate decorandi altaria privilegio apostolico in gra- 
tiam animarum defunctorum, haec leguntur „revocatis in eis (ecclesiis paro- 
chialibus et collegiatis) privilegiis altaribus intuitu parochiae sive perpetuo, 
sive ad tempus jam concessis, tibi ut semel per teipsum in qualibet ex 
parochialibus et collegiatis ecclesiis hujusmodi unum dumtaxat altare ad sep¬ 
tennium proximum designare valeas “ Unde quaeritur 1. utrum vi ver- 

borum revocatis in eis , omnia omnino altaria privilegiata in quibuslibet ec¬ 
clesiis privilegio sive perpetuo, sive ad tempus, evadant et sic privata privi¬ 
legio remaneant, usquedum archiepiscopus praefatus denuo altaria privilegio 
apostolico decorare et designare virtute brevis praecitati dignatus fuerit? 
— S. C, respondit ad primum negative. 

2. An vero vi eorum verborum revocatis in perpetuum prius altaria 
privilegiata cessent in iis tantum ecclesiis, in qüibus praefatus archiepiscopus 
designaverit altare decoratum privilegio virtute ejusdem brevis praecitati ? — 
S. C. respondit affirmative circa ea tarnen altaria, quae intuitu paraeciae privi¬ 
legio decorata sunt. 

3. Utrum altaria privilegiata semper gaudeant privilegio antea concesso, 
qnamdiu archiepiscopus non fuerit usus facultate denuo decorandi hujusmodi alta¬ 
ria privilegio apostolico? S.C. respondit ad tertium affirmative. 24. Maii 1843. 
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Anhang . 

Dm lialserl. französische Cirossalmoslnarlat und das Capltet 

za 8t. Denys betreffend. 

Wir theilen hier ihrer MerkwQrdigkeit wegen zwei Im Bulletin des lois 
veröffentlichte päpstliche Breven vom 31 • März d. J. mit, durch deren eines 
das Amt eines kaiserlichen Archicapellans oder Grossalmoseniers für den 
Kaiser der Franzosen und sein Haus geschaffen, durch das andere ein Capitel 
von Bischöfen und Priestern unter eben diesem Grossalmosenier als Prirni- 
cerius mit grossen Prärogativen an der Kirche zu St. Denys errichtet wird. 
Das erste dieser Breven hat für uns noch ein besonderes Interesse durch 
seine auf die Seelsorge bei der französischen Armee bezüglichen Bestim¬ 
mungen, indem es dem Grossalmosenier des Kaisers, im Falle wo die fran¬ 
zösischen Truppen ausserhalb des französischen Gebietes verweilen, über die 
Truppen und die bei denselben angestellten Feldgeistlichen alle Rechte eines 
Ordinarius überträgt, während eben diese Feldgeistlichen so lange, als die 
Truppen auf französischem Gebiete sich befinden, lediglich der Jurisdiction 
der einschlägigen Bischöfe untergeben sind. Dieses ist den allgemeinen 
Regeln des canonischen Rechtes gemäss. (Vgl. Ferraris prompta bibliotheca 
verb. capelianus militum.) In Oesterreich aber ist vermöge eines Breve 
Papst Clemens XI. vom J. 1720 die kaiserliche Armee von der Gewalt der 
Bischöfe durchaus eximirt, und der Jurisdiction eines vom Kaiser zu er¬ 
nennenden apostol. Feldvicars unterstellt. (Dolliner, von Errichtung der 
Beneficien §. 30. Helfert, von den Rechten und Pflichten der Bischöfe §. 52.) 
Die Diöcesanbischöfe haben zu den Feld-Capellans-Stellen lediglich zu prä- 
sentiren, und zwar jedesmal der Ordinarius der Diöcese, aus welcher der 
betreffende Truppenkörper seinen Nachwachs bezieht. Die Anstellung und 
die Entlassung der Feldcapläne geschieht durch den apostol. Feld-Vicar. 
(Helfert a. a. o. $. 46 und §. 39.) Dass dieses System erhebliche Uebel- 
stände zur Folge hat, ist bekannt. 

Pius PP. IX. 

Ad perpetuam rel memorlam. 

Consueverunt praedecessores Nostri Romani Pontifices peculiaribus hono- 
ribus ac privilegiis sacras illas aedes cümulare, quae vetustate ac splendbre 
praecellerent, probe intelligentes, quantopere id inserviat adpietatem fidelium 
excitandam. 

Hinc insignem eeclesiam jom inde a saeculo sexto in civitate S. Dfo- 
hysii prope Parisios excitatam, eidemque inelyto episcopo et martyri coiH 
secratam, qui Francorum genti christianae fidei lumen invexit, praeclaris vel 
a prima aetate privilegiis Romani Pontifices honestaverunt. 

Neque minori benignitate continentis coenobii monachos sacrö ejusdem 
Cultui operam navantes prosequuti sunt, ut inde taajor in dies loci sanctitat! 
dignitas accresceret. 
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Verum templum illud, tot tantisque nominibus commendatum, ereptum 
infeliciter ob temporum calamitates fuerat divinis officiis; quibus jamdudum 
redditum fuisse boni omnes laetati sunt. 

Sed majori adhuc templi illius honori consultum cupiens carissimus in 
Christo filius noster Ludovicus Napoleon IIL, Francorum Imperator illustris 
sua ad nos vota deferri curavit, quibus canonicam capituli ibidem institu- 
tionem, approbationem, ejusque huic Apostolicae Sedi immediatam subjectionem 
certa quadam ratione decernere, eaque privilegia extendere rogati sumus ad 
imperialia gynaecea, tum quae in continentis moriasterii aedibus, tum quae 
in locis, Rouen et Saint-Germain-en-Laye, erecta existunt, ubi adolescen- 
tulae filiae equitum Legionis honoratorum religione, artibusque muliebribus in- 
stituuntur, nec non in hospitium sive domum caecis cum eorum familiis ex- 
cipiendis, cujus nomen Quinze-Vingte, 

Hujusmodi serenissimi Imperatoris postulationem, quae sedulam ipsius 
pro re sacra sollicitudinem testatur, lubenti animo excepimus, exempla sec- 
tantes praedecessorum Nostrorum, qui singularibus favoribus Dionysianam 
abbatiam cumularunt. 

, Re itaque universa accurate perpensa, certa scientia, ac matura delibera- 
tione, Nostra de apostolicae auctoritatis plenitudine perpetuum in modum haec 
quae sequuntur decernimus ac statuimus. 

Capitulum ad officia divina in memorato Sancti Dionysii templo cele- 
branda extabit, quod ex canonicis conflatum erit duas in classes distinctis, ex 
bis nimirum, qui episcopali dignitate fulgeant, atque ex his qui presbyteralis 
ordinis sint. 

Prima classis, praeter dignitatem, de qua infra, duodecim ad summum 
canonicis constabit, secunda vero viginti quatuor canonicorum numerum ne- 
quaquam excedet. 

In primam classem iUi adsciscentur sacri antistites, qui labore ac senio 
Tel adversa fracti valetudine dimissionem ab episcopali onere petierint, atque 
apostolica auctoritate ab ecclesiarum sibi commissarum vinculo soluti sint; 
in alteram classem illi praesertim cooptabuntur sacerdotes, qui virtute et 
procuratis in ecclesiam meritis per testimoniales Ordinariorum litteras com- 
mendentur. 

Unam tantum dignitatem capitulum praeferet titulo primicerii, et mini- 
strorum atque inserrentium personis instructum erit, quae viginti quatuor 
numerum nequaqnam exuperent. 

Jam vero ita conflatum Sancti Dionysii capitulum nostris hisce litteris 
canonice constitutum declaramus, eidemqus cuncta capitulorum jura, honores 
Ct praerogativas concedimus et attribuimus, nec non pecularia insignia, nempa 
pro canonicis primae classis Testern talarem violacei coloris, et palliolum seu 
mantelletam ejusdem coloris supra rochetum cum cruce episcopali supra 
pectus, nec non minoris moduli crucem auream octangulam sancti Dionysii, 
episcopi et martyris imaginem in medio referentem , quae ex taenia Serien 
Tiolacei coloris extremis oris albis e collo suspensa sit; pro canonicis autem 
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seamdae dass», vestem talarem nigram, et sopra rocbetum pallidum seu 
manteletam nigri pariter coloris, extremis oris yiolaceam, et alba pelle or- 
natam, nec non supradictam crucem auream octangulam Sancti Dionysii epis- 
copi et martyris imaginem in medio referentem, quae ex taenia serica vio- 
lacei coloris extremis oris albis e collo de^endeat. 

Porro dignitatem primicerii perpetuo obtinebit supremos Galliarum im- 
perii eleemosynarias pro tempore existens, et episcopali honore fulgens juxta 
apostolicas Nostras in forma brevis hoc ipso die expeditas litteras de ipsios 
eleemnsynarrii institutione. 

Canonicos autem tum episcopos, tum non episcopos, aliosque omnes e' 
capitulo ad Majestatis Suae nominationem, quae in eamdem Sancti Dionysii 
ecdesiam patronatus jure potitur eligendos esse denuntiamus, reservata Nobis 
et successoribus Nostris canonica per apostolicas bullas institutione tum pro 
primicerio, tum pro episcopis, qui in capitulum cooptentur, attributa primicerio 
auctoritate ad illam nostro nomine conferendam canonicis, qui ea dignitate 
non fulgeant. 

Mandamus autem, ut capitulum ita per Nos eanonice erectum, infra an- 
num a datis bisce litteris Nostris computandum suas constitutiones conficiat, 
postmodum apostolicae bujus sedis examini pro necessaria sanctione sub- 
jiciendas. 

Eam vero ecdesiam, primicerium, canonicos et capitulum, ceterosque in 
capitularium coetum cooptatos itemque ministros ecclesiasticos aut laicos 
ejusdem servitiq actu addictos sub speciali Nostra et successorum Nostrorum 
tutela recipimus et constituimus, ipsosque in illis quae ad inferiorem ejusdem 
ecclesiae cultum, ad divina officia, ad chori discipUnam, ad piorum onerum 
executionem, et ad fabricae et census curationem pertineant perpetuo Nobia 
et Apostolicae Sedi subjectos edicimus ac denuntiamus. 

Ad banc porro jurisdictionem in eam ecdesiam, clerum et ministros 
Nostro et Apostolicae Sedis nomine et auctoritate exercendam adsignamus, 
ac praeficimus primicerium illius capituli, eamque auctoritatem ut| primiceriali 
dignitati adnexam st&tim a suscepta legitima ipsius possessione eidem com- 
petere Nostris bisce litteris decerniipus, eique. primicerio jus reservamus 
visitandi Nostro et Apostolicae Sedis nomine servatis serrandis ecdesiam res- 
que ad illam pertinentes, adempta cuilibet alteri auctoritate visitationis ibidem 
peragendae inconsulta Sede Apostolica. 

Eidem autem primicerio indulgemus, ut iis, qui e capituli gremio sint 
facultatem impertiatur, si idoneos ipsos nactus fuerit judicio examinatorum 
a se de consensu capituli digendorum, ad sacramentales Confessiones fidelium 
utriusque sexus intra ecdesiam excipiendas. 

Sic tarnen per primicerium approbati confessarii eos, qui de capitulo, 
ecclesiaeque familia non sint, absolvere minime poterunt a casibus in Pari- 
siensi diocoesi reservatis. 

Ceterum canonici episcopali dignitate aucti deputari ad hoc munus a 
primicerio poterunt, quin ullum coram examinatoribus periculum praecesserit. 
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Potent praeterea primicerihsex capitulari coetu, atque ex iis, qui eidem 
inserviubt illos adsciscere, qui ad conciones, aliaqüe ecclesiastica officia ibi-t 
dam exequenda destinantur. ; * ■ ' 

Liberum erit eidem primiceriö in capitulari ecclesia pontiftcalia iisdenl 
plane ac ceteri antistites suis in dioecesibus honoris insignibus caeremonlis- 
que peragere. ' ° 

Quae vero de ecclesia et capitulo coiicessimus, eadem votis annuentes 
Serenissimi Imperatoris extendimus pariter ad imperialia gynaecea, tum quae 
in veteri monasterio, tum quae in locis Rouen et Saint-Germain-en-Laye, 
erecta existunt, ubi filiae equitum Legionis honoratorum aluntur, atque ad 
catholicam religioncm artesque pro sexus ratione instituuntur, itemque ex¬ 
tendimus ad eximium illud catholicum institutum, scilicet ad imperialen! 
dotnum caecis unä cum ipsorum familiis exCipiendis, quae vulgo appellatirf 
Quinze Vingts. • ■ ‘i 

Itaque primiceriö committimus et potestatem facimus, ut in memoratas 
imperiales domus, donec in praedictum finem destinatae extiterint, atque in 
capellanos,-moderatrices, alumnas, inservientes, aliasque personas omnes ibi¬ 
dem diu noctuque commorantes ecclesiasticam jurisdictionem Apostolicae hujuS 
Sedis nomine, et parochi munus exerceat; quod tarnen ita ipsi concessuni 
declaramus, ut nihil inde detractum censeatur dispositionibus juris favore 
parochorum in iis, quae matrimonia eorumque denunciationes respiciunt, si 
quas forte ex gynaeceis mulieres contrahere nuptias contigerit. J 

Hape vero sancita volumus de funeribus capitularium praesidum, capel- 
lanorum, moderatricum, alumnarum, ministrorum et personarum omnium tani 
in Dionysiana domo,- tum in praedictis gynaeceis, dömoque caecis exCipiendid 
decedentium, ut nimirum accedente parocho, intra cujus paroeciae flnes domud 
sita est, ad ecclesiae vel domus ejusdem fores, acceptoque defuncti cadaverd 
sibi per clerum capitularem tradito, illud ut in more est, ad paroeciam ef- 
feratur, in qua justa funebria divinaque officia curentur, ut deinceps in 
coemeterinm asportetur. 

Quod si postmodum ex imperiati munificentia proprium pr6 his'ce lociS 
coemeterium paretur, jus funerum pro personis, quae ibidem obiverint, ad 
primicerium, electosque ab ipso vicarios integre spectare mandamus, quin pa¬ 
rocho jus ullum in ipso sit; ? 

Ad paroecialia vero munera obeunda mandamus, ui unum ex canonicisj 
praemisso coram examinatoribus periculo ipse primicerius praeficidt amovibilem 
ad nutam, eidemque adjutores designet unum vel plures sacerdotes, qui antea 
instituto coram supradictis examine idonei jiidicäti fuerint ad confessioneö 
fidelium utriusque sexus excipiendas. 

Ceterum id quoque privilegii primiceriö vel alteri per ipsum ex collegii 
episcopis designando attribuimus, ut nimirum confirmationem administret iis^ 
qui ad capituli et supradictarum imperialium domorum familiam pertineant. " 
Cum vero necessario prospiciendum sit' spirituali tum capituli ecclesiae, 
tumdictarom domorum imperialium gubernationi per id temporls/ quo primi-* 
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ceriatum Tel ex obitu vel alin ex legitima causa vacare conti ngat, praecipi- 
mus et mandamus ut, intra octo dies, alter ex cauonicis per secreta suffragia 
Ticarius capitularis eligatur, cui temporaria eorumdem locorum procuratio 
committatur. 

Quae quidem electio si stato eo tempore minime concilietur, archiepiscopo 
Parisiensi, devolutum pro illa vice jus electionis denunciamus, qui unum e 
coUegio ad id muneris evocabit. 

Tandem ut ea omnia, quae superius a Nobis sancita sunt optatum ad 
exitum rite perducantur, volumus ac praecipimus, ut barum nostrarum litte- 
rarum executor sit dilectus filius apud serenissimum Francorum Imperatorem 
nuntius apostolicus cum facultate subdelegandi personam aliam in ecclesiastica 
dignitate constitutam, atque ad hoc potestatem ei facimus, illa omnia praestare 
statuere ac decernere, quae ad earumdem rerum omnium exequutionem con- 
grua esse videantur; facta itidem dicto nuntio vel ejus subdelegato facultate 
definitive pronuntiandi super quacumque oppositione adversus praemissa quo- 
modolibet oritura, ita tarnen ut ad nostram consistorialibus rebus praep'ositam 
congregationem decretorum omnium et singulorum in praesentium litterarum 
exequutione conficiendorum exemplar maturo tempore transmittat ad hoc, ut 
in praefatae congregationis consistorialis archivio de more ponatur et ad- 
servetur. * 

Praesentes vero litteras et omnia in eis contenta nullo unquam tempore 
de subreptionis et obreptionis aut nullitatis vitio aut ihtentionis nostrae de- 
fectu ex qualibet causa, praetextu et capite etiam in corpore juris clausö 
notari, impugnari, vel in controversiam vocari posse, sed semper et perpetuo 
validas et efficaces existere et fore suosque plenarios et integros effectus 
sortiri et obtlnere, atque ab omnibus, ad quos spectat et quomodolibet spöc- 
tabit, in futurum inviolabiliter observari debere volumus ae deeernknus, eum- 
que in finem contrariis quibuscumque iis etiam, quorum peculiaris et expressa 
meutio habende esset, de apostolicae nostrae auctoritatis plenitudine de- 
rogamus. 

Volumus praeterea, ut harum Mtterarum transsumptis etiam impressisj 
manu tunen alicujus notarii publici subscriptis et sigillo personae in eecle-» 
siastica dignitate constitutae munitis eadem prorsus fides ubique adhibetpr, 
quae ipsis praesentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel ostensae. 

Datum Remae, apud S. Petrum sub annulo piseatoris, die 31« Martii 
MDCCCLVII, pontificatus Nostri anno undecimo. 

Unterseichnet Vicariu* Cardinalis MACCHI. 


Pius PP. IX. 

Ad perpetuam rei memoriam. 

Quae supremi principes Studio religionis ducti ad spirituale sui solatium 
postulant, ea de benignitate Nostra apostolica solemus libenter elargiri. 

Moy’t Archiv für kalk. Kirchenrecht. II. Band. 23 
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Itaque qaam carissimus in Christo Alias Noster Ludovicus Napoleon 10., 
Francoruin Imperator ülustris, a nobis pctierit, ut ex auctoritate Nostra 
apostolica magnus eleemosynarius, sive imperialis sacelli capellanus major 
per Nos constituatur, qui Imperialis familiae et personarum eidem inservien- 
tium, et quovis titulo addictarum in palatiis, sive domibus et castris imperia- 
libus dcgentium spiritualem curam peculiariter gerat, quemadmodum aliis 
summis principibus per dccessores nostros romanos pontifices concessum est, 
nos, attenta Serenissimi cjusdom Imperatoris pietate et in apostolicam sedem 
obsequio, libenter ipsius votis adnuendum censuimus. 

Quamobrcm ccrta scientia ac matura deliberatione Nostra, deque apo- 
stolicae auctoritatis plenitudine, decernimus ac statuimus ea, quae sequuntur. 

Galiiarum in imperio supremus erit eleemosynarius, sive imperialis sa¬ 
celli capellanus major, intcr Archiepiscopos et Episcopos ipsius imperii a 
sercnissimo Imperatore deligcndus. 

Supromo eidem elccmosynario aderit etiam alter Episcopus pro iis, quae 
episcopalls ordinis sunt, ipsius vice, si legitime impediatur, exercendis, nec 
non sacerdos, qui vicarii generalis partes et munus explcat. 

Item praesto erit prcsbyter secrctarii muncre fungens, et alter, qui pro- 
secretarii officium obeat. 

Porro duodccim ad summum crunt capellani sacerdotes, qui in impe- 
riali sacello Parisiis posito in palatio vulgo les Tuileries rem divinam faciant, 
gacrasque functiones pcragant, dcnique octo circiter clerici, aliaeque codem 
numero personae, quae dicto sacello inserviant. 

Jam vero supremus Galiiarum eleemosynarius, sive imperialis sacelli 
capellanus major pro tempore existens ab omni ordinaria jurisdictione im- 
munis ac exemptus erit, prout auctoritate Nostra apostolica per illas litteras 
eumdem eximimus, et Apostolicae huic Sedi immediate subjicimus, ac sub- 
jeetum declaramus. 

Quod si epfccopalis, sive archiepiscopalis ecclesiae regimini fuerit ipsa 
praepositus, a residentiae praescripto juxta canonicas sanctiones minime illum 
solutum volumus atque edicimus. — Idem porro, quemadmodum Archiepis- 
copi, Episcopi, aliique Iocorum ordinarii solent, vi apostolicae Nostrae con- 
cessionis ordinariam jurisdictionem exercebit tum in capellanos, aüosque 
dunes et singulos Imperiali sacello addictos, tum in imperialem familiam, 
aliasque omnes personas eidem actu inservientes vel addictas ubicumque Im¬ 
perator, cjusque imperialis aula versetur, nec non in personas omnes cujus- 
que ordinis, conditionis ac sexus quae degant et commorentur in palatiis 
imperialibus tum Parisiensi, tum Versalionsi, tum in illo, quod cxstructum 
est apud Saint-Cloud, sive in acdibus imperialibus, quae sitae sunt in locis 
Fontainebleau, Compiegne, Rambouillet, denique in castris imperialibus de 
Pau, de Biarritz, de Strasbourg. 

Spectabit proinde commemorato supromo eleemosynario cura et regimen 
celebrationis divinorum officiorum in sacello imperiali, nec non in omnibus 
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ac singulis mcmoratis palatiis, sive acdibus sacerdotem rite probatom prae- 
ficerc, qui parochialia munia suo nomine excrccat. 

Ad ipsum paritcr pertiuebit personis sibi subjectis primam tonsaram 
conferre, casdemquc deinceps ad minorcs ct sacros ordincs juxta sacrorum 
canonum pracscripta, ct apostolicarum constitutjonum rcgulas promovcre. 

Secus vero datis testimonialibus littcris de cujuscumquc actate, vita ab 
moribus, ncc non de scientia, ac titulo ordinationis, ipsum ad alios antistites 
cum apostolica sede communioncm habentes remittcre rite ordinibus initiandum. 

Jam vero cum supremus eieemosynarius, seu capcllanus major tum im- 
perialis familiac, tum aliarum personarum superius dcscriptarum, et sub tecto 
imperialium domorum habitautium proprius ac legitimus parochus exstet con- 
stitutus, ad ipsum pertinebit natos ab cisdcm personis, ct in mcmoratis locis 
in Fantes seu per alios • a sc deputandos saccrdotcs sacro baptismatc lustrare, 
eisdemque sacramcntum confirmationis conferre, itemque sive per sc, sive per 
alios presbyteros sccularcs, aut quorumvis ordinum de suorum superiorum 
liccntia reguläres praevio tarnen examine ab ipso supremo clecmosynario rite 
probandos, omnium pracdictarum personarum sacramcntales Confessiones cx- 
cipcre, eisdemque sacramcnta etiam in mortis articulo ministrarc, salva tarnen 
facultatc, cuiiibct ex mcmoratis personis proprium sibi confcssarium cligendi 
ex presbyteris per cumdcm superemum clecmosynarium, vel per alium Ordi- 
narium adprobatis. 

Insupcr supremus idem eieemosynarius, vel alius saccrdos ab co depu- 
tandus matrimoniis cclebrandis inter personas supra descriptas intcresse de to 
bebit, servatis omnibus de jure servandis, et a concilio Tridcntino express« 
requisitis, si uterquo contrahens praesignatis in locis commorctur; si vero 
mulier domicilium ibidem non habucrit, tune dcnunciationcs seu proclamaliones 
fiant pro parte mulicris, et matrimonium celebretur in parochiali ccclesia, 
cujus intra fincs mulier commoratur; si vero unus aut alter ex contrahentibus 
exteri sint, accepta prius per Ordinarium respectivum informatione ac decreto, 
quod licite inter eos matrimonium celebrari valeat, cidem matrimonio seu per 
Be, seu per alium sacerdotem a sc deputandum intercrit. 

Illius practerea curae crit, ut baptisatorum, parentumque, ncc non com- 
patrum et cornmatrum, itemque matrimonio junctorum nomina dcscribantur 
ln Jibro, qui diligenter servandus crit, ut ad Ordinariorum seu partium po- 
stulationem fides, sive attestationcs in forma solita tradantur. 

Ad jurisdictioncm quod attinct in causis ad forum ccclcsiasticum per- 
tinentibus a supremo clecmosynario cxercendam, omnes ct singulas htijuB 
gencris lites ct controvcrsias, cxccptis tarnen causis hacresis, aliisque per 
sacros canoncs ct apostolicas constitutioncs Summo Pontifici reservatis, contra 
dictos capcllanos, aliasque commcmoratas personas extra tarnen Rnmanam 
curiam tarn motas quam movendas, supremus idem eieemosynarius juxta sa¬ 
crorum canonum ct apostolicarum constitutionum pracscripta in prima instantia 
audire, cognosccre ac deiinire potent, in ultcrioribus vero instantiis causae 

23 * 
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praedictae ad hanc sanctam Sedem Apostolicam cognoscendae ac definiendae 
deferentur. 

Insaper capellani exercitus seu castrenses ad hoc officiam nominati Tel 
nominandi, donec militares copiae in quovis Gallici imperii territorio moren- 
tar, subditi existent respectivi Ordinarii jurisdictioni, temporibus vero, quibus 
militares copias extra Galliarum imperium ac territoria imperiali ditioni sub- 
jecta iter facere, ac per aliquod temporis spatium manere contigerit, excepta 
semper alma Urbe, ac pontificia nostra ditione, supremus eleemosynarius ne- 
cessarias atque extraordinarias facultates capellanis castrensibus tribuet, quas 
hie recensemus: scilicet: parochialia omnia sacramenta militaribus copiis ac 
personis omnibus illarum servitio pertinentibus administrandi, eosdemque mi- 
lites atque officiales, nec non reliquas memoratas personas a crimfne haeresis 
atque apostasiae a fide, et a quibuscumque illorum peccatis, criminibus, ex- 
cessibus, etiam Episcopis et locorum Ordinariis, atque etiam nobis et Apo- 
stolicae Sedi reservatis et reservari solitis, de quibus tarnen ore confessi et 
corde contriti fuerint, absolvendi salutari imposita poenitentia; commutandi, 
relaxandi, dispensandi et respective absolvendi, prout Episcopis et locorum Or¬ 
dinariis juxta sacros canones id facere licet, quoad vota, juramenta, irregu- 
Iaritates et censuras ecclesiasticas, nempe excommunicationes, suspensiones 
et interdicta, nec non quoad ommissionem omnium, sive aliquarum ex de- 
nunciationibus quae matrimoniis personarum ad praedictas copias pertinentium 
praemitti debent; itemque omnibus utriusque sexus personis in militaribus 
copiis existentibus licentiam impertiendi, tarn quadragesimalibus quam aliis anni 
temporibus ac diebus, quibus esus carnium, ovorum et lacticiniorum vetitus est, 
eisdem lacticiniis atque etiam carnibus, servataqne forma jejunii, quatenus 
pro locorum, temporum et personarum conditione fieri potest, utendi ac 
vescendi. 

Insuper celebrandi missam hora una ante auroram, seu post meridiem, 
et si cogat necessitas, etiam extra ecclesiam in quocumque loco decenti, etiam 
snb die et grävissime insuper urgente necessitate bis in die, si tarnen sacerdos 
in priori missa ablutionem non sumpserit, et jejunus fuerit; nec non super 
altare portatili et non integro, sive aliqua ex parte fracto aut laeso, et sine, 
sanctorum reliquiis; denique si aliter celebrari missa non possit, et absit 
periculum sacrilegii, scandali et irreverentiae, etiam praesentibus baereticis 
atque excommunicatis; praeterea benedicendi vasa et paramenta sacra aliaque 
ad divinum cultum pro servitio earumdem militarium copiaram dumtaxat 
necessaria exceptis tarnen iis, in quibus sacra unctio est adhibenda; recon- 
ciliandi capellas et coemetaria quomodolibet polluta, si ad locorum Ordinarios 
commodus non pateat accessus, aqua tarnen prius per catholicum antistitem 
benedicta, et si magna urgeat necessitas, aqua etiam ab eodem non benedicta. 

Celebrandi missam defunctorum pro anima illorum, qui in dictis copiis 
pie decesserint, cum privilegio, ut anima ipsa a poenis purgatorii per modum 
suffragii, si ita Deo placuerit, liberetur. 

Denique concedendi omnibus et singulis Christi fidelibus ad memoratas 



357 


copiaa pertinentibus in articalo mortis saltem contritis, si confiteri peccata 
neqaeant, nec non in Nativitate D. N. J.-C., Paschalis, Resurrectionis et As- 
samptionis B. M, Yirginis festis diebus, vere tarnen poenitentibns et confessis, 
et sacra commanione refectis, plenariam peccatorum suorum indulgentiam et 
remissionem. 

Volumus autem et praecipimas, ut sopradictus sopremns eleemosynarios 
seu major capellanus, nulla alia praeterquam superius expressa jurisdictione, 
facultatibus, privilegiis indultisque sopra designatis, qooad loca, res, personas 
commemoratas ut! ac frui valeat, abrogatis licet singulari et specifica mentione 
dignis in contrariom facientibus quibuscumque. 

Ad extremum mandamns atque decernimus bas nostras litteras, et sin- 
gula in eisdem comprehensa nullo unquam tempore de subreptionis vel ob- 
reptionis, aut nullitatis vitio, vel intentionis nostrae defecta ex qualibet causa, 
praetexto et capite etiam in corpore joris clauso notari, impngnari, vel in 
controxersiam vocari posse, verum perpetuo validaa et efficaces existere et 
fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri et obtinere, atque ab Om¬ 
nibus, ad quos spectat, et quomodolibet spectabit in futurum inviolabiliter 
observari, eumque in finem contrariis quibuscumque iis etiam, quorum pe- 
culiaris et expressa mentio habende esset, de apostolicae nostrae aactoritatis 
plenitudine, derogamus. 

Volumus praeterea atque mandamus, ut praesentium litterarum transsumptis 
etiam impressis, manu tarnen alicujus notarii publici subscriptis, et sigillo 
personae alicujus in ecclesiastica dignitate constitutae munitis eadem prorsus 
fides ubique adhibeatur, quae ipsis praesentibus adhiberetur, si forent ex- 
hibitae vel ostensae. 

Datum Romae, apud S. Petrum, sub annulo piscatoris, die 31. Martii 
MDCCCLVÜ, pontificatus Nostri anno undecimo. 

Unterzeichnet Vicarius-CardinaUs MACCHI. 


Pipatllehe Cautitnllon filier den Instanzenzug in Ehe- and 
«ndern kirchlichen StreiMaehen im H.aiserthum Oesterreich. 

Pius PP. IX. 

Ad futuram rei memoriam. Vicario munere fungentes illius, de quo in 
sacris Litteris legitur: „ Justitia et judicium correctio Sedis Ejus,“ inter 
multiplices Apostolici Nostri ministerii curas, illa etiam praestamus, quae ex- 
peditiorem, facilioremque justitiae et judiciis viam muniant. Sed porro nunc 
in Austriaco Imperio quoad matrimoniales aliasque ecclesiasticas causas curare 
volentes, ita ut infra, disponere et constituere censuimus. Itaque auctoritate 
Nostra Apostolica, tenore praesentium potestatem ad decennium hinc proximum 
duraturum facimus Archiepiscopo Pragensi pro tempore existenti, cujus vi 
ipse, uti delegatus ad hoc ab S. hac Apostolica Sede, in secunda prorocatione 
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gen, nt vocant, instantia cum matrimoniales, tom alias ecclcsiasticas cansas, 
de quibus Archicpiscopus Vindobonenaia vcl Archiepiscopus Saliaburgenaia *), 
sive iis Sedibus vacantibus rcspectivus illaruni Vicarius Capitularis in prima 
instantia judicavcrint, cognosccrc, dequeiisdem judicare queat, servatis tarnen 
quoad causas matrimoniales Constitutione f. r. P. P. Ucncdicti XIV. Prae- 
dcccssoris Nostri, cujus initium „Dei miacrationc“ et quo ad alias ccclcsia- 
sticas causas iis omnibus, quac jure canonico praescripta sunt. Volumus 
autem atque mandamus, ut dictus Archiepiscopus Pragensis in omnibus et 
gingulis hujusmodi actis expressam ac spccificam mentionem faciat dclegationis 
Apnstolicac, de qua supra. Hacc constituimus, conccdinius et mandamus, non 
obstantibus Constitutionibus et Ordinationibus Apostolicis aliisque, etiam spe- 
ciali et individua mentione dignis contrariis quibuscunquc. 

Datum Bomac apud S. Petrum sub Annulo Piscatoris die XXVIII. No- 
vembris MDCCCLYI, Pontiücatus Nostri Anno Undccimo. 

(L|S.) V. C. MACCHI. 


Das Lcilmcrilzer bischöfliche Consistorium hat unterm 20. Aug. 1857 
(Consistorialcurrcnde K. 40 Zahl 4494) folgende 

Weiiang betreffs der Abscbliessung gemischter Ehen 

an die Scclsorgsgeistlichkeit erlassen: 

„Da bereits Fälle vorgekommen sind, dass hiesige Diöcesancn sich nicht 
gescheut haben, nicht nur gegen das ausdrückliche Verbot der Kirche mit 
akatholischen Personen, ohne alle Zusicherung der katholischen Kindererzie¬ 
hung, sich ehelich zu verbinden, sondern sogar in gänzlicher Vergessenheit 
und Verachtung ihres Glaubens diese ihre unerlaubte Verbindung selbst vor 
einem akalholiachcn Paator dea Aualandea cinzugehcn, so wird hiemit die 
gesammte hoch- und wohlchrvürdigc Seclsorgsgeistlichkcit angewiesen, zur 
Abachlieaaung einer aolchen unerlaubten Verbindung auf keine Weiae mit¬ 
zuwirken. Wenn daher solche Personen zur Eingehung einer Ehe sich melden, 
die da erklären, sie wollen dieselbe vor dem ausländischen akatholischen 
Pastor schliesscn, und die durch den scclsorglichcn Zuspruch sich von diesem 
ihrem unkirchlichen, sündhaften und strafbaren Vorhaben nicht abbringen 


*) Kraft desselben ganz gleichlautenden Breve’s wurde dieselbe Faonltät übertragen dem 
Erzbischöfe von Olmiitx in Betreff der erzbischöflichen Stühle von Lemberg [latei¬ 
nischen Ritus] und Prag; ferner dem Erzbischöfe von Agram für den erzbischöf¬ 
lichen Stuhl von Colocsa , und umgekehrt dem Erzbischöfe von Colocsa für den 
Metropolitan-Stuhl von Agram; ferner für Brixen, Trient und die übrigen Suffragan- 
diöcesen Gurk, Seckau, Lavant und Leoben ist Salzburg Metropolitangericht [II. In¬ 
stanz]. In Lemberg ist die II. Instanz für die gallizischen Snffragane. In Prag 
ist die II. Instanz für Königsgrätz, Leitmeritz und Budwels. Wien ist die 1L In¬ 
stanz für Linz und St. Pölten. 
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lasses, — so haben die Seelsorger, ohne erst hievon eise Anseige, Mltthei- 
luog oder Bitte an das hochwürdigste bischöfliche Ordinariat oder Consisto- 
rium su richten, den betreffenden Personen su bedeuten, dass in Folge ihres 
unkirchlichen und sündhaften Vorhabens der Seelsorger ghnslich ausser Stand 
gesetst sei, su ihrer projectirten unerlaubten Verbindung in irgend einer 
Weise mitsuwirken, worüber jedoch nachträglich ein Bericht anher su er¬ 
statten ist. 

Die Seelsorger dürfen daher solchen Personen kein Religiontxeugnit* 
ausstcllon, dieselben nicht verkündigen, und dem akatholischen Pastor des 
Auslandes auf seine, wie immer lautenden Zuschriften nichts Anderes erwie- 
dern, als: „Von dem gefertigten Seelsorgsamte kann und darf su der vor¬ 
habenden ehelichen Verbindung des N. N. mit der N. N. in keiner Weise 
mitgewirt werden.“ 

Nach dieser Weisung haben sieb die Seelsorger in vorkommenden Füllen 
genau su benehmen. 


Schreiben des hell. Vaters Fla« IX. an den hoehvr. Herrn 
Fürstbischof Vlncenz von Brisen. 

(Brixner Diöcesanblatt. St. IX.) 

An den hochwürdigen DiucesanHerus! 

Ich kann nicht umhin, ehrwürdige Brüder, das Schreiben, welches 
Se. Heiligkeit Papst Pius IX. unterm 16. April an mich richtete, euch mit-' 
suthcilcn; denn es sagt uns so recht eindringlich, was uns Allen namentlich 
mit Rücksicht auf die eigenthümlichcn Zcitvcrhältnissc gans besonders noth- 
thut. Es lautet: 

Yenerabiii JFratri f 'incentio Eplscopo JBrixinenti 

Pius PP. JX. 

Vencrabilis Frater, Salutem et Apostolicam Bcnedictionem. Gratae 
Nobis admodum fuere Tuae Litterae VII. Kalendas hujus mensis ad Nos datae, 
quibus, Venerabilis Frater, documentum misisti jurisjurandi, quo in episcopali 
consecratione suscipienda Tuam Nobis, et huic Apostolicae Sedi fidem magis 
magisque ex more obstrinxisti. Namque ex iisdem Litteris intelleximus, 
quibus singularis pietatis, anjoris et obsequii sensibus Te Nobis, et huic Petri 
Cathedrae firmiter adhaerere glorieris, et quo Studio sis animatus ad omnes 
gtavissimi episcopalis muneris partes, divina auxiliante gratia, obeundas. 
Tuere porro haec egregia religiosae Tuae mentis sensa catholico Antistite 
plane digna, ac divina Hlius ope fretus, qui humilibus dat gratiam, quique 
sperantes in Eo confundi non patitur, labora veluti bonus miles Christi 
Jesu, omnesque Tuas curas, cogitationesque in istius Dioecesis Tibi com- 
missae bono procurando impende. Atque in primis Tibi vehementer cordi 
sit divinae fidei nostrae depositum integrum, inviolatumque custodire catho- 
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licae Ecclesiae causam ejasque doctrinam, jura, libertatem strenue tueri aß 
defendere. Cum autem probe noscas, fideles pöpulos ad christianae vitae 
formam atque ad pietatem, religionem, Deique cultum, omnemque virtutem 
vel maxime provocari et excitari eorum vita et exemplo, qui se divino mi- 
nisterio dedicarunt, tarn omni industria ac stad io continenter advigila, Vene-* 
rabilis Frater, nt ecclesiastici viri propriae vocationis ac dignitatis semper 
memores ab iis omnibus declinent, quae Ciericis vctita, quaeque eos nequa- 
quam deceant, ntqae virtatum omnium exempla christiano populo praebeant, 
orationi instent, proprii ministerii munia sancte, scienter, diligenter exerceant, 
ac sacrarum prnesertim disciplinaruta stndia numquam intermittant, et in 
animarum salutem procurandam totis viribus incumbant. Et qnoniam Te mi¬ 
nime- latet, quam vehementer Ecclesiae Intersit hisce praesertim temporibus 
idoneos habere Ministros, qui nonuisi ex Ciericis optime institutis fieri pos¬ 
aunt, omnem contentionem adhibe, ut adolescentes Cierici vel ab ineunte 
aetate per lectissimos probatissimosque Magistros ad ecclesiasticum spiritum 
ac sacerdotales virtutes matare fingantur, atque humanioribus litteris, etseve- 
rioribus disciplinis praecipue sacris ab omni prorsus cujusque profanae novi- 
tatis et erroris periculo alienis studiosissime erudiantur. Tibi autem nota 
sunt mpnstrosa cujusque generis errorum portenta et multiplices fraudes, 
quibus inimici homines omtiium animos mentesque corrumpere ac pervertere 
connituntur. Quocirca, Venerabilis Frater, ne desinas unquam tum salutaribus 
monitis, tum opportunis pastoralibus scriptis fideles Tibi commissos hortari, 
monere, ut in catholicae religionis professione stabiles et immoti persistant, 
insidiantium hominum fallacias devitent et horreant, et nunquam se decipi 
atque in errorem induci patiantur. Cum vero pro Christo legatione fungaris, 
qui venit quaerere et salvum faoere, quod perierat, tum in omni bonitate, 
patientia, caritate, doctrino miseros errantes ad salutis ac justitiae semitas 
reducere contende. Atque inter angustias, quae in hac potissimum tanta 
temporum asperitate ab episcopali munere abesse non possunt, ne abjicias 
animum, sed confortare in Domino, et in potentia virtutis Ejus et iilam as- 
sidue cogita immarcescibilem gloriae coronam ab aeterno Pastorum Principe 
perseverantibus promissam. Persuasissimum autem Tibi sit, Nos perlibenter 
praestituros, quidquid ad majorem Tuam, et istius Tili gregis salutem per- 
tinere posse noverimus. Interim vero haud omittimus humiles Deo Optimo 
Maximo adhibere preces, ut uberrima suae Bonitatis dona super Te propitius 
semper effandat, utque iis omnibus, quae Ipso dante in ista Dominicae Yineae 
suae parte plantaveris atque rigaveris, incrementum tribuat. Cujus divini 
praesidii auspicem, et praecipuae paternae Nostrae in Te caritatis testem 
Apostolicam Benedictionem intimo cordis affectu Tibi ipsi, Venerabilis Frater 
et gregi Tuae vigilantiae concredito peramanter impertimus. Datum Romae 
apud Sanctum Petrum die 16. Apr. Anno 1857. Pontificatus Nostri Anno llmo. 

PIUS PP. IX. 

Brixen, 18. August 1857. VINCENZ, Fürstbischof. 
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Anordnungen über du Begr&bnlee .der Selbstmörder. 

(Brixner Diöcesanblati. X. St.) 

Zu den Gegenständen, in welchen die politische Gesetzgebung in Folge 
des mit dem heil. Stuhle abgeschlossenen Concordates einer Modification 
unterzogen werden musste, gehört auch das Begrftbniss der Selbstmörder. 
Denn durch Artikel 16. des Allerhöchsten Patentes vom 17. Jänner 1850 
war angeordnet worden, dass die Leichen von Personen, die sich selbst 
entleibt haben, in der Stille auf dem Friedhofe zu beerdigen seien. Diese 
Verordnung steht nämlich mit den Artikeln 4, 10 und 34 des Concordates, 
insofern als es sich um katholische Friedhöfe und um Leichen zurechnungs¬ 
fähiger Selbstmörder handelt, im Widerspruch. Um diesen möglichst zu be¬ 
seitigen, hat das Ministerium für Cultus und Unterricht laut hoher Mittheilung 
vorn 30. Oct. 1857, Zahl 1420 C. U. M. über den bezüglich der Beerdigung 
von Selbstmördern seitens der k. k. Behörden zu beobachtenden Gang an 
dieselben folgende Weisungen ertheilt: 

„In allen Fällen einer gehörig constatirten Selbstentleibung hat die be¬ 
treffende politische Bezirksbehörde durch eine eigens hiefür aufzustellende 
Commission eine genaue Untersuchung der Umstände, welche der That vorher¬ 
gegangen sind oder sie begleiteten, and auf die Frage der Zurechnungs¬ 
fähigkeit des Selbsentleibten einen Bezug haben, vornehmen zu lassen. 

Die Bezirksbehörden haben bei der Wahl dieser Untersuchungs-Com- 
missäre ihr Augenmerk auf solche Männer zu richten, welche das volle 
Vertrauen in Beziehung auf ihre Befähigung und ihren Charakter verdienen. 

Es ist sehr zu wünschen, dass zu dieser Untersuchung jeweilen der 
Pfarrer des Ortes, in dessen Sprengel der Selbstentleibungsfall vorgekommen, 
beigezogen werde, damit derselbe in die Lage komme, sowohl unmittelbar 
von dem Sachverhalte sich zu überzeugen, als auch die allenfalls zu Gebote 
stehenden Auskünfte der Commission unmittelbar an die Hand zu geben. 

Den Bezirksbehörden ist gleichzeitig die Beobachtung der durch Ver¬ 
ordnung vom 8. April 1857 Nr. 73 des Reichsgesetzblattes gegebenen Vor¬ 
schrift über Vornahme einer Leichensection bei Selbstentleibungen neuerdings 
einzuschärfen. 

Das Resultat dieser Erhebung, sowie der ärztliche Sectionsbefund ist 
sodann dem betreffenden Seelsorger mitzutheilen. 

Ist dieser mit den Ansichten der Bezirksbehörde über die Zurechnungs¬ 
fähigkeit des Selbstentleibten einverstanden, so kann ohne weiters zur Be¬ 
erdigung nach Massgabe der Anordnung des Pfarramtes geschritten werden. 

Tritt aber der Fall einer abweichenden Ansicht in der Richtung ein, 
dass ein von der politischen Behörde als unzurechnungsfähig erklärter Selbst¬ 
entleibter von der Pfarrstelle als zurechnungsfähig behandelt, und von dem 
Begräbnisse auf dem christlichen Friedhöfe ausgeschlossen werden will, so 
hat die -erstere den Gegenstand an die Kreisbehörde (Komitatsbehörde, De¬ 
legation), und wo diese nicht bestehen, an die Landesstelle zu leiten, deren 
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Aufgabe es sein wird, sich mit dem Ordinariate in’s Einvernehmen za setzen 
and im gegenseitigen Einverständnisse die Sache auszutragen. 

Die dadurch vcranlasste Verzögerung darf jedoch den über Beerdigung 
der Leichname bestehenden sanitätspolizeilichen Vorschriften keinen Abbruch 
bringen. Es wird deswegen ferner angeordnet, dass, wenn voraussichtlich 
in einem solchen gegebenen Falle die Aufbewahrung des Leichnams bis zur 
Austragung der Sache, ohne den sanitätspolizeilichen Vorschriften zuwider 
zu handeln, nicht möglich ist, eine provisorische Beerdigung ausserhalb des 
Friedhofes vorgenommen werde. Wird sodann die Unzurechnungsfähigkeit 
des Betreffenden anerkannt, so hat sofort die definitive Beerdigung auf dem 
Friedhofe stattzufinden. Jedenfalls sind die Bezirksbehörden anzuweisen, 
dafür Sorge zu tragen, dass für solche provisorische Beerdigungen, so wie 
für die Beerdigung anerkannt zurechnungsfähiger Selbstmörder solche Orte 
gewählt werden, welche eben 60 gut den kirchlichen Vorschriften, wie dem 
Gebote christlicher Liebe Rechnung tragen/ 1 

Die Mittheilung dieses hohen Ministerial-Erlasses veranlasst mich, der 
hoch würdigen Diöcesan-Seelsorgs-Geistlichkeit für ihr künftighin bei solchen 
Fällen einzuhaltendes Verfahren Folgendes vorzuzeichnen: 

1. Da die Aufstellung einer Untersuchungs-Commission, zu welcher nach 
dem' Wortlaute, der eben mitgetheilten Ministerial-Verordnung nur solche 
Männer zu berufen sind, „die das volle Vertrauen in Beziehung auf ihre Be¬ 
fähigung und ihren Charakter verdienen,“ dem Seelsorger zu seiner eigenen 
Orientirung nicht anders als erwünscht sein kann: so soll er sich nicht 
weigern, der von der k. k. Bezirksbehörde an ihn ergehenden Einladung 
zur Betheiligung an einer sulchen Commission Folge zu leisten, und dieser 
die gehörigen Auskünfte über die Persönlichkeit des Selbstmörders und die 
Umstände, welche der That vorausgingen oder sie begleiteten, in wie weit 
ihm dieselben bekannt geworden und mittheilbar sind, bereitwillig zu er- 
theilen. Ebenso bereitwillig soll der Seelsorger bei dieser Gelegenheit auch 
von den Aussagen der übrigen Commissionsmitglieder und von den Ergeb¬ 
nissen der ärztlichen Leichen-Section Notiz nehmen, um sich, so viel als 
möglich, ein bestimmtes Urtheil über die Zurechnungsfähigkeit des Selbst¬ 
mörders zu bilden. Dabei wolle sich der Seelsorger beständig- erinnern, 
dass die Kirche den Trost, die Ehre und das Recht des kirchlichen Begräb¬ 
nisses nur demjenigen versage, der sich freiwillig (voluntarie) d. h. durch 
eine solche actio voluntaria, die eine schwere Sünde zu begründen geeignet 
ist, den Tod gibt. 

2. Das Urtheil der Untersuchungs-Commission ist für den Seelsorger 
natürlich nicht bindend; trifft er jedoch in seinem Urtheile mit dem der 
Untersuchungs-Commission zusammen, so ist die Sache hiemit abgethan. Die 
Leiche des Selbstmörders ist, woferne er als unzurechnungsfähig erklärt 
wird, auf kirchliche Weise, jedoch mit kluger Hintanhaltung jeder unge¬ 
wöhnlichen Feierlichkeit, zu bestatten; wird er hingegen als zurechnungs¬ 
fähig erklärt, so ist sie ausserhalb des geweihten Erdreiches und ohne olle 



kirchliche Feierlichkeit zu begraben. In diesem letzteren Falle finden dann 
natürlich auch keine Exequien oder Todtongottesdienste statt. 

3. Trägt der Seelsorger Bedenken, dem Urlheiie der Untersuchungs- 

Commission und ihrem Ausspruche auf Unzurechnungsfähigkeit beizupflichten, 
veil ihm die hiefür bcigcbrachtcn Gründe wohl beachtcnswcrth scheinen, aber 
keine volle Beruhigung gewähren: so gehört der Fall unter die zweifelhaften, 
in denen nach dem Ausspruche der canonischen Rcchtslchrcr die kirchliche 
Bestattniss nicht verweigert werden soll. Bekannt ist die Stelle aus dem 
angesehenen Canonisten Lucius Ferraris sub V. Sepultura Nro. 181: Quod 
si quis reperiatur in putco vcl in flumine submersus, aut laquco suspensus, 
veneno seu ferro interfectus, sepultura privari non debet, nisi aliundc constet , 
quod scipsum voluntario et sui compos occidcrit. Quod tarnen in dubio non 
est praesumendum, cum in dubio delictum praesertim tarn grave de nemine 
praesumatur, tum quia potuit talis per insidias aut vi per alium in puteum 
vel Humen praccipitari aut laquco suspendi, aut quod satis probabile est, ex 
•mentia vel mentis alienatione sc ipsum occidcrc. Signum autem sufficiens 
suspicandi, quod adfuerit alienatio mentis, est, si antca animadversus e6t in 
melancholia defigi, item 6i mane sit confessus, communicarit, et postea in- 
veniatur mortuus cum laqueo in collo, seu demersus in putco vel flumine. 
Löhner putat, si commodc ficri potest et sit suspicio voluntariae caedis, quod 
melius cxpcctctur judicium Episcopi. Sic ctiam si reus non confessus, nec 
legitime convictus reperiatur mortuus in carcerc, non ideo statim privandus 
est sepultura ccclcsiastica. Undc in similibus attcndcndac sunt omnes circum- 
stantiae talis mortis, personae, loci vcl temporis ad dignoscendum, an quis 
sit a seipso sibi bene praesente voluntarie occisus, vcl ex amentia seu mentis 
alienatione, aut ab alio interfectus, et sic an privandus sit, nec ne, sepultura 
ccclcsiastica. Im Sinne dieses canonischen Gutachtens, so wie unsers Ma¬ 
nuale : De exequiis et sepulturis, sind solche Fälle mit genauer Angabe aller 
Umstände dem Ordinariate oder doch wenigstens dem Dccanalamte zur Ent- 
scheidimg vorzulegen, wo ferne dadurch keine Verzögerung der gesetzlichen 
Begräbnisszcit herbeigeführt wird. ' 

4 . Hegt endlich der Seelsorger die gegründete Uebcrzeugung , dass ein 
von der politischen Behörde als unzurechnungsfähig erklärter Selbstmörder 
zurechnungsfähig und somit von der Bestattung auf dem geweihten Erdreiche 
auszuschliesscn sei, so liegt es dem Seelsorger ob, die Angelegenheit jeden¬ 
falls und selbst dann, wenn die gesetzliche Begrübnisszeit überschritten und 
eine provisorische Bestattung ausserhalb des Gottesackers verfügt werden 
wüsste , an das Ordinariat zu leiten, und sich, bis von demselben die Ent¬ 
scheidung erfolgt, jedes weiteren Vorganges zu enthalten. 

Mit Gegenwärtigem wird die Verordnung vom 25. Oct. 1850 Nr. 2870 
ausser Wirksamkeit gesetzt. 

Brixen, 20. Nov. 1857. 

VINCENZ, Fürstbischof. 
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Heber die Bedeckung de* Altars. 

(B. D. B. 1. o.) 

1. Die massgebende Vorschrift, auf welche Weise der Opferaltar so 
bedecken sei, ist in den Generalrnbriken des Römischen Missale enthalten, 
wo eS heisst: „Altäre, in quo sacrosanctum Missae sacrificium celebrandam 
est, debet esse lapideum, et ab Episcopo, siye Abbate facoltatem a Sede 
Apostolica habente, consecratum, vel saltem ara lapidea, similiter ab Episcopo 
vel Abbate, nt snpra consecrata, in eo inserta, quae tarn ampla sit, ut Ho- 
stiam et majorem partem Calicis capiat. Hoc Altäre operiatur tribus mappis 
seu 'tobaleis mundis, ab Episcopo, vel alio habente potestatem benedictis, 
superiori saltem oblonga, quae usque ad terram pertingat, duabus altis brevio- 
ribus, vel una duplicata.“— Am Schlüsse dieser Rabrik heisst es: „Super 
altare nihil omnino ponatur, quod ad Missae Sacrificium, vel ipsius altaris 
ornatum non pertineat.“ — (Rubr. Gen. Mss. XX.) 

2. Diese Rubrik spricht, wie aus dem Wortlaute klar erhellt, sowohl 
vom altare fixum als portatile. Beide müssen von Stein und auf gleiche 
Art bedeckt sein, und auf beiden darf durchaus nichts sich befinden, was 
nicht zum heil. Messopfer oder zur Zierde des Altares gehört. — Daraus 
folgt, dass jede Uebertünchung des Steines mit Mörtel oder einem anderen 
Stoffe ganz unzul&ssig ist. Die aufgetragene Schichte muss sorgfältig ent¬ 
fernt werden, mit möglichster Schonung des Sepulchrum, falls dasselbe in 
der Mensa eingelegt wäre, bis der consecrirte Stein erscheint, den die vor- 
schriftsmässigen Ueberlagen zu bedecken haben. 

3. Die vorliegende Rubrik muss aber durch eine andere ergänzt werden, 
die lautet: „Tum ministri ponunt super altare Chrismale, sive pannum Iineum 
ceratum, ad mensuram Altaris factum; deinde vestiunt altare tobaleis.‘‘ (Pontif. 
Rom, de Eccl. Dedic.) Zuerst muss also auf den geweihten Stein ein Stück 
Wachsleinwand gelegt werden, welches den ganzen Altar bedeckt, lieber der 
Wachsleinwand werden sodann die drei vorgeschriebenen leinenen Altartücher 

n ausgebreitet, von denen die untersten zwei die ganze Oberfläche des Steines 
bekleiden müssen, die dritte oder oberste aber zugleich über den Altar herab¬ 
hängen soll. Wenn diese.drei Altartücher fehlen, so ist es nicht erlaubt, 
die heil. Messe zu feiern. Daher sagt das Missale, wo es „de defectibus“ 
handelt, welche bei der Feier des heil. Messopfers Vorkommen: „AHi vero 
sunt defectus, qui in Missae celebratione occurrentes, etsi veritatem Sacra- 
menti non impediant, possunt tarnen aut cum peccato, aut cum scandalo 
contigere.“ (L. c. n. 1.) Hieher wird gerechnet der defectus: „ut si cele- 
bretur in altari non consecrato, vel tribus mappis non cooperto .“ (L. c. 
n. X.) 

4. Auch das canonische Recht verlangt die genannten Altartücher, wie 
es sich aus dem c. si per negligentiam D. II. de Consecratione ergibt. Darauf 
bezieht sich Benedict XIV., wenn er sagt: „Terna esse debent lintea.“ (De 

S. Mss. Sacrif. L. L c. UI. 5.) 

An der Stelle, wo der heil. XJguori von den Erfordernissen zur heiligen 
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Messe handelt, nennt er als »weites; „Mappa linea triplex.“ (Tract. XXI. 
Art. IV.) Auf die Frage: „An possint sufficere duae mappae vel una du- 
plicata,“ antwortet er: 

„Affirmant Suarea eto. etiamsi duae mappae totum altare non tegerent. 
Ego puto non recedendum a rubrica, quae exigit triplicem mappam. Probabiliter 
tarnen ajunt Rone, etc., id culpam venialem non excedere. Celebrare autem 
sine ulla mappa, non excusatur a mortali.“ — (L. c.) 

5. Die Altartücher müssen von Linnen sein, wie aus dem Gesagten klar 
ist. Die S. Rituum Congregatio hat mit Decret vom 15. Mai 1819 befohlen: 
ne ex alia materia fiant, nisi ex lino, vel cannabe.“ Dieses Decret ist vom 
heil. Vater confirmirt. 

6. Nicht selten wird auf das oberste Altartuch noch eine Wachsleinwand 
gelegt, um dasselbe vor Staub undSchmuta au bewahren. Diese Wachslein¬ 
wand soll aber während der Feier des heil. Opfers fortgenommen werden, 
wie unsere Constitutiones Synodales vorsebreiben. Die Oberfläche der Ein¬ 
fassung des Altars darf nicht au breit sein, auf dass der celebrirende Priester 
nicht in Gefahr komme, die heil. Hostie auf die Einfassung statt auf den 
geweihten Stein au legen. 

Brixen, 24. Nov. 1857. 

VINCENZt Fürstbischof. 


Die Privatblldnng tauglicher Lehrer fttr niedere 8 eh ulen 

betreffend. 

(B. D. B. IX. Stück.) 

An die Aochw. Diiicesan-Seelsorgsgeistlichkeit. 

Das Consistorium sieht sich veranlasst, die nachstehenden vom hohen 
Ministerium des Cultus und Unterrichtes unter dem 26. Juli 1852 Zahl 
8656/1131 erlassenen Bestimmungen über die Privatbildung tauglicher Lehrer 
für niedere Schulen aur neuerlichen Kenntniss der Diöcesan-Geistlichkeit au 
bringen. 

„Um für einen aureichenden Nachwuchs an tauglichen Lehrern für min¬ 
dere Volksschulen insbesondere in abgelegenen Gebirgsgemeinden au sorgen, 
wird die Landesschulbehörde ermächtigt, für Candidaten der so eben be- 
»eichneten Schulen eine Privatbildung unter nachstehenden Bedingungen ver¬ 
suchsweise au gestatten: 

a) Zur Ertheilung des pädagogischen Privatunterrichtes sollen nur jene 
Lehrer berechtiget sein, welche durch Geschicklichkeit, Fleiss, und einen 
religiös-sittlichen Wandel pich rühmlich hervorthun, und eine wohl¬ 
eingerichtete Schule unterhalten, und im Stande sind, die Candidaten 
ausser den Schulgegenständen im Gesänge und Orgelspiele au unter¬ 
richten. Sie werden von den Schuldistricts-Inspectoren gewählt, und 
für den Fall, dass sie sich mit der Privatbildung der Schulcandidaten 
befassen wollen > dem f. b, Consistorium zur Bestätigung qngezeigt. 
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b) Ist es nothwendig, dass auch der Schulkatech’et dem in einer Volks¬ 
schule heranzubildenden Candidatcn eine besondere Aufmerksamkeit *0- 
wendc, und ihn in eigenen Nebenstunden in der Religion und allen¬ 
falls auch in einigen andern das Schulfach betreffenden Gegenständen 
unterrichte. 

c) Der Schulbezirks-InspectOr hat bei den gewöhnlich vorzunchmcnden 
Schulvisitationen sich auch von den Fortschritten und dem religiös¬ 
sittlichen Verhalten der Privatschul-Amtscandidaten zü überzeugen. 

d) Nach zurückgelegtera siebzehnten Lebensjahre kann der Candidat sich 
durch seinen Seelsorger und Schuldistricts-Inspcctor beim f. b. Con- 
sistorium zur Prüfung anmeldcn lassen. 

e) Es wird der Landesschulbchördc übertragen, die erforderlichen Anord¬ 
nungen bezüglich der abzuhaltendcn Prüfung nach den von ihr ge¬ 
gebenen Andeutungen im Einvernehmen mit dem Ordinariate zu treffen. 

f) Nach dem Erfolge der Prüfung ist entweder auf Abweisung oder auf 
Befähigung als Untcrlchrer nur für eine mindere Kategorie von Schulen 
oder bei einer nachgcwiescncn vorzüglichen Ausbildung auf Befähigung 
für Landschulen überhaupt von der Prüfungscömmission zu erkennen. 

Es wird übrigens auch gestattet, die Prüfung der Privatpraparandcn 
an den für Landschullehrer bestehenden Lehranstalten in gleicher 
Weise, wie mit den öffentlichen Präparandcn abzuhaltcn. 

g) Solche Unterlchrer haben zur Erlangung des Lehrerzeugnisses nach 
einer mindestens einjährigen belobten Dienstleistung an einer öffent¬ 
lichen Schule und zurückgclegtem zwanzigstem Altersjahre die vorge- 
schriebcne strenge Prüfung an den hiezu bestimmten Hauptschulen zu 
bestehen. 

Die im Einvernehmen mit dem hochw. Ordinariate hierüber getroffenen 
Anordnungen sind folgende: 

Das Ordinariat entscheidet für die Gestattung der Prüfung nur dann, 
wenn in dem Anmcldungsberichte des Districts-Inspectors nebst dem vorge- 
schriebcncn Alter des Candidatcn auch dessen musterhafte Sittlichkeit und 
der fortwährende Flciss in der eigenen Ausbildung unter der Anleitung des 
Lehrers und des Katecheten in und ausser der Schule, und wenn er auch 
für den Organistendienst sich vorbereitet, zugleich seine dicsfüllige Verwen¬ 
dung gehörig nachgewiesen, und die Hoffnung auf einen günstigen Erfolg 
der Prüfung, sowie die Aussicht auf baldige Verwendung zum Schuldienste 
begründet erscheinet. 

Ueber Antrag des Ordinariates bestimmt die Landcsschulbehörde den 
Ort und die Zeit der abzuhaltenden Prüfung und zwei Lehrer, welche mit 
dem vom Ordinariate bezeichnten Commissär die Prüfung vorzunchmen haben. 

Die Prüfung wird in folgender Weise abgehalten: 

Aus der Religion prüft der f. b. Commissär, oder ein von demselben 
hiezu berufener Katechet. Dann werden Stücke aus den vorgeschricbencn 
Schulbüchern gelesen, einige Rechnungs - Aufgaben in Kopf- und Ziffer- 
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recbriung mit Begründung des Verfahrens gelöset, ein leichter Stoff in schrift¬ 
licher Ausführung und mit einigen Zeilen Schönschrift bearbeitet, dann Stöcke 
aus der Fibel und den Lesebüchern mit Proben von Anschauungs, Denk-, 
Lautier-, Buchstabier-, Lese- und Sprachübungen behandelt, endlich einige 
Fragen Uber die Schulsucht und die Pflichten des Lehrers vorgesetst. 

Als Hülfsbücher, welche dem Candidaten sur Selbstübung dienen, und 
sogleich den Stoff beseichnen sollen, dem die Fragen der Prüfenden su ent¬ 
nehmen sind, werden gegenwärtig beseichnet: 

Der grosse Katechismus und die vorgeschriebene biblische Geschichte, 
das Methodenbuch für Lehrer an Trivial- und Hauptschulen namentlich dessen 
Einleitung und allgemeine Methodik, und das 2-, 3., 4- und 5. Hauptstück 
für die specielle Methodik des Lese- und Sprachfaches, die Fibel und die 
vorgeschriebenen Lesebücher mit den dasu verfassten Hülfsbüchern, für das 
Rechnen die swei Rechnungsbücher: Anleitung «um Kopfrechnen und An¬ 
leitung «um Rechnen für die «weite und dritte Classe von Mozhnick, dann 
die dem Lehrer *u wissen nothwendigsten Verordnungen der politischen 
Schutverfassung, endlich die in den bisherigen Lesebüchern für die «weite 
und dritte Classe an Hauptschulen enthaltenen gemeinnütslichen Unter¬ 
weisungen. 

Ist dem Candidaten einige Fertigkeit im Gesang und Orgelspiele bei der 
Bim sugedachten Anstellung nothwendig, oder wünscht er überhaupt hierüber 
ein Zeugniss, so muss er auch eine Probe dieser Geschicklichkeit vor der 
Prüfungscommission ablegen. 

Das Ergebnis« der PrUfung ist mit Vorlage der schriftlichen Arbeit, und 
mit dem Gutachten der Prüfungscommission an das Ordinariat «u berichten, 
welches bei gut bestandener Prüfung dann das vom Scbulenoberaufseher 
Unterzeichnete Zeugniss .ausstellet. 

Dieses Zeugniss lautet nach Massgabe des Ergebnisses folgendermassen: 
Vorweiser dieses N. N. von N. hat bei der mit ihm vorgenommenen Prüfung 
bewiesen, dass er als Unterlehrer für Landschulen überhaupt, oder für eine 
Landschule niedern Ranges allenfalls auch; sowie für den Organistendienst 
empfohlen «u werden verdient. 

Privatpräparanden, welche die Prüfung an einer öffentlichen Anstalt su 
bestehen verlangen, sind ebenfalls dem Ordinariate durch die Districts- 
Inspectoren ansumelden, welches im Falle der Gestattung der Prüfung jene 
Prüfungscandidaten, nnd denDircctor der betreffenden Lehrerbildungs-Anstalt 
hievon in Kcnntniss setset. Derselbe hat den Erfolg dieser Prüfung dem 
Ordinariate besonders cinsuberichten. 

Das Ergebniss der Prüfungen von Privatpräparanden, sowohl der von 
einer Commission als auch der an einer öffentlichen Anstalt geprüften, wird 
von dem f. b. Ordinariate mit dem allgemeinen Schulberichte in einem be¬ 
sonderen Ausweise der Landesschulbehörde bekannt gegeben.“ 

Die h. k. k. Statthalterei fügt der Bekanntgebung dieser hohen Ministerial- 
Anordnung nachstehende Bemerkungen bei. 


« 
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„Es wolle aus dieser Anordnung die wohlgemeinte Sorgfalt des h., Mini¬ 
steriums für das wahre Wohl der Schule entnommen, und darauf hingewirkt 
werden, dass die gegebene Vergünstigung zur Bildang recht nützlicher Lehrer 
benützt werde. 

Dies dürfte vorzüglich dann stattfinden, wenn hiezu berufene Knaben schon 
bei ihrem Austritte aus der Werktagschule, wenigstens aber bei ihrem Austritte 
aas der Feiertagsschule von dem Lehrer oder einem Seelsorgspriester, ohne sie 
ihrer häuslichen Beschäftigung zu entziehen, von Zeit zu Zeit in jenen Gegenrr 
ständen, die sie in der Schule gelernt haben, geübet und besser ausgebildet, 
zum schriftlichen Aufsatze ihrer Wahrnehmungen angeleitet, und durch an-r 
gemessene Lesebücher mit gemeinnützlichen Kenntnissen versehen wurden. ’ 

Die vom Gesetze vorgeschriebene letzte Vorbereitung Unter dem hieza 
allgemein oder für den besonderen Fall aufgestellten Lehrer könnte dann des 
besten Erfolges nicht ermangeln.“ 

Dieser h. Anordnung gemäss wolle von Seite der betreffenden Schul- 
districts-Inspectionen Sorge getragen werden, dass talentvolle und musterhaft 
sittliche Jünglinge als Schulcandidaten auserwählt, und nur für solche Lehrer, 
die sich durch Fieiss, Geschicklichkeit und religiös-sittlichen Wandel aus¬ 
zeichnen , die erforderliche Consistorial-Genehmigung zur Privatbildung von 
Lehramtscandidaten nachgesucht werde. Nach erstattetem seelsorglichem Be¬ 
richte an die betreffende Schuldistricts-Inspection über die erfolgte ent¬ 
sprechende Vorbereitung des Lehramtscandidaten wolle sodann von derselben 
unter Angabe des Ortes und der Zeit der abzuhaltenden Prüfung sowie der 
Zwei prüfenden Lehrer die Bitte zur Bestehung der Unterlehrerprüfung an 
das Consistorium geleitet werden. 

Fürstbischöfliches Consistorium Brisen, 12. Aug. 1857. 

Joseph v. Comtni , k. k. Diöcesan-Schulenoberaufseher. 

Romed Griessenböck, Secretär. 


Circulare den Besuch der Sommerschule, sowie der Sonn- 
und Feiertags-Schule betreffend. 

(B. D. B. IV. St.) 

An die hochw. Diocesan-Seelsorgsgeistlichkeit. 

Die h. k. k. Statthalterei hat mit Erlass vom 25. v-. M. Z. 4455/676 
Schule, Nachstehendes anher mitgetheilt: 

„Aus Anlass wiederholt vorgekommener Klagen über die ganz nnge- 
gründete Vernachlässigung der Sommerschule und des Besuches der Sonn- 
und Feiertagsschule findet die k. k. Statthalterei nachfolgende Bestimmungen 
zu erlassen: 

An allen jenen .Orten, wo der Schulunterricht im Sommer durch den 
Lehrer oder Seelsorger ertheilt wird, haben sämmtliche im Lande bleibende 
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Kinder, welche nicht wegen Feldbaues oder Viehhütens ihren Familien durchaus 
unentbehrlich sind, worüber die Entscheidung dem Seelsorger zusteht, den 
besagten Unterricht ordentlich zu besuchen. Alle jene Wiederholungsschüler, 
welche aus eigenem oder ihrer Eltern, Dienstgeber oder Hausgenossen Ver¬ 
schulden den vorgeschriebenen Sonn- und Feiertagsschulunterricht vernach¬ 
lässigen, und sich das Wesentliche aus den Schulgegcnständcn, namentlich 
aber aus der Religionslehre nicht angceignct haben, sind auch nach Zurück- 
legung des Normalaltcrs, und Erfüllung der vorgcschriebcncn Anzahl von 
Wicdcrholungsschuljahrcn, bis zur gehörigen Aneignung jener Kenntnisse, 
worunter vornämlich die Rcligionslchrc zu berücksichtigen ist, zum fernem 
Besuche des besagten Unterrichtes unnachsichtlich zu verhalten. Da sich 
schon wiederholt der Fall ereignet hat, dass Lchrj ungen mit einem einfachen 
Zeugnisse ihrer Meister, dass sic bei ihnen durch drei oder mehrere Jahre 
in der Lehre gewesen, bei Bezirksämtern um ein Wandcrbuch angesucht 
haben, und mit demselben in irgend einem andern Bezirke als Gesellen cin- 
getreten sind, ohne auf Grund des vorgcschriebcncn Religionszeugnisses und 
des Zeugnisses über den gehörigen Besuch des Wicdcrholungsuntcrrichtes die 
Freisprechung in gesetzmässiger Weise erlangt zu haben; so wird für die 
Folge jede Ertheilung eines Wanderbuches an Lchrjungc, die sich mit den 
besagten vom ordentlichen Seelsorger unterfertigten Zeugnissen nicht auszu¬ 
weisen vermögen, untersagt, und die betreffenden Behörden werden streng 
zu wachen haben, dass Niemand mit Umgehung der §§. 131 und 311 der 
politischen Schulverfassung von irgend einem Meister unter was immer für 
einem Vorwände als Geselle aufgenommen werde. 

Hievon wird die hochw. Seelsorgsgcistlichkeit zur genauen Darnach- 
achtung in Kenntniss gesetzt. 

Fürstbischöfliches Consistorium Briten, 3. April 1857. 

Joseph v . Comini, k. k. Diöccsan-Schulenobcraufseher. 

Romed Griessenböck, Sccretär. 


Anordnung eine« Ausweise« über die Pfründencapltallen* 

(B. D. B. IV. St.) 

An die hochtc. Diücesan-Geistlichkeit. 

Da durch die Grundentlastung ein grosser Thcil des Pfründevermögens 
in Capitalicn umgesetzt wurde, und diese unter der unmittelbaren Verwaltung 
der Pfründebcsitzcr stehen, so wird zur Sicherstellung und glcichmässigcn 
Behandlung derselben Nachstehendes angeordnet: 

1) Jeder Pfründebcsitzcr und in dessen Abgänge der Provisor soll 
einen Capitalien - Ausweis in Triplo verfassen, wovon ein Exemplar durch 
das Decanalamt anher einzusenden, das andere in dem Dccanats-Archive, 
und das dritte im Pfründe-Archive zu hintcrlegcn ist. 

Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 24 
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2) Dieser Ausweis hat alle Capilalien einer Pfründe zu enthalten, und 
«war jedes einzeln von dem andern geschieden nach fortlaufenden Numern 
mit umständlicher Beschreibung seiner Schuld-Urkunde. Von diesen Capi¬ 
talien sollen: 

A. Die bei öffentlichen Fonds anliegenden im Ausweise unter Ziffer 1 
erscheinen mit folgenden Angaben: 

a. Nr. der Obligation. 

b. Benennung derselben z. B. k. k. Staatsschuldvcrschreibungen — oder 
tirol. ständische AerariaWDbligation — oder tirol. Grundentlastungs- 
Fonds-Obligation u. s. w. 

c. Ort, Tag, Monat und Jahr der Ausstellung. 

d. Zinsfuss. 

c. Zeit der Verzinsung. 

f. Capitals-Summc. 

g. Entstehungsart: z. B. durch Entschädigung, Compcnsation, Stiftung, 
Schenkung u. s. w. 

1. Bemerkung. Die bar erhaltenen Ausglcichungs- oder Sogenannten 
Minimal-ßcträgc sind, in sofern sic nicht bald und sicher auf Zins ausgclegt 
werden können, am Ende des Ausweises als Kassavorstände aufzuführen. 

2. Bemerkung. Wenn von Grundcntlastungs - Capitalicn noch keine 
Fondsobligationcn ausgestellt sind, so sollen die Zinsanwcisungs-Urkunden, 
und in deren Abgänge die erfolgten Erkenntnisse in den Ausweis aufge- 
nomnien werden. 

m 

3. Bemerkung. Obligationen, welche noch nicht vinculirt, sondern blos 
'mit Zins-Coupons versehen sind, sollen Behufs der Vinculirung an das Fürst— 
bischöfliche Consistorium cingescndet werden. 

B. Die bei Corporationen als z. B. bei Gemeinden, Vereinen u. s. w., 
anliegenden Capitalien sollen im Ausweise unter Ziffer 2, endlich 

C. , Die bei Privaten ausgelichcncn Capitalicn unter Ziffer 3 aufgeführt, bei 

beiden aber die Schuldtilcl, d. i. die bezeichnenden Sichcrhcitsmcrkmale 
angegeben werden als: 

a. Name, Charakter und Wohnort des Schuldners, und Bezeichnung der 
Realität, auf welcher die Schuld hypolhccirt ist. 

b. Amt, Tag, Monat und Jahr, wo und wann die betreffende Schuld- 
Urkunde in das gerichtliche Verfachbuch eingetragen worden, mit 
Beisetzung des Foliums des Letztem. 

c. Das jährliche Zins- und Ab- oder Aufkündigungs-Verhältnis. 

d. Die Capitals-Sumtna. 

c. Ob zur Sicherheit noch Bürgschaften, oder Milhaftungen einfliessen. 
f. Woraus dieses Capital entstanden ist. . 

3) Die bei den Capitalicn vorgegangenen Veränderungen, sowie die 
durch Kauf oder eine neue Stiftung erworbenen Obligationen oder Capitalien 
sind nicht nur in dem eigenen Auswciso jederzeit fleissig vorzumerken 
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(weshalb ein grösserer freier Ranm za belassen ist}. Sondern anch alljährlich 
am Ende des Solarjahrcs dem Consistorium im Wege des Dccanalamtcs an¬ 
suzeigen. Wenn sich nichts geändert hat, ist eine Fehlanzeige zu erstatten. 
Fiiratbischöfliches Consistorium Br ixen, 28. April 1857. 

Georg Uabimann, Präses. 

Lorenz Singer, Sccrctär. 


Verordnung des Ministeriums für Cultus und Unterricht 

vom tS9. Oetober 18S?, 

wirksam für Ungarn, die serbische Wojwoilschaft mit dem Temeser Banate, Kroatien 
und Simonien, womit die Anstellung der Directoren, Katecheten und Lehrer an den 
katholischen Volksschulen in Ungarn, der serbischen Wojwodschaft und dem Temaser 
Banate, ln Kroatien und Slavonlen geregelt wird. 

(R. G. B. St. XL11.) 

In Betracht, dass in den Königreichen Ungarn, Kroatien und Slavonien, 
in der serbischen Wojwodschaft und dem Temeser Banate bei der Anstellung 
der Directoren, Katecheten und Lehrer an den öffentlichen katholischen Volks¬ 
schulen nicht überall nach denselben Grundsätzen vorgegangen wird, findet 
das Ministerium für Cultus und Unterricht mit Hinsicht auf das Systema 
scholarum clcmcntnrium und auf Art. VIII des Concordates nachstehende 
Bestimmungen zu erlassen, nach denen bei der Anstellung dieser Lcitungs- 
und Lchrindividucn von nun an, bis zu einer definitiven Regelung des ge- 
sammten Volksschulwcscns vorzugehen ist. 

A. Betreffend die Haupt - und die mit diesen vereinigten Unterrealschulen 

(höhere Elementarschulen.) 

§. 1. Die Directoren der Mustcrhauptschulcn, d. i. derjenigen, mit 
denen Lehrerbildungs-Anstalten (Präparandicn) vereiniget sind, die Directoren 
und Lehrer der drciclassigcn Untcrrcalschulcn und die Präparandcnlchrcr, 
werden von dem Ministerium für Cultus und Unterricht ernannt. 

§. 2. Die Landcsstcllc (Statthaltern, Statthaltcreiabthcilung) ernennt 
die Directoren der anderen Haupt- und Unterrcalschulcn, sowie die Lehrer 
aller Haupt- und der zwciclassigcn Unterrcalschulcn, und die sämmtlichen 
Untcrlchrcr dieser Schulanstaltcn. 

§. 3. Zum Dircctor ist immer ein Mann geistlichen oder weltlichen 
Standes zu bestimmen, der sich durch Lehrtüchtigkeit, Berufseifer, religiöse 
Gesinnung und verdienstliche Leistungen im Schulfache auszcichnet und zu¬ 
gleich eine hervorragende Eignung ztir Besorgung der mit diesem Amte ver¬ 
bundenen Geschäfte besitzt. In grösseren Städten kann nach Bedarf dem 
Hauptschuldirector auch die Aufsicht über die übrigen katholischen Volks¬ 
schulen des Ortes übertragen werden. Wo für den Dircctor eine eigene 
Dotation nicht besteht, sondern demselben blos eine Remuneration für die 
Besorgung der Dircctoratsgcschäfte zugewiesen ist, wird der Würdigste aus 
den geistlichen und weltlichen Lehrern der Schule als Dircctor bestellt, und 

24* 
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es ist die Ernennung erst nach Besetzung aller Lehrerstellen vorzu- 
nehmen. 

§. 4. Die Befähigung zur Ertheilung des Religionsanterrichtes an 
solchen Haupt- und Unterrealschulen, wo eigene Katecheten bestehen, er¬ 
forscht die Diöcesanbehörde der Diöcese, in welcher die Schule gelegen ist, 
mittelst einer schriftlichen und mündlichen Concursprüfung. 

Von der Diöcesanbehörde wird derjenige, welchen dieselbe auf Grund¬ 
lage der Concursprüfung als den geeignetsten Bewerber erkannt hat, der 
Landesstelle unter namentlicher Anführung aller Bewerber und unter Mit- 
tbcilung der Priifungsacten zur Ernennung namhaft gemacht. Woferne wider 
den Bezeichneten kein besonderes Bedenken vorwaltet, darf von dem Vor¬ 
schläge der Diöcesanbehörde nicht abgewichen werden; sollten aber ausnahms¬ 
weise Verhältnisse eine Abweichung von der Wahl der Diöcesanbehörde er¬ 
heischen, so ist hierüber, woferne mit derselben ein Verständniss nicht 
erzielt werden konnte, an das Ministerium zu berichten, welches sich mit 
dem Ordinariate in s Einvernehmen setzen, in jedem Falle jedoch nur einen 
von dem Bischöfe als befähigt erkannten Priester als Katecheten er¬ 
nennen wird. 

Es widerstreitet übrigens durchaus nicht der vorstehenden Bestimmung, 
dass auch das Ordinariat dem von der Landesstelle ernannten Katecheten 
die kirchliche Mission, die sie von ihm für bestimmte Posten erhalten, in 
Form eines Decretes ertheile. 

§. 5. Als Präparandenlehrer (Lehrerbildner) sollen nur bewährte, mit 
dem Volksschulwesen und der guten Lehrmethode ganz vertraute Schul¬ 
männer geistlichen oder weltlichen Standes angestellt werden. 

§. 6. Zur Besetzung der in den §§. 1, 2, 3 und 5 benannten Dienst¬ 
stellen ist von der LandessteUe jedesmal ein Concurs auszuschreiben. 

Da aber die Hauptschullehrer, wo und soweit dies für den Schulzweck 
als förderlich erkannt wird, mit ihren Schülern in die höheren Schulclassen 
aufsteigen sollen, sonach nicht immer in derselben Schulclasse verbleiben 
müssen, so wird jedesmal nur die Erledigung einer Hauptschullehrerstelle 
ohne Beifügung der Schulclasse, jedoch mit Angabe des Gehaltsbetrages kund 
zu machen sein. Nur bei erledigten Lehrerstellen an Unterrealschulen sind 
die Fächer, für welche die Candidaten gesucht werden, in den Concursen 
ausdrücklich anzuführen. 

Die an die Landesstelle gerichteten Gesuche sind mit dem Taufscheine, 
dem Lehrfähigkeits-, sowie mit den Verwendungs- und Sittenseugnissen zu 
belegen, und bei der Schulbezirksaufsicht, der die Hauptschule untersteht, 
einzubringen. Nur wenn die betreffende Hauptschule keinem Schulbezirks¬ 
aufseher, sondern dem Diöcesan-Schulenoberaufseher unmittelbar untersteht, 
werden die Bewerbungsgesuche bei der Diöcesanbehörde (dem bischöflichen 
Ordinariate) unmittelbar eingebracht. 

§. 7* Der Schulbezirksaufseher leitet die eingegangenen Bewerbungs¬ 
gesuche nach Ablauf der Concursfrist mit seinem Gutachten entweder un- 
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mittelbar an die Diöcesanbehörde, oder woferne' für die erledigte Dienststelle , 
ein Präsentation- oder Vorschlagsrecht besteht, vorerst an den Präsentanten¬ 
oder Vorschlagsberechtigten zur Erstattung eines Ternavorschlages, und so¬ 
dann an die Diöcesanbehörde. Bei Hauptschulen, welche dem Diöcesan-' 
Schulenoberaufseher unmittelbar unterstehen, wird der Vorschlag des dazu 
Berechtigten durch die Diöcesanbehörde eingcholt. 

Die Diöcesanbehörde übermittelt hierauf den Besetzungsact mit ihrem 
Vorschläge, und mit einer vollständigen, die erforderlichen Rubriken enthal¬ 
tenden Competenten-Tabelle der Landesstelle, welche nach §. 1 und 2 ent¬ 
weder dem Ministerium den weiteren gutachtlichen Antrag stellt, oder die 
Ernennung selbst ausspricht. 

$. 8. Directoren, welche nach dem Schlusssätze des §. 3 aus der Zahl 
der Lehrer zu bestellen sind, werden nicht im Wege des Concurses, sondern 
über Vorschlag ernannt, welchen der Schulbezirksaufseher an die Diöcesan¬ 
behörde, und diese an die Landesstelle erstattet 

7 i 

§. 9. Das Anstellungsdecret fertiget die Landesstelle aus, und über¬ 
mittelt dasselbe an die Diöcesanbehörde, welche die weitere Zustellung ver¬ 
anlasst, die Beeidigung des Ernannten vornimmt oder hiezu den Schulbe¬ 
zirksaufseher beauftragt. 

§. 10. Alle an Haupt- und Unterrealschulen von den landesfürstlichen 
Behörden ernannten Lehrer sind, woferne sie nicht schon früher in gleicher 
Eigenschaft definitiv angestcllt waren, durch drei Jahre, vom Tage ihrer 
ersten Anstellung an gerechnet, nicht als stabil zu betrachten. Sie werden 
erst nach drei Jahren als stabil erklärt, wenn sie zureichende Beweise ihrer 
Brauchbarkeit und ihres guten Benehmens gegeben haben, wo ihnen sodann 
die drei abgelaufenen Jahre so angerechnet werden, als ob sic selbe in der 
stabilen Dienstleistung zugebracht hätten. Die Stabilerklärung wird dem 
Anstellungsdecrete zusatzweise beigefügt. Bei nicht entsprechender Verwen¬ 
dung kann die Probezeit bis auf weitere drei Jahre verlängert werden, nach 
deren fruchtlosem Verlaufe die Bewerbung um eine Stelle an einer niederen 
Volksschule zu gestatten ist, woferne nicht eine gänzliche Entlassung vom 
Lehrfache angedeutet erscheint. 

§. 11. Das Rangverhältniss der Lehrer an Hauptschulen, sowie jener 
an den mit diesen vereinigten Unterrealschulen richtet sich nicht nach den 
Schulclassen, in denen sie verwendet werden, sondern nach der in der 
Eigenschaft eines wirklichen Lehrers vollbrachten Dienstzeit. 

§. 12. An einfachen Pfarrhauptschulen bestehen anstatt der Directoren 
leitende Lehrer. 

Die Anstellung der Lehrindividuen an Pfarrhauptschulen geht wie bei 
den Trivialschulen vor sich; nur muss jede Ernennung eines wirklichen 
Lehrers, und namentlich jene des leitenden Lehrers nach den bei der Er¬ 
richtung dieser Schulen festgesetzten Bestimmungen der Bestätigung der 
Lattdesstelle unterzogen werden. 
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B. Betriffiend die Tritialschulen (niedere Elementarschulen.') 

' §. 13. Die Anstellung der Lehrer nn den Trivinlschulcn steht, woferno 

sicht bei der Errichtung der Schule oder auch nach derselben in gesetzlicher 
Weise ainc abweichende Bestimmung getroffen wurde, der Diöcesnnbchördc 
su, welche hiebei die bestehenden Präsentation- und Yorschlagsrcclite zu 
beachten hat. 

§•14. Wird cincLchrcrstellc an einer Triyialschulc erlediget, so hat der 
Schulbczirksaufschcr hievon die Anzeige an die Diöccsanbchördc unverzüglich 
zu erstatten, welche in der ganzen Diöccsc den Concurs mit einer, sechs 
Wochen nicht überschreitenden Bewerbungsfrist und mit dem Beisätze aus- 
schrcibt, dass die Bewerber ihre an den Schulpatron, beziehungsweise Prä¬ 
sentanten oder Vorschlagsbcrcchtigtcn, und wo ein solcher nicht vorhanden 
ist, an die Diöcesanbehördc gerichteten, mit den Nachweisungen über Alter, 
Befähigung, Dienstzeit und Verwendung belegten Gesuche bei demjenigen 
Schulbczirksaufschcr, in dessen Bezirke die Stelle erlediget ist, cinzubringcn 
haben. 

Der Schulbczirksaufseher sendet sogleich nach Ablauf der Concursfrist 
die cingelangtcn Gesuche mit seinem gutächtlichcn Anträge an den Präsen¬ 
tanten oder Vorschlagsbcrcchtigtcn, gleich viel, ob diese/* eine Einzelperson, 
eine Corporation oder eine Behörde ist, und macht dabei aufmerksam, welche 
unter den Bewerbern aus Mangel der vorschriftmässigcn Nachweisungen zur 
Anstellung als Lehrer nicht geeignet sind. 

Der Präsentant, sowie der Vorschlagsbcrcchtigte ist verpflichtet, binnen 
vier Wochen die Wahl zu treffen, und solche dem Schulbczirksaufseher 
schriftlich bekannt zu geben, welcher sodann den Bcsctzungsact der Diöccsan- 
bchördc mit seinem Gutachten vorlegt. 

§. 15. Wo weder ein Präscntations-, noch ein Vorschlagsrccht be¬ 
steht, hat der Schulbczirksaufschcr den Wunsch des Ortsscclsorgcrs, und wo 
cs bisher in gesetzlicher Ucbung war, des Gcmcindcvorstandcs, in Bezug 
auf die Besetzung der erledigten Stelle unter Namhaftmachung aller Bewerber 
cinzuholcn, und die diesfäliige Erklärung seinem Vorschläge an die Diöcesan¬ 
behördc bcizulegcn. 

§. 16. In Ansehung jener Trivialschuldicnstc, worüber das Patronats¬ 
recht den Camcralgtftcrn zustcht, wird das Präsentationsrecht von der Finanz- 
Landesdircction, und bei jenen Schuldiensten, welche unter dem Patronate 
von Fondsgütern stehen, von der Landcsstcllc ausgeübt, in soferne diese die 
bezüglichen Fonde verwaltet. 

§. 17. Die Präsentation darf nicht an Bedingungen (wie etwa, dass 
der Präscntirtc die Angehörigen seines Vorgängers versorge ii. dgl. m.) ge¬ 
knüpft, und cs darf kein Bewerber präsentirt werden, welcher die für den 
erledigten Schuldienst vorgcschricbcnc Befähigung nicht nachgcwiesen hat. 

§. 18» Wenn die Präsentation in der Frist von vier Wochen nicht er¬ 
folgt, so soll der Schulbczirksaufschcr an dem gehörigen Orte die geeignete 
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Erinnerung ungesäumt anbringen, und nach fruchtlosem Yerlaufo von vierzehn 
Tagen, wenn die Verzögerung nicht zureichend gcrechtfertiget wird, das 
Hecht haben, in diesem Falle einen Lehrer von Amtswcgcn der Diöccsan- 
bchördc in Vorschlag zu bringen, welche sofort den erledigten Dienst 
besetzt. 

§. 19. Die Diöccsanbchördc fertiget die Anstellungsdccrete aus, veranlasst 
die Zustellung derselben durch die Schulbezirksaufsehcr, und macht gleichzeitig 
von jeder erfolgten Anstellung eines Lehrers die Mittheilung an die Landcs- 
stelle. 

§. 20. Die Ernennung der Untcrlchror an Trivialschulen steht, wo 
nicht ein besonderer Vorgang dafür vorgezeichnet ist, dem Schulbczirksauf- 
sehcr zu, welcher das Anstcllungsdccrct ausfertigt, und hievon sowohl der 
Diöccsanbchördc die Anzeige erstattet, als auch der politischen Bczirksbe- 
hördc (dem Stuhlrichtcr-, Bezirksamtes die Mittheilung macht. Ihm ist cs 
überlassen, zur Besetzung einer erledigten Unterlehrcrstellc entweder einen 
Concurs ausZuschrcibcn oder dieselbe ohne solchen vorzunchmcn. Nur hat 
er in jedem Falle den Nachweis der vorschriftmässigcn Lehrbefähigung und 
des sittlichen Wohlvcrhaltcns der Bewerber zu fordern und darauf zu achten, 
dass Unterlchrcr nur für solche Trivialschulcn bestellt werden dürfen, an 
denen sic gestiftet, oder wegen der grossen Schülerzahl nach den diesfalls 
bestehenden Vorschriften nothwendig sind. Die Anstellung der Pcrsonalgc- 
hiilfcn, d. i. solcher Unterlchrcr, welche an einzelnen Schulen w r cgcn zeit¬ 
weilig cintrctcndcr Umstände, als wegen Krankheit, hohen Alters oder gei¬ 
stiger Schwäche der Lehrer, zeitweilig nothwendig werden, hat in gleicher 
Weise zu geschehen. 

Dem Ortsscelsorger, sowie dem Lehrer, ist zwar gestattet, dem Schul- 
bczirksaufschcr einen Unterlchrcr in Vorschlag zu bringen; eigenmächtig 
dürfen sic aber keinen Unterlchrcr aufnehmen. 

§. 21. Ebenso kann der Wechsel der Unterlchrcr nur durch den Schul- 
bczirksaufschcr, und in der Regel nur nach dem Ablaufe eines Schulscmcstcrs 
vorgenommen werden; es wären denn wichtige Ursachen vorhanden, etwa 
^ Beförderung des Untcrlehrcrs auf einen Schuldienst oder auf eine besser 
dotirtc Untcrlchrcrsstclle, oder die Nothwcndigkeit der Verwendung desselben 
auf einem andern Posten, oder Vergehen, die dessen schnelle Entfernung zur 
Folge haben müssten. 

Untcrlehrcr, welche aus einem Schulbezirke in einen andern übersetzt 
zu werden wünschen, haben sich deshalb bei jenem Schulbezirksaufsehcr zu 
melden, in dessen Bezirk sie verwendet zu werden wünschen, und über die 
erfolgte Zusage die Anzeige ihrem bisherigen Schulbezirksaufsehcr zu machen. 
Jene Unterlehrcr, welche auf der ihnen zugewiesenen Stelle nicht zu bleiben 
gedehken, haben dies dem Schulbezirksaufsehcr anzuzcigcn, und dessen Wei¬ 
sung wegen des Abganges, welcher in der Hegel nicht vor sechs Wochen zu 
geschehen hat, cinzuholen. 
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C. Betreffend die Stifts- und Klosterschulen . 

$. 22. Dircctorcn und Lehrer an Schulen, welche von geistlichen Orden 
besorgt werden, ernennt der Ordensvorstand. Jede in dieser Beziehung 
verfügte Acndcrung ist aber entweder unmittelbar oder im Wege des Schul- 
bczirksaufschcrs der Diüccsanbchördc bekannt zu geben, welche darüber zu 
wachen hat, dass nur vorschriftmässig befähigte Individuen bei dem Schul¬ 
unterrichte verwendet worden. 

D. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 23. Kein Individuum darf bei dem Lchrfachc an den Öffentlichen 
Volksschulen angestcllt werden, welches die für die erledigte Stelle gesetzlich 
vorgcschricbcno Lehrbefähigung nicht besitzt, oder in sittlich religiöser und 
bürgerlicher Beziehung nicht unbescholten ist. 

Das beizubringende Lchrbcfähigungszeugniss muss entweder von den 
früher bestandenen öffentlichen und zur Ausstellung solcher Zeugnisse autori- 
sirten, oder von den ncueingcrichtctcn, von dem Ministerium für Cultus und 
Unterricht genehmigten Präparandien ausgestellt, oder durch die zu Folge 
des Ministerial-Erlasses vom 3 . Jänner 1855, Zahl 17,557, oder auf Grund 
einer besonderen Bewilligung nachträglich abgelegte Prüfung erworben sein. 
Jedes Bewerbungsgesuch muss von dem Bittsteller eigenhändig geschrieben 
sein, widrigenfalls cs gar nicht angenommen werden darf. 

§. 24. Wo mit dem Schuldienste der Messner- und Chordienst ver¬ 
bunden ist, muss die Eignung dazu, und namentlich zu dem Chordienste, 
entweder durch glaubwürdige Zeugnisse oder durch eine in Gegenwart von 
Sachverständigen abgelegte Prüfung besonders nachgewiesen werden. 

§. 25. Bei allen Vorschlägen für erledigte Dienststellen soll haupt¬ 
sächlich auf Fähigkeit, Berufseifer, sittliches Wohl verhalten, religiöse Ge¬ 
sinnung und praktische Tüchtigkeit gesehen werden. Das höhere Dienstalter 
kann nur bei gleichen Fähigkeiten, gleicher Geschicklichkeit und Vertrauens¬ 
würdigkeit eine vorzugsweise Rücksicht gewähren. 

§. 26. Individuen, welche in auf- und absteigender Linie, oder als 
Geschwisterkinder, oder noch näher in der Seitenlinie verwandt, oder in 
gleicherweise verschwägert sind, dürfen an der nämlichen Schule zwar im 
Verhältnisse der Nebenordnung, aber nicht in dem der Unterordnung angc- 
stellt werden. Nur Söhne der Trivialschullchrcr können mit besonderer 
Bewilligung der Diöccsanbehördc als Untcrlchrcr an der Seite ihrer Väter an- 
gcstcllt werden. 

§. 27. Ausländer bedürfen zur Anstellung an österreichischen Schulen 
der Allerhöchsten Bewilligung. 

$. 28. Zur Verwendung von Militär-Individuen an Volksschulen, ist 
die Bewilligung des Armce-Qber-Commando erforderlich, und Lehrindividucn 
der Militärgränzc dürfen ohne Genehmigung des Armee-Ober-Commando 
and des Unterrichtsministeriums an Volksschulen ausserhalb der Militärgränze 
nicht ongcstellt werden. 
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§. 29. Die nach dieser Verordnung angcstellton Lehrer können nur 
von der LandcsstelJc, nach gepflogener Verhandlung mit der Diöccsanbehjirde, 
des Dienstes entlassen werden. Der Landcsstcllc steht auch das Recht zu, über 
gleiche Verhandlung Individuen, welche gegen die Bestimmungen dieser Ver¬ 
ordnung als Lehrer an Volksschulen angcstcllt worden sind, vom Schulfache 
zu entfernen. 

§. 30. Was in dieser Verordnung von Dircctoren, Lehrern und Unter¬ 
lehren] gesagt ist, bezieht sich auch auf die Vorsteherinnen der Öffentlichen 
Mädchenschulen. 

Thun, m. p. 


Kundmachung de« Ministerium« für Cultus und Unterricht 

vom Sl. Oetober 1857, 

gültig für den ganzen Umfang des Reiches, womit die Allerhöchste Anordnung in Be¬ 
treff der Vorschreibung und Einhehung der Taxen bei den katholischen clvilgelstlichen 

Ebegerichten bekannt gegeben wird. 

(R. G. B. St. XLIII.) 


Sc. k. k. apostol. Majestät haben mit Allerhöchster Entschliessung vom 
19. Aug. 1857 die nachfolgende provisorische Taxordnung für das geistliche 
Ehegericht der Wiener ErzdiOcese zu genehmigen, und zugleich allergnädigst 
anzuordnen geruht, dass auch den früher bestandenen, und den zu Folge des 
Concordates neu errichteten Ehegerichten anderer Didcesen des Reiches die 
Einhebung von Taxen bis zu dem Masse und im Sinne der erwähnten pro¬ 
visorischen Taxordnung gestattet werden dürfe, zu welchem Behufe dem 
Ministerium für Cultus und Unterricht die geeignete Amtshandlung aufge¬ 
tragen worden ist. 


Provisorische Taxordnung für das geistliche Ehegericht 

Erzdiöcese. 


der Wiener 


Post 


C.-M. 


1 . Für die zur Amtshandlung von Parteien überreichten 

Eingaben von jedem Bogen . 

2. Für die Aufnahme eines Protokolls statt einer Eingabe, 

zur Erörterung des Sachverhaltes, Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen, zur Verzeichnung der 
eingelegten Acten (Rotulus) von jedem Bogen 

3 . Für die einfache Abschrift eines Actes des geistlichen 

Ehegerichtes von jedem Bogen. 

Anmerkung: Die Gebühr für Vidimirungen 
ist mittels des Stempels, für jeden Bogen 15 kr., 
zu entrichten. 

4 . Für ein Edict ohne Rücksicht auf die Zahl der Kund¬ 

machungen nebst der Gebühr sub Nr. 1 


— fl. 6 kr. 


— w 6 i) 

' » ^5 „ 
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Pest 

5 /Für ein Incidcnzurthcil in der ersten Instanz . 

6 . Fiir ein Urthcil in der Hauptsache in jeder Instanz . 

7. Fiir die Erledigung eines nicht gegen ein Urthcil in der 

Hauptsache gerichteten Rccurses nebst der Taxe 
sub Nr. 1 und 2. 

8 . Würde ein Contumazurthcil aufgehoben, so ist fiir das 

an dessen Stelle tretende Urthcil keine weitere Ge¬ 
bühr zu entrichten. 

Anmerkung. Die Verhandlungen der geist¬ 
lichen Ehcgcrichtc sind, wenn sie eine Rcchtsur- 
kundc nicht enthalten, kein Gegenstand der Stcmpcl- 
abgabc. 

' Allgemeine Bestimmungen. 

1 . Die durch diese Taxordnung vorgeschricbcncn Taxen hat jene Partei 
zu entrichten, auf deren Anlangcn das Ehegericht cinschrcitet; zur Entrich¬ 
tung der Urlheilsgcbiihr erster Instanz ist die sachfäilige Partei verpflichtet, 
mit Ausnahme des Falles, wo die Gerichtskosten iin Urthcilc compcnsirt 
worden wären, in welchem Falle beide Thcile dem Gerichte gegenüber 
solidarisch haften. Im weiteren Inslanzcnzugc ist nur der Appcllirende 
verpflichtet. 

2 . In allen Fällen, und wegen allen Hindernissen, bei denen das Ehe- 
gcricht die Untersuchung von Amtswegen cinzulcitcn hat, ist von den Unter¬ 
suchten eine Taxe nicht zu fordern. 

3. Derjenige, welcher die Vormerkung der Gebühren in gerichtlichen 
Streitsachen anzusprechen berechtiget ist, wird von der Entrichtung der hier 
vorgeschricbcncn Taxen losgczählt. Kommt nur Einem Ehegatten hiernach 
die Bcfreiuung zu Statten, und wird der nicht befreite Ehegatte als der 
Schuldtragcndc erkannt, so hat er die ganzen für die Verhandlung entfallenden 
Taxen zu entrichten. 

4 * Die schuldige Taxe ist dem zur Entrichtung derselben Verpflichteten 
mittels Taxnotc bekannt zu geben. Findet er durch die Vorschreibung sich 
beschwert, so hat er innerhalb 14 Tagen, vom Tage der Zustellung der 
Taxnotc gerechnet, seine Beschwerdegriinde dem geistlichen Ehegerichte, und 
im Zuge des weiteren Rccurses, durch dasselbe Ehegericht dem Metropoliten 
der Kirchenprovinz, und wenn diese Beschwerde gegen das Ehegericht des 
Metropoliten selbst gerichtet ist, der dclegirtcn zweiten Instanz vorzutragen. 
Nach Ablauf der Rccursfrist sind derlei Klagen zurückzuweisen; gegen di< 
Entscheidung des Metropoliten oder der dclegirtcn zweiten Instanz finde 
keine Berufung statt. 

5 . Unbcrichtigte Taxen sind über Ersuchen des geistlichen Ehcgrichtes 
welches dabei zu bestätigen hat, dass solche in Rechtskraft erwachsen sind 


C.-M. 

1 fl. — kr. 
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anf die zur Einbringang landesfürstlichcr Taxen vorgcschricbcne Art herein- 
subringcn und an die geistlichen Ehegcrichtc obzuftihren. 

G. Wegen unterlassener Berichtigung der Taxe ist mit keiner Verfügung, 
Erledigung und Zustellung des Gerichtes innc zu halten. 

Graf Thun , m. p. 


Verordnung der Ministerien de« Innern and fiffentlielien 
Unterrichtes vom IO. Juli 1859» 

wirksam für rlle Kronlander, mit Ausnahme des Inmlionlisch-venetinnlschen Königreiches, 
Dalmatiens und der Militürgrcnze, l)etre(Tend die Competenz der mit der poütifchen 
Geschäftsführung betrauten Comnitinal-Behörrien zur Ertheilnng der Dispens vom zweiten 
und dritten Aufgebote noch $. 38 des Ehegesetzes. 

<JR. G. B. St. XXV11I.) 

Ucbcr eine spccicllc Anfrage finden sich das Ministerium des Innern 
und das Ministerium für Cultus und Unterricht veranlasst, zu bestimmen, dass 
in Orten, für welche die Conimunal-Bchürdc an der Stelle eines Bczirks- 
(Sluhlrichtcr-) Amtes mit der politischen Geschäftsführung betraut ist, die 
Ertheilnng der Dispens vom zweiten lind dritten Aufgebote, in Gcmässhcit 
des §. 38 des, mit dem allerhöchsten Patente vom 8. Octobcr 1856, 
Nr. 185 des Rciihsgcsctz-BIaltcs, erlassenen Ehcgcsctzcs, der Communal- 
Behörde zustchc. 

Freiherr v. Bach, m. p. Graf Thun, m. p. 


Wahlen der lebte. 

(S. K. Bl. Nr. 48.) 

In Betreff der Wahlen der Achte sind nene allerhöchste Bestimmungen 
erschienen. Nachdem die bischöfliche Versammlung des Jahres 1856 in 
ihrer Eingabe an den Cultusministcr vom 16. Juni 1856 unter anderm das 
Ansuchen gestellt hat, dass von nun an bei den Wahlen der Aebte und Aeb- 
tissinen von Absendung eines k. k. Rcgiorungscommis«ärs zu denselben Um¬ 
gang genommen werden mö(htc, indem seit dem Aufhören der herrschaftlichen 
Rechte zur Ucborgabc des Klostcrvcrmögcns von Seite eines Bevollmächtigten 
des Staates kein Grund mehr vorhanden sei, und der Abt durch die cano- 
nischo und bestätigte Wahl ohnehin die Befugniss zur Ucbernahmc der Ver¬ 
waltung erwerbe; nebstbei die Interessen des Staates gewahrt blieben, wenn 
der bischöfliche Commissür in den Stand gesetzt vürdc, die Erwählung einer 
Person, welche Sr. Majestät nicht genehm wäre, auszuschliesscn, so hat Se. 
k. k. apostol. Majestät unter dem 3. August d. Js. Folgendes ansuordnen 
geruht: 

1 . Wenn in einem Convente das Amt des für seine Lebensdauer be¬ 
stellten Ordensvorstehers in Erledigung kömmt, so hat sich die politische 
Landesstelle, welcher von jeder solchen Erledigung die Anzeige zu erstatten 
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Ist, durch eine genaue Erhebung des Vermögenstandes des Ordenshauses zu 
überzeugen, dass dieses Vermögen in seinem Bestände erhalten ist, and dem 
vorigen Ordensvorsteher nicht nur keine Verletzung der Vorschrift des Ar¬ 
tikels 30 des Concordats, sondern überhaupt keine Verschlechterung des 
Klostergates zur Schuld fällt. Es versteht sich von selbst, dass bei Gütern, 
die unter dem landesfürstlichen Lehensbande stehen, die Bestimmungen der 
Lehensgesetze auch hinsichtlich der Vermögensaufnahme und der Lehensver- 
leihung in Kraft zu bleiben haben. 

2 . Die regulären Communitäten, welche lebenslängliche Obere haben, 
werden auch fortan nicht gehindert werden, dieselben nach Massgabe der 
allgemeinen Kirchengesetze, dann der Regeln nnd Statuten ihres Ordens 
zu wählen. Eine Ausnahme hiervon machen die Ordensconvente mit lebens¬ 
länglichen Obern in Ungarn, bezüglich deren es bei der seit Jahrhunderten 
anstandslos geübten Observanz zu verbleiben hat. 

3. Um das Veto der kaiserlichen Regierung zu wahren, kann zu der 
Wahl eines lebenslänglichen Ordensobern ein landesfürstlicher,'mit der ent¬ 
sprechenden Instruction versehener Commissär abgesendet werden, um die 
auf eine missliebige Person etwa fallende Wahl auszuschliessen. Doch haben 
Se. k. k. apostol. Majestät den jeweiligen Cultusminister ermächtiget, von 
der Abordnung eines solchen Commissärs in jenen Fällen abzugehen, wo die 
Ausschliessung missliebiger Personen sich auf anderem Wege nicht minder 
sicher erwirken lässt. Dasselbe gilt in Ungarn bezüglich der durch cano- 
nische Wahl zu bestimmenden drei Individuen, aus denen Se. k. k. apostol. 
Majestät den lebenslänglichen Ordensvorstand ernennt. Demnach wird in 
jedem Falle der bevorstehenden Wahl eines für die Lebensdauer zu bestel¬ 
lenden Ordensvorstandes, beziehungsweise des durch Wahl zu bildenden 
Tema-Vorschlages von dem politischen Landeschef (Präses der Statthalterei- 
Abtheilung) unter Vorlage des Ergebnisses der sub Nr. 1 angedeuteten Er¬ 
hebung des Vermögensstandes, und unter Angabe des zu ermittelnden Um¬ 
standes, ob die Wahl im Beisein des Diöcesanbischofs, oder seines Stellver¬ 
treters stattfinden werde, die Weisung des Cultusministers in Betreff der Ab¬ 
sendung eines landesfürstlichen Commissärs einzuholen, und bei diesem An¬ 
lass in verlässlicher Weise zu berichten sein, ob unter den namentlich anzu- 
filhrenden wahlfähigen Capitularen solche sich vorfinden, deren Ausschliessung 
von der Erwählung hinreichend begründet werden kann. 

Wie die Zeitungen berichteten, fand bei den jüngst geschehenen Abt¬ 
wahlen nirgends die Absendang eines landesfürstlichen Commissärs statt. 


lieber Vermächtnisse der Gtelstllehen in Ungarn. 

(Salzb. K. B.) 

Die „Rel.“ theilt im lateinischen Originaltext ein Hirtenschreiben Seiner 
Eminenz des Cardinais Fürst-Primas Scitovsky an den Klerus der Graner 
Erzdiöcese mit, welches sich auf die Vermächtnisse geistlicher Personen be- 
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sieht Als im Jahre 1727 der Först - Primas Graf Emr. Esterhasy den 
Fundos der Diöcesancasse und fllr dienstunfähige Priester gründete, wurde 
festgesetzt, dass künftighin kein Testament oder letztwillige Anordnung einen 
Geistlichen, wessen Grades immer, gültig sein solle, wenn darin jener 
Fond nicht mit einem Legat bedacht 6ei. Von dem Vermögen ohne Testa¬ 
mente gestorbener Priester sollte der dritte Theil an die Kirche fallen. Im 
December vorigen Jahres erging nun an Se. Eminenz von der k. k. Ofner 
Statthalterei - Abtheilung die Aufforderung, bekannt zu geben, wie viel nach 
der bestehenden Regel von der Hinterlassenschaft verstorbener Geistlichen 
für die Diöcesantitel abgenommen zu werden pflege, damit dies der kaiserl. 
königl. Finanzdirection zur Richtschnur bei der Manipulation von Hinter¬ 
lassenschaften dienen könne, indem jener Theil der Legate, welcher für 
Diöcesanzwecke auszuscheiden kommt, von der Procentuation frei ist. 

Se. Eminenz rief zu diesem Zwecke am 26. Jänner 1. J. ein Capitel 
zusammen; das in demselben entworfene Statut wurde den Collegiat-Capiteln 
und der Curatgeistlichkeit zur Meinungsäusserung mitgetheilt, und am Tage 
Johann des Täufers hierauf neuerdings ein Metropolitan-Capitel gehalten und 
darin Folgendes festgestellt: 

1 . Die Domherren des Graner Erzcapitels sind ohne Unterschied des 
Stallums gehalten, 600 fl. zu vermachen, und zwar 200 der Basilika, 100 
der Diöcesancasse, 100 der Casse der dienstunfähigen Priester, 100 dem 
Seminarfond und 100 für die gemeinsamen Bedürfnisse des Capitels. Die 
übliche Abnahme von 10 Eimer Wein für das Seminar des heil. Stephan soll 
hinfort nicht mehr stattfinden, wenn dies nicht testamentarisch verfügt wird. 

2. Die Pressburger Domherren werden für 3 Diöcesenfonde 54 fl. le- 
giren, von der Hinterlassenschaftsmasse, welche nach Befriedigung von vor¬ 
handenen Rechtsforderungen und privilegirten Ansprüchen verbleibt, werden 
ausserdem 2 Percent zu gleichen Theilen an jene Fonde abgeführt. 

3. Die Tyrnauer Domherren werden 100 fl. legiren, von denen drei 
gleiche Theile Diöcesenfonden, und ein vierter Theil dem Capitel zufallen. 
Weil aber in allen drei Capiteln die Satzung besteht, dass das Haus, welches 
der Domherr bewohnte, nach dessen Tode auf seine Kosten anständig re- 
novirt werde, so wird das hiezu nöthige Geld als ein Pflichttheil, von der 
Hinterlassenschaft auszuscheiden sein. Die seit 1852 am Tyrnauer Dom- 
capitel bestehende Regel, wornach jeder Domherr 100 fl. für sein Seelenamt 
zu tcstiren verpflichtet ist, wird aufrecht erhalten. 

4. Die Pfarrer und Pfarrverweser ohne Unterschied sollen 18 fl. für 
drei Diöcesenfonde vermachen, zu deren Gunsten auch zwei Percente von 
der Hinterlassenschaft erhoben werden. 

5. Die übrigen Priester, welche von einem fixen Salair leben und keine 
Naturalbezüge haben, wie Cooperatoren, Feldkapläne, Professoren, Directoren, 
Beamte der Diöcesan-Kanzlei u. s. w. werden nach jedem 100 11. ihres 
Salairs 3 fl. für Diöcesanzwecke testiren, für welche gleichfalls von der 
Hinterlassenschaftsmasse 2 Percente zu erheben sind. 
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Es war der Wunsch mehrerer Districte, dass jener Theil des hinter- 
kssenen Vermögens, den Jemand durch Erbschaft erlangt oder 211 Geschenk 
erhalten hat, von der Diöcesan-Proccntuation nicht getroffen werde; welchem 
Wunsche Se. Eminenz auch zu willfahren befunden haben, nur soll dieser 
Theil des Vermögens in dem Testamente ausdrücklich und gewissenhaft als 
solcher bezeichnet werden. 


Provineialconctlium In Rheims. 

Am 18. November d. J. ist in der Provinz Rheims das dritte Provincial- 
Concilium gehalten worden. Das erste hatte zu Soissons im Monat October 
1849, das zweite zu Amiens am 10. Jänner 1853 stattgefunden. Das 
jüngste wurde bereits am 25. Nov. 1857 geschlossen, weil cs sich nur um 
die praktische und allgemeine Durchführung der aus den früheren Beschlüssen 
zu ziehenden Folgerungen handelte. Die versammelten Bischöfe waren, nebst 
dem Erzbischof von Rheims, Msgr. Gousset, die Bischöfe von Beauvais, 
Soissons und Amiens und Msgr. Barra, Coadjutor des Bischofs von Chalons. 
Ausserdem haben neun Gencralvicare und dreizehn Canonici als Abgeordnete 
der Domcnpitel und bischöfliche Theologen an den Arbeiten des Conciliums 
thcilgcnommcn. Der feierliche Schluss der Versammlung fand in folgender 
Weise statt. Um 9 Uhr früh begaben sich der. Metropolit und die Bischöfe, 
unter Vortritt der Abgeordneten der Capitol, der Theologen, des Domcapitels 
und des Klerus von Rheims, endlich der Alumnen des Seminars, in feierlicher 
Proecssion aus der erzbischöflichen Residenz in die nahe Domkirche. Hier 
wurde von dem Erzbischöfe eine stille Messe gelesen, worauf die im Ponti- 
ficale vorgeschriebenen Gebete verrichtet wurden. Sodann verkündete einer 
der Secrcläre des Conciliums, dass, nachdem die in den General-Con- 
grogalioncn erörterten Beschlüsse bereits im erzbischöflichen Palast verlesen 
worden seien, jetzt nur noch übrige, ohne neue Verlesung, die Väter des 
Conciliums zu fragen, ob sic denselben ihre Zustimmung geben weihen. 
Jeder von den Bischöfen antwortete: Placcnt dccreta. Darauf begaben sich 
der Erzbischof und die Bischöfe an den Altar, um die dort oufliegenden 
Dccrctc zu unterschreiben. Die üblichen Acclamationcn für die Kirche, den 
Papst, das Staatsoberhaupt, die Armee, die Kirchen und die Bischöfe der 
Provinz wurden feierlich gesungen und von den zahlreich versammelten 
Gläubigen beantwortet. Sodann begaben sich die Bischöfe zu dem Metro¬ 
politen, um den Friedenskuss zu geben und zu empfangen. Endlich kehrte 
der Zug in derselben Ordnung, wie er gekommen, wieder in den erzbischöf¬ 
lichen Palast zurück, von wo die versammelte Menge von allen Bischöfen 
zugleich mit dem hl. Segen entlassen wurde. Das nächste Provincialconcil 
ist auf 1860 nach Beauvais anberaumt. 
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CtollMdleMt in der heil. Weihnacht. 

Qutim in ccctcsia adjccta Collegio Novitiatus Clcricorirm Rcgularinm 
Sancti Pauli Barnabitarum iu Civitate Janucn. in Nocte Nativitatis Domini 
ncc Divina Officio, ncc solcmnis Missa locum habcant, id grave admodum 
expericns hodicrnus Collegii ipsius Superior propriac, ct Novitiorum pictati 
satisfacturus supcriori Anno 1847 in hac ipso sacratissima Noctc post Ma- 
tutini recitationcm Missam cum cantu celebravit in Novitiatus ipsius Saccllo 
ratus id sc excqui posso vi Privilrgiorum Regularibus concessorum. Verum cum 
diversac circumfcrantur super facto opinioncs intcr Alumnos Collegii ipsius 
ac ex eis oliquis contcndat id omnino non liccrc, quia vctitum cst in solcm- 
nitate illa cclcbrarc in privatis Saccllis, ct quia Saccllum istud non inscrvit 
Religiosac familiae, scd Novitiis tantum; ut indubia habcatur dcclaratio, quae 
futuris ctiom tcmporibus, veluti norma scrvctur, Sacrorum Rituum Congrcgatio 
super facto ipso de sentcntio rogata, in Ordinariis comitiis hodicrna die ad 
Quirinalc coadunata, ad rclationcm mci subscripti Sccrctarii, omnibus maturo 
examinc pcrpensis considcratisque rcscribendum ccnsuit: Posse juxta exposita. 

Atque ita rescribere rata est et declarare. Die 22. Julii 1848. 


Bruderschaft für die Pflege religiöser Gesinnung hei den 

Soldaten. 

Humillimis dclatis prccibus S. D. N. Pio PP. IX. ab E... R..., in ipsis 
exposuerat Orator quamdam tum Ecclesiasticorum, tum Saecularium piam 
Societatem, quae gallice (l’OEuvrc pic des Soldats) dicta cst, Lutetiae Pari- 
siorum ab anno 1818 inchoatam fuissc, cujus pecuiiaris finis est, milites ab 
ignorantia Catholicae Rcligionis avcrterc, cosquc in Fidei rudimcntis ioformare; 
binc variis jam in civitatibus per Galiiam diffunditur, atque in Oratoriis, vcl 
in cubiculis pcnes nonnullas Ecclcsias cos ad lectionem, et scriptionem 
edisccndam coadunat, aut eos Christianam edocct Doctrinam, aut eis pictntis 
libros distribuit, ex qua singulis fcre dicbus ex pracfata Rcligionis Sckola 
in ipsos milites copiosus aetcrnae Salutis fructus dimanat. Cum vero postu- 
lasset in iisdem prccibus dictus Orator, pro aliquibus Indu'gcntiis clargicndis 
tarn omnibus Christifidclibus pracmcmoratae Socictotis in quinquaginta fere 
GalJiac Iocis jam cxistcntis, quam aliis in ipsius Galliae locis in postcrtim 
cxtiturae, ncc non cactcris Christifidclibus qtiocumque modo ad praefatam 
Socictatis propagationcm coopcrantibus, quam singulis militibus pro eorura 
facultatc dictis lcctionibus, scu pictatis collalionibus intcrcsscntibus, Idem S. 
D. N. Pius PP. IX. enixis Oratoris votis inclinatus, clcmcntcr indulsit, ut 
omnes ct singhli Christi fidclcs sodnles, coopcralorcs ct milites, qui vere 
poenitentes confcssi, ac socra Communionc rcfccti, aliquant Ecclcsiam, scu 
publicum Oratorium in quatuor infra annunt praccipuis fcstis ad uniuscumque 
libitum cligcndis, neenon in Festivitatc sancti Mauritii militant patroni, vel 
in quatuordeeim diebus unumquodque cx praefatis quinque fcstis immediate 
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sequentibus, devote visitaverint, ibique per aliquod temporis spatiam juxta 
mentem Sanctitatis Suac pias ad Dcum preces effuderint, Indulgentiam ple- 
nariam incipieodam a primis Vesperis usque ad occasum solis Ultimi diei 
uniuscujusque ex pracdictis quindenis, ac semel tantum in qualibet quindcna 
lucrifacicndam, consequantur; cisdem vero singulis supra enuntiatis Christi- 
fidelibus, qui hujusmodi collationibus tarn ad doccndum quam ad discendum 
corde saltem contrito intcrfucrint, quotics id cgerint, scptem annorum In¬ 
dulgentiam est impertitus; uniquique tandem militi alicujus commilitis con- 
versioni pro viribus cooperanti, Indulgentiam unius anni singulis vicibus ac- 
quirendam, dummodo actum Contritionis cliciat, benigne conccssit. Voluit 
autcm Eadem Sanctitas Sua bas gratias perpetuis futuris tcmporibus suffragari. 
Non obstantibus in contrarium facientibus quibuscumque. Praesenti valituro 
absque ulla Brevis expeditione. 

Datum Romae ex Secretaria S. Congregationis Indulgcntiarum. 

JE 1 . Card. Asquinius, Pracf. 

LfS. Aloisius Colombo. 


Heber des Brevierbeten. 

ln Sacrorum Rituum ordinario coetu ad Yaticanum subsignata die co- 
adunato a R. P. D. subscripto sccretario relatae cum fuerint preces rectoris 

et professorum seminarii Civitatis R.in dioecesi A., quibus expone- 

bant non unan* inter ipsos vigere opinioncm circa privatam horarom canonl- 

carum recitationem, siquidem ipsi ad cathedralem A. non pertinentes, 

adnexam habent ecclesiam sacramentalem, quao parochialibus juribus vero 
gaudet, quoad seminarii ipsius magistros et alumnos, et proinde opportunem 
solutionem efflagitabant super sequentibus quaestionibus nimirum: 1. An se¬ 
minarii alumni sacris ordinibus initiati adigantur in divinis laudibus persol- 
vendis ad Kalendarium adjectae seminario ecclcsiac sequcndum? 2. An idem 
Kalendarium sequi teneantur magistri in seminario ipso degentes, seu com- 
morantes, quamvis plerumquo aliis in ecclesiis sacrosanctum missae sacri- 
ficium celebrent, sacris functionibus assistant, sacramentales fidelium Confes¬ 
siones excipiant, vcl potius magistri ipsi teneantur sequi Kalendarium earundem 
ecclesiarum, queis ut supra inserviunt, ex ea potissimum ratione ut missa 
cum officio concordet? Sacra ipsa Congregatio antequam quidquam in re de- 
ccrneret propositisque dubiis occurreret, maluit rescriberc: audiatur episcopus, 
et quum Rmus A.... episcopus illico de sententia et voto requisitus nil— 
omnino protulerit, quod non faveat oratorum instantiac, hinc propositis du¬ 
biis rescriptum fuit. 

Ad I. Affirmative. Ad II. affirmative ad primam partem, negative ad 
secundam. Atquo ita rescriberc rata est ac proposita dubia declararc. Die 
7. Septembris 1850« 
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Kurse Darstellung der Pr aaeis des Concurses • 

(Mit Benützung der „Correspomlance de Rome 4< vom 14. Juli 1850.) 

Die heilige Congregation des Conciliums hat in der Sitzung vom 22. Juni 
1850 mehrere Rechtsfälle, betreffend die Concurse filr die Ernennung zu 
Pfarrbeneficien zu entscheiden gehabt. Wir haben für zweckmässig er¬ 
achtet, einige Mittheilungen über die Regeln zu machen, welche man 
bei diesen C6ncurseri zu beobachten pflegt. Unsere Leser werden um so 

mehr die Bedeutung und den Werth der vom heil. Stuhle jüngst für die 

Diücese Linz gewährten Zugeständnisse zu ermessen im Stande sein. (Vgl* 
Archiv. II. Bd. 1. und 2. Heft S. 110 fg.) Die vorzüglichsten Quellen der 
Disciplin in Sachen der Concurse sind: 1) Das Decret des Concils von 
Trient, Cap. 18. der 14. Sitzung. 2) Die vom heil. Pius V. im J. 1566 

publicirte Bulle, die mit den Worten: „In conferendis“ anfängt. 3) Eine 

von der heil. Congregation des Concils mit der Billigung des Kirchenober¬ 
hauptes publicirte Instruction. Fagnan bringt sie in seinem Commentar unter 
dem Titel der Decretalen: Ne Sede vacante. 4) Die litterae encyclicae: 
„Quo parochiales“ — publicirt am 10. Jänner 1721 mit Gutheissung des 
Papstes Clemens XI. 5) Die Constitution: „Cum illud“ von Benedict XIV. 
6 ) Eine grosse Anzahl Declafationen der heil. Congregation des Conciliums. 

Verwaltung der vacanten Pfarrei. 

Sobald eine Pfarrei durch den Tod oder die Resignation des Titulars, 
oder auf was immer für eine andere Weise vacant wird, so bezeichnet man einen 
Vicar, einen Oekonomen, um sie so lange zu verwalten, bis sie mit einem neuen 
Rector versehen sein wird. Diesem Oekonomen wird ein Gehalt auf die 
Einkünfte des Pfarrbeqeficiums angewiesen. (Decret. Trident.) Es gibt jedoch 
Fälle, wo keine Veranlassung zu solcher Abordnung eines Verwalters vor¬ 
handen ist, wenn z. B. die vacante Pfarrei mit irgend einem Cooperator 
oder Vicar versehen ist, der die Seelsorge (pro interim) ausüben kann; die 
Ausdrücke: „Si opus fuerit,“ des Decretes des Conciliums beziehen sich auf 
solche Fälle. In gewissen Ländern geben die Statuten die Verwaltung dem 
Vicar, wenn ein solcher vorhanden ist. Zu Rom wird der Unterpfarrer 
nie zum Verwalter ernannt. Das Wort: „Statim,“ zeigt an, dass die Ernen¬ 
nung des Verwalters nicht lange Zeit verschoben werden darf; die Rechts¬ 
lehrer sind der Ansicht, dass sie binnen drei Tagen stattfinden müsse, 
nachdem man von der Vacatur der Pfarrei Kenntniss erlangt hat. (Barbosa 
de offic. et potest. episc. part. 3. alleg. 60.) 

Ausschreibung des Concurses. 

Diese erfolgt für jede einzelne Pfarrei, die mit einem Rector versehen 
werden muss. Der Concurs und das Examen, die früher für andere Pfarreieü 
lloy’s Archiv für kalh. Kirchcnreht, IL Band. 25 
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stattgefunden haben, gelten nicht für die Pfarrei, die später vacant geworden. 
Ein bei einem früheren Concurse approbirter Kandidat kann nicht zum 
Rector der vacanten Pfarrei ernannt werden, wenn er nicht neuerdings bei 
dem für die Pfarrei, um deren Vergabung es sich handelt, eigens angeord¬ 
neten Concurse approbirt worden ist. Handelt man anders, so ist die Er¬ 
nennung ungültig. (S. C. apud Fagnan, loco supra citat.) 

Sechs Monate sind für die Provision derjenigen Pfarreien zugestanden, 
die bischöflicher Collation sind. Die sechs Monate datiren, nicht von dem 
Augenblicke der Vacatur, sondern von dem Zeitpunkte, wo man von dieser 
Vacatur Kenntniss erlangt. (Argum. cap. Quia diversitatem, de concess. 
praebend. cap. Licet, de supplenda negligentia praelatorum.) Es können 

also die Berufungsschreiben während des Verlaufes von fünf Monaten und 

/ 

zwanzig Tagen publicirt werden. Immerhin ist es selten, dass man den 
letzten Zeitpunkt abwarte, weil es sich ereignen könnte, dass sich kein 
Kandidat zur Einschreibung oder zum Examen stellete, oder auch, dass 
keiner der eingeschriebenen und examinirten Kandidaten approbirt würde. 

Die Berufungsschreiben bezeichnen genau den Tag der Vorlage des 
Edictes, und die den Kandidaten gegebene Zeit, um sich einschreiben so 
lassen; ausserdem ist der Concurs mit Ungültigkeit behaftet. 

Concurs-Edict. Einschreibung der Kandidaten. 

In der Regel ist das Edict während 10 Tagen angeschlagen. (Deeret. 
Trid.) Die Kandidaten haben diese ganze Zeit, um sich einschreiben zn 
lassen, und das Examen hat nicht vor Ablauf dieser Zeitfrist statt. Der 
Concurs wird jedoch nicht annuliirt, wenn das Examen vor den zehn Tagen 
gemacht worden ist und Niemand sich in der Folge meldet, um sich über 
diese Vorwegnahme zu beklagen. (S. C. 2. August. 1607.) 

Das Concursedict wird zuweilen über den gewöhnlichen Zeitraum von 
10 Tagen prorogirt (Decret. Trid.), aber im Ganzen dauert es nicht mehr, 
als zwanzig Tage. (Constitutio: In conferendis .) Die Verlängerung wird 
«publicirt, bei Strafe der Ungültigkeit des Concurses. (S. C. 6. Jul. 1606.) 
Es ereignet sich zuweilen, dass sich kein Kandidat meldet; dann bestimmt 
der Bischof eine andere Zeit oder ein anderes Edict; und wenn dieses zweite 
Mal Niemand erscheint, so wird die Pfarrei ohne Concurs vergeben. (S. C. 
apud Barbosa et Garcias.) 

Wenn sich nur ein einziger Kandidat einschreibt, oder sich zur Ein¬ 
schreibung meldet, so wird vorgegangen, ohne zu einer Verlängerung oder 
zu einem neuen Edicte zu greifen, die nur in dem Falle erforderlich sind, 
wenn der Kandidat, nachdem er examinirt worden ist, als unfähig erkannt 
wurde, die vacante Pfarrei zu regiren. (S. C. ibidem.) Ergibt sich die 
nämliche Thatsache nach dem zweiten Edicte wieder, so wird die Pfarrei 
ohne Concurs vergeben. 

Zur Einschreibung werden zugelassen, nicht blos die Diöcesanpriester, 
sondern auch die Geistlichen einer andern Diöcese, gemäss der 
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Meinung der Rechtslehrer. Jedoch wird, caeteris paribas, ein Diöcesane 
einem Fremden vorgesogen: Similiter caeteris paribas oriandas non oriundo, 
dioecesanas non dioecesano praeferatur ex cap. nalios dist. 61« cap. Hor- 
tamur dist. 71. cap. bonae memoriae de postulatione praelatorum. (Reg.. 17. 
canceli.) Besondere Statuten reserviren jedoch die Beneheien vielfältig den 
Diöcesanen. 

Macht die Aasschliessang eines Kandidaten den Concors angfiltig? Das 
ist eine sehr der Controverse unterworfene Frage. 

Weil aber das Examen nicht blos die Kenntnisse der Kandidaten zum 
Gegenstände hat, sondern vorzüglich ihre Tauglichkeit, ihr Alter, ihre Klugheit,' 
ihre Verdienste und die anderen zur guten Verwaltung, der zu vergebenden 
Pfarrei erforderlichen Eigenschaften, so werden die eingeschriebenen Kandi¬ 
daten verhalten, die gerichtlichen sowohl, als aussergerichtlichen Beweise der 
von ihnen der Kirche geleisteten Dienste, als auch andere Documente, die 
geeignet sind, ihre Tauglichkeit and ihre Eigenschaften za erkennen za 
geben, in die Hände des bischöflichen Kanzlers niederzulegen. (Const. Cum 
iUud.') Der Prälat bestimmt eine Frist für die Vorlegung dieser Documente; 
sie werden nicht mehr angenommen, wenn der peremptorische Termin ver¬ 
flossen ist. 

Nach Ablaaf der durch das Concurs-Edict festgesetzten Zeit, und nach, 
dem Schlüsse der Einschreibung der Kandidaten, wird derjenige, der sich 
nicht in der verlangten Zeit gestellt hat, nicht mehr zur Einschreibung za¬ 
gelassen, and bat kein Recht, sich über seine Abweisung za beklagen. (S. 
C. 7. Julii. 1625.) 

Nach dem Schlösse der Einschreibung ist man nicht nothwendig ver¬ 
pflichtet, alsogleich zum Examen der eingeschriebenen Kandidaten za schreiten. 
Dieses Examen kann aufgeschoben werden; nur wenn der Tag dazu nicht 
schon in dem Aufruf zum Concarse festgesetzt worden, wird er den einge¬ 
schriebenen Kandidaten durch eine persönliche Vorladung, nicht etwa durch 
ein neues Edict bekannt gegeben. 

Zulassung der Kandidaten zum Examen. 

Wie die festgesetzte Zeit verflossen ist, so werden alle eingeschriebenen 
Kandidaten examinirt: Omnes, qui descripti fuerint, examinentur. (Decret. 
Trid.) Findet sich nur Einer der eingeschriebenen Kandidaten ein, so 
schreitet man nichtsdestoweniger zum Examen, in Anbetracht, dass, wenn das 
Conciliam von Trient will, dass alle diejenigen, die eingeschrieben sind, 
examinirt werden, man das nur von jenen Kandidaten verstehen kann, die 
sich zum Examen stellen. Widrigenfalls würde es von der Nachlässigkeit 
eines einzigen Kandidaten abhängen, der Abhaltung des Examens Hindernisse 
za legen. (8. 0. apad Garcias part. 9. cap. 2. Barbos. ad Concil. Trid. 
num. 75.) 

Der Concors ist angültig, wenn ein zar Einschreibung zngelassener Kan¬ 
didat zum Examen nicht zugelassen wird. (S. C. 7 . August. 1841, §. Quoäd.J 
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Die Examinatoren. 

Sie werden jedes Jahr auf der Synode vom Bischöfe oder vom General» 
Vicare vorgeschlagen. (Decr. Trid.) Sie werden namentlich, bei ihrem Vor¬ 
an d Zunamen und nicht blos bei der Würde, die sie bekleiden, oder bei dem 
Amte, das sie ausüben, bezeichnet. In der entgegengesetzten Hypothese sind 
nur diejenigen, die zur Zeit der Abhaltung der Synode in diesen Würden 
oder Aemtern stehen, als zu Synodal-Examinatoren bestimmt anzusehen. Ihre 
Nachfolger werden nicht als solche erachtet. 

Sie werden wenigstens in der Anzahl von Sechsen vorgeschlagen. Man 
kann deren nichtsdestoweniger eine grössere Anzahl bezeichnen, die nach 
einigen Autoren bis auf zwanzig steigen kann. Sie sind Magistri, Doctoren 
oder Licenziaten der Theologie oder des canonischen Rechtes; man ernennt 
auch Welt- oder Ordensgeistliche, die man für tauglich hält, dieses Amt 
getreu zu erfüllen. 

Sie werden von der Synode approbirt. (Decret. Trid.) Diese Appro¬ 
bation findet durch Stimmenmehrheit statt. Das Votum ist öffentlich oder 
geheim, nach Wohlgefallen des Bischofes. (S. C. ad Patriarch. Venet. 
11. Julii 1592.) 

Sie schwören ihre Functionen getreu zu erfüllen. (Decret. Trid.) Dieser 
Eid ist eine wesentliche Sache zur Gültigkeit der folgenden Examina; wenn 
die gewählten Examinatoren der Synode beiwohnen, so leisten sie ihren Eid 
in der Synode selbst; sonst leisten sie ihn in Gegenwart ihres Bischofes 
oder wohl auch in der des General-Vicares. Der Eid wird auf die heiligen 
Evangelien oder auf die Reliquien der Heiligen geleistet. 

Die Functionen der Examinatoren sind ganz unentgeltlich. Es stünde 
dem Bischöfe, der Synode nicht frei, ihnen auch nur den massigsten Gehalt, 
die geringste Entschädigung in Rücksicht ihrer Functionen anzuweisen. Man 
hat gesehen, wie die heilige Congregation Synodal-Statuten verworfen hat, 
die den Synodal-Examinatoren eine aus den Einkünften der vacanten Pfarrei 
genommene Entschädigung beigemessen. Wenn es sich ereignete, dass ein 
Examinator ein noch so kleines Präsent von Seite eines Kandidaten an¬ 
nähme, so würde er die Sünde der Simonie begehen; er könnte davon 
nur absolvirt werden, indem er auf alle Aemter resignirete, die er vorher 
bekleidete; er wäre für immer unfähig, in Zukunft andere kirchliche Aemter 
zu bekleiden. (Decret. Trid.) Die Examinatoren müssen Rechnung über ihr 
Betragen nicht blos Gott ablegen, sondern auch, wenn es nothwendig ist, 
dem Provinzial-Concilium. (Ibid.) 

Wenn einige der Synodal-Examinatoren im Laufe des Jahres mit Tod 
abgehen, so fahren die anderen in ihrem Amte fort, vorausgesetzt, dass, 
ihrer noch sechs seien; sonst kann der Bischof, kraft des Decretes Clemens VW. 
andere Examinatoren ernennen, wofern sie die vom Concilium geforderten 
Eigenschaften besitzen, und vom Capitel approbirt werden. (Fagnan in cap. 
Cum eit are de aetate et qualitate num. 54.) 
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All’ dieses aber findet nur im Verlaufe des Jabres statt, das auf die 
Abhaltung der Synode folgt. Am Ende des Jabres hören die Functionen 
der untergesteliten Examinatoren auf, und auch die der Synodal-Examina- 
toren, wenn ihrer weniger als sechs sind. Dann bat man zwei Mittel zu 
ergreifen: Entweder eine neue Synode zu berufen, oder sich an die heilige 
Congregation des Concils zu wenden, um Pro-Synodal-Examinatoren zu ver¬ 
langen ; das Indult wird ziemlich leicht gewährt, weil man überzeugt ist, dass 
es sehr schwierig sei, alle Jahre die Synode zu versammeln. 

Das Examen. 

Wenn der für das Examen bestimmte Tag herangekommen ist, so re- 
digirt der bischöfliche Kanzler eine summarische Note über die bezüglichen 
Verdienste und Eigenschaften der eingeschriebenen Kandidaten. Diese Note 
wird nach den Zeugnissen und Documenten redigirt, welche die Kandidaten 
zur Zeit ihrer Einschreibung vorgelegt haben. Sie wird dem Prälaten oder 
seinem General-Vicar und jedem der Examinatoren, die am Concurse Theil 
nehmen, vorgelegt. Nach dem Concurse w'ird sie dem Kanzler zurückge- 
stellt, der sie verbrennt oder in den Archiven aufbewahrt, und Niemanden 
erlaubt, ohne eine besondere Ermächtigung des Prälaten davon Kenntniss zu 
nehmen. (Const. Cum Mud .) 

Der Prälat wohnt dem Examen bei. Im Verhinderungsfälle lässt er sich 
durch den General-Vicar vertreten. (Decret. Trid.) Die Assistenz des Prä¬ 
laten oder des General-Vicars ist unerlässlich, und der Concurs ist ungültig, 
wenn er nur von den Examinatoren abgehalten worden ist. (S. C. apud 
Fagnan loc. cit.) 

Die Synodal-Examinatoren wohnen dem Concurse bei. Es müssen deren 
wenigstens drei sein. (Decret. Trid.) Die Gegenwart von drei Synodal- 
Examinatoren ist zur Gültigkeit des Concurses erforderlich. Nicht-Synodal- 
Examinatoren treten nicht mit den anderen zusammen, um mit ihnen über 
die Verdienste der Kandidaten zu deliberiren. Fagnan berichtet, dass man 
sich bei der heil. Congregation anfragte, ob das von drei oder vier Synodal- 
Examinatoren im Einverständnisse mit drei anderen, vom Ordinarius dazu 
deputirten Examinatoren vorgenommene Examen gültig sei? Die heil. Con¬ 
gregation entschied, dass in diesem Falle der Concurs ungültig sei. Es ist 
indessen nicht verboten, dass andere Personen, als der Ordinarius und die 
Examinatoren dem Concurse auf eine blos materielle Weise beiwohnen. Man 
erlaubt ihnen sogar, Fragen an die Kandidaten zu stellen, vorzüglich wenn 
es sich um ausgezeichnete Personen handelt, die ein Recht auf eine solche 
Rücksichtnahme haben; aber man gestattet ihnen nie, ihr Votum abzugeben, 
zugleich mit den Synodal-Examinatoren, wenn es sich um die canonische 
Approbation der Kandidaten handelt. 

Die eingeschriebenen Kandidaten treten in ein Conclave, und können 
erst am Ende des Examens hinausgehen. Es steht dem Prälaten zu, kluger 
Weise die Dauer des Conclaves festzusetzen. (S. C. 22. Juni 1833.) Es 



genügt, dass es nickt unterbrochen worden, and dass keine fremde Person 
»gelassen worden sei. 

Das sind die gemäss den Vorschriften der Encyclica ,,Quo parochiales“ 
vom 10. Jänner 1721 beobachteten Regeln. Die Erfahrung hat bewiesen» 
dass es nothwendig war, diese Vorsichtsmassregeln zu ergreifen, um ge¬ 
wissen Missständen entgegenzutreten, die in der nämlichen Encyclica aus¬ 
einandergesetzt sind. 1) Man gibt allen Kandidaten die nämlichen Fragen 
zu behandeln, die nämlichen Casus aufzulösen, die nämliche Stelle des 
Evangeliums zum Texte für eine in der Volkssprache abgefasste Predigt. 
Man verlangt jedoch nicht, dass die Kandidaten alle den nämlichen Gegen¬ 
stand behandeln; man lässt ihnen die Freiheit, jeden Stoff zu behandeln, der 
einige Beziehung zu dem bezeichneten Texte hat; diese Freiheit, die man 
ihnen lässt, kann zuweilen das Resultat haben, die Fähigkeit der Kandidaten 
zu erkennen zu geben. (S. C. 22. Juni 1833.) 2) Die zu entscheidenden 
Fälle, die zu lösenden Fragen, der zu erklärende evangelische Text werden 
allen Kandidaten gleichzeitig vorgelegt. Es herrscht keine Gleichförmigkeit 
in der Zahl der Casus und der Fragen; es wäre zu wünschen, dass die 
Gleichförmigkeit bestünde. 3) Es wird eine Zeit festgesetzt für die Ent¬ 
scheidung der Fragen, für die Lösung der Gewissensfälle, und für die Ab¬ 
fassung der Predigt. Diese Zeit ist für alle Kandidaten die nämliche. 4) Die 
Antworten auf, die vorgelegten Fragen, die über den Evangelientext ver¬ 
fasste Predigt werden von jedem der Kandidaten eigenhändig geschrieben, 
und von ihm unterzeichnet. 5) Die Antworten auf die Fragen werden 
lateinisch verfasst; die Predigt ist in der Sprache abgefasst, die man ge¬ 
wöhnlich zum Predigen braucht. 6) Die Antworten und die Predigt eines 
jeden Kandidaten werden nicht nur von ihm unterzeichnet; sondern auch von 
dem Kanzler des Concurses, von den Examinatoren, vom Prälaten, oder 
vorkommenden Falles vom General-Vicar. Das sind die vorzüglichsten 
Verordnungen der Encyclica Clemens XI. Es gibt noch einige andere, die 
wir weiter unten erwähnen werden. 

Deliberation und Scrutinium der Examinatoren. 

Nichts hindert die Examinatoren, in geheimem Scrutinium zu votiren. 
Das Decret des Concils von Trient lässt ihnen in dieser Hinsicht volle 
Freiheit. (S. C. 22. Juni 1833.) Nichtsdestoweniger ist es zweckmässiger und 
gewöhnlicher, dass sie, bevor sie das Votum abgeben, miteinander deliberiren; das 
Urtheil erlangt hiedurch eine grössere Bürgschaft der Reife und Billigkeit. 
Die Examinatoren votiren in Gegenwart des Prälaten oder des Generalvicars. 
Sie könnten es nicht, wenn sie nicht in gemeinschaftlicher Deliberation 
vereint sind. Das Resultat ihres Votums wird in Betreff jedes examinirten 
Kandidaten, der entweder approbirt, oder rejicirt wird, in die Acten des 
Concurses eingeschrieben. Wir müssen hier wiederholen, was wir oben in 
Bezug auf die Zahl der Fragen gesagt haben: Man würde die Schwierigkeiten 
vermindern, wenn Gleichförmigkeit in der Art und Weise zu votiren bestünde. 
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Der Prälat bat beim Concnrse kein entscheidendes Votum; aber sein 
Beitrittt findet statt, wenn die Stimmen der Examinatoren in Betreff der 
Approbation oder Verwerfung eines oder mehrerer Kandidaten gleich getheilt 
sind. In diesem Falle gibt der Beitritt des Prälaten oder seines General- 
vicars den Ausschlag entweder zur canonischen Approbation oder Reprobation 
des fraglichen Subjectes. (Decret. Trid.) 

Diejenigen Kandidaten werden als approbirt, and geeignet erachtet, so 
Rectoren der vacanten Pfarrei ernannt zu werden, welche die Majorität der 
Stimmen erhalten, obwohl sie die Minorität verwerfe, gleich wie bei den 
Capitularacten oder solchen, die im Wege der Deliberation vorgenommen 
werden; die Majorität die Minorität nach sich zieht and erstickt, and der 
Act als von Allen beschlossen angesehen wird. Ein Kandidat ist approbirt, 
wenn er mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält, und wenn 
die Stimmen gleich getheilt sind, so bestimmt der Beitritt des Ordinarius, 
wenn er ihm günstig ist, die Approbation, wie wir oben gesagt haben. 

Die Examinatoren sind nicht blos Richter über die Fähigkeit and die 
Kenntnisse der Kandidaten; sie sind es auch vorzüglich über ihre moralischen 
Qualitäten, ihre Klugheit, ihre Verdienste nach den Diensten, die sie früher 
der Kirche geleistet haben, mit einem Worte, über alle erforderlichen Eigen¬ 
schaften, um die Pfarrei, um deren Vergabung es sich handelt, auf nützliche 
Weise zum Heile der Seelen zu regieren. (Const. Cum illud. Decret. Trid.) 
Die Examinatoren verletzen ihre Pflicht, wenn sie sich nur über die Fähigkeit 
der Kandidaten aussprechen; der Concurs ist verfehlt, und die in Folge des 
Concurses vorgenommene Vergabung der Pfarrei ist ungültig und wirkungslos; 
ebenso wenn die Examinatoren, indem sie nur über die wissenschaftliche 
Befähigung der Kandidaten votiren, sich in Bezug auf die moralischen 
Qualitäten der Kandidaten auf die Informationen der Curia, auf die Kenntniss 
und Klugheit des Ordinarius verlassen. (S. C. 22. Juni 1833.) 

Das Votum findet statt in Bezug auf die Qualitäten im Allgemeinen, 
zuweilen betrifft es die besonderen Qualitäten, die Unbescholtenheit, die 
Klugheit, den Eifer, die Uneigennützigkeit. Die eine und die andere Praxis 
sind gleich zulässig. (S. C. 22. Juni 1833.) 

Wahl eines Subjectes unter den approbirten Kandidaten. 

Diese Wahl gehört nicht in das Gebiet der Examinatoren, sie steht aus¬ 
schliesslich dem Prälaten zu, der verpflichtet ist, seine Wahl auf jenes 
8ubject fallen zu lassen, welches er für das fähigste und würdigste hält. 
(Decret. Trid. 8. C. 21. Novbr. 1829.) Dem Prälaten steht es frei, jenen 
Kandidaten vorzuziehen, der weniger Stimmen als sein Mitbewerber erhalten 
hat, vorausgesetzt, dass er ihn im Gewissen für geeigneter halte, die vacante 
Pfarrei zu regieren. Er kann selbst den Kandidaten, der nur mit einer sehr 
schwachen Majorität approbirt worden ist, demjenigen vorziehen, der alle 
Stimmen sowohl in Bezug auf die Kenntnisse, als in Bezug auf die mora¬ 
lischen Eigenschaften und Verdienste auf sich vereint hat. Es genügt, dass 
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das für das Pfarrbeneficium erwählte Sabject beim Concurse canonisch ap- 
probirt worden sei. 

Es ist jedoch so wichtig, das Pfarrbeneficium an das Subject vergeben 
zu sehen, das das fähigste ist, es für das heilige Amt und das Heil der 
Seelen nützlich inne zu haben, dass durch die Constitution des heil. Pius V. 
das Mittel der Appellation gegen die Ernennung eines Kandidaten eingeführt 
worden ist, der notorisch unter seinen Mitbewerbern stünde. Beeilen wir 
uns, beizufügen, dass es sehr selten sei, dass die Appellation ein Resultat 
habe. Sie muss binnen zehn Tagen nach der Vergabung der Pfarrei einge¬ 
legt werden; eine authentische Abschrift der Concursacten wird dem Appel¬ 
lationsrichter zugesendet, und man entscheidet den Rechtshandel auf dem 
Wege der Appellation nach den Acten selbst und nicht anders. Wenn die 
gewöhnlichen Regeln in Betreff des Concurs-Edictes, der Eigenschaften der 
Examinatoren, der Form des Examens, der Approbation der Kandidaten be¬ 
folgt worden sind, und wenn der Prälat nur von seinem Rechte Gebrauch 
gemacht hat, indem er unter den canonisch approbirten Kandidaten ein Sub¬ 
ject gewählt hat, das er vor den anderen Mitbewerbern, die beim Examen 
eine grössere Anzahl von Stimmen erhalten haben, für das würdigste ge¬ 
halten hat, so wird die Appellation ohne Schwierigkeit verworfen, und die 
Wahl des Prälaten aufrecht erhalten. Es wäre sehr schwierig, Fälle zu 
finden, wo die heil. Congregation des Conciliums aus Grund besonderer Um¬ 
stände anders entschieden hat; wir müssen sogar sagen, dass in der Samm¬ 
lung ihrer Resolutionen die die Concurse betreffenden Rechtsprocesse sehr 
selten sind; und wenn die Sitzung vom 22. Juni 1850 vier Angelegenheiten 
dieser Natur gehabt hat, so ist das ein ganz zufälliges Zusammentreffen, das 
Sieb, ohne Zweifel, nicht oft wiederholt. 

Es übriget uns noch, einige Aufklärungen über die Vortheile dieser 
Disciplin, über ihren Ursprung und über den obligatorischen Charakter zu 
geben, den sie für jene Länder haben mag, die durch die Unfälle der 
Zeiten genöthigt worden sind, die Beobachtung derselben zu unterbrechen. 
Die Concurse sind eine der tausend Fragen, über die vorzüglich heutzutage 
die Meinung aufgeklärt werden muss; und es ist sehr wichtig, die Vor- 
urtheile zu zerstreuen, die sich der Ausführung jener Gesetze in den Weg 
stellen könnten, die die Kirche in ihrer Weisheit aufzustellen für zweck¬ 
mässig erachtet hat. Das traurige Schauspiel, das wir heutzutage vor Augen 
haben, muss uns wenigstens zur Lehre dienen. Die Gesellschaft liegt dar¬ 
nieder; die Bande, die ihren Bestand sichern, sind in einen Zustand der 
Auflösung gerathen, der die hellsehendsten Geister mit gegründeter Besorgniss 
erfüllt. Die gewöhnlichste Einsicht reicht hin, um zu erkennen, dass man 
nie zur Reconstruirung der Gesellschaft gelangen könne, wenn man nicht 
damit beginnt, den Theil, von dem eigentlich ihr höheres Leben ausgeht, 
den Klerus nämlich in kräftiger Weise neu zu constituiren, und dazu bedarf 
es nicht der Gründung einer neuen Disciplin, es handelt sich nur haupt¬ 
sächlich darum, die weisen Verordnungen ernstlich in Ausführung zu bringen, 
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welche die katholische Kirche auf ihren letzten allgemeinen Concilien pro- 
clamirt hat, und die von der höchsten Autorität der römischen Päpste op- 
probirt sind. Es ist Zeit, mit den Missbrauchen, den Vorurtheilcn, der 
Unwissenheit und der blinden Praxis ein Ende zu machen; cs ist Zeit, dem 
katholischen Klerus jene wunderbare Kraft zuriickzustellen, die ihm die 
canonischcn Gesetze und jene Disciplin verschaffen, die die Approbation der 
römischen Päpste erhalten hat. Man halte sich wohl überzeugt, dass das 
Heil der Gesellschaft nur um diesen Preis zu gewinnen ist. Nur unter dieser 
Bedingung wird der Klerus, von neuer Energie belebt, wirksam am allge¬ 
meinen Heile arbeiten, und sich als eine Wehre den verwüstenden Wildbächen 
entgegenstellen können, die uns zu verschlingen drohen. 

Die Gedanken, die wir hier ausgesprochen, haben bei der Wiederein¬ 
führung der Provinzialconcilien, in Deutschland und Frankreich obgewaltet. 
Die Katholiken aller Länder haben der Wiederkehr dieser ehrwürdigen Ver¬ 
sammlungen ihren Beifall gezollt, die der Kirche eine unvergleichliche Quelle 
von Nutzen und Ruhm sind; und die Völker, die die Erinnerung dieser 
heiligen Institutionen verloren hatten, haben in ihrer Wiedereinführung eine 
Anregung zur Theilnahme und zur Achtung vor der Majestät der religiösen 
Dinge wieder gefunden. Nach den mühevollen Zeiten, welche die Kirche 
hat durchlaufen müssen, inmitten der schmerzlichen Umstände, in denen sie 
sich befindet, ist die Erscheinung der Provinzialconcilien eine wunderbare 
Thatsache, die uns zwingt, die Führung der göttlichen Vorsehung immer 
mehr zu bewundern und zu preisen. Es ist ein mächtiger Beweggrund des 
.Trostes und der Hoffnung für die Zukunft, zu sehen, wie sich die göttliche 
Vorsicht des Zusammentreffens der wunderbarsten Umstände bedient, um der 
Kirche eine Freiheit zurückzugeben, die man seit Jahrhunderten anzuerkennen 
sich geweigert hatte. 

Der Charakter der seit 1848 gehaltenen Provinzialconcilien war 
weniger der, neue Gesetze in Bezug auf die religiösen Dinge und ihre Dis¬ 
ciplin aufzustellen, als vielmehr dasjenige in Aufnahme und Ausübung zu 
bringen, was die allgemeine Gesetzgebung der Kirche in den uns voran ge¬ 
gangenen Zeiten aufgcstellt hat. Die unter der Einwirkung des heil. Geistes 
stets fruchtbare katholische Kirche hat ihrer göttlichen Sendung nicht er¬ 
mangelt, deren doppeltes Object zugleich das übernatürliche Heil der Seelen 
und das zeitliche Heil der christlichen Gesellschaft ist. 

Sie besitzt in ihren Schatzkammern starke Waffen für die Kämpfe einer 
jeden der Zeiten, die sie durchläuft, und daneben auch die Heilmittel, um 
den Bedürfnissen der Gesellschaften, die sie auf der Pilgerfahrt dieses Lebens 
za führen hat, zu Hülfe zu kommen. Und weil die katholische Kirche Gott 
selbst auf dieser Erde vertritt, so nimmt die göttliche Vorsehung auch die 
Bestrafung selbst auf sich, und lässt ihren Arm schwer auf die Völker 
fallen, die sich nicht scheuen, aus ihrem Schoosse die Mittel des Heiles zu 
verwerfen,, welche Gott und die Kirche ihnen anbieten. Einige Jahre noch, 
und mau wird.sehen, wie fü^ diese Völker eine Periode der Schwäche und 



des Verfalles anbricht, die nnr rar sehmershaften Agonie führen and die 
beredteste Rechtfertigung der Kirche sein wird, bis diese ihre wöhlthätfg® 
Hand wieder im Namen desjenigen ausstreckt, der sich die Auferstehung 
und das Leben genannt hat. 

Seit drei Jahrhunderten hat die Kirche unermesslich daran gearbeitet, 
sich furchtbar su machen, wie ein in Schlachtordnung aufgestelltes Heer. 
Das Concilium von Trient hat unter der Eingebung der Päpste handelnd, 
der christlichen Gesellschaft eine Kraft mitgetheilt, die dasu bestimmt war, 
überall, wo diese Kraft angewendet würde, ihr Antlits su ändern. Man 
wird von einer tiefen Bewunderung ergriffen, beim Anblicke der von den 
Päpsten vollführten Arbeiten, die nach dem Concilium von Trient den Lebens¬ 
kräften der Kirche eine ebenso weise, als wirksame Richtung gegeben haben. 
Das Bullarium romanum dieser letsten Jahrhunderte wird ein unsterbliches 
Zeugniss abgeben von dem Eifer der Päpste, die Kirche auf die Kämpfe des 
Herrn vorsubereiten, und die schwierigsten Fragen ihrer inneren Regierung 
so lösen. Nie ist eine Zeit so fruchtbar an weisen Einrichtungen gewesen; 
die Disciplin des Conciliums von Trient hat alle Entwickelungen und Er¬ 
läuterungen empfangen, deren Nothwendigkeit durch die Erfahrung anerkannt 
wurde; man kann sagen, dass keine Zeit der Geschichte die Regeln des Verhaltens 
mit so sicherer Hand für alle Kirchen habe verzeichnen sehen. Der hi. 8 tuhl 
hat seine Sorgfalt durch die von ihm eingesetzten Congregationen verviel¬ 
fältigt, und die Dienste, welche sie in allen Zweigen der Disciplin geleistet 
haben, sind unberechenbar. Wehe den Kirchen, die es nicht verstanden 
haben, aus diesen Mitteln des Heiles Nutzen zu ziehen! Zu Staub zerfallen, 
hat der erste Hauch des Sturmwindes sie weggeweht. Ihr äusserer Bestand, 
ihre heilige Gesetzgebung, Alles ist von der Sturmfluth fortgerissen worden, 
und der Glaube hat sich in den Herzen wie erstorben gezeigt, so dass es 
langer Jahre bedurfte, ehe man ihn wieder Herrschaft gewinnen sah. Da¬ 
gegen sehen wir andere Länder zwar vom nämlichen Sturme gepeitscht, aber 
ihm einen glorreichen Widerstand entgegensetzend. Der brausende Strom 
zerstört die Oberfläche des Bodens, aber die Wurzel des Glaubens bleibt in 
den Massen unversehrt; die Verluste der Kirche sind weniger schmerzlich, 
und für die Wiederherstellung des Gebäudes wird es weniger Zeit bedürfen. 
80 wird die Kirche durch ihre Niederlagen wie durch ihre Triumphe ge¬ 
rechtfertiget. 

Die Zeit ist gekommen, aus der Erfahrung und aus den Unfällen der 
Vergangenheit Nutzen zu ziehen. Die vorzüglichste Aufgabe der Provinzial- 
Concilien ist die, die ziemlich zahlreichen Lücken auszufüllen, die sich sehr 
leicht in den verschiedenen Zweigen der heiligen Gesetzgebung wahrnehmen 
lassen; es liegt ihnen ob, auf die Beobachtung alles dessen zu dringen, was 
in den päpstlichen Constitutionen nicht an der Gewalt der Dinge und den 
Schwierigkeiten der Zeiten ein wirkliches, unüberwindliches Hinderniss findet. 
Niemand wird bestreiten, dass diese wiederherstellende Thätigkeit nicht der. 
Hauptcharakter der nach einer Unterbrechung von mehreren Jahrhunderten 
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nunmehr wieder eröffneten Provinaial-Concilien sei. Sie sind seit kurser Zeit 
erst wieder geöffnet, und sehen kann man eine Menge glücklicher Folgen 
aufweisen, die sie hervorgebracht haben. Die Betrachtang dieser Ergebnisse 
erklärt ans die Inständigkeit, mit welcher der heil. Stuhl in den jüngsten 
Zeiten die Abhaltung der Provinsial - Concilien und der Diöcesan-Synoden 
anempfohlen hat. Wir haben eine grosse Zahl von Briefen vor Augen ge¬ 
habt, welche seit 30 Jahren im Namen des heil. Stuhles an die Bischöfe ' 

Deutschlands bei Gelegenheit ihrer Berichte „de statu ecclesiae“ geschrieben 
worden; und wir erinnern uns nicht, dass uns einer vorgekommen sei, in 
welchem nicht die Abhaltung von Concilien und Synoden, sobald sich dasa 
günstige Verhältnisse darbieten würden, auf das Nachdrücklichste empfohlen 
worden wäre. Das soeben Gesagte wäre leicht durch eine Menge von Ci- 
taten su beweisen; es genüge uns, einige Bruchstücke aus diesen Briefen 
«nsuführen. Wir sehen s. B., wie die heil. Congregation erklärt, dass nicht 
ohne grossen Nachtheil für die priesterliche Würde, und für das kirchliche 
Ansehen die Berufung von Synoden in unseren Tagen verhindert worden sei; 
haec hisce temporibus absque sacerdotalis dignitatis et ecclesiasticae auctori- 
tatis detrimento convocari non posse tecum quam maxime dolet S. C. Wir 
lesen in einer anderen Antwort: Quod igitur tamdiu intermissa tantopere a 
sacris canonibus inculcata consuetudo habendae synodi dioecesanae nunquam 
revocata ab Amp. tua fuerit, id eo factum non dubitat S. C. quod ratione 
rerum ac temporum fieri non potuerit. Ceterum mirum quantum id ei sit in 
optatis. Interim tarnen gaudet quod egisti, ne quid detrimenti, tanto de- 
ficiente praesidio ecclesiasticae disctplinae, dioecesis caperet. 

Ein Ersbischof legte in seinem Berichte, den er 1843 einreichte, vor, 
dass das Provinsiel-Concilium seit dem Anfang des siebsehnten Jahrhunderts 
nicht mehr gehalten worden sei; dass man seit dieser Zeit kein Mittel ge¬ 
funden habe, es absuhalten; dass man auch das Bedürfniss nicht sonderlich 
einsehe, indem man ja über die Bedürfhisse des Klerus und Volkes dureh 
die jährlichen Berichte der Landvicare und durch die canonische Visitation 
4er Diöcese unterrichtet werde. Der Prälat fügte bei, dass er es bei des 
wichtigen Angelegenheiten nickt unterlasse, sich mit seinen Suffragan-ßischöfen 
su berathen. Synodus dioecesana seu potius provincialis ultima vice anno 
1605 celebrata est, cujus decreta plerumque effatis concilii Tridentini inni- 
tentia fundamentum sunt praxis ecclesiasticae vigentis. lode ab hoc tempore 
nulla ansa concilio celebrando data est, nec ejusdem celebrandi tanta urgetur 
necessitas, cum de indigentiis cleri et populi jam per vicariorum annuas rer 
lationes, jam per proprias archidioecesis visitationes certior fiam, et sic, si 
qua opus est, medelam illico ferre possim. Simili modo etiam in reliquis 
dioecesibus res se habet. Nec minus gratus fateor, episcopos provinciae, 
quibus ego qua Metropolita praesum, eos esse, ut in negotiis ecclesiae gra- 
vioris momenti communi meeum consilio agant. Die heil. Congregation er¬ 
achtete nicht, dass diese Gründe hinreichend wären, sich von der Abhaltung 
der Synode su dispensiren; und fügte in ihrer Antwort, nachdem sie den 
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Eifer des Prälaten die verdienten Lobsprüche ertheilt, bei: Attamen probe 
■oscit Amplitudo tua, haec omnia tarn sancta et salutaria alacrius perfici, et 
firmius consistere, ubi synodal ibus legibus solidantur. Quare Rmi. Patres 
cuperent, ut synodus dioecesana tamdiu intern)issa, et tantopere a sacris 
canonibus inculcata, herum instauretur. Wir /glauben nicht, diese Citate ver¬ 
mehren zu müssen. Die vorstehenden sprechen deutlich genug die ausdrück¬ 
liche Meinung des heil. Stuhles in Bezug auf die Nützlichkeit der Berufung 
von Concilien und Synoden in unseren Tagen aus, und können zugleich dazu 
dienen, die wunderbare Bewegung zu erklären, die sich in Deutschland kund¬ 
gegeben hat, als der Tag der Befreiung gekommen war. 

Das Provinzial-Concil hat zur legitimen Folge die Diöcesan-Synode, 
wo seine Decrete für jede Diöcese der Provinz promulgirt werden. Ausser 
den Statuten, die man daselbst verkündet, und den Rechtsfragen, die man 
entscheiden kann, wählt man dabei die Synodal-Zeugen und Richter, sowie 
die Examinatoren der Kandidaten, die auf Pfarreien concurriren. 

Es bestehen verschiedene Vorortheile über den Gegenstand der Con- 
curse. Ein ziemlich gewöhnliches Vorurtheil besteht darin, dass man glaubt^ 
der Concurs betreffe nur die wissenschaftliche Fähigkeit der Kandidaten, es 
sei nur ein Wortkampf; nur eine leere Schaustellung einer Wissenschaft, die 
weit entfernt sei, als die einzige, ja auch nur die Hauptbedingung angesehen 
werden zu können, wenn es sich um das Pfarramt, und um die Führung 
der Seelen handelt. Unsere Leser haben sich nur an das zu erinnern, was 
wir oben gesagt haben, um sich zu überzeugen, dass der Concurs auf 
Pfarreien zwar die Kenntnisse und die Bildung der Kandidaten zum Gegen¬ 
stand haben müsse, aber auch und vor Allem die moralischen Eigenschaften, 
und die besonders zur guten Leitung der zu vergebenden Pfarrei erforder¬ 
liche Tauglichkeit. Das Decret des Conciliums von Trient empfiehlt den 
Examinatoren, sorgfältig nach den moralischen Eigenschaften, dem Alter und 
der Klugheit der Kandidaten zu forschen; die nach dem Concilium erlassenen 
Bestimmungen haben festgesetzt, dass der Concurs alle Male ungültig sei, 
wenn die Examinatoren nur über die Kenntnisse der Kandidaten votiren, und 
sich in Bezug auf die moralischen Eigenschaften, auf die Informationen des 
Prälaten verlassen. Wir haben gesehen, was in der Constitution Benedict’s XIV. 
in Betreff der Documente vorgeschrieben ist, welche die Kandidaten zur Zeit 
ihrer Einschreibung vorlegen müssen; sowie in Betreff der summarischen 
Note, welche der Kanzler den Examinatoren am Tage des Examens selbst 
übergibt. 

Ein anderer Irrthum wäre es, wenn man die Einführung der Concurse 
so betrachtete, als hätte sie keine Präeedentien in der Tradition. Hat auch 
das Concilium von Trient eine neue Form aufgestellt, so hat es sich doch 
nur der alten Disciplin gefügt, welche forderte, dass die Vergabung kirch¬ 
licher Aemter vom Ordinarius mit, vorläufiger Vernehmung des Klerus vor¬ 
genommen werden solle. Die Tradition führt dafür tausend Beweise an, die 
»um Theil von Thomasan, vetus et nova Eccl. disoipj., pari. 2, lib.I, 
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cap. 32 a. aqq. gesammelt worden sind. So wie ehemals die kirchlichen 
Functionen an die Weihen geknüpft waren, so findet all’ das, was die Väter 
von den Examina und der Approbation der Ordinanden sagen, offenbar auch 
auf die Vergabung der Aemter und Ministerien Anwendung. Ut cpiscopus 
sine consilio clericorum suorum clericos non ordinet, sagt ein Coneilium von 
Karthago. Einer der Hauptanklagepunkte gegen den heil. Johannes Chryso- 
stomus war der, dass man ihm vorwarf, Ordinationen ohne den Rath seines 
Klerus vörgenommen zu haben. Man kann in Thomassin den berühmten 
Brief des heil. Basilius an seine Chorbischöfe einsehen; und lange Zeit 
nachher, die Decretale Alexanders DI. an den Patriarchen von Jerusalem. 
Wenn das Coneilium von Trient dem Bischöfe in Bezug auf die Ordinationen 
die Freiheit liess, indem es ihm blos vorschrieb, sich des Beirathes einige# 
klugen, von ihm gewählten Personen zu bedienen, so wollte es gleichzeitig,' 
dass die Pfarreien nur an solche Subjecte vergabt würden, die von den auf 
der Synode mit Stimmenmehrheit vom Klerus der Diöcese gewählten Exa¬ 
minatoren approbirt worden seien. Wir haben in Pallavicini’s Geschichte 
nicht bemerkt, dass das Decret über den Concurs zu Reclamationen Anlass 
gegeben hätte, dass es ein Gegenstand der Discussion im Schoosse des 
Concil8 geworden sei; alles scheint anzuzeigen, dass es die allgemeine Bei¬ 
stimmung der Väter hatte. Seit jener Zeit hat der heil. Stuhl seine förm¬ 
liche Meinung hinreichend kundgegeben, indem er, zu gelegenen Zeiten, 
Decrete und Constitutionen über den Gegenstand der Concurse veröffentlichte. 
Wir haben die Bulle vom heil. Pius V., die jede Vergabung von Pfarreien, 
dier anders als nach dem Decrete des Concils vorgenommen worden ist, cassirt 
und annuUirt, und die das Mittel der Appellation gegen die schlechte Wahl 
unter den auf dem Concurse approbirten Kandidaten einführt. Wir haben 
mehrere Encycliken, und endlich die Constitution Benedicts XIV., die dieser 
Pi8ciplin die letzte Form gegeben hat. Es wäre schwierig, Decrete des 
Concils von Trient zu finden, die so allgemein beobachtet worden sind, ala 
das Decret über die Concurse. Der heilige Karl Borromäus liess es in der 
Provinz Mailand beobachten. Das Zeugniss Barbosa's (de paroch. lib. L 
cap. 2) lässt die Praxis von Spanien und Portugal erkennen. In Betreff 
Deutschlands werden wir Gelegenheit haben, Reiffenstuel und Engel zu ci— 
tiren. Van Espen (part. 2. tlt. 22 juris eccles. univCrs.) bezeugt uns den' 
Gebrauch Belgiens. In Bezug auf Frankreich schrieben die nach dem Con- r 
cilium von Trient abgehaltenen Provinzial-Concilien die Beobachtung der 
Concurse vor; so das Coneilium von Rouen, 1581, tit. de epücopi officio 
num. 26. Das Coneilium von Bordeaux 1583, cap. 22; das Concilidm von 
Tours im nämlichen Jahre, cap. 4, das Coneilium von Aix: Volumus nullumf 
deinceps ecclesiae regendae praeficiendum, nisi qui praevio examine per con- 
curaum juxta formam a saeris canonibus et Pii V. constitutione praescriptam, 
huic oneri par, et magis idoneos inventus et eleetus fuerit. Das soeben 
Gesagte ist der Geschichte des Natalis Alexander entlehnt. .> 

v t Ein «ndqres Vorurtheil in Sachen des Cöncßrses bildet das öffentliche 
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Bdict, das all« diejenigen zusammenberuft, die sich examiniren lassen wollen, 
veil sie sich für geeignet halten, die Pfarrei zu leiten, am deren Vergabung 
es sich handelt. Wenn man Van Espen, ubi supra num. 5 , glauben soll, so 
traten mehrere Väter des Concils der Form des Edictes entgegen, veil es 
offenbar so viel Messe, als dem Ehrgeize Öffentlich Schwang geben, während 
die alten Väter wollten, dass man nur denjenigen Kirchen gäbe, die sie 
ausschlügen. 

Indessen muss man anerkennen, dass das Conciliam zar Veröffentlichung 
des Edictes nicht ohne wichtige Gründe ermächtiget habe. Das Concilium 
kann nicht den Gedanken gehabt haben, die von den Vätern gesetzlich vor¬ 
geschriebenen Regeln der Berufung zu durchbrechen und zu verletzen; es 
hat die Regel der Apostel in aller Kraft belassen wollen, dass Niemand die 
Ehre sich selbst nehme, sondern nur derjenige, der von Goit berufen ist. 
Es kannte vollkommen dieses Wort des heil. Thomas: Si aliquis pro so 
rogat, ut obtineat curam animarum, ex ipsa praesumptione redditur indignus. 
Der heil. Karl Borromäus, der in diesen Lehren der Tradition erzogen war, 
präsidirte den Arbeiten des Conciliums zu der Zeit, wo dieses Decret Aber 
den Concurs erlassen wurde. Was er bei einem seiner Provinzial-Concilien 
vorschrieb, beweist, dass er die Öffentlichen Edicte und die Berufang aller 
Kandidaten, die sich zum Examen stellen wollen, nicht fürchtete: Quia 
sacrum Tridentinum Conciliam ad provinciales Synodos illam cognitionem 
rejicit, an expediat, ut ii, qui praeficiendi sunt parochialibus ecclesiis ad 
examen vocandi sint per edictum, re diligenter considerata statuimus, ut cum 

primum episcopus parochialem ecclesiam vacare cognoverit. ad cathedralis 

et vacantis ecclesiae januam publicum edictum.propositum esse jubeat 5 qae 

omnes invitentur, qui volent examinari vel alios examinandos nominare..— 
Auf andern Provinzial-Concilien bezeichnet der heil. Karl weitläufig die bei 
der Abhaltang der Concarse zu befolgenden Regeln. Wir finden unter den 
Acten der Kirche von Mailand die Formel des Öffentlichen Edictes, welches 
der heil. Karl für den Concurs publicirte; man liest darin Folgendes: 
„Quare omnes et singulos qui vel examinari, vel alios examinandos nominare 
voluerint.... ad cancellarium nostrae ecclesiae mediolanensis, qui nomina de- 
scribat, convenire.... In dem Zeugnisse über das Examen and die Appro¬ 
bation, das sich auch unter den nämlichen Acten part. 8 , pag. 1308 edit. 
Lugdan. findet, liest man: Cumque occasione vacationis hujusmodi per 
publica edicta vocati sint, qui examinari vellent, juxta formam Sacrosancti 
Concilii Tridentini..., Die vom heil. Karl redigirten Instructionen der Kanzlei 
empfehlen dem Kanzler, unter anderen Dingen, auf das Buch der Provisionen 
bei jedem Examen den Tag und den Ort des vorgelegten Edictes zu notiren. 
(Actor. part. pag. 583.) Wir haben uns hier nur mit dem zu beschäf¬ 
tigen, was die Publication des Edictes betrifft; wir werden Gelegenheit finden, 
auch das anzuführen, was man gleichfalls in den Acten des heiL Karl über 
die nämliche Sache der Concurse findet. 

Man sieht, dass der heil. Karl das Öffentliche Edict nicht fürchtete; er 



fürchtete sieht, dass diese Öffentliche Berufung m Missständen Anlass gebe. 
In der Thst konnte die entgegengesetzte Praxis noch ernsthaftere Missstinde 
verursachen. Van Espen bespricht die Frage sehr ausführlich, and legt 
mehrere Gründe dar, vermüg welcher er glaubt, dass die Form des Öffent¬ 
lichen Edictes allgemein angenommen worden sei: ideo haec posterior forma 
a Synodo Tridentina proposita ubique passim recepta est (loc. citat. num. 14.) 

Beim Studium der kirclichen Gesetsgebung und der Geschichte ihrer 
Institutionen gewahrt man eine Menge Thatsachen, die wunderbar dasu 
dienen, den Geist der Kirche su erkennen. Die besondere Geschichte der 
Amtsverleihung und der Uebertragung der Seelsorge weiset uns mehrere 
Grundsätze auf, die auf jeder Seite der heil. Gesetsgebung wieder sum 
Vorschein kommen. Der erste ist die Achtung wohlerworbener Rechte und 
vor der rechtmässigen Obrigkeit: die Wahl der Geistlichen für das Amt der 
Beelsorge gehört dem DiOcesanbischof; es ist das gleichsam sein natürliches, 
angeborenes Recht. Ein anderer Grundsats ist die Besorgniss willkürlicher 
Wahlen in einer für das Heil der Seelen so wichtigen Sache. Man sieht 
die Kirche unzählige Vorsichtsmassregeln ergreifen, um su verhindern, dass 
das Amt eines Seelenhirten Geistlichen anvertraut werde, die nicht die er¬ 
forderlichen Eigenschaften besitzen. 

Wir haben bereits nach Thomassin bemerkt, dass in den ersten Jahr¬ 
hunderten die geistlichen Aemter nicht getrennt waren von den heil. Weihen 
und dass Alles, was über die Ordination gesagt wird, auch von der Ver¬ 
leihung der Aemter su verstehen ist. Wir haben jenen afrikanischen Canon 
angeführt, der da nicht will, dass der Bischof ohne Einvernehmen seines 
Klerus Kleriker ordinire. Der Bischof behält die oberste Autorität, aber er 
soll seinen Klerus su Rathe ziehen, um sich der Eigenschaften der Ordinanden 
su versichern. Thomassin führt einen Brief des heil. Basilius, Bischofs von 
Cäsarea an seine LandbischOfe an. Der heil. Bischof legt den traurigen 
Zustand dar, ln welchen die Disciplin durch die Hintansetzung der Canones 
gerathen war. Dar alte Brauch war, dass die Priester und Dkkonen die zu 
Weihenden prüften: Et haec quidem examinabant presbyteri et diaconi, qui 
cum eis versabantur; referebaut autem ad chorepiscopos, qui a vera teeti- 
fcantibus susceptis sufiragiis, et admonitis episoopis, ita ministrum in sacer- 
dotalem numerum cooptabant. Seit aber die LandbischOfe sich herausge¬ 
nommen, die Ordinationen vorzunehmen, ohne selbst den Bischof zu fragen; 
seit sie zugegeben, dass die Priester und Diakonen unwürdige Sabjecte 
zuliessen, ohne sie aach nur su prüfen, seitdem hat sich die Zahl 
der Diener des Altars in allen Ländern und in allen Pfarreien unmässig 
vermehrt. In der Absicht, die Strenge der alten Canones wieder herza- 
stellen, verordnet der heil. Basilias, dass ihm das Verzeichniss aller Geist- 


*) üeber das Institut der Landbischöfe, Cfcorepiscopl, sieh Phillips, Kirchenrecht 
tL Bd. $. 74* 8. 05 ffg. 



lieben eingesendet nnd künftig Niemand mehr ohne seine ErlaubniSs geweiht 
werde. Der heil. Hieronymus schildert die argen Missbrauche, die sich aus 
der Nichtbeobachtusg der alten Regeln in dieser Hinsicht ergaben. Nunc 
cernimus, plurimos hanc rem bencficium faccrc, ut non quaerant eos in Ec¬ 
clesia columnas erigere, quos plus cognoscant Ecclesiae prodesse; sed quos 
Tel ipsi amant, vel quorum sunt obsequiis deliniti vel pro quibus majorura 
quispiam rogaverit, vel, ut deteriora taceam, qui, ut clerici fierent, muneribus 
impetraverunt. Der heil. Augustin beobachtete die alte Gewohnheit der 
Kirche bei der Ordination seiner Priester und Kleriker; es war kein geringes 
Vergehen in seinen Augen, das Ansehen der Person walten zu lassen und, 
dem Reichen den Vorzug zu geben vor den besser Unterrichteten und durch 
heiligeren Wandel ausgezeichneten Armen. 

Allem Anscheine nach hatten im Abendlande die Priester und Diakonen 
das Recht zu examiniren und die von ihnen für würdig Erkannten dem Bischof 
$ur Ordination vorzustellen. Das Concilium von Nantes verordnet, dass die 
Ordinanden von Priestern und anderen verständigen im göttlichen Gesetze 
bewanderten und in den kirchlichen Vorschriften erfahrenen Männern geprüft 
werden sollen. Das zehnte Concilium von Toledo verhängt Strafen gegen 
die Hirten, welche die geistlichen Würden und die Pfarrkirchen — nicht an 
die Frommsten und Gelehrtesten, sondern an ihre Verwandten und Freunde 
vergeben. Derlei Vergabungen werden mit Nichtigkeit belegt, und die eines 
so grossen.. Verbrechens Schuldigen mit der Excommunication bestraft. 

Mithin sollten nach den Institutionen und der Praxis der alten Kirche 
die Wahlen und Collationen der geistlichen Aemter im gemeinsamen Einver¬ 
nehmen des Bischofs und seines Klerus, durch Einverständnis des Hauptes 
mit den Gliedern erfolgen. Nach der Anweisung der kirchlichen Ueberlie- 
ferung schrieb Alexander IQ. an den Patriarchen von Jerusalem, er habe 
nicht das Recht, in geistlichen Beneficien Jemanden einzusetzen oder abzu¬ 
setzen, ohne den Rath und die Zustimmung seines Capitels (Cap. Novit, de 
bis, quae fiunt 4 X. [3, 10]). Ludwig der Heilige,. KOnig von Frankreichs 
wollte die von ihm abhängigen Beneficien nur an wohl erprobte Subjecte 
vergeben. Er liess sie durch den Kanzler von Paris und andere kluge Männer 
prüfen. Als er seinem Sohne das Reich hinterliess, empfahl er ihm die 
geistlichen Beneficien nur an geeignete Personen zu vergeben et de consflio 
spiritualium virorum. 

Die hier angeführten Thatsachen sind aus Thomassin geschöpft. Wir 
wissen freilich, dass die Decretale Alexanders IQ. schwer zu erklären ist; 
man hat gesagt, sie sei nur örtlicher Natur, allein es ist zu beachten, dass 
ihre Aufnahme in die Sammlung des gemeinen Rechtes sie zur allgemeinen 
Regel erhebt. Sieh darüber Gonzalez und Fagnan. 

Das Concilium von Trient hat Alles, was die Ordination betrifft, dem 
Bischof anhcimgestcllt; es hat dem Archidialcon das Recht, das er früher 
hatte, die Ordinanden vorzustellen, .entzogen, und die Frage, die im Ponti- 
ficale vorkommt, ist nur noch eine ccremonielle Formel» Das Concilium hat 
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die Angelegenheit der Ordinationen idem Bisehof in’s Gewissen geschoben 
and ihnen nur empfohlen, sich des Rathes verständiger, von ihnen frei ge¬ 
wählter Männer zu bedienen. Er hat ihnen sogar gestattet, die Ordination 
ex conscientia in form ata, selbst wegen eines geheimen Vergehens and ohne 
Process za verweigern; eine Ermächtigung, die bis zu dem Concilium, we¬ 
nigstens in Ansehung der Weltgeistlichkeit (denn die Ordensoberen hatten 
sie in Ansehung ihrer Untergebenen) etwas Unerhörtes war; eine Verwei¬ 
gerung, gegen die es keine Berufung gibt und kein Mittel der Abhilfe übrig 
bleibt, als sich im Recurswege an den apostolischen Stuhl zu wenden. Der 
heil. Stuhl hat offenbar das Recht,, die' im Gewissen des Bischofs verborg 
genen Gründe zu erfahren, und nur wenn diese Gründe für ungenügend er-» 
kannt werden, empfängt ein anderer Bischof den Auftrag, die Weihen zu 
crthcilcn. Das ist allerdings eine sehr ausgedehnte Gewalt; aber anderer¬ 
seits führt das Concilium den Concurs ein, wenn es 6ich um die Besetzung 
erledigter Pfarreien handelt. Obwohl es dem Bischof ausdrücklich die Wahl 
desjenigen vorbchält, den er für den Würdigsten hält, will cs doch, dass 
derselbe nur aus denjenigen Kandidaten gewählt werde, welche von den 
alljährlich durch die Diücesansynode mit Stimmenmehrheit gewählten Exami¬ 
natoren approbirt worden; und da es ein von einem General-Concilium aus- 
gegangencs Gesetz ist, so hat der heil. Stuhl allein die Gewalt, davon zu 
dispensiren, wie er zuweilen durch die Gewährung vataProsynodal-Examinatoren 
thut. Aber selbst die in dieser Beziehung eingehaltene Praxis zeigt die überaus 
grosse Wichtigkeit, die man darein setzt, nicht von dem Princip abzuweichen, 
welches das Concilium von Trient zur Einführung des Concurses vermochte. 

Das Gesetz Uber die Ordinationen und das Gesetz über die Concurso 
Sind, von derselben Autorität ausgegangen, auch in gleichem Grade verpflich¬ 
tend. Es lässt sich nicht verkennen, dass zwischen diesen zwei Gesetzen 
hine enge Beziehung besteht, es sei denn, dass man alle von der kirchlichen 
Ueberlieferung überkommenen Grundsätze verläugncn und Uber Bord werfen 
wolle. Benedict XIV. macht irgendwo die Bemerkung, es sei im höchsten 
Grade der Vernunft und der Billigkeit entgegen, unter den apostolischen 
Constitutionen und den Decreten der allgemeinen Concilien dasjenige auszu- 
wfihlen, was unseren persönlichen Neigungen, unseren übel verstandenen 
Interessen, unseren Vorurtheilen zusagt, und dagegen unbeachtet zu lassen, 
was in eben diesen apostolischen Constitutionen und Decreten der allge¬ 
meinen Concilien eben diesen unseren persönlichen Neigungen, Vorurtheilen 
und übel verstandenen Interessen entgegen scheint. Wir sagen: übel ver¬ 
standene Interessen; denn Niemand kann Recht behalten gegen die gesammte 
Kirche, gegen ein allgemeines Concilium, gegen den obersten der Bischöfe, 
Und die Verhöhnung der allgemeinen Gesetze der Kirche kann keine andere 
Folge haben, als furchtbare • Uebel in der Zukunft herbeizuführen. Alles 
hängt zusammen in der kirchlichen Gesetzgebung; die überlieferten Grund¬ 
sätze sind darin, gewahrt; die Rechte der Einzelnen stets geachtet, die Be¬ 
dürfnisse befriedigt und die auferlegte Laist ist nie übermässig. Was ge- 
Uoy’a Archiv für kalh. Kirchenrecht. II. Band. 26 
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schioht, wenn man störend eingreift in diesen wunderbaren Zusammenhang? 
— man verursacht ein tiefes Missbehagen, das unfehlbar in verderbliche 
Spaltungen ausbrieht. Und man sage nicht etwa, die Gewohnheit habe ob- 
gesiegt gegen das Gesetz des Concurses; denn Jedermann weiss, dass keine 
Gewohnheit gegen das Coricilium von Trient je verjähren kann. Dafür ist 
gesorgt durch die Constitution Pius IV. Sollte, wie es nicht der Fall ist, 
jemals Jemand in der Lage sein, sich über die Vorschriften des Conciliums 
von Trient hinwegzusetzen, so würde die Billigkeit verlangen, dass cs nicht 
blos in Ansehung der Diöccsansynoden und des Concurses, sondern auch in 
Ansehung der Suspensionen und Ordijiationsverweigerungen ex informata 
conscicntia und anderer ähnlicher Bestimmungen geschehe. 

Wir haben gesagt, dass der heil. Karl Borromäus, dieser eifrige Förderer 
der Tridentinischcn Disciplinarbestimmungcn, es auch in Ansehung des Con¬ 
curses war. Io der ersten Diöccsansynodc, die er durch seinen Generalviear 
halten liess, sehen wir, wie das Decret des Conciliums über den Concurs 
verlesen und die Wahl von acht Diöccsancxaminatorcn durch geheime Ab¬ 
stimmung vorgenommen wurde. Pronuntiato publice decreto Tridcntino de 
examinntoribus, multi nominatim propositi fuerunt, quorum octo Synodus 
probavit suffragiis per schedulam occulte latis. Postca examinatores probat! 
jusjurandum praestiterunt ex illo decreto. (Actor. Eccl. Mediol. pars sec. 
p. 206. edit. Lugdun.) Wir haben gesehen, dass der heil. Karl Boromäus 
in seinem vierten Provinzialconcilium die Form der öffentlichen Ausschreibung 
zur Berufung aller, die sich wollten prüfen lassen, genehmigen liess; wo¬ 
durch am Besten der vom Concilium beabsichtigte Zweck erreicht wird. In 
der vierten Diöcesansynode, welche eine treffliche Verordnung bezüglich der 
Abhaltung der Synoden enthält, liest man: Cum autem de examinatoribus 
dioecesanis ae de judicibus causarom. deligendis agetur, hoc in suffragiis 
ferendis singuli spectent, ut non humanis affeetibus obsequantur, sed Deo et 
conscientiae suae et ecclesiae utilitati, animarumque saluti satisfaciant. (Actor. 
p. 296.) Im sechsten Provinzial-Concil erklärt der heil. Karl Borromäus 
die grosse Ausdehnung der Diöcese erfordere eine grössere Anzahl von 
Examinatoren; 23 Namen werden von ihm in Vorschlag gebracht und er 
bestimmt, dass nur diejenigen darunter als approbirt angesehen werden 
sollen, für welche mehr als die Hälfte der Stimmen sich ausgesprochen 
hat. Es sei gestattet, hier den Text selbst anzuführen. Ex iis porro Om¬ 
nibus illos deligi per vos liceat, qui vobis et satisfaciant, et probati sint; 
ita scilicet, ut qui dimidiam partem suffragiorum ab iis, qui ex comproinisso 
vestro delectisunt, ad suffragandum tulerint, hoc examinandi munus habcant. 
(Act. p. 313.) 

Die Acten der Mailänder Kirche bieten noch andere Urkunden über den 
Concurs dar: Die Formel des Edicts, welches der heil. Karl zu erlassen 
pflegte; die Gegenstände der Prüfung; die Collationsbriefe über die Pfarrei 
zu Gunsten des einen der approbirten Bewerber. Die Formel des Edicts 
beruft omnes et singulos, qui vel examinari, vel alios examinandos nomioare 
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volncrint. Die Formel des Zeugnisses über die bestandene Prüfung und er¬ 
haltene Approbation besagt, dass, nachdem die und die Pfarrei zur Erledigung ge¬ 
kommen , durch öffentliches Edict alle berufen worden, die sich prüfen lassen 
wollten, die Concursprüfung zur bestimmten Zeit durch den Prälaten und 
die auf der Diöcesansynodc gewählten und aufgestelltcn Examinatoren nbge- 
haltcn worden, der Prälat den und den als den geeignetsten zur Besetzung 
der erledigten Pfarrei erkannt und approbirt habe. Auch finden sich fiusserst 
interessante Angaben in den Instructionen für die Kanzlei, in dem vierten 
Theile der Acten, S. 583 der angeführten Lyoner Ausgabe. Der heil. Karl 
befiehlt, ein Buch zu führen unter dem Titel: Liber provisionum parochia- 
lium, aliorumque bcneficiorum per examen; in dieses Buch soll Alles einge¬ 
tragen werden, was auf die Anstellungen Bezug hat: der Tag der Erledi¬ 
gung, der Tag der Erlassung des Concursedictes; die Namen der von dem 
Prälaten für den bevorstehenden Concurs bezeichncteu Examinatoren; die 
Namen der Kandidaten und das kurze Resultat der Uber sie eingezogenen 
Auskünfte, der Tag der Prüfung und die Namen der dabei anwesenden Per¬ 
sonen ; die nach vorgängiger Berathung über die Eigenschaften der Kandi¬ 
daten geheim abgegebenen Stimmen; endlich die Approbation oder Verwer¬ 
fung der Kandidaten. Heut zu Tage kommt überdies dasjenige zu beob¬ 
achten , was durch Encyclica Clemens XI. und durch die Constitution: Cum 
Blud Benedicts XIV. vorgeschrieben ist. 

Der heil. Franz von Sales beobachtete die Vorschrift des Concurses auf 
das Sorgfältigste. In seiner Lebensgeschichte lesen wir, „dass er sich fleissig 
nach dem Leben und den Sitten derjenigen erkundigte, die sich um ein 
Beneficium bewarben, und es ihnen niemals anders, als im Concurswegc gab/' 
Und an einer anderen Stelle: „Er hielt alle Jahre unfehlbar die Synode, und 
wollte, dass in seiner ganzen Diöcese die Canoncs des Conciliums von 
Tficnt beobachtet würden. Die Pfarreien wurden nicht nach Gunst oder 
Ungunst vergeben; das Verdienst allein entschied darüber in einer öffentlichen 
Disputation, bei der er Selbst mit seinen Assessoren den Vorsitz führte, 
um das Beneficium demjenigen zuzusprechen, der nicht am meisten Empfeh¬ 
lungen, sondern am meisten Fähigkeit hätte.“— Wir haben gesagt, dass die 
nach dem Concilkim von Trient gehaltenen ProVinzial-Concilicn die Beobachtung 
Seiner Vorschriften über den Concurs einschärften. In Salzburg wurde ein 
solches Provinzial-Cörtcilium im J. 1568 gehalten, dessen Acten im J. 1573 
gesammelt und herausgegeben Wörden unter dem Titel: Constitutioncs et de- 
creta concinnata atque in prövinciali Synodo Salisburgensi edita.... cum 
approbatione 1 Sanctae Sedis Apostolicae. Dilingae 1575. : In der dreizehnten 
Constitution dieses Provinzial-Concils p. 42 ist das Tridentinische Decrct in 
extenso cingoriickt. Gleiches finden wir in den Decretcn des Provinzial- 
Concils von Bordeaux vom J. 1584. Im vorhergehenden Jahre 1583 waren 
zwei Provinzial-Concilien, in Bourges und in Tours, gehalten worden, die 
gleichfalls die Abhaltung der Pfarrconcurse cinschärftcn. In der Erzdiöcese 
Rheims wiederholte das im Jahre 1584 gehaltene Provinzial-Concilium unter 

26 * 
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Hinweisung auf Concil. Trid. Sess. 24* cap. 18 die schon auf einem früheren 
Provinzial-Concilium vom Jahre 1564 gegebenen Bestimmungen Uber die 
Pfarrconcurse. Ein Concilium zu Rouen vom Jahre 1584 fügte den Triden- 
tinischen solche Bestimmungen bei, die durch die Encyclica Clemens XL in 
das gemeine Recht Qbergegangen sind. Im folgenden Jahre 1585 schärfte 
das Provinzial-Concil von Aix die Beobachtung der Tridentinischen Vor¬ 
schriften über den Pfarrconcurs ein, und im Jahre 1594 ging das Concilium 
von Avignon sogar noch weiter, indem es die Zuziehung von drei Examina¬ 
toren sogar bei der Ertheilung der Weihen und der Approbation der Prediger 
und der Beichtväter verordnete. Nahe an dreissig Provinzial-Concilien, die 
um jene Zeit in Frankreich gehalten wurden, Hessen sich in ähnlicher Weise 
die Vollziehung der Tridentinischen Beschlüsse Uber den Pfarrconcurs ange¬ 
legen sein, ja, um dieselbe desto gewisser und leichter zu erreichen, wen¬ 
dete sich im Jahre 1574 eine Versammlung von französischen Erzbischöfen, 
Bischöfen und Priestern, die in der Absicht der Wiederherstellung des Cultus 
und der kirchlichen Disciplin zusammengetreten waren, an den König Karl IX., 
und erwirkte bezüglich der Wiederbesetzung erledigter Pfarreien ein könig¬ 
liches Edict, welches fast wie eine Uebersetzung des bezüglichen Tridenti¬ 
nischen Beschlusses lautet. Allein auf dieser Art der Fürsorge für die 
kirchlichen Interessen war offenbar kein Segen; denn trotz dem Edicte 
Karls IX., welches unseres Wissens nie widerrufen wurde, kam doch der 
Pfarrconcurs in Frankreich allmälig fast ganz ausser Gebrauch, und erhielt 
sich nur in einigen Provinzen in Folge des weisen Einschreitens des apo¬ 
stolischen Stuhles, während er in Deutschland, Spanien und Italien bis auf 
die neuere Zeit in voller Uebung blieb. In Italien beurkunden die Fürsorge 
der Bischöfe für die Vollziehung der Tridentinischen Vorschriften, ausser dem 
schon angeführten Massnahmen des heil. Karl Borromäus und des heil. Franz 
von Sales, die Concilien von Ravenna vom J. 1568, von Capua vomJ. 1569, 
von Florenz vom J. 1573,und von Aquileia aus derselben Zeit. In Belgien 
haben die Concilien zu Mecheln in den Jahren 1570, 1607, 1609 zuCambrai, 
im J. 1586, zu Gent im J. 1613, zu Lüttich im J. 1618 die Vollziehung 
der Tridentinischen Vorschriften auf das Nachdrücklichste eingesehärft. Die 
Acten der Diöcesansynoden von Namur von den J. 1570, 1604 und 1625,: 
von Toumai von den J. 1589, 1600, 1643, 1648, 1660, 1661 bezeugen 
die guten Früchte, die das Institut dort hervorbrachte und mit welcher Sorg¬ 
falt es gepflegt wurde. Gleiches bezeugen in Bezug auf Holland die Acten 
der Provinzial-Concilien von Herzogenbusch vom J. 1571 und 1612, und. 
von Hartem vom J. 1571. In Spanien hat das Concilium zu Toledo im. 
J. 1566 die Tridentinischen Bestimmungen nicht nur den seinigen, über die 
Verleihung der Seelsorgsbeneficien zum Grunde gelegt, sondern dieselben noch, 
durch manche Beisätze strenger und wirksamer zu machen gesucht. An 
diese Bestimmungen schliessen sich an die des Conciliums von Compostella 
vom J. 1575, abermals von Toledo vom J. 1582, dann von Valencia vom. 
J. 1584, 1590, 1594 und von Orioli vom J. 1590. Letztere verordnete®, 
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dass das Examen öffentlich vorgenommen werde, and alle aosser dem Conenri 
erfolgten Verleihungen von Seelsorgspfründen wurden fflr null und nichtig 
erkürt. Mit derselben Sorgfalt, wie in Spanien, wurden die Tridcntinischen 
Bestimmungen Uber den Pfarrconcurs, besonders durch die Bemühungen des 
berühmten Erzbischofs von Lima, des heil. Torribius, auch im spanischen 
Indien in Wirksamkeit gesetzt. (Aguirre, Concilia hispan. T. IV. p. 254, 
281 sq. — 765.) Was Deutschland anbelangt, so haben wir schon des 
Provincia) - Conciliums von Salzburg vom J. 1568 gedacht, welches das 
Tridentinische Decret republicirte. Eine Synode zu Trient vom J. 1503 
befiehlt die Beobachtung dieses Decrets für die Zukunft in gleicher Weise 
wie bisher: „Ut animarum cura, quae mcrito ars artium a sacris canonibus 
appellatur, a dignis et idoneis personis administretur, in collationibus scn 
provisionibus quorumcumque beneficiorum curatorum, etiam juris patronatus, 
formam sacri concilii Tridentini servari volumus, quae praescrjbitur in cap. 
18, aess. 24. Examinatores vero, qui concurrentium sufficientiam explorent, 
in futurum quoque, sicut jam observatum fuit, in synodo, aut alias, sicut ex- 
pediet, etiam extra synodum subrogari volumus, servatis omnibus in eorum 
electione, quae in eodem decreto Concilii statuuntur. (De collat. benef. c. 31. 
Concil. Germ. T. VIII. p. 424.) Vgl. im selben Bande der Concil. Germ, 
die Breslauer Synode Tit. de pastoribus. Eine Prager Synode vom J. 1605 
befiehlt, die Seelsorgspfründen nur solchen zu verleihen, die nach den hei¬ 
ligen Canones und den apostol. Constitutionen geprüft und tauglich erfunden 
worden, mit Beziehung wahrscheinlich auf die Constitution Pius V., welche 
jede in anderer Weise erfolgte Collation für null und nichtig erklärt. „Cum 
alkujas ecclesiae parochialis vacatio, quomodocumque contigerit, ei tantum, 
qui medio examine, aetate, prudentia, scientia, morum probitate, et aliis re- 
quisitis, magis idoneus repertus fuerit, ad sacrorum canonum et pontiiicalium 
constitutionum praescriptum conferatur... Examinatores munus suum nulio 
modo aggrediantur, antequam, vel in synodo nostra dioecesana, vel privatim, 
in manibus nostris, ad sancta Dei evangelia juraverint, ut infra. (Tit. 27 
de benef. collat. Conc. Germ. T. VIII, p. 745.) — Die Bezeichnung der 
Synodalexaminatoren kommt auch in der Wormser Synode vor. (T. VII, 
eod. p. 795.) — Unter den zu Fulda durch den päpstlichen Legaten publi- 
cirten Heformationsartikeln befindet sich auch die Vorschrift des Pfarrcon- 
curses. Diese Decrete des legatus a latere sind in der Sammlung der 
deutschen Concilien von Harzheim zu finden. Sie wurden unter dem Titel: 
Decreta visitationis apostolicae praescripta pastoribus ecclesiae Fuldensis im 
Jahre 1619 durch den Legaten D. Antonio Albergati publicirt und besagen: 
Rtdus. Dnus. Abbas vel ejus Vicarius generalis, habita notitia de morte pa- 
ntoris, curet sumptibus eorum, ad quos fructus spectant, provideri pastoratui 
de vicario, donec novus succedat pastor, et intra decem dies... publicum 
edictum affigi jubeat, quo omnes invitentur, qui volent examini se subjicere, 
▼ei alios examinandos nominare. 

Im Jahre 1625 schärfte die OsnabrUcfeer Synode die Beobachtung des 
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Concnrses mit dem Beisätze ein, dass alle ohne Concurs vor genommenen 
Verleihungen null und nichtig sein würden. Das soll das Mittel sein, um 
sich guter Wahlen zu versichern. „Volentcs autem in futurum praccavcre, 
ne ad ministerium Ecclesiae, ct maxinie ad animarum curam accedant ii, qtri 
idonci non sunt, cum illud certum sit, quod ordinatio ct institutio janua sit, 
per quam sit ingressus ad ecclesiarum ministcria, qui, si sit corruptus, totam 
Ecclesiae oeconomiam evertit; repetimus ca, quae in Concilio Tridentino de 
ordinandorum et ad curam praecipue animarum admittendorum examine salu- 
britcr sunt instituta. Nolumus autem, ullum posthnc cujuscunque Status ad 
ordines et beneficia, maximc curata, sine hujusmodi examine admitti; pro- 
visioncs autem, collationes, institutioncs, investituras aliter factas, nullius 
roboris declarantes. Deputamus autem examinatorcs cum vicario nostro in 
spiritualibus generali D. D. etc. (Concil. Germ. T. IX, p. 345.) Dieses 
Decrct wurde wiederholt auf der Osnabrücker Synode vom J. 1630. (Eod. 
p. 475.) Die Culmer Synode von 1641 enthält die Bezeichnung der Exa¬ 
minatoren sowohl für die Ordination als für Pfarrverleihungcn. „Examina¬ 
torcs quoque futurorum parochorum, ad ccclcsias parochialcs et ordines pro- 
movendorum, tum ct concursus non omittendi, eodem s. c. Tridentini prac- 
cepto, cligere compcllimur, illosque eligimus ac designamus. Quibtts Dominis 
deputatis, parochos ad beneficia curata examinandi, concursum circa eadem 
servari solitum, cum opus postulaverit, adhibendi, ad sortem Domini pro- 
movendi, ordinibus clcricalibus adscribendi, concedimus facultatem. (Eod. 
p. 615.) Die Fassung dieses DecFets erklärt sich ohne Zweifel aus der 
grossen Anzahl von Pfarreien, die einem Patronatrechte unterworfen waren. 
Vgl. die Synode zu Paderborn im J. 1644, Tit. de examinatoribus et exa- 
minandis. (Eod. p. 669.) 

Zwei in einem Zwischenräume von 42 Jahren in Constanz gehaltene 
Synoden enthalten vortreffliche Bestimmungen über die Concurse. Die erste 
vom J. 1567 verordnet, dass man ad unguem die Vorschriften des Conci- 
li ums von Trient und der Constitution Pius V. beobachte. Dem Land- 
dccan wird die Aufstellung eines Vicars im Erledigungsfalle einer Pfarrei 
übertragen. Darauf folgen mehrere die Patronate angehende Verord¬ 
nungen. Was aber die Pfarreien von freier Collation anbelangt, so ver¬ 
ordnet die Synode die Ausschreibung des Concurses, die selbst bei nicht 
-pfarrlichen Pfründen bezüglich der Bekanntmachung der Erledigung statt¬ 
finden soll. Das Decret steht im zweiten Theile der Synode Tit. IV, c. IX.: 
Qualiter ecclcsiis vacantibus de futuro pastore, ac etiam tempore vacationiB 
providendum sit. Wir heben in Folgendem die schlagendsten Stellen dieses 
ziemlich weitläufigen Decrets aus: Indemnität! ecclesiarum parochialiura quae 
propter earum longam vacationem grandia in spiritualibus et temporalibus 
dispendia frequenter patiuntur, occurrere yolentes, statuimus inhaerendo de- 
cretis S. Concilii Tridentini et bullae SS. Dni. N. Pii V.... in his vero 
quae ad collationem nostram pertinebunt, omnes et singulos pro consecutione 
illius vacantis ecclesiae legitimo examini se subjiccre volentcs, per edictum 
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publicum, in valvis nostrae cathedralis et vacaatis Ecclesiae ad certum dien» 
evocari, eiquc, qui in examine, juxta formam Concilii Tridentini, primas 
tulerit, bcneficium auctoritate ordinaria conferri, omniaque ea, quae a con- 
cilio Tridentino cap. 18 de Ref. sess. 24 disposita fuere.... fieri faciemus, 
et per hanc constitutionem injungimus. Et id volumus extendi... etiara ad 
beneficia non curata, quantum ad notificationem vacationis. (Concil. gern). 
T. VII.) Was die einem Patronatrecht unterworfenen Pfarreien betrifft, be¬ 
weist, dass das canonische Gesetz mit den Rechten der Patrone vollkommen, 
vereinbarlich ist. Die Konstanter Synode vom J. 1609 empfiehlt dem Gl. 
Vicar und den Examinatoren den grössten Fleiss in der Erfüllung ihrer. 

Obliegenheiten. T. VIII. cit. p. 897.) Während die Trierer Diöccsan- 

Constitutioncn vom J. 1619 bios den Wunsch aussprechen, dass die Pfarr- 
pfründen im Concurswege verliehen werden möchten (optandum esset, ut per 
concursum plurium hujuscemodi curata beneficia conferrentur juxta conc. 
Trid. sess. 24, cap. 18 de Rcf. loc. cit. T. IX, p. 325.) enthält die Kölner 
Synode (im selben IX. Bande der Concil. Sammlung von Harzheim S. 904) 
so zu sagen die vollständige Disciplin des Concurscs. Ihre Bestimmungen 
gehören zu den vollständigsten, die man finden kann. In der einleitenden 
Instruction liest- man das Verzeichniss der ouf der Synode zu ernennenden 
Personen und unter diesen examinatorcs parochorum et ordinandorum ad 
curam. Darauf folgt die Formel des Eides, den die Examinatoren und 

Synodalzeugen zu leisten haben. (Eod. p. 900.) In der zweiten Sitzung 

beantragen die Promotoren die Wahl der Synodal-Richter und Examinatoren. 
Die Constitution Bonifaz VIII. und das Dccret des Conciliums von Trient 
werden verlesen und darauf wird zur Bezeichnung der Richter und der 
Examinatoren geschritten. Auf die Synodalsitzungen folgen die erlassenen 
Decrete. Der Tit. VI. de pastoribus et vice pastoribus verordnet, dass 
alles beobachtet werde, was in den Decreten des Conciliums von Trient, in 
den Constitutionen des heil. Pius V. vorgeschrieben ist. Vacantibus igitur 
ecclesiis parochialibus volumus, ut.... qunecumque in Concilii Tridentini dc- 
cretis et Pii V. constitutionibus statuta, decreta et ordinata sunt, obscr- 
ventur. (Eod. p. 1029.) Die Kölner Synode, welche die Sammlung der 
Concilia Gcrmaniac schlicsst, ist zugleich eines der merkwürdigsten Stücke 
dieser kostbaren Sammlung. Bald nach dieser Kölner Synode gestalteten 
sich die Verhältnisse der katholischen Kirche in Deutschland so ungünstig, 
dass an die Abhaltung von Concilien und Synoden gar nicht mehr gedacht 
werden konnte und, als der.Erzbischof von Mainz am Ende des vorigen 
Jahrhunderts die Absicht kundgab, in seiner Diöccse wieder eine Synode zu 
halten, der Ausführung dieses Vorhabens von Seite des apostol. Stuhles und 
aller Freunde der Kirche nur mit der grössten Besorgniss entgegengeschen 
werden konnte. (Himmclstein, Synodicon Herbipolcnsc, Würzburg 1855* 
S. 134 fg.) Mit dem Institute der Synoden zerfiel auch das des Pfarrcon- 
curses. Die Vernachlässigung desselben gab sogar in Oesterreich der welt¬ 
lichen Gewalt Veranlassung und Vorwand, sich des Gegenstandes zu be- 
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Mächtigen and ihrerseits eigenmächtig Bestimmungen darüber zu treffen, dl» 
sowohl nach Zweck und Absicht, als in ihren einzelnen Vorschriften mit 
denen des canonischen Rechtes in vielfachem Widerspruch standen. (Pach-* 
mann , Lehrbuch des Kirchenrechts, Wien 1851. II. S. 49 ffg. Ginzel, die 
Pfartconcurspriifung nach Staats- und Kirchengesetz, Wien 1855.) Ueber 
die deutsche Kirche aber brachen die Fluthen der Revolution herein, zer¬ 
trümmerten das ganze Gebäude ihrer äusseren Verfassung und gaben sie auf 
ein halbes Jahrhundert fast dem willkürlichen Schalten der meist protestan¬ 
tischen Regierungen und einer tiefen Verwirrung preis, aus der sie sich eben 
erst wieder allmälig herauszuarbeiten beginnt. In dieser Zeit der Unter-, 
drückung und der Verwirrung wurde denn auch die Besetzung der Pfarr¬ 
stellen von den Regierungen den Bischöfen so gut wie gänzlich entrissen, 
nach ihrem Gutdünken und vermeintlichen Interesse geordnet und dabei eine 
Art von Concurs eingeführt, der nichts weniger als den Absichten der Kirche 
und den Tridentinischen Vorschriften und päpstlichen Constitutionen entsprach. 
(Permaneder, Handbuch des gemeingült. kathol. Kirchenrechts RI. Auflage. 
Landshut 1857. S. 60 und 383.) Nur in Oesterreich, Baiern undWürtem- 
berg ist, und zwar in Oesterreich durch Art. 4 und 24 des Concordates, 
in Baiern durch allerhöchste Verordnung vom 28. Sept. 1854, in Würtemberg 
aber durch Art. 4, lit. c der neuesten Vereinbarung mit dem päpstlichen 
Stuhle den Bischöfen ihr Recht und der kirchlichen Gesetzgebung ihre'Gel¬ 
tung wieder eingeräumt wörden. Der Art. 24 des österreichischen Concordats 
sagt: Parochiis omnibus providebitur publico indicto concursu et servatis 
Concilii Tridentini praescriptionibus. Pro parochiis ecelesiastiCi patronatus 
praesentabunt patroni unum ex tribus, quös Episcopus enuntiata snperius 
forma proposuerit. Damit ist zu vergleichen der Art. 25, welcher dem 
Kaiser und seinen katholischen Nachfolgern das Recht zusichert, „für 
alle Canonicate und Pfarreien zu präsentiren, welche einem auf dem 
Religions- oder Studienfonde beruhenden Patronatsrechte unterstehen, jedoch 
so, dass Einer aus den dreien gewählt werde, welche der Bischof nach 
vorausgegangener öffentlicher Bewerbung (publico concursu habito) für 
würdiger als die übrigen erachtet/ 1 

Durch diese Concordatsbestimmungen sind ohne Zweifel die der Mtni- 
sterial-Verordnung vom 22. Februar 1854, wodurch in Ungarn, Siebenbürgen, 
Kroatien, Slavonien, der serbischen Wojwodschaft und dem Temeser Banate 
im Einverständniss mit den betreffenden Bischöfen das Institut der, zur Er¬ 
langung von Curatbeneficjen vorgeschriebenen Synodal- (Concurs-) Prüfungen 
eingeführt wurde, (Schöpf, Handbuch des kathol. Kirchenrechts [Salzburg 
1854] I. Bd. S. 74 fg.) wieder ausser Kraft gesetzt worden, es sei denn, 
der heil. Vater habe denselben ebenso, wie den ähnlichen bischöflichen An¬ 
trägen für die Diöcese Linz (Dieses Archivs Bd. II. Heft 1- und 2. S. 110), 
seine Zustimmung gegeben. 

Es liegt nicht in unserer Absicht und im Zwecke dieses Artikels über 
diese partikularrechtliche Modification des'Instituts der Concursprüfungen in 
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Irgend eine Erörterung einzogehen, so der weder Bedürfniss noch Anlass 
gegeben ist. 

Dagegen wird es unseren Lesern angenehm sein, *um Schlösse noch 
das Verfahren kennen zu lernen, welches in Rom selbst von Seite des päpst¬ 
lichen Vicariats bei der Wiederbesetzung erledigter Pfarreien beobachtet 
wird. Dasselbe gründet sich, ausser dem bekannten Decret des Concils von 
Trient, der Buiie: In conferendisPius V. der Encykiika Clemens XI. und der 
Constitution „Cum illud“ Benedicts XIV., noch auf einige besondere Ver¬ 
ordnungen, die bei Romuald, Praxis pro corcursu ad parochiales eedesias 
vaeantes, cap. 19 su finden sind. Sobald der Cardinalvicar die Anzeige er¬ 
hält , dass eine der Pfarreien von Rom erledigt sei, ernennt er einen Vicarius 
zur Besorgung aller pfarrlichen Verrichtungen bis zur Ernennung des neueip 
Pfarrers. Diesem Vicarius wird eine monatliche Besoldung ausgeworfen, 
grosser oder geringer, je nachdem das für ihn in Aussicht stehende Casuale 
mehr oder minder beträchtlich ist. Darauf wird der Concurs ausgeschrieben. 
Der Termin ist von sehn bis längstens zwanzig Tagen. Diejenige Form, 
wonach alle berufen werden, die sich prüfen lassen wollen, ist die in Rom 
übliche. Sie lautet: Vacante parochiali ecclegia S. N. N. obitu Ultimi illius 
rectoris, intimatur etiam de mandato SSmi. D. Nostri Papae, Omnibus et 
singulis ad dictam parochialem ecclesiam concurrere volentibus, ut intra Spa¬ 
tium decem dierum a die datarum praesentium computandum eorum nomina, cog- 
nomina, patriam, aetatem, ordines per ipsos susceptos, beneficia et pensiones 
et a quo tempore sint praesentes in curia ab infrascripto nostri tribunalis 
secretario adscribi et adnotari curent, ad hoc ut de eorum vita, moribus, 
aliisque rCquisitis, ad -curam animarum recte gerendi opportunis juxta de- 
cretum Sac. Conc. Tridentini inquiri possit, litterasque testimoniales eidem 
seCretario ostendere, solitumque juramentum, quod non eo animo, nee ea in** 
tentione se examfai subjiciunt, ut si dictam parochialem ecclesiam assequantur, 
illam postea dimittant, sed quod ad illius residentem quanto citius se con- 
ferre intendunt, praestare teneantur. Elapso autem diclo tempore ad examen 
per concursum coram tfobis. et examinatoribus nostris constituta die nempe 
die.... absentia quorumeuaque non obstante procedctur. Interim omnes et 
praeecipue illos, quorum curae spirituali providendum est, magnopere in 
Domino hortamur, ut hoc muneris nostri Studium, piis et devotis precibus 
adjuvent. Datum etc. 

Acht Tage vor dem Concurs werden die apostolischen Examinatoren 
des römischen Klerus, sowie der magister sacri Palatii aufgefordert, sich 
am bestimmten Tage in dem gewöhnlichen Examinationslocale einzufinden. 
Diese Einladung empfängt Jeder schriftlich. Ist der Tag gekommen, so be¬ 
geben sich die Examinatoren in den Palast des Cardinalvicarius. Sie bringen 
einige theologische Fragen mit-, die sie vorbereiten, ehe sie sie den Kandi¬ 
daten vorlcgen. Es werden neun Fragen im danzen gegeben, die Zahl ist 
festgesetzt. Drei werden von dem Magister Palatii gestellt oder eingesendet. 
Um zu wissen, welche von den Examinatoren die sechs anderen Fragen za 



stellen heben, werden die Namen aller Examinatoren in eine Urne geworfen 
und die zwei ersten aus dieser Urne gezogenen Namen entscheiden. Sobald 
die Kandidaten versammelt sind, werden sie aufmerksam gemacht, dass ihnen 
nicht gestattet sei, unter sich Mitteilungen zu pflegen, noch auch irgend 
ein Buch zu benützen, bei Strafe der Suspension und der Ausschliessnng 
vom Concurse. Die Absperrung nach Aussen ist streng. Niemand wird 
eingelassen. Niemand darf hinausgehen. Der Substitut des Secretärs bleibt 
zugegen, um über die Beobachtung des Stillschweigens und - der änderet* 
Vorschriften zu wachen. Zwei Stunden Bind gewährt. 

Die zu erläuternde Stelle des Evangeliums wird durch den ältesten der 
Examinatoren oufgegeben. Der Secrctär verliest die drei vom Magister 
Falatii cingescndctcn Fragen. Die durch das Loos bezeichnten Examinatoren 
geben, jeder seine drei Fragen an. Die ganze Arbeit der Kandidaten wird 
schriftlich gemacht. Die Ober den Evangclientext zu bearbeitende Predigt 
wird in der Volkssprache geschrieben; die Lösung der thcrilogischcn Fragen 
in lateinischer Sprache. Die Encyclica Clemens XI. wird genau befolgt. Die 
Kandidaten haben alle dieselben Fragen zu behandeln, dieselben Fälle zu 
entscheiden, denselben Evangclientext zu commcntircn. Die Ausarbeitungen' 
werden von den Kandidaten eigenhändig geschrieben und unterschrieben. 

Nach Umfluss der Zeit wird Jedepi seine Arbeit abgenommen. Säpimt- 
liehe Elaborate w r crden in einer mit dem Siegel, des Cardinalvicars versie¬ 
gelten Urne verschlossen, und diese Urne wird dem Secretär anvertraut, der 
sie bis zum Tage des Scrutiniums verwahrt. 

Am nächstfolgenden oder einem»späteren Tage wird das. Scrutipium 
•ngesagt im Palast des Cardinalvicars. Ausser den Examinatoren kommen 
dazu, Monsignor der Vicegerens,. der Locum tenens des Civil-Tribunals des 
Vicariats, der Secretär der S. Visita apostolica, der Decan der Clerioi 
camerae, der Fiscal-Advocat, der Criminal-locum-tenens und der Secretär 
desselben Tribunals, im Ganzen zehn Personen. Das Scrutinium wird vor¬ 
genommen in Gegenwart des Cardinalvicars. Die Urne wird eröffnet. Diq 
Schriften der Kandidaten werden verlesen nach der Ordnung der Nameny 
die aus der Urne kommen. Jeder der Richter hat ein Namenvcrzeichmss 
in Händen. Man liest zuerst den Predigt-Aufsatz, dann die Beantwortung 
der neun theologischen Fragen. Die Richter stimmen zehnmal ab über 
jeden Kandidaten. Der Erfolg ist vollständig bei demjenigen Kandidaten, 
der hundert gute Punkte erhält. Derjenige, der nicht fünfzig gute Punkte 
im Ganzen hat, wird als nicht approbirt erachtet. Das bejahende oder 
verneinende Votum wird über die Güte oder Mittelmässigkeit der Arbeit ab¬ 
gegeben. Spricht sich die Mehrheit der Richter für die Güte der Arbeit 
aus, so werden zehn Punkte zu Gunsten des Kandidaten notirt. Entscheidet 
sie sich für die Mittelmässigkeit, so erhält er nur fünf Punkte. Die Null 
ist Tür diejenigen Vorbehalten, welche nur die Minderzahl der Stimmen zu 
Gunsten der Mittelmässigkeit ihrer Arbeit erhalten. So erlangt man für 
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jeden Kandidaten eine Reihe von sehn Stimmen, die entweder Null sind, 
oder füuf r oder sehn Punkte ausmachen. Das Endergebnis ist lehht zu 
finden, cs ist eine einfache Additionseufgabc. Es geschieht indessen, dass, 
wenn die aufgegebenen Fragen sehr schwierig waren, auch diejenigen ap- 
probirt werden, die nur fünfzig Punkte erlangt haben. Dies ist die in dem 
angeführten Werke von Romuald ziemlich weitläufig auscinandergcsctzte 
Methode. Wir haben itte Eingang den Wunsch geäussert, dass vollkommene 
Glrfchfdrniigkeit stattfinden mochte, weil die je nach dem Gebrauche der 
einzelnen Provinzen staufindende Verschiedenheit hie und da Streitigkeiten 
hervorruft. Es versteht sich, dass, wenn Kandidaten, die nur fünfzig Punkte 
haben, approbirt werden, dies, nach der Bestimmung des Concilinms durch 
die Accession (den Stichentscheid} des Cardinalvicars geschieht. Nach dem 
Scrutinium wird zur Untersuchung der Requisita geschritten, dio von den 
Kandidaten bei ihrer Einschreibung (ibergeben worden. Der Cardinalvicar 
hat einen Conspcct des Inhalts der Documcnte in Händen. Derselbe wird 
verlesen und die Examinatoren geben ihr Urtheil ab. Sie haben nicht blos 
Ober die Fähigkeiten der Kandidaten zu erkennen, sondern, sie sollen be¬ 
sonders deren sittliche Eigenschaften, Dienstleistungen, 'Verdienste, Aller; 
Klugheit, kurz alle, je nach der zu besetzenden Pfarrei erforderlichen Eigen¬ 
schaften untersuchen und in Betracht ziehen. (Bened. XIV. de Synod. '11b. 
IV. c. 8.) Der Concurs ist ungültig, wenn die Abstimmung nur bezüglich 
der wissenschaftlichen Befähigung erfolgt ist. Nachstehendes ist die Formel 
der Approbation des Kandidaten, der als der Würdigste unter allen Appro- 
birten anerkannt worden. „Notum fachnus, atque testamur, qualiter in 
^oncursu-sali diebus.... mensis.... Anni.... ad parochialem Ecclcsiam S. 
N. N. de Urbe, per obitum vacantem, coram nobis, Hirnis et Rmis DD; 
praelatis deputatis et R. N. patribus examinatoribus habito ex omnibus eon- 
eurrentibus approbatis qui hujusmodi examini interfuere, fuit approbatus, et 
magis idoneus judicatus, et declaratas ad praedictam ecclesiam parochialem 
obtinendam, facto prius verbo cum SSmo R. D. N. N. sacerdos romanus 
een dioec: N.... In qnorum fidem etc. Datum.“ 

Eine vollständige Zusammenstellung der gemeinrechtlichen Normen über 
den Concurs gibt Bouix Tractat. de Parocho. Paris 1855. P. IR. Sect. HI. 
pag. 335* 
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WJeber Jus variandi. (VariaUonsreeht.) 

Von Maximilian Kaiser, 

Kaplan an der Herzogspitalkirche ln München. 

Literatur: Schmalzgrueber Cler. saec. et reg. lib. III. tom. II. tit. 38* 
Diling. 1726. — Franc . de Roye ad tit. de jure patron. Neap. 1763. 
— Lippert, Versuch einer historisch dogmat. Entw. der Lehre vom 
Patronate, Giessen 1829. — Derselbe: lieber die freiwillig privative 
Variation in Weiss Archiv der Kirchcnrechtswissenschaft Bd. III. pag. 92 
u. 8. f. — Vermehren: Gibt es eine sog. freiwillig privative Variation? 
ebendas. Bd. II. pag. 126 u. s. f., und: Es gibt keine freiwillig priva¬ 
tive Variation, ebendas. Bd. V. pag. 52 u. ff. — B. Schilling , der 
kirchliche Patronat, Leipzig 1854. — Gerlach, das Präsentationsrecht 
auf Pfarreien, München 1854. — J. F. Schulte, System des Kirchen¬ 
rechts, Giessen 1856. 

Unter jenen Befugnissen, welche das Jos patronatos als Inbegriff 
verschiedener Rechte enthält, ist die erste und wichtigste diese, dass es 
jedem Patrone gestattet sein soll, innerhalb der gesetzlich bestimmten Frist 
von sechs, beziehungsweise vier Monaten für das betreffende erledigte Kirchen¬ 
amt ein passendes Subject dem Bischöfe vorzuschlagen, wonach dieser ge¬ 
halten ist, dem so vorgcschlagenen oder, wie der technische Ausdruck lautet, 
präsentirten Subjecte jenes Amt und die damit verbundene Pfründe auch 
wirklich zu verleihen — assignare, conferre , cum instituere. 

In diese Definition sind die besonderen Bedingungen, welche das cano- 
nische Recht für die Ausübung des Präsentationsrechtes vorschrcibt, schon 
mitaufgenommep und es gilt nur noch dieselben besonders hervorzuheben. 
Sie sind: 

,1. eine gesetzliche Frist, welche von dem Momente, da der Patron die 
Erledigung der Pfründe erfährt, gerechnet wird, kürzer für den Laien-, 
länger für den geistlichen Patron; innerhalb derselben muss sich das singu¬ 
läre Recht des patronus vollziehen; geschieht es nicht, so verliert der Patron 
für die gegenwärtige Erledigung jeden Einfluss auf die Wahl des zukünftigen 
Bcneficiaten, und cs tritt das volle ordentliche Verleihungsrecht des Bischofs 
ein. *) Die im Gesetze unterschiedene Dauer dieser Frist erklärt sich aus 
einem doppelten Grunde: Der geistliche Patron ist, wie hier nicht weiter za 
erörtern, in der Wahl seines Subjectcs mehr beschränkt, andererseits ist bei 
ihm vorauszusetzen, dass er sicherer die rechte Wahl treffen und den Ab¬ 
sichten des Bischofes entsprechen werde; daher ist die Vergünstigung einer 


l ) Der DiOcesanbischof verleiht in diesem Falle pleno et ordlnario jure, nicht jnre 
devoluto; der Grund hiefür: „Patronus nullum facit jurisdictionis gradtim; pa¬ 
tronus non habet verum gradum justae et lntegrae provisionis.“ De Roye, de 
jure patron. c. 28 , 
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Hageren Frist bei dem geistlichen Patrone auch nicht contra utilitateüi 
eeclesiae. ] ) 

Der Laienpatron dagegen ist in der Wahl seines Subjectes weniger be¬ 
schränkt, ihm steht eine grössere Anzahl von Personen zur Auswahl offen} 
andererseits ist bei ihm eher der Fall denkbar, dass ihm die Frist von neuem 
su laufen beginne oder wegen irritirter Präsentationen die endgültige später 
zutreffen werde: in dieser doppelten Rücksicht ist er propter utilitatem ec- 
cleBiae auf ein kürseres Zeitmsss beschränkt worden. 

2. Ein passendes Subject muss präsentirt werden. Ist kein passendes 
(digmts, idoneus) präsentirt, so gilt die Präsentation selbst als nicht ge¬ 
schehen; der Laienpatron ist aber gesetslich entschuldigt, er kann für den 
vorliegenden Fall innerhalb der noch laufenden gesetzlichen Frist sein Recht 
so austtben, als hätte er es noch gar nicht geübt. Der geistliche Patron 
geniesst diese Befugniss nur dann, wenn seine Unkenntniss des Mangels 
entschuldbar und als solche vollständig bewiesen ist 2 ); ausserdem streitet 
gegen ihn der leitende Gedanke des Gesetses, welches ihm die Fähigkeit 
der rechten Wahl in einem ausgezeichneten Masse sumuthet; das Recht des 
geistlichen Patrones erlischt für diesen Fall zur Strafe, und es wird die be¬ 
treffende Pfründe so behandelt, als stände auch sie unter der vollen Gewalt 
der bischöflichen Jurisdiction. 

Hier drängt sich uns sofort die Frage auf: wer hat das Urtheil darüber 
anssusprechen, dass das Präsentationsrecht gültig ausgeübt worden seif 
Dieses Urtheil gibt nach den Vorschriften des canonischen Rechtes einzig 
der Diöcesanbischof ab, und es entspricht diese Anordnung vollkommen dem 
Wesen den jus patronatus, welches die Quellen ein jus temporale annexum 
sptrituaH nennen, Die letztere Eigenschaft bringt es ebenso mit sich, dass 
die Präsentation nicht aus der Willkühr, sondern aus der gewissenhaften 
Wahl des patronus hervorgehen müsse, wie andererseits, dass die Beurtei¬ 
lung und Prüfung dieser Wahl in der Competenz des geistlichen Oberen 
liege. *) Und wenn die moralische Verpflichtung des Laienpatrones zur 
'Auswahl eines tüchtigen und würdigen Subjectes im Allgemeinen, die des 
geistlichen Patrones im Besonderen noch strenger 'ausgesprochen wird 4 ), 
so verlangt das Gesetz hiemit weder etwas Unbilliges, noch Unmögliches. 

*) Das ganze Benefiolai-Wesen in der Kirche entwickelt sich nach zwei oberstes 
Grundsätzen; der elue: der Bischof ist benef. collator Ordinarius; der andere: „üt 
facllius“ prorideatur ecclesiis.“ Beide verhalten sich zu einander, wie das Jus 
strictom zur aequitas. Vgl. c. 16. x. de off. jud. ord. (I, 31); c. 6. x. de except. 
(II, 25); bes. c. 1. de praescr. in 6. II, 13. — c. 2. in Clement, h. t. (III, 12); 
e. 4 de ei. et ei. pot. in 6. (I, 6); c. 15. eod.; c. 35 de prael, et dign. ln 6. 
CHI, 4.) 

*) Schulte , System pag. 604 not. 5. 

*) C. 5. x. h. t (de jure patr. 111, 38): „Quonlam antequam praesentatio per dioe- 
cesanum episcopum approbetur, ratum non est quod a patrono fuerit iochoatum.“ 

4 )„Quodsl juris patronatus laicorum fuerit, debeat. non, nisi idoneus repertus 

. fuerit, admitti. Si vero Juris patronatus ecdesiastici erit.is, quem patronus 

digniortm inter probatos..., judicabit. u Conc. Trid. laco infra cjt ... 
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Denn das Resultat der nachfolgenden bischöflichen Prüfung kann * and tnesä 
der eine wie der andere wollen; die Basis der Entscheidung ist fllr den 
Patron wie für den Bischof materiell dieselbe, nämlich der Inbegriff aller 
tom positiven Rechte deutlich bezeichnten Eigenschaften eines BcnefiCiaten; 
and dass der ; geistliche Patron seit dem Concilium von Trient hoch mehr 
beschränkt, unter Anderem ‘verpflichtet ist, wenn ein Dritter das Institutions¬ 
recht hat 1 ), denjenigen zu präsentiren, welchen ihm der Ordinarius „ex 
dignis digniorem“ bezeichnet hat: so ist ihm mit dieser Bestimmung nichts 
entzogen worden; sein rechtliches Interesse durfte vom Anfang herein kein 
anderes sein, und vermögo seiner Stellung in der Hierarchie muss er es 
billig finden, dass Sein Präscntationsrecbt sich hier auf eine blosse Nomina¬ 
tion 2 ) rcducirt: der Ordinarius hätte ja sonst ausser der Befugniss, die 
Examinatoren für den Concurs zu ernennen, sonst gar keinen bestimmenden 
Einfluss auf das neu entstehende Pflichtverhältniss eines ihm untergebenen 
Geistlichen. 

Indessen die Wahl des patronus trägt in keinem Falle schon «inen 
officiellen Charakter an sich. Sie ist nur geeignet, die materielle Vorbe¬ 
dingung deines Rechtes zu erfüllen, sobald sie sich in der darauf folgenden 
Bethätigung seines Willens, in der Präsentation, verkörpert hat. Mit dieser 
rückt der patronus die Entscheidung der Frage in den Bereich der bischöf¬ 
lichen Gewalt, deren erster Act in der Prüfung des formellen Bestandes der 
Präsentation, deren zweiter in der Bestätigung und Einweisung des Präsen- 
tirten in die erledigte Stelle, beziehungsweise in der Verwerfung desselben 
besteht. 

Sobald also der Patron in der canonischen Form und mit Erfüllung der 
eanonisch vorgeschriebenen Bedingungen von seinem Vorschlagsrechte Ge¬ 
brauch gemacht hat, so ist damit sein Recht für diesen Foll absörbirt. Eine 
omfangsreichcre Ausübung desselben lässt sich in keiner Weise denken, ohne 
dass den unveräusserlichen 3 ) Rechten des Bischofs, seinen Diüeesanklerus 


i) C. VMI. C. Trld. Sess. XXV de ref. 

*) Nomination hier in dem Sinne, welchen dem Worte beizulegen Gone. Trid.' Ioc. 
cto. berechtigt: „Liberum sit tarnen et aliis, qui aliquos ad id aptoi noverint, 
eorom nomina deferre, ut pösslt etc. 

*) Dieses Recht wurde dem Bischöfe nicht geschmälert, als das Conz Trld. Sess. XXIV 
de ref. c. 18. die Aufstellung von Examinatoren zu einem Pforrconcurse auordnete; 
auch sie üben ihre Gewalt nur kraft der bischöffichen Autorisation als Gehilfen des 
Bischofes. Von den Bewerbern heisst es: yExaminenlur ab episcopo atque examl- 

natorlbus,“ von diesen letzteren ab episcopo. proponanlur. Das letzte Ziel 

ist Prüfung und Wahl durch den Bischof; alles Andere «Vorbereitung dieses Zweckes. 
Diesem Geiste der Gesetzgebung entspricht eine Entscheidung der S. Congr. Conc. 
Trid.: Examinatores debent renuncinre, quot idonei re per Ü fuerint, non entern qttis 
eorura dlgnior sit. Quodsl aliquem diguiorem esse judicaverint, episcopum non 
teneri huic conferre ecclesiam, sed suo judioio eum öligere posse , qui ipsi vide - 
rtlur dignior. Conc. Trld. edle. Richter et Schulte Lips. 1893 pag.38i. n. XS, * 
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au prüfen and für die verschiedenen Aemter zu approbiren, Abbruch gethan 
würde. — Es lässt sich insbesondere von dem Augenblicke an, da die Prä¬ 
sentation perfect, d. h. zur Kcnntniss desBischofes gebracht und hiemit ein 
Öffentlicher Act geworden ist, kein Widerruf der einmal geschehenen Präsen¬ 
tation von Seiten des patronus mehr denken *)? denn da nach dem Geiste 
und Sinne des Gesctscs, wie nirgends bestritten wird, der Patron gehalten 
ist, noch gutem Wissen und Gewissen su wählen: so wäre ein Widerruf des 
bereits Präsentirten nach derselben gesetzlichen Voraussetzung zu bcurthcilen; 
es müsste von dem Bischöfe, dem bereits insinuirt worden ist, angenommen 
werden, der Patron habe eine Revision seines ersten Urtheiles vorgenommen 
and non die mindere Fähigkeit und Würdigkeit seines Präsentirten in einem 
Grade erkannt, der ihn, den Patron, nüthige nach besserem Wissen und 
gleichsam ex isformata conscientia den bereits Vorgcschlagencn wieder zurück- 
sunehmen. Uit einem solchen Verfahren wäre aber schon ein unveräusser¬ 
liches episcopales Recht in die Sphäre des Patrons hereingezogen; dieser 
wäre dem Bischöfe mit seiner Prüfung noch zuvorgekommen, nachdem der 
letztere durch die Insinuation schon hiezu provocirt war, und die unerträg¬ 
liche Thatsache stände fest, dass ein Glied des Diücesanklerus als unwürdig 
and nicht fähig für die Verwaltung eines kirchlichen Amtes von einem An¬ 
dern als von dem Vorgesetzten kirchlichen Oberen declarirt worden wäre. 
Fügen wir bei, was heutzutage das überwiegende Vorkommniss ist, dass 
jenes Patronat auch wirklieh einem Laien zustand: so erscheint das Unkirch¬ 
liche eines solchen Verfahrens in um so grellerem Lichte. 

Es lässt sich daher eine Ausdehnung des Patronates über den Akt einer 
einmaligen vollgültigen Präsentation hinaus nicht denken. Wohl aber gibt 
ea' «wischen dieser und der zuletzt erörterten rechtlich unmöglichen Vor¬ 
nahme eines förmlichen Widerrufes noch ein Drittes, einen Mittelweg, welchen 
aber nur der Laienpatron zu betreten befähigt ist. Denn dieser ist, wie 
schon bemerkt wurde, nur- verpflichtet, überhaupt ein taugliches, fähiges 
Subjcet zu präsontiren, nicht aber gebunden ein solches auf eine bestimmte 
Art kennen zu lernen, noch unter den Würdigen den Würdigsten zu nehmen. 
Der Würdigen, im Sinne des positiven Rechtes, wird cs nun aber mehrere 
geben, wie es andererseits der denkbaren Fälle mehrere gibt, in welchen 
dem Laienpatron die Wahl auf einen einzigen zu richten schwer, die Nicht¬ 
ausübung seines Präsentationsrechtes dennoch nicht genehm sein dürfte. Die 
Gesetzgebung, bemüht dem patronus jede mit ihrem Geiste vereinbare Er-; 
leichterung zu gewähren, hat diesen Mittelweg ihm ausdrücklich eröffnet, und 
in C. 24 x. de jure patr. (111, 38) bestimmt: 

Cum advocatus clcricum idoncum episcopo praesentaverit et postulaverU 
postmodum eo non -refutato, olium acquc idoncum in oadem ccclcsia admitti: 
quis corum alter» praeferatur judicio episcopi credimus relinquendum, si 
laicus fuerit, cui jus competit praesentandi. 


0 Schult« System pag. 690 n. 2. und den Text 



Mit dieser Bestimmung hat aber die Gesetzgebung dem Patrone nicht 
ein intensiv grosseres Recht gegeben, als er schon hatte; das.Recht dem 
Bischöfe nür einen Tauglichen präsentiren und bei diesem einen verharren 
su dürfen, ist offenbar grosser, als das Recht, mehrere Subjecte, sei es nun 
su gleicher Zeit oder succcssive, dem Bischöfe zur geeigneten Auswahl pro-* 
poniren su dürfen. Ein intensiv grosseres Recht wäre es gewesen, wenn 
Umgekehrt die Präsentation eines vervielfältigten Subjectes das erste, die Be¬ 
willigung, electiv nur einen präsentiren zu dürfen, das spätere Gesetz an¬ 
geordnet hätte. 

Es ist ferner, wie oben angedeutet wurde, in diesem Gesetze nur von 
einer Vervielfältigung des Subjectes, nicht auch von einer Vervielfältigung 
der Präsentation die Rede. Dies geht schon aus dem Gebrauche der Worte 
hervor. Denn nur bei dem ersten heisst cs: Cum idoneum praesentaverit, 
während das zweite Subject mit: postulaveril alium aeque idoneum admilti 
eingeführt wird. Zur Evidenz kommt die Frage, wenn wir auf die Natur 
der Sache sehen. Der Patron konnte mehrere Subjecte zu gleicher Zeit 
präsentiren, aber keines mit einer andern Absicht, als dass eines aus diesen 
vom Bischöfe zur Pfründe bestätiget werden mOge. Gibt ihm nun das Ge¬ 
setz ein Recht zur successiven Präsentation, so ist doch nur wieder ein 
Act, weil nur ein rechtliches Interesse, nur die eine auf Besetzung dep 
Pfründe gerichtete Absicht; erst mit der letzten Postulation an den Bischof 
tritt der ganze Act als einer abgeschlossen und in seiner Totalität dem. 
Wahlrechte des Bischofes gegenüber 1 ), und man kann darum nur nach 
Annahme dieser Sinnesmodificatioh von zweiter u. s. w. Präsentation < von 
nachpräsentirten Snbjöcten reden. ■> > 

Die Frage selbst, ob dem Patrone nach der allegirten Stelle ein gesetzt 
Rehes Recht zukomme, einen zweiten u. s. w. nachpräsentiren zu dürfen, ist 
niemals bestritten worden. Wohl aber ist behauptet worden, dass unsere 
Stelle ein viel grosseres Recht des Laienpatrons enthalte, jenes, welches wir 
oben aus inneren Gründen a priori zurückgewiesen haben, die Zulässigkeit 
nämlich eines ausdrücklichen Widerrufes, einer förmlichen Ausschliessung 
des ersten Subjectes, eine Verhinderung der bischöflichen Auswahl desselben 
und zwar zu Gunsten des zweiten Subjectes* Seit der Glosse ade. x. cit. 
bezeichnet man den Inhalt unserer Stelle allgemein als jus variandi, varia - 
tionis , weil sie dem Patron, der bereits präsentirt hat, gestattet, in der 
Folge seinen'Sinn zu ändern (variarej , ihn auf eine andere Persönlichkeit 
zu richten. Dieses soll nach der bisherigen Ausführung geschehen können; 
ohne dass der erstpräsentirte förmlich ausgeschlossen wird und werden dürfe. 
Neben dieser sog, variatio cumula/iva 1 hat man aber weiterauch den Begriff 
einer variatio privaliva oder voluntarie privativa, vermöge welcher der 
erstpräsentirte durch ausdrücklichen Widerruf des Patrons seines Rechten 
oder, wenn man will, seiner Hoffnung beraubt werden dürfe, aufgestellt, und 


*) Vermehren loc. clt, Bd. II. pag. 129 und Bd. V. pag. SS. 
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nach dem Vorgänge Lippert’* hat in neuerer Zeit Schilling wieder das Wort 
für diese Theorie ergriffen. Das Streitgebiet selbst ist weder von dem einen, 
noch von dem andern Wortführer geändert worden. Beide stützen sich 
nämlich auf eine von der gewöhnlichen abweichende Interpretation der Worte 
eo non refutato in der vorgeführten Stelle; und obgleich keiner derselben 
es verschmähte, auch aus der „Natur der Sache,“ aus dem „Geiste und 
Sinne des Gesetzes“ seine Argumente herzunehmen, so hätte dieses doch 
nicht gewagt werden dürfen, wenn nicht die Worte „eo non refutato “ einer 
diversen Auslegung für zugänglich gehalten worden wären. 

Aufgabe des Folgenden ist nun, auf dem Boden der gesetzlichen Aus¬ 
sprüche ; die ungenügende Berechtigung der neueren Interpretation, im Zu¬ 
sammenhalte mit theilweise schon gegebenen Motiven ihre Unzulässigkeit 
nachzuweisen. 

Zuletzt und neuestens aber wurde die Begründung einer sogenannten 
freiwillig privativen Variation damit begonnen, dass von einander abweichende 
Auslegungen der kritischen Stelle schon bei den Glossatoren verspürt werden 
wollten. „Es scheint,“ sind Schillings Worte *), diese Frage schon die 
ältesten Lehrer als eine streitige beschäftigt zu haben; denn die Glossen za 
c. 24 x. de jure patr. und c. un. eod. in 6. sind hierüber verschiedener 
Meinung, indem die variatio privativa durch erstere: Dando secundum videtur 
recedere a priori, sicut ille, qui plures constituit procuratores diversis tem- 
poribus“ angenommen, durch letztere hingegen verworfen wird: Laicus 
potest unum praesentare, postea alium accumulative et sic potest variare et 
Dioecesanus potest acceptare, quem voluerit.“ Hierauf wendet sich Schilling 
sofort zu c. 24 x. h. t. und gerechter als Lippert, welcher die Uebersetzung 
des „eo non refutato“ durch: „Obgleich der Bischof den ersteren nicht 
zurückgewiesen hat“ gar keiner Erwähnung würdigt, führt Schilling diese 
ausdrücklich an, jedoch nur um sogleich mit dürren Worten die Unmöglichkeit 
dieser Erklärung zu behaupten, weil ihr nämlich „die vorangehenden Worth 
„clericum idoneum“ auf das Bestimmteste entgegenstünden. „Denn der Bischof 
dürfe den Präsentirten, wenn derselbe wirklich fähig befunden wird, niemals 
zurückweisen, und dass der Gesetzgeber die rechtswidrige Handlung eines 
Kirehenobern nicht nur vorausgesetzt, sondern sogar gebilligt habe, lasse 
sich auf keine Weise annehmen.“ 

Um nun die Stärke dieser Beweisführung zu prüfen, möge die Stelle 
selbst, auf welche allein sich berufen wird, in ihrer doppelten Gestaltung je 
nach der einen oder anderen Uebertragung erscheinen. Sie lautet: 

„Wenn der Patron einen canonisch befähigten Geistlichen dem Bischöfe 
präsentirt hat, und er stellt späterhin, eo non refutato: obgleich jener zuerst 
präsentirte vom Bischöfe nicht zurückgewiesen worden ist, — (dagegen 
Lippert und Schilling) dafern er, der Patron, die frühere Präsentation nicht 


*) Schilling loc. eit. phg. 24; Audi Lippert %. 46, i. f, behauptet, das* diese Ansicht 
auoh schon die (None hatte. 

Motft Archiv für kath, SSrchenreht. //. Band. 
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zurücknimmt, — das Ansuchen, es möge ein anderer nicht minder befähigter 
An der betreffenden Kirche aogestcllt werden: so befinden wir für gut, dass 
die Entscheidung: wer von diesen beiden den Vorzug habe, dem Urtheile 
des Bischofes zu überlassen sei, vorausgesetzt, dass es ein Laie ist, welchem 
das Präsentationsrccht in diesem Falle zusteht.“ 

Man sicht cs auf den ersten Blick dieser Stelle an, dass es dem Gesetz» 
geber darum zu thun war, den Fall, für welchen eine neue Vorschrift ge« 
■geben werden sollte, mit möglichster Präcision vorzuführen; daher die mehreren 
Prämissen, welche sind: 

n) ein canonisch befähigter Geistlicher (clericus idoneus); 

b) eine perfect gewordene Präsentation (episcopo praesentaverit); 

c) eine zureichend gerechtfertigte Vervielfältigung des Subjectes (alium 
aeque idoneum); 

d) eine zu verschiedener Zeit vorgenommene Vervielfältigung des Sub¬ 
jectes (postmodum); 

c) das Erforderniss des Laienpatronates ') (si laicus fuerit); 

f) eo non refutato. 

Dass die zuletzt angeführten Worte ungleich grösseres Gewicht für 
diejenigen haben, welche daraus die freiwillig privative Variation ableiten 
wollen, als für jene, welche sich zur herrschenden Interpretation verstehen, 
mag im Voraus zugegeben werden; denn für die hier verfochtene Meinung 
wäre cs völlig gleichgültig, wenn die streitigen Worte in der Sammlung 
fehlten, wie sie denn in der vollständigen Decrelale wirklich nicht zu finden 

Sind. 2 ) 

Aber niemals kann., um nicht sogleich das Höchste zu behaupten, di* 
herrschende Auslegung weniger berechtigt sein, als die neueste; es kann 
noch weniger mit Grund gesagt werden, dass jener eine innere Unmöglichkeit ' 
entgrgcnstehc. Zu sagen, „dass der Gesetzgeber hier eine rechtswidrige 
Handlung des Bischofes vorausgesetzt haben müsste, wenn die gewöhnliche 
Auslegung die richtige sein würde, das heisst die Contradietion des buch¬ 
stäblichen Inhaltes der Stelle behaupten: sie schliesst im Gegentheile, wie 
mit den übrigen Prämissen, dann auch mit dieser: „eo seil, praesentato ah 
episcopo non refutato“ alle rechtswidrigen oder die normale Lage des Falles 
gefährdenden Umstände aus; sic bemüht sich uns vor Allem zu überzeugen, 
dass Alles ganz nach Ordnung geschehen, ehe sie das Gesetz selbst über 
der vorhergehenden Thatsacho auferbaut. 

Mit besserem Rechte könnte gesagt werden, dass der Gesetzgeber in 
unserer Stelle eine rechtswidrige Handlung des Bischofes ausserhalb des 


*) „Laicus“ auf den persönlichen Stand des berechtigten Individuum« zu beziehen, 
wie der Wortsinn sogar näher legt, hindert die übereinstimmende Ausbildung des 
Rechtes, gemäss welcher immer vom Laienpatronate verstanden wird, und der 
Umstand, dass nicht das einen Unterschied macht, ob ein Laie oder Geistlicher, 
sondern ob er als Inhaber .eines geistlichen oder laicalen Patronates handelt. 

*J Nach dem Zeugnisse von Richter , Lehrbuch des KkeheturesbtM 8. 260, Mot f. 
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vorliegenden Falles mit den Worten eo non rcfutato setzt; dass er das 
blosse Factum einer unbegründeten Abweisung des rechtmässig Präsentirten 
als weder unmöglich, noch unerhört zugibt, und solche Thatsachen im Auge 
habend, jetzt, wo es ihm darum zu thün ist, einen in allen seinen Theilen 
legalen Thatbestand vorauszusetzcn, jeden Schein, als mochte eine Uebergewalt 
rechtswidrigen Einflusses den Patron zum Variren bewogen haben, durch 
seine nachdrücklichen Worte abweisen will. ' Oder nehmen wir an, die Stelle 
laute nur: „Wenn der Patron einen befähigten präsentirt hat und nachträglich 
fordert, es mochte ein Anderer admittirt werden* 4 etc.; konnte da nicht immer 
noch, besonders dein gleichzeitigen Leser die Vcrmuthung imponiren, es habe 
der Patron vielleicht gutmüthig und um sein Recht überhaupt zu verwirk¬ 
lichen, zur zweiten Präsentation nur deshalb sich entschlossen, weil er mit 
der ersten an dem unbesiegbaren Gegenwillen des competenten Kirchenobern 
gescheitert ist? Hätten nicht, wenn eo non rcfutato, auf den Bischof bezogen, 
weggelasscn worden wäre, die Gedanken des Lesers auf Ereignisse hinge¬ 
richtet werden müssen, die nicht ferne lagen, und die nicht in Abrede ge¬ 
stellt werden können, weil sio uns durch das Rechtsbuch selbst bezeugt 
Worden sind? So wird c. 5. x. h. t. des Falles Erwähnung gethan, dass 
clericus idoneus präsentirt, aber vom Bischöfe die Institution dennoch ver¬ 
weigert worden. • ■ 

Die Beziehung jener Worte auf den Bischof fügt daher kein moralisches 
Absurdum in die Stelle ein; sie ist aber in sich noch mehr gerechtfertigt 
durch die beiden folgenden Grunde. 

Wenn die kritischen Worte nach Aussen hin jede Vcrmuthung eines 
nOthigcnden Einflusses auf die zweite Präsentation ausschlicsscn, so befestigen 
' sie, auf den Bischof bezogen, den hier zuerst gesetzlich ausgesprochenen 
Begriff der variatio cumulaliva mit Rücksicht auf die Zeit und die beson¬ 
deren Umstände, welche ihre volle Anwendung bedingen. Diese ist nur 
dann wahrhaft vorhanden , wenn dom Patrone noch in keiner Weise weder 
per instilulionem, noch per reprobationem von Seite des Bischofs präjudicirt 
worden ist, obgleich jener schon alle Handlungen gesetzt hat, welche za 
Sagen berechtigen, es sei eine für sich zu Recht bestehende, d. h. perfecte 
Präsentation vorhanden. Jenes Stadium aher, in welchem beide Momente 
zusammen fallen, in welchem der Patron das neue Rechtsverhältniss, so weit 
es an ihm lag, ausgebildet, der Bischof aber seinen Willen noch in keiner 
Weise bethätigt, sein Urtheil über die Tüchtigkeit des präsentirten Subjectes 
noch gar nicht ausgesprochen hat, löit welchen Worten hätte der Gesetzgeber 
dieses Stadium kürzer und bündiger bezeichnen können, als mit den Worten 
eo non refutato: „obgleich der Bischof den Präsentirten nicht abgclehnt hat.** 
Man wende nicht ein, der Gesetzgeber hätte dann besser gesagt reo nondum 
instiluto. Denn durch die nachfolgende Institution erlischt alles Recht auch 
des Laienpatrons für diesen Erlcdigungsfall; durch die nachfolgende Repro- 
bation aber hört der zuerst Präsentirtc allein auf Subject der kommenden 
bischöflichen Entscheidung zu sein. Da nun unsere Stelle nur von zwei 
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präsentirten Subjecten spricht, so besteht die variatio cumolativa, welche 
überhaupt nur zur Anwendung kommt, wenn mehrere Subjecte nacheinander 
gültig prasentirt werden, hier nur desshalb in ihrer reinsten, von der Bei¬ 
mischung jedes rechtlich oder factisch nöthigenden Einflusses ungetrübten 
and darum zum Ausspruch des neuen Gesetzes besonders geeigneten Gestalt, 
weil der erste nicht ausdrücklich vom Bischöfe abgelehnt worden ist. 

Ist nun in dem Bisherigen gezeigt worden, dass die Worte „eo non 
refutato aus guten Gründen von dem Bischöfe verstanden werden können, so 
fragt sich weiter: ob die gegenteilige Meinung jemals in die Gesetzgebung 
der Kirche selbst eingedrungen ist. Diese Frage kann entschieden verneint 
.werden; dagegen ergibt die Vergleichung unserer Stelle mit einer andern, 
.dass wenigstens einmal im canonischen Rechtsbuche die dringendste Veran¬ 
lassung geboten war, sich über das angebliche Recht des Patrons privative 
zu variiren, und somit auch über die Interpretation unsere Stelle deutlich 
auszusprechen. 

C. 29. x. h. t. nämlich behandelt den Fall, dass der Bischof den zuerst 
.Präsentirten zurückweist, ein nachpräsentirtes Subject aber sofort anstelle 
JBis hieher bietet die Sache weder Schwierigkeit, noch neues Interesse; da 
schon im c. 5 x. h. t. Papst Alexander IQ. die Directiven für die richter¬ 
liche Entscheidung gegeben hatte. C. 29 enthält jedoch eine besondere Modi- 
ücation in dem Umstande, dass der zuerst Vorgeschlagene noch vor der 
.zweiten Präsentation an den Papst appellirt. Dos Urtheil des Papstes unter¬ 
scheidet genau die Wirkung jener Präsentationen und dieser Appellation. Die 
Wirkung jener ist einzig die, welche einer jeden variatio cumulativa zu¬ 
kömmt: Die Institution des an zweiter Stelle Vorgeschlagenen ist gültig. Der 
angezogene Rechtssatz: Melior conditio possidentis hat seine Anwendung) 
weil die Institution in Folge der variatio cumulativa, wo mehrere zur Wahl 
concurrirten, geschah. Dass aber diese selbst dann noch zulässig war, als 

n 

.die Recursbesch werde des zuerst präsentirten und vom Bischöfe abgewiesenen 
Subjectes in Mitte lag, hat für Sich niemals Gegenstand eines Zweifels werden 
können; denn was hat diese Appellation des Präsentirten mit dem Rechte 
des patronus gemein, welchem es ohne Beschränkung zusteht, so viele er 
will, dem Bischöfe innerhalb der gesetzlichen Frist zu präsentiren? Sollte 
darum der Appellation auch eine Wirkung zukommen, so musste der Rechts¬ 
grund ein ganz verschiedener sein. Dies bestätiget gleichfalls die Entschei¬ 
dung Innocenz IQ. in c. 29. Nachdem sich der Erstpräsentirte in Folge der 
oberflächlichen Untersuchung als idoneus erwiesen hatte, wird der Bischof 
ex delicto verpflichtet, ihm statt des schon vergebenen ein gleich gutes Bene- 


*) Vermehren loco clt. ßd. 11. pag. 134 veranlasst« die Voranstehende Begründung 
duroh seine Worte: „Gerade dieses Oebereintreffen der allenfallsigen Nachforschung 
von Seiten des Patrons und der Billigung durch den Klrchenobem soll duroh die 
in Frage stehenden Wörte angedeutet werden.“ So lange diese Billigung in sus¬ 
penso ist, läuft der geitrau« für die Ausübung des variatio ounmlatlva. • 
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ficinmzu ronferircn; der Entscheidungsgrund lautet: „Quälern* puniatur in 
eo, in quo ipsum non est dubium deliquisse. ft Das Vergehen des ßischofes 
besteht «unächst in seiner Weigerung, den ersten idoneus zu instituiren, nicht 
darin, dass er eine »weite Präsentation von Seite des patronus veranlasst 
hat. Gerade diese «weite Präsentation konnte aber einen doppelten Charakter 
haben; sie konnte, wenn c. 24. eo non refutato vom Patrone verstanden 
worden wäre, hier eine privative und eine cumulative sein; und je nachdem 
sie das eine oder andere war, musste auch die Entscheidung des Papstes' 
verschieden lauten. Hatte nämlich der Patron, welcher durch die Appellation 
über den Erfolg seiner ersten Präsentation in, Ungewissheit versetzt wurde, 
zur Wahrung seines Rechtes überhaupt blos cumulative variirt: dann blieb 
eine Verpflichtung des Bischofes gegenüber dem Erstpräscntirten, weil er 
diesen ohne Gnmd verschmähte, da er ihn vielmehr hätte zu einer Zeit in¬ 
stituiren kühnen, wo sein jus ad rem noch ein ausschliessliches war. In-' 
nöcenz III. hat hier recht gut zu erkennen gegeben, worin das Recht des 
Präsentirten bestehe; in der passiven Wahlfähigkeit, welche eine willkürliche 
Verwerfung nicht verträgt; indem der Bischof dieses Recht vom Anfang 
herein durch seine Weigerung in Abrede stellte, begann er ex delicto dem 
Züerstpräsentirten obligirt zu werden nicht dadurch, dass er den später Vor¬ 
geschlagenen instituirte. Hätte aber der Begriff der variatio von jeher den 
von den Gegnern behaupteten Umfang gehabt, so hatte die Frage: ob der 
patronus im gegebenen Falle nicht etwa das zweitemal privative präsentirt 
hatte, vor Allem entschieden werden müssen, und es wäre unbegreiflich, 
dass Innocens HI. dieses hätte übersehen können, da, wie nicht zu verkennen, 
das c. 29 einen fingirten Fall enthält, der *) nur vorgelegt wird, um die 
Wirkungen einer Variation bei hinsugekommener Appellation an ihm zu er¬ 
örtern. Geschah aber die zweite Präsentation in der erkannten und er¬ 
klärten Absicht, den Ersten auszüschliessen, dann fiel jeder Grund, den Bi¬ 
schof zu einer Art von Schadloshaltung zu verpflichten, weg; eine solche 
Auflage hätte dann den widerrechtlichen Sinn gehabt, dass er straffällig ge- ’ 
worden sei, weil er durch seine anfängliche Weigerung dem Patrone Zeit- 
und Gelegenheit gegeben habe, von seinem vollen Rechte noch Gebrauch zu 
machen und den Schon Präsentirten von jeglichem Rechtsansprüche durch 
seinen ausdrücklichen Widerruf auszuschlicssen. Die variatio privativa an¬ 
genommen, wäre es vielmehr eine gerechte Rücksicht auf die Befugnisse des 
Patrons, wenn dem ersten Präsentirten die sofortige Anstellung vorenthalten 
würde. 

Ich sage daher: Wäre es jemals dem Gesetzgeber durch die Praxis 
oder durch seine eigene Interpretation der ihm vorliegenden Aussprüche über 


*) Es heisst: Postnlanti edoteri ... si forte idem ad Sedem Apostolikum appeliaverit; 
die Anfrage geschieht an den apostolischen Stuhl; dieser hatte es wissen müssen, 
wenn die Appellation schon wirklich bei ihm eingelegt worden.wäre. 



die rariatio nah egelegt worden, dem Patrone die bestrittene Ausdehnung 
seines Rechtes zuzugcstchen: so hätte er sieb in einer Weise wie c. 29 x. 
h. t. sie enthält, dazu veranlasst, nolhwendig und bestimmt darüber aus- 
sprechen müssen. Weil er cs nicht gethan, so hat cap. 29 seine Bedeutung 
nur Innerhalb der Schranken der cumulativcn Variation und bildet für diese, 
wie Schulte in seinem Systeme — pag. 695 nr. 2 — hervorgeheben hat, 
nu c. 24 eine nothwendige Ergänzung und zwar eine doppelte, eine auf dio 
Frage: Hat der zuerst Präscntirte ein Recht auf die betreffende, schon be¬ 
setzte Pfründe? Die Antwort ist: Er hat keines, weil der Patron nur von, 
seinem Rechte Gebrauch gemacht, wenn er nachpräscntirtc und Niemand 
war, der den Bischof verpflichten konnte,.nur den,einen Erstpräscntirtcn von 
zweien cinzusctzen. Die zweite Ergänzung auf die Frage: Nützt dem Pcäsen- 
tirten das Rechtsmittel der Appellation? Die Antwort: Ja; wenn sich ergibt, 
dass der Bischof sich einer unmotivirten Zurückweisung des zuerst Präsen- 
tirten, schuldig gemacht hat, ist er zur Strafe verpflichtet, den Verschmähten 
durch eine gleich gute Pfründe schadlos zu halten. 

Gegen die Interpretation der Worte eo non refutalo im Sinne der 
Neueren spricht auch die gewöhnliche Bedeutung des Wortes refutare, welche 
ist zurückweisen, ablchncn,“ und der Gebrauch desselben, welcher sich in 
der Sprache der Juristen nur auf einen richterlichen Act bezieht. *) Wenn 
die Sprachforschung in neuerer Zeit ihm die Bedeutung von' „aufgehen zu. 
Gunsten eines drillen “ beilegt, so entscheidet das nichts zu Gunsten der 
privativen Variation. In diesem Sinne sprechen sich die Worte über die 
persönliche Absicht des Patrons bei der zweiten Präsentation aus; und diese 
kann allerdings sowohl darauf gehen den ersten auszuschliessen, mittelbar 
durch die Präsentation eines andern, von welchem der patronns sicher weiss, 
dass der Bischof ihn vorziehen wird, als auch darauf, blos die Wahl des 
Bischofcs zu erweitern. Rechtlich vermuthet und darum in der Stelle ange¬ 
führt wird aber nur die zweite; weil die erstere, mag sie nun im Gemüthe 
des patronus verschlossen bleiben oder sich in Form eines ausdrücklichen 
Widerrufes offenbaren , kein Gegenstand juridischer Erwiigung werden soll. 

Hicmit haben wir aber schon einen dritten Weg. der Widerlegung be- 
schritten. Angenommen nämlich, cs sei die Interpretation der Neueren die 
natürlichste und allein richtige: wäre man selbst auf dieses Zugeständnis 
hin berechtigt, aus der Stelle die privativa variatio zu folgern? Ist eine 
logische Nöthigung vorhanden, die uns zwingt, gerade zu dem nämlichen 
Schlusssätze wie Lippert und Schilling zu gelangen? Um hierüber ins Klare 
zu kommen, müssen wir zuerst unabhängig von der Stelle selbst, die Vor¬ 
frage erörtern:, ob überhaupt der Laien-Patron die Präsentation widerrufen, 
und welchen Einfluss ein solcher förmlicher Widerruf haben könne. 


*) So sprechen Thomassin, Schmalzgrneber, de Roye; so spricht man im Clvllprocesse 
von refutatorischen Aposteln.— Auch die Satzconstrnction steht dagegen; cf.Schalte, 
System pag. 095. not. 2. . 
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E» sind zwei Fälle möglich: 

a) Nachdem die Präsentation perfect geworden, also dem Bischöfe recht¬ 
seitig intimirt worden ist, widerruft der Patron und präsentirt einen 

' andern nachträglich. Offenbar kömmt es darauf an, ob seinem Wider¬ 
rufe ein canonischcr Rechtsgrund, mag ihm dieser auch erst später 
bekannt geworden sein, sur Seite steht oder nicht. Ist ein solcher 
vorhanden, so ist der Bischof allerdings gehindert, den zuerst Präscn- 
tirten ansustcllen, aber nicht früher, als bis er selbst durch eigene 
Untersuchung zu gleichem Resultate gekommen ist. Der Präsentirtc 
erscheint also nur dadurch formell unwürdig und unfähig, dass der 
Bischof ihn dafür hält. Stimmt also der Bischof in seinem Urthcil mit 
dem des patronus überein, so hat die zweite Präsentation, beziehungs¬ 
weise der die Untersuchung veranlassende Widerruf des patronus, nur 
deshalb einen Erfolg, weil die erste keinen haben konnte. 

b) Der Patron nimmt den Präsentirten zurück, ohne irgend einen Grund 
anzugeben, und ohne einen Zweiten zu prüsentiren; er will für dieses 

, Mal seine Präsentation ihres Erfolges einfach berauben. Welche Wir¬ 
kung kann und darf ein solcher Widerruf, den wir beim Mangel gesetz¬ 
licher Bestimmungen aus der Natur des Patronates und aus Sätzen, welche 
dem in Frage stehenden Verhältnisse am nächsten kommen, entscheiden 
müssen, mit Rücksicht auf den Präsentirten und den Bischof haben? 
Er darf und kann in der Sache nichts verändern; denn der Präsentirte 
hat einen gewissen eventuellen Anspruch auf die Institution gewonnen ? 
der Bischof hat jeder Patronatspfründe gegenüber die allgemein ausge¬ 
sprochene Verpflichtung, den einmal rechtsgültig Präsentirten zu in- 
stituiren. Es lässt sich nicht denken, dass ein canonisch begründeter 
und ein willkürlicher Widerruf von Seite des patronus genau denselben 
Erfolg haben sollte. So wenig überdies dem sur Präsentation berech¬ 
tigten Patron das Recht zugestanden werden kann, ein bestimmtes 
Subject ausdrücklich aussuschliessen, wenn er keine Präsentation vor-' 
nimmt — denn gerade diese ist das ihm gegebene Mittel, Einen und' 
keinen Anderen auf die Stelle zu bringen: — so wenig darf er auch 
nachträglich den von ihm selbst Präsentirten ausschliessen; sein Veto* 
schadet so wenig, dass der Bischof offenbar die Ernennung dieses nun 
einmal Präsentirten vorzunehmen verpflichtet ist, wenn die stillschwei¬ 
gende Bedingung der Fähigkeit vorausgesetzt und von einer Nachprä¬ 
sentation abgesehen wird. 

Nur eine Modification des vorhergehenden Falles liegt vor, wenn der 
Patron mit dem ausdrücklichen Widerrufe eine zweite sog. Präsentation ver¬ 
bindet; hiei* protestirt er eben nicht blos mit Worten, sondern auch mit 
einer neuen That; während im vorhergehenden Fall der Patron den Erst- 
präsentirten ausschliessen will, ohne den Bischof in seiner weitern Verfügung 
zu beschränken, behauptet er jetzt ein Recht zu einer neuen eigentlichen 
Präsentation für denselben Erledigungsfall. Da er eine solche nach dem 
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Gesetze nur dann erhalten konnte, wenn die erste null und nichtig und die 
Zeit noch offen war, so rescindirt er jetat sie selbst, und will den Erst- 
prösentirten von der möglichen Institution ausgeschlossen wissen. Ohne ein 
positives Gesetz, welches gestattete, ein zweites Subject zum ersten hinzu¬ 
zulegen, selbst ohne dass des ersteren Untüchtigkeit erbrady^wäre, müsste 
hier offenbar entschieden werden, dass der Erstpräsentirte||pmt mehr aus¬ 
geschlossen werden könne, folglich die zweite sog. Präsentation als rechtlich 
unm öglich in sich selbst zerfalle und der Ordinarius den Präsentirten zu 
instituiren habe. 

Gerade in diesem Falle nun soll unsere Stelle nach der neueren Inter¬ 
pretation massgebend werden. Zu dem Ende muss man offenbar per argu¬ 
mentum a contrario deduciren, weil sie nach ihrem Wortlaute genommen 
nach der Meinung der Gegner den Fall hat, dass der Patron den ersten 
nicht zurückgenommen habe. Was besagt dieselbe aber, wenn per argumentum 
a contrario gefolgert wird? Sie lautet dann: Quum advocatus clericum ido- 
neum praesentaverit et postulaverit, eo refutato , alium.... quis eorum.... 
praeferatur, judicio episcopi credimus non relinquendum. Wenn der Patron 
den Zuerstprasentirten widerruft, so hat der Bischof keine Wahl. Hieraus 
nun folgern die Gegner: der Bischof muss den Nachpräsentirten instituiren. 
Hieraus folgern wir: Es bleibt Alles beim Alten, der Bischof hat sich an 
den Zuerstpräsentirten zu halten, weil er diesen überhaupt nehmen muss. 

Welche von den beiden Folgerungen bessere Gründe für sich hat, er¬ 
gibt sich ohne Schwierigkeit. Wehn der Patron den ersten widerruft und 
den zweiten haben will, so will er selbst keine Wahl; will dem Bischöfe 
keinen Spielraum gewähren. Die Wirkung, dass der Bischof wählen dürfe, 
soll also durch den vorausgegangenen Widerruf ganz bestimmt ausgeschlossen 
werden. Wollte das Gesetz diesen Wunsch des Patrons berücksichtigen und 
zulassen, so müsste es auf der andern Seite eine Ausnahme von dem Satze 
statuiren: dass mit der geschehenen Präsentation der Ordinarius ein Recht, 
ja wenn das Subject allein bleibt, eine Pflicht der Institution habe. Wäre 
also dies die Frage, so könnte auch das bischöfliche Wahlrecht nicht dem 
Patron genügen. Sollte aber der Bischof wirklich den zweiten instituiren 
müssen, so wäre derselbe offenbar durch diese allgemeine Berechtigung des 


i) me nämlichen Wirkungen legt dem Widerrufe des patronns ein alter Gewährsmann 
hei: „Porro variatio haec, quam laico patrono permissam dixi, sita in eo est, ut 
facta praesentatione possit nominare alium, non privative seu pritis a se nominatum 
excludendo — nam si primum praesentatum excluderet, nttlla esset talis secunda 
praesentatio — sed cumulative seu prius praesentato Clerico alium etiam idoneum 
superaddendo, ut patet ex c. 24. x. h. t. — et haec cumulativa praesentatio intel- 
ligitur , quoties secundus praesentatnr et non excluditur expresse pritnus; quia 
intelligendum est de variatione permissa.“ Schmalzgrueber , Cler. saec. et reg. 
tom. U. tit. 38. (3. nr. 195. 

Ebenso Schulte, 1. cit. pag. 696: „Hingegen steht dem Patrone nicht das Recht 
zu, die einmal vorgenommene Präsentation zu widerrufen.“ 
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Patrons in eine seiner Würde and Macht anwürdige Abhängigkeit gekommen. 
Unter diesen Umständen wäre also nun die Regel anwendbar: die einmal 
und suerst geschehene Präsentation hat den Bischof bereits obligirt; diesen 
soll er also institairen auch, nachdem der Patron widerrufen hat. Wir 
legen hiemit nichts Neues in die Stelle hinein ; die erste Prämisse „idoneum 
praesentaverit“ berechtiget, diesen der nun einmal vom Bischöfe nicht mehr 
präterirt werden darf, gegen jeden Dritten und somit auch gegen den Patron 
selbst su schütsen, der nur mittelbar eventuell durch die cumulative Varia¬ 
tion , in keinerlei Weise unmittelbar die Hoffnungen desselben auf die su 
verleihende Pfründe alteriren kann, der die Rechtsansprüche des Präsentirten 
weder vermehren, noch die Befugniss haben kann, ihn förmlich vor dem Bi¬ 
schöfe aussuschliessn. 

So geht offenbar die gegnerische Folgerung su weit, viel weiter, als' 
man auf Grund eines argumentum a contrario gehen darf. Sie sieht ein 
neues eigentümliches Rechtsverhältniss herein, für welches die ganse Gesets- 
gebung über das Patronatsrecht keinen Massstab und Anhaltspunkt gewährt. 
Darf man ihr nun diese ungleich grössere Tragweite sugestehen, da sie auf 
einem Syllogismus beruht, der, wenn selbst logisch richtig, doch immerhin 
ein willkürlicher ist, weil ein anderer ebenso unbestreitbar suläsriger daneben 
schreitet ? 1 Darf auf Grund eines solchen argumentum a contrario ein sin¬ 
guläres Recht geltend gemacht werden, das ausserdem durch keine Stelle 
des canonischen Rechtsbuches oder der späteren Gesetsgebong aueh nur an¬ 
näherungsweise beseugt worden ist, welches auch niemals, wie behauptet 
worden ist, die Glossatoren als ein streitiges beschäftigt hat? 

Die Glosse su c. 24 x. h. t. enthält in der That nichts, was der Be¬ 
hauptung der variatio privativa förderlich wäre; denn 

1. die gegnerische Ansicht nennt als constitutives Moment der variatio pri¬ 
vativa den ausdrücklichen Widerruf; dagegen die Glosse lautet: Dando 
secundum videtur recedere ab alio. Was hier gesagt wird, ist aber 

2. auch bei der cumulativen unvermeidlich; denn sobald ein sweites Subject 
gegeben wird, „geht der Patron von dem ersten etwas“ surttck, leistet 
Versieht auf seinen Anspruch, dass nur mehr der erste und eine instituirt 
werde; das heisst doch wohl recedere ab alio; aber noch nicht revocare, 
prohibere. *) Und doch werden da, wo ex professo von der im Verlauf 
der Glosse angesogenen Procuratie im Processe gesprochen wird, nur 
diese stärkeren Ausdrücke gebraucht. 

ff. Da die Stelle selbst directe nur von der cumulativen Variation spricht, 
so stände die Glosse in keiner erläuternden Besiehung su jener, wenn 


t) Ger lach , das Präsentationsrecht pag. 57: „Die Glosse zu c. 24 x. h. t.... bezieht 
sich auf eine Wlllensänderung des Patrons. Eine solche kann aber auch bei der 
cumulativen Variation vorkomm en“ etc. 

*) Fr. 31. §. 2. Dig. III. 3 (De procur. et defens.): Julianus ait, eum, qui dedit. dl- 
versis temporibus procuratores duos, posteriorem dando priorem prohibtttese videri, 
Fr. 32 eod. und die Glosse. — C. 14. x.. I. 38 und die Glosse, 
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sie wirklich die Zulässigkeit der privativen Variation behaupten soll; sie 
müsste dann sich an co non rcfutato anlehncn und etwa so gelesen 
werden: Alias dando secundum etc. Es nöthiget aber auch nichts die 
Glosse zum Texte in einen logischen Rapport zu setzen; wie es das 
wahrscheinlichste ist, lag es nicht einmal in der n&chsten Absicht des 
Glossator, die Stelle selbst su interpretiren. Seinem von römischen 
Rechtsanschauungen erfüllten Geiste stellte sich bei dem SatsbegrifTe: alium 
admittere unversüglich das ganze System der Procuratic im Processe vor 
Augen; indem er die Worte niederschrieb, trat eben das einzige gemein¬ 
schaftliche Merkmal an jenem Systeme und dem vorliegenden neuen Ge« 
setse, das recedere ab alio recht stark hervor* und es genügte dem Glos¬ 
sator dieses namhaft gemacht zu haben. Dass keine weitreichende Pa¬ 
rallele gezogen werden wollte, wo die innere Natur der beiden Rechts¬ 
verhältnisse so unendlich verschieden ist, versteht sich von selbst; was 
dem Glossator Gelegenheit gab, mit der Procuratie anzukniipfcn, war 
das Wort „alium* 4 oder der gemeinsame Umstand, dass an die Stelle des 
' ersten ein anderer trat, und möglicher Weise der letzte ein Recht er¬ 
langte, wo der erstere die Priorität des Anspruches der Zeit nach hatte. 
Durch das Gesagte ist der Zweck dieses Versuches erfüllt; es sollte 
dargethan werden, dass man ebenso gut und noch besser in hergebrachter 
Weise als nach neuerem Vorgänge interpretiren könne, und dass die neue 
Interpretation nicht so entschiedene Vorzüge an sich trage, die ein Recht 
begründen könnten, welches ausserdem 

I. durch keine innere Nothwcndigkeit empfohlen wird. Wenn dagegew 
bemerkt würde, dass es dem patronus nicht gleichgültig sein könne, einen 
dignus zur Stelle gelangen zu sehen, wenn ihm später ein dignior bekannt 
wurden so muss erwidert werden: der Patron hat seiner Pflicht genügt, 
wenn er einen dignus präsentirt hat, und den nach seinem Ermessen Wür¬ 
digeren präsentirt in der unbestrittenen Art cumulativcr Variation. Er ist 
nicht gehindert, die ihm etwa allein bekannten Gründe der höheren Würdigkeit 
dem Bischöfe mitzuthcilen; ob er sich in seiner Beurtheilung geirrt hat oder 
nicht, wird der nachfolgende Institutionsact zeigen; jedenfalls ist der Patron 
jeder Gewissenspein, wenn solche jemals Vorkommen sollte, vernünftiger 
Weise durch die cumul&tive Variation überhobeo. 1 ) 

Dagegen drängt nach Ausschluss der privativen Variation kein hinreichen¬ 
der Grund auszusprechen, dass die Variation nicht wiederholt werden dürfe. 
Die positive Begründung 2 ) dieser Einschränkung beruht darauf, dass su- 

*) Andere Gründe für die var. priv. bei Schilling: 

1. Der Patron kann das eventuelle Recht des Präsentirten durch die rar. cum. 
mittelbar vereiteln; also kaun er es durch var. priv. auch unmittelbar. Dies bedarf 
keiner Widerlegung. 

2. Die var. priv. lasst keinen Nachlheil für die betreffende Kirche besorgen. 
Gegen beide Gründe Gerlach loc. cit. $. 24. pag. 10. 

*) Schilling 556. Ein jus quaesitum des Bischofes braucht nicht geltend gemacht zu 
werden, sondern das Verhaitniss des Patronat rechtes zur bischöflichen, freien Col- 
latlon, des jas singulare zum jus commune, Cf. cap. 1, de praescr. In 6. 1L 13. 



fäMig die Stellet! des canontochon Rechtsbnches zumeist nnr von Zwei Prä¬ 
sentationen sprechen and darauf, dass die römische Praxis das Nachpräsen- 
tiran nur einmal gestaltet. Letzteres ist niemals ausdrücklich über den Be¬ 
reich Roms ausgedehnt worden; und hindert darum nicht sich für die Zu¬ 
lässigkeit der öfteren Variation zu entscheiden, welche den Vorzug hat, dass 
sie eine Annäherung an das jus commune, die libera collatio cpiscopi 
enthält. *) 

Es kann c. 24 x. h. t. aber auch 

IL deshalb die variatio privativa nicht begründen, weil diese geradezu 
contra bonos mores wäre; sie wäre nämlich eine Privation an der Standes¬ 
ehre des Präsentirtcn; sie wäre eine empfindliche Kränkung für den vom 
Patrone ohne Grund nur aus Laune oder Willkür zurückgewicscncn Präsen- 
tirten; sie gäbe dem patronus ein Recht, bezüglich dessen Ausübung er nur 
im- Gewissen verpflichtet ist, welches keine Gränze, keine äussere Controle 
gegen willkürlichen Gebrauch hat. Wenn der Bischof auf canonische Gründe 
bin die Institution verweigert, so hat ihn die Praxis längst verbunden, die 
Gründe beizufügen 2 ); der Patron hätte diese Verpflichtung nach der Theorie 
der variatio privativa nicht, und so hätte diese alle Keime in sich, in 
ein unwürdiges Spiel auszttarten, ja käme fast einer tuspensio es informaia 
conscientia gleich. 

.Dl. Da durch die Interpretation keine genügende Beweisführung ge¬ 
wonnen werden kann, so ist die variatio privativa auch deshalb zu verwerfen, 
weil sic gegen Analogien des canonischen Rechtes verstossen würde. Es; 
wird für den Fall einer libera collatio cpiscopi ausdrücklich bestimmt: Si 
tibi absenti per tuum episcopum confcratur bencficium licet per collationem 
hojusmodi, donec cam ratam habucris, jus in ipso bcneficio, ut tuum dici 
valeat, non acquiras; ipsc tarnen cpiscopus vcl quicunque alius de beneficio, 
nisi consentire recuscs, in personam altcrius ordinäre ncquibit. Der Bischof 
kann also die Ucbertragung eines bencficium schon dann nicht mehr zuriiek- 
nehmen, wenn noch nicht ausdrücklich acceptirt, aber auch nieht Verzicht 
geleistet worden ist. s ) Ist nun auch die Präsentation des Patrons nur in 
jenem Acte mit der bischöflichen freien Collation zu vergleichen, durch welchen 
ein bestimmtes Individuum für die betreffende Pfründe bezeichnet wird ; so 
muss doch für diesen Act die Analogie jener Stelle für massgebend erachtet 


') Schulte , Syriern, pag. 696: „rndem der Patron viele präsentirt, rückt er sein 
Recht faclisch dem freien bischöflichen Collatlonsrechte näher.“ 

Ebenso Gerlach , 1. cit. pag. 58. Derselbe hatte pag. 54 snb a bereits henror- 
gehoben, wie in der privativen Variation eine grossere Beschränkung des Bischöfe* 
liege, als in der cumulatiren; denn er ist an den zuletzt Präsenllrten gebunden, 
selbst wenn er den Vorgänger für dignior erachtet. 

*) Schulte , System $. 167. pag. 693. not. 3. 

*) Ja sogar wenn ein für die Annahme gesetzter Termin versäumt worden ist, aber 
die Aunabme einer anderweitigen Disposition noch znrorkommt; ist der Bischof an 
üle erste Collation gebunden; siehe Schulte , System pag. 333, not. 4, 
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worden; dem) die höhere Maehtfülle des Bisehofes reicht nicht hin, um eine 
einfache noch nicht einmal acceptirte Collation den beneficium anders als im 
Processwege wieder rückgängig *u machen; der Patron dagegen sollte mit 
der Leichtigkeit, mit welcher man einen Schritt vorwärts and zurück macht, 
den einmal Präsentirten von der Stelle wieder ansschliessen können! — 
Endlich aber 

IV. verträgt sich eine solche Erweiterung des Patronatrechtes schlechter¬ 
dings nicht mit den unveräusserlichen Vorrechten der bischöflichen Juris¬ 
diction. Dazu gehört vor Allem die Prüfung und Qualifikation der unter¬ 
gebenen Geistlichen. Diese, welche auf dem hierarchischen Sabjectionsver- 
hältnisse des Klerus zum Bischöfe beruht, masste sich nach der variatio 
privativa der Patron in dem Augenblicke an, da er durch seinen Widerruf 
eine Vermuthung gegen die Würdigkeit des Präsentirten aufkommen lässt. 
Denn einen andern Grund als das Vorhandensein der canonischen Befähigung 
kennt das Gesetz nicht als massgebend für die Präsentation, und so müsste 
denn der Widerruf in entgegengesetzter Richtung das Gepräge einer Ver¬ 
werfung aus demselben Grunde tragen. Willkühr oder, subjective Anschauungen ■ 
dürfen im Beneficiairechte weder auf Ruf, noch Widerruf, weder von Seite 
des Bischöfen, noch eines Andern bestimmend einwirken, wenigstens nicht als • 
die Factoren des Productes der Entscheidung vermuthet werden; die Tüch¬ 
tigkeit canonfscher Gründe aber erwägt und entscheidet schliesslich mur der 
Bischof und nur er spricht eine Verwerfung aus; mithin ist die variatio 
privativa nach dem Geiste des kirchlichen Rechtes eine Unmöglichkeit. 

Diese Gründe, aus der Natur der Sache entnommen, machen jede Be- 
rafung auf c. 24 x. h. t. zu Gunsten einer variatio privativa unnütz, und es ; 
gilt der Grundsatz des nämlichen Rechtes, welchem die Stelle angehört, auch 
für die Entscheidung der ganzen Streitfrage: Cum quid una via prohibetur 
alicui, ad id alia non debet admitti. Reg. jur. in 6. 

Das c. 24. x. hat — das ist das Resultat unserer Untersuchung — 
nichts anders entschieden, als die Frage: 

Darf der Patron, ohne dass das erste Subject sich als untauglich zeigt 
oder ohne dass es verworfen ist, ein zweites präsentiren? 

Diese Frage war eine unentschiedene, weil das Recht zur Nachpräsen- - 
tation nnr für den Fall bereits bestand, dass das erstere Subject vom Ordi¬ 
narius nicht acceptirt und die Frist noch offen oder vom Bischöfe, von Neuem, 
vergönnt war c. 5. x. h. t. Es entscheidet die Frage bejahend zu Gunsten 
des Laienpatrons, gibt dem Bischöfe die Wahl unter den mehreren Präsen¬ 
tirten . Ob diese Wahl eine beschränkte sei, ob der Patron den früheren 
zurücknehmen könne oder nicht, davon steht in der Steile kein Wort. Diese 
Fragen sind folglich aus anderen Gründen, wie geschehen, zu entscheiden. 
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lieber die Ver lassensehaften der Geistlichen 
insbesondere in Oesterreich • 

Das Concordat vom 18- August 1855 bestimmt im Artikel XXI.: *) »,1 b 
allen Theilen des Reiches wird es Ersbischöfen, Bischöfen und sämmtlichen 
Geistlichen frei stehen, Aber das, was sie sur Zeit ihres Todes hinterlassen, 
nach den heiligen Kirchengesetsen su verfügen, deren Bestimmungen auch 
von den gesetzlichen Erben, welche den Nachlass derselben ohne letstwillige 
Anordnung antreten, genau su beobachten sind. In beiden Fällen werden 
bei Bischöfen, welche einen Kirchensprengel leiten, die bischöflichen Ab¬ 
zeichen und KUrchengewande ausgenommen sein; denn diese sind als suqi 
bischöflichen Tafelgute gehörig ansusehen und gehen auf die Nachfolger im 
Bisthume über. Dasselbe wird von den Büchern dort, wo es in Uebung ist, 
beobachtet werden.“ 

Walter bemerkt in seinem Kirchenrechte (XII. Aufl. $. 264, Note 2)» 
.es sei nicht klar, welche Bestimmungen (der heiligen Kirchengesetse nämlich, 
welche auch von den gesetsliehen Erben su beobachten sind) hier gemeint 
seien. Wahrscheinlich habe man an einseine ad piam causam hinterlassene 
Vermächtnisse gedacht. Permaneder führt in seinem Handbuche des Kirchen¬ 
rechts (HL Aufl. S- 505) den fraglichen Artikel des Concordates blos an, 
ohne sich auf irgend eine Erörterung desselben einsulassen. Schulte (das 
kathol. Kirchenrecht II. Th. II. Abth. $. 103 S. 530 fg.) führt ihn nur 
an als Beleg für den Sats, dass nach dem geltenden Rechte dem Säcular- 
klerns in gans Deutshland das Recht susteht, über sein Vermögen innerhalb 
der Gränsen des Civilrechtes (Beobachtung der Notherbenrechte) auf den 
Todesfall su verfügen, mit dem Bemerken, dass dadurch auch für Ungarn 
und seine ehemaligen Nebenländer die von Cherrier (Enchiridion Jur. eccles. 
JL p. 246 sqq.) angeführten Beschränkungen fortfallen, und dass der frag¬ 
liche Artikel ohne Zweifel für die Testamente der Geistlichen nicht die 
Formen des canonischen Rechtes einfübre. Besüglich der Nachfolge in das 
Vermögen der Geistlichen ab intestato sagt er blos: „Hat ein Geistlicher 
keine letstwillige Verfügung getroffen, so treten dort, wo etwa gemeines 
Recht und nicht gewohnheitsrechtlich die römisch rechtliche Bestimmung gilt, 
in Betreff des Patrimonialgutes die Verwandten ab intestato ein, in Betreff 
des im Amte erworbenen die Kirche; in Ermanglung von Verwandten bald 
der Fiskus (besiehentlich die Armen) bald auch die Kirchen. Particular-» 


*) ln cnnctis Imperil partibus Arehiepisfiopia, Eplseopis et vlrls eeolesiasticis omnibus li¬ 
berum erit, de bis, qnae mortis tempore relioturi sint, disponere juxta sacros Canobes,' 
quorum praesoriptiones et a legltimis eorum haeredlbus ab intestato sucoessurls 
diligenter observandae erunt. ütroque tarnen in oasu excipientur Antistitum dioe- 
cesanorum omamenta et vestes pontlficales, quae omnia veluti mensae eplscopali 
propria erunt habende et ideo ad Suecessores Antistites transibunt. Hoo idem ob- 
servabltur qnoad Ubros, ubi usu receptum est. 



rechtlich ist aber bald das Intestatcrbrecht der Verwandten unbedingt aner¬ 
kannt; bald zerfällt das Vermögen in bestimmte Quoten, oder der Kirche 
(dem Bischöfe) gebührt eine bestimmte Summe.“ In Bezug auf diesen letzten 
Punkt wird in einer Note bemerkt, in Oesterreich zerfalle der Nachlass der 
wirklichen Bencficiaten in drei Thoilc (die Bcncficialkirchc, Armen, Ver¬ 
wandte), welche Drcitheilung in Syn. Prag. a. 1605 als immemorialis con- 
suctudo, nur mit dem Unterschied, dass dort anstatt der Armen ein Drittel 
dem Patrone gehöre, bezeichnet werde. Bei anderen Klerikern falle der 
Nachlass zu zwei Dritthcilen an die Verwandten, zu einem Drittel an die 
Armen. Von dem Art. XXI und den Bestimmungen, „welche auch von dem 
gesetzlichen Erben, welche den Nachlass ohne letztwillige Anordnung an-* 
treten, genau zu beobachten sind,“ ist dort nicht weiter die Rede. Wir haben in 
unserer Anzeige von Walters Kirchenrecht (Archiv Bd. I, Heft II. S. 128), Walters 
Deutung bezweifelnd, folgende Ansicht uns auszusprechen ertaubt: „Wir könnten 
uns vorstellen, dass man an Concil. Trid. Scss. 25, c. 1 de ref. gedacht habe, 
dessen Ermahnung man den Geistlichen vielleicht gleichzeitig'in’s Gedächtniss 
rufen wollte, da ihr Testirungsrecht stipulirt wurde; bezüglich der Intestat* 1 * 
erbfolge aber ist zwar die in Oesterreich bisher bestehende Ordnung, dass 
von dem Nachlass eines Bencficiaten ein Drittel der Kirche, bei welcher 
er angestellt war, ein Drittel den Ortsarmen, und nur ein Drittel den gesetz¬ 
lichen Erben zufällt, ganz dem Geiste der alten Canones gemäss, aber sie 
beruht zum Thcil auf weltlichen Verordnungen, und kann also nicht unter 
den canonischcn Bestimmungen gemeint sein, die auch von den Intestatcrbcn 
der Geistlichen beobachtet werden sollen. Indessen, da in Böhmen durch 
eine Prager Synode, in Ungarn durch die Kolonisccr Convention bereits 
jtheils rein kirchliche, theils zwischen der kirchlichen Autorität und der Staats¬ 
regierung vertragsmäßig festgesetzte Bestimmungen über die Verfasser¬ 
schaften der Geistlichen bestehen, so dürfte der Sinn des angeführten Ar¬ 
tikels 21 der sein, dass derlei Bestimmungen der geistlichen Gewalt über¬ 
lassen bleiben sollen, so dass sic, wo sie noch fehlen, künftig durch Synodal- 
statuten aufgcstclit werden dürften.“ 

Lassen wir vorderhand diese unsere Ansicht gänzlich bei Seite, und 
suchen wir den Sinn des Artikels einfach, wie er vor uns liegt, zu er¬ 
gründen. 

„In allen Thcilcn des Reiches'wird es Erzbischöfen, Bischöfen und 
sämmtlichen Geistlichen (viris ccclesiasticis omnibus) frcistchcn, Uber das, 
was sie zur Zeit ihres Todes hintcrlasscn, nach den heiligen Kirchcngcsetzcn 
(juxta sacros canones) zu verfügen.“ 

Sämmtliche Geistliche können also über daß, „was sie zur Zeit ihren 
Todes hinterlassen,“ ohne Unterschied, ob cs aus kirchlichem Einkommen 
oder aus was immer für anderen Quellen herrührt, letztwillig verfügen. 
Kein sog. Spolienrecht der weltlichen Gewalt, kein Verbot der Kirche darf 
sie daran hindern. Selbst Mönchen, sofernc ihre Ordensregel (Artikel 28) 
es gestattete, müsste diese Freiheit zu Gute kernigen, die für sämmtliche 



Geistliche (viris ecclcsiasticis omnibus) bedungen ist. .Aber die Geistlichen 
fcOnnen von dieser Freiheit nur nach Massgabe der heiligen Kirchengesetze 
(juxta sacros canones) Gebrauch machen; sie müssen nach denselben ihre 
Verfügungen einrichten. Welches sind nun die heiligen Kirchengesetze, die 
sacri canones, nach welchen sie sich in ihren letztwilligen Verfügungen so 
richten haben? 

Dass es nicht die auf die Form der Testamente bezüglichen Bestim¬ 
mungen des canonischen Rechtes sind, glauben wir mit Schulte ohneweiters 
annehmen su dürfet!; denn auch sur Zeit, wo das canonische Recht im hei¬ 
ligen römischen Reiche deutscher Nation noch in seiner ungeschmälerten 
Kraft und Geltung bestand, mussten nach der übereinstimmenden Meinung 
der angesehensten Canonisten die Testamente rücksichtlieh der Form nach 
den weltlichen Gesetzen beurtheilt werden, weil, sagten die Rcchtslehrer, die 
Errichtung eines Testamentes eine rein weltliche Sache sei, und in Ansehung 
solcher Dinge die Geistlichen als Bürger und Unterthanen des Staates, wo 
sie wohnen, sich nach dessen Gesetzen zu richten haben. ( Glosse zu c. 10 
X. de Testam. (3, 26) verb. Improbamus. Laymonn Jus can. Lib. t, 
tract. 4. c. 13. n. 1 . ReifJ'enstucl , Jus can. univers. Lib. III. Tit. 26. 
n. 135. Fagnanut Jus can. cap. cit. cum csscs n. 46 u. viele Andere.) 
Da nun Art. 13 des Concordats die blos weltlichen Rechtssachen der Geist- 
Rehen, wie Verträge über Eigentumsrecht, Schulden, Erbschaften, ausdrück¬ 
lich den weltlichen Gerichten zur Untersuchung und Entscheidung zuweiset, 
*0 kann kein Zweifel darüber bestehen, dass nicht die Form der Testamente 
den Geistlichen durch Artikel XXI den Bestimmungen dos weltlichen Ge- 
«etzes habe entzogen werden wollen. Ueberdies weiset der Nachsatz; „deren 
Bestimmungen auch von den gesetzlichen Erben.... genau zu beobachten sind/* 
deutlich darauf hin, dass hier nur von den Bestimmungen über den Nachlass 
selbst, also vom materiellen Inhalte der letztwilligen Verfügungen die Rede 
sein soll. Aber nach welchen Bestimmungen sind diese zu bemessen? DaS 
Corpus juris canonici enthält allerdings sehr bestimmte Vorschriften über 
diesen Punkt, und der Geist und die Absicht det Kirche haben sich deutlich 
nnd consequcnt im Laufe der Jahrhunderte ausgesprochen. Man vergleiche 
darüber Thomassinus, vetus et nova Ecclesiae disciplina circa bcneficia Pars HI; 
Üb. II. c. 38 — 48. Van Espen, Jus eccl. univ. P. II. Tit. 32. c. 7, 8. 
Das Decretum Gratiani Caus. XII. qu. 3 nnd qu. 5, und die Decretalen in 
den Titeln de peculio clericorum, de Testamentis und de successionibus <ab. 
intestato, Lib. III. Tit. 25—27. 

Hienach hat die Kirche von jeher bezüglich dessen, was ein Geistliehet 
«ur Zeit seines Todes hinterliess, genau unterschieden, ob cs ererbt oder 
ihm aus persönlicher Rücksicht geschenkt oder von ihm darch weltliche Ver¬ 
richtungen oder Ausübung irgend einer Kunst oder Fertigkeit erworben, oder 
ob cs ihm um der Kirche willen gegeben, oder von ihm aus dem Kirchen¬ 
gute erworben, an seinem kirchlichen Einkommen erübrigt worden sei. Hin¬ 
sichtlich dessen, was er aus Titeln der ersten Art besass, hat sie ihn in 



der Hauptsache Immer als freien Eigentümer anerkannt;. hinsiehtUchlich 
dessen, was er von der Kirche wegen besass und um seines kirchlichen 
Am tes wegen bezog, hat sie ihn stets als Verwalter, Dispensatpr betrachtet 
und daher verlangt, dass es nach Bestreitung seines anständigen, aber mas¬ 
sigen Unterhalts, su seiner ursprünglichen Bestimmung als Out Jesu Christi, 
d. h. als Gut der Kirche und der Armen zurück fliesse. Diesen Standpunkt 
der Kirche hat neuerdings das Concilium von Trient im c. 1 de Ref. Sess. 
25 eingeschärft mit den Worten; 

„Es ist su wünschen, dass Diejenigen, welche das bischöfliche Amt auf 
sich nehmen, erkennen, welche ihre Pflichten seien, und einsehen mögen, 
dass sie nicht sur eigenen Bequemlichkeit, nicht su Reiehthümern oder Üp¬ 
pigkeit, sondern su Mühen und Sorgen für die Ehre Gottes berufen sind. 
Denn es ist keineswegs su besweifein, dass die übrigen Gläubigen für 
Religion und Hersensreinheit leichter su entflammen sind, wenn sie sehen, 
dass ihre Vorgesetsten nicht auf das, was weltlich ist, sondern auf das 
Heil der Seelen und das himmlische Vaterland bedacht sind. Da der 
heilige Kirchenrath dieses sur Herstellung der Kirchensucht für da« 
Vorzüglichste erkennt, so ermahnt er alle Bischöfe, dass sie, dieses oft bei 
sich betrachtend, auch selbst durch Werke und ihren Lebenswandel, was 
gleichsam eine immerwährende Predigtweise ist, sich mit ihrem Amte überein¬ 
stimmend erweisen, vorsügiich aber alle ihre Sitten so ordnen sollen, dass 
die, Uebrigen von ihnen ein Beispiel der Mässigkeit, der Bescheidenheit, der 
Enthaltsamkeit und der heiligen Dernuth, durch welche wir uns Gott so Sehr 
empfehlen, abnehmen können. Nach dem Beispiele unserer Väter auf doli 
Coneil von Karthago, befiehlt er deswegen nicht nur, dass die Bischöfe amt 
bescheidenem Hausgeräthe und Tische und mit massigem Unterhalte zufrieden 
sein, sondern auch, dass sie in der übrigen Lebensweise und in ihrem ganzen 
Hause sich hüten sollen, dass nichts zum Vorscheine komme, was dieser 
heiligen Anordnung fremd ist, und was nicht Einfachheit, Eifer für Gott und 
Verachtung der Eitelkeiten an den Tag legt. Durchaus aber untersagt er 
ihnen, aus den Einkünften der Kirche ihre Blutsverwandten oder Hausge¬ 
nossen su bereichern su suchen, da die Caüones der Apostel gebieten, dass 
sie die kirchlichen Güter, welche Gottes sind, nicht den Blutsverwandten 
schenken, sondern, wenn diese arm sind, ihnen, als Armen, davon mit¬ 
theilen , sie aber ihrer wegen nicht veräussern, noch verschwenden sollen: 
ja, der heilige Kirchenrath ermahnet sie, so dringend er nur kann, alle 
diese menschliche Zuneigung des Fleisches su Brüdern, Neffen und Anver¬ 
wandten , woraus in der Kirche eine Pflansschule vieler Uebel entständen, 
gänzlich abzuhegen. . Was aber von den Bischöfen gesagt ist, das soll, so 
beschliesst er, nicht nur durchaus von allen, welche kirchliche, sowohl welt¬ 
liche als Ordensbeneficien inne haben, nach Beschaffenheit ihrer Stellung; 
beobachtet werden, sondern auch für die Cardinäle der heiligen römischen 
Kirche Geltung haben; denn da sich auf ihren Rath bei dem heiligsten 
römischen Papste die Verwaltung der ganzen Kirche stützet, so mag eff 
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wohl ak ungebührlich erscheinen, wenn sie nicht nach darch eine solche 
Zierde der Tugenden und eines ordentlichen Lebenswandels glänzen, die 
billig die Augen' Aller auf sich sieht.“ 

Hieraus sind folgende Bestimmungen geflossen, auf die sich der Inhalt 
der Corpus joris canonici über die Testamente der Geistlichen zurückführen 
lässt:. 

1. Weltgeistliche, ohne Unterschied »wischen höheren und niederen, 
können ebenso wie die Laien letztwillig verfügen über ihre Patrimonial- 
und Quasipatrimonial- oder Industrialgüter. C. 9. x. de Testamentis (3, 26) 
«f. o. 19 Caus. XII. q. 1. c. 2. Caus. XII. q. 3. 

2. Selbst über das, was sie sich an dem zu ihrem Unterhalte bestimmten 
nothweadigen Einkommen abgespart haben (bona parsimoniaUa), können 
Weltgeistliche letztwillig verfügen, weil daran die Absicht der Stifter eben 
dadurch, dass es dem Geistlichen sur Bestreitung seines Unterhaltes sufloss, 
bereits erfüllt ist, und dieses in das Eigenthum des Geistlichen ebenso über- 
gegangen ist, wie in das Eigenthum des Armen das, was man ihm als Al¬ 
mosen gegeben. S. Thomas 2. 2. q. 185. art. 7 in respons. ad 2, wo der 
Heilige sagt: Ad secundum dicendum, quod bona ecclesiarum non sunt solum 
expendenda in usus panperum, sed etiam in alios usus, ut dictum est. Et 
ideo, si de eo, quod usui episcopi, vel alicujus clerici est deputatum, velit 
aliquis sibi subtrahere, et consanguineis, vel aliis dare, non peccat, dum- 
modo illud faciat moderate, id est, ut non indigeant, non autem ut ditiores 
isde fiant. Vgl. Reiflienstuel 1. cit. N. 327 Covaruvias, Navarras, Pirhing, 
Barbosa u. a. 

3. Ueber das überflüssige (zum Unterhalt nicht nothwendige) kirchliche 
Einkommen (de bonis ecclesiasticis superfluis) kann der Geistliche dem 
streben fechte nach (de jure) auf keine Weise, selbst zu frommen Zwecken 
nicht letztwillig verfügen, nach dem Wortlaute des angef. c. 9 x. de Te¬ 
stamente (3, 26), wo es heisst: De bis tarnen, quae consideratione Ecclesiae 
perceperant, nullum de jure facere possunt testamentum. Vgl. c. 1. 7. 8. 
12 eod. Wo es jedoch die Gewohnheit mit sich bringt, können sie, ad pias 
causas, d. h. zu Gunsten der Armen, religiöser Orte und derer, die sie bei 
Lebzeiten bedient haben, seien dies Verwandte oder Andere, nach Verhältniss 
der geleisteten Dienste, auch darüber gültig und wirksam testiren. c. 12 x. 
de Testam. (3, 26.) Abbas in cap. Cum in officiis 7 de testament. Nr. 5. 
Molina disp. 147. N. 25. Pirhing lib. 3. tit. 26. de testament. Nr. 40. 
Reiffenstuel cit. Nr. 330. Layman, Navarras u. A. Aber durch keinerlei 
Gewohnheit kann der Geistliche das Recht erlangen, etwas aus kirchlichem 
Vermögen in beträchtlicher Quantität oder namhaftem Betrage durch letzt- 
willige Verfügung profanen, weltlichen Zwecken zuzuwenden. Solche Ver¬ 
fügungen . sind weder erlrfubt, noch gültig, und der weltliche Erbe kann der¬ 
gleichen Erbschaften oder Erbstücke mit gutem Gewissen weder annehmen, 
noch behalten, sondern ist rechtlich (ex justitia) verpflichtet, solche der 
Kirche zurückzustellen. Abbas in cap. Cum esset 10, Nr. 29 und 30 de 
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testam. Nfevarms dfsp. 247. N. 31. Covaruvias in cap. Catn in offidie7. 
de testam. Nr. 27. Laytnan lib. 4. tract. 2. c. 3. Pirhing Üb. 2. Tit. 27. 
Nr. 42. Reiffenstuel cit. Nr. 336 n. v. A. Selbst die Toleranz der Papste 
and anderer geistliehen Vorgesetzten, welche dergleichen testamentarische 
■ Verfügungen wissentlich stur Ausführung bringen lassen, kann denselben keine 
Gültigkeit verleihen; denn solche Toleranz ist keine Approbation. Die.geist¬ 
lichen Oberen handeln so, um grössere Hebel zu vermeiden, and in der 
Voraussetzung (Präsumtion), dass die Testatoren ihren Verpflichtungen ge¬ 
mäss' gehandelt haben, was aber den Erben, die gegen besseres Wissen der¬ 
gleichen Erbschaften oder Erbstücke behalten, nicht zur Entschuldigung dient. 
Ferraris, prompta bibliotheca verb. Benefieiatus art. I. Nr. 51—64. 

Nur die Geistlichen, die Bewohner und Bürger von Rom sind und in 
Rom öder dessen Bezirke sterben, können, vermöge eines besonderen, zu 
Gunsten der Stadt Rom gegebenen päpstlichen Privilegiums über bona eccle- 
siastica superflua auch zu profanen Zwecken testiren. Julias DI. Const. 
Cupientes, ut in Alma Urbe üöStta de d. 6. Id. Mart. 1549. Paal. V. Const. 
In eminent! d. d. 18. April. 1608. Ferraris cit. verb. Benefieiatus art. IO. 
'Nr. 8 n. 9. 

Die Professen religiöser Orden können durchaus kein Testament machen, 
was sich aber nicht auf die Mitglieder solcher Congregationen bezieht, welche 
ttür einfache, unfeierliche Gelübde ablegen. Wir Übergehen indessen hier die 
Lehre von den Testamenten der Regularen als unserem ünmittelbaren prak¬ 
tischen Zwecks fremd. Dasjenige, worüber den Geistlichen durch die hei¬ 
ligen Canones zu testiren gestattet ist, das gehört auch nach denselben 
heiligen Canobes ihren gesetzlichen Erben, wenn sie ohne letztwillige Ver¬ 
ordnung sterben. Glossa in cap. sed. hoc. 1 de snecession. ab intest. (3, 27) 
verb. Tradahtur. Abbas ibid. n. 1. Barbosa ib. n. 2. Engel loc. cit. n. 21. 
Reiffenstuel cif. Hb. 3. Tit. 27. N. 61. Die fragliche Stelle (ex consilio 
apud Altheim habito anno 917) sagt nämlich: Sed hoc ibidem inventam est 
de episcopis, presbyteris et dericis, ut si per haereditätem vel alio modo 
intuitu personae aliquid acquisiverint, donare eis liceat cui volnerint, dom 
vivunt (pro remedio animae ad ecclesiam, qnamcunqne elegerint, vel consan- 
gnineis suis, vel amicis). Sin autem ante obierint, quam hoc fecerint: altarl, 
Cai serviunt, omnia perpetuo sanctificentnr, et in jns ecclesiaC tradantnr. Die 
Glosse aber bemerkt zu dem Worte: tradantnr ganz einfach: intelllge hoc: 
cum non habent consanguineos, qui eis ab intestato succedant: iffi enim ad- 
mitterentur et non ecclesia. c. XII. q. ult. c. alt. q. DI. o. quicunque. 

Also die bona patrimonialia, qnasipatrimonialia, indastrialia et parsi- 
monialia gehen im Fall, wo ein Geistlicher ohne letztwillige Verfügung stirbt, 
an dessen gesetzliche, legitime ') Erben über, and zwar ans demselben 
Grunde, warum er auch Uber dieselben hätte letztwillig verfügen können. 


*) bl* Megitlml ilnd atogeschtosMh. 
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weil nämlich; wie Reiffenstuel 1. cit. sagt, der Geistliche deren vollständiger 
Eigentümer ist. 

Hat der Geistliche, fährt Reiffenstuel fort, dem wir hier als Repräsen¬ 
tanten der übereinstimmenden Lehre aller Canonisten folgen können, keinen 
erbfähigen Verwandten, so erbt dessen bona patrimonialia, industrialia und 
parsimonialia die Kirche, der er'diente; oder an welcher er ein Benefieinm 
hatte, mit Ausschluss des bischöflichen Fiscus. c. 2. c. XII. q. 3* c. ult. 

c. XII. q. 5. c. 1. x. (3, 27.} Die Summa dieses letzteren Canons sagt: 
Clericus bona propria dare potest, cui vult, sed si decedat intestatus, et non 
habet consanguineos, succedit Ecclesia. Der Grund ist, weil die Kirche für 
den Geistlichen die Stelle der Braut und der Ehefrau vertritt; wie daher die 
Frau des Laien in Ermanglung von Verwandten diesen beerbt, mit Aus¬ 
schluss des weltlichen Fiscus, so auch beerbt, gleich einer Frau, die Kirche 
den Geistlichen mit Ausschluss des bischöflichen Fiscus. 

Hat der ohne letztwillige Verordnung gestorbene Geistliche kein Bene- 
ficium gehabt und keine Verwandten hinterlassen, so erbt die erwähnten 
Güter der bischöfliche Fiscus d. h. sie fallen dem Bischof zu, um sie za 
frommen Zwecken zu verwenden. Abbas in c. 2. h. t. (3.27.) N. 2. Bellet. 
Disquisit. Cleri. p. 1. §. 14. n. 2. Engel h. t. n. 22. Pirhing h. t. n. 16. 
Peregr. de Jure fisci lib. 4. tit. 3. n. 10. 

In die rein kirchlichen Giiter der Geistlichen (bona mere ecclesiastica) 

d. h. in die in Ansehung der Kirche oder des Beneficiums von ihnen er¬ 
worbenen Giiter folgt ab intestato immer der Nachfolger im Beneficium und 
zwar allein, wenn der Verstorbene nicht Mitglied einer Communität oder 
eines Collegiums von Geistlichen war, wie z. B. die Bischöfe, die Pfarrer 
oder die einfachen Privatbeneficiaten; oder aber das ganze Collegium, be¬ 
ziehentlich der Convent, wenn der Verstorbene Mitglied eines solchen war 
(wie die Dom- und Collegial-Canoniker), so jedoch, dass Collegium und 
Convent sich das Vermögen nicht aneignen dürfen, sondern es zu frommen 
Zwecken verwenden müssen, c. 1 u. c. 12 x. de Testam. (3. 26) an welch* 
letzterer Stelle es heisst: Respondemus, quod generaliter bona quaelibet per 
Ecclesiam acquisita, eis debent juxta Lateran. Concilium post acquirentis 
obitum permanere, Nomine autem Ecclesiae, non episcopus vel successor 
clerici morientis, ubi est Collegium clericorum, sed communis congregatio 
intelligitur, quae rerum illarum debet canonicam distributionem et curam 
habere. Dbi autem in loco defuncti tantum est unus ordinandus, is ea bona 
sicut et alia ipsius ecclesiae in Dei timore dispenset. Pirhing h. t. N. 27 
et Tit. de Testam. Nr. 36. Engel eod. N. 22. Abbas in c. Relatum. 12 
de Testam. N. 1. 

Das sind die Bestimmungen der heiligen Canones über das, „was die 
Geistlichen zur Zeit ihres Todes hinterlassen,“ sowohl im Falle der Errich¬ 
tung eines letzten Willens, als wenn sie ohne solchen versterben. Diese 
Bestimmungen sind aber längst ausser Uebung und Anwendung gekommen. 
Thomassin. I. c. c. 48, N. IQ sqq. Van Espen 1. c. cap. VII, N. XX sqq. 

28* 
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c. VIII, N. XXXm sqq. Reiffenstuel cit. Lib.HI, Tit. 26. $. 11. N. 850 
sq. TU. 27 eod. §. 4. N. 65. 

An deren Stelle sind ganz andere Bestimmungen durch Gewohnheit, 
Synodalstatuten, Verträge und weltliche Gesetze in Kraft getreten. Seit dem 
Ende des 15. und dem Anfänge des 16. Jahrhanderts schon hat sich fast 
allenthalben, mit Ausnahme Italiens, der Gebrauch gebildet, sowohl bei Er¬ 
richtung und Vollziehung von Testamenten der Geistlichen, als auch bei 
Verkeilung ihres Nachlasses ab intestato zwischen deren eigenem Vermögen 
(den bonis patrimonialibus, industriaübus und parsimonialibus) und dem, 
was nach den Canoncs zum Kirchengute (bona mere ecclesiastica) gehörte, 
namentlich den Ueberschiissen des kirchlichen Einkommens über das beschei¬ 
dene Mass des eigenen Bedarfs hinaus, gar keinen Unterschied zu machen, 
sondern das Ganze als Eine Masse, gleichwie die Verlassenschaft eines Laien 
zu behandeln. Höchstens, dass man da und dort, zur Schadloshaitang der 
Kirche für das, was ihr nach den Canones gebührt hätte, den Testatoren 
bestimmte Legate zu Gunsten der Kirche, der Masse eine bestimmte Abgabe 
für kirchliche Zwecke oder den Erben die Verpflichtung zur Bezahlung einer 
geringen Abfindungssumme auferlegte. (Pcrmsneder a. a. 0. 8. 505.) 

In Oesterreich insbesondere sind nicht nur alle Begünstigungen, die den 
Testamenten und letztwilligen Verfügungen, namentlich der Geistlichen, ad 
pias causas vom gemeinen Rechte zugestanden waren, durch das allgemeine 
bürgerliche Gesetzbuch (§. 565—576* 538—546. 577—601) beseitigt, 

sondern cs ist sogar die Erwerbungsfähigkeit der Kirche aus letztwilligen 
Anordnungen durch politische Verordnungen gegen die allgemeinen gesetz¬ 
lichen Regeln beschränkt worden* Namentlich aber wurde ausdrücklich 
festgesetzt, dass die Kirche kein Recht auf einen Pflichttheil von gewissen 
Erblassern, namentlich von den bei ihr angestellt gewesenen Geistlichen habe, 
und dass die Anordnungen derselben, wenn sie testiren, ohne sie mit einem 
Erbtheile zu bedenken, darum in keiner Weise, weder ganz, noch zum Theile 
angcfochten werden können. Der Zwang, wonach der Pfarrer aus <}em 
Wcltpriesterstande in Mähren und Schlesien, und zwar in der Breslauer 
Diöcese ein Sechstel, in den übrigen Diöcesen aber ein Drittel von dem 
aus der Pfründe erworbenen Vermögen der Kirche hinterlassen musste, 
widrigenfalls es der Kirche durch die Abhandlungsbehörde von Amtswegen 
verschafft werden sollte, wurde ausdrücklich aufgehoben. (Hofdecret vom 
7. December 1854, vgl. Hofdecret vom 30. Mai 1794. Helfert, von dem 
Kirchenvermögen II. Aufl. §. 79.) In Ungarn und seinen vormaligen Neben-? 
ländern gründete sich das Recht bezüglich der Testamente der Bischöfe und 
Prälaten auf den Vertrag des Bischofs Kolonicz mit der ungarischen Hof¬ 
kammer vom 5. December 1702 und eine Verordnung der Kaiserin Maria 
Theresia vom J. 1745, durch welche letztere den Prälaten das ihnen früher 
zum Theil von der Krone bestrittene Recht zu testiren unter der Bedingung 
zugesichert wurde, dass sie ihrem Nachfolger den Fundus instructus (die 
zur Fortführung der Wirthschaft erforderlichen Vorräthe an Vieh undFahcnisfl, 
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Saamengetreide and Dünger u. s. w.) nach einem gehörig angefertigten In¬ 
ventar hfnterliesKpn. Hienach durfte über die Beneficien selbst nicht ver¬ 
fügt werden, da sie der Kirche gehören. Ebensowenig Uber die Bücher, 
geistlichen Qewande, heiligen Gefässe und den Altarschmuck, welches Alles 
der Kirche, gleichwie der Fundus instructus dem Nachfolger zukam. Was 
ausserdem nach Bezahlung der Exequienkosten, der Dienstboten und der 
etwaigen Schulden übrig blieb, das konnte ein Prälat, wenn er königliche 
Erlaubniss zu testiren hatte, durch letztwillige Verfügung zuwenden, wem 
er wollte. Hatte er diese Erlaubniss nicht, so konnte er nur über ein 
Drittel davor- verfügen; das andere Drittel gehörte der Kirche, der er zu¬ 
letzt vorgestanden und zwar zur Wendung der kirchlichen Baufalle, zur 
Gründung eines Seminars oder zur Aufbesserung der Pfarreien; das dritte 
Drittel fiel dem königf. Fiscus zu, um auf die Landesfestungen verwendet 
zu werden. Starb ein Prälat ohne Testament, so kam das Drittel, worüber 
er hätte verfügen können, seinen Verwandten bis zum zehnten Grade nach 
gleichen Theilen zu. Waren keine Verwandten vorhanden, so wurde dieses 
Drittel, sammt den Früchten der erledigten Pfründe zwischen der Kirche 
und dem königl. Fiscus nach Billigkeit gctheilt. Schenkungen unter Lebenden, 
die zur Umgehung des Koloniczischen Vertrages (mortis causa) gemacht 
worden, waren null und nichtig, es sei denn, dass der Beschenkte noch zu 
Lebzeiten des Schenkers in den Besitz des Geschenkten getreten sei. Rück¬ 
sichtlich der Testamentsform galten die allgemeinen Gesetze des Königreiches. 
Auf die mittlere und niedere Geistlichkeit in Ungarn (Canoniker, Pfarrer, 
Kapläne u. s. w.) hotte der Koloniczische Vertrag keinen Bezug. Die Geist¬ 
lichen dieser Kategorie konnten frei und ungehindert, wie alle anderen Ein¬ 
wohner des Königreiches testiren und diese unbeschränkte Freiheit, über 
ihren Nachlass zu verfügen, wurde ihnen noch durch eine Declaration der 
Kaiserin Maria Theresia vom J. 1774 eigens bestätigt. Doch waren sie 
durch Beschluss einer Nationalsynode vom J. 1630 verpflichtet, ihre Testa¬ 
mente dem Ordinarius zur Bestätigung vorzulegen, dieser aber musste die 
Bestätigung ertheilen, wenn die Verfügungen nicht den Gesetzen (legibus) 
entgegen, oder offenbar inofficios (die Rechte der Notherben verletzend?) 
waren. *) (Cherrier Enchiridion juris eccles. Pess. 1855. T. II. §. 191 
bis 195.) 

Was die Beerbung der ohne letztwillige Verfügung verstorbenen Geist¬ 
lichen anbelangt, so wurde bisher nach österreichischen Gesetzen der ganze 
Nachlass (nach Abtragung der Passiven und Lasten versteht sich) in drei 


*) Sämmtllche Beneficlaten waren, bei Vermeidung des Einwands der Inofficiosllät, 
verpflichtet, einen Theil Ihres Nachlasses dem Seminars- und Deficientenfond 
oder dem Diücesanfonde zu vermachen. Hofdecret vom 13. Juli 1802 und 

12. April 1808. Die Bücher der Pfarrer gebürten der Pfarrbibllolhek, oder sollten, 
wenn ea zur Bezahlung allenfallsiger Schulden nothwendlg war, verkauft werden. 
Hofdecr. vom 1 . Juli 1823. 
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gleiche Theile getheilt. War der Verstorbene ein wirklicher, unwiderruflich 
Angestellter Beneficiat (Bischof, Domherr, Pfarrer, Lokalkaplan, Beneficiat, 
Chorvicar oder bei einer gestifteten Kaplanei auf Präsentation Angestellter 
Kaplan) so gehörte ein Drittel der Kirche *), ein Drittel den Armen und 
ein Drittel den Verwandten. War der Verstorbene bei keiner Kirche bleibend 
ongcstellt, sondern nur auf Ruf und Widerruf verwendet, oder von einem; 
Pfarrer nur als Gehülfe beigezogen (Coadjutoren, Provisoren, geistliche Ad-, 
ministratoren, blosse Aushülfspriester und Votivanten oder Messeleser und 
bei weltlichen Aemtern Angestellte Priester, wenn sie nicht schon vor ihrer, 
Anstellung zur ersten Klasse gehört haben), so fiel nur ein Drittel den 
Armen zu 2 ), die zwei anderen Drittel erhielten die Verwandten. Gleiches 
fand statt bezüglich des Nachlasses derjenigen Ordensgeistlicben, deren Klöster 
aufgehoben worden oder die in Gemässheit des a. h. Hofdecrets vom 25. März 
1802, ohne Vorbehalt des Rücktritts in ihr Kloster, einen Seelsorgsposten 
oder eine öffentliche Professur übernommen hatten. Waren die Verwandten 
des Verstorbenen sehr arm, so erhielten sie, nebst ihrem Antheil als Ver¬ 
wandte, auch den Armenantheil ganz, sohin zwei Drittel der Verlassenschaft 
resp. das Ganze. Waren darunter theils Vermögliche, theils Arme, so er¬ 
hielten nur letztere das für die Armen bestimmte Drittel. Die Erbfolge der 
Verwandten richtete sich übrigens nach der allgemeinen Erbfolgeordnung des 
bürgerlichen Gesetzes. (Allgem. bürgerl. Gesetzbuch §. 727—701.) Waren 
keine erbfähigen Verwandte vorhanden, so fiel deren Antheil dem kaiserlichen 
Fiscus zu. (Rechberger, Handbuch des österr. Kirchenrechts §. 254. Helfer! 
a. a. 0. §. 23.) In Böhmen bestand bis jetzt dieselbe Dreithcilung nach 
dem Ausdruck der Prager Synode vom J. 1605 als immemorabilia conaue- 
tudo , nur mit dem Unterschied, dass das eine Drittel statt den Armen, dem 
Patrone zufiel. (Schulte a. a. 0. S. 531, Note 3. Loberschiner, Versuch 
einer Erläuterung des.... Concordats S. 38.) In Ungarn fand dieselbe Drei- 
theilung und fast in gleicher Weise, wie in Oesterreich, statt, d. h. ein Drittel 
erhielten die Armen, ein Drittel die Verwandten bis zum 10. Grade ein¬ 
schlüssig und in Ermanglung solcher Verwandten erhielt dasselbe der königt. 


*) Diese Kirche war diejenige, an welcher der Verstorbene zuletzt gedient hatte.' 

Gehörte zu dieser eine unter einem anderen Patron oder unter einer anderen 

Vogtei stehende Filialkirche, so wurde zwischen der Mutterkirche und der Filial¬ 
kirche nach Verhältniss der Seelenzahl getheilt. War die zum fraglichen Drlttheil 
berechtigte Kirche ohnehin red:h, so wurde ihr Antheil nach Ermessen des Bischofs 
und der Landessteile einer anderen armen Kirche derselben Dlöcese oder anderen 
religiösen Zwecken zugewendet. Betrug das fragliche Drittel mehr als 560 fl., so 
musste die a. h. Entschliessung eingeholt werden. Die Kirche erhielt ihr Drittel 
auch an dem Theile der Intercalarfrüchte, welcher dem Erben zukam (pro ratione 
temporis.) 

*) Der Antheil der Armen gehörte dem Armen - Institute des Ortes zu, wo der Ver¬ 
storbene gedient hatte. Gehörte zu demselben eine Filialkirche mit einem eigenen 

Armen-Institute, so wurde zwischen beiden Instituten nach der Seelenzahl getheilt. 



Fiscns. Ware» aber die Verwandten arm, so erhielten sie, nebst dem ihrigen, 
auch das den Armen bestimmte Drittel. Starben Weltgeistjiche, die jmLehr-r 
amte angestelk oder im Genosse einer Pension waren, ohne letzt willige 
Verordnung, so erhielt eia Drittel ihres Nachlasses der Fond, aas welchem 
sie ihre Besoldung oder Pension bezogen, das zweite Drittel wurde an arme 
Studirende veitheik, das dritte erhielten die Verwandten bis zom 10, Grade*. 
Dasselbe galt bezüglich der mit päpstlicher Dispensation ans dem Qrdens- 
staade in die Seelsorge übergetretenen Geistlichen. Der Nachlass; derjenigen 
Geistlichen aber, die nie ein kirchliches Beneficium, oder eine Besoldung oder, 
Pension besessen, sondern immer von ihrem Vermögen oder als Hofmeister 
hei Privatfamilien gelebt hatten, fiel, wie der anderer Bürger des König¬ 
reichs, im Falle des Absterbens ohne letztwillige Verfügung, dem königlichem 
Fiscns zu. Der für die Armen bestimmte The# des Nachlasses der ohne 
letzten Willen verstorbenen Capitalafen kam den Untergebenen des Capitels 
(subditis oapitidaribns) zu and, wenn der Antheil der Armen aus dem Nach* 
lasse eines Geistlichen 500 fl. betrug, so sollt? er nicht v er theil t, sondern 
angelegt und der allerhüchsten Stelle davon Anzeige, gemacht werden. (CJverrier 
cit. $. 193.) 

Dieser in der österreichischen Monarchie, wohl ursprünglich, wie die 
Prager Synode andeutet, durch Gewohnheit eingeführten, nach der Hand 
durch die Gesetze sanctiooirten Dreiteilung des Nachlasses der ab intestqto 
verstorbenen Geistlichen dürfte vielleicht c. 2 x. de successionibus. (3, 27). 
ex coaeilio Tribur. zu Grunde Kegen, welches, der Sammlung den Regin? 
von Prüm (de. synodalibus causis et disciplinis ecclesiasticis — recens. 
Wasserseblebea 1840 lib. II, c. 39) entnommen, hier so lautet: de pecvbiari 
vero sacerdotum nihil sibi usurpent (seil, domini laici); sed de duabus 
partibus faeiant presbyteri, quod eit vüum fuerit, tertwm seeundum canonwn 
jussa, quibus aerviuni, rdinquant ecclesiia. Dieser Canon hat erst durch 
Burehsrd von Worms, wie es scheint, die Fassung erhalten, die er jetzt in 
der Sammlung dm* Decretajen hat, wo es heisst: Sancto concilio allatum 
est, quod. ipddam laici impsohe agunt contra presbyteros suos, ita, ut de 
morientium presbyterorum suhstantia partes sibi vindicent, sicut de proprüs 
servis. Interdieimus itaque, ne hoc ulterius fiat; sed, sicut liberi facti sunt 
ad suscipiendum gradum et agendum officium divinum, ita nihil ab eis praeter 
divinum officium exigatur: peeuüum vero ipsorum d'vidatur in quatuor partes, 
quarum usa episcopo, altera ecelesiae, tertia pauperibus, quarta parentibus 
assignetur. Kt si non siat idonei parentes: episcopus ean\ yecipiat, et in 
■sam ecelesiae diligeqter diatribuat, Et, si quis contra hoc praesumpserit, 
anathematizetur. Jedenfalls handelt der Canon nur von Geistlichen, die aus 
dem Stande der Leibeigenen zum Zwecke der Ordination einst freigelassen 
worden waren, und auf deren Nachlass ihre ehemaligen Herren als Patrone 
um so mehr Anspruch machen zu können glaubten, als solche Freigelassene 
in der Regel keine successionsfäbigen Verwandten hatten; daher von einer 
allgemeinen Anwendung der hier gegebenen Bestimmung auf die Verlassen- 
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««haften der ohne leisten Willen verstorbenen Geistlichen Überhaupt keine 
Rede sein kann. (Engel, coli eg. nniv. Jur. «an. Lib. RI. Tit. 27. $.3. 
N. 22.) Sei dem aber, besüglich des Ursprungs der in Oesterreich seit so- 
langer Zeit Üblichen Behandlung der geistlichen Verlassenschaften, wie ihm 
wolle, so fragt sich: Wie verhält sich dieselbe sum Artikel XXI des Con- 
cordats, welcher sagt: 

„In allen Theilen des Reiches wird es Erzbischöfen, Bischöfen und 
sämmtlichen Geistlichen frei stehen, Uber das, was sie sur Zeit ihres Todes 
hinterlassen, nach den heiligen Kirchengesetzen zu verfügen, deren Bestim¬ 
mungen auch von den gesetzlichen Erben , welche den Nachlass derselben 
ohne letztwillige Anordnung antreten, genau zu beobachten sind. In beiden 
Fällen werden bei Bischöfen, welche einen Kirchensprengel leiten, die bi¬ 
schöflichen Abseichen und Kirchengewande ausgenommen sein; denn diese 
sind als sum bischöflichen Tafelgute gehörig anzusehen und gehen auf die 
Nachfolger im Bisthum über. Dasselbe wird von den Büchern dort, wo es 
in Uebung ist, beobachtet werden.“ ' 

Augenscheinlich ist, dass die in Oesterreich bisher übliche Behandlung 
der geistlichen Yerlassenschaften, so weit sie sich auf weltliche Gesetze 
stützt, mit dem Concordat nicht mehr bestehen kann, da der Artikel -XXI 
den Erzbischöfen, Bischöfen und sämmtlichen Geistlichen das Recht zu 
testiren nur nach den heiligen Kirchengesetzen d. h. innerhalb der Grenzen, 
welche diese ihnen stecken, bedingt *) und selbst den gesetzlichen Erben, 
welche den Nachlass derselben ohne letztwillige Anordnung antreten, die 
Befolgung der Bestimmungen der heil. Kirchengesetze zur Pflicht mficht. Die 
im Widerspruch mit den heil. Kirchengesetzen über die Verlaesenscbaften 
der Geistlichen erlassenen Staatsgesetze sind also als durch den Artikel XXXV 
des Concördats widerrufen anzusehen und nur, so weit das Concordat selbst 
und die heil. Kirchengesetze auf die Staatsgesetze verweisen, können die¬ 
selben bei den geistlichen Verlassenschaften noch zur Anwendung kommen. 
Dieses ist, wie wir gesehen haben, der Fall bezüglich auf die Form der 
Testamente der Geistlichen; es ist ebenso der Fall bezüglich auf die Frage, 
wer als gesetzlicher Erbe eines ohne letztwillige Anordnung verstorbenen 
Geistlichen zu betrachten sei. Denn unter dem Ausdruck: haeredes, legitimi 
baeredes hat man von der Zeit der Glossatoren her stets nur die durch 
Testament bezeichneten Erben, oder die durch das weltliche Gesetz zur Erb¬ 
schaft berufenen Verwandten verstanden. Glossa ad c. 1 et 2 x de Suc- 
cession. (3, 27) Ferraris verb. haeredes. Yan Espen. P. II. Tit. 32 c. 8* 
N. 33. Reiffenstuel Lib. III. Tit. 27. N. 61. Die im Artikel XXI gemeinten 
gesetzlichen Erben sind also diejenigen; welche nach dem allg. bürgl. Gesetz¬ 
buch §. 727 ffg. zur Erbschaft ab intestato berufen sind. 


*) Wir kOnnen nicht mit Schulte a. a. 0. S. 530 darin eine Ermächtigung für die 
Geistlichen finden, über ihren Nachlass innerhalb der Grenzen fies Civilrechtes zu 
verfügen. 
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insofern« aber die in Oesterreich bisher Übliche Art der Behandlung 
geistlicher Verlassenscbaften als auf der Gewohnheit beruhend su betrachten 
ist, oder durch Verträge »wischen der geistlichen und der weltlichen Gewalt 
gelregelt wurde, fragt sich, ob sie mit den heiligen Kirchengesetsen bestehen 
könne oder nicht. Da die fraglichen Verträge die Gewohnheit, über die 
geistlichen Verlassensehaften anders, als es die heiligen Kirchengesetse be¬ 
stimmen, su verfügen, voraussetsen, so ist offenbar, dass sie mit dieser 
Gewohnheit stehen, oder fallen. Mithin beschränkt sich unsere gansc Unter¬ 
suchung auf die Frage, ob die in Rede stehende Gewohnheit als eine cano- 
niseh gültige su betrachten sei oder nicht. 

Die Gewohnheit der Geistlichen, Uber ihren Nachlass ohne Rücksicht 
auf den Ursprung oder die Quelle ihres Besitsthums su verfügen, und den¬ 
selben ebenso auf ihre gesetzlichen Erben ab intestato übergehen su lassen, 
war, wie wir oben gesehen, seit dem Ende des 15. und dem Anfänge des 
lg. Jahrhunderts im ganzen Abendlande, mit Ausnahme Italiens, eine allge¬ 
meine geworden. Sie wird aber vom Concilium von Trient (Sess. 25. c. 1 
de ref.) als ein Missbrauch bezeichnet, vielmehr wird hier unter Hinweisung 
auf die apostolichen Canones (c. 39) und nach c. 23, c. XU. qu. 1. c. 21 
und c. 26 eod. dann c. 19. c. XU. qu. 2 den Geistlichen ausdrücklich unten¬ 
sagt, aus den Einkünften der Kirche ihre Blutsverwandten oder Hausgenossen 
sn bereichern su suchen. (Omnino vero eis interdicit [sc. s. Synod.J, ne ex 
reditibus Ecclesiae consanguineos familiaresve suos augere studeant.) Eine 
allgemeine Gewohnheit ward durch ein entgegengesetztes allgemeines Gesetz 
ausser Kraft gesetzt, und eine vom Gesetze als. Missbrauch'bezeichnete Ge¬ 
wohnheit kann nie als rechtmässig geltend gemacht werden. (Bouix, Tract. 
de Principiis jur. can. P. U, Seit. VI, c. IV, §. 1.) Mithin ist die frag¬ 
liche Gewohnheit Ms durch das Concilium von Trient aufgehoben ansusehen, 
und da überdies nach ausdrücklicher Erklärung Papst Pius IV. und nach der 
von der Congregation des Conciliums beharrlich festgehaltenen Praxis keine 
nach dem Concilium gegen dessen Bestimmungen eingeführte Gewohnheit su 
Reeht bestehen kann (Bouix cit. §. 2, Punct. II), so müsste auch jene Ge¬ 
wohnheit der Geistlichen, über ihren Nachlass ohne Unterschied, ob er aus 
kirchlichem Vermögen oder anderen Quellen herrühre, let|twillig su verfügen, 
und denselben ebenso auf ihre gesetzlichen Erben ab intestato übergehen su 
lassen, selbst wenn sie nicht für missbräuchlich erklärt und'dem Geiste und 
Wohle der Kirche entgegen wäre, doch als nicht su Recht bestehend erklärt 
werden. (Vgl. Van Espen P. II, Tit. 32, c. 7, Nr. 29 sqq. cap. 8 eod. 
Nr. 34 sqq.) Reiffenstuel sagt (loe. cit. N. 65): Quamvis passim, praeserthn 
Im Germania vigeat consuetudo, quod consanguinei clericorum in cuneta 
eorundem bona tarn ecdesiastica quam propria indistincte ab intestato suc- 
cedant; nibilominus consuetudo haec quoad bona ecdesiastica illicita et in¬ 
valide est, ac per consequens non tantum peccant, sed etiam ad restitutionem 
tenentur dicti consanguinei, si quid de bonis mere ecclesiasticis scienter ac- 
dpiunt. Vgl. auch Ferraris cit. verb. Beneficiatus Art. UI, N. 3—5. 



Die Ita Oesterreich bisher bestandene Uebnng ist nnn aber fieiM mit 
dieser verworfenen und verwerflichen Gewohnheit nicht gan* identisch. Denn 
wenn sie aneh den Geistlichen, Beneficiaten wie anderen, gestattet, indistincte, 
ohne Unterschied, . über ihre aus kirchlichem Einkommen herrührende Habe 
wie Uber ihre bona patrimonialia, quasi patrimonialia, industrialia und parsi- 
monialia durch letztwillige Verordnung zu verfügen. So trägt sie doch, im 
Falle des Ablebens eines Geistlichen ohne solche letstwillige Anordnung, 
dem Ansprüche der Kirche auf dessen Nachlass dadurch Rechnung, dass sie 
ein Drittel davon der Kirche, ein Drittel den Armen, und nur das letzte 
Drittel den durch das Gesets sur Erbschaft berufenen Verwandten auweiset. 

Es fragt sich nun: Ist diese letztere Uebung, als canonisch zu Recht 
bestehend, im Art. 21 des Ooncordats mit den Worten gemeint, dass die 
Bestimmungen der heiligen Kirchengesetze auch von den gesetzlichen Erben, 
welche den Nachlass der Geistlichen ohne letztwillige Anordnung antreten, 
genau zu beobachten sind? und wie verhak sich die Bestimmung des frag- 
liehen Artikels, welche den Erzbischöfen, Bischöfen und sämmilichen Geist¬ 
lichen das Recht bedingt, frei überdas, was sie zur Zeit ihres Todes hintere 
lassen, nach den heiligen Kirchengesetzen zu verfügen, su dem in Rede, 
stehenden Gebrauche des unbeschränkten Testirungsrechtes auch über das, 
was die Kirehe in ihren Gesetzen als bona inere ecclesiastica bezeichnet? 
Wir wollen uns zuerst mit dieser letztem Frage beschäftigen und dann auf 
die andere übergehen. 

Die Bestimmung des Cono. Artikel XXI, dass es den Erzbischöfen, 
Bischöfen und sämmtlichen Geistlichen freistehen werde, Uber das, was me 
zur Zeit ihres Todes hinterlassen, nach den heiligen KirehengeSetsea zu 
verfügen, kann in doppelter Richtung aufgefasst werden: 1) gegen die Staats¬ 
gewalt , so dass diese die Geistlichen nicht hindern, noch auch be¬ 
schränken könne in den Verfügungen, die sie nach den Kirehengesetzen za 
Gunsten der Kirche, der Armen oder sonstiger frommer Zwecke treffen} 
ihnen also z. B. kein Maximum dessen, was sie der Kirche vermachen 
dürfen, vorschreiben, nicht Vermächtnisse zu Gunsten einer unter fremder, 
etwa türkischer Botmässigkeit stehenden Kirehe (Hofdekr. vom 22. Juli 1802} 
annuMiren dürfe u. ^igl. 2) Gegen die Te&tirenden selbst, so dass sie nur 
innerhalb der Schranken, die ihnen durch die Kirchengesetze gezogen sind, 
von der bedungenen Testirungsfreiheit Gebrauch machen können. In der 
ersten Richtung kann über den Sinn des Artikels kein Zweifel sein: er 
bedingt unbeschränkte Freiheit zu ollen Verfügungen, die die Kirchengesets» 
gutheissen , vorbehaltlich der Einhaltung der vom bürgerlichen Gesetze auf¬ 
gestellten formellen Bedingungen der Gültigkeit letztwilliger Verfügungen. In 
der zweiten Richtung aber fragt es sich, ob die Hinweisung auf „die hei¬ 
ligen Kirchengesetze“ im Art. 21 nur den Sinn hat, dieselben als GewiMens-r- 
norm für die Testirenden und als Motiv und Impuls zu ihren letztwilligen 
Verfügungen, oder auch als Richtschnur und Beurtheiiungsnomi ihrer letzt- 
willigen Verfügungen pro foro externa zu bezeichnen. In einer im 
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Jahre 1893 (kathoh Blätter aus Tirol 1853, Ni 43 fg.) mit bischöflicher 
Empfehlung zu Leitmeritz erschienenen vortrefflichen Schrift („Wie sollen und 
dürfen Weltgeistliche ihr seitliches Vermögen verwenden? und wozu sind 
sie bei Errichtung eines Testamentes berechtigt und verpflichtet? Beantwortet 
von einem Welipriester“ 34 S. 8.) wird (S. 31) ganz allgemein behauptet, 
„dass die Kirche die genaue Befolgung ihrer Verordnungen über die recht¬ 
mässige Verwendung des überflüssigen Beneficial-Einkommens bei Errichtung 
eines Testamentes den Weltgeistlichen aus wichtigen Gründen nur zur Ge- 
wissenssache mache, und swar unter einer schiceren Sünde sie dazu ver¬ 
pflichte; aber die Gültigkeit des Testamentes, wenn gleich ein gegründeter 
Verdacht obwaltet, dass die erwähnten kirchlichen Verordnungen bei Errich¬ 
tung desselben nicht beobachtet wurden, nicht bestreite, um nicht in. fort¬ 
währende Gerichtshändel verwickelt zu werden.“ Allein das scheint uns 
nicht der Sinn des im Jahre 1835 publicirten Art. XXI des Concordata 
su sein. 

Abgesehen davon, dass Ferraris, auf den sich jene Schrift beruft, den 
Satz nicht aufstellt, sondern nur su seigen sucht, dass Päpste und andere 
Kirchenvorsteher, wenn sie solche missbräuchliche Testamente über bona 
ecclesiastica vollziehen Hessen, nicht sündigten, weil sie in dem Nachlass 
nicht ausseheiden konnten, was von kirchlichem Einkommen oder aus an¬ 
deren Quellen herrühren mochte, und von der Präsumtion ausgehen mussten . 
dass die, Testatoren gewissenhaft gehandelt haben; dass sie also, wenn 
sie Testamente zu profanen Zwecken kennen und toleriren, dieselben dock 
nicht als gültig und erlaubt genehmigen (licet Pontifices aliique supe- 
riores ecclesiastici heneficiatorum testamenta ad causas profanes sciant et 
tolerent, non tarnen pro validis et licitis approbant); so hat das Concordat 
die Kirche gegenüber der weltlichen Gewalt und diese gegenüber der Kirche 
auf einen gans anderen Standpunkt gestellt, als derjenige war, aus dem 
solche Toleranz früher sich erklärte und rechtfertigte. Die Staatsgewalt' 
ipill in Oesterreich, dass die Canones von der Geistlichkeit befolgt und 
vollzogen werden und sie bietet im Concordat die Hand dazu. Das ist der 
Sinn und die Bedeutung dieser segensreichen Vereinbarung *), und der Stand¬ 
punkt, von welchem aus ihre einseinen Artikel aufgefasst und erklärt werden 
müssen. Demnach können wir den Artikel XXI nicht so verstehen, dass es 
den Geistlichen blos frei stehe,' nach den heiligen Kirchengesetzen über ihren 
Nachlass su verfugen, sondern dahin, dass es ihnen auch nicht anders, als 
nach den Kircbengesetzen darüber zu verfügen freistehen soll. Indem der 
Artikel den Geistlichen die Freiheit gewährt, über ihren Nachlass „nach den 
heiligen Kirchengesetzen zu verfügen/ 1 erklärt er offenbar, dass sie zu:Ver- 


4 ) „Der Gedanke des christlichen Staates ist es, welcher mächtig in ihr waltet, welcher 
von ihr laut vor Europa’s Angesicht verkündet wird. Dies ist ihre höchste Bedeu¬ 
tung und ihre beste Erläuterung. 4 * Worte des Fürsterzbischofs von Wien in seinem 
HirtenMiefe wn 13* November 1855. . 
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flogen, die nicht den Kirche»gfet«e« i gemäss sind, keine Freiheit haben 
sollen. Für was sonst, wenn sich*« bloss ym die Freiheit m testireagie- 
handelt hätte, der Beisat»; nach den heiligen Kirchengenetssenf Dass diese 
Worte nicht bloß als eine Mahnung on das Gewissen der Geistlichen hier 
stehen sollen, selgt Überdies der Nachsäts: „deren Bestimin«»?gen auch von 
.gwetalichen Erben welche den Nachlass ohne letsstwUlig« Anordnung an- 
treten, genau su beobachten sind.“ Denn, wenn dielntestaierb«» au e-b,M*1fo~ 
Stimmungen der Xircbengesetne sa» beobachten schuldig sind, so setwt dies wohl 
voraus, dass diese Verpllkhtußg für die. Testatoren ftöd Test»»entserhen 
ihrerotia' im vorhergehenden Setse bereits ansgesj»rocheh sei. PU»« 'Ver¬ 
pflichtung Ist aber für die intestaterben offenbar nicht als eine blo»Se Ge- 
wissenspÖkht,' sondern als etoe Bechtspflicht pro foro extern« a»sgeSproehcti f 
mithin auch die Hinweisung auf dieheiligen Kirtihengesets» für die Testet 
kören nicht als eine bloSe Gewissensnon», sondern als eine Befhtsver&gftrift. 
Endlich hätte die Stipulfttioö Für die Geistlichen, nach de« ü \re.hm^mHauk 
tesüren su dürfen, wenn sie blos für das Gewissen gelten und türke auch 
für das äussere Forum eine Norm bilden sollte, im Concord»? keinen Sinn; 
denn die Gewissen&vorschriftef» der Kirche, für ihre Angehörigen können 
kein Gegenständ der Vereinbarung mit der Staatsgewalt sein, Türmer gegen- 
über hätte die einfache Gewährleistung der Freiheit »d testier«, ohne wettern 
Zusatz, genügt. Es stehi also Für uns unaweifelhaft fest, dass nach Ar¬ 
tikel. XXI des ConcordaU die Geistlichen, in Oesterreich das Recht, aber 
ihren Nachlass tetsswiliig zu verfilmen, nur weil ttndinsmeeithabm. td» 
sie ton eim Kirchengesr.tzen dazu ermächtigt sind. Geber bona mne ec- 
clesiastics können sio aber nach den heiligen Kircheugesetsen (C I? x. de 
Test. 3, SS) sicht anders alsan frommen Zwecken (ad pias eausak) te- 
stlren. Dieser Th eil ihres Vermögens muss bei ihren» Tode m seiner ur¬ 
sprünglichen Bestimmong »wückkchren. Ihn der Kirche immiUelbar oder 
mittelbar io der Person der Armen, snritcbsuerstatten, ist eine Verbindlichkeit 
der Beneficlaten die, «»> ferne sie sie unerfüllt gelassen, auch auf ihre Erben 
tthsrgcht. (Allg. bürg!. Geseisb. § : 518). Indessen ist nicht su verkennen, 
dass die f«t* Papst Alexander 111. in c. 12 de Test. eit. gemachte Zuge- 
siSndniss, seihst Über bona jnere ecclcslastica, w$w» 

nu testimi, wegen der bereits von Vau Espen, Ferram und ReiFeastösl be~ 
«eigneten Schwierfgkeite*^ diesen Theil des Vermögens «ns der Hasse nna- 
««scheiden und den Erben ahaustreiten, bald wieder su den alten Miss¬ 
brauchen führen -und die Bestimmung des Artikels XXI des Conoordats pro 
fort» extern«’ abermals wirkungslos machen dürfte. 

Steht aber einmal das Princip fest, dass die Geistlichen nur in so weif 
Über ihren Nachlass letüstwillig verfügen können , als sie von den heiligen 
Kirchengegetaeo dazu ermächtigt-sind, dann folgt daraus der weitere Schluss, 
dass sie atteh durch Diücesaustatuten verpflichtet werden küanen, in ihren 
lei&twiliigeß Verfügungen bestimmten kifehlichen omsr ffftaüöen Zwecken 
einen bestimmten Theil ihres Nachlasses oder eine bestimmte jßum»» *tt ■ 
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vermachen. Und durch dergleichen Bestimmungen würde ohne Zweifel der 
Zweck und die Absicht der Kirche sicherer erreicht werden, als durch jene 
Bestimmung Alexanders DI., welche den Erfolg der kirchlichen Vorschriften 
allsusehr auf das Gewissen der Testatoren und ihrer Erben stellt. Dies 
ist auch offenbar die Ansicht der k. k. Ofner Statthalterei-Abtheilung und 
des Cardinais Fürstprimas Scitowsk; gewesen, aus welcher die im vorigen 
Hefte dieses Archivs S. 380 — 82 abgedruckten Bestimmungen über das, 
was die Geistlichen jener Eradiöcese, je nach ihrer Stellung, den verschie¬ 
denen Diöcesanfonden und Anstalten su vermachen haben, hervorgegangen 
find. Und das ist wohl auch der einsige praktische Weg, um die im Ar¬ 
tikel XXI ausgesprochene Wiederherstellung der kirchlichen Gesetse anstatt 
der über diesen Gegenstand erlassenen und in die Gewohnheit übergegan- 
genen staatlichen Bestimmungen mit entsprechendem Erfolge durchsuführen. 

Unsere unmassgebliche Ansicht über die Frage: Wie verhält sich die 
Bestimmung des Artikels XXI des Concordats, dass simmtlichen Geistlichen 
frei stehe, über das, was sie sur Zeit ihres Todes hinterlassen, nach den 
heiligen Kirchengesetsen su verfügen, su dem allgemein herrschend gewordenen 
Gebrauche des unbeschränkten Testirungsrechtes, auch über bona rnere 
ecclesiastica? geht also dahin, dass jene Bestimmung diesen Gebrauch nicht 
nur nicht anerkennt und sanctionirt, sondern vielmehr das entgegengesetste 
Princip aufstellt, und auch in foro externo sur Geltung su bringen beabsich¬ 
tigt; dass die Geistlichen in Oesterreich das Recht, über ihren Nachlass 
letstwillig su verfügen, nur weil und insoweit haben, als sie von den 
Kirchengesetsen dasu ermächtigt sind. 

Was nun die andere Frage anbelangt: ob die besüglich der Intestat¬ 
erbfolge in das Vermögen der Geistlichen in Oesterreich üblich gewordene 
Dreitheilung der geistlichen Verlassenschaften als canonisch su Recht be¬ 
stehend im Artikel XXI des Concordats mit den Worten gemeint sei, dass 
die Bestimmungen der heiligen Kirchengesetse auch von den gesetsliehen 
Erben, welche den Nachlass der Geistlichen ohne let st willige Anordnung 
antreten, genau su beobachten seien; so muss dieselbe, insoferne als diese 
Dreitheilung durch weltliche Gesetse sanctionirt und vorgeschrieben ist, 
offenbar verneint werden; denn rächt weltliche Gesetze, sondern die heiligen 
Kirchengesetze sollen nach Artikel XXI massgebend sein für die Ansprüche 
der Intestaterben. Aber insoferne, als diese Dreitheilung in der Gewohnheit 
begründet und nun auch schon seit unfurdenklicher Zeit in der Gewohnheit 
festgewurselt ist, steht wohl nichts im Wege, dass sie auch in der Zukunft 
beibehalten werde. Nur wird es nothwendig sein, dass die kirchliche 
Autorität sich darüber ausspreche. Und so kommen wir denn auf unsere 
ursprüngliche, im sweiten Hefte unseres ersten Bandes S. 128 ausgesprochene 
Meinung surück: „dass der Sinn des Artikels XXI der sei, dass derlei Be¬ 
stimmungen der geistlichen Gewalt überlassen bleiben sollen, so dass sie, 
wo sie noch fehlen, künftig durch Synodalstatuten aufgestellt werden 
dürften/' 
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Wttrde die herkömmliche Dreftheilung nicht beibehalten, s6 müssten 
beim Tode eines jeden ohne letzten Willen verstorbenen Geistlichen In dessen 
Nachlass stets die allenfallsigen bona mere ecclesiastica, d. h. die in An¬ 
sehung der Kirche oder des Beneficiums von ihm erworbenen Sachen von dm* 
Übrigen Masse ansgeschieden werden. Erstere gingen an dessen Nachfolger 
im benefieium, entweder allein, oder, wenn er Mitglied einer geistlichen 
Corporation gewesen, an diese über, um zu frommen Zwecken verwendet in 
werden. Das Uebrige erbten dessen Verwandte nach den bürgerlichen Ge¬ 
setzen. Hätte er keine erbfähigen Verwandten, so beerbte ihn, wenn er 
Befhefioiat gewesen, ausschliesslich die Kirche, der er gedient, oder an welcher 
er ein Benefieium besessen; hätte er kein Benefieium besessen, so beerbte ihn 
eben so ausschliesslich der bischöfliche Fiscus, d. h. sein ganzer Nachlass 
fiele dem Bischof zu, um durch diesen zu frommen Zwecken verwendet zu werden. 

Bezüglich aber jener Ausscheidung der böha ecclesiastica aus der Übrigen 
Masse kommt es nach der Glosse zu dem früher besprochenen c. 2 x. de 
Buccession. (3, 27) darauf an, ob es sicher ist, dass der Verstorbene eigenes 
Vermögen besessen oder nicht. Wäre es zweifelhaft, so stritte die Ver- 
muthung stets für die Kirche. Wäre es gewiss, dass er Vermögen besessen, 
aber ungewiss, wie viel, so griffe die in jenem Capitel angeordnete Theilung 
Platz, und es erhielte ein Viertel der Bischof, ein Viertel die Kirche, ein 
Viertel erhielten die Intestaterben und ein Viertel die Armeh. 

Zum Schlüsse wollen wir, um dem Zwecke praktischer Belehrung, den 
Wir Kei unseren Erörterungen nie aus den Augen verlieren dürfen, vollständig 
zu genügen, aus der oben erwähnten Leitmeritzer Schrift die dort angegebene, 
umständliche und verlässliche Ausscheidung dessen, was unter die bona 
pfttrimonialitt, ecclesiastica, industrialia und parsimonialia zu rechnen ist, 
hier einrücken. 

1. Als bona patrimonialia sind alle jene zeitlichen Güter eines Klerikers 
anzusehen, welche ihm als väterliches Erbe oder sonst als Fämiliengut, oder 
alz ein Geschenk von seinen Verwandten und Freunden blos aus Verwandt- 
Behaft oder Freundschaft zu Theil wurden, d. i. bona, quae paternae suc- 
cessionis Vel cognationis intuitu, seu dono consanguineomm aut amicorum, 
non habitu respectu ad Ecclesiam, pervenerunt ad Clericos, wie das Corpus 
juris canonici cap. „Quia nos“ 9. de testam. (lib. 3. tit. 26.) erklärt. 

2. Als bona ecclesiastica oder beneficialia sind jene zeitlichen Güter 
zu betrachten, welche Klerikern im eigentlichen Sinne von der Kirche als 
ihren Dienern zu Theil werden, d. i. bona per Ecclesiam acquisita (wie daS 
cap. 12. de testamentis sagt) oder bona de peculio Ecclesiae vel nomine 
Ecclesiae vel titulo beneficii acquisita. 

Unter diese gehören nun: 

a) Das eigentliche Pfründeeinkommen, die reditus vel fructus beneficii, qd 
immediate ratione vel titulo beneficii percipiuntur, — oder: „quidqtiid 
eSt de provisione suae ecclesiae, sive de agris, sive de fructibus,' sive 
de oblationibus“ wie das cap. „Episcopi“ causa 12. quaest. 1 erklärt. 
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Als Eigentliches Pfründeneinkommen gelten also: 

a. Das reine Erträgniss der zum Beneficium gehörenden Felder, Wiesen, 
Gärten, Wälder, Gebäade u. dgl. 

h Die decimae, mögen sie in was immer bestehen, und in natnra oder 
in Gelde entrichtet werden. 

e. Die sogenannten Deputate oder Naturalbezüge (z. B. Getreide, Hol», 
Wein, Bier, Butter u. dgl.) von Dominien oder von Gemeinden, wenn 
sie auch zufolge der Ablösung in Gelde entrichtet werden, 
b) Die baaren Gehalte oder Gehalts - Ergänzungen, welche aus kirchlichen 
Fonden, oder aus Kirchenkassen bezogen werden; denn diese sind 
proventus bonorum Ecclesiae. — Nach einer Erklärung der s. Poeni- 
tentiaria, ddo. 19. Jan. 1819, gehören dazu auch die bona, quae ti- 
tolo supplementi a gubernio civill solvuntur Pastoribus et Canonicis. 
Als nämlich die Kirche ihre Güter durch Einziehung, Verkauf u. dgl. 
verloren hatte, sah sich der Staat genöthigt, als Ersatz dafür (d. i. 
titulo supplementi) baare Gehalte aus Staatskassen anzuweisen, wie 
B. B. in Frankreich, zum Theile auch in den preussischen Rheinpro¬ 
vinzen. Diese Gehalte, da sie ein Ersatz für das Erträgniss der 
Kirehengüter sind, gehören also mit Recht unter die bona ecdesiastica. 

Diejenigen Kleriker, welche dergleichen kirchliche Gehalte beziehen, 
wenn sie ein beständiges, vom Bischöfe errichtetes kirchliches Amt be¬ 
kleiden, wie z. B. die Lehrer der Theologie, Cooperatoren, fundirte 
Kapläne, sind deshalb als beneficiati im weitern Sinne zu betrachten, nach 
der allgemein gültigen Definition eines Beneficiums: Beneficium ecelesia- 
sticum est jus perpetuum percipiendi fructus ex bonis ecclesiasticis ratiobe 
spiritaalis offieii personae ecclesiasticae auctoritate Ecclesiae constitutum. 
3. Als bona industriatia oder quasi patrimonialia sind jene zeitlichen 
Güter su betrachten, welche Kleriker nicht unmittelbar aus den Gütern der 
Kirche oder mero titulo beneficii beziehen, sondern anderweitig sich erwerben, 
S. B. durch Privatunterricht, durch Schriftstellerei, durch Malerei und der¬ 
gleichen erlaubte Beschäftigungen; oder welche sie für geistliche Verrichtungen 
empfangen und zw«*: 

*) Die Messstipendien, gleichviel, ob es Handstipendien oder Bezüge von 
Messenstiftungen sind, 
b) Das sämmtliche Stola-Einkommen. 

«) Alle dobationes gratuitae für geistliche Dienstleistungen, worunter auch 
die sog. Opfergelder (oblationes) gehören. 

Demi das Cap. „Quia nos“ 9. de testamentis erklärt: De bis, quae 
•briet de artiftcio sunt adepti, libere disponere possunt (sicut de patrimonia* 
llbus); — die s. Poenitentiaria hat am 9. August 1821 auf die Frage: „An 
responsio, ab ipsa die 19. Jan. 1819 data, relate ad salaria a Gubernio 
soluta (scilicet, quod haec salaria periineant ad bona ecdesiastica), extendi 
fieberet ad oblationes fidel!um?“ verneinend geantwortet — und am 9. Januar 
1823 erklärte die s. Poenitentiaria: Ad bona quasi patrimonialia pertinent 
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distributiones chorales, et variae oblationes personis ecclesiasticis datae, non 
yero Ecclesiis appropriatae. ; 

Der heil. Liguori theol. mor. I. 4. n. 490 sagt: Bona industrialia di- 
cuntur ea, quae clerici acquirunt ex ecclesiasticis functionibus sine beneficio 
(i. e. non striete titulo beneücii), ut ex concionibus, Missis etc. — und 
1. 4. n. 491 aub I. erklärt derselbe: Distributiones quotidianae canonicorum 
probabilius computantur inter bona industrialia, quia licet ex titulo beneücii 
proveniant, non tarnen dantur immediate pro titulo, sed pro scrvitio perso¬ 
nal!, tamquam personae Stipendium“ und 1.4. n. 111, wo er von der Resti¬ 
tution der bezogenen Einkünfte eines unrechtmässig erlangten,\ aber doch 
einige Zeit verwalteten Beneüciums spricht, lehrt er: „Yalde probabile est, 
non esse restituendos fructus perceptos intuitu stolae et aliarum functionum 
parochialium, nempe exequiarum, concionum, administrationis sacramentorum 
etc., quia fructus isti non dantur, ut redilus beneficii, sed ut stipendia 
officii , ita ut juxta communem sententiam Doctorum de illis possit parochus 
libere dispensare etiam ad usus profanos.“ — 

Dasselbe behauptet auch Luc. Ferraris *) in seiner bibliotheca canonica 
etc. verb. Beneüciatus art. 3. n. 19., wo er lehrt: „Distributiones quotidianae, 
tametsi nonnisi a beneüciatis percipiantur, minime tarnen cadunt sub prohibita 
dericis factione testamenti de fructibus beneüciorum (Uber das eigentliche 
PfrUndeeiukommen zu testiren, war nämlich den Klerikern durch die Kirchen¬ 
gesetze durchaus verboten; diesem Verbote unterliegen aber nicht die dis¬ 
tributiones quotidianae) idque propterea, quia dantur pro actüali ministerio 
et servitio personal!“ — und eben daselbst n. 22. und n. 23 erklärt er: 
„Longe minus sub hac prohibita clericis factione testamenti de fructibus bene¬ 
üciorum veniunt .res acquisitae a clericis ratione ministerii alicujus ecdesiastici; 
nec veniunt, quae a clericis ratione dignitatis vel ordinis sui clericalis extra 
beneüciorum fructus acquiruntur ratione alicujus laboris personalis, etiamsi ad 
id adstringantur.“ Z. B. was die Domherren für die Theilnahme am Cborgebet, 
wozu sie übrigens verpflichtet sind, als sog. Präsenzgelder beziehen. Aus 
allem bisher Angeführten geht denn deutlich hervor, dass nach der in der Kirche 
allgemeinen und sehr wahrscheinlichen] Ansicht alle Messstipendien, dieBezUge 
von Messen- und dergleichen Stiftungen, sowie das sämmtliche Stola-Ein¬ 
kommen unter die bona industrialia gehören, und nicht einen Theil des eigent¬ 
lichen Pfründe-Einkommens ausmachen. 

4. Bona parsimonialia sind jene zeitlichen Güter, welche ein Kleriker von 
dem streng kirchlichen Einkommen, welches er zu seinem standesmässigen Unter¬ 
halte verwenden könnte, erspart, indem er sich sehr einschränkt; denn der heil. 
Liguori 1. 4. n. 490, IV. sagt: „Bona parsimonialia sunt illa, quae clerictis ex 
reditibus ecclesiasticis subtraxit de sua sustentatione vivendo parcius, quam 
honeste vivere potuisset.“ Moy. 

*) Lucius Ferraris war consultor s. Officii zn Rom und sein bedeutendes Werk: „Prompte 
bibliotheca canonica, juridica, moralis-theologica, ascetlca, polemica etc. exconslltu- 
tutlonibus, conciliis, ss. Congregationum decretis etc. etc. coUecta“ geniesst in der 
Kirche ein grosses Ansehen. 
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Rechtsfälle. 

Eliereehttfragcn bei der hell. Cöngregntlon des Concilium» 
von Trient swtselien 1844 and 1853* 

$. 11 . 

Geheime Ehen. Deliberationcn des Conciliums von Trient. 

Nach unserer Kenntniss von den Acten des Conc. von Trient Ist das 
Decret Über die geheimen Ehen eines derjenigen, die am meisten Wider¬ 
spruch begegneten. Der ehrwürdige Bartholomäus deMarlyribus hatte unter 
andern Dingen verlangt, dass man diese Ehen verböte, ohne zu verlangen, 
dass sie annullirt würden: Item evitentur matrimonia clandcstina, quae sine 
testibus suffieientibus fiunt, etc. (Leplat. Monumentorum ad histor. Concil. 
Trident, ampüssima collectio. Lovanii 1781. 7 vol. 4°. tom. 4. p. 755.) 
Die Bischöfe Italiens schlugen vor, die alten Canonen zu erneuern, indem 
sie beifügten, dass diese Ehen annullirt werden sollen: Renovandum contra 
clandestina matrimonia Evaristi Papae decretum, et declarandum haec irrita 
esse ac nulla. (Ibid. tom. 5. p. 714.) Dieser Vorschlag der Bischöfe Italiens 
bekam eine grosse Wichtigkeit durch die Forderung des Königs von Frank¬ 
reich, welcher officiell vom Concilium die Annullirung der geheimen Ehen 
verlangte. Die Gesandten der andern Fürsten drückten die gleichen Wünsche 
aus. Ungeachtet dessen zeigte sich gleich vom Anfänge an eine mächtige 
Opposition, und erhielt sich beständig, weniger in den Discüssionen der 
Theologen, als in den Congregationen der Väter. Endlich am Tage der 
öffentlichen Sitzung, wo die Canonen promulgirt wurden, protestirten vierzig 
Stimmen gegen das trennende Hinderniss der Clandestinität. 

Dies erhellt aus den Briefen des Erzbischofcs von Zara. Dieser Prälat 
wohnte dem Concilium bei; er schrieb wöchentlich zweimal an den Cardinal 
Cornaro in Rom, um ihm über die Operationen der erlauchten Versammlung 
Bericht zu erstatten. Seine Briefe sind in der Ausgabe der Miscellanea von 
Baluse veröffentlicht worden, die Mansi, Erzbischof von Lucca im J. 1763 
in dieser Stadt erscheinen licss. Daraus werden wir die Erzählung der 
Streitfragen über die geheimen Ehen schöpfen. 

Wir können zwei vorzügliche Epochen bezeichnen; zuerst die Discus— 
sionen, denen sich die Theologen überliessen; hernach die Deliberationen, in 
denen man die Ansichten und Abstimmungen der Väter sammelte. Man findet 
in Leplat (t. 5. p. 394} das auf die Discüssionen der Theologen bezügliche 
Reglement. Nun belehrt uns der Erzbischof von Zara, dass in Bezug auf 
die Canonen über die Ehe, diese Discüssionen im Monat Februar 1563 an¬ 
fingen, lange vor dieser bekannten 23. Sitzung, welche das Concilium so 
lange Zeit aufhielt. Wenige Tage nach der 23. Sitzung begannen die Con¬ 
gregationen und die Stimmenabgebungcn der Väter'über die Ehe; das er¬ 
forderte beinahe vier Monate, und die Opposition, die sich schon vom An¬ 
fänge an über den Artikel der Clandestinität gezeigt hatte, behielt alle ihre 
Energie bei. Mehrere Legaten selbst zeigten sich sehr entschieden gegen 
'die Einführung des neuen trennenden Hindernisses. 

Moy't Archiv für kath. Jürchenrecht. II. Band. 
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In den Discnssionen der Theologen (Februar 1563) behaupteten die 
Fransosen mit Ehre den Vorschlag der Männer ihrer Nation. Salmeron, dar 
bei den Discussionen zuerst sprach, enthielt sich, die Controverse der 
Clandc8tinität zu berühren. Man wird später sehen, welches in dieser Be¬ 
ziehung seine wahre Ansicht war. Oer Ersbischof von Zara schreibt in 
einem Briefe unter dem 11. Februar 1563: „Die Besprechungen unserer 
-Theologen begannen am Mittwoch. Salmeron war der erste, und sagte Vieles 
mit Talent und Kraft, aber er gewährte keine grosse Zufriedenheit, als er 
sich, indem er von Stellen sprach, die in der heil. Schrift Vorkommen, um 
das Sacratnent der Ehe su beweisen, abmüdete, gewisse Texte des heiligen 
Paulus su verwerfen, die man die Katholiken anführen lässt, um diesen 
Artikel zu beweisen, wie wenn sie sich nicht auf diese Sache bezögen. Das 
wär seine Ansicht etc. Indem er vom Concil von Florens Erwähnung th&t, 
sagte er, dass sein Ansehen in den Augen Einiger ehrwürdig und heilig sei, 
als ob es für diejenigen hierin einen Zweifel geben könnte, welche aufrichtig 
den Katholicisrous bekennen wollen.“ Die Doctorcn der Sorbonne nehmen 
-von der Sitzung vom 10. an an der Besprechung Theil: „Gestern kam die 
Reihe an die Doctoren der Sorbonne; es gab einen sehr grossen Zusaipmen- 
lauf, um sie su hören, und swar mit äusserster Aufmerksamkeit; aber sie 
hatten gar keinen Erfolg, selbst auch nur als gewöhnliche Menschen. Der 
-Decan der Sorbonne, ein Greis von 76 Jahren, war der erste; er stieg mit 
einem kleinen Lichte auf die Kanzel, und las eine Rede, in welcher er das 
Elend Frankreichs beweinte, und das Concilium bat, die gemeinschaftlichen 
Uebel durch eine gute Reform su heilen; nachdem er eine lange Zeit hin¬ 
durch diese Rede gelesen hatte, die keinen Bezug auf die su erörternde 
Frage hatte, ging er auf den Gegenstand ein, und lieferte gar keinen er¬ 
heblichen Beweis. Zu bemerken ist, dass er bei Nennung Unseres heiligen 
Vaters, des Papstes Pius IV. ihn uaiversalis Ecclesiae rcctorem et moderatorem' 
nannte.*- 

Ein wenig später spricht unser Prälat von einem Franzosen, der 
extreme Meinungen über die geheimen Ehen vorbrachte, indem er nicht nur 
.behauptete, dass man sie verbieten sollte, sondern dass sie auch nicht einmal 
wahre Ehen seien.** Indessen, fügt er bei, hat die katholische Kirche das 
Gcgentheil ausgesprochen, und übt es täglich bei den Ehcprocessen. — 
Waren indessen die ersten Sitzungen für die französischen Theologen nicht 
sehr glänzend, so säumten sie nicht, ihr Ansehen wiederherzustellen. Der 
Erzbischof von Zara bezeugt es in einem Briefe vom 18. Februar, der die 
Controverse der heimlichen Ehen sehr gut auseinander legt. „Monsignor der 
,Cardinal von Lothringen reiste Frcifags Nachmittag ab. Er verschob es bis 
auf diese Stunde, um die Rede eines Doctors der Sorbonne zu hören, in der 
Hoffnung, dass dieser die durch die früher gehörten zwei Doctoren ein 
wenig compromittirte Reputation wieder herstellc. Die Hoffnung Sr. Er¬ 
laucht wurde nicht getäuscht. Denn dieser Monsignor Vigor, wie man ihn 
heisst, stellte das ganze Auditorium sowohl durch die mit viel Gelehrsamkeit 
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und Geistosschwung behandelten Gegenstände, als auch durch das Gcdächtniss 
und das Darstcllungstalent wunderbar zufrieden. Er behauptete die eigen¬ 
tümliche Ansicht, dass die Einwilligung der Contrahirenden die Materie 
der Ehe 6ei, die Bencdiction des Priesters aber deren Form. Man horte am 
gleichen Tage einen französischen Priester, der auch einen grossen Erfolg 
-erlangte^ Man kann demnach glauben und für gewiss halten, dass sie 
.wackere Männer unter sich zählen; man rechnet darauf, nach grösserer Ge¬ 
lehrsamkeit und Kcnntniss der heiligen Lehrer des Altcrlhums unter den¬ 
jenigen su fiuden, die noch übrig sind, vorzüglich unter denjenigen, die, 
noch jung, in den Studien frischer sind und die Wissenschaften länger 
studiert haben.“ Der nämliche Brief beschreibt die herrschenden Ueberze?- 
:gungen: „Bis jetzt bestehen die geheimen Ehen einen sehr grossen Kampf; 
.denn alle Theologen, die bis su diesem Augenblicke gesprochen haben, be¬ 
haupten nicht nur, dass sie die Kirche annulliren könne, sondern dass es 
nützlich, ja sogar nothwendig sei, es su thgp, um mehrere sehr gichtige 
Inconvcnjensen su heilen, welche sich in jedem Augenblicke in Bcsug auf 
diesesSacrament erheben. Der Grund, den fast alle anführen, um zu zeigen, 
dass man cs thun könne, ist, dass die Ehe ein Contract sei, dem Gott eine 
übernatürliche Gnade beilegen will, indem er ihn sum Sacramcnte des neuen 
Gesetzes macht.. Da nun die Kirche .andere Contracle, wenn sic nicht mit 
diesen und diesen Bedingungen geschlossen sind, entkräften kann, so kann 
sie auch statuiren, dass der Ehecontract nicht gültig sei, wenn er geheim 
ist; und wenn er kein Contract ist, so ist er kein Sacrament, das sich auf 
den Contract gründet. Man denkt allgemein, dass die Ansicht der Theologen 
über diesen Artikel die nämliche sein werde, und mehrere unter den Vätern 
neigen sich, nach dem, was man aus ihren Reden darüber schlicssen kann, 
Zehr nach dieser Seite, obwohl die Canonisten einige Schwierigkeit machen 
zu wollen scheinen. Trient, 18. Februar 1563.“ 

Ein Brief vom 22. enthält nachträglich einige Einzelheiten über die Be¬ 
sprechungen der Theologen: „Man hört von Zeit zu Zeit einige Franzosen 
sprechen, die eine sehr tiefe Gelehrsamkeit an den Tag legen, und sich gut 
und mit Ordnung ausdrückcn; wir hatten unter andern vor zwei Tagen einen 
.Theologen, Namens Dcmoctarcs, einen Greis von beinahe 70 Jahren, der 
mehr als swei Stunden nacheinander sprach, ohne innc zu halten, ja auch 
nur zu spucken; er zeigte so viel Gedächtniss und Ordnung, dass er, 
nachdem er über die vorgcschlagencn Artikel eine Menge Abteilungen und 
Unterabteilungen gemacht hatte, die eine ganz lange Abhandlung zur Folge 
hatten, den Faden der Rede nie verlor, gerade, wie wenn er aus einer Schrift 
die gesagten Dinge rccitirctc. Füget diesem hinzu, dass er sehr schöne 
Lehrsätze anführtc, die der heiligen Schrift und den alten Vätern entlehnt 
waren; ein solcher Erfolg hat nichts Uebcrraschcndcs, denn der gute Greis 
beschäftigt sich nur mit Beten und Studircn. Auch diesen Morgen haben 
zwei Franzosen ihre Aufgabe mit Gelehrsamkeit und Einsicht gelöst. Trient, 
.22* Februar 1563.“ , . 
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Nachdem diese vorläufigen Besprechungen beendiget waren, kam der 
Artikel Ober die Ehe bis auf folgenden Monat Juli, nach der Feier der 
23. Sitzung, die das Sacrament der Priesterweihe betraf, nicht mehr zur 
'Sprache. Wir haben schon bemerkt, dass die Canonisten des Conciliums 
eich dem neuen trennenden Ehehindernisse wenig günstig zeigten. Der Zeit¬ 
verlauf brachte sie nicht auf andere Meinung. Der Erzbischof von Zara 
kündigte in einem Briefe vom 23. Juli an, dass die heimlichen Ehen von 
' den Canonisten vertheidigt werden dürften. Sein Brief vom 26. Juli setzt 
die Streitfragen auseinander, die sich über diesen Gegenstand erhoben. Es 
handelte sich nicht mehr, wie im Februar, um einfache Besprechungen von 
Theologen; es war der Augenblick gekommen, die Abstimmungen der Väter 
des Conciliums zu sammeln. Zwischen zwei ausgezeichneten Cardinälen 
offenbarte sich zuerst die Verschiedenheit der Ansichten, die sich bald in 
eine Opposition von 50 Stimmen gegen die Entscheidung der Majorität ver¬ 
wandelte. Hören wir den Erzbischof von Zara unter dem 26. Juli 1563: 
„Die allgemeine Congregation war auf Freitag Morgens angesagt, um die 
Abstimmungen über die Canonen über die Ehe etc. zu beginnen. Monsignor 
der Cardinal von Lothringen sprach zuerst und zeigte, dass es nothwendig 
sei, die geheimen Ehen aufzuheben, wegen der grossen und endlosen Miss¬ 
stände, welche in allen Theilen der Welt daraus entstünden, wie solches die 
Petitionen beglaubigen könnten, die die Fürsten durch ihre Gesandten ein- 
gaben. Hierauf sprach Monsignor der Cardinal Madruzzo, und allerdings 
zugestehend, dass die geheimen Ehen sehr grosse Unordnungen erzeugten, 
und dass man sie unter allen möglichen Strafen verbieten sollte, war er 
nichtsdestoweniger der Ansicht, dass man sie nicht annulliren könnte, weil 
die Kirche über die Materie und die Form des Sacnamentes keine Gewalt 
habe. Man wird einwenden, fügte er bei, dass die Kirche vorgeschrieben 
habe, dass die zwischen gewissen Personen contrahirte Ehe nichtig und un¬ 
gültig sein würde; das ist aus triftigen Gründen geschehen, indem diese 
oder jene Materie für die Ehe unfähig gemacht wurde. Aber der Fall der 
geheimen Ehen scheint ganz anderer Natur zu sein; denn die Contrahirenden, 
die die Materie sind, dürfen nicht für unfähig erachtet werden, wenn sie 
kein anderes Hinderniss haben, als den einfachen Mangel an Zeugen. So 
haben die Abstimmungen angefangen, sich in zwei Parteien zu theilen. 
Einige Väter behaupten, dass man diese Ehen nicht annulliren könne, die 
die Päpste und Concilien seit so vielen Jahrhunderten nicht abgeschafft haben, 
obwohl sie eingesehen, dass sie die Ursache der nämlichen Uebel seien, von 
denen wir heutzutage Zeugen sind. Andere hingegen sagen, dass sie auf 
alle Weise zu annulliren seien, weil man an der Nützlichkeit des Decretes 
nicht zweifeln könne, und die Macht der Kirche evident sei; der Grund, 
den sie dafür anführen (gemäss dem, was von allen Theologen beschlossen 
wurde, als man sich über diese Materie in den letzten Monaten besprach) 
ist der, dass man bei der Ehe zuerst den Contract berücksichtige, kraft 
dessen sich Mann und Frau gegenseitig die Gewalt über ihre Leiber -über- 
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tragen; nnd dann das Sacrament, das der ^rt aaf diesen Contract gestützt 
sei, dass es alle Male kein Sacrament geben könne, so oft der Contract 
nichtig sei. Als Contract nun, um die bürgerliche Gesellschaft su erhalten, 
und das Menschengeschlecht zur Ehre Gottes fortzupflansen, könne die Ehe 
durch das Ansehen der Kirche modificirt werden, mit dieser und jener Be-» 
dingung, wo sie dann, beim Abgänge der einen oder anderen aufhöre, Con¬ 
tract su sein, und folglich das Sacrament nicht statt habe.^. Aber ausser 
diesem haben die französischen Gesandten, im Namen ihres Königs, in einer 
Schrift,' die Freitags Nachmittag in der Versammlung gelesen wurde, ver¬ 
langt, dass alle Ehen in der Kirche stattfinden sollten, mit der Einsegnung 
der Priester, in Gegenwart der gesetzlichen Zeugen, dass sie ausserdem für 
nichtig und ungültig erachtet werden sollten, wenn man sie ohne diese Feier¬ 
lichkeiten eingche. Die Väter haben über diese Forderung ihre Ansichten 
noch nicht abgegeben, und ich denke, dass sie schwerlich angenommen werden 
dürfte..., Trient, 26. Juli 1563.“ 

Dieser Brief belehrt uns weiterhin, dass das Decret über die geheimen 
Ehen damals bereits 30 Stimmen Mehrheit gewonnen hatte: „Aber diese 
Canonisten, fügt der Prälat bei, ermangeln nicht, alle,ihre Hilfsmittel aufzu- 
bieten.“ Jener vom 9. August gibt das allgemeine Resultat der Abstim¬ 
mungen, und unterrichtet uns, dass die Gegner des trennenden Ehehinder¬ 
nisses darauf bestanden, dass die Einstimmigkeit der Väter nothwendig sei, 
um die dogmatische Frage der Compctcnz der Kirche in dieser Beziehung 
endgültig zu entscheiden: „SamstagMorgens vollendete man die Abstimmungen 
über den Artikel von der Ehe; die einzige Schwierigkeit, die es dabei gibt, 
kommt von den geheimen Ehen, weil Einige behauptet haben, man könna 
sie annulliren, andere aber, man könne solches nicht. Nichtsdestoweniger 
wird, wenn man die Zahl betrachtet, diese Oontrovcrse bald ohne Schwierigkeit 
gehoben sein; denn mehi* als 140 Väter haben das Decret angenommen, das 
diese Ehen fUr die Zukunft als nichtig erklärt, und 50 oder wenig mehr 
haben es verworfen; 15 aber beiläufig haben, nachdem sie zuerst gesagt, 
dass sie der Meinung seien, in diesem Punkte keine Neuerung vorzunehmen, 
sich dem gefügt, was dem grösseren Theile der Väter gefiele, so dass man 
sie auch zu Gunsten des Decretes ansetzen kann. Aber die Opponenten 
berufen sich darauf, dass das eine Sache des Dogma’s sei, zu dessen De¬ 
finition es der Uebcreinstimmung aller Väter bedürfe. Indessen scheinen sie' 
im Irrthume zu sein; denn das Concilium will nicht definiren, dass man 
dieses oder jenes glaube, sondern es statuirt nur, dass man auf diese oder 
jene Weise handle, je nachdem es solches für die Kirche vorteilhafter er¬ 
achtet. Man wartet nun, bis die Deputirten die Canones nach den Bemer¬ 
kungen der Väter corrigirt haben etc. Trient, 9. August 1563.“ 

Die Deliberationen des Coneiliums über die Artikel von der Ehe dauerten 
bis zum 23. August fort. Man prüfte sie zum dritten Male. Wir lassen 
nnn neue Auszüge aus den Briefen unseres Kirchenfürsten, bezüglich der 
Cöntroverae de clandestinis folgen. Er schreibt am 16. August: „Man fährt 



in den Cohgregatfonen fort, die Abstimmungen (Iber die vbrgeschlagonent 
Materien bezüglich der Ehe abzugeben; aber man macht keine grossen Fort¬ 
schritte, weil das Dccrct tiber die geheimen Ehen gegenwärtig die nämlichen 
Schwierigkeiten findet, wie das erste Mal, als man davon zu sprechen an¬ 
fing. So halten mehrere Täter- sehr lange Dispute, die einen, uni sie beizu- 
behaltcn, die andern, um sie zu annulliren , und obwohl es keinem Zweifel 
Unterliegt, dass die grosse Mehrheit der Abstimmungen zu Gunsten des sie 
annullircndcn Decrctes sei, so denke ich doch, dass man cs am Ende nicht 
wird aufrcchthaltcn können, weil die Väter, die die entgegengesetzte Meinung 
verfechten, behaupten, dass diese Materie zum Dogma gehöre, oder doch 
auf das Dogma begründet sei, und dass folglich das Concilium ein solches 
Dccrct nicht erlassen könne, wenn man nicht vorher bestimmt entscheidet, 
dass die Kirche derlei geheime Contractc annulliren könne, was diejenigen, 
die das De'crct annchmcn, beständig in Abrede stellen.“ Am 23. August 
schreibt der Erzbischof von Zara, indem er das Ende der Abstimmungen 
ankiindet: „Alle Täter haben 'endlich diesen Morgen vollends ihre Stimmen 
über das Sacrament der Ehe abgegeben. Obwohl das Decrct der geheimen 
Ehen fast ebenso viele Widersacher, wie früher, gehabt hat, so hofft man 
nichtsdestoweniger doch, da sic in ihren Meinungen, besonders darüber, dass 
die Kirche dieses Recht habe, nicht mehr so fest gewesen sind, dass das 
Dccrct werde verbleiben, und sich vielleicht auf alle Arten von Ehen, die 
Angesichts der Kirche geschlossen worden sind, werde erstrecken können. 
Ich denke auch, dass man im 7. Canon, wo diejenigen verurthcilt werden, 
welche die Auflösung des Ehebandes aus Ursache der Unzucht behaupten, 
Acht geben werde, die katholische Wahrheit in Bezug auf ein die Praxis der 
Griechen so sehr berührendes Dogma fcstzustellen, obwohl es geschehen 
könnte, dass man ein wenig Mässigung hineinlege, um den Canon nicht so 
herb zu machen.“ 

Die Theologen revidirten die Canonen und Dccrcte gemäss den Abstim¬ 
mungen der Täter, und beschäftigten sich damit thätig bis zum 5. September. 
Die Dclibcrationen konnten am zweiten Tage darauf wieder beginnen; man 
wurde bald gewähr, dass die Opposition in Ansehung des Artikels der ge¬ 
heimen Ehen ihre ganze Stärke bcibchielt. Lassen wir den Erzbischof von 
Zara sprechen, der am 6. September 1563 schreibt: „Gestern Nachmittags 
übergab man die Abschrift der Canonen und Dccrcte Uber die Ehe, und 
morgen in der Frühe wird man eine Congregation abhalten, um über diese 
Artikel zu sprechen; obwohl sie bisher schon mehrere Male untersucht und 
discutirt worden sind, so werden sie doch nicht ohne irgend eine neue 
Controverse durchgehen, oder vielmehr man wird die alten erneuern; denn 
es gibt ungefähr 40 Prälaten oder Täter, die darauf bestehen, die geheimen 
Ehen aufrecht halten zu wollen, gegen die Ansicht des ganzen übrigen Con- 
ciliums. Sie stützen sich vielleicht mehr auf gewisse Namen, die sie zu 
gewinnen gewusst haben, als auf Gründe, wie man das aus der Vergleichung der 
Ans ichten, hat abnehmen können, die zwei- oder dreimal über diesen Artikel ab- 



gegeben worden sind. Ein Brief vom 13. Sept. belehrt uns, dass lieh zwei der 
Cardin al-Legaten unter die Opponenten gereiht hatten: „Man hat am Mittwoch 
früh angefangen, Uber die nach den Bemerkungen der Viter corrigirten Decrcte 
and Canonen Ober die Ehe zu sprechen, und obwohl es das Ansehen hatte, als 
wollte sich am ersten Tage die ganze Controverse Aber die geheimen Ehen von 
Neuem entspiunen, so dass man wieder die langen Diseussionen hören su 
müssen glaubte, die das erste Mal ttber diese Materie gehalten worden waren, 
so ist die Sache doch sehr gut abgelaufen; denn es haben den ganzen heu¬ 
tigen Tag so viele Viter gesprochen, dass wir uns sicher versprechen können, 
Freitags oder Samstags die Untersuchung dieses Artikels zu vollenden. Die¬ 
jenigen, welche von Anfang an die geheimen Ehen haben aufrecht erhalten 
wollen, bleiben fest bei ihrer Meinung; aber bei alledem werden sie doch 
nur eine sehr geringe Minorität bilden, und daher denkt man, dass das so 
vielmal vorgebrachte Decret endlich doch nach der Mehrzahl der Stimmen 
werde festgesetzt werden. Msgnr. der Cardinal Madruzzo will auf keine 
Weise zugeben, dass die Kirche diese Ehe annullircn könne, und (was von 
sehr hoher Wichtigkeit ist) die beiden Legaten, der Cardinal von Varmiä 
und der Cardinal von Simonetta sind der gleichen Ansicht.... Trient, am 
9. September 1563.“ 

Die Diseussionen endeten aber nicht so bald, als es der Erzbischof 
hoffte; sic nöthigten, die öffentliche Sitzung aufzuschieben, die auf den 
13. September festgesetzt worden war. Er kündet es mit einem tiefen Ge¬ 
fühle des Bedauerns in einem Briefe von diesem Tage an. „Was man seit 
einigen Wochen als zweifelhaft ansah, dass heute die Sitzung nicht statt 
haben werde, das hat sich endlich realisirt. Alle diese Tage her haben die 
Herren Legaten wohl viele Versuche gemacht, um zu sehen, ob man sie 
wenigstens mit den blossen Dccreten über die Ehe feiern könnte; aber alldt 
ihre Bemühungen sind fruchtlos gewesen. Die Schwierigkeit kommt vor¬ 
züglich von diesen geheimen Ehen, obwohl 150 Väter unter 200 entschieden 
hatten, dass sie die Kirche annulliren könne und müsse, so hat nichtsdesto¬ 
weniger das Ansehen von 50 Anderen, die einer entgegengesetzten Ansicht 
sind, die Kraft gehabt, gegen alle Vernunft die Definition dieses Artikeln 
zu verhindern. Ausserdem, dass dieses sehr übel ist, weil die Sitzung hat auf¬ 
geschoben werden müssen, so fürchte ich, dass es des Beispieles für die 
Zukunft wegen noch gefährlicher sei, weil man wird glauben können, daäs 
die, bis jetzt auf den Concilien immer beobachtete Regel nach dem Aas¬ 
spruche des grösseren Theiles zu urtheilen, nicht der gesetzliche und sichern 
Weg sei, den man bei diesen Urtheilen beobachten müsse. MM. die Legaten 
von Varmiä und Simonetta sind die vorzüglichsten Vertheidiger der geheimen 
Ehen, und ihr Ansehen, verbunden mit der kleinen Anzahl von Vätern, wo¬ 
von ich sehon gesprochen habe, ist die Ursache, dass wir in diese Schwie¬ 
rigkeit gerathen sind; ich fürchte, dass sie im Geiste der Väter mehr Sprö¬ 
digkeit erzeuge, als man bei irgend einem andern, bisher behandelten Gegen¬ 
stände gesehen hatte.“ 



Der nämliche Brief (vom 13* September) referirt über eine merkwür¬ 
dige Conferenz, -die bei den Legaten in Gegenwart der Gesandten stattfand. 
Wir glauben nicht, dass die Geschichtschreiber davon geredet haben. Sie 
entdeckt ans einige Feinde des trennenden Hindernisses der Clandestinität 
im Schosse des Conciliums, bevor es die Controverse, endgültig abscbloss« 
„Mitwoch Nachmittags, da die zwei obbemeldeten Herren, und vorzüglich 
der Herr Cardinal von Varmia sich beklagten, dass diese Materie nicht hin¬ 
länglich untersucht worden sei (als wenn man bei den allgemeinen Congre- 
gationen seit der letzten Sitzung etwas Anderes gethan hätte, als diesen 
Gegenstand in langen und sehr subtilen Discussionen zu behandeln), Hess 
man einige Theologen im Hause des Herrn Cardinal Morone, in Gegenwart 
der beiden Cardinäle von Lothringen und Madruzzo, ihrer Excellenzen der 
Botschafter der Fürsten und mehrerer anderer Väter zusammen kommen, um 
miteinander conferiren, die wahre Entscheidung dieses Zweifels ermitteln 
zu können. Dort war einerseits Meister Adrian von Venedig, aus dem 
Prediger-Orden, der spanische Doctor Torres, der P. Lainez, Salmeron, ein 
französischer Doctor, Namens Pelletier, ein Doctor von Löwen, und ein Eng¬ 
länder, welche behaupten wollten, dass die Kirche die geheimen Ehen nicht 
annulliren könne; doch ergab sich der besagte Pelletier gleich am Anfänge 
der Conferenz, indem er sagte, dass er nicht behaupte, die Kirche könne 
nicht, sondern dass sie nicht hinreichende Ursachen habe, dieses trennende 
Hinderniss einzuführen. Von der anderen Seite war der Dr. Franz Forrieri 
aus dem Orden des heil. Dominicus und der Doctor Payva, beide Portugiesen, 
der französische Doctor Vigor, der spanische Doctor Fontidonio, und der 
gleichfalls französische Doctor Du Pr6, die die gemeine Meinung behaupteten. 
— Im Ganzen war diese Conferenz, die bis zum Abende dauerte, nur 
Lärm und Streit; man vernahm dort nichts, was nicht einer- oder ander¬ 
seits bereits in den Congregationen mit mehr Buhe und Würde gesagt worden 
wäre.“ 

Der Erzbischof berichtet von sehr lebhaften Discussionen zwischen Payva 
und Meister Adrian, zwischen dem Bischof von Fünfkirohen und dem 
P. Lainez, und fügt bei: „So hat nach meiner Ansicht diese Conferenz kein 
anderes Resultat gehabt, als eine grössere Herbe in dem grösseren Theä 
der Väter zu erregen, die es für sehr sonderbar, halten, dass das, was der 
Majorität der Versammlung gefallen hat, in der Folge von vier Theologen 
in Zweifel gestellt werde, die vernünftigerweise ihrer Ansicht folgen sollten... 
Trient, 13. September 1563.“ 

Die Controverse schlummerte nun sechs Wochen lang; wenigstens haben 
Wir in den Briefen des Erzbischofs von Zara nichts bemerkt bis auf jenen 
vom 28. October, der Uber die vierte Abstimmung der Väter über die Artikel 
von der Ehe berichtet. Auch diesmal noch sprechen sich 50 Stimmen gegen 
das Decret de clandestinis aus. „Die allgemeine Congregation der Väter 
wurde am Mittwoch zusammenberufen, auf dass sie kurz ihre Meinung über 
die zum vierten Male vorgeschlagenen und untersuchten Canonen und Decrete 
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von der Ehe zu sagen hätten; and drei Congregationen beendigten alle Abstim-* 
aiungen, von denen der grössere Theil das Decret Über die geheimen Ehen 
billigte; und obwohl beiläufig 50 der Ansicht waren, die Einen, sie nicht za 
anaulliren, die Andern, die Frage an unsern heil. Vater, den Papst zu ver¬ 
weben, so hofft man doch, dass am Sitzungstage alle die nämliche Entschei¬ 
dung ergreifen werden, oder wenigstens die Zahl der Widersprecher sehr 
klein sein werde.“ Der Brief vom 11. November erstattet Bericht über die 
lebten Congregationen und die öffentliche Sitzung, in welcher 40 Stimmen 
gegen das oft berührte Decret protestirten: „Ihre Erlauchten (die Cardipal- 
Legatcn), die beiden Cardinäle (von Lothringen und Modruzzo) und die 
Deputirten verblieben, um die Dccrete vollends in Ordnung zu bringen. 
Dann, um 9 Uhr, kehrte man in die Congrcgation zurück bis 3 Uhr Nachts. 
Man las Anfangs alle Canonen und Dccrete über die Ehe, dann sammelte 
inan die Stimmen; es fand sich kein anderer Widerspruch, als bei dem De- 
crete über die geheimen Ehen, die bis auf vierzig Vertheidiger hatten. Da 
sic aber in der Minderheit sind, so wird das die Publication des Decrets 
nicht hindern.“ Ein wenig später, wo er von der öffentlichen Sitzung spricht, 
in der die Decrete promulgirt wurden: „das Decret de clandestinis hat vierzig 
Widersacher gehabt, und vierzehn haben sich auf den Willen Sr. Heiligkeit 
beschieden, wie solches auch die Herren Legaten Morone und Simonetta 
gethan haben. Der Herr Cardinal von Varmia war wegen kleinen Unwohl¬ 
seins nicht gegenwärtig; einige haben selbes der Unzufriedenheit zu geschrieben, 
die er über das Decret über die geheimen Ehen empfand. Trient, am 
11. November 1563.“ 

Wenn es wahr ist, was Pallavicini sagt, dass kein Disciplinargesetz 
des Concils von Trient an Wichtigkeit demjenigen über die geheimen Ehen 
gleichkomme, so ist es auch wieder wahr, dass keines so viel Opposition 
begegnete und länger debattirt wurde. Die Zweifel, welche die Wider¬ 
sprechenden in Bezug auf die Gewalt der Kirche festhalten wollten, waren 
nicht begründet, wie es der Erzbischof von Zara sehr gut bemerkt. Heut¬ 
zutage, nach der apostolischen Bestätigung und der Promulgation des De¬ 
kretes über die geheimen Ehen würde es grosse Vermessenheit sein, dieselbe 
in Zweifel zu ziehen. Eine andere Sache, die sich bei dieser langen De- 
liberation klar herausstellt, ist die Incompetenz der weltlichen Gewalt. Die 
Fürsten verlangten vom Concil die Nullität der geheimen Ehen, und ihre 
Botschafter wohnten den meisten Berathungen bei, namentlich der berühmten 
Conferenz, über die wir nach den Briefen unseres Kirchenfürsten berichtet 
haben. Würden sie diese Forderung an die kirchliche Gewalt gestellt 
haben, wenn sie nicht überzeugt gewesen wären, dass sie aus eigener Macht¬ 
vollkommenheit diese geheimen Verbindungen nicht annulliren könnten? Die 
Botschafter waren Zeugen jener langen Discussionen, die beinabe zehn 
Monate dauerten; sie sahen die Gefahr, die die Forderung der Fürsten vor 
der furchtbaren Opposition lief, die bis auf den letzten Tag alle ihre Kraft 
bewahrte; und doch hatte Niemand den Gedanken, als könnten'die weltlichen 
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Fflrs(en in Ermanglung des Concils und der Kirche ein (rennendes Ehe- 
hinderniss der Clandestinität aufstdlen. Der König von Frankreich wollte 
die Feier des Ehccontraclcs noch durch engere Bande der kirchlichen Gewalt 
unterwerfen 5 er verlangte, dass man jede Ehe annullire, die nicht in der 
Kirche mit dem Segen der Priester gefeiert worden wäre. Das Coneil be¬ 
gnügte sich, die Ehen vor dem Pfarrer, als amtlichen Zeugen des Contractcs; 
vorzuschreiben; aber diese Assistenz, wovon der Papst dispensiren und di« 
der Bischof einem andern Priester delegircn kann, muss nicht nothwendig 
in der Kirche stattfinden, und die hochseitliche Einsegnung ist nur eine von 
deip Nebenfeierlichkeiten, deren Unterlassung die Ehe nicht ungültig macht. 

Wir haben ein Wort gesagt in Bezug auf den die Ehescheidung be¬ 
treffenden Canon. In den Briefen unseres Kirchcnfürsten finden wir folgende 
Erläuterungen. Jener vom 9 . August ist der erste, in dem er davon spricht. 
„Was die Canoncn über die Ehe betrifft, so vermuthe ich, dass ausser dem 
Gegenstände der geheimen Ehen, der noch Schwierigkeiten finden wird, sich 
neue Controversen bei Gelegenheit des \ 7 II. Canon erheben werden, in An¬ 
betracht, dass die Prälaten, welche die Kirchen in Griechenland inne haben, 
nicht zugeben wollen, dass man ihre Griechen anathematisire, die, nach dem 
Gebrauche der orientalischen Kirche, die Freiheit haben, die Frauen aus 
Ursache des Ehebruches zuriickzuschickcn, und eine andere Ehe zu schliessen; 
und sie wurden auf dem Coneil zu Florenz nicht cxcommunicirt, sowie sie 
nachher die Kirche nicht von sich getrennt hat. Man sagt, die Botschafter 
von Venedig werden durch eine schriftliche Eingabe protestiren, damit man 
ihren griechischen Unterthanen in diesem Punkte keinen Eintrag thue. 
Ausserdem hat man mehrere Aussprüche und Zeugnisse der heil. Kirchen¬ 
lehrer oder der Concilicn gesammelt, die nachweisen, dass die Kirche vor 
Alters im Falle des Ehebruches die Scheidung erlaubte. Daher möchten 
diejenigen, die diese Meinung begünstigen, einen so gefassten Canon machen: 
„Si quis dixerit, Ecclesiam in co errare, quod non permittit matrimonia 
propter causam fornicationis dissolvi, Anathema sit. Andererseits, da es 
seltsam erscheint, zu definiren, dass dieses Verbot einzig von der Kirche 
komme, so glaube ich gewiss, dass wir Mühe haben werden, aus dieser 
Verlegenheit herauszukommen; aber die Güte Gottes wird nicht ermangeln, 
uns über die Weise zu erleuchten, die wir beobachten müssen, um die katho¬ 
lische Wahrheit auf das Beste festzustellen. Trient, am 9 . August 1563.“ 
Kaum waren zwei Tage verflossen, als die venetianischen Gesandten ihr 
Gesuch einreichten. 

Der Erzbischof von Zara schreibt am 12 . August 1563: „Gestern 
Morgens begannen die Congregationen, um die Gegenstände zu behandeln, 
von denen ich Ew. Erlaucht jüngst sagte, dass sie vorgeschlagen worden 
wären; bevor man zu den Abstimmungen schritt, las der Secretär (den 
Concils) ein schriftliches Gesuch der Gesandten von Venedig vor, dessen 
wesentlicher Inhalt war, dass, da die Griechen den Gebrauch hätten, ihre 
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die Gesandten das Coneil bittlich ersuchten, im Interesse ihrer Staaten im 
Morgenlande, sie nicht in diesem TU. Canon 211 cxcommuniciren und zu 
anathematisircn, au mal die Kirche sie immer geduldet, und bis jetst in ihrer 
Gemeinschaft erhalten habe, obwohl sie wusste, dass sie diesen Gebrauch 
hätten. Gleichseitig Hessen sie eine Form des Canons Vorschlägen, von der 
sie glaubten, dass sie von den Vätern angenommen werden kifnnte, um di« 
Wahrheit festsustellen, ohne dieser Nation Eintrag au thun ; sie nähert sich 
derjenigen, die ich dfese leisten Tage Ew. -Erlaucht in diesen Ausdrücken, 
«der ungefähr so, übersendet habe: „Si quis dixerit, S. Rom. et Apost« 
Ecdesiam in eo peccare, quod tenct et docct licere conjugatis etc. Anathema 
sit. Der Herr Cardinal yon Lothringen fing dann an, sein Votum su sagen $ 
er billigte cs insbesondere, dass man den VII. Canon aus Rücksicht für die 
Griechen, nach der Forderung der venetianischcn Gesandten ermässige.... 
Da Einer der Väter, cs war, glaub’ ich, der Erzbischof von Kandia, gesagt 
hatte, dass man die Griechen nicht verurtheilcn solle, ohne ihre Gründe stf 
hören, und dass man sie hätte vorläufig auffordern und cinladen sollen, so 
beaeugte der Herr Cardinal von Varmia, der in Abwesenheit des Herrn 
Cardinais Morone der ersto Legat war, dass, als unser heil. Vater das 
Coneil zusammenrief, er einen Nuntius an den Moskowitcn schickte, welcher 
der vornehmste unter den Herren griechischen Glaubens ist. Aber dieser 
Nuntius habe, als er in Polen angekommen, wegen der Kriege nicht weiter 
geben können.“ 

Der Bischof von Leon sprach mit Kraft gegen die Forderang der 
Venetianer, wie wir aus einem Briefe vom ,19. August ersehen: „Der Bischof 
von Leon, ein Spanier, gab vorgestern sein Votum ab, und vertheidigto den 
Canon VII gegen das Gesuch der venetianischcn Gesandten mit vielen Beweis¬ 
gründen. Er sagte, man solle diese Wahrheit, die besonders von den 
Häretikern unserer Tage bekämpft werde, nicht verhehlen. Wenn die Griechen 
je in eine wahre Vereinigung mit der katholischen Kirche treten wollten, so 
müssten sie nicht nur dem Irrthume in diesem Punkte entsagen, nämlich, 
dass es erlaubt sei, die Frauen aus Ursache der Fornication zu entlassen 
und eine andere Ehe zu schliessen, sondern sie müssten auch einige andere 
fahren lassen, die sie hartnäckig behaupten; die Stellen mehrerer alten 
Kirchenlehrer und Concilien, die man zu Gunsten dieser Meinung anführe, 
sagten nicht das aus, was. man beweisen wollte, wie er sich bemühte, es 
klar zu zeigen, indem er die nämlichen Stellen las und untersuchte. Ich 
glaube, dass, wenn er Einer der ersten gesprochen hätte, er mehrere Väter 
veranlasst hätte, das Urtheil, über die Forderung besagter Gesandten zn 
unterstützen.,.. Trient, am 19. August 1563.“ Nichtsdestoweniger stellt 
es der Erzbischof in seinem Briefe vom 23. als wahrscheinlich dar, dass 
der Canon VII gemildert würde, wie man oben gesehen hat. 
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Publication des Coneils von Trient. Bürgerliche Ehe. Hebet diejenigen, 
welche den Eheconsens empfangen können 

1. Die Debatten, deren Geschichte wir so eben dargcsteilt haben, hin-* 
derten das Concil 211 Trient nicht, endlich das Decret abzufassen, das diel 
heimlichen Ehen annuliirte. Es schrieb also vor, in Gegenwart der Pfarrer 
and zweier oder dreier Zeugen za contrahiren, - mit dem Beisatze jedoch, 
dass dieses Decret seine Wirkungen nicht erlangen würde in jenen Pfarreien, 
wo es nicht publicirt worden wäre. Was für einen Modus der Publication 
braucht es aber, um annehmen zu können, dass das trennende EhehindernisS 
der Glandestinität bestehe? 1 * Man muss antworten, dass die Publication in 
den Pfarreien in einer den Pfarrangehürigen verständlichen Sprache gemacht 
worden sein müsse. Die Congregation des heil. Officiums wurde im Jahre 
1669 in Bezug auf die Ehen der Christen von Malabar befragt, wo die 
Gründe zu zweifeln, ob die heimlichen Verbindungen ungültig seien, folgende 
waren: Obwohl der Erzbischof von Goa das Concil von Trient auf einer 
Synode angenommen hatte, so kannten es die Christen doch nicht, weil es nie ta 
der Volkssprache publicirt worden war; die heil. Congregation antwortete 
auf diese Anfrage, dass die auch ohne die Gegenwort des Pfarrers contra-' 
hirten Ehen gültig seien, wenn das Decret des Coneils von Trient (sess. 24 
de reform. matr. c. 1) nicht in den Pfarreien in verständlicher Sprache be¬ 
kannt gemacht worden sei, oder wenn es nirgends als Decret dieses Coneils 
angenommen und beobachtet worden sei, oder wenn sich die Erinnerung 
davon gänzlich verloren habe. Wenn jedoch eine-Erinnerung vorhanden sei, 
in Bezug auf Gegenwart oder Vergangenheit, dass die Ehen vor dem Pfarrer 
und den Zeugen als kraft der Vorschrift des Coneils von Trient contrahirt 
zu werden pflegten, so stünde die Vermuthung dafür, dass die Publication 
in den Pfarreien stattgefunden habe. 

2. Also sind die ohne die Gegenwart des Pfarrers und der Zeugen 
contrahirten Ehen nicht ungültig in jenen Pfarreien, wo das Gesetz des 
Coneils nie veröffentlicht und befolgt wurde. Da sind sie das, was sie 
überall in der Kirche vor derZeit des Coneils waren; obwohl unerlaubt und 
streng verboten, unterliegen diese Vereinigungen jedoch nicht dem trennenden 
Ehehindernisse. Wir haben in dem früheren Artikel die apostolischen, aaf 
die geheimen Ehen bezüglichen Decrete in den Missionen citirt, nach denen 
man die Gläubigen dort von diesen geheimen Verbindungen abzuhalten Sachen 
soll, die die Kirche aus gerechten-Ursachen immer verabscheut hat; nichts 
desto weniger schreibt die Congregation des heil. Officiums vor, diejenigen 
nicht zu beunruhigen, die eine Ehe vor Christen allein eingehen, so oft es 
an dem Orte, oder in der Nachbarschaft keinen von dem Ordinarius dazu 
verordneten Regular- oder Säcular-Priester gebe, an den man sich ohne 
Gefahr wenden könne. Uebrigens ermahnt man, der Würde des Sacramentes 
wegen, die Gläubigen, sich vor dem Missionär bei seiner Wiederkunft zu 
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stellen, and von ihm die eheliche Einsegnung nachzusuchen; dieser aber er¬ 
klärt , bevor er sie ertheilt, dass die Gültigkeit der Ehe davon keineswegs 
abhänge. Dieses schreibt das Decret vom 15. Februar 1780 vor. Aposto¬ 
lische Vicare machten einst den Vorschlag, in Ermanglung des Priesters 
wenigstens die Gegenwart von Zeugen unter Strafe der Ungültigkeit vorzu- 
schreiben; aber der heil. Stuhl erlaubte es nicht. Fügen wir bei r dass die 
Gültigkeit der geheimen Ehen eine Menge praktischer Fragen hervorruft, die 
in den für die Missionen bestimmten theologischen Büchern behandelt so 
werden verdienen, und wovon die vorzüglichsten durch die Decrete der hei¬ 
ligen Congregatienen der Propaganda und des heil. Officiums entschieden 
worden sind. 

3. Die Kirche, welche die Gültigkeit der geheimen Ehen in den Ländern, 
von denen wir eben gesprochen haben, anerkennt, erklärt sie überall, wo 
das Decret des Conciliums promulgirt worden ist, immer als ungültig und 
ohne Kraft; sie zeigt durch diese Verschiedenheit des Vorgehens klar ihre 
-hohe -Jurisdiction über den ehelichen Contract, weil sie dabei von der Beob¬ 
achtung des positiven Gesetzes, das sie gegeben hat, das Bestehen oder die 
Ungültigkeit abhängig macht. Man kann bei Benedict XIV. (Inst. eccl. 46) 
einige Erläuterungen einsehen, welche die heil. Congregation des Goncils in 
Bezug auf die ohne die Gegenwart des Pfarrers eingegangenen Ehen erlassen 
hart; wir werden nur Eine anführen, die in folgenden Ausdrücken abgefbsst 
ist: „Fuit contractum matrimonhim in civitate Messanae post publicationem 
Decretorum Concilii Tridentini per verba de praesenti, et mutuum consensum, 
non factis publicationibus, nee praesente parocho, nisi tantummodo Notario, 
et Testibus etc. Humiliter ab Illustrissimis DD. VV. petitur, declarari, an 
supradictus contractus matrimonii, cum sit fäctus contra formam traditam 
per Decretum ejusdem Concilii de contrahendo matrimonio, sit adeo nullus, 
quod nempe transeat in sponsalia de futuro. Sacra ete. censuit, non trans- 
ire. Et quid, quando promissio est de praesenti, id est, cum dixit vir: Ego 
te-in uxorem; et mutier: Ego te in maritum aecipio? Sacra etc. censuit, 
promissionem hanc non valere, neque üt matrimonium, neque in vim spon- 
salium de futuro.“ (loc. cit. n. 23.) 

4. Das Concilium von Trient machte die trennenden Wirkungen seines 
Decretes von der Promulgation abhängig, die in der einzelnen Pfarrei ge¬ 
schehen sein müsse, um auf Einen Schlag die Ehen aller Häretiker zu an- 
nulliren. Der König von Frankreich, wie man oben gesehen hat, verlangte 
vom Concilium, es sollte jede Ehe für ungültig erklären, die nicht in der 
Kirche gefeiert, und vom Priester eingesegnet worden wäre; eine solche 
Anordnung hätte, wenn sie angenommen worden wäre, die Häretiker alter 
Länder verhindert, je gültige Ehen einzugehen; sie hätte die Katholiken selbst 
in die Unmöglichkeit versetzt, sich zu verheirathen, so oft sie keinen Priester 
gehabt hätten, wie das bei den Missionen häufig vorkommt; sie hätten, mit 
Einem Worte, die Ehe den andern Sacramenten gleichgestellt, deren Aus¬ 
spender nothwendig die Priester sind, und aus der Untertassosg der ehe» 
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liehen Einsegnung ein trennendes Hinderniss, gemacht. Füge man dem noch 
die auf die Einwilligung der Eltern bezüglichen Forderungen hinzu, und man 
wird bcurtheilen können, was da noch der Freiheit des Ehccontractes übrig 
geblieben wäre. Das Concilium hütete sich vor solchen Ausschreitungen» 
-Nachdem es sich geweigert hatte, die Einwilligung der Eltern unter Strafe 
der Ungültigkeit vorzuschrcibcn, iiess es der Ehe der Häretiker ihre volle 
Gültigkeit in den mit katholischen Seclcnhirtcn nicht versehenen Gegenden; 
ferner wollte es für .die Länder, wo es deren gäbe, nicht, dass die Leichf 
iigkeit, mit der sich die Häretiker an sie wenden konnten, ein hinreichender 
Grund sein sollte, ihre Ehen, wenn sie es nicht thäten, für ungültig zp err 
klären. Alles sollte von der Promulgation abhängen, welche das Decret in 
jeder der christlichen Pfarreien erhalten würde, ohne dass das Concilium 
vorschrieb, sie an allen' den Orten vorsunehmen, die da noch katholische 
Gesellschaften. in sich bergen würden. Der apostolische Stuhl hat in der 
Folge seine Herablassung so weit getrieben, dass er die Gültigkeit der Ehe 
der Häretiker in jenen Gegenden sanctionirte, wo das Concilium pflicht¬ 
gemäss promulgirt worden war; Zeuge dessen die Dcolaration Benedicta X1Y. 
in Bezug auf Belgien, welche die Päpste in der Folge auf andere Länder 
ausgedehnt haben. 

5. Weit entfernt, eine solche Mässigung nachzuahmen, haben die prote¬ 
stantischen Fürsten die Katholiken mehr als einmal verpflichten wollen > vor 
den häretischen Kirchendienern zu erscheinen, wie um sie zu zwingen,.vor 
ihnen die Ehe zu contrahiren. Benedict XIV. citirt (de Synode I. 6. c. 7) 
ein Decret der Congregation des heil. Officiums, das dahin gebt, dass, die 
Katholiken sündigen würden, indem sie vor einem protestantischen Pastor 
erschienen, ut minister addietns sacris; man hatte dargestellt, dass an mehrern 
Orten, nach Schliessung der Ehe vor ihrem Pfarrer und den Zeugen, die 
Katholiken, sich, um grossen Schaden zu vermeiden, neuerdings vor dem 
protestantischen Pastor verbinden müssten, und man fragte, ob darin eine 
Sünde läge? Die heil. Congregation antwortete am 29. November 1674: 
„Quatenus minister assistat matrimoniis catholicorum uti minister politicus, 
non peccare contrahentcs. Si vero assistat ut minister addictus sacris, non 
Jicere,. et tune contrahentcs peccare mortalitcr et esse monendos.“ (Loc. cit.) 
Denn da sie die Ehe schon vor dem katholischen Pfarrer und den Zeugen 
geschlossen hatten, so konnten sie in der Folge nur mehr einen- rein bür¬ 
gerlichen Act vor dem protestantischen Pastor verrichten. Die in den apo¬ 
stolischen Briefen „Reddttae nobis“ von Benedict XIV., unter dem 17; Sep¬ 
tember 1746 enthaltene Instruction schreibt in der That vor, die Katholiken 
■wohl zu unterrichten, dass sie, wenn sie vor einer bürgerlichen Obrigkeit, 
oder einem häretischen Kirchendiener der Ehe wegen erscheinen, einen blos 
rein bürgerlichen Act erfüllen, und dass sic dann keineswegs ihre Ehe 
schliessen; und folglich selbst dann, wenn sie diese bürgerliche und rein 
politische Ceremonie erfüllt haben, müssen sie sich enthalten, unter dem 
nämlichen Dache bei einander zu wohnen, und es nicht aufschieben, der 
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Kirche zu gehorchen, indem sie ihre Ehe nach deren Gesetzen ein- 
gehen. — 

6» Diese Regeln wurden in den berühmten Antworten sanctionirt, welche 
dem Bischöfe von Lu$on unter dem 28. Mai 1792 von einer besonderen 
Congregation von Cardinälen in Beäug auf die Ehen gegeben wurden, deren 
Feier vor den Munieipalitäten Frankreichs vorgeschrieben war; denn indem 
man erlaubte, vor ihnen die geforderte Erklärung abzugeben, um die bürger¬ 
lichen Wirkungen geniessen zu können, ermahnte man die Katholiken, immer 
vor Augen zu haben, dass sie dort keine Ehe schlossen, und dass sie nur 
einen rein bürgerlichen Act verrichteten: Illudque semper prae oculis habentes, 
nuUum ab ipsis tune contrahi matrimonium, sed actum mere civilem exer- 
ceri. ($. 4.) Man empfahl ihnen ferners, die Ehe vor Zeugen einzugehen, 
bevor sie sich bei der Municipalität stellten, um die vorgeschriebene De¬ 
claration abzugeben, und da sich mehrere der Gläubigen in der Unmöglichkeit 
befanden, sieh an den katholischen Pfarrer zu wenden, so erklärte die hei¬ 
lige Congregation, dass die vor Zeugen, ohne die Gegenwart des Pfarrers 
contrahirten Ehen in jeder Hinsicht gültig und erlaubt sein sollten. (§. 3.) 
Diese Anempfehlung, die Ehe einzugehen, bevor man sich vor der Munici¬ 
palität stellte, erklärt sich aus dem Artikel 2 der Antworten: Da die Muni¬ 
zipalitäten den von der Nationalversammlung vorgeschriebenen Eid abgelegt 
haben, so würden alle diejenigen, die sie ausmachten, mit gutem Rechte für 
Schismatiker oder wenigstens für Begünstiger des Schismas angesehen; daher 
für die Katholiken die strenge Pflicht, nicht die Ehe vor der Municipalität 
oder vor dem von ihr ernannten Beamten zu contrahirem Da der grösste 
Theil der Pfarrer vor der Verfolgung fliehen musste, so genügte die Gegen¬ 
wart der Zeugen, um die Ehe gültig zu contrahiren; und darum empfahl 
man, es vor katholischen Zeugen zu thun, bevor man vor den Municipalen 
erschiene, deren Gegenwart, als einfache Zeugen, genügt haben würde, um 
die Ehe zu validiren, wenn die Parteien cs in ihrer Gegenwart hätten thun 
wollen. 

7. Nicht blos in den protestantischen Fürsten unterworfenen oder von 
Revolutionen heimgesuchten Ländern sind die Katholiken den Formalitäten 
der bürgerlichen Ehe unterworfen worden; auch die Missionen bieten Fragen 
dieser Art. In China z. B. ist es zuweilen vorgekommen, dass man nicht 
nur christlichen Ehe schreiten konnte, bevor man nicht die bürgerlichen 
Gebräuche beobachtet hatte; dann hat man sich gefragt, ob die Gatten in 
diesem Falle nicht ihre Einwilligung de praesenti erlaubter Weise suspendirea 
könnten, um das Verbrechen der Clandestinität zu vermeiden; nämlich so, 
dass sie, indem man die öffentlichen und gewohnten Ceremonien erfüllte, 
einfach die Absicht hatten, die Ehcgelöbnissc zu bestätigen, und nicht die 
wahre Ehe zu contrahiren, die nur nach den Regeln der Kirche eingegangen 
werden kann: alles dieses geschah mit Vorwissen der Christen, aber ohne 
.Wissen der Ungläubigen, welche vielmehr glaubten, dass man wirklich die 
•Ehe schlösse, anstatt dass sich die Christen einfach Vornahmen, ihre Ehege- 
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löbnisse zu bestätigen. So forderten es die bürgerlichen Gesetze. Weit 
entfernt, diese Christen zu verpflichten, dies nicht zu thun, was den Haas 
der Ungläubigen hatte herausfordern können, übersendete der apostol. Stuhl 
die in den apostolischen Briefen „Redditae nobis“ von Benedict XIV. ent¬ 
haltene Instruction, die den Katholiken anempfiehlt, sich wohl zu erinnern, 
dass sie einen blos bürgerlichen Act begehen, indem sie vor dem Magistrate 
erscheinen, und dass sie sich beeilen müssen, nachdem sie die Gesetze des 
Staates erfüllt haben, auch diejenigen der Kirche zu erfüllen, indem sie die 
Ehe nach ihren Vorschriften contrahiren. In dem nämlichen Geiste hat er 
den Christen von Tonkin erlaubt, einige bürgerliche Ceremonien zu beob- 
achten, die theils die Bezahlung der Brautleute-Taxe nach dem Gebrauche 
-des Landes (Cheo lang), theils die bürgerlichen Grade der Blutsverwandt** 
Schaft, theils die drei Jahre der Todtentrauer betreffen. Der apostol. Stuhl 
hat, indem er erklärte, dass diese bürgerlichen Vorschriften die Ehe nicht 
trennten, und indem er verodnete, die Gläubigen davon wohl-zu unterrichten, 
den Wunsch ausgedrückt, dass sie sich solchen Formalitäten unterwerfen 
• möchten, um den Hass der Heiden und die gewaltsamen Auflösungen der 
Ehen von Seite der bürgerlichen Richter zu vermeiden. Was die Frage an¬ 
belangt, ob die nämlichen bürgerlichen Vorschriften die Ehen unter Ungläuf 
bigen trennen, so hat der heil. Stuhl dieselbe unentschieden gelassen. Er 
erlaubte also, sie zu beobachten, insoweit es die Christen betrifft; aber er 
licss den Missionären die Freiheit, sie zu verbieten, sobald sie erkennen 
würden, dass deren Beobachtung der Religion schädlich wäre, anstatt nützlich 
wie man es sich bei Erlheilung der Erlaubniss zum Ziel gesetzt hatte. 
Fügen wir bei, dass im Anfänge einige Missionäre, in der Meinung, die 
Gesetze des Reiches müssten auch bei den Ehen der Christen beobachtet 
werden, diejenigen für nichtig und ungültig erklärten, die diesen nämlichen 
Gesetzen entgegen contrahirt worden waren, und dass sie den Parteien er¬ 
laubten, andere Verbindungen einzugehen. Als diese Frage vor den heiligen 
Stuhl gebracht wurde, wusste man nicht mehr, welche die so für ungültig 
erklärten Ehen seien, noch wie viele es deren gebe. Da schrieb er vor, die 
Gatten in ihrem guten Glauben zu belassen. 

Dieses zeigt, wie weit das bürgerliche Gesetz von der Wirksamkeit 
der kirchlichen Gesetze in Bezug 'anf die Gültigkeit der christlichen Ehb 
entfernt ist. Die Kirche allein hat die Macht, den Ehecontract der Christen 
su dirimiren, und kraft dieses Rechtes hat sie das dirimirende Hinderniss 
der Clandestinität eingesetzt. Sehen wir nun, wer nach der Disciplin der 
Kirche diejenigen sind, vor welchen man erlaubter und gültiger Weise den 
Ehecontract dort abschliessen kann, wo das Decret des Conciliums' in Kraft 
besteht. 

8. Sowie der Papst vom Concilinm von Trient dispensiren und bewirken 
kann, dass eine Ehe durch die geheime Einwilligung der Gatten gültig sei, 
so kann er auch in der ganzen christlichen Welt als Zeugen der Ehe de- 
legircn, wen er will. Die heil. Poenitentiaria hat die Gepflogenheit, Breve's 
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gewähren, deren Träger ermächtigt sind, in Gegenwart ihres Pfarrers oder 
eines approbirten Beichtvaters gültig au contrahiren; sie thut es, unr die 
schon Contrahirten Ehen au revalidiren, oder wenn es sich um ein schon 
lange dauerndes Concubinat handelt, aus dem Kinder geboren sind, und wo 
die ganae Stadt der Meinung ist, dass die Goncubinäre wahre Gatten seien. 
Dieses sind die Umstände, unter denen die heil. Pönitentiarie an einen Con- 
fessarius ex approbatis adressirte Breven erlässt, um die Ehe aufaunehmen. 
Sie haben au einem sonderbaren Missbrauch Veranlassung gegeben, dessen 
Einaelheiten man im 28. Bande des thesaurus resolutionum der heil. Con- 
gregation des Concils S. 76 u. fg. nachlesen kann. Wir wollen ihn hier 
anführen, und mit diesem Beispiele die Sammlung der belehrenden Instruc¬ 
tionen der heil. Congregation beginnen. In Neapel also wollte der junge 
Herzog Pinelli sich mit Antonia Notari verheirathen, und wendete sich des¬ 
halb an einen Priester, der ein solches Breve von der Pönitentiarie besass, 
dessen Abtretung er auch wirklich von demselben erlangte. Die beiden 
Parteien stellten sich voV dem Pfarrer von S. Maria d’ Incoronatella, den sie 
mit dem Vorgeben täuschten, dass Antonia sein Pfarrkind sei, und sie 
schlossen vor ihm heimlich ihre Ehe. Der Herzog wollte die Zeugnisse über 
die Ehe um mehrere Monate vordatiren lassen, um sich den Verfolgungen 
zu entziehen, deren Gegenstand er von Seite der Civil-ObrigkeiteA war. Der 
Pfarrer entdeckte bald die Täuschung; er zerriss, wie er später sagte, das 
Breve, das proprio latorum parocho adressirt war, und schrieb die Ehe nicht 
in die Register ein. Sobald der Vorfall bekannt wurde, lies Caesar Pinelli, 
der Vater, die Gatten trennen, und verlangte vom erzbischöflichen Gerichts¬ 
höfe die Nichtigkeitserklärung dieser Ehe, die nicht vor dem gesetzlichen 
Plärrer contrahirt worden wäre. Man leitete die Angelegenheit gemäss der 
Bulle „Dei miseratione“ von Benedict XIV. ein; und nachdem man den 
jungen Herzog, die Frau, den Pfarrer und die Zeugen befragt hatte, um zu er¬ 
fahren, an wen das Breve adressirt gewesen, an den Pfarrer der Ueber- 
bringer oder an irgend einen Beichvater, konnte man nichts Gewisses er¬ 
mitteln, und eine endlose Menge von'Widersprüchen und Abweichungen bei 
den Zeugen liessen den grössten Zweifel obwalten. Der Richter liess sich 
das Register der geheimen Ehen der Pfarrei bringen, und fand mehrere 
Breven der Pönitentiarie von sehr nahen Daten, und sowohl an den Pfarrer, 
der Ueberbringer als an irgend einen Beichtvater adressirt. Endlich erklärte 
er, non constare de nullitate, und verordnete, in Bezug auf die Gültigkeit, 
die Beweise durch Vorlage des Breve zu erhärten. Der junge Herzog und 
Antonia appellirten von diesem Urtheilsspruche an die heil. Congregation des 
Concils, weil, wie sie sagten, die Ehe als gültig anerkannt werden müsste, 
sobald man sie nicht als ungültig erklärte. In der Ungewissheit, ob der 
Cardinal-Gross-Pönitentiar, der jeden approbirten Beichtvater delegiren kann, 
sein Breve an den Pfarrer oder an einen Beichtvater adressirt habe, 
musste man vermuthen, dass die Delegation diese letztere Form gehabt habe, 
weil der Pfarrer den Gatten, die nicht seine Pfarrkinder waren, seine Assistenz 
*'<*'« Archiv für kath. Sachenrecht, , II. Band. 30 



geleistet batte. Ungeachtet dieser Gründe sprach sich die heil. Congregation 
für. die Ungültigkeit der Ehe aus. An constet de nullitate, seu potius de 
validitate matrimonii: Sacra etc. Affirmative ad primam partem, negative ad 
sccundam. Das Breve war nicht für diejenigen ertheilt worden, die davon 
Gebrauch machen wollten. 

9. Die apostol. Nuntien, die mehr als blosse Botschafter sind, können 
Im Wirkungskreise ihrer Nuntiatur den Ehen assistiren, und Priester zu 
diesem Behufe delegiren. Ein Beispiel hievon ist im 12. Bande des thesaurus 
rcsolutionum der heil. Congregation des Conciliums zu lesen. Der Graf von 
Durozyn Sollohub, Schatzmeister des Grossherzegs von Litthauen, der sich 
mit der Gräfin Constantia Pakuva, Bannerträgerin des Grossherzogthums 
.ehelich verbinden wollte, erhielt vom apostol. Nuntius in Polen die Er¬ 
mächtigung, ohne Verkündigungen vor dem Pfarrer des Grafen oder vor 
jedem anderen Priester, den derselbe delegiren würde, sieh zu verheirathen. 
Anstatt den Inhalt ihres Indultes zu beobachten, verheirateten sich die Braut¬ 
leute in der Stadt Turburg, der Diöcese von Samogitzien; sie erhielten die 
eheliche Einsegnung von einem Mönche des Ordens des heil. Paulus, des 
ersten Eremiten, in Gegenwart des Pfarrers von Turburg. Nach sehs Jahren 
Beieinanderwohnens wurde die Gültigkeit der Ehe vor dem bischöflichen 
Gerichtshof von Samogitzien in Zweifel gestellt; indessen bald, den Ermah¬ 
nungen der Bischöfe von Wilna und Samogitzien nachgebend, liessen die 
Gatten ihre Streitigkeiten ruhen, vermöge eines Vergleiches, in welchem sie 
sich versprachen, das Vergangene zu vergessen, und in gutem Einverständnisse 
zu leben; und am nämlichen Tage erneuerten sie ad cautelam ihre Einwilli¬ 
gung vor dem Generalvicar von Samogitzien, per verba de praesenti. Drei 
.Jahre nachher begannen die Uneinigkeiten von Neuem; und der Graf, welcher 
behauptete, dass die Ehe, von Anfang an durch die Abwesenheit des legi¬ 
timen Pfarrers ungültig, nicht habe durch die Transaction revalidirt werden 
können, erhielt von dem Official von Wilna, ungeachtet der Einwendungen 
Constanzens, einen Spruch, der ihn von jedem Bande frei erklärte, und der 
Gräfin verbot, sich wieder zu verheirathen, wegen des Gelübdes der Keusch¬ 
heit, durch das sie schon gebunden war. Während der Graf frei eine an¬ 
dere Frau nahm, appellirte die Gräfin an den heil. Stuhl; und nachdem der 
Nuntius von Polen die Angelegenheit eingeleitet hatte, so decretirte die 
heil. Congregation des Conciliums die Gültigkeit der Ehe. Der Nuntius 
hatte den Grafen gezwungen, seine neue Frau zu verlassen und die Ent¬ 
scheidung der Rechtssache abzuwarten. 

10. Wir sprechen nicht von den Erzbischöfen, da es ausgemacht ist, 
dass sie in den Diöcesen der Suffragane keine Gewalt haben, ausser zur 
Zeit ihrer Visitationen und auf dem Wege der Appellation. Was die Bi¬ 
schöfe betrifft, so setzt das Concil von Trient ausdrücklich fest, dass sie 
einfache Priester, anstatt der Pfarrer, delegiren können, um den Ehen zn 
assistiren. Sie können allerdings nicht von dem trennenden Hindernisse 
der Clandestinität dispensiren und bewirken, dass die blosse Einwilligung 
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der Gatten die Ehe bewirke, ohne die Assistenz des Priesters and der 
Zeugen, aber sie sind frei, diesen oder jenen Priester, der ihnen gefällt, zu 
delegircn, um die Assistenz zu leisten, welche das Concilium unter Strafe 
der Ungültigkeit vorschreibt. Das macht keine Schwierigkeit; aber unter¬ 
suchen wir, ob es in der Macht des Bischofes liege, seine Delegation unter 
Bedingungen zu gewähren, deren Nichtbeobachtung die Ehe ungültig macht? 
Diese Frage ist im 67. Bande des thesaurus resolutionum der heil. Congre- 
gation des Coneils S. 14 entschieden: Folgendes gab zur Resolution Ver¬ 
anlassung. Der Bischof von Catania, nachdem er mehrere Theologen consultirt 
hatte, die sich nicht vereinigen konnten, legte folgenden Zweifel vor: Ich 
gab einem einfachen Priester den Auftrag, einer Eheschliessung beizuwohnen; 
und als er mich fragte, ob ich von den Verkündigungen dispensirete, so 
antwortete ich, dass ich es nicht wollte, weil ich keinen vernünftigen Grund 
dazu sähe. Nichtsdestoweniger glaubte der Priester gegen meine Ansicht, 
ich wollte, dass man zuerst die Ehe feierte, und dass dann die Gatten getrennt 
blieben, bis naeh den Verkündigungen; und wirklich assistirte er der Ehe, 
ohne jene vorgenommen zu haben.. Alsogleich bot sich nun die Frage, ob 
diese Ehe ungültig, oder gültig aber unerlaubt sei. Die heil. Congregation 
sprach sich für die Gültigkeit aus. An matrimoniam, de quo agitur faerit 
validum et licitum in casu. Sacra etc. affirmative in omnibus in casu, de 
quo agitur. Im Princip ist die bedingte Delegation nichtig, wenn man die 
Bedingung nicht erfüllt, darf aber diese Regel auf die Ehefragen angewendet 
werden ? Dazu müsste der Bischof trennende Ehehindernisse einführen können. 
Der Papst könnte allerdings unter irritirenden Bedingungen delegiren, aber 
wenn er es nicht förmlich ausdrückete, dass die Nichtbeobachtang dieser 
Bedingungen die Ungültigkeit der Ehe nach sich ziehen würde, so müsste 
man sich für die Gültigkeit aussprechen; der Papst delegirt einen Priester 
zu einer gewissen Eheschliessung unter der Bedingung, dass die Proclama- 
tionen nicht unterlassen werden, ohne dass er sagt, dass er sie unter Strafe 
der Ungültigkeit vorzuschreiben gewillt sei; so ist die Ehe gültig, obwohl 
sie ohne die Proclamationen> stattfand, weil die Unterlassung der letztem de 
jure commani nicht die Ungültigkeit nach sich zieht, und weil der Ueber- 
tragende dann vielmehr die Absicht hat, die Beobachtung der Rechtsvorschrift 
anzuempfehlen, als eine wirkliche Bedingung zu stellen, wie Sanchez libr. 3 
de matrim« c. 3. disp. 33 sagt: Quoties exprimitur forma juris communis 
eo modo, quo jure inest, non est intentio eommittentis inducere novam formam 
et Conditionem ; sed est admonitio quaedam, ut servetur forma juris com¬ 
munis; quare ea praetermissa non irritatur actus, qui alias validus esset, 
nisi in commissione ea forma exprimeretur. Heislin sagt sehr richtig in 
dieser Beziehung, resol. moral.: Quoties a concedente exprimitur id, quod 
jure inest, et ob hoc, ut tamquam forma juris communis observetur, in 
matrimonii contractu praecipitur, concessio ex hoc numquam evadit «onditio- 
nalis, sed süi offidii täntum fuit facta admonitio. Was den Bischof betrifft, 
hätte er auch die Absicht, eine wahre Condition sine qua non vorzusebreiben, 
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so würden die Eben ungeachtet dessen doch gültig sein, weil er nicht die 
Vollmacht hat, trennende Ehehindernisse zu setzen, folglich auch nicht, Be¬ 
dingungen unter Strafe der Ungültigkeit vorzuschreiben, ebenso wie er eine 
Ehe im Einzelnen nicht der Art verbieten kann, dass er sie ungültig machte, 
wenn man ungeachtet dieses Verbotes zu derselben schritte. 

11. Die vor dem General-Viear contrahirte Ehe ist eben so gültig, wie 
^wenn sie vor dem Pfarrer geschlossen worden wäre; die heil. Congregation 
-des Conciliums erklärte cs libr. 10 Decretorum p. 36. Censuit S. C. coram 
Vieario episcopi matrimonium contrahi posse, perinde ac coram parocho. Im 
47. Buche der Decrete p. 454 erklärt die heilige Congregation die vor dem 
Generalvicar von Turin von dem Prinzen Karl-Philipp von Brandenburg und 
der. Gräfin Maria-Katharina von Salmur geschlossene Ehe für gültig, indem 
sie jedoch vorschreibt, der letzteren, nach dem Wohlgefallen des Ordinarius, 
.eine heilsame Busse aufzulegen, weil sie ihre Ehe durch Ueberraschung ge¬ 
schlossen hatte. Im 1. Bande des thesaurus resolutionum p. 186 handelt es 
.sich um eine Ehe ohne Proclamationen und vor einem den contrahirenden 
Parteien fremden Pfarrer, auf Delegation des Generalvicars; man wendet in 
der Folge ein, dass der Generalvicar diese Erlaubniss nicht habe geben 
ktinnen, weil der Bischof dem Pfarrer der Parteien verboten hatte, sie ehe¬ 
lich zu verbinden, und weil es übrigens der Generalvicar zur Bedingung 
gemacht hatte, dass die Eltern des Gatten ihre Einwilligung dazu gäben; 
ungeachtet dessen entscheidet die heil. Congregation, dass die Ehe gültig sei. 
Bo hindert also das Verbot des Bischofes die Gültigkeit des vor dem Ge¬ 
neralvicar gemachten ehelichen Contractes nicht, wie man sich fernere aus 
der auf die Rechtssache des Segnen. Matrimonii bezüglichen Consultation über¬ 
zeugen kann, die sich im thesaurus resolutionum unter dem Datum des 17. 
Novbr. 1736 findet. Man liest daselbst Folgendes: „Episcopus, sicuti non 
poterat sub poena nulütatis proprio contrahentium parocho, ne controverso 
matrimonio assisterct prohibere, juxta resolutionem S. C. in Savonen. 2 martii 
1595 lib. 8 Decret. p. 106; ita id vieario generali prohibere nequivit; ideoque 
illius interdictum matrimonium praefatum minime irritavit, cum impedimenta 
matrimoniorum dirimentia statuere, atque sub nulütatis poena interdicere 
Summo Pontifici sit reservat um.“ Eine andere nicht weniger berühmte Rechts¬ 
sache, in die die Competenz des Generalvicars verwickelt ist, Uest man im 
45. Bande des thesaurus resolutionem p. 100 und 109: mit den folgenden 
Umständen: Da Nikolaus Castracane die Dispens von den Verkündigungen 
nicht erlangen konnte, um eine geheime Ehe mit einer Magd zu schüessen, 
welche er unter dem Versprechen und dem Schwure der Heirath verführt 
hatte, so entschloss er sich, eine heimliche Ehe einzugehen, und begab sich 
in dieser Absicht zum Generalvicar; die zwei Gatten drückten ihre Einwilli¬ 
gung de praesenti vor ihm und vor zwei Zeugen aus. Man trennte sie all- 
sogleich nach einem solchen Betrüge; und da Nikolaus eingekerkert worden 
war, während die Frau in einem ehrbarem Haus untergebracht wurde, wo sie 
bald ein Kind gebar , das sie unter dem Namen Philipp taufen liess, so 
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wurde der Ungültigkeitsprocess vor dem Ordinärias angefangen, der Bischof 
erachtete die Ehe für ungültig, wegen der scandalösen Verachtung, welche 
die Gatten gegen die Kirchengesetze gezeigt hatten, indem sie es wagten, 
ihre Einwilligung vor dem dareh Ueberraschung überlisteten Generalvicar 
auszudrücken, ungeachtet der Warnung, die er ihnen zusendete, dass die Ehe. 
nicht ohne die von der Kirche vorgeschriebenen Proclamationen statt finden 
könne; eine so verbrecherische Unterlassung der* Verkündigungen schien in 
den Augen des Bischofes die Ehe ungültig zu machen. Auf Ansuchen der' 
Parteien zog die heil. Congregation den Process an sieh, und erklärte die- 
Ehe für gültig. I. An constet de nullitate matrimonii in casu. DL An Philippus 
censcri debeat filius legitimus, et naturalis Nicolai in casu. Sacra etc. Ad /. 
Negative, et ad mentem; et ad D. Secretarium cum SSmo quoad mnlctam. 
Ad II. Non proposita, et partes utantur jure suo coram judioe competente. 
Der Vertheidiger, den die heil. Congregation ernannte, um von Amtswegen 
gemäss der Bulle Benedicts XIV. Dei miseratione die Ehe zu vertheidigen, 
hatte keine Mühe zu zeigen, dass sie, obwohl unerlaubt und heimlich, doch 
gültig sei; aber, indem er weiter ging, wollte er feststellen, dass der Bischof 
die Dispense von den Proclamationen hätte geben sollen. At vero perpenden- 
dum est, quisnam fuerit in majori culpa versatus, an scilicet is, qui denuncia- 
tiones contempsit, seu potius qui denegavit ipsarum dispensationem, quam 
justis concurrentibus causis, ut sunt illae inaequalitatis personarum, ut foeminae 
jam compressae et praegnantis, necnon consanguineorum adversatio, admittere 
omnino tenebatur. Caeterum non desunt doctores relati a Barbosa etc. affir- 
mantes, Ordinarium, justa concurrente dispensandi causa, teneri sub poena 
peccati mortalis ad petitionem partis dennnciationes dispensare, maxime si 
scandalum sequeretur, vel esset suspicio malitiosi impedimenti etc. (Loc. 
cit. p. 10?.) 

12. Das Concilium von Trient setzt fest, dass die Ehen vor dem Pfarrer 
zu feiern seien, ohne zu sagen vor welchem; daher die unzählbaren Compe- 
tenz- und Dömicilsfragen, welche die heil. Congregation entschieden hat. 
Wir werden davon später reden, und hier nur ein Wort von den Befugnissen 
der Pfarrer, angesichts der Verbote des Ordinarius sprechen. Man fragt, 
ob der Ordinarius, indem er dem Pfarrer verbietet, irgend eine Eheschliessung 
vorzunehmen, ihm seine Jurisdiction in so weit entziehe, dass er nicht mehr 
gesetzlicher Pfarrer sei, um Eheschliessungen vorzunehmen. Kann er ihm 
nicht seine Jurisdiction ganz oder theilweise nehmen? Was soll man von 
den amoviblen Pfarrern denken, unter dem Bezüge, den wir hier behandeln? 
Benedict XIV. untersucht diese Frage (l'rb. 13. de Syn. cap. 23.) und ent¬ 
scheidet, mit der Congregation des Conciliums, dass die Ehe gültig sei, un¬ 
geachtet des Verbotes des Bischofes; denn er ist noch, sagt er, ungeachtet 
dieses Verbotes, wahrer Pfarrer, er behält den Titel seiner Pfarrei; er hat 
somit alle Eigenschaften, welche das Concil von Trient zur Gültigkeit der 
„ Ehe verlangt; das Verboth des Bischofes bewirkt, dass der Pfarrer nicht er¬ 
laubter Weise assistire, obwohl man gültig handelt. Anders wäre es mit einer 
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ungeachtet des päpstlichen, mit einem irritirenden Decrete versehenen Verbotes 
gefeierten Ehe; da der Papst ein neues trennendes Ehehinderniss aufstellen 
kann, so kann er auch, in irgend einem besonderen Falle, gewissen Personen 
verbieten, zu contrahiren, und decretiren, das die ungeachtet seines Verbotes 
contrahirte Ehe ungültig sei. Indessen hindert den Bischof nichts, mit strengen 
Strafen die Kühnheit derjenigen zu ahnden, die es wagen, eine Ehe gegen 
das Verbot der Kirche zu contrahiren: diese Strafen sind vom Rechte nichi 
bestimmt, und der Bischof kann sie nach seinem Ermessen verhängen. Diese 
Gründe neigen, dass das Verbot des Bischofes die Jurisdiction der Pfarrer 
nicht zu beschränken und die in ihrer Gegenwart gefeierten Ehen nicht für 
ungültig zu erklären vermöchte. Wird es aber eben so stehen mit den amo- 
vibeln Pfarrern, deren Jarisdiction vom Bischof abhängt, der sie nach seinem 
Wohlgefallen zurücknehmen kann? Die heil. Congregation des Conciliums hat 
erklärt, dass das Verbot des Bischofes ohne irritirende Wirkung sei, selbst 
in Bezug auf die amoviblen Pfarrer, wie man aus einer von Zamboni mitge- 
theilten Declaration unter dem Worte Matrimonium, §. 19. n. 6. et seqq. 
in folgenden Ausdrücken sieht: „Disceptatur 1. utrum prohibitione facta ab 
Ordinario, ne parochus aliquos desponsaret, ita tollatur jurisdictio ipsius 
parochi, ut ad contrahendum matrimonium contra hojusmodi prohibitionem 
non sit legitimus parochus, quum possit Ordinarius in totum vel in partem 
auferre a parocho ex causa jurisdictionem, sicut fit quando reservantur aliqui 
casus, quod in proposita quaestione majorem vim habet, quia praedictus sa- 
cerdos non erat principalis parochus, videlicet rector proprietarius, sed annuus 
vicarius, qui postea ad nutum ab Ordinario removeri potest; et S. C. respondit 
Valere matrimonium contractum coram parocho, cui interdictum est ab episcopo, 
ne interveniat. 2. An matrimonium, in quo intervenerit talis vicarius, si inter- 
fuerit idem non invitus, contra prohibitionem Ordinarii, sit validum, vel 
potius invalidum, quia non interest sacerdos habens jurisdictionem, quum sit 
ab Ordinario subiata? Esse validum deciditur etc.“ Wir werden später sehen, 
dass, nach dem Urtheile der heil. Congregation, der Bischof den Pfarrern 
nicht unter Strafe der Ungültigkeit vorschreiben könne, ihre Vicare schriftlich 
in singulis casibus zu delegiren, um den Eheabschliessungen zu assistiren. 

13. Wir wollen jetzt von den Befugnissen der Pfarrvicare handeln; und 
um der Ordnung gemäss vorzugehen, sprechen wir zuerst von dem Falle, 
wo die Pfarrei vacant ist, und von demjenigen, ,wo der Pfarrer abwesend 
oder krank ist. Der Vicar, der eine vacante Pfarrei verwaltet, hat gewiss 
die Vollmacht, den Ehen zu assistiren. Nach dem 39. Bande des thesaurus 
resolutionum p. 51. mitschloss siclr der Marquis Antonias von Castellar, vor-* 
aussehend, dass sich seine Familie und vorzüglich sein Vater seiner Verehe¬ 
lichung mit dem adelichen Fräulein Nicolasia Blas widersetzen würden, und 
da er bei dem Erzbischof von Saragossa die Dispens von den Proclama- 
tionen nicht erlangen konnte, sich ohne diese zu verheirathen. Er liess 
brieflich den Priester Matthias Guillen, der die Pfarrei des bk Laurentius seit 
dem Tode des Pfarrers leitete, in das Haus der Nicolasia kommen, und da 
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contrahirte er in dessen Gegenwart and vor zwei Zeugen die Ehe. Kaam 
waren swei Monate verflossen, als die Sache unter das Yolk kam; die Gatten 
wurden getrennt, der erzbischöfliche Promotor leitete eine Untersuchung ein, 
und bald erklärte der kirchliche Richter die Ehe für ungültig. Nicolasia 
appellirte von diesem Spruche an den heil. Stuhl; und ungeachtet des Todes 
des Anton von Castellar und seines Vaters, der auf diese Zwischenfälle ein» 
traf, wollte sie den Process verfolgen, wegen ihrer Ehre und derjenigen ihre» 
Familie, um jede Makel auszulöschen , die aus dem Ausspruehe der Ungül¬ 
tigkeit hervorgehen könnte. Der Grund der Schwierigkeit lag nieht in der 
Competenz des die Pfarrei verwaltenden Yicars; Niemand bestritt es, dass 
ein solcher Vicar gültig den Ehen assistiren könnte. Aber der Erzbischof 
von Saragossa hatte schon einen anderen Rector ernannt, und einige der 
Pfarrkinder wussten es. Man bewies jedoch, dass der Priester Guillen,' 
Indem er alle pfarrlichen Pflichten erfüllte, indem er allein das Pfarrhaus 
-bewohnte, indem er die Messe pro popnlo applizirte, indem er die Verkün¬ 
digungen vornahm, allgemein als Rector der Pfarre angesehen wurde, und 
80 Zeugen bestätigten dieses: nun ist jene Ehe gültig, die vor demjenigen 
contrahirt ist, den man allgemein, wenn auch selbst irrthfimlich, für den le¬ 
gitimen Pfarrer hält. In der That, Guillen verwaltete die Pfarre mit Ein¬ 
willigung des Erzbischofs und des wahren Rectors; die heil. Congregation 
erklärte die Ehe für gültig. I. An constet de validitate matrimonii in casu. 
II. An debeantur alimentn, et sumptus litis in casu. Sacra etc. Ad utrumque 
affirmative. (Loc. cit. p. 57.) 

, Im Jahre 1839 hat die heil Congregation die Gültigkeit einer Ehe de- 
cretirt, die vor einem'von dem Vicare, der die Pfarrei in Abwesenheit de* 
Pfarrers verwaltete, delegirten Priester unter folgenden Umständen gefeiert 
worden war: Paul Anton Ciantar und Karolina Thci schlossen ein Ehever- 
löbnisB, das im Laufe von drei Jahren in Wirksamkeit gesetzt werden sollte; 
bald und ohne den Ablauf des Zeitpunktes abzuwarten, Contrahirten sie ihr« 
Ehe in einer in der von ihnen bewohnten Pfarrei gelegeben Kapelle. Der 
Pfarrer, damals gesnndheitswegen abwesend, batte durch ein so abgefasstes 
Mandat einen Vicar zurüefcgefassen: „Cum ex hac nostra paroeeia, habita 
licentia ab Exmo Episcopo nostro profieisci debeamus, nostra auctoritate et 
officio de Jieentia special! praelaudati episeopi, te B. Fortunatum Coleiro in-* 
atttuimus, et facimus nostrum vice-parocbum, cum assistentia et interventu 
ete. Vicentii Aquilina, quem etiam super dietam paroeciam vicarium nostrum 
eonstitnimus, dantes tarn tibi, quam illi omnem nostram facultatem, et auc» 
* toritatem administrandi omnia saoramenta, quae sunt necessaria in dicta nostra 
paroeciali.“ Coleiro delegirte einen Canonicus der Kathedrale von Malta, 
einen Verwandten der jangen Frau, um der Ehesehliessung zu assistiren» 
Diese Verbindung war nicht glücklich. Nach vielen Streitigkeiten kam man 
endlich zur immerwährenden Trennung, im Jahre 1819; die Frau licss sich 
in Algier nieder, mit einer monatlichen Pension, die der Mann zu leisten 
versprach. Im Jahre 1884 stellte Ciantar dem Papste vor, dass er, als-er 
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noch sehr jung ■war, von einem Offener, Namens Joachim Thei überlistet, 
und theils durch Versprechungen und Schmeicheleien, theils später durch 
Drohungen, geswungen worden sei, eine seiner Töchter, Namens Karolina 
su heirathen; er verlangte die restitutio in integrum gegen den Ablauf des 
Termines, mit der Ermächtigung, den Process der Ungültigkeit der Ehe vor 
dem competenten Gerichtshöfe anhängig zu machen. Da die heil. Congre- 
gation einen Process über die angebliche Ungültigkeit nach der Bulle Dei mi- 
seratione von Benedict XIV. vorgeschrieben hatte, so ernannte der Bischof 
von Malta einen Vertheidiger der Ehe, der das Verhör aufsetzte; acht Zeugen 
wurden vernommen, und ihre Aussagen in das Protocoll mit den Einwendungen 
eingefügt. Die Frau und ihre Zeugen wurden ihrerseits vernommen; hierauf 
übersendete der Bischof die Processacten an die heil. Congregation des Con- 
Ciliums. Der erste Ungültigkeitsgrund kam, nach Ciantar, von der Incom- 
petenz des Priesters her, der bei der Eheschliessung assistirte. Das Con- 
cilium von Trient annullirt jede Ehe, die nicht vor dem Pfarrer, oder vor 
einem Priester, seinem Deligirten, geschlossen worden ist. Da nun der Vicar 
selbst delegirt war, so konnte er nicht wieder subdelegiren. Er war einfacher 
Coadjutor des Aquilina, den der Pfarrer für die Zeit seiner Abwesenheit zum 
Vicar ernannt hatte, weil,er dem Coleiro vorschrieb, mit seinem Beistände 
und seiner Intervention die Pfarrei zu führen. Daher bezeichnen die Pfarr- 
Begister immer diesen als eigentlich mit der Seelsorge Betrauten, als vicarius 
curatus, während Coleiro ein einfacher Coadjutor ist, vice-parochus, der De- 
legirte des Haupt-Pfarrers. Nun aber haben die Coadjutoren keine Vollmacht, 
andere Priester zu subdelegiren. Solches führte Ciantar an, die heil. Con¬ 
gregation des Conciliums urtheilte aber anders, und decretirte die Gültigkeit. 
An constet de validitate, vel nullitate matrimonii in casu. Sacra etc. 22 junii 
4839« Affirmative ad primam partem; negative ad secundam: et amplius. 
Ciantar berief sich auf den Zwang als zweiten Grund der Ungültigkeit, 
aber er bewies ihn nicht; seine Zeugen waren nicht entscheidend, und fUnf 
Jahre des Beisammenwohnens mit der Geburt eines Kindes wirkten dahin, 
ihn auszuschliessen. Man wird die Antwort kennen wollen, welche der Ver- 
theidiger der Ehe über den Artikel der Competenz des Vicares gab, den der 
Pfarrer proprie et principaliter beauftragt hatte, ihn, mit Erlaubniss des Bi- 
schofes, in Verwaltung der Sacramente zu vertreten. Aquilina war sein As¬ 
sistent, sein Coadjutor, oder, wenn man lieber will, beiden war die Verwal¬ 
tung der Pfarrei solidarisch übergeben. Nun hat aber der ad universitatem 
causarum Delegirte die Vollmacht, zu subdelegiren. Alle erachteten den Coleiro 
als den Vertreter des abwesenden Pfarrers; die Befehle des Bischofes waren 
an ihn adressirt, er fertigte alle Zeugnisse aus; daher, ad minus, allge¬ 
meiner Irrthum, undtitulus coloratus, und die Kirche supplirte die Jurisdiction. 

Es ist daher gewiss, dass jeder Vicar, der eine Pfarrei in Abwesenheit 
ihres Pfarrers versieht, ohne ausdrückliche Delegation bei der Eheschliessung 
assistiren, und zu diesem Behufe delegiren könne. Sehen wir den Fall, wo 
der Pfarrer durch Krankheit verhindert ist. Wir 'Jetzen den Fall, dass der 
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Vicar keine Delegation erhalten habe; denn wenn er sie hat, so verschwindet 
alle Schwierigkeit. Wir stellen ans die Frage, ob der Vicar, der die Oblie- 
' genheiten der Seelsorge während der Krankheit des Rectors erfüllt, bei den 
Eheschliessungen ohne allgemeine oder besondere Delegation assistiren könne? 
Nach dem 22. Bande des thesauras resolationam der heil. Congregation des 
Conciliums wurde, als der Pfarrer von St. Thomas in Parione sn Rom krank 
war, sein Vice-Pfarrer durch Ueberraschung in das Haus eines Mädchens, 
Namens Johanna Tironi, gerufen; daselbst sprachen in seiner Gegenwart und 
vor Zeugen der Graf Herkules Faella von Imola und das besagte Mädchen 
ihre eheliche Einwilligung aus. Der Vice-Pfarrer machte sie alsogleich auf¬ 
merksam, dass er nicht der Pfarrer sei, und dass er keine besondere oder 
allgemeine Vollmacht habe. Die Gatten glaubten durchgefallen su sein, und 
die Heirath wurde als nicht stattgefunden erachtet. Indessen führten die 
Eltern des Grafen von Faella diesen nach Imola, wo er endlich das vergass, 
was er su Rom gethan hatte. Aber das Mädchen recurrirte an die kirch¬ 
lichen Gerichtshöfe, und erhielt einen Spruch der Gültigkeit, welchen die heil. 
Congregation des Concils auf dem Wege der Appellation bestätigte. 

14. Gehen wir über su den Coadjutoren des Pfarrers in der Ausübung 
seiner Functionen. Eine General-Delegation gibt ihnen die Vollmacht, sowohl 
den öffentlichen, als den heimlichen Fhen gültig su assistiren. Nach dem 
45. Bande des thesaurus resolutionum p. 31. geht der Graf Raphael Paliacci 
eine geheime Ehe mit Josefina Petit vor einem Vicare der Kathedrale von 
Nissa ein, dem sie sich durch Ueberraschung vorstellen. Der Pfarrer eilt 
herbei, indem er die Gatten aufmerksam macht, dass er seinem Vicare alle 
Vollmachten in Besag auf die geheimen Ehen wieder abgenommen habe. 
Raphael wurde bald auf Verlangen seines Vaters festgenommen, and auf die 
Festung Mont-Albano, hernach auf das Schloss von Villafranca geführt, und 
endlich nach Sardinien relegirt. Er säumte nicht seinen Fehler ansuerkennen, 
verlangte vom Bischöfe die Ungültigkeits-Erklärung und recurrirte in der 
Folge an den Papst, indem er um Dispens a matrimonio rato et non con- 
summato ansuchte. Das bewirkte, dass die heil. Congregation des Concils 
die Rechtssache an sich sog. Der Vertheidiger der Ehe stellte in Abrede, 
dass bewiesen sei, dass dem Vicare seine Vollmachten in Besug auf die 
geheimen Ehen wieder abgenommen worden seien, in Anbetracht, dass die 
Zeugen darüber sweifelbaft redeten; übrigens, wenn auch dieses bewiesen 
wäre, so entstünde, so bald man sugebe, dass der Vicar die Vollmacht habe, 
bei den rechtmässigen Ehen sn assistiren, daraus ein titulus coloratus für 
alle anderen im Allgemeinen, was, sum allgemeinen Irrtbum hinsugefügt, ge¬ 
nügte, um die geheimen Ehen gültig su machen. Die heil. Congregation 
sprach sich über die Frage der Ungültigkeit nicht aus; aber, in Anbetracht 
der Nichtvollsiehung der Ehe erachtete sie es für rathsam, die Dispense su 
gewähren. 

Kann der Bischof die Pfarrer verpflichten, ihre Vicare eher unter einer 
Form, als unter einer andern su delegiren, unter Strafe der Ungültigkeit der 
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Eben? Die Antwort findet sieh im 58. Band des thesanros resolntionutn p. 
213. und im 64. ßand p. 128. Folgendes ist die Entscheidung. Ein Bischof 
von Sardinien, welcher die geheimen Ehen verhindern wollte, promulgirte 
ein Synodal-Decret, das die Vicare verpflichtete, in jedem Falle die Delegation 
des Pfarrers schriftlich einzuholen: „Pro-parochos, nisi specialem a parocho 
pro casu particulari facultatem in scriptis accepcrint, assistere minime posse, 
subtracta iisdem amplissima, qaae vulgo concedi solet, matrimoniis assistendi 
facultate. Als der Nachfolger die heil. Congregation des Concils um Rath 
fragte, so erklärte sie, doss ein solches Statut die Gültigkeit der vor den 
Vicaren kraft der allgemeinen Delegation ihres Pfarrers contrahirten Ehen 
nicht hindere. In der That, das Concil von Trient bekleidet die Pfarrer 
mit einer unbegränzten Vollmacht in Bezug auf die Delegation der anderen 
Priester. Kann man sie zwingen, nur schriftlich zu delegiren, und von Fall 
zu Fall? Der Bischof wird es ohne Zweifel vorschreiben können, aus einem 
so wichtigen Beweggründe, wie derjenige ist, die geheimen Ehen zu ver¬ 
hindern; aber seine verbietenden Decrete könnten die Gültigkeit dieser Ehen 
nicht verhindern. So urtheilte die heil. Congregation darüber. An per idem 
decretum adempta sit pro-parochis potestas assistendi matrimoniis, ita ut 
irrita sint matrimonia coram ipsis celebrata in casu. Sacra etc. Affirmative ad 
primam partem, negative ad secundam; et matrimonia inita cum assistentitt 
pro-parochi contra formam decreti synodalis esse valida, sed illicita. Der 
Erzbischof von Sassari glaubte die Frage nicht richtig gestellt, und ersuchte 
um Revision des Processes. Nachdem er dargethan hatte, dass die Vicare in 
Sardinien einfache Priester seien, welche die Pfarrer unter Gutheissung der 
Bischöfe als Coadjütoren aufnehmen, und deren Vollmachten gSnzlich von 
dem Willen der Pfarrer abhingen, legte er folgende Zweifel vor: „An pru- 
denter ac salubriter legem ferat episcopus in synodo, vel extra synodum 
qua vetentur parochi illimitatam facultatem matrimoniis assistendi sacerdo- 
tibus coadjutoribus, seu pro-parochis, concedere. II. An matrimonia coram 
ejusmodi pro-parochis celebrata, non modo illicita, verum etiam invalide cen- 
senda sint. Sacra etc. Ad /. Negative. Ad II. Provisam in prüno. (Thes. 
resol. tom. 64. pag. 128.)" Somit sind die vor dem Vicare kraft der all¬ 
gemeinen Delegation der Pfarrer contrahirten Ehen erlaubt und gültig, Wenn 
aber der Bischof, aus gerechten Ursachen, die spezielle Delegation in jedem 
einzelnen Falle vorsehreibt, so ist die allgemeine Delegation des Vicars un¬ 
erlaubt, obwohl , die Ehe immer gültig ist. Nach dem nämlichen Grundsätze 
hat der Bischof keine Vollmacht unter Strafe der Ungültigkeit seinem Ge¬ 
neral-Vicar oder irgend einem Pfarrer, diejenigen mit einbegriffen, die ad 
nutum episcopi amovibel sind, zu untersagen, irgend einer besonderen Ehe 
zu assistken. Er wird ohne Zweifel ihnen ihr Amt wieder abnehmen können, 
aber die Ehen werden ungeachtet aller Verbote gültig sein, so lange die Zu¬ 
rücknahme, um die es sich handelt, nicht ausgesprochen ist. 

15. Die Almoseniere der Hospitien, der Spitäler, und anderer Conser- 
vatorien können bei den Ehen der Residenten nicht ohne die Delegation des 
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Ordinarius oder des Pfarters assistiren,' wie Benedict XIV. (Inst. 33. näm. 
14. n. 15) sagte, wo er eine Entscheidung der heil. Congregation des Con- 
ciliums anführt, welche vorschreibt, die Ehen der Findelkinder vor dem Pfarrer 
Sa feiern, anstatt sie vor dem Beichtvater des Hospizes einzugehen. Folgen¬ 
des ist diese Entscheidung, deren lateinischen Text man an der citirten Stelle 
von Benedict XIV. findet: Die Rectoren des Hospitales der Findelkinder der 
Stadt Gubbio bestätigen, dass der Priester, der daselbst Beichtvater ist, mit 
Gutheissung des Bischofes immer den ausgesetzten Mädchen, nach den vor¬ 
angegangenen Verkündigungen, in der Kirche des Hospizes, das Sacrament 
der Ehe gespendet habe, und bitten, zu erklären, dass die besagten Ehen vor 
dem nämlichen Priester, und nicht vor dem Rector der Pfarrkirche, in deren 
Bezirk das besagte Hospital liegt, gefeiert werden sollen. Die heil. Congre¬ 
gation erklärte, dass die Ehen der besagten Mädchen vor dem eigenen Pfarrer, 
and nicht vor besagtem Spitalcaplane gefeiert werden sollten. Nichtsdesto¬ 
weniger, wenn der Ordinarius die Kirche des Hospizes zur Pfarrkirche aller 
Seiner Bewohner erhöbe, so würde der Rector gültig bei allen Ehen ohne 
andere Erlaubniss des Bischofes assistiren können. Man hat davon ein Bei¬ 
spiel ohne Rechtsprozess, das im thesaurus resolntionum der heil. Congre¬ 
gation des Concils unter dem Datum des 17. Septbr. 1842 zu lesen ist. 
Wir wollen die vorzüglichsten Umstände desselben anführen, weil es in ähn¬ 
lichen Fällen dienlich sein kann. Das Hospitium der Findelkinder in Florenz, 
gegründet im Jahre 1421 und mit geistlichen Gnaden im Jahre 1454 vom 
Papste Nikolaus V. überhäuft, hatte bis zum Jahre 1748 einen kirchlichen 
Rector, der alle pfarrlichcn Functionen in Bezug auf die Ehen der Mädchen 
vornahm. Es ist zweckdienlich, zu wissen, was das Hospiz zum Vortheile 
dieser armen Ausgesetzten thut; es behandelt sie wie seine Kinder, es gibt 
ihnen die Namen, es übergibt sie Ammen, kleidet und erhält sie bis zum 14. 
Jahre; es bringt sie als Dienstboten unter, oder ruft sie nach seinem Wohl¬ 
gefallen in das Haus zurück; es correspondirt mit den Pfarrern oder Obrig¬ 
keiten , um sich über ihre Aufführung zu erkundigen; endlich nimmt es sie 
alle Male auf, wenn sie ihre Dienstherrschaft verlassen, bis zum Alter von 
35 Jahren; und wenn sie sich verheirathen, .oder wenn sie in irgend ein 
religiöses Haus eintreten, so gibt es ihnen 40 Scudi Mitgift. Diese Einzel¬ 
heiten sind nothwendig, um die Frage wohl zu begreifen, von der wir sprehen 
werden. Im Jahre 1748 wurde ein weltlicher Rector im Hospize angestellt, 
und während langer Zeit fanden die Ehen vor dem vom Ordinarius in jedem 
einzelnen Falle delegirten Kaplane Statt. In der Folge, gegen das Jahr 
1810 erhob der Erzbischof die Kapelle des Hospizes zur Pfarrkirche, die 
Verwalter verlangten dieses. Die Pfarrer des Hospizes assistirten seit dieser 
Zeit bei den Ehen, und was mehr ist, die Pfarrer, in der Ueberzeugung, 
dass das Hospiz die Rechte der väterlichen Gewalt über seine Kinder aus¬ 
übe, und dass es für sie das Haus immer offen halte, glaubten bei den Ehen 
jener Mädchen assistiren zu dürfen, die, anderswo als Dienstboten wohnend, 
ins Hospiz zurückkehrten, und dort bei Gelegenheit ihrer Heirath einige 



476 


Tage wohnten; sie verlangten keine Delegation von den Ordinarien oder den 
Pfarrern des letzten Domicilii Im Jahre 1842 stiegen dem Director Zweifel 
über die Rechtmässigkeit einer solchen Praxis auf, nnd indem er an den 
Papst recurrirte, sachte er nach, dass, wenn die oben angeführten Gründe 
nicht genügten, dem Pfarrer des Hospitiums in Bezug auf die Mädchen, die 
anderswo wohnen, die Rechte des parochus proprius so übertragen, Seine 
Heiligkeit wenigstens die Gnade haben wolle, alle bis za diesem Zeitpunkte 
vollzogenen Ehen in radice zu revalidiren. Wie ferner das Hospitium, am 
zahllose Unordnungen zu verhindern, nicht umhin kann, seine Kinder zu ver¬ 
pflichten, jene Geschäfte vor ihm zu verhandeln, welche ihre Ehen betreffen, 
so müssen sich diejenigen, welche von Florenz entfernt sind, dahin begeben, 
am ihre Eheverlöbnisse zu schliessen, welche, nach unwandelbarer Regel, 
immer vor den geistlichen Mitgliedern der Verwaltung stattfinden; nun kommt 
es zuweilen vor, dass sich ihre Dienstherren weigern, sie bis nach der Ehe 
wieder mitzunehmen, oder wohl oft bewohnt der zukünftige Gatte das näm¬ 
liche Haus, wie sie, was die Synodalgesetze verbiethen. Alle diese Dinge 
bewirken, dass es besser ist, sie bis nach der Ehe im Hospitium zu behalten. 
Nun wäre es nicht immer leicht die Delegation der Ordinarien oder der 
Pfarrer zu erhalten, die frei wären, sie zu verweigern. Aus diesen Ursachen 
ersuchte man den Papst, er möchte den jeweiligen Pfarrer des Hospitiums 
gnädig ermächtigen, gültig und erlaubt bei der Ehe aller Kinder des Hauses 
zu assistiren, welches auch immer vorher der Ort ihrer Wohnung gewesen 
wäre. Die heil. Congregation des Conciliums, nachdem sie bei dem Erz¬ 
bischof von Florenz Erkundigungen eingezogen hatte, glaubte die doppelte 
Bitte erhören zu müssen. I. An, et quomodo consulendum sit SSmo pro 
sanatione quoad matrimonia inita in casu. II. An et quomodo sit annuendum 
precibus quoad matrimonia in futurum contrahenda in casu. Sacra etc. Ad I. 
Affirmative ad cautelam pro sanatione in radice cum declaratione legitimitatia 
prolis, et facta adnotatione tarn in libris cancellariae archiepiscopalis, quam 
Brephotrophii. Ad II. Affirmative in omnibus, dammodo puellae, quae 35 
annum non excesserint, redeant ad Brephotrophium ante matrimonium, et 
acta Status liberi conficiantur ab Ordinariis, apud quos commoratae fuerint, 
facto verbo cum SSmo. Das Hospiz von Florenz, Vater aller Kinder, die 
es adoptirte, hatte geglaubt, sich an die Regel halten zu können, welche man 
in Bezug auf die Dienstboten beobachtet, deren Ehe vor dem Pfarrer der 
Eltern, und nicht vor demjenigen ihres eigenen Domicils stattfinden mnss. 
Aber diese Regel findet nur auf den Fall Anwendung, wo die Eltern sich 
in der nämlichen Stadt befinden, wie man es aus der Entscheidung der 
heil. Congregation des Concils in causa Eugubina-Visitationis SS. Liminum 
24. Mai 1788 sieht, wo man den folgenden Zweifel aufwarf: „An matri- 
moniis famularum assistere debeat parochus domicilii paterni, seu potius alter, 
in cujus paroecia puellae famulatum praestant in casu. S. C. respondit: 
Episcopus per decretnm jubeat, ut matrimoniis pueliarüm, quae famulatum 
Eugubii praestant, assistat parochus domicilii paterni, materni, fraterni ejusdem 
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puellae, quatenus fllad habeant In eadem civitate; si non habeant, assistat 
parochus domicilii, in quo degunt, quatenus in eadem civitate matrimonia 
contrahant.“ Die hei). Congregation revalidirte die Ehen ad cautelam, in 
Ansehung des allgemeinen Irrthumes, der über diesen Punkt obgewaltet hatte. 

In Bezug auf die Ehen der in den Hospitälern Sterbenden wollte Be¬ 
nedict XIV. (Inst. 33. num. 13.) keine Regel festhalten, und behielt es sich 
vor, in jedem Falle zn bestimmen, wer Assistenz zu leisten habe, der Spi- 
talcaplan, oder der Pfarrer der Pfarrei. Die Mädchen der Pensionen, die 
ihr väterliches, mütterliches oder brüderliches Domicil in der Stadt haben, 
müssen sich vor dem Pfarrer dieses Domicils verheirathen; sonst müssen sie 
sich an den Pfarrer der Pfarrei der Pension wenden; aber im ersteren Falle 
müssen die Verhandlungen in der einen und anderen Pfarrkirche geschehen. 
Man weiss, dass die General-Decrete der heil. Congregation der Bischöfe und 
Ordensgeistlichen vorschreiben, jene Mädchen, die ein Eheversprechen abge¬ 
legt haben, aus den Klöstern fortzuschicken und den Eltern zurückzustellen; 
nichtsdestoweniger musste man in dem Falle, wo diese Anempfehlung nicht 
erfüllt wurde, die Regel befolgen, die wir so eben von den Töchtern der 
Pensionate angeführt haben. 

16. Es erübriget uns noch, von den Militärcaplänen zu sprechen, in 
Bezug deren es die heil. Congregation des Concils lange Zeit als Regel an¬ 
nahm, dass es der Ermächtigung vom heil. Stuhle, oder der ausdrücklichen 
Erlaubniss des Ordinarius bedürfte, um der Entschliessung der Soldaten ent¬ 
weder in den Garnisonen, Lagern und Stationen, oder während der Feldzüge 
zu assistiren. Man entschied in der Folge, dass sie ermächtiget zu erachten 
seien für die Sacramente, welche die einfachen Pfarrer ausspenden können, 
und das auf die Zeit, wo sich die Armee auf einem wirklichen Kriegszuge 
befindet, und nicht, wenn die Truppen in den Garnisonen stationiren. Aus 
dieser Entscheidung, welche eine besondere Congregation von 4 Cardinälen 
unter dem Datum vom 10. Juli und 29. Septbr. 1690 erliess, geht hervor, 
dass die Almoseniere gültig den Eheschliessungen assistieren während der 
Zeit der kriegerischen Feldzüge; aber in den Garnisonen braucht es die 
Erlaubniss des Ordinarius, und ohne diese ist die Ehe ungültig, ausgenommen 
besondere Indulte, welche der römische Papst frei gewähren kann. 

Nach dem 2. Bande des thesaurus resolutionum p. 393. machte die heil. 
Congregation des Conciliums von der Regel Anwendung, welche jene Ehen 
für ungültig erklärt, welche Militärs vor den Almosenieren ausser der Zeit 
der Feldzüge contrahiren. Ximenes von Lillo und Francisco Ferriol gingen 
zu Barcelona vor dem militärischen Almoseniere beinahe 6 Monate vor dem 
Eintritte des Feldzuges die Ehe ein. Da Spanien an Frankreich den Krieg 
erklärt hatte, so folgte Lillo der Armee, kämpfte in Deutschland und ver¬ 
blieb lange Zeit vom Vaterlande abwesend. Vier und dreissig Jahre waren 
seit der Feier der Ehe schon verflossen, als die Gatten übereinkamen, zu 
verlangen, dass die kirchlichen Gerichtshöfe die Ungültigkeit derselben aus¬ 
sprächen, In der Tbat, die heil. Congregation des Concils erklärte sie für 
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ungültig. Man brachte unter den Processakten neben anderen D,ocumenten 
auch das Certificat des Secretärs des Königreichs Catalonien vor, ■welches 
bezeugte, dass der Krieg am 11. Mai erklärt worden sei, aber die Verhei- 
rathung hatte am 30. November vorher Statt gehabt. 

Es folgt ein anderes Beispiel, welches wir dem tbesaurus resolutionum 
Band 6. p. 370. entnehmen. Francisca Maria Montalva, Katholikin von 
Mailand, und Christoph Butlar, Lutheraner aus Schlesien, schlossen die Ehe, 
nicht vor dem Pfarrer von St. Babilus, in dessen Pfarrei beide wohnten, 
sondern vor dem P. Maximilian Villani, einem Theatiner, der die Functionen 
des Caplanes der kaiserlichen Armee in der Citadelle von Mailand versah» 
Er versicherte, dass er bei der Ehe kraft der militärischen Privilegien assi- 
stiren könnte. Keines aber von den beiden Brautleuten gehörte der Armee 
an. Der Erzbischof von Mailand mahnte sie an die Ungültigkeit ihrer Ehe, 
und liess sie trennen. Butlar flüchtete sich nach Deutschland, von wo er 
ein oder zweimal schrieb, dass er sehr gut wisse, dass die Ehe ungültig sei, 
und dass er sie revalidiren würde, wenn die versprochene Mitgift ausbezahlt 
würde, und wenn man ihm erlaubete, als Lutheraner zu leben; aber um nicht er- 
kennen zu lassen, wo er sei, so zeigte er niemals den Ort an, von wo aas 
er schrieb. Sechs Jahre verflossen, ohne von ihm Nachricht zu erhalten. 
Montalva, welche alle Hoffnung verlor, ihre Ehe zu revalidiren, suchte um 
ein die Ungültigkeit aussprechendes Urtheil an, zuerst beim Generalvicar 
von Mailand, der sich weigerte, in der Sache vorzuschreiten, ohne den P. 
Villani, und Butlar in Deutsch-Schlesien vorladen zu lassen, um nicht den 
Schein auf sich zu laden, ihm ohne ihn vorzuladen und zu hören, seine 
Frau zu entreissen. Sie wendete sich in der Folge an die heil. Congregation 
des Conciliums, die vom Erzbischöfe von Mailand Erkundigungen einzog, und 
unter andern Dingen erfuhr, dass Butlar keineswegs der kaiserlichen Garnison 
der Citadelle einverleibt war. Der Spruch war, dass man Butlar vorladei} 
müsse durch ein öffentliches Edict, im Laufe von zwei Monaten zu erscheinen, 
nach Verlauf welcher der Erzbischof zur Ungültigkeitserklärung schreiten 
sollte: Praevia citatione Christophori per edictum de more affigendum ad 
val^vas in locis publicis Mcdiolani cum termino duorum mensium ad compa- 
rendum, ac nemine intra eumdem terminum comparente, Card. Archiepisco- 
pus procedat -ad declarationem nullitatis matrimonii. Sie hielt die Vorladung 
in Schlesien nicht für nothwendig. Es ist nicht gleichgültig, zu bemerken, 
dass es eine gemischte Ehe sei, deren Ungültigkeit sie ausspricht. Wir wollen 
noch ein letztes Beispiel anführen, das wir dem 38. Bande des thesaurus 
resolutionum pag. 60. und 83. entnehmen. Die Baronin Leopoldine von 
Poppen war kaum 14 Jahre alt, als sie der Graf Ernest Giannini, Obcrst- 
lieutenant der Österreichischen Infanterie aus der Feste Byrava in Preussen 
entführte, wo sie bei ihrer Vormünderin wohnte. Obwohl der Graf von 24 
Husaren escortirt war, die die Thüren des Hauses einbrachen, so scheint dio 
Folge der Thatsachen doch zu zeigen, dass die Entführung nicht ganz ge¬ 
waltsam und unfreiwillig von Seite der Baronin geschah. Zwei Pferde wareq 
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vorbereitet, und man reiste, unter der Escorte der Husaren in aller Eile ab. 
Kaum in Fulneck, auf österreichischem Gebiethe angekommen, schlossen der 
Graf und die Baronin vor einem Mönche des heil. Franciskus die Ehe, der 
als militärischer Almosenier fungirte, und sie begaben sich dann nach Olmütz, 
wo die junge Baronin grosse Summen im Spiele verlor, und eine Menge von 
Excentrisitäten beging, die sie bald nöthigten, diese Stadt zu verlassen. 
Der Oberstlieutenant ging in die Garnison nach Gradiska, und führte seine 
junge Frau dahin, da erneuerten sie, nach 5 Monaten Aufenthalts, ihre Ehe 
vor dem Pfarrer des Ortes, um jeden Zweifel an der Gültigkeit derjenigen 
zu heben, die vor dem Almosenier von Fulneck eingegangen worden war. 
Grosse Zwistigkeiten brachen in der Folge aus.. Leopoldine flüchtete sich 
nach Preussen, wo sie armseliger Weise apostasirte, und zum Lutheranismus 
übertrat. Da ihr Gemahl von den preussischen Gerichtshöfen verlangte, dass 
man sie zwänge, zu ihm zurück zu kehren, so verlangte sie ihrerseits die 
Auflösung der Ehe aus dem Grunde der Entführung, des illegitimen Pfarrers, 
und schlechter Behandlung. Die preussischen Gerichtshöfe urtheilten nach 
den Grundsätzen des protestantischen Rechtes und sprachen die Ehescheidung 
aus dem Grunde des Hasses und der schlechten Behandlung aus. Der Oberst¬ 
lieutenant, da er alle Hoffnung verlor, seine Frau wieder zu sehen, verfolgte 
die Ungültigkeit »einer Ehe, zuerst vor dem Ordinarius, und in der Folge 
vor der heil. Congregotion des Conciliums, die sie durch zwei gleichförmige 
Sprüche für gültig erklärte. In der That, war die gewaltsame Entführung 
nicht bewiesen, und vorzüglich zielte die freiwillige Versetzung der Gatten 
nach Gradiska, wo sie ihre Ehe freiwillig erneuerten, dahin, die Gewalt¬ 
tätigkeit auszuschliessen. In Bezug auf die Clandestinität war, ohne über die 
Gültigkeit jener Ehe urteilen zu müssen, welche sie vor dem Almosenier 
zu Fulneck geschlossen, diejenige von Gradiska offenbar gültig. Denn die 
von Benedict XIV. der österreichischen Armee gewährten Indulte erlaubten, 
dass die Soldaten der Garnison gültig die Ehe schliessen konnten, entweder 
vor den militärischen Almosenieren, oder vor den Ortspfarrern. Fünf Monate 
Garnison auf dem Platze von Gradiska liessen die Gatten offenbar ein legales 
Domicil erwerben, das ihnen erlaubte, in Gegenwart des Pfarrers gültig zu 
contrahiren. Es ist wahr, der Graf Giannini hätte als Oberoffisier die Ge¬ 
nehmigung des Gross-Almoseniers erhalten sollen; aber nichts zeigt, dass 
die Indulte Benedicts XIV. dieses unter Strafe der Ungültigkeit verlangen. 
Das sind die vorzüglichsten Gründe, welche die heil. Congregation des Con¬ 
ciliums veranlassten, sich für die Gültigkeit der Ehe auszusprechen. Der 
thesaurus resolutionum sagt nicht, ob die Baronnesse Leopoldine von Poppen, 
die Freiheit benützend, die ihr die protestantischen Gerichtshöfe von Preussen 
einräumten, zu einer anderen Ehe schritt. Wie dem auch sei, ihre Ehe mit 
dem Oberstlieutenant war wohl und rechtlich gültig. Man muss es ohne 
Zweifel bedauern, dass es die protestantischen Gerichtshöfe wagen, Ehen 
aufzulösen, welche das göttliche Gesetz des Evangeliums gänzlich unauflös¬ 
lich macht; aber man muss sich noch mehr erstaunen, dass sie es sich 
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angemasst haben, eine katholisch eingegangene Ehe der Ehescheidung zu 
unterwerfen, besonders da eine der Parteien fest wollte, dass der Process 
nach den Grundsätzen der katholischen Religion geführt würde, wie das 
ihr doppelter Recurs an den Ordinarius und an den heil. Stuhl überflüssig 
beweisen. 


IjUeratur • 

1. Rosshirt, C. Fr . DrCanonisches Recht. Schaffhausen, Harter 1857. 
1047 Seiten. 

2. R. de M. Institutiones juris canonici pubh'd et privati ad usum scho- 
larum accomodatae. Opus ill. et reo. D. D. L. Parisis , Episcopo 
Atrebatensi di cat. Parisiis ( Lecoffre) 1853. Duo Tomi. 583 et 
642 pag. 

3. Kober , F. Dr., der Kirchenbann nach den Grundsätzen des canonischen 

Rechts. Tübingen, Laupp, 1857. 560 Seiten. 

Wahrlich, eine staunenswerthe Thätigkeit hat sich auf kirchenrechtlichem 
Gebiete seit einer Reihe von Jahren aufgethan. Ist’s das frisch blühende 
kirchliche Leben, das dies Forschen und Fördern im kirchlichen Rechtselement 
geweckt, oder ist es umgekehrt dies Graben in den alten, unergründlichen 
Schätzen der kirchlichen Rechtsquellen, das dem kirchlichen Leben so lu¬ 
stigen Schwung gegeben ? Es wird wohl Beides ineinandergreifen, und Eines 
das Andere wecken und Eines das Andere steigern und im heiteren Fluge 
erhalten. 

1. Ein mit Recht berühmter, in 38jährigem akademischen Lehramte er¬ 
grauter Meister des Rechtes bietet uns die Früchte seines Forschens im 
canonischen Rechte dar. Wie wohl thut es vor Allem, einen solchen Mann 
mit einer Bescheidenheit auftreten zu sehen, wie sie das bekannte Martial’sche 
Epigramm ausdrückt, das er als Motto voranstellt : - 

Sunt bona, sunt quaedam mediocria, sunt mala plura, 

Quae legis hic: aliter non fit, Avite Über. 

Fürwahr, das erweckt gleich von vorneherein die Hoffnung: der Mann 
muss im kathoüschen Leben stehen, das so ferne ist allem hoffartig gespreizten 
und dünkelvoü anmassüchen Gebahren, das man ringsum zu nicht geringem Ekel 
und Ueberdruss gewahren muss. Und so ist es auch. Der grossh. badische 
Geheimrath Hofrath Rosshirt hat, — und davon nehmen wir vor Allem Act, — 
den echt katholischen Standpunkt, der im canonischen Rechte vor kurzem erst 
wieder errungen werden musste, unverrückt und treu allüberaü festgehalten. 
Davon ist fast jede Seite des starken Buches Zeuge. Wir verweisen insbesondere 
zum Beweise hiefür auf den dritten Abschnitt des ersten Buches und die 
Einleitung und das erste Capitel des vierten Abschnittes desselben Buches; 
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sowie aaf die achte Beilage „Ober den gegenwärtigen gesetzlichen Zustand 
der katholischen Kirche in Deutschland.“ Das ist der erste preiswürdige 
Vorzug des vor uns liegenden Werkes. — Zum zweiten kömmt dem Ver¬ 
fasser seine gründliche Kenntniss des weltlichen Rechtes vortrefflich so 
Statten. Man lernt aus ihm so recht, wie wichtig für den CanoniSten das 
Studium des Civilrechtes, insbesondere des römischen Rechtes wäre, womit 
ganz die Erscheinung zusammenhingt, dass besonders Juristen in den letzten 
Jahren das canonische Recht zu jener reichen Blüthe förderten, in der wir 
es jetzt freudig sehen; wir nennen nur Phillips, Moy, Schulte, und zählen 
dazu jetzt mit Freude auch unseren Rosshirt, der sich S. 963 selber darüber 
ausdrückt: „Der Fortschritt der Rechtswissenschaft des 19. Jahrhunderte 
muss auch dem canonischen Rechte nützlich werden, und diese Richtung hat 
besonders unser Werk im Auge.“ Daher auch manche Partien in dem vor¬ 
liegenden Werke eingehender behandelt sind, als sie sonst sich ausgeführt 
taden, wie z. B. ID. Buch, 2. Th., 2. Capitel „von den Unbotmässigkeiten.“ 
Auch das Gerichtsverfahren: S. 258—283. S. 573—612. S. 822—854. 

Damit haben wir aber auch schon die Hauptstärke der vorliegenden 
Arbeit angedeutet. Juristisch gebildete Canonisten werden in ihr viele und 
SChr belehrende Fingerzeige finden, und sich dadurch gewiss für die Durch- 
blätterung des umfänglichen Buches reichlich entschädigt finden. Anders 
jedoch bei angehenden Jüngern des canonischen Rechtes, insbesondere Theo- 
logie-Studirenden. Für Solche können wir das Buch bei dem besten Willen 
schlechterdings nicht empfehlen. Schon die Einteilung bringt für diese die 
grössten Inconvenienzen mit sich. Der Verfasser theilt nämlich , sein Werk 
in drei Bücher: 1. Buch. Von der Kirche an sich, ihrer Gewalt und Gerichts¬ 
barkeit. 2. Buch: Personen und Sachen. 3. Buch: Von den Handlungen. 
Trotz dieser Eintheilung führt schon ein Capitel im ersten Buche, nämlich 
das 2. des 3. Abschnittes die Ueberschrift: Von-den kirchlichen Sachen. 
Der Wiederholungen ferner ist kein Ende. Vom kirchlichen Process jst an 
drei Stellen die Rede: 1. Bach, 3. Abschnitt, 4. Capitel. II. Buch, 4. Ab¬ 
schnitt, 2. Capitel, §. 45 ff. ID. Buch, 2. Titel, 3. Capitel. Ferner mangelt 
fast durchgehends eine feste und erschöpfende Begriffsbestimmung. Nehmen 
wir das im Ganzen sehr gut behandelte Beneficiairecht aus, S. 412 ff., so 
finden wir selten zutreffende Definitionen, deren wohl der Fortgeschrittene 
am Ende entbehren kann, die aber für den Anfänger schlechterdings noth-> 
wendig sind. Wir weisen zur Bekräftigung dieser Behauptung besonders' 
auf die Behandlung der Irregularitäten hin (S, 290 ff.) und auf die Aus- 
ftihrung des kirchlichen Eherechtes (S. 686 ff. S. 715 findet sich folgender 
Satz: „Man unterscheidet eine natürliche und eine übernatürliche Impotenz“), 
Welche, gleich wichtig für den Jünger des kirchlichen Rechtes, gleich mangel¬ 
haft und unvollständig geblieben sind. Endlich scheint der Verfasser der 
Darstellung nicht die letzte Feile gewidmet zu haben. Die Ausdrucksweise 
Srt höchst aphoristisch, dazu manchmal so unklar, dass man den Sinn und 
fit Meinung des Verfassers oft nurmit Mühe eruirt. Das gilt insbesondere 
Moifs Archiv für kath. Erchenrecht. II. Band. '31 
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von dpr ganzen Propädeutik, die so gerathen ist, dass wir die Leser bitten« 
Sich durch dieselbe ja von der weiteren Lectiire nicht abschrecken zu lassen. 

Wir heschliessen diese unsere Bemerkungen mit ehrerbietigem Danke 
an den ehrwürdigen Verfasser, der sein Alter nicht schöner schmücken kann« 
als mit Arbeiten auf dem Gebiete des kirchlichen Rechtes, das er, — und 
dem soll durch die vorgenannten Ausstellungen nichts abgebrochen werden* 
in manchen Ein Feinheiten beleuchtet, überall aber mit edlem Sinne betrachtet 
und mit keuscher Hand berührt bat. 

2. Wir haben vorhin bedauernd / geäussert, dass Rosshirt’s Werk für 
Jünger der canonistischen Wissenschaft wenig geeignet erscheine. Unter 
Nr. 2 haben wir ein Werk bezeichnet, das sich für Solche im höchsten 
Grade eignet, ohne jedoch für gelehrte Canonisten überflüssig zu sein* Es 
gereicht uns zur grössten Freude, unsere deutschen Lehrer des canonischen 
Rechtes auf ein Werk aufmerksam machen zu dürfen, das die grössten Vor-* 
Züge zumal in sich schliesst. Frankreich hat bereits in dem berühmten 

' Canonisten Bouix eine alte Schuld absutragen angefangen; durch dieses 
Campendium ist ein neuer Schritt auf diesem Wege geschehen. Wir finden 
in demselben yor Allem die strengkirchlichen Rechtsprincipien nicht nur ver¬ 
treten, sondern ins Eingehendste vertheidigt, insbesondere jene Punkte» die den 
gallicanischen Kreisen gegenüber, — und diese erstreckten sich ja weit über 
Frankreich hinaus, — der besonderen Erörterung bedurften. Fürs Weitere 
Zeichnet sich das Buch dadurch ganz besonders aus, dass die canonistischen 
Beweisstellen» besonders die schwerer zugänglichen, aus dem neuesten Rechte, 
Jen päpstlichen Constitutionen u. dgl. entnommenen, in der Regel in extenso 
mitgethejlt werden. Die scholastische Beweismethode wird allerdings manchem 
unserer Neuerern nicht munden; wir aber preisen den Autor darum; denn 
einesteils hat er sie höchst sparsam angewendet, wo er sie aber gebrauchte* 
so geschickt und so gewandt gehandhabt, dass wir hoffen, selbst solche, die 
sich sehr in die neuere Wissenschaftslehre und wissenschaftliche Methode 
vertieft haben, werden bei näherem Einsehen daran einigen Geschmack be¬ 
kommen. Endlich ist die Darstellung in so eleganter Sprache gehalten, dio 
Theiluog und Behandlung des Stoffes so neu und so frisch und so lebendige 
die Begriffsbestimmungen ferner so scharf, der ganze Geist endlich, der dem 
Leser entgegenweht und ihn mit Macht durchdringt, so echt kirchlich, so 
geistreich, so salbungsvoll, dass Niemand das Buch, wir sagen nicht blps, 
ohne Belehrung, mehr noch, Niemand ohne Erhebung auz der Hand legen 
wird. So möge denn dasselbe auch in Deutschland die weiteste Verbreitung 
finden uBd den Nutzen in der That schaffen, den zu stiften es so geeignet 
erscheint und in so reichlichem Masse hoffen lässt. 

3. Wir fügen an dritter Stelle noch eine kurze Anzeige einer Special¬ 
schrift an, die der canonistischen Wissenschaft in Deutschland grosse Ebw 
einbringt. Der Verfasser, der erst vor kurzem als Ordinarius in der kathftr 
liscb-theologiscben Facultät ZU Tübingen vorgerückt ist» ifesn in lÄUgWW, 
Abfolge durch das Medium der Tühmger Quartglpchrift Abhandlungen flbsn 
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den Kirchenbann, insbesondere über die Wirkungen der Excommunication, 
erscheinen. Nunmehr ist' ein umfangreiches Buch daraus erwachsen, das sub 
Nr. 3 genannte. In sieben Capiteln behandelt der Autor seinen Gegenstand. 
Nachdem er den Begriff und die verschiedenen Bezeichnungen entwickelt und 
die Eintheilung vollbracht hat, redet er von den Personen, in welchen ifm 
Gewalt residirt, den Bann su verhängen, weiterhin von denjenigen, welche 
davon getroffen werden können, von den Vorbedingungen dazu, von dem Act 
der wirklichen Verhängung, von den Fällen seiner Nullität, wiederum und mit 
besonderer Ausführlichkeit und Gründlichkeit von den rechtlichen Wirkungen 
der Excommunication, und Verbreitet sich endlich Uber die Lossprechung von 
der benannten Censur. 

Wer die consequehte Entwicklung und den grossartigen Ausbau der 
kirchlichen Gesetzgebung an einem einseinen Gegenstände kennen lernen 
will, dem können wir Kober’s Buch nicht genug empfehlen. Denn der ge¬ 
lehrte Autor hat Alles gethan, um das kirchliche Recht in dem ihm vorlie¬ 
genden Punkte nicht nur su eruiren, sondern auch es in seinem schönsten 
Lichte erscheinen su lassen. Und Niemand glaube, es sei sein Gegenstand 
ein wenig praktischer. In wie viele Verhältnisse der von unserem Autor 
gewählte Stoff eingreift und in wie viele kirchliche Sphären er Licht bringt, 
das kann nur die Lectüre des Buches selber lehren. Wir haben wieder so 
recht es erfahren, wie ein einsiger Zweig der kirchlichen Rechtswissenschaft 
gründlich ausgehoben und vollkommen in’s Licht gestellt, das ganze canoni- 
stische Rechtsgebiet mehr beleuchtet, als ein Düsend oberflächliche Darstel¬ 
lungen des Gänsen. Wie glücklich der Verfasser insbesondere in der Ent¬ 
wicklung streitiger Punkte und in der Polemik ist, dies hat er durch die 
feine Bearbeitung der an die bekannte Constitution Martin V., Ad vitandd 
scandala , sich knüpfenden Fragen bewiesen. S. 245 ff. Um dem Leser einen 
kleinen Begriff von der Art des Verfassers su geben, heben wir eine auch 
für weitere Kreise interessante Stelle aus S. 272 ff. „Dem Gesagten zu¬ 
folge müssen wir an der Ansicht festhalten, dass sowohl die Excommunicati 
vitandi als auch die tolerati von den öffentlichen Gebeten tind der Darbrin¬ 
gung des heil. Messopfers ausgeschlossen seien. Als einfache Consequens 
dieses Satzes ergibt sich, dass das gewöhnliche Kirchengebet für den Patron 
und die Erwähnung des Bischofs im Canon der heil. Messe wegsulassen sei, 
sobald der eine oder andere notorisch in der Excommunication sich befindet, 
sei es als toleratns oder vitandus. In derselben Weise und aus denselben 
Gründen ist das öffentliche Gebet und die Darbringung des heil. Messopfer^ 
für Akatkoliken untersagt, denn sie gehören zu den Excommunicatis toleratis. 
Nur in Betreff des Landesfiirsten, sowohl des katholischen, wenn er ex- 
eommunicirt ist, als des akatholischen gestattet die Kirche eine Ausnahme; 
sie betet für denselben bei dem öffentlichen Gottesdienste und bringt für 
ihn an gewissen festlichen Tagen das heil. Messopfer dar? denn so lange 
der Lahdeöffirat am Lebett ist,■ tritt er 'der Kirche nicht als blosse Person 
gegenüber, sbhtfern es 'kömmt vor Allem seine Stellung als Regent des 

31 * 



484 


Landet in Betracht; das Wohl des einen and anderen kann nicht getrennt 
Verden, das Gebet für den Landesherrn ist sugleich ein Gebet für den 
Staat und umgekehrt. Wenn also die Kirche ihre patriotischen Pflichten 
gegen den Staat, die ihr so gut obliegen, wie dem einseinen Uhterthänen, 
getreulich erfüllt, wenn sie für den Regenten und seine Regierung die Gnade 
und den Schuts Gottes erfleht,■ so handelt es sich nicht um die Perton, 
welche die Trägerin der Regentenwürde ist, und es muss in dietem Punkte 
gleichgültig sein, welche persönliche Stellung dieselbe sür Kirche einnehme» 
Diese ihre Unterthanenpflicht hat sie von jeher auch gegen gans heidnische 
und offen häretische Fürsten erfüllt, sie erfüllt sie noch heute gegenüber den 
akatholischen Regenten in den Ländern, wo solche sich finden, und der 
hol. Stuhl hat gegen diese Praxis niemals auch nur die leiseste Einsprache 
erhoben. In einem gans anderen Verhältnisse dagegen steht der bereite 
verstorbene Landesfürst sur Kirche: er erscheint nicht mehr als Träger, der 
Staatsgewalt, für deren Gedeihen sie betet, sondern lediglich als Privat- 
perton. Da, nun aber die Kirche nur für jene Todten ihre Gebete und da« 
heil. Opfer darbringen kann, die in ihrer Gemeinschaft abgeschieden sind, SO 
hat der akatholische Regent ebensowenig Anspruch auf diese Wohlthaten, als 
der katholische, der in der über ihn verhängten Excommunication verharrend, 
und ohne sich mit der Kirche versöhnt zu haben, aus dem Leben schied. 
Diese Anschauung liegt in der Natur der Sache, die kirchliche Gesetzgebung 
kann von derselben nicht abgehen, so lange sie auf Consequen* Anspruch 
machen will; nie war die Praxis eine andere und noch aus den neuesten 
Zeiten 1 liegen Uber diesen Punkt ausdrückliche Verbote des heil. Stuhles vor.** 
Somit danken wir dem gelehrten Verfasser innig für seine so werth¬ 
volle Gabe und beneiden die Jünger, die zu seinen Füssen sitzen dürfen. 

R. . 


Janssen , I)r. Karl , Einige Worte zur Verständigung über das öster¬ 
reichische Ehegesetz vom 8. October 1856 , namentlich hinsichtlich seines 
Standpunkts und seiner Bestimmungen über gemischte Ehen. Frankfurt 
a. M.,. 1857. 64 S. 8. Mit dem Motto: Auch von Gesetzen gilt der 

Spruch: „An ihren Früchten sollt ihr sie erkennen/' 

Diese „einigen Worte,“ früher in der Zeitung „Deutschland“ veröffent¬ 
licht , gehören zum Besten und Verständigsten, was gelegentlich des öster¬ 
reichischen Concordats und insbesondere über das österreichische Ehegesetz 
in öffentlichen Blättern gesagt worden. Es ist so viel Kenntniss und Ein¬ 
sicht in diesen 64 Seiten gehäuft, dass wir den Separatabdruck derselben 
als etwas sehr Nützliches begrüssen müssen und denselben nur eine recht 
grosse Verbreitung wünschen können. 

Der Verfasser bezeichnet mit Recht das österreichische Ehegesetz als 
einen erfreulichen Beweis, dass unsere Zeit zu gesetzgeberischen Arbeiten, 
nicht so unberufen und untüchtig sei, wie Savigny einst behauptete, da sin 



eine der schwierigsten Aufgaben so glücklich gelöst. Die Schwierigkeiten 
der Aufgabe hebt der Verfasser richtig hervor. „Kein denkender Rechtege¬ 
lehrter,“ sagt er, „wird es sich verhehlen können, dass die Aufstellung von 
gesetslichen Normen bei dien denjenigen Rechtsverhältnissen mit ganz be¬ 
sonderen Schwierigkeiten verbunden ist, welche nicht so ganz und unbedingt 
der Herrschaft des Rechtes allein unterworfen sind, bei denen vielleicht ein 
höheres sittliches Element prävälirt. Es gibt nämlich mancherlei Verhältnisse, 
welche dem Einflüsse des Rechtes sich sum grossen Theile entstehen, und 
durch Eingriffe desselben wohl verletzt und verkümmert, nicht aber gestärkt 
and richtig geleitet werden können. So lässt sich namentlich bei der Ehe 
der eigentliebe und wahre Inhalt derselben, die Liebe der Gatten und die 
eheliebe Treue, durch kein Gesetz der Welt erzwingen. Das Recht kann 
die Bedingungen entstellen, unter welchen es eine eheliche Verbindung als 
gültig anerkennt, es kann deren Folgen bestimmen, insofern dieselben für 
andere Rechtskreise wieder von Wichtigkeit sind, nimmermehr aber kann es 
rieh eindräogen in das innere »arte Gebiet des Her»ens, in den Schooss der 
Familie; hier muss es unbedingt einer Macht weichen, welche den Mensches 
nicht bloss als Glied, seiner Gattung, als Theilnehmer einer bestimmten staat¬ 
lichen Ordnung, sondern als sittliches Wesen beherrscht. Nichts kann aber 
schwieriger sein, als eben hier die Grenze richtig'im Auge su behalten, die 
nicht überschritten werden darf.“ 

„Grösser noch und bedeutender als diese Schwierigkeit ist eine andere, 
welche dem Gesetsgeber hinsichtlich des Eherechtes sich darbietet, und die 
ihm die sorgfältige Berücksichtigung einer anderen« theils über, theils nehmt 
dem Staate stehenden geistigen Sphäre sur anabweislichen Pflicht macht. Die 
Ehe nämlich ist nicht nur kein ausschliesslich rechtliches, sie ist nicht ein¬ 
mal ein auschliesslich menschliches Institut. Denn die leibliche Vereinigung 
der Geschlechter hat noch einen anderen höheren Zweck, als denjenigen, 
dem Staate Bürger su geben, sie soll auch Erben des Himmelreiches in das 
Leben rufen und darum ist sie von Gott mit ausserordentlichen Gnadengaben 
verbunden und sur Würde eines Sacramentes erhoben worden. Demnach hat 
bei ihrer Begründung vor Allem die Kirche, als die von Gott eingesetzte 
Vermittlerin der Gnaden, ein gewichtiges Wort so reden. Sie soll eben 
dasjenige Organ sein, welches da noch wirken kann, wo der Arm der 
Staatsgewalt längst als machtlos sich erwiesen bat, nämlich auf den Sinn 
und das Hers der Gatten. Hier hat sie ihr ewiges, unveräusserliches Recht, 
ein Recht, weiches allerdings manchmal schmählich darniedergetreten wurde, 
das aber jetst. wieder in dem neuen Gesetse su,Seiner vollen, gebührenden 
Anerkennung gelangt ist durch eine gerechte umsichtige Legislatur, welche 
die Gränsen der kirchlichem und staatlichen Gewalt richtig aufzufassen, und 
richtig absuwägen versteht, was Gottes ist und was des Kaisers/ 4 

„Das beiderseitige wichtige Interesse, welches sowohl Kirche wie Staat 
so der Schliessung einer Ehe und deren Folgen haben, führte schon seit 
längerer Zeit su manchen gewagten Versuchen der Legislator, bei welchen 



gewiss manchmal der Gesetzgeber durchaus in dem guten Glauben sieh be¬ 
fand, dass er keines der Rechte beider Gewalten kränken, dieselben vielmehr 
nach Möglichkeit unangetastet lassen wolle. Die weitgreifendste legislatorische 
Schöpfung in dieser Hinsicht war ohne allen Zweifel die Einführung der 
Civilehe, eines Institutes, welches ursprünglich auf dem Grundsätze beruhte, 
dass Staat and Kirche beide auf ihrem Gebiete vollkommen selbstständig 
(absolut) seien, dass eine jede dieser beiden Mächte für sich »war unbedingt 
gültige Gesetze geben, aber in den Bereich der andern nicht ein greifen 
dürfe. Demnach soll die staatliche Gesetzgebung bei Schliessung einer Ehe 
nur darauf »u sehen haben, ob die staatlichen Bedingungen derselben erfiittt 
sind, wogegen die Kirche um diese letztem sich gar nicht zu kümmern, 
und das ganze Verhältniss nur nach den in ihrem Kreise geltenden Normen 
zu beurtheilen hat. So soll denn die volle Selbstständigkeit der beiden Ge¬ 
walten gewahrt und ein feindlicher Zusammenstoß derselben unmöglich ge¬ 
macht werden.“ < 

„Ein solches Princip hat, wir wollen es gerne gesteh», auf den enden 
Anblick etwas Bestechendes. Es klingt so schön, dass die Ehe durchaus 
unabhängig sein soll von den religiösen Ueberzeugungen der Staatsbürger, 
Und dass auch diese wiederum durch die Staatsgesetzgebung nicht alterirt 
werden sollen. Aber eine andere Frage ist die, ob dieser Grundsatz sich 
auch praktisch in seiner vollen Consequenz durchführen lasse und ob Sine 
solche Durchführung, selbst falls sie möglich wäre, in dem wohlverstandenen 
Interesse beider Theile liege. Und dies ist eine Frage, die wir unbedingt 
verneinen müssen, sowohl von dem allgemeinen Standpunkte des natürücken 
Rechtes und der Logik aus, als naeh den bereits in manchen Ländern ge¬ 
machten Erfahrungen, welche sich hier unbedingt Ms die besten Lehrer der 
Zukunft erweisen.“ 

Der Verfasser weiset hierauf nach, zu welchen Inconsequenzen und 
Ungerechtigkeiten die französische Gesetzgebung bei dem Versuche, dieses 
Princip durchzuführen, verleitet worden, und wie dieselbe es dennoch nicht 
erreichte, dass die reine Civilehe in das eigentliche Volksleben eindringe und 
in dem Velksbewusstsein Wurzel fasse. 

> „Wir appelliren,“ sagt er , „an die Erfahrung eines jeden französischen 
und rheinpreussischen Rechtsgelehrten und fragen, ob nicht fast alle Ehe- 
schliessenden die bürgerliche Trauung als eine reine, der kirchlichen Feier¬ 
lichkeit vorhergehende Formalität betrachten, ob sie nicht aus dieser letztem 
erst ihre gegenseitigen Rechte und Pflichten berzuleiten gewohnt sind. Nur 
wenige Verblendete-gibt es,-die sieh der Civilehe als eines Mittels bedien», 
ohne religiöse Grundlage, ohne den Seg» und gegen den Glauben der Kirche 
eine Verbindung zu gründen, welche die engste ist im ganz» Leb», welche 
. bei allen Leiden and Sorgen, die sie schaffit, unmöglich eines religiösen 
Haltes und damit des Segens von Ob» entbehren kann. 

Wenn aber dies das einzige Resultat einer staatlichen Gesetzgebung ist, 
dass sie trotz aller unbefugten Eingriffe In fremde Rechtsgebiete, trotz aller 
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Ungerechtigkeiten gegen einseine Individuen uor eine leere Form, vielleicht 
fin besten Falle einen Hort für schlechte Christen gegründet hat, dann hat 
sie sich dnreh ihre Früchte selbst gerichtet. 

Wenn bei der Frage über die Zweckmässigkeit eines IgAorirenS der 
Kirche von Seiten des Staates hinsichtlich deä Eherechtes, mit andern Worten, 
über den Werth des Instituts der Civilehe, sowohl die allgemeinen Normen 
der Vernunft and des Rechtes, wie die seitherigen Resultate der Legislatur 
diese Zweckmässigkeit läugnett und diesen Werth in Abrede stellen, dann 
fragt es sich zunächst, Welches Verfahren denn der Staat ejnsnschlagen habe, 
um eine allen gerechten Forderungen entsprechende Ehegesetzgebung zu 
schaffen. 

Wir haben bereits nachsnweised gesucht, dass auf dem Wege des Vntetv 
ofdnens der Jtirche unter die Staatsgewalt das bei der Ehe so wesentlich 
erforderliche Efnverständniss der beiden Gewalten nicht sich erzielen lässt, 
und wir worden in dieser Ueberseugung noch bestärkt werden, wenn wir 
einfach Folgendes bedenken. Kein Staat, der sich nicht vollständig auf den 
Standpunkt des Rationalismus stellen und in der Glaubenslosigkeit sein Heil 
Sueben will, kann die Religion und mit ihr die Kirche für etwas ganz Ueber- 
flüssiges und nach Willkür AbsuschaffendeS halten. Er muss anerkennen,' 
dass er dieser geistlichen Gewalt eigentlich seine Cultnr und Civilisation ver¬ 
dankt, dass in ihr das mächtige Bindemittel »wischen den Unterthanen and 
dem Staatsoherhaupte liegt, Indem sie vor Allem Liebe des Fürsten und 
Unterwerfung unter dessen Gebote in allen weltlichen DiBgen ohne Unterlass 
predigt, und dass er also mit deren Veriäugnung nur eine sügellose Anarchie 
hn Laufe der Zeiten nothwendig herbeiführen würde. Wenn aber die Kirche 
überhaupt eine staatliche Anerkennung finden soll, so muss sie diese finden 
mit allen ihren Lehren und mit dem ihr eigentümlichen Rechte. Denn nur 
In Verbindung mit diesen beiden Factoren, ihrem Dogma und ihrem Rechte, 
hat sie überhaupt eine Existens. Hieraus folgt, dass der Staat anbedingt 
' auf diese Glaubenssätze und Rechtsnormen Gewicht su legen verpflichtet ist, 
wenn er überhaupt in Eintracht mit der Kirche wirken will. 

Es hat nun aber das Eberecht nicht nur in der kirchlichen Gesetzgebung 
allein eine bedeutende Stelle stets eingenommen, es ist auch sugleich Gegen¬ 
stand sehr wichtiger und unumsUtesUeher Dogmen, welche bekanntlich von 
jedem glaubenstreuen Katholiken — und mit den glaubenslosen haben wir 
hier nichts su schaffen — unbedingte Unterwerfung fordern. Es sagt nämlich 
das Gonciüum von Trient Sessio XXIV. doct. de matr. can. 1: „Wenn 
Jemand sagt« die.Ehe sei nicht wahrhaftig and wirklich eines der Bieben Im 
neuen Bande von Christus, dem Herrn, eingesetzten Sacramente, sondern sie 
'sei eile menschliche Erfindung in der Kirche and übertrage keine Gnade, 
der sei iü Banne.“ Und an derselben Stelle can. 12 heisst es: „Wenn 
Jemand sagt, dass die Ehesachen nicht vor die kirchlichen Gerichte gehören, 
der sei, im Banne.“ Demnach ist in der katholischen Kirche, wie wir dies 
schon früher andeuteten, die Ehe über ihre ursprüngliche, blos natürliche 
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und sittliche Bedeutung hinausgegapgen, eie bat die Natur «nesSacraraentes 
erhalten, und damit ist sie zu.einem durchaus religiösen Acte geworden. Dass 
es aber lediglich Sache der Kirche ist, als Verwalterin der von Gott einge¬ 
setzten Qnadenmittel über die Sacramente Bestimmungen, au treffen und die 
Bedingungen feStaustellen, unter welchen sie gespendet werden sollen, das 
wird wohl von Niemanden in Abrede, gestellt werden. Aus eben diesem 
Grundsätze„geht es aber auch mit Evidenz hervor, dass die Kirche Nie¬ 
mand das Recht einräumen kann, ausser ihr Uber das wirkliche Vorhanden¬ 
sein des Sacramentes der Ehe, also über deren Gültigkeit ein Urtheil Zu¬ 
fällen, und dass sie demnach die Beurtheilung aller Ehesachen ausschliesslich 
den geistlichen Gerichten überweisen muss. So kann also der Katholik min 
nach den von seiner Kirche aufgestellten Normen und vor deren Verfas¬ 
sungsmässigen Organen eine Ehe eingehen, und jeder katholische weltliche 
fiichter muss sich einer, jeden Entscheidung über reine Ehesachen unbedingt 
enthalten , wenn er nicht dem Banne seiner Kirche verfallen will“ *) 

Nachdem wir gezeigt, welchen Standpunkt nach dem Verfasser der 
Staät bei seiner Gesetzgebung in Ehesachen einzunehmen hat, wird es ge^ 
nügen, noch dasjenige herauszuheben, v was er über den Standpunkt der 
Kirche in Sachen der gemischten Ehen sagt. 

„Um die Berechtigung des Standpunktes, welchen die katholische Kirehe 
hinsichtlich der gemischten Ehen stets eingenommen hat und noch einnimmt, 
genau zu prüfen, muss zunächst das Verhältnis, in welchem eine jede christ¬ 
liche Confession, mag sie einen Namen haben, welchen sie immer wolle, zu 
diesen Verbindungen ihren Grundsätzen nach stehen muss > einer näheren Be¬ 
leuchtung unterworfen werden. Geht man hierbei von dem Satze aus, dass 
jede christliche Religionspartei ihr eigenes Bekenntniss für das richtige und 
wahre, jede Abweichung aber für mehr oder minder irrig hält, und dass sie 
demnach ihren Mitgliedern das treue Festhalten an demselben zur strengsten 
Pflicht macht, dass sie ferner in der Ehe vor Allem auch eine Gemeinsamkeit 
des religiösen Lebens fordert, so muss man consequenter. Weise zu dem 
Schlüsse gelangen, dass jede Confession grundsätzlich der Eingehung ge¬ 
mischter Ehen widerstreben muss. Denn Niemand wird es läugnen können, 
dass die Verbindung mit Andersglaubenden den religiösen Zweck , der Ehe 
nicht zu erfüllen im Stande ist, indem namentlich bei der Kindererziehung 
einer der Gatten die Pflichten seines Glaubens nothwendig verletzen mm, 
der ihm gebietet, seine Kinder nur in diesem, und nicht in einem von ihm 
für falsch gehaltenen zu erziehen. Wenn aber diese gewiss von keinem un¬ 
befangenen und redlichen Beurtheiler in Zweifel gezogenen Sätze Geltung, 
haben, dann hat jede Confession das unbestreitbare Recht und die wesent¬ 
liche Pflicht, der Abschliessung derartiger Ehen mit allen ihr zu Gebote 
stehenden religiösen Mitteln sich zu widersetzen, und sich jeder Mitwirkung 


*) Dies hat selbstverständlich keinen Bezng auf die Civilehe, welche ln den Augen 
der Kirche überhaupt keine Ehe ist 
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bei derselben zu enthalte», ein Recht, dessen Ausübung von keiner Religions- 
parteideranderen als Feindseligkeitgedeutet werden kann, weil dadurch 
nur' eine Verpflichtung erfüllt wird, die ihr selbst in demselben Falle obliegen 
würde. • „ . ; 

v Zu diesen allgemeinen Priqcjpien, deren Richtigkeit in neuerer Zeit auch 
von protestantischen Canonisten, namentlich von Richter , vollkommene»* 
erkannt worden ist, kommen aber für die katholische Kircheinoch andere 
specielle Gründe hinzu, welche ihr die Behauptung ihres strengen Staud-r 
ponktes nur unabweislichen Pflicht machen. Kein anderes religiöses Be- 
kenstniss nämlich, mag es auch einen abweichenden Glauben für noch so 
irrig halten, hat je, auf die Dauer wenigstens, behauptet, dass man nicht 
auch in diesem nur Seligkeit gelangen könne. Die katholische Kirche da¬ 
gegen stellt ^ich ihrem Dogma nach dar als die alleinseligmachende , als die 
einzige Leiterin »m ewigen Leben, ausserhalb welcher kein Heil zu finden 
ist.. Oft ist sie dieser ihrer Lehre wegen bitter angefeindet worden, noch 
öfter bat man dieselbe verdreht und missdeutet, aber dennoch hat sie stets 
in derselben Kraft gegolten, weil sie die Grundbedingung des ganzen Wesens 
der Kirche ist. Diesem Satze gemäss statuirt die Kirche die Möglichkeit 
des Heiles im ordentlichen Wege nur für ihre Glieder und die Bekenner 
ihres Glaubens wie auch für diejenigen Getauften, welche ohne ihre Schuld 
im Irrthume sich befinden, weil auch diese, wie wir im Vorherigen zeigten, 
selbst durch Ertheilung einer Ketzertaufe, Mitglieder der Kirche sind. Für 
Diejenigen aber, die als Katholiken geboren, die bereits anerkannte Wahrheit 
wieder verläugnen, oder für Die, welche die Wahrheit der Kirchenlehre wohl 
kennen, sich aber nicht ihr zuwenden, ihr beharrlich widerstreben, für Die 
gibt es kein Heil, keine Seligkeit. Damit verdammt die Kirche indess keines¬ 
wegs den einzelnen Menschen, das Individuum, denn wie weit diesem die 
Schuld seiner Verblendung und seines Irrglaubens zuzurechnen ist, das weiss 
nur Gott allein und kam nur Gott allein entscheiden, wohl aber verdammt 
sie mit all 1 ihrer Macht die Lehre des Irrthums, ihr stellt sie nicht die 
Kraft der Wahrheit allein, sie stellt ihr auch das ganze Gewicht ihrer Sen¬ 
dung entgegen. Demnach muss sie Alles aufbieten, die Verbreitung einer 
Irrlehre zu hemmen; sie muss als sorgsame Mutter von ihren Kindern die 
Gefahren derselben abwehren nnd also vor Allem denselben die nächste 
Gelegenheit zur Sünde des Abfalles benehmen. Unter solchen nächsten Ged¬ 
iegenheiten steht aber gewiss die innigste Verbindung, die Ehe mit einem 
Irrgläubige«, obenan, „Der Irrthum, der unter den Christen herrscht,“ — 
sagt Augustinus (Enarrat, in ps. 54) — „ist weit gefährlicher und verführe^ 
rischer, als 1 die Gräuel des Heidenthums; Derjenige, der zu mir sagt:' Bete 
das Götzenbild an! wird mich nicht so leicht berücken; wenn mir aber ein 
Verführer sagt: Siehe, ich bin auch ein Christ, der bedroht mich in des* 
Nähe, da muss ich mit dem Psalmisten beten: Herr, erlöse meine Seele von 
Denen, die mir 9 nahen, denn in’Vielem waren sie mit mir! Wir haben die 
Taufe empfangen, dag haben .alt mit mir gemein ; wir lesen das Evangelium, 
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darin sind wir gleich, — aber nicht in allen Stücken, —*■ nicht im frrthutne. 
Aber wegen dessen, in welchem sie mir fremd sind, nützt ihnen des Viele 
nichts, welchen sie mit mir getnein haben/' Liegt aber bei der gemischten 
Ehe die Gefahr des Abfalles für den katholischen Theil, liegt wenigstens die 
Schwächung seines Glanbens nahe, dann hat die Kirche das Recht and die 
Pflicht, kirchliche Massregeln zur Verhütung solcher Verbindungen zu treffen, 
nnd die bereits geschlossenen nur unter bestimmten Modificationen anno- 1 
erkennen. Noch mehr aber muss das Gefühl dieser Pflicht sich steigern, 
wenn die Kirche erwägt * wie gross die Gefahr für Diejenigen ist, welche 
mit dem Anrechte auf die Erbschaft des Himmelreiches aus solchen Ver¬ 
bindungen hervorgehen, und vielleicht einem falschen Glauben verfallen, der 
ihr Seelenheil bedroht. Darin also findet die Strenge der Kirche ihre Be¬ 
rechtigung, daher rührt ihre Trauer, wenn sie die heiligsten Interessen von 
ihren eigenen Kindern verachtet sieht.“ * 

Man wird schwerlich irgendwo die Wahrheit bündiger, schlagender, 
überzeugender dargestellt finden. Darnach mag Jeder artheilen, ob Wir Recht 
haben, dieser kleinen Schrift eine recht weite Verbreitung zu wünschen. 

M. 


Miscellanea . 

Wir Franz V., von Gottes Gnaden Herzog von Modena, Reggio, Miran- 
dola, Massa, Carrara, Guastalla, Erzherzog von Oestreich, königl. Prinz 
von Ungarn und Böhmen. 

Um die Trennung des kirchlichen Vermögens von jenem des Staates 
mit Rücksichtnahme auf die bezüglich übernommenen Verpflichtungen, sowie 
auf die Art und Weise, wie diese von Unserem durchlauchtigsten Vater, 
rühmlichen und theuren Andenkens und von Uns erfüllt worden, za voll.“ 
ziehen, haben Wir Uns an Se. Heiligkeit, den regierenden Papst Pius IX. 
gewendet, am mit Sr. Heiligkeit jene entsprechende Vereinbarung zu treffen, 
welche nickt nur zu gegenseitiger Befriedigung, sondern auch zur Beruhigung 
Unseres Gewissens gereichen könnte. 

Nachdem es dem väterlichen Gemüthe Sr. Heiligkeit gefallen hat, voll 
Uns eine umständliche Darstellung über obbenannte Verpflichtungen, über die 
darauf bezüglichen Erfüllungen, sowie über die von Unserem Vater und von 
Uns freiwillig gemachten Stiftungen geneigtst entgegen za nehmen, so haben 
Se. Heiligkeit mit erwäkntem Breve vom 13. Juni d. J. vorzüglich in An¬ 
betracht der beträchtlichen, in letzteren vorkommenden Ueberschüsse, geruhet 
a) zu erlauben, dass die von Unserem Vater und von Uns den religiösen 
Orden angewiesenen Dotationen nur als jenen Fiflrilien der genannteit 
Orden zugetheilt verstanden werden sollen, welche in Unseren Staaten 
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wohnen, so dass sie niemals ohne Unsere EmwUligung «der Jene 
Unserer gesetsmlssigen Nachfolger an andere, Im Auslande wohnende 
Familien, wenn auch dem nämlichen Orden ahgehörig, gelangen dürfen, 
b) Den Estensischep Herrschern *u gestatten, dass sie dem hL Stuhle 
die Uebertragung der genannten Dotationen von einem Orden auf einen 
' anderen vorschlagen, so oft dies veränderte Umstände and die grüneren 
Vortheile der Kirche rathsam machen. 
e> Das gante übrige Vermögen, möge es aus einer bekannten, oder nur 
vermeinten kirchlichen Quelle fliessen, und weiches Vermögen inr diesen 
Unseren Staaten gegenwärtig unter der Verwaltung Unserer hersogiichen 
Kammer sich befindet, von jedem canonischen Bande sa befreien, und 
dasselbe Uns und Unserem Staate su vollem und freiem Eigenthum so 
überlassen. 

In Folge nun besonders dieser letsteren geneigten päpstlichen Erklärung 
haben Wir verordnet und verordnen, wie folgt: 

a. So oft Unsere hersogl. Kammer, hiesu gesetslich befugt, von nün 
an, wie immer über die aus einer bekannten oder nur vermutheten 
kirchlichen Quelle stammenden Güter, die in ihrer Verwaltung ver- 
blieben sind, verfügen wird, soll dies immer mit Anführung dieses 
apostol. Breve geschehen, sum Beweise Unserer kindlichen Verehrung 
gegen den heil. Stuhl. 

b. In Besiehung auf die volle Befreiung der obbenannten Güter werden 
die fortlaufenden Pensionen kirchlicher Natur, welche mittelst Unserer 
General-Intendans der Cameral- und Kirchengüter ausgesahlt werden, 
von Unserem Finansminister in eben so viele Staatsschuld-Obligationen 
mit gleichem Zinsfusse verwandelt 

c. Besagte Obligationen werden regelmässig jenen hochw. Ordinarien 
abgetreten, in deren Jarisdictions-Sprengeln sich die Pensionirten be¬ 
finden, damit die Ersteren für deren Erhaltung und geeignete An¬ 
weisung in der Zukunft Sorge tragen. 

d. In Folge dessen wird das Civilamt in kirchliches Sachen aufgehoben 
und Unserer General-Intendans der Cameral-GUter die Benennung: 
„Verwaltung der geistlichen Güter“ entsogen. 

Unser Minister der Finansen, dem die obgenannte General-Intendans 
untersteht, wird hiemit beauftragt, dieses Unser Decret in Vollsag su setsen. 
Gegeben- su Modena am 14. November 1857. 

FRANZ. 


Brllntenmc verstehcnier Verordnung. 

Die italienischen Regenten, welche während des Jahres 1814 in ihre 
alten Besitzungen wieder eintraten, mussten das Activ- und Passiv-Ver¬ 
mögen des Monte di Milano, gewöhnlich Monte di Napoleone genannt, unter 
sich theilen. Das letste übertraf mehr oder weniger auffallend das erste, 
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welches grössteritheils kirchlicher Natur war, and In Anbetracht dessen 
wurde das besagte Activ-Vermögen, kraft eines vom hl. Stuhle gefertigten and 
bestätigten Uebereinkommens als volles and freies Eigenthom den obgenannten 
Regenten fiberlassen. 

Was die Estenedschen Regenten betrifft, .so erklärten diese, keinen Ge¬ 
brauch machen su wollen von diesen freien Anweisungen der vorzüglich aus 
den aufgehobenen kirchlichen und frommen Genossenschaften herrührenden 
Activa, ausser mit der Bedingniss, solche der Kirche, und den nämlichen 
frommen Zwecken, doch nur quantitativ und nicht qualitativ, ohne Rücksichts- 
nahme auf ihre vorigen BesitseT su Übergeben. 

Die Regierung Frans IV. und jene Frans V. von Oesterreich-Este 
zeichnete sich daher nicht nur durch die beständige, der Kirche gemachte 
ZurUckerstattung dieser Activa aus, sondern wohl auch durch die gans neuen 
Stiftungen und kirchlichen Dotationen aus ihren eigenen Gütern und Be- 
sitsungen. Da aber der fromme regierende Frans V. genau erfahren' wollte; 
ob und wie in der That von seinem erlauchten Vater und von ihm der Kirche 
eben so viel zurückerstattet worden sei, als die Estensisehen Staaten sowohl 
vom Monte Napoleone,. als auch von dem aufgelösten Königreich Italien 
jederseit empfangen hatten, so verordnete er eine.Zusammenstellung einer 
besfigliehen ■ Liquidations-Rechnung vom Jahre 1814 bis 1852 zur Norm 
seiner weiteren Verfügungen in dieser Sache. 

Das Resultat obiger Berechnung kann kars gefasst so formulirt werden. 

Dass die Estensisehen Staaten und ihre Regenten, angenommen, der 
ganse Reinbetrag der den Estensisehen Staaten sowohl von dem Monte 
Napoleone und vom aufgelösten Reiche Italien zogeflosaenen unbeweglichen 
Güter sei eine auf der Civil-Adminlstration haftende Schuld gegen die Kirche, 
über ihre im ganzen Umfange getilgte Schuld die ansehnliche Summe von 
beinahe 10 Millionen italienischer Lire zu Gunsten besagter Kirche und 
religiöser Zwecke zurückerstattet, gegeben und gespendet haben; und zwar 
dies ohne die bedeutenden Zahlungen .zur Tragung de* kirchlichen Lasten 
und -der Lebensrenten, welche bis Ende des Jahres 1852 beinahe auf 
8% Millionen ital. Lire stiegen, und die weiteren Schenkungen vom J. 1852 
bis auf den heutigen Tag, sowie alle Aaslagen für die Patrimonial-Verwaltung 
in Rechnung zu.bringen.. 

Nach einem solchen Erfolge hielt es So. königl. Hoheit für geziemend, 
Sr. Heiligkeit dem heil. Vater die geschehene Liquidation in folgender Ab¬ 
sicht vorzulegen. 

1. Damit es bekannt würde, wie die schon von seinem erlauchten Vater 
gemachten Erklärungen in Wirksamkeit getreten seien, der Kirche dm 
Werth der von dem Monte Napoleone und dem aufgelösten Königreich 
Italien dem Staate zogefallenen anbeweglichen Güter zarückzugeben; 

2. damit die Estensisehen Regenten als Patrone der neuen von ihnen errich¬ 
teten Stiftungen anerkannt würden, und sie daher das Recht hätten, solche 
im Staate und zu dessen Woble zu erhalten. 



3. Damit, in Anbetracht der obgenannten reichlichen, der Kirche gemachten 
Schenkungen und Rückerstattungen, jene aas dem' Monte Napoleone und 
dem italienischen Reiche geflossenen unbeweglichen Güter, welche nicht 
Gegenstand der qualitativen Zurückerstattungen bildeten, durch ein be¬ 
sonderes, den Estensischen Fürsten eigentümliches Breve, nicht blos 
durch die Bestimmungen einer mit anderen Staaten gemeinschaftlichen 
(Jebereinkunft als von jedem canonischen Bande vollkommen frei erklärt 
werden möchten. 

4. Um nur Kenntniss Sr. Heiligkeit zu bringen, dass es der Wille des 
. regierenden Souverains sei, die kraft gnädigster Rescripte verliehenen 

und daher individuell zu Händen der Cameral-Verwaltung ausbezahlten 
geistlichen Pensionen für immer zu consolidiren und ständig zu machen 
dadurch, dass sie zu Gunsten der damit'Bedachten in eben so viele be¬ 
ständige, durch Staatsobligationen dargestellte Renten verwandelt würden, 
fl. Damit endlich der heil. Vater, nachdem er auf diese Art die Kirche 
wieder ständig dotirt und unabhängig gestellt gesehen, in Kenntniss ge¬ 
setzt werde, wie Se. k. Hoheit auch das Werk der Trennung der Ver¬ 
waltung des Kirchenvermögens von jener des Staates dadurch vollende, 
dass er die genannten Obligationen zur Aufbewahrung und Verwaltung 
an die respectiven 1 Ordinarien übergebe und das bezügliche Laien-Amt, 
welches diese bisher geleitet, und nun in drei und vierzig Jahren die 
neue Stellung der Kirche in den Estensischen Staaten glücklich zum Ziele 
geführt hatte, aufhebe. Se. Heiligkeit empfing mit der in Rede Stehenden 
Liquidation auch die Bitten Sr. k. Hoheit; und in Anbetracht eben den 
in der ersten dargebotenen günstigen Resultate willfahrten Hochselbe 
den letzteren, und dies Alles bildete den Gegenstand des bezüglichen 
apostol. Brevq’s vom 13. Juni 1857, welches, wie es ehrenvoll für das 
ruhmreiche Andenken Franz IV. und die nicht minder grossmüthigen 
Pietät des regierenden Franz V. ist, wohl eines der erwünschten Zeug¬ 
nisse der Kirche für die Religiosität der Fürsten genannt werden kann. 

In Folge des genannten päpstlichen Breve wurde das allerhöchste Decret 
veröffentlicht, das wir oben abgedruckt haben. 

Nachdem auf diese Weise die Estensischen Fürsten mittelst vorher er¬ 
gangener Decrete der Kirche in ihren Staaten die Freiheit ihrer Jurisdiction 
zurückgegeben, nachdem sie derselbe^ eine festere Einheit verliehen durch 
Bildung einer eigenen kirchlichen Provinz ihrer Staaten, eingetheilt in Suf- 
fragan - Bisthümer unter dem Metropolitan-Erzbischöfe von Modena, haben 
sie nunmehr auch die Unabhängigkeit der Kirche dadurch vollendet, dass 
sie selbe mittelst fester Dotationen von der minder ziemlichen Mitwirkung 
einer Laien-Verwaltung befreiten. t . 
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Anhang . 

Das königlich „würtembergische Regierungsblatt“ vom 31. December 
1857 veröffentlicht folgende 

Käftnlgllelae Verordnung , 

betreffend die Bekanntmacbang einer auf die Verhältnisse der katholischen Kirche Im 
Königreiche bezüglichen päpstlichen Bulle. 

Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Würtemberg. ' 

Wir haben Uns bewogen gefunden, behufs einer näheren Regelung der 
Verhältnisse der katholischen Kirche Unseres Landes su der Staatsgewalt 
mit dem römischen Stuhle in Unterhandlung su treten, und es ist unter dem 
8. April d. J. eine Vereinbarung su Stande gekommen, welcher Wir, nach 
Vernehmung Unseres geheimen Rathes, unter Vorbehalt der ständischen Zu¬ 
stimmung su den eine Aenderung der Landesgesetsgebung in sich schliessen- 
den Punkten Unsere höchste Genehmigung ertheilt haben. In Folge dieser 
Vereinbarung hat der päpstliche Stuhl unter dem 22. Juni 1857 die in der 
Beilage angeschlossene Bulle erlassen, welche mit den Worten: „Cum in 
Sublimi Principis“ beginnt und in dreisehn Artikeln das HauptstUck der 
getroffenen Vereinbarung genau und vollständig enthält. 

Da die in jenem Artikel der katholischen Kirche eingeräumten Rechte 
und Freiheiten theils in den in besonderen Beilagen su dem Hauptvertrage 
vereinbarten näheren Festsetsungen über deren Ausübung, theils in der 
Landesgesetsgebung, so weit sie von der Vereinbarung unberührt bleibt, die¬ 
jenige Umgrensung finden, unter welcher die in der Verfassungsurkunde der 
katholischen Kirche sugestandene Autonomie in ihren inneren Angelegenheiten 
mit Unserem ebenfalls verfassungsmässigen obersthoheitlichen Schuts- und 
Aufsichtsrechte im Einklänge steht, so ist die genannte päpstliche Bulle von 
Uns angenommen worden und bringen Wir nunmehr dieselbe andurch sur 
allgemeinen Kenntniss. 

Hinsichtlich der Vollsiehung der Vereinbarung sind die betheiligten 
Ministerien, jedes in seinem Geschäftskreise, beauftragt, das Erforderliche 
eilsuleiten oder ansuordnen. 

Gegeben su Stuttgart, den 20. December 1857. 

Wilhelm. 

Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten: 

Bügel. 

Der Departementschef des Kirchen- und Schulwesens: 

Rümelin. 

Auf Befehl des Königs der Chef des geheimen Kabiüets: 

Maucler. 


*) Wurde schon mitgethetlt. 
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Das Anzeigeblatt für die Erzdiöcese Freibarg veröffentlicht eine zwischen 
dem hochw. Herrn Erzbischof Hermann von Freibarg and dem preussischen 
Ministerium getroffene 

Verelnbaranc über dl« Verwaltung de« Kirchen vermögen* 
Im hohenzollern’aehen Biatbumsanthell. 

§• 1. Die Verwaltung des in dem vormaligen Ffirstenthume Hohen- 
zolIern-Sigmaringen bestehenden allgemeinen Kircbenfonds und des in dem 
ehemaligen Ffirstenthume Hohenzollern-Hechingen bestehenden Intercalarfonds 
erfolgt durch Verwaltungsräthe, welche von dem erzbischöflichen Ordinariate 
aus je vier bis sechs geeigneten Personen, die den bohenzollern’schen Landen 
angehören und in denselben ihren Wohnsitz haben, gebildet werden, und der 
Leitung und Aufsicht des gedachten Ordinariates unterstehen. 

§. 2. Beide Fonds werden in ihrem bisherigen Bestände erhalten, und 
es behält in Ansehung der Einnahmen, welche denselben zufliessen, und der 
Verwendungen, welche aus denselben erfolgen, bei deh bestehenden Vor¬ 
schriften sein Bewenden. Sollte eine Verwendung aus denselben für Zwecke, 
denen sie seither nicht dienten, oder durch welche eine Verminderung der 
Substans der Fonds herbeigeführt werden könnte, erforderlich werden, so 
wird dieselbe nur im Einvernehmen mit der königlichen Regierung so Sig¬ 
maringen stattfinden. 

§■ 3. Die Uber die Verwaltung dieser Fonds aufsustellenden Voran¬ 
schläge, so wie die darüber von dem Verwaltungsräthe gelegten Rechnun¬ 
gen werden, sobald deren Prüfung und Feststellung bei dem erzbischöflichen 
Ordinariate erfolgt ist, der königlichen Regierung su Sigmaringen alljährlich 
sur Einsichtnahme mitgetheilt werden. 

Für die sichere Aufbewahrung der zu diesen Fonds gehörigen Gelder und 
Effecten werden durch das erzbischöfliche Ordinariat, im Einvernehmen mit der 
königl. Regierung zu Sigmaringen die geeigneten Massregeln getroffen werden. 

§. 4. Das in einzelnen Pfarreien der hohenzollern’schen Lande beste¬ 
hende Kirchenvermögen, einschliesslich der, bei den Kirchen und Kapellen, 
so wie für Bruderschaften, vorhandenen besonderen Stiftungen, wird, so weit 
nicht für die letzteren stiftungsmassig ein Anderes bestimmt ist, unter dem 
Vorsitze des Pfarrers an jedem Orte durch eine Heiligenpflege verwaltet, 
welche aus zwei bis vier von der kirchlichen Behörde bestellten geeigneten 
Mitgliedern der Pfarrgemeinde besteht. 

8. 5. Die Leitung und Beaufsichtigung dieser, durch die Ortskirchen-t 
Vorstände bewirkten Verwaltung stehe, gleich der des vorhandenen Pfarr- 
und Beneficialgutes, und der vorstehend erwähnten besonderen Stiftungen, 
dem erzbischöflichen Ordinariate zu. Dasselbe wird behufs der näheren An¬ 
weisung und Belehrung der Heiligenpflegen, der Stiftungsvorstände und der 
Pfründe-Administrationen über die ihnen obliegenden Pflichten eine besondere 
Instruction erlassen, sich jedoch vor deren Emanation des Einverständnisses 



dar königlichen Regieruagzu Sigmaringen mit dem Inhalte derselbe» ver¬ 
sichern. * 

§. 6. Alle Gerechtsame, welche den Patronen oder 'Zehntherren in Bezug 
auf eine Antheilnahme an der Verwaltung and Beaufsichtigung des Kirchen-, 
Beneficial- und Stiftungsvermögens kirchengesetzlich oder kraft besonderer 
Observanzen zustehen, bleiben denselben selbstverständlich Vorbehalten. 

§. 7. Kirchen-, Pfarr- und Stiftungsbausachen sind im Allgemeinen 
gleich andern Vermögensangelegenheiten der Kirchen, Pfarreien und Stiftungen 
Zu behandeln. Selbstverständlich finden darauf die allgemeinen baupolizei¬ 
lichen Vorschriften Anwendung.' Nichtstreitige Bausachen werden durch die 
kirchlichen Behörden, unter Beachtung der Gerechtsame des Patrons oder 
Zehntherrn, wo ein solcher vorhanden ist, zur Ausführung gebracht. 

§. 8. Hinsichtlich jährlicher oder sonst fortlaufender Leistungen aus 
kirchlichen Fonds für Schul- und Armenzwecke, sowie umgekehrt hinsichtlich 
der Leistungen aug Gemeindemitteln oder anderen öffentlichen Fonds für 
kirchliche Zwecke, und hinsichtlich der Frage: ob Stiftungen als weltliche 
, oder kirchliche zu betrachten, bleibt der gegenwärtige Besitzstand unver¬ 
ändert , bis über etwa für erforderlich erachtete Veränderungen das Einver¬ 
nehmen zwischen der Staatsregierung und der Diöcesanbehörde, oder geeig¬ 
neten Falles eine richterliche Entscheidung herbeigeführt worden ist. 

$. 9. Ebendasselbe gilt namentlich auch von der Verbindung von Messner¬ 
oder Örganistendiensten oder anderen niederen Kirchendienerstellen mit Schul¬ 
stellen. Es findet aber bei Besetzung solcher Schulstellen ein Vernehmen 
mit der kirchlichen Behörde über die Qualification des zu Ernennenden zu 
dem Kirchendienste Statt. 

Abgesehen von solcher Verbindung and von patronatischen Rechten oder 
Localöbservanzen, steht die Ernennung zu den niederen Kirchendiensten 
lediglich der betreffenden kirchlichen Behörde zu. 

S. 10. In soweit die Ausführung der vorstehenden Vorschriften die 
Ausantwortung von Geldern, Documenten, Rechnungen und andern Schüft-, 
stücken Seitens der Staatsbehörden an die Diöcesanbehörden oder die Oeca- 
nate erfordert, wird die königliche Regierung in Sigmaringen dafür in geeig¬ 
neter Weise Sorge tragen. 

§.11. Die in den hohenzollern’schcn Landen in Bezug auf die Ver-, 
waltung des Pfarr-, Kirchen- und Stiftungsgutes bisher beobachteten Vor-*’ 
Schriften werden, in soweit sie den gegenwärtigen Bestimmungen zuwjder- 
laufen, nicht weiter in Anwendung gebracht, sobald die Diöcesanbehörde die^ 
königliche^ Regierung zu Sigmaringen von dem Bestehen der oben (ad l u. 
4) gedachten Verwaltungsräthe und Heiligenpflegen unterrichtet haben wird. 
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CrlMi de« Mtntzteriumz für Cufftu« und Unterricht vom 

11* Dezember 185'7, 

glltig für den ganzen Umfang des Reiches, womit die Ausdehnung der Allerhöchst ge-* 
nehmigten provisorischen Taxordnung des geistlichen Ehegerichtes der Wiener Erzdiöcese 
auf mehrere andere Diöcesen bekannt gegeben wird. 

Auf Grund der Allerhöchsten Entschliessung vom 19. August 1857 
hat das Ministerium für Cultus und Unterricht gestattet, dass von den geist¬ 
lichen Ehegerichten der Erzdiöcesen Gran, Colocza, Erlau, dann der Diöcesen 
Waitzen, Stuhhveisscnburg, Neutra, Neusohl, Rosenau, Zips, Weszprim, Filnf- 
kirchen, Raab, Steinamanger, Kaschau, Grosswardein (des lateinischen und 
griechischen Ritus), Csanad, Ssathmar, Eperies, Munkacz und Lugos, dann 
des, der geistlichen Jurisdiction des Martinsberger Erzabtes unterstehenden 
Districtes, ferner von den geistlichen Ehegerichten der Diöcesen Prag, Leit- 
meritz, Königsgrätz, Budweis, Agram, Zengg-Modrus, Diacovar, Kreuz, Görz, 
Laibach, Triest-Capodistria, Parenzo-Pola, Yeglia, Salzburg, Brixen, Trient, 
Seekau, Gurk, Lavant, St. Pölten und Linz nach Massjgabe der Allerhöchst 
genehmigten provisorischen Taxordnung für das geistliche Ehegericht der 
Wiener Erzdiöcese (XLIII. Stück, Nr. 216 des Reichs-Gesetz-Blattes), Taxen 
vorgeschrieben und eingehoben werden können. 

Graf TAtm m. p. 


Kaiserliche Verordnung vom 1. JTftnner 1858, 

Aber die Modalitäten unter welchen die Bestimmungen des Patentes yom 16. Jänner 
1854 (Nr. 21, 22 und 23 des Reichs-Gesetz-Blattes) auf die geistlichen Güter in Ungarn, 
Croatien and Sl&yonien, dann in der serbischen Wojwodschaft mit dem Temeser Banate, 

in Anwendung zu bringen sind. 

Zur Berichtigung der für geistliche Güter in den Königreichen Ungarn, 
Croatien und Slavonien, dann iu der serbischen Wojwodschaft mit dem Te- 
meser Banate, in Gemässheit Meiner Patente vom 2. März 1853 (Nr. 39, 
40 und 42 des Reichs-Gesetz-Blattes) ausgemittelten Urbarialentschädigung, 
finde ich nach Yernehmung Meiner Minister und Anhörung Meines Reichs- 
rathes Folgendes zu verordnen: 

§. 1. Die Bestimmungen des Patentes vom 16. Jänner 1854 (Nr. 21, 
22 und 23 des Reichs-Gesetz-Blattes) haben auch in Bezug auf die geist¬ 
lichen Güter nut nachfolgenden Modificationen Anwendung zu finden. 

§. 2. In Bezug der auf geistliche Güter entfallenden Urbarialentschä¬ 
digung hat eine gerichtliche Zuweisung des Entschädigungscapitales nicht 
Btattzufinden. 

§• 3. Die Ueberweisung der für geistliche Güter ermittelten Entschä¬ 
digungsforderungen an den Grundcntlastungs-Landesfond hat sowohl in Be¬ 
zug auf die verfallenen Renten, als auch in Bezug auf das Entschädigungs- 
Kapital unmittelbar durch die Grundentlastungs-Landescommissionen, und wo 
dieselben bereits aufgelöst sind, durch die Grundcntlastungs-Fondsdirectionen 
zu geschehen. 

Uoy’a Archiv für kalk. Kirchenrecht. II. Band. 32 
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§. 4. Di« Schuldverschreibungen, welche die Entlastungsfonde für die 
verfallenen Renten der Urbarialentschädigung ausstellen, haben auf den Namen 
des bezugsberechtigten geistlichen Würdenträgers zu lauten. 

Von dem ausgemittelten Betrage der verfallenen Urbarial-Entschädigungs- 
renten sind die darauf ertheilten Vorschüsse von Amtswegen in Abzug zu 
bringen. 

Ebenso sind hievon jene Leistungen an den Staat oder andere öffent¬ 
liche Fonde in Abzug zu bringen, welche durch besondere Normen als zur 
Abtragung in Grundentlastungs-Schuldverschreibungen im Nennwerthe etwa 
geeignet erklärt werden. 

§.5. Die Schuldverschreibungen der Entlastungsfonde für das auf geist¬ 
liche Güter entfallende Entschädigungscapital haben, in soweit nicht die Be¬ 
stimmung des §. 6 Platz greift, auf den Namen der betreffenden geistlichen 
Pfründe zu lauten, und der Kategorie lit. A anzugehören. 

Dieselben bilden einen Bestandteil des Stammvermögens der Pfründe, 
und unterliegen allen für die Erhaltung und Bewahrung des geistlichen Vb'b- 
mögens bestehenden gesetzlichen Anordnungen. 

§. 6. Jene Schuldverschreibungen, welche in Folge besonderer Bestim¬ 
mung die Widmung zur Bildung eines Seminarienfondes zu erhalten haben, 
sind auf den Namen des betreffenden Religionsfondes auszustellen, und diesem 
Fonde unmittelbar zuzuführen. 

S. 7. Mein Minister des Innern ist, im Einvernehmen mit den Ministern 
der Justiz, der Finanzen, dann für Cultus und Unterricht, mit dem Voll¬ 
züge dieser Verordnung beauftragt. 

Wien, am 1. Jänner 1858. 

Franz Joseph, m. p. 

Graf Buol-Schauenstein m. p. Freiherr v. Bach m. p. Graf J^eo Thun m. p. 

Freiherr v. Bruch m. p. Graf Nädasdy m. p. 

Auf Allerhöchste Anordnung: 

Ransonnet m. p. 


Die Elnaegnung jener Ehen, bei welchen ein Brautthell dem 
Clvlle, der andere dem fflllitftr angehArt, betreffend. 

(Brlxner DiOcesanbiatt. St. XI.) 

Nach gepflogenem Einvernehmen des hochwürdigsten fürsterzbischöfiichen 
Metropolitan-Ordinariates Salzburg mit dem hochwürdigsten k. k. apostolischen 
Feld- Vicariate wird hiemit der Diöcesan - Seelsorgsgeistlichkeit Folgendes 
zur Amtskenntniss mitgetheilt: 

1. Der §. 78 der Verfassung der Militär-Seelsorge, vermöge welchen 
die Vornahme der geistlichen Functionen bei den zur Militia vaga gehörigen 
Personen (vgl, D. Bl. IU- 11) den Militärgeistlichen vor jedem Civilseelsorger 



xuateht, hat auf solche Ehen, wo der eine Brauttheil dem Civile, der andere 
dem Militär angehört, keine Anwendung. 

2. Hinsichtlich dieser Trauungen bleibt jedem eigenen Seelsorger sein 
Hecht auf seinen ihm zuständigen Brauttheil ungeschmälert. (Instr. pro Ja- 
diciis eccl. SS. 38. 39. 46 und bürgerliches Ehegesetz $. 18.) 

3. Dergleichen Brautleute.können nach ihrem Wunsche und nach ihren Ver¬ 
hältnissen sowohl von dem eigenen Civil- als Militär-Seelsorger getraut werden. 

4. In den Fällen der Delegation von Seite des Militärseelsorgers (D. B. VDOL 
24. 2) bei solchen gemischten Civil-Militir-Trauungen wird der gesammte Feld- 
Klerus gemäss Anweisung des hochw. k. k. apostol. Feld-Vicariates vom 
30. August v. Js. Nr. 321 die Verkünd- und Entlassscheine nicht an einen 
anwesenden Militärgeistliehen, welcher nur als Delegirtcr'die Trauung vor¬ 
nehmen könnte, sondern immer an den Civilseelsorger des andern Brauttheils 
richten, und sammt allen erforderlichen Heirathsdocamenten an denselben ge¬ 
langen lassen. 

5. Für die Militärpersonen bestehen bezüglich ihrer Verehelichung eigene 
Gesetze und Beschränkungen; es werden besondere Documente über Heiraths- 
bewilligung, Cautionsleistung und Verkündigung erfordert, welche dem Civil¬ 
seelsorger nicht immer genau bekannt sein können, und deren Echtheit und 
Beschaffenheit er nicht immer so leicht zu beurtheilen im Stande ist. Der 
Diöcesan-Seelsorgsklerus wird daher hiemit angewiesen, dergleichen gemischte 
Civil-Militär-Ehen nicht einzusegnen, bis sie nicht den Verkünd- und Ledig¬ 
schein vom Militär-Seelsorger erhalten haben. 

6. Da ferner die Militärgeistlichkeit angewiesen ist, die besagten Trau¬ 
ungen, obgleich sie vor dem zuständigen Civilseelsorger vollzogen wurden, 
also nicht unter die im §. 77 der Instr. pro Jud. eccl. oder $. 30 des 
bürgerlichen Ehegesetzes beschriebenen Trauungen gehören, dennoch in das 
militärgeistliche Trauungs-Protokoll einzutragen, so haben die Herren Seel¬ 
sorger der Diöcese sogleich nach Vollzug einer solchen Trauung, den voll¬ 
ständigen Extract aus dem Trauungsbuche auszustellen und an die Militär- 
Seelsorge einzusenden. 

Fürttbischöfliches Conristorium Brisen , am 21. December 1857. 

Georg Habtmann, Präses. 

Andrä Huber, Secretär. 


Taxordnuuf für das (elstliejbe Ehegerleht der Dlöeeae 

Brftxen. 

Das hochwürdigste Consistorium zu Brisen hat der Veröffentlichung 
der für die Wiener Erzdiöcese allerhöchst bewilligten und nun auch für die 
Brixener Diöcese geltenden Taxordnung, die wir in unserem letzten Hefte 
ff. 377 mitgetheiU haben, folgende Bemerkungen beigefügt. 

32 * 



L Die für Zeugen und Sachverständige sich ergebenden Rosten betreffend. 

Nach dem Inhalte des erwähnten Ministerial-Schreibens sind die im Ver¬ 
fahren in Ehesachen für Zeugen und Sachverständige sich ergebenden Kosten 
•nur bis .zu dem Masse und im Sinne der diesfälligen für das Verfahren im 
bürgerlichen Strafprocesse bestehenden Vorschriften in Anspruch zu nehmen. 
-Die „Strafprocessordnung* schreibt in dieser Hinsicht Folgendes vor: 

§. 334. Solchen Zeugen, die vom Tag- oder Wochenlohne leben, und 
welchen daher eine Entziehung auch nur von wenigen Stunden einen Entgang 
.an ihrem Erwerbe bringen würde, hat das sie*vernehmende Gericht auf ihr 
Verlangen nicht blos eine Schadloshaltung für die nothwendigen Kosten des 
Hin- und Rückweges, sondern auch den Ersatz des entgangenen Erwerbes 
. und der allenfalls nöthigen höheren Kosten des Aufenthaltes am Orte der 
. Vernehmung, mit billiger Erwägung aller Verhältnisse zu bestimmen. Andern 
.Zeugen darf auf ihr Verlangen nur in dem Falle, wenn der Ort ihrer Ver<- 
nehmung von ihrem gewöhnlichen Aufenthaltsorte mehr als zwei Meilen (vier 
. Stunden) entfernt ist, eine angemessene Vergütung der nothwendigen Aus- 
. lagen für die Reise und für den Aufenthalt am Orte der Vernehmung be- 
, williget werden. Die zuerkannten Gebühren sind sogleich nach der Ver¬ 
nehmung auszuzahlen, oder wenH dies ohne Verschulden des Zeugen nicht 
. sogleich geschehen kann, ihm doch in kürzester Frist und jedenfalls kosten- 
, frei zuzumitteln. 

$. 335. Sachverständige, welche in einer Staats- oder Gemeindebedien- 
stung stehen, oder bei einem Gerichte bleibend als solche bestellt sind, haben 
für das Gutachten selbst keine Vergütung anzusprechen, sondern nur den 
Ersatz der zur Erstattung des Gutachtens nöthig gewesenen und gehörig 
nach gewiesenen Vorauslagen. Andere Sachverständige erhalten nebst dem 
Ersätze der nöthigen Vorauslagen eine von dem Gerichte mit sorgfältiger 
Erwägung aller Umstände zu bemessende Gebühr, und zwar in dem Falle, 
wenn zu dem Gutachten besondere wissenschaftliche, technische oder künst¬ 
lerische Kenntnisse oder Fertigkeiten erforderlich sind, von zwei bis 
zwanzig, ausser diesem Falle aber von einem bis fünf Gulden. 

§. 337. Dagegen haben Sachverständige...., wenn sie die vorstehenden 
Amtshandlungen ausser dem Orte ihres gewöhnlichen Aufenthaltes zii ver¬ 
richten haben, auch Reise- und Zehrungskosten, und zwar die in.öffentlichen 
Diensten angesteDten nach Vorschrift der hiefür bestehenden allgemeinen 
Verordnungen, die übrigen aber nach Massgabe der im §. 334 gegebenen 
Bestimmungen, jedoch allerdings auch bei einer geringeren als der dort an¬ 
gegebenen Entfernung anzusprechen. Alle vorstehenden Gebühren sind 
Übrigefts den Sachverständigen...., wo möglich, sogleich nach ihrer Verwen¬ 
dung auszuzahlen, oder kostenfrei zuzumitteln. 

II. Die Stempelabgabe betreffend. 

. In der oben angeführten Taxordnung wird bemerkt, dass die Verhand¬ 
lungen der geistlichen Ehegerichte, wenn sie eine Rechtsurkunde nicht ent- 
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halten, kein Gegenstand der Stempeiabgabe sind. Es stimmt dies mH den 
kaiserlichen Patenten vom 9. Februar und 2. August 1850 {R. Q. Bl., 
St. 22 und 112. Nr. SO uüd 829) überein, in denen unter jenen Organen, 
bei welchen ohne den vorgeischriebenen Stempel Eingaben und Beilagen nicht 
überreicht, Protokolle nicht aufgenommen werden dürfen, die Träger der 
Kirchengewalt nicht angeführt erscheinen,, und sonach eingeräumt ist, dass 
Eingaben, Beilagen und Protokolle, soferne sie nicht schon als Rechtsurkunden 
oder Zeugnisse stempelpflichtig sind, oder als solche Unter die in der Tarif- 
Post 75, 5 der . bezogenen kaiserlichen Patente angegebenen Ausnahmen 
fallen, in rein kirchlichen Dingen dem Stempel nicht unterliegen; was thcil-, 
weise schon durch das Steinpelgesetz vom 27. Jänner 1840 zugestanden 
war, zufolge dessen Gesuche um Dispens von Ehehindernissen oder Ver¬ 
boten, welche nicht zugleich der österreichischen Gesetzgebung angeboren, 
ungestempelt ein gebracht werden konnten. Dagegen ist es auch fortan zu 
beachten, dass Zeugnisse, amtliche Abschriften und Rechtsurkunden deshalb,- 
weil me zu Verhandlungen der kirchlichen Ehegerichte benöthigt, oder an¬ 
lässlich solcher Verhandlungen errichtet werden, desgleichen schiedsrichterliche^ 
Erkenntnisse über Vermögenssachen oder andere bürgerliche Rechte der Be¬ 
freiung vom Stempel nicht thcilhafiig sind. 

ID. Die Vormerkung der Gebühren betreffend. 

Zur Erklärung der dritten allgemeinen Bestimmung- der Taxordnung 
möge Folgendes dienen: 

1. Nach dem §. 29 des kaiserlichen Patentes vom 9. Februar 1850 
findet die Vormerkung der Stempelgebühren statt, wenn im gerichtlichen 
Streitverfahren Jemanden aus dem Grunde, weil dessen Aufenthalt unbekannt 
ist, oder er seine Armuth durch ein vorschriftmässig ausgefertigtes Zeugnis« 
dargethan hat, von Amtswegen ein Vertreter bestellt wird. Die Vormerkung' 
hat sogleich aufzuhören, sobald die Ursache derselben nicht mehr besteht. 

2. Die Tarif-Post 75 des erwähnten kaiserlichen Patentes, welche von 
den persönlichen -Befreiungen von der Stempeiabgabe handelt, zählt zu Den¬ 
jenigen, welchen dieselbe zu Statten kommt, Litt. o. „diejenigen Personen?; 
deren Armuth durch ein gesetzlich ausgestelltes Zeugniss bestätigt - ist, iin 
gerichtlichen Verfahren über ihre eigenen Streitangelegenheiten undrüefc- 
sichtlich der dazu erforderlichen Behelfe und Beweismittel gegen Vormerkung: 
der Gebühren.“ — Zugleich steht an der besagten Stelle die Anmerkung: 
„Die vorgemerkten Gebühren werden nicht oder nur theilweise eingehoben, 
wenn der Arme als Kläger sachfällig wurde, oder, wenn er Geklagter war, 
dem Gegentheile der Ersatz der Processkosten des Armen nicht ganz oder 
zum Theile auferlegt wurde.“ 

3. Damit eine Partei .die Vormerkung der Gebühren, beziehungsweise 
die Befreiung von denselben anzusprechen berechtigt sei, muss sie mittelst 
eines von der betreffenden Seelsorge ausgestellten und von der politischen. 
Behörde bestätigten Armothszeugnisses darthun, dass sie weder von Realitäten, 



Capital«* Renten, oder durch Arbeit oder Dienste ein grosseres Einkommen 
besieht, als der im Wohnorte. Übliche gemeine Taglohn beträgt. 

Fürstbischßfliehe« Consisloriwn Brixen, am 18. Jänner 1858. 

Georg Habtmann, Präses. 

Johann Stippler, Secretär. 


Heber tUe Ordinat4on»-TI*eI. 

(Correspondance de Rome , troisi&me annde 4. Sept. 1850, Nr« 39.) 

Wir veröffentlichen hiemit eine wichtige Entscheidung, der eine sehr 
merkwürdige Denkschrift vorangeht. Ein ehrwürdiger Prälat legt dar, dass 
der grösste Theil der Orfiinanden ohne Vermögen sei; andere können es 
nicht nach den canonischen Regeln stellen, die Unfälle der Zeiten haben be¬ 
wirkt, dass die Kirche gegenwärtig wahlloser Ordinationstitel beraubt ist, 
die sie ehemals besass. Es ist nicht selten, dass Priester, die ohne Ver¬ 
mögen ordinirt worden sind, aller Hülfsmittel entbehren, sobald ihnen eine 
Krankheit oder ein anderer Grand nicht gestattet, jene Functionen zu ver¬ 
richten, für welche von der Regierung ein Gehalt angewiesen ist; sie wenden 
sich dann an ihren Bischof, und die Nothwendigkeit, ihnen Hülfe zu leisten, 
wird für die bischöfliche Mensa sehr belastend. Der Bischof sucht um eine 
allgemeine Dispens vom Patrimonial-Titel für alle Priester seiner Diöcese 
an. Gleichseitig sucht er an, ermächtigt su werden, von allen Ordinanden 
die 'Summe von sweihundert Franken zu fordern, um eine gemeinschaftliche 
Masse su bilden, deren Einkommen gestatten wird, den kranken oder ihrer 
Fanctionen beraubten Priestern Hülfe su leisten. 

Man hat es zweckmässig erachtet, die canonischen Regeln in's Gedächtniss 
zu rufen, welche dm Stellung des Ordinations-Vermögens betreffen. Unsere 
Leser werden diesen Theil der Denkschrift mit Interesse sehen; er gibt su 
verstehen, welche Vorsicht die Kirche fordere, damit ihre Diener nicht der 
Gefahr der Bettelhaftigkeit ausgesetst worden. 

Jedermann wird begreifen, dass diese Regeln bei der durch die bürger¬ 
lichen Gesetse in einigen Ländern erzeugten Lage nieht leicht zu beobachten 
seien. Wenn der heil.' Stuhl häufig genug die Dispense vom Titel des Bene- 
ficiums, oder vom Titel des Erbvermögens gewährt hat, so müssen die be¬ 
sonderen Umstände, in denen sich gewisse Länder befinden, anrathen, sich 
nieht zu streng zu zeigen, wernr es sich um Ordinationen handelt, welche 
das Bedürfniss oder der Nutzen der Kirche zu fordern scheint. Die 
Denkschrift enthält mehrere Beispiele dieser Arten von Concessionen; sie 
legt über die alte und neue von der heil. Congregation des Conciliums ein¬ 
gehaltene Praxis Rechnung ab. 

Hernach folgt die Untersuchung des denen Projectes. Soll man die 
Forderung von zweihundert Franken zur Bildung einer allgemeinen Massa 
erlauben? Die Vortheile und Nachtheile des Projectes werden mit aller er- 
WÜnschlichen Unparteilichkeit untersaoht and abgewogen. Es ist Niemand, 
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der nicht anerkennen müsste, wie sehr es erwünschlich sei, dass die Priester 
nie der Lage ansgesetzt werden, der Subsistenzmittel znr Zeit der Krankheit 
su entbehren; aber es w&re nicht vernünftig, so einem Hülfsmittel seine 
Zuflucht zu nehmen, das schlimmer, als das Uebel selbst wäre. Man wird 
in der nachfolgenden Denkschrift ersehen, welches die sehr wichtigen Hinder¬ 
nisse gegen die Einführung der neuen Disciplin, gegen die Aufstellung der 
allgemeinen Kassa sind. Uebrigens mangelt es dem canonischen Rechte keineswegs 
an Verordnungen, zu Gunsten kranker, oder schwächlich gewordener Kleriker. 

Es ergibt sich in Bezug auf diese gemeinschaftliche Kasse für den 
Weltklerus eine sehr sonderbare Bemerkung, die dazu dient, uns die Weisheit 
bewundern zu lassen, welche die Kirche beseelt bat, als sie zur Theilung 
der kirchlichen Güter und Einkünfte schritt. Wenn die Kirche die Gemein¬ 
schaftlichkeit bei dem Weltklerus beibehalten hätte, wie sie selbe von den 
München fordert, so hätten die unruhigen und übelwollenden Geister vielleicht 
nicht ermangelt, in einer solchen Disciplin eine widerwärtige Gelegenheit zu 
finden, die den modernen Lehren des Communismus Schwung gäbe. Indem die 
Kirche die Rechte des Eigenthums, sowie die Unterscheidung der Einkünfte beim 
Weltklerus reservirt, beweiset sie durch die Beredsamkeit der Tbatsachen, 
wie sehr sie diesen ungeheuerlichen Organisationen fern stehe, die der Unter-* 
gang der Gesellschaft sein würden. 

Wir zählen einige einfallende Fragen auf, die nicht ohne Interesse sind. 
Können die Weltpriester zum gemeinschaftlichen Leben verpflichtet werden? 
Wir haben nicht nöthig zu sagen, dass die Antwort verneinend ausfalle. 
Alles scheint anzudeuten, dass man die berühmte Decretale Gregors VID. von 
den regulären Chorherren, keineswegs vom Weltklerus zu verstehen habe. 
— Kann ein Pfarrei-Rector aus Kränklichkeit abgesetzt werden? Muss man 
ihn seiner Pfarrei berauben, und in’s Spital schicken? Die Beraubung von 
einem kirchlichen Amte ist aus Ursache der Krankheit nicht erlaubt. Das 
canonische Recht ermächtiget zur Abordnung eines Coadjutors zu einem von 
Krankheit betroffenen Rector; es macht daraus sogar eine Pflicht, wenn die 
Krankheit fortdauernd und unheilbar ist, aber alle Gründe und alle Rechte 
widersetzen sich der Absetzung eines Rectors, den die Kränklichkeit ver¬ 
hindert, sein Amt zu erfüllen. Uebrigens werden wir Gelegenheit haben, 
diese sehr wichtige Frage zu behandeln. 


Titall S. Ordinationis. 

Anno 1845 Episcopus B. in B. supplicem porrexit libellum s. m. Gre- 
•gorio XVI. exponens quod Concilii Tridentini sanctio, ne quis Clericus ad 
Ordines Sacros promoveatur, nisi vel beneficium ecclesiasticum, vel patrimo- 
nium seu petisionem vere possideat, quod sibi ad vitam sustentandam satis 
sit, in B. usque ad gaÜicas perturbationes integre custodita, perdifficilior 
servatn evasit, postquam, suppressis injuria tempornm Ecclesiis collegiatis, ac 
benefieüs slmpliribus penitus extinctis, clerici ad Ordines Sacros assumendi, 



plerumqne bonis patrimonialibus destituti reperiantun Etenim si paucissimos 
excipias (tertia ad summum circiter ordinandorum pars) patrimonio sufficicnti 
provisos, caeteri omnes, vel patrimonium habcot a parentibus cum assigna- 
tiono omnium bonorum confectum, licet partes haercditatis, quae caeteris li- 
bcris jure dcbcntur, ipsis ita auferantur; vel ex privata charitate obtinent 
titulum ordinationis, qui tarnen nihil habet roboris et utilitatis, sive in, forma 
privata, ut plurimum intuitu taxae mojoris a fisco percipiendae, pracbeatur, 
omnique juris civilis praesldio destituatur; sive in forma authentica confi- 
ciatur, cum hoc in casu nec ullus clericorum deinceps titulum ordinationis 
ab aliquo benefactore reciperet, si, una vice ad solvendos patrimonii fructus 
adigeretur. Unde non raro accidit, ut sustentationem vitae quam pro infirma 
valetudine, aliave causa ex munere habere jam nequeunt, clerici ab Episcopo 
ordinatore, cum gravissimo mensae episcopalis onerc, percipere debeant. 

Cum igitur res ita se habeant, nec affulgeat spes melioris rerum con- 
ditionis, ideo praelaudatus Episcopus aliquam pro sua dioecesi provisionem 
necessario inducendam judicans, nihil inconsulta Sede Apostolica statuendum 
arbitratus, supplex rogavit, quatenus Sandras Sua — benigne dispensare 
dignetur in lege Ecclesiae, quae exigit, ut ex clericis saecularibus nullus ad 
sacros ordines promoveatur, nisi vel beneficium, pensionem, vel patrimonium 
possideat, quod ei ad honestam sustentationem sufficiat; sed hac condition« 
ut singulus ordinandus solvat semel ducentos francos, et insuper. ut et hanc 
^dispensationem pro pauperibus necessariam etiam extendere dignetur ad di> 
yites, tum propter uniformitatem, tum ut facilius scopus intentus obtineatur. 
_— Hac novissima methodo sibi pollicebatur Episcopus fore, ut deinceps ex 
fructibus pecuniae cura Episcopi fructifero investimento collocandae, susten- 
iatipni clericorum, quatenus necessaria esset, provideretur. 

Datis ab bac S. Congr. sub die 18. Augusti ejusdem anni Episcopo 
Oratori litteris eum in finein, ut referret cur non, magis expediat, ut singuli 
jordinandi ab Apostolica Sede dispensationem obtineant super integra taxa 
patrimonii sacri, cum conditione tarnen, ut eSeminario non egrediantur, nisi 
.de idoneo beneficio, vel sufficienti titulo, vel saltem aliquo munere ecclesiastico 
^int provisi; supradictus antistes, mandatis obtemperans, renuntiavit eam esse 
,dioecesis B. praxim, ut e Seminario clerici non egrediantur, nisi aliquo 
munere ecclesiastico sint provisi, vel officio instruendae juventutis fungi de¬ 
beant; postea vero, plures ex ipsis, cum ex munere emolumenta exigua per- 
cipiant, nec patrimonium habeant unde sustententur, nec pensionem nliqüam 
a gubernio accipiant, ideo, dum pro infirmitate aliave de causa munus exercefe 
amplius nequeunt, tune ad mensam episcopalem confugium habere, unde sus- 
tententurc ea in conditione versari tum vicarios Parochorum cooperatores, 
tum clericos munus professoris in scholis publicis exercentes, tum clericos 
Interdum gravi morbo laborantes, antequam ad sacerdotium promoveantup. 
Propterea Episcopus iterum Sanctissimo supplicavit pro dispensatione patri¬ 
monii sacri, nec non pro novissimae propositae methodi approbatione. 

Ex relatione autem Nuntii Apostolici, cui, ut singulorum B. Episcoponun 
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sententiam de re exquireret, demandatum fuit, doprehenditur, Episcopos Gt., 
T., etL. B. adstipulari, eum in fincm, ut maximae ipsorum animi auxictati 
circa hujusce tituli in suis dioecesibus frcqucntissimi validitatem finis impo- 
natur; cosdemque deeiderare, ut scilicet vci Sanctitas Sua in praedicta praxi 
tuto procedi posse rescribere dignetur, vcl in id asscntiri velit, quod Epis- 
copi B. petitione continctur, quodque pcrutile imp necessarium, necscandali, 
sive admirationis in ordinandis, aut in iliorum consanguincis periculum prae- 
seferre asserunt. ^ 

Episcopo vcro L. id unum placuit, ut scilicet cuique clerico facta libertas 
esset vel Tridentina, vcl nova uti constabiüenda disciplina, et insuper, ut hoc 
a singulorum ordinandorum solutionibus commune conficiendum aerarium, 
auctoritate civilis potestatis fulciatur, nt ejus securitas tueretur. 

M. autem Emincntissimus Antistes aperte significavit nihil esse in sua 
dioecesi innovandum, quam quod jamdudum lege dioeccsana statutum est; 
quin etiam gravissima scandala, ac maximam in ordinandis ac in corum 
parentibus admirationem, si nova esset invehenda praxis, dubio proejul 
suboriri posse. 

N. Kpiscopus (licet patrimonii sacri constitutionem in sua dioecesi pri- 
vata scriptura confectam omni idcirco juris civilis praesidio destitui fateatur) 
attamen a nova quoad hacc introduccnda disciplina maxime adhorrere edixit, 
tum quia incommodis quae ex hodierna patrimonii constituendi ratione ne- 
cessario profluunt, facile occurrere inquit habito ad Sanctam Scdem rccursu 
pro dispensatione a patrimonii titulo exigendo obtinenda, quam quidem dis— 
pensationem nullo unquam in casu sibi fuisse denegatam testatur 5 neque 
hanc praxim quidquam inconveniens praeseferre, cum in dioecesi N. et in B. 
generatim, ad majores ordines non promoveantur nisi ii clerici, quos Eccle- 
siae necessitas et utilitas strictius expostulare videatur: hinc fit, ut dispensatio 
pro iis tantura clericis urgeatur, de quibus indubia prorsus spes est fore, ut 
statim ac sacerdotio aucti sunt, aliquod officium, cui honesta pensio a gubernio 
assignata reperitur, consequantur; tum ea potissimum ratione, quod hujus- 
modi'commune aerarium non satis tutum esse videretur, ejusque conservatio 
et administratio innumeris propemodum obnoxia esset difficultatibus, et in- 
super quia utilium inde forte provenientium divisio querelis, murmurationibus, 
dissidiis ac accusationibus, ipso Episcopo minime excepto, viam aperire 
posset latissimam; ac propterea invehendam disciplinam, tanquam minime 
necessariam, imo et periculis plenam, pro sua dioecesi penitus rejectum iri. 

Posthaec causa ad plurcs annos, nemine instante, tamdiu siluit, donee 
nuperrime Episcopi Oratoris successor, hodiernus B. Antistes, relationem 
Status ecclesiae de more mittens, inter cetera, Pontificium Oraculum ad- 
precatus est circa (ut verbis ipsius utamur) — institutionem novae formae 
tituli clericalis, quam ob rerum et temporum circumstantias inducere coactus 
sum, ne clerici sine titulo reali ad ordines sacros, fit pridem factum est, 
deinceps promoverentur. Porro caetera omnia, quae a venerando meo prae- 
decessore instituta sunt« aut a me recenter decreta sunt judicio Apostolicae 



Sedls plene et integre snbjicio. — Insuper snpplicem porrexit libellam idem 
Antistes, quo quaeri legere est — utrum approbäta illa forma titali clericalis, 
qai quasi patrimonialis merito appellatur, seu appellari potest, Notario B. 
liceat ordinandos omnes, nisi ad titulum patrimonii proprii, vel paupertatis 
vere vocentur, vocare ad titulum quasi patrimonialem. — Et quatenus Apo- 
stolica Sedes eam tituli formam, nee non modum eum appellandi in ordi- 
ffatione Subdiaconi probaverit; quaerit insuper — utrum baec tituli denomi- 
natio inseri possit in futura aliqua Pontificalis Romani editione. 

His in facto expositis rci gravitas expostulät, ut et parumper in jure, 
quod in subjecta controversia exponendum opportunum ducimus, immoremur. 

Ecclesiam maximopere abhorrere a mendicitate clericorum compertum 
habetur ex notissima Concilii Tridentini dispositione Cap. 2. sess. 21 de 
reform. — Cum non deceat eos, qui divino ministerio adscripti sunt, cum 
ördinis dedecore mendicare, aut sordidum aliquem questum exercere; com¬ 
pertum que sit, complures plerisque locis ad Sacros Ordines nullo fere de- 
lectu admitti, qui variis artibus, ac fallaciis confingunt se beneficium eccle- 
siasticum, aut etiam idoneas facultates obtinere; statuit S. Synodus ne quis 

deinceps clericus saecularis.. ad Sacros Ordines promoveatur, nisi prius 

legitime constet, eum beneficium ecclesiasticum, quod sibi ad victum honeste 

sufficiat, possideat.Patrimonium vero, vel pensionem obtinentes ordinari post- 

hac non possint, nisi illi, quos Episcopus jndicaverit assumendos pro neces- 
sitate, vel commoditate Ecclesiarum suarum, eo quoque prius perspecto, patri- 
raonium illud, vel pensionem vere ab eis obtineri, taliaque esse, quae eis ad 
vitam §ustentandam satis sint, atque illa deinceps sine licentia Episcopi alie- 
nari aut extingui, aut remitti nullatenus possint, donec beneficium ecclesia¬ 
sticum sufficiens sint adepti, vel aliunde habeant, unde vivere possint; anti- 
quorum canonum poenas super his innovando. 

Haec salutaris Concilii Tridentini dispositio ubique recepta et servata 
fuit, specialiter in B., sicuti patet ex decreto Concilii 2. provincialis M., 
qaod habetur apud Van Espen. v jur. eccles. univers.“ part. II. sect. I. tit. 9. 
num. 21. Cum tarnen temporis cursu animadversum esset nonnullos Epis- 
.copos ab hac norma deflexisse, passim quoscumque ad Patrimonii titulum 
ad sacrum ministerium admittendo, ideo Innocentius XI. Litteras encyclicas 
ad singulos Episcopos per Sacram Congregationem mitti jussit die 13. Mali 
anno 1679, ut decretum Concilii Tridentini penitus observaretur. — Deinde- 
que per hasce circulares litteras Episcopis omnibus Sanctissimum Tridentini 
decretum in memoriam reduci mandavit, quatenus omnes illud sancte custo- 
diant, sciantque non aliter ordinandum ad titulum patrimonii, vel pensionis; 
nisi quum Ecclesiae necessitas, vel commoditas ita exigat, qua in re prudens 
Episcopi timoratumque judicium versari debebit. 

Ex his infertur beneficium ecclesiasticum esse titülum ordiäationis verum 
ac praecipuum: patrimonium vero, aut pensionem per viam dispensationifi 
admitti, sicuti videre est in Suanen. 28. Jalii 1838. $. Jam vero, et ex 
communi Doctorum, Simile habetur apud Van Espen, loco supra citat. num. 14. 





ab! cum Fagnano ad cap. Eplscopus tit. de praebendis colHgit Concilium 
Tridentinum sustultese dispositionein cap. Tnis eod. tit., in quantum ibf eoh- 
cedebatar Indifferenter ordinari ad titulum patrimonii, vel beneficii. 

Circa canonicam patrimonii eonstitutionem, nemo est, qui nesciat patri- 
monium saerttm ex bonis certis, stabilibus et frugiferis conficiendum esse, 
neqae probari tanquam legitimam ordinationis titalum eam proTentum, qCi 
ingenio an virtute ordinandoram facile comparari posse videatur, sicuti de- 
claravit saera haec Congregatio in Slgantina Sacrorum Ordinum anno 1689 
mense Octobris, ad qaartum dubium sic propositmn: 81 qais tan tum habest 
quod ex Industrie, vel honesto labore lucratar, pata quod sit musicus, 
magister grammaticae, pictor, scriptor, aut alterias licitae professionis, idque 
sit sufficiens ad sastentationem vitae, poteritne promoveri ? S. Congregatio 
respondit — üb. D. deeret. pag. 55. Nee in bonis mobiiibtis ac se moven- 
tibus patrimonium sistere oportere, declaratur in Monopolitana 18. Novembris 
1769. 5- Patrimonium, et explicatur apud Rigant. ad regul. 24. cancellar. 

$. 5. num. 119. et seq. Unde communiter tradunt Doctores patrimonium 
fundari super rebus immobilibus, aut talibus, quae immobilibus aequiparantur, 
sicuti totidem verbis dicit Engel, colleg. jur. Canon. tlt. 11. Üb. I. de aetate 
et qualit. praeficiendi. S. 21. 

Inter legitimos tarnen ordinationis titulos admissi etiam quandoque re- 
periuntur tum demandatum capellaui munus, tum census perpetui, tum etiam 
patrimonia a privatis benefactoribus confecta, ea prorsus ratione, quia, cum 
plurimum conferat ad Ecclesiae utilitatem, si ministris ccclesiasticis abundet, 
ideo omni facilitate et indulgentia excipiendi sunt clerici, qui sufficientem et 
legitimum sustentationis titulum praebent, prout dicitur in institutione XXVI. 
Benedicti XIV. allatis verbis Pallavicini in histor. Conc. Trid. lib. 17. cap. 9.' 
Etenim, ut de singulis aliqua proferamus, demandatum Capellani munus, etsi 
inter bona mobilia referatur, attamen ad susceptionem Sacrorum Ordinum 
satis esse valet, dummodo integram tax am patrimonii sacri exaequet, et qui 
habent jus nominaiidi, fidem suam cum Episcopi auctoritate, praestiterint, 
eum, qui nominatus fuerit in eo munere mansurum donec vita fungatur, ac 
postremo non desit aliquis, qui se alimcnta praebiturum spondeat, in eo 
casu, quo ordinatus legitime impeditus missam celebrare nequeat. Censibus 
autem perpetuis patrimonium constitui posse, dummodo fiant cum eis condi- 
tionibus a S. Pio V. in suo Decreto praescriptis, ac in alios census con- 
vertantur, sive frugiferis certisque fundis collocentur, quando debitores iis 
censibus dissolvi cupiant, decretis Sacrarum Congregationum provisum re- 
peritur, ut videre est in Monacell. formul. legal, tit. 13. tom. 2. num. 17. 
et 21. 

Quoad patrimonia, quae a benefactoribus suadente cbaritatis impuisu, 
favore ordinandorum conficiuntur, Sacra haec Congregatio censuit posse' all— 
quem ad Sacros Ordines promoveri ad titulum bonorum, quae ei donentur, si 
tarnen Episcopus judicaverit eum assumendum pro necessitate, vel commodi- 
tate ecclesiarum suarum, donationesque hujusmodi vere et absque ulla fraude. 
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et in forma valide fiant de tot bonis, qnae promovendo sufficiant ad vitäor 
honeste sustcntondam, quarquc dcinceps alienari non possint, sine licentia 
Episcopi, donec ille beneficium ceclcsiastiCum sufficiens adipiscatur, vel aliünde 
habest unde vivere possit. Ita in una resolutione anni 1573 )ib. L Dfecret 
pag. 15.1, cui xonsonat altera solutio, quae prodiit die 15. Aprilis anni 1503 
et hqbetur üb. 9. Decret. pag. 50. Neque iJlicitum esse atque : a praxi alienum 
pactum in patrimonio conventum de illo reddendo, cum ordinatus habuerit 
beneficium sufficiens, vel alias unde vivere possit, et eo in casu suspensionem 
non incurri tradit Van Espen. Jur. eccles. univ. part. 11. Sect. 1 * tit. 9. 
nun). 25. cum Barbosa alleg. 19. num. 57. et Garcia de Benef. part. 2. 
cap. 15. num. 169. 

Nec satis esse obligationem personalem solvendi clerico totum id, quod 
pro congrua illius sustentatione sufficiens erit, videre est in citata Suanen. 
$. demum. et §. Quin imo; ea nempe ratione, quia obligatio ista personalis 
non est res immobilis, et pacifice possessa, et per illam haberet quidem or- 
dinandus jus ad rem, sed non jus in re, sicuti recte perpenditur apud Ri- 
gantiumjoco supra cit. num. 122, ubi refert ea de re resolutionem S. C. 
diei 8. Junii 1704. Cum enim imperator clerico florentino concessisset di- 
ploma seu titulum mensae pro sua honesta sustentatione, quousque provideretur 
de sufficienti beneficio, et in dubium revocatum fuisset: An licite et valide 
ordinari posset ad titulum dictae mensae? prodiit responsum Negative. Si- 
miJia habentur apud citatum Engel, qui §. 17 tradit titulum ordinationis con- 
stitui non posse supra sola obligatione personal!; quia mortua persona con- 
cedentis, clerico deperiret forsitan titulus, quod accidisse non raro in Ger¬ 
mania idem auctor lamentatur, unde clerici, non habentes aliunde quomodo 
vivant, miseram plerumque et scandalosam vitam agere videntur. 

Ad futurae haereditatis paternae titulum aliquem ordinari non Heere 
tradit saepe laudatus Engel §. 23.; et licet filius cogere possit patrem ad 
patrimonium sibi constituendum ut Sacris Ordinibus valeat insigniri, sicuti 
habetur apud S. C. in Bononien. 18. Augusti 1827. §. Hinc, et concordant 
Barbosa de officio, et potestate Episcopi alleg. 19. num. 63. Cardinal de 
Luca de dot. disc. 162. num. 10. et disc. 52. num. 8. Seuche* de Matrim. 
lib. 4. disp. 26. num. 7 , attamen non permittendum, tanquam aequitati et 
rationi minime consentaneum, quod parens omnia sua bona filio pro susci- 
piendis ordinibus assignet, cum detrimepto ceterorum liberorum, qui ad partes 
haereditatis jus suum habent, ut videre est in citata Institutione XXVI. Bene- 
dicti XIV. num. 14. 

Ibidem sane clarissimus Auctor aperte significat patrimonia ficta judicari, 
quae ex bonis ad alium vel integra vel magna ex parte spectantibus con- 
ficiuntur, ita ut ordinatus fructus annuos percipere nequeat; vel in quibus 
expressa vel tacita conventio intercedit, ut fundi possessio semper ad eum 
pertineat, qui ratione solum patrimonii eundem fundum contulit, sive ut ordi¬ 
natus nullos fructus, vel illorum tan(um partem ex eo fundo desumat, licet 
publicae tabulae contrarium exprimant; quod est fraudem in re gravissima 
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objfeere, et menti sacrornm canonnm adversari. Quadrat dectrina Ya* 
Espen Jur. eedes. univ. part. 2. sect. I. tit. 9. num. 22 „flete autem pos- 
sidere eensetur, qui iilud accepit ea conditione tacite vel expresse adjecta, 
quod iilud quidem in titulum ordinationis supponere et affectare queat, sed 
quod nunquara proventus illius accipiet, at illos integros aut majorem illorum 
partem danti relinquet.“ 

Proinde contra clericos qui*sacram ordinationem conficto falso titulo 
suscipiunt, sanctio canonica gravissimas poenas jure statuit. Pergit jam 
citatus Van Espen num. 23. „Ordinatus autem ad titulum patrimonii ex 
nimili ficta donatione prOcedentis non manet securus in conscientia, imo re- 
vera esset tanquam ordinatus sine titulo, et incurreret poenam suspensionis 
positam contra ordinatum sine titulo, per Constitutionem Sixti V. contra 
clericos male promotos. Ita post alios Barbosa Alleg. 19. n. 57.“ Sed 
cum Clemens VIII. Sixtinam Constitutionem moderans, eam ad terminos a 
Concilio Tridentino decrctos revocaverit, investigandum esset, an Concilium 
Tridentinum, quum antiquorum canonum poenas ianovaret, etiam poenam 
suspensionis contra illos, qui titulo' fictitii patrimonii ordinantur, iterum sta- 
tnerit. Sacra autem haec Congregatio, postquam rem diligenter expendit, 
-eensuit poenam suspensionis ipso facto incurri ab eo, qui ordinatorem in 
fraudem adduxerit, sicut in die 27. Not. anno 1610 declaratum fuit ac de- 
cretum: — Sacra Congregatio Concilii proposito suprascripto dubio, omnium 
sententiis eensuit hoc casu poenam suspensionis ante Concilium non esse 
oorrectam, et hodie a Tridentino Coneilio esse innovatam, et propterea hujus- 
modi clericum, qui adhibito dolo, confictoque titulo ordinatorem decepit, esse 
ipso jure suspensum, carereque ordinum exercitio, sicuti videre est apud 
Fagnanum in cap. Cum secundum, de praebendis num. 63. et sqq. et in cb* 
tata Institutione XXVI. Benedicti XIV. num. 16. Et consonant deducta in 
Lunen. Sarsanen. Sacrae Congregationis 29. Maii 1824. §• Nec. 

Idem traditur a Reiffenstuel lib. I. tit. 9. num. 197. ubi dielt quod an- 
tiqua jura poenam suspensionis imponentia ordinato sine titulo, impresentiarum 
manent incorrecta, quando ordinatus füit in culpa decipiendo Episcopum, ae 
fiugendo titulum quod non habet, et praeter S. C. 27. Novembris 1610, id 
ipsum patere dielt ex Constitutione Urbani VIII., quae incipit: Secretis, in 
qua Pontifex innovavit atque ampliavit dispositionem Clementis IV., quae 
habetur cap. I. de temporibus ordinationum, et qualitate ordinandorum in 6, 
additis nonnullis poenis; et aperte significat promotos contra formam in 
eadem Constitutione Secretis praescriptam, perpertuae suspensionis poenaMi 
absque spe djspensationis a Sede Apostolica obtinendae, incurrere ep ipso. 
Et demum statuit: — Insuper promotos hujusmodi, ac etiam eos, qui canj 
falsis vel fictis, aut fiduciariis patrimonii titulis, scienter se ad ordines-hujus- 
modi promoveri fecerint, non solum praedictis, verum etiam majoribus ar- 
bitrio nostro, et pro tempore existentis Romani Pontificis inOigendis poenis... 
subjectos esse volumus — ut videre est apud ipsum Reiffenstuel loc. citat. 
.... Nee eo in casu ordinatorem.teuer! alimcnta clerico per fraudem, fin- 
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gendo tituluoi absque ulla cdlpa Episcopi, subministrare' tradit Fagnanus ad 
cap. Cum secundum. num. 62* de praebendis. Pyrrhing. ibid. num. 114, et 
Reiffeostuel. loco supr. citat. num. 119; ea nempe ratione, qoia rem, quae 
culpa caret, in damnum vocari non convenit cap. 2. de Constitution. Quod 
Ai Episcopus quempiam ordinaverit, sub pacto, sen promissione, quod ordina- 
tus super alimentatione sua non inquietet eumdem, tune ordinator a collatione 
ordinum per triennium, ordinatus vero ab ordine sic suscepto perpetuo est 
suspensus, donec per Sedem Apostolicam mereatur dispensari. Ita habetur 
statutum in cap. Si quis ordinavit. 40. de Simonia. Quin imo, tales notantur 
de Simonia, unde et citatum oaput: Si quis ordinavit, ponitur sub rubrica de 
Simonia. Ratio est ea, quam tradit idem Reiffenstuel loco citat num. 193. 
quia taliter ordinatus remittit ordinatori jus, caeteroquin sibi competcas re- 
Spectu alimentationis temporalis, ut ab eo ordinetar; atque Simonia non solam 
contrahitur dando, sed etiam remittendo jus temporale pro spirituali arg. 
Cap. Super eo 7. de transact. et cap. Veniens. de testibus. 

Re quidem vera, Episcopus scienter conferens cuipiam Ordinem Sacrum 
non habenti competentem titulum sustentationis, praeter peccatum, quod tarn 
scienter ordinans, quam ordinatus sine titulo incurrit agendo contra jastam 
prohibitionem Ecclesiae in materia gravi, tenetur insuper ordinans taliter or- 
dinato providere de necessariis alimentis, donec beneficium ecclesiasticum 
oonsequatur. Ita communis et patet ex cap. Episcopus et cap. Cum secundum 
de praebendis. Unde communiter tradunt Doctores per illas canonicas sanc- 
tiones correctoa esse canones antiquos, quibus ordinatio sine titulo facta ir- 
rita habebatur, sicuti disponitur in canone Sanctorum. dist. 79. et rursus in 
canone Neminem, ead. dist 79« Igittfr jure novo incumbit equidem ordinatori 
onus subministrandi alimenta clerico, quem ad Sacros Ordines sine eerto 
titulo promoverit, sed ordinatus bona fide jure non punitur ea suspensionis 
poena, quam antiqui canones in injuriam ordinantium induxerunt, et solub 
Ordinarius per impositionem oneris ordinatum sustentandi punitur: quod recte 
dispositum fuisse, cum non debeat aliquis alterius odio praegravari juxta 
regulam juris 22. in 6. cum similibus, tradunt Garsias part. 2. de benefie. 
cap. 3. num. 20. et seqq. Fagnanus in cap. Cum secundum num. 68. et 69« 
Barbosa part. 2. de offic. et potest. Episc. alleg. 20« num. 27. et 33. Reiffen- 
stuel üb. I. tit. 9. num. 197. Engel, colleg. jur. canon. Üb. I. tit. 14. 
num. 15. 

Jam vero satis satiusque patet ecclesiastids sanctionibus et doetrinis 
SS. Canonum valde adversari eam praxim, quam in dioecesi B. irrepsisse 
Episcopus supra lamentatur. Equidem, eodem antistite teste, patrimoatain 
plerumque in forma authentica non conficitur, nee praesidio juris roboratur; 
nec ordinatus annuos fructus patrimonii percipere potest, neque revera ab eo 
habet, unde sustentetur; nec, pro temporum injuria fandus suo titulo ordina- 
tionis assignatus prohibetur alienari sine licentia Episcopi, ut in altos fragt-* 
feros certosque fundos convertatur; et interdum fit, ut patrimonium eonsti- 
tuatur cum assignatione omninm bonorum paternae baereditatis, cum iojuria 



ceterorum liberorum. Quae omnia canonicis sanctionibas et Doctorum pla- 
citis minime eonsentanea esse praenotavimus. Unde ulterius patet, quod 
derlei, qui tali in conditione versoutur, ut neque benefieium ecclesiasticum, 
neque patrimonium rite constitutum possideant, ad majores ordines promoveri 
non possint, nisi accedente necessitate vel commoditate Ecclesiae, et praevia 
Sedis Apostolicae venia. 

Relaxandum equidem rigorem legum canonicarum quandoque esse, si 
aliqua urgeat necessitas, ve) publica occurrat utilitas, monet ipsum Concilium 
Tridentinum Sess. 25. cap. 18 de Reform., et conciliare decretum non pro- 
moyendi ad Sacros Ordines clericos sine congruo sustentationis titulo, unam 
esse ex illis sanctionibus, quibus Sedes Apostolica, causa cognita et re perr 
pensa, pluries dispensare censuit, ceu probant exempla. Praetermisso quidem 
qxemplo Ecclesiae Metropolitanae Florentinae, in qua usque adhuc, sicuti 
annotatum reperitur in causa Sanctae Crucis de la Sierra 8. Julii 1719, 
viget privilegium ab Eugenio IV. conoessum, ut derlei, qui eidem inservierunt 
spatio decem annorum, Ordinibus Sacris initiari subinde valeant, licet nec 
benefieium, nec patrimonium obtineant, Sixtum V. indulsisse Patriarchae 
Venetiarum ordinandi Presbyteros titulo Servitii Ecclesiae, testantur Campanil. 
diversor. jur. canonic. rubr. 8. cap. 4. iitm. 14. et Garsias de Benefic. 
part. 2. cap. 15. num. 96. Quod quidem Breve Sixti V. in Bullario Ro¬ 
mano inveniri non lieuit, refertur apud citatum Campanil., qui insuper te- 
statur ejusdem verba rescripta reperiri in Synodo Veneta ab Laurentio Priolo 
Venetiarum Patriarcha anno 1592 coacta, ibique legitur. „Relatum siquidem 
Nobis nuper fuit, in ista civitate Venetiarum, nobilium et populi frequentia 
celeberrima, perpauca esse beneficia, sub quorum titulo carentes juxta con- 
stitutionem nostram possint promoveri. Nos igitur Ecclesiarum particulariter 
id exponentium necessitatibus, utilitatibusque providere desiderantes, fraterni- 
tatl tuae, ut omnes et singulos diotae civitatis clericos, qui vita, moribus, 
aetate, natalium legitimitate et aliis qualitatibus a jure requisitis, per te 
idonei reperti fuerint, etiam si titulo beneficii ecclesiastici, vel pensionis an- 
me non sist provisi, aut patrimonialia aliaque bona non possideant, dum- 
modo alicui ecclesiae dictae civitatis de consensu ejusdem Ecclesiae Rectorfs 
fuerint adscripti, ex quarum servitio et eleemosynis a piis christifidelibus 
elargiendis aliquid ad sustentationem victus habere possint, et ab eadem Ec¬ 
clesia, cui adscripti fuerint, nullo unquam tempore amoveri, vel ipsi ab ea 
recedere possint et debeant, nisi illis de competenti beneficio, aut pensione 
super fructibus ecclesiasticis assignanda provisum fuerit; vel ita eorum exigen- 
tibus demeritis, ab ipsa Ecclesia amovendi veniant; ad quatuor minores, nec 
non Sacros, etiam presbyteratus Ordines, debitis temporibus servatisque Con- 
cilii Tridentini decretis promovere libere, et licite valeas, licentiam Aposto¬ 
lica auctoritate tenore praesentium concedimus et facultatem. u Idem Pontifex 
per breve diei 1. Septembris 1586, quod incipit Cum ex antiquo concessit 
alumnis collegii Graecorum de Urbe, qui deputandi sunt ad officium diaconi 
et subdiaconi Capellae Pontificiae, ut ad Sacros Ordines promoveri possent 
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sine aliqao beneficii, aut patrimonii titulo, sed tantummodo dicti collegii 
titulo, sicuti videre est tom. 5. part. Bullar. rom. pag. 160 §. 3. 

Alumnis pariter collegii Anglici de Urbe concessit Gregorius XIII. ut 
sine aliquo beneficii, vel patrimonii titulo ad Sacros Ordines promoveri possent 
eonstit. 81. tom. 4. part. 3. Bullar. Roman, p. 339. §. 12, ubi habetur: 
„postremo cum eosdem scholares hujus Collegii alumnos post longoS studiorum 
vel coeptorum, vel consummatorum labores, sacerdotali militiae pro temporis 
vel loci necessitate adscribere conducat, ministeriis et functionibus sacris as- 
suescant, dictacque Ecclesiae SSmae Trinitatis officia praestent, seu, ut operarii, 
mittantur, eisdem alumnis, ut- de licentia protectoris ac dicti Collegii rectoris 
cönsensu ac cxamfne praecedente... sine aliqup beneficio, vel patrimonii titulo». 
ad omnes etiam Sacros et Presbyteratus Ordines promoveri.... libere et licite 
valeant, indulgemus.“ Idipsum concessit idem Summus Pontifex Gregorius XIH; 
Alumnis Collegiorum in Germania superiori ab ipso institutorum, sicuti videre 
«St tom. 5. part. I. Bullar. Rom. pag. 204. Quod etiam communicavit Cle¬ 
mens VIII. Alumnis Collegii Scotorum de Urbe Constitutione, quae incipit: 
In Supremis. tom. 5. part. p. Bull. Rom. p. 319. (Schluss folgt.) 

Liturgiselies. 

Die Congregatio rituum in Rom hat folgende Formel zur kirchlichen 
Einweihung der Eisenbahnen und Dampfwagen genehmigt: 

Benedictio viae ferreae et curruum. 

% Adjutorium nostrum in nomine Domini. 

R. Qui fecit coelum et terram. 

W. Dominus vobiscum. 

ft. Et cum spiritu tuo. 

Oremus. 

Omnipotens sempiterne Deus, qui omnia elementa ad tuam gloriam 
utilitatemque hominum condidisti; dignare quaesumus hanc viam ferream, 
ejusque instrumenta bene dicere, et benigna semper tua providentia tueri; 
et dum famuli tui velocitcr properant in via, in lege tua ambulantes, et 
viam mandatorura tuorum currentes, ad coelestem patriam felicitcr pervenire 
valeant. Per Christum Dominum nostrum. 

1t. Amen. 

Oremus. . 

Propitiare, Domine Deus, supplicationibus nostris, et bene *i* die currus 
istos dextera tua sancta; adjunge ad ipsos Sanctos Angelos tuos, ut omnes, 
qui in eis velicntur, liberent et custodiant semper a pcriculis universis; et 
quemadmodum viro Acthiopi super currum suum sedenti, et sacra eloquia 
legenti, per Apostolum tuum fidem et gratiam contulisti, ita famulis tuis 
viam salutis ostende, qui tua gratia adjuti, bonisque operibus jugiter intenti, 
post omnes viae et vitae hujus varietates aeterna gaudia consequi mereantur. 
Per Christum Dominum, nostrum. 

ft. Amen. 

Deinde sacerdos aspergat viam et currus aqua benedicta. 
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MHe Vereinbarung der würtembergischen 
Regierung mit dem heil* Stuhle. 

(Fortsetzung.) 

Das Patronatrecht der Krone unterliegt keiner weitern Beschränkung, 
als der in der Beilage 3 ausdrücklich erwähnten: „Die k. Regierung wird, 
wie es auch seither immer ihre Uebung war, auf die dem königl. Patronate 
verbleibenden Pfründen nur solche Geistliche präsentiren, welche den allge¬ 
meinen Pferrconcurs mit Erfolg bestanden haben.“ 

Die vom Könige patronatisch erfolgte Ernennung wird sogleich im Staats-r 
anseiger bekannt gemacht, und der Ernannte sofort dem Bischöfe vom k t 
katholischen Kirchenrathe präsentirt, damit er die Institutions-Urkunde aus- 
steile. Dagegen wird der Regierung 1 hinsichtlich der vom Bischöfe su ver¬ 
leihenden Pfründen eine Exclusiva der ihr missfälligen Personen durch die 
Instruction in folgender Fassung sugestanden: 

„Der Bischof wird kirchliche Pfründen niemals an Geistliche verleihen, 
welche aus,erheblichen und auf Thatsachen gestützten Gründen der könig¬ 
lichen Regierung in rein bürgerlicher oder politischer Beziehung missfällig 
sind. Um dieses su erfahren, wird der Bischof in officiöser Weise die 
Namen der Bewerber mittheilen, damit dieselbe binnen einer kursen, su 
vereinbarenden Frist ihre etwaigen Einwendungen geltend machen kann. 

Dies geschieht dadurch, dass der Bischof vor der Ernennung die Liste 
der Candidaten an das Directorium des b. katholischen Kirchenrathes ein- 
suschicken hat. 

Das Urtheil, ob etwaige Einwendungen der Regierung wahr und durch 
'Thatsachen begründet seien, muss natürlich dem Bischöfe eustehen; wenn 
er sie unbegründet findet, kann ihm die freie Collatur nicht streitig ge¬ 
macht werden. 

Ehe die vom Bischöfe su Kirchenstellen Ernannten im Staatsanseiger 
bekannt gemacht werden, muss der Bischof sie wiederum dm Directorium 
des k. katholischen Kirchenrathes anseigen. Dieses besorgt sofort die Be¬ 
kanntmachung im Staatsanseiger. 

Es wäre aber gewiss einfacher und natürlicher, wenn die Redaction des 
Staatsanseigers ein für allemal legitimirt würde, solche bischöfliche Ernen¬ 
nungen, welche ihr unmittelbar,, etwa durch das bischöfliche Secretariat, odei; 
die Kanslei-Direction sageschickt wurden, in ihr Blatt aufsunehmen. 

Was die Präsentation von Seiten der Privat-Patrone betrifft, so geschah 
sie bisher nicht an dem Bischof, sondern an di e Staatsbehörde, den künigl. 

Moif’t Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 39 
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katholischen Kirchenrath. Der Patron durfte nur einen Diöcesan-Geistlichen, 
welcher die xweite Kirchendienstprüfung (Pfarrconcurs) mit Erfolg erstanden 
hatte, nominiren oder präsentiren. Die vorgeschriebene Form der Nominations¬ 
und Präsentations - Urkunde musste genau eingehalten werden. Diese war 
folgende: 

„Da die katholische Pfarrei (Kaplanei) Oberamts-Decanats N. durch das 
Absterben (dorch die Beförderung etc.) des N. N. erledigt, und hierauf von 
dem Unterxeichneten, vermöge der ihm xustehenden Patronatbefugnisse der 
N. N. wegen (einxuschalten im Allgemeinen dessen Prädicat und die Ernen¬ 
nungsfähigkeit) xu dieser erledigten Stelle ernannt worden ist; so wird 
derselbe mit der untertänigsten Bitte um die königl. Bestätigung und um 
Einleitung der kirchlichen Institution hiemit präsentirt, und ihm gegenwärtige 
Urkunde xugestellt, um solche dem hSnigl. katholischen Kirchenrathe xu 
übergeben, und auch seinerseits die königl. Bestätigung in der vorgeschriebenen 
Ordnung nachxusuchen. *) Der Präsentirte hatte sofort eine Bittschrift um 
Bestätigung an den k. kathol. Kirchenrath einxusenden. Sobald die königl. 
Bestätigung erfolgt war, wurde sie im k. Regierungsblatt (Staatsanxeiger) 
bekannt gemacht, und der Bischof von der erfolgten k. Bestätigung in 
Kenntniss gesetxt, damit er die Institutions-Urkunde ertheile. 

Dieses ganx uncanonische Verfahren ist nun xwar durch die Convention 
beseitigt, allein die Regierung scheint die k. Bestätigung, welche bei der 
einen ThUre hinausgeschoben wurde, bei der andern wieder hereinschieben, 
und das Leben und die Thätigkeit des k. katholischen Kirchenraths erhalten 
xu wollen. Die Convention hat xwar über die Patronat-Befagnisse nichts 
besonderes bestimmt, aber eben deshalb sollte man glauben, es seien die 
Bestimmungen des gemeinen canonischen Rechtes massgebend. Hiernach hat 
der Patron dem Bischöfe ein taugliches Subject vorxuschlagen, und dieser 
hat xu prüfen, ob dasselbe wirklich tauglich sei. Ein untauglich befundenes 
Subject kann der Bischof einfach verwerfen; ein fähiges soll er instituiren. 
Verwirft der Bischof den Präsentirten w egen Unfähigkeit, so kann der Laien¬ 
patron innerhalb der noch bis xum Ablauf der Präsentationsfrist offenen Zeit 
unbedingt , der Geistliche aber, nur im Falle er die Unfähigkeit nicht kannte, 
ein xweites Subject nachpräsentiren. 

Der Patron hat also die Verpflichtung, dem Bischöfe xu präsentiren, 
und dieser hat die Verpflichtung xu prüfen, ob der Präsentirte tauglioh sei oder 
nicht. Hiebei hat er xumeist xu prüfen, ob er die im canonischen Rechte 
vorgeschriebene Eigenschaften besitxe. 

Nach den canones nunc vigentes etpraesentem ecclesiae disciplinam hat 
der Bischof von Rottenburg in Folge der Convention die Verpflichtung, sieh 
ausser den canonischen Eigenschaften des Präsentirten auch darüber xu er- 


*) Die Patrone, aelbet wenn sie Pürsten waren, durften sich in der Präsentation*- 
Urkunde des Titels: „Wir 4 * etc. nickt badlfnsn. . , 
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kundigen, ob der Präsentirte nicht etwa eine aas erheblichen and auf Th st¬ 
auchen gestützten Gründen der k. Regierung in rein bürgerlicher oder poli¬ 
tischer Beziehung missfällige Person sei. 

Dies konnte auf die einfachste, natürlichste und der Convention ange¬ 
messenste Weise in derselben Art geschehen, wie vor der Ertheilung der 
Institution bei Pfarreien bischöflicher CoUatur. Selbst die griechischen 
Kaiser, welche auf ihre Hoheitsrechte• sehr eifersüchtig waren, haben den 
Bischöfen das Urtheil, ob ein Präsentirter tauglich, oder nicht tauglich sei. 
Überlassen. „Die Vorgeschlagenen sollten nach dem Willen des Vorstehers 
“des Sacerdotiums geprüft werden, ob sie tauglich und würdig seien.“ *) 

Obgleich das bischöfliche Ordinariat den canonischen Weg eingeschlagen 
wissen wollte, so dass nämlich der Patron dem Bisehofe ein taugliches Sub- 
ject pr&sentiren, dieser aber vor Ertheilung delr Institution sich erkundigen 
sollte, ob dasselbe in bürgerlicher und politischer Beziehung der Regierung 
nicht missliebig sei; so soll doch eine andere neue Praxis eingeführt werden 
wollen, durch welche dem Bischof in feiner Weise das Urtheil entzogen 
wird.*) 

Es soll nämlich der Patron, noch ehe er die Präsentations-Urkunde 
ansstellt, der Staatsbehörde d. h. dem neu auflebenden k. katholischen Kirchen¬ 
rath zuerst den oder die Namen der zu Präsentirenden vorlegen und sich 
erkundigen, ob der oder die Betreffenden nicht in bürgerlicher oder politischst 
Beziehung missliebigeS'ubjecte sind; dam erst darf er dem Bischöfe prä- 
sentiren und dieser darf nicht instituiren , wenn der Patron sich nicht 
urkundlich ausgewiesen hat , dass der Präsentirte eine persona grata ist. 

Es will uns bedünken, dies sei eine aus dem alten Misstrauenssystem 
hervorgehende Beschränkung des Patronatrechtes, welche dem früheren Be¬ 
stätigungsrechte gleich kommt. 

Beim ersten Anblicke konnte es zwar scheinen, es sei ganz gleich, ob 
der Patron oder der Bischof bei der Regierung anfrage. Allein dem ist 
nieht so. Si duo faciunt idem, non est idem. Durch die neue Praxis wird 
nicht nur das Patronatrecht beengt und beschränkt, sondern es wird dem 
Bischöfe das ihm durch die Convention eingeräumte Urtheil entzogen. Wenn 
die Regierung den zu Präsentirenden streicht , kann ihn der Patron nicht 
mehr präsentiren. Auch das Österreichische Concordat überlässt den Bischöfen 
das Urtheil. 

In dem Breve Papst Pius IX. vom 5* Nov. 1855 an die Cardinäle, 
Erzbischöfe und Bischöfe heisst es unter Andern: 

„Cum forsitan inter ecclesiasticos viros possit reperiri, qui Caesareae 
et Apostoücae Majestät! Suse haud sit probates, idcirco ad omnem difficul- 
tatem penitus amovendam tum in parochiis, tum in aliis ecclesiasticis bene- 

HT r . i 

' *) NoV. fclMit LVD. ' ! ” 

*) Baseres Wimns findet eine solche Präzis nirgends ln Deutschland statt. 

83* 
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fieüs conferendis *) curae vobis erit, ut ad illa minime ii elegantur ecclesia- 
stici viri, qui Caesareae et Apostolicab Majestati Suae minus sint accepti. 
Atque id noscere poteritis, sive ex ipsa ecclesiasticorum indole et conditione, 
sive ex praecedentibus Gubernii factis, sive aliis adhibitis modis.“ 

Zu lit. b. des Artikels IV. enthält die Instruction den Zusatz: ,,Zum 
Generalvicar, su ausserordentlichen Räthen und Assessoren des Ordinariats, 
ebenso sum Vorstande der für die Verwaltung des Intercalarfondes bestimmten 
Commission wird der Bischof nur solche Männer ausersehen, von denen er 
weiss, dass sie der k. Regierung in bürgerlicher oder politischer Hinsicht 
nicht unangenehm sind. Da die Landdecane zugleich staatliche Geschäfte su 
besorgen haben, so wird der Bischof, so lange dieses der Fall ist, Qber 
deren Auswahl oder Bestätigung sich mit der k. Regierung in’s Einvernehmen 
setsen. Sollte aber eine Verständigung nicht ersieh werden, so wird die 
k. Regierung die staatlichen Verrichtungen des Decans einem andern Geist¬ 
lichen des Landcapitels übertragen. 

Der bei den Decanen gebrauchte Ausdruck: „ bestätigen' “ besieht sich 
darauf, dass die Einführung einer Wahl der Decane durch die Geistlichen 
der Landcapitel in Aussicht genommen. 

Durch lit. b. der Convention ist die alte bei den Frankfurter Unterhand¬ 
lungen projectirte Beschränkung, dass der Bischof seinen Generalvicar und 
Weihbischof aus dem Gremium der Domherren su wählen habe, weggefallen. 
Der heil. Yater hatte schon in der mehr erwähnten Note vom 10. Aug. 1819 
su §. 3 des Artikels VII der Declaration bemerkt: „Der Generalvicar des 

Bischofs, welcher in dem, was die Jurisdiction betrifft, als Eine Person mit 

dem Bischöfe selbst betrachtet wird, muss schon nach der Natur des Amtes, 
welchem er vorsteht, ein Mann sein, der das volle Vertrauen des Bischofs 

besitst. Deswegen glaubt der heil. Vater, welcher weder das Gewissen der 

Bischöfe beunruhigen, noch ihre Freiheit hierin beschränken kann, dass er 
ihnen nicht vorschreiben müsse, ihren Generalvicar unter den Domherren su 
wählen. Nur um so viel wie möglich den Wünschen der vereinigten pro¬ 
testantischen Fürsten und Staaten des deutschen Bundes gefällig su sein, wird 
er sugeben können, dass wenn der Bischof nicht einen Domherrn su seineni 
Generalvicar wählt, er verbunden sei, aus seinen eigenen Mitteln ihn su 
besolden. 

Bei diesem Vorschläge hat der heil. Vater aber offenbar vorausgesetzt, 
dass das eingesogene Kirchengut herausgegeben und die bischöflichen Kirchen 
in liegenden Gründen, oder die mensa episcopalis wenigstens so dotirt sei, 
dass die Bischöfe ohne sich in ihrem standesgemissen Einkommen allzusehr 

‘) Nach der Analogie muss dasselbe auch bei parochis et benefielatls lnstituendis gelten. 
Und bei diesem dem kirchlichen Rechte and dem Sinne and Geiste der Convention 
ganz entsprechenden Verfahren kommt der Staat in keinen Nachthell. Wenn bei 
dem Fräsentirten zutrifft, dass er aas erheblichen und auf Thatsachen gestützten 
Gründen der k. Regierung in rein bürgerlicher und' politischer Beziehung miss¬ 
fällig ist, wird Ihn der Bisohof nicht instlfulren.. . \ 
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beschränken su müssen, den Generalvicar leicht besolden können. In dem 
k. Fundations-Instrumente für das Bisthum Rottenburg ist aueh wirklich nur 
der Fall vorgesehen, wenn der Generalvicar aus dem Gremium der Dom¬ 
herren erwählt wird. ( Artikel I, 8. 3 heisst es: Es sind ansgeworfen für 
den bischöflichen Tisch 10,000 fl-, für den Decan des Domcapitels 2400fl., 
für jeden der sechs Domcapitularen 1800 fl., Zulage für den bischöflichen 
Generalvicar, im Falle diese Würde mit der Domdecanei verbunden werden 
sollte, 1100 fl., im Falle der Verbindung mit einer einfachen Domcapitular- 
8telle 1700 fl. Da in Folge der Convention der Bischof nicht an das Dom- 
capitel gebunden ist, sondern seinen Generalvicar frei wählen kann, so wird 
die Besoldung des sum Generalvicar ernannten Geistlichen aus der Bisthums¬ 
dotation su bestreiten und nöthigen Falls aus der Staatskasse su er¬ 
gingen sein. 

Wenn übrigens die Domherren frei, ohne äussern politischen Einfluss' 
gewählt werden und mit den Eigenschaften ausgerüstet sind, welche das 
gemeine canonische Recht und die vigens ecclesiae disciplina fordert, so 
dürfte dieser Fall wohl kaum eintreten. 

Die Landdecane wurden früher, nach althergebrachtem Rechte von der 
Capitels - Geistlichkeit gewählt. Dieses Recht wurde ihnen aber via facti 
entsogen und die Decanate wurden nach §. 23 der Verordnung vom 
30. Jänner 1838 unter gemeinschaftlichem Einverständnisse der Regierungs- 
nnd bischöflichen Behörden besetst. Durch die Convention ist dem Bischöfe 
das Recht eingeräumt, die Kandidaten entweder selbst su ernennen, oder des 
Landcapiteln das alte Wahlrecht wieder einsuränmen und den Gewählten 
su bestätigen. Eine Bestätigung von Seite der Regierung ist nach der Con¬ 
vention nicht weiter sulässig. 

Das alte Wahlrecht der Landcapitel wird in Folge der Convention 
wieder" hergestellt werden. (Das Statut für die Decanatswahlen ist bereits 
genehmigt und publicirt worden.) 

Die Prüfung für Aufnahme in das Priesterseminar ist sowohl, was 
deren Anordnung und Ausschreibung als auch die Leitung derselben betrifft, 
ganz dem Bischöfe überlassen. Es kann daher fürderhin von einer gemein - 
schaftlichen Prüfung von Seiten der Staats- und Kirchenbehörde nicht die 
Rede sein; ebensowenig bei der allgemeinen Concurs-Prüfung (Pfarrconcnrs). 
Ueber die Art und Weise der Abhaltung der letsteren hat der heil. Stuhl dem 
Bischöfe unter Dispens von den Bestimmungen der Kirchenversammlung von' 
Trient, nach welchen eine allgemeine Concursprüfung nicht sulässig wäre, 
eine neue Instruction ertheilt. 

Die Beleuchtung im Staatsanseiger bemerkt, dass die Regierung, ein so 
lebhaftes Interesse sie auch in Betreff der wissenschaftlichen Leistungen der 
einseinen Kandidaten habe, auf die Theilnahme an dieser Prüfung wohl habe 
Versieht leisten können, insofern die Geistlichen des Landes fast ausnahmslos 
in den vom Staate unterhaltenen und mit unter seiner Aufsicht und Leitung 
stehenden Convicten gebildet werden, wo die Regierung während eines acht-* 
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jährigen Zeitraums fortlaufende Kenntniss von den Stadien im Allgemeinen 
and von den einzelnen Leistungen nehmen könne. 

Es wäre daher ein unglücklicher Gedanke, wenn, wie.verlautet, der 
k. katholische Kirchenrath, um sein Dasein su fristen, der k. Regierung die 
Jfothwendigkeit einer staatlichen Schlussprüfung mit den Kandidaten des 
letzten Curses im Convicte zu Tübingen nahe gelegt haben soll. Man sollte 
doch glauben, dass der Bischof und seine Prüfungscommission wohl beur¬ 
teilen können, ob die Kandidaten hinlängliche Kenntnisse und Fähigkeiten 
besitsen, die Universität xu verlassen und, ins Priesterseminar aufgenommen 
xu werden. 

Abgesehen davon, dass dadurch dem Staate weitere Kosten verursacht 
würden, wer wäre der geplagte Theil, als die Professoren, welche wieder¬ 
holt prüfen, und die Convictoren, welche su den vielen examinibus, die sie 
schon su bestehen haben, ein weiteres bestehen müssten? Daran, dass der 
hochw. Bischof nach Abschluss der Convention sich dazu verstehen würde« 
die Aufnahmsprüfung in Gemeinschaft mit , der Staatsbehörde vornehmen su 
lassen, ist doch wohl kaum su denken, da die Prüfung für Aufnahme in das 
Seminar eine innere Angelegenheit der Kirche ist. 

In einem neueren Breve an den Bischof von Rottenburg 8 öH der heilige 
Stuhl demselben besonders ein schärfen, auf Abschaffung des Kirchenrathes 
na dringen. , . 

Zu lit. d bemerkt die Beleuchtung im Staatsanzeiger,. sie erhalte ihre 
nähere Erläuterung durch einen unter folgenden Artikel, wornach der Tiseh- 
titel auf den Intercalarfond fundirt und die Verwaltung dieses Fonds normirt 
wird. Es sei selbstverständlich, dass mit dem Recht der Staatsbehörde, 
bei Verleihung des Tischtitels mitzuwirken, auch eine etwaige Verpflichtung 
in dieser Hinsicht erlösche. Dies ist allerdings richtig, denn der landes¬ 
herrliche Tischtitel wird jetzt ein bischöflicher. Allein der bisher nur be¬ 
dingt ertheilte Tischtitel muss fortan ein unbedingter werden, vgl. c. 2. 4. 
16 de praeb. Trident. Sess. 20* c. 2. de reform. 

ln $. 28 der landesherrlichen Verordnung vom 30. Jänner 1830 war 
bestimmt: 

' „Der landesherrliche Tischtitel gibt die urkundliche Versicherung, dass 
im eintretenden Falle der nichtversehuldeten Diemtunfähigkett der dem geist¬ 
lichen Stande angemessene Unterhalt, wofür ein Minimum von jährlich drei- 
bis vierhundert Gulden festgesetzt wird, sowie die besondere Vergütung für 
Kur- und Pflegekosten subsidiarisch werden geleistet werden. Von dem 
Titulanten kann nur dann ein billiger Ersatz gefordert werden, wenn er in 
bessere Vermögensumstände kommt, oder in der Felge eine Pfründe erhält, 
welche mehr, als die Congrua abwirft.“ 

Da die erwähnte Verordnung abgesfihafft ist, so fällt auch dieser $. weg. 
Allein sowohl bei den Geistlichen, welche auf den bischöflichen Tiseh- 
titel, als bei denen, die auf einen andern ordinirt werden, ist für deren 
standesgemässen Unterhak zu sorgen, sie mögen verschuldet oder unser* 



schuldet dienstunfähig sein. ') Nach der. bisherigen Praxi« erhielte« die 
verschuldet dienstunfähigen Geistlichen eine Unterstützung Ton täglich 24 kr« 
aus dem Intercalarfonde. 

Es sind deren in der- Diöceae Rottenbarg mehrere. Da dieselben mit 
dieser Unterstfitsang nicht standesgemäss leben können, so gehen sie sor 
8chande des Klerus und sum Aergernisse des Volkes dem Bettel nach, oder 
treiben Arbeiten und Geschäfte, die eines Geistlichen unwürdig sind; and ver- 
kommen gans and gar. 

Eines der dringendsten Bedürfnisse in der Diöcese Rottenbarg ist die 
Errichtung eines Demeritenhauses. Dieses sollte aber nicht mit dem Priester¬ 
seminar verbanden werden, sondern eine eigene Anstalt unter Leitung van 
Ordensgeistlichen bilden. 

So lange das katholische Kirchengat nicht heraasgegeben ist, so kann 
sich der Staat seiner Beitragsverpflichtung so einer solchen Anstalt um so 
weniger entziehen, als in $. 81 der würtembergischen Verfassungs-Urkunde 
ausdrücklich gesagt ist: ,,Auch wird darauf Rücksicht genommen werden, 
dass katholische Geistliche, welche sich durch irgend ein Vergehen die Ent¬ 
setzung vom Amte zagezogen haben, ohne zugleich ihrer geistlichen Würde 
verlustig geworden zu sein (man dachte hier an das laisiren ), ihren hin¬ 
länglichen Unterhalt finden. Es wäre unbillig, wenn alle Unkosten eines 
solchen Demeritenhauses auf den Intercalarfond überbürdet würden, zumal 
dessen Einkommensquellen durch die unheilvollen Zehent- und Geföllablüsungs- 
gesetze sehr geschmälert wurden und ohnehin so Manches bisher anf Um 
Überwältzt wurde, wozu er seinem Zwecke gemäss nicht gerade ver¬ 
pflichtet war. 

Dass durch die Verabreichung einer Unterstützung von täglich 24 kr. 
für die leiblichen und geistigen Bedürfnisse solcher verkommenen Geistlichen 
schlecht gesorgt sei, leuchtet von selbst ein. Dieselben sollten zweckmässig 
beschäftigt sein, und es sollte vor Allem für ihre sittlich religiöse Besserung 
gehörig gesorgt werden. 

Es ist daher zu wünsch», dass es dem hoehw. Bischöfe recht bald er¬ 
möglicht werde, diesem dringenden Bedürfnisse abzuhelfen. 

Schon bei den Frankfurter Unterhandlangen wurde die Zusicherung 
gegeben: 

„Da es offenbare Verletzung der dem geistlichen 8tande gebührende» 
Achtung ist, wenn die Priesterseminarien, diese Pflanzschulen des Klerus; 
zugleich za Correctionsbfiusern für straffällige Geistliche missbraucht worden; 
so soll für eine zweckmässige Einrichtung in dieser Hinsicht gesargt 
werden. 

Die zweckmässigstc Einrichtung ist, wenn Kloster errichtet and straf* 
fällige Geistliche diesen zur Correctur übergeben, oder eigene Demeriten- 


’) Vgl. hierüber Darstellung der Rechtsverhältnisse der Bischöfe ln der oberrhei¬ 
nischen Kirchenprovinz von J. Longner, Tübingen 1840. S. 237—242. 



m 


amtalten gegründet' iand unter die Aufsicht und Leitung von frommen Qrdens- 
minnern gestellt werden» 

Da sub lit. d. in Betreff der Weihetitel ganz allgemein gesagt ist: 
„Clericis sacros Ordines conferre ad titulos a sacris Canonibus adprobatos,“ 
so ist auch der titulus paupertätig zulässig, welcher in der Erwiederung 
der Regierung auf die bischöfliche Denkschrift ausgeschlossen werden wollte» 
Indem es Artikel V hiess: 

„Die k. Regierung wird den Herrn Bischof in der Ertheilung der hei¬ 
ligen Weihen nicht beschränken, und namentlich nicht die Nachweisung des 
landesherrlicken Tischtitels als deren nothwendige Bedingung verlangen; sie 
kann nur nicht hinsichtlich eines Geistlichen, der ohne einen solchen, oder 
einen andern von ihr für genügend erkannten Titel (die Regierung wollte 
also das Urtheil hierüber sich zuschreiben; künftig wird das canonische 
Recht. — a canonibus sacris adprobati tituli massgebend sein) die heiligen 
Weihen erhalten hatte, irgend eine Verbindlichkeit anerkennen, nötigenfalls 
ßir den standesgemässen Unterhalt Sorge zu tragen; und wie sie es m 
Interesse des Staates nicht für zulässig erachtet, dass Personen zu dem 
inländischen Klerus gehören, welche möglicher Weise durch Armuth ver¬ 
anlasst eine mit der Würde ihres Standes unvereinbare Lebensweise führen* 
so kann sie nicht gestatten, dass die Geweihten, ohne die erwähnte Vorbe¬ 
dingung. erfüllt zu haben, dem inländischen Klerus beigezählt und zu öffent¬ 
lichen Functionen im Kirchendienste und zur Bewerbung um kirchliche 
Aemter zugelassen werden. Wir werden auf diesen Punkt bei den religiösen 
Orden weiter zu sprechen kommen. 

Lit. e. ist dem Bischöfe das Recht eingeräumt, nach den canonischen 
Vorschriften alles das anznordnen, was den Gottesdienst, die kirchlichen 
Feierlichkeiten und diejenigen Religionsfibungen betrifft, welche die Auf¬ 
wertung und Befestigung des frommen Sinnes der Gläubigen zum Zwecke 
haben. — 

Es steht somit dem Bischöfe frei, Exercitien und Missionen, wie, 
wann und durch wen er will, abhalten zu lassen. Die allgemeinen Polieei- 
gesetze müssen natürlich beobachtet werden. ■ ; ■ 

Durch lit. f. sind §. 9 und 18 der,Verordnung vom 30. Jänner 1830 
aufgehoben, wornach Diöcesan- und Provinzialsynoden nur mit Genehmigung 
des Staates und im Beisein landesherrlicher Commissarien sollten abgebalten 
werden dürfen. Die darin gefassten Beschlüsse unterlagen der Staatsgeneh¬ 
migung nach Massgabe der in den $$» 4 und 5 festgesetzten Bestimmungen. 
Diese fallen jetzt gleichfalls weg. ' < 

Zu lit. g. bemerkt die Beleuchtung im Staatsanzeiger: „Diese führt im 
Grunde insofern nichts Neues ein, als es auch bisher schon dem Bischöfe 
unbenommen war, religiö,se Orden und Institute mit der Zustimmung der 
Staatsregierung einzuführen, und als es ihm auch künftig nicht möglich sein 
wird, dieses ohne eine solche Zustimmung zu thun. Es liegt jedoch darin 
einerseits .di« Anerkennung, dass das Kloster- und Vereinsleben einmal zu 
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den eigentümlichen Lebensformen der katholischen Kirche gehört, und der- 
selbe Staat , welcher ihr freie Religionsübung sichert , ihr das Bestehen 
solcher Institute nicht principiell versagen kann. Andererseits aber muss 
sich der Staat das unbedingte Recht wahren, gegenüber von Instituten, deren 
eigentümliche Ordnungen die Landesgesetze und das Öffentliche Wohl so 
vielfach berühren, die staatlichen Gesichtspunkte nach allen Richtungen zu 
vertreten. 

In den Frankfurter Grundzügen über die deutsch-katholische Kirche in 
den deutschen Bundesstaaten ward in der IX. Zusammenkunft N. 15. %. 88 
festgesetzt: 

„Wo gegenwärtig noch Mönchs- oder Frauenklöster bestehen, kann der 
Staat, wie schon durch den Reichsdeputationsschluss verstattet worden, die¬ 
selben aufheben oder aussterben lassen; keine Regierung wird die Verbind¬ 
lichkeit Übernehmen, Klöster zu erhalten, wiederherzustellen oder neu zu 
errichten. Auch werden die Regierungen die Aufnahme und Wiederher¬ 
stellung keiner im vormaligen deutschen Reiche aufgehobenen Ordensgesell¬ 
schaft zu lassen.“ ') 

Diese Bestimmung wurde in der dem heil. Stuhle vorgelegten Declaration 
ganz mit Stillschweigen übergangen, gemäss des bekannten politischen Grund¬ 
satzes : „Punkte, wo Rom durchaus nicht nachgeben will, sollen weggelassen 
werden. 

Wie und in welchem Masse die Staatsbehörde die staatlichen Be¬ 
ziehungen nach allen Richtungen zu vertreten gesonnen ist, kann noch 
nicht gesagt werden, da dieselbe sich hierüber noch nicht ausgesprochen 
hat. Eine gelegenheitliche Erklärung des k. katholischen Kirchenraths gibt 
nicht gerade das beste Prognostikon. Einem Geistlichen, welcher zum Zwecke 
des Eintritts in den Orden der Gesellschaft Jesu um Urlaub nachsuchte, 
wurde derselbe nicht ertheilt, sondern Entlassung aus dem vaterländischen 
Kirchendienste mit Nachlass des Ersatzes der auf ihn verwendeten Kosten 
anerboten, unter der Bedingung, dass er sofort eventuell — nämlich für den 
Fall des dereinstigen Eintritts in den in Würlemberg nicht zugelassenen 
Orden, auf das würtembergische Staatsbürgerrecht verzichte. 

Der Eintritt werde als vollzogen angenommen, wenn der Bittsteller 
nach Erstehung des vorscbriftsmässigen zweijährigen Novitiates 3 ) sich nicht 
um Wiederaufnahme in den Würtembergischen Kirchendienst melden werde. 

Es ist von den k. katholischen Kirchenrathe nicht angegeben, auf welches 


') VgJ. Oie neuesten Grundlagen der deutsch-katholischen Kirchenverfassung in Acten- 
atücken und echten Notizen von dem Einser Congress, dem Frankfurter Verein. 
Stuttgart, 1821. Seite 300. 

*) Vgl. „Kirchen- und Staatsfreund an alle gute deutsche Christen.“ Jena, 1818. 
Seite 13. 

*) Das Novitiat beim Orden der Gesellschaft Jesu dauert aber bekanntlich nicht blos 
zwei Jahre. 



Gesetz öfter Verordnung die Behauptung sich gründe, dass der Orden der 
Gesellschaft Jesu in Würtemberg nicht zugelassen sei. 

Durch das Anerbieten der Entlassung aus dem vaterländischen Kirchen¬ 
dienste unter Erlassung des Ersatzes der auf den betreffenden Geistlichen 
verwendeten Kosten, soll wahrscheinlich einäm etwaigen Vorwurfe der Ver¬ 
letzung der durch die Verfassung garantirten Religions- und Gewissensfreiheit 
vorgebeugt werden. 

Diese Religions- und Gewissensfreiheit wäre ungefähr dieselbe, wie das 
bei Geltendmachung des jus reformandi gestattete Recht der Auswanderung. 
Ob sie sich aber auch mit dem vielgepriesenen liberalen, modernen Staats¬ 
recht reime?! 

Wir wollen uns, da noch nicht bekannt ist, wie weit die staatlichen 
Bestehungen in Betreff der Kloster- und Ordensfrage geltend gemacht werden 
Sollen, einer weiteren Erörterung dieser Frage noch enthalten, werden aber 
später auf dieselbe zurUckkommen. 

Die Vereinbarung mit dem heil. Stuhle Überhaupt und der Artikel IV. 
insbesondere haben im Lager der protestantisch-pietistischen Und der soge- 
nannten liberalen Partei in Würtemberg viel Aerger erregt. Die erstere 
macht ihrem Unmuthe in dem „evangelischen Schul- und Kirchenblatte,“ die 
letztere im „Beobachter“ und in mehreren Artikeln: „Das Würtembergische 
Concordat und seine Folgen a betitelt, in der „Minerva“ von Braun 1857. 
I. Bd. 2. Heft und aus dieser besonders abgedruckt, Luft. •) 

Der Verfasser macht zuerst bedeutende Zugeständnisse. Er sagt, wie 
die Zeit dfer mittelalterlichen Theokratie, so habe sich auch das Staats- 
kirchenthm , welches seit der Reformation in katholischen, wie in protestan¬ 
tischen Staaten mehr und mehr an die Stelle der Theokratie getreten, un¬ 
verkennbar überlebt. Dieses Staatskirchenthum sei nur möglich gewesen, 
so lange die staatlichen und kirchlichen Grenzen im Wesentlichen zusammen 
fielen. Er spricht sich entschieden gegen das Bestreben aus, eine religiöse 
Gleichförmigkeit erzwingen zu wollen , sowie auch gegen das beliebte Ver- 
mittelungs- und Schaukelsystem. *) 

Eine gänzliche Trennung der Kirche vom Staate, nach amerikanischem 
Master, glaubt er, entspreche unseren Bedürfnissen gleichfalls nicht. 

Das bisherige Staatskirchenthum zeichnet er in den Worten: „Das bis¬ 
herige Verhältniss der deutschen Staaten zu ihren Landeskirchen war ein 
Verhältniss gegenseitiger Abhängigkeit. Die Regierungen ernannten die kirch¬ 
lichen Beamten, oder sie hatten wenigstens auf ihre Wahl einen massgebenden 
Einfluss; sie beauftragten dieselben mit einer Menge von bürgerlichen Ge¬ 
schäften; sie schrieben ihnen auch für ihre kirchliche Thätigkeit in Ehesachen 
und andern wichtigen Beziehungen die Normen vor; sie setzten an die Stelle 


') „Das Würtembergische Concordat und seine Folgen Jena in der Bran'aclien 
Bachhandlang. 1857. 

•) „Das Würtembergische Concordat“ etc. S. 10—IS. 



der geistlichen Gerichtsbarkeit das bürgerliche Recht und die. bürgerlichen 
Gesetze; sie knüpften die Gültigkeit der kirchlichen Anordnungen und selbst 
die Verkündigung derselben an ihre Zustimmung; sie nahmen den Verkehr 
mit auswärtigen Vorgesetzten uitd Kirchenbehörden unter ihre Aufsicht; sie 
übten die oberste Leitung der theologischen Studien und der geistlichen Er¬ 
stellung; sie ertheilten die Erlaubniss zu geistlichen Functionen und ernannten 
die Mitglieder der theologischen Facultät. Die Kirchen wurden mit einem 
Worte als Staat Institute, die Kirchendiener als Staatsdiener behandelt. 

Dagegen sorgte aber der Staat nicht blos für die materiellen Bedürf¬ 
nisse der Kirchen, sondern er gewährte ihnen auch eine Reihe der wichtig¬ 
sten Vorrechte ( welche? ist nicht gesagt); er nöthigte seine Angehörigen, 
sich zu einer ton den anerkannten Landeskirchen zu bekennen, indem er 
den tollen Genuss der staatsbürgerlichen Rechte an diese Bedingung knüpfte; 
er schützte die Kirchen theils durch diese Massregeln, theils durch direktes 
Einschreiten gegen separatistische Lostrennungs- und Reformversuche (zur 
Zeit des Rongethums merkte man nicht viel von diesem Schutze); er richtete 
seine Strafgesetze gegen Herabwürdigung ihrer Lehren, Gebräuche und Diener 
(das „evangelische Kirchenblatt“ und die „Kirchentage“ scheinen dagegen 
einen Freibrief zu haben); er nahm in seiner Gesetzgebung über die Ehe, 
die Sonntagsfeier und viele andere Gegenstände auf ihre Wünsche und Grund** 
sitze Rücksicht; er verlieh ihren Beamten eine bevorzugte Stellung und 
werthvolle politische Rechte; er gewährte ihnen einen überwiegenden Einfluss 
auf das Unterrichtswesen, und gab die Volkserziehung fast ganz in ihre 
Band ? (?!) 

Dieses Verhältnis» soll jetzt geändert werden; es soll, und zwar zu¬ 
meist der katholischen Kirche, eine freiere Bewegung verstattet, ihre Ab¬ 
hängigkeit vom Staate soll Air ihre innern Angelegenheiten (was verfassungs¬ 
mässig. ist) aufgehoben werden. *) 

Dies, bemerkt der Verfasser, sei nur dann politisch zulässig, wenn dem 
Staate für die Rechte und Vortbeile, auf die er verzichte (es waren keine 
Rechte des Staates), andere gleich werthvolle Rechte und Vortheile gewährt 
oder entsprechende Lasten abgenommen werden. Die Beleuchtung der Verein¬ 
barung im Staatsanseiger erkennt es an, dass durch dieselbe dem Staate 
wesentliche Rechte eingeräumt wurden, nur sind es nicht gerade solche, wie 
der Verfasser sie-wünscht *— allgemeine Religions- und Seetenfreiheit 
■ Was dem Verfasser bei der Vereinbarung besonders auffallend' erseheint, 
das ist die Stellung des Landesbischofs. Die katholische Landeskirche 
scheine für die contrahirenden Theile nur in der Person des Bisehofs zu 
esistiren; nur von ihm und seinen Befugnissen sei die Rede y solche Be¬ 
stimmungen dagegen, wodurch die- Rechte der Einzelnen , des niederen 
Klerus und'der Gemeinden gegen etwaige bischöfliche Heber griffe geschätzt 
würden, hielt man, wie es scheint, nicht für nöthig, oder man betrachtete 


*) Das Wörtemberglsche Concordat S. 14, 16. 
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dies als eine innere Angelegenheit der Kirche, welche den Staat nichts 
angehe. 

Wir nehmen es dem Verfasser als einem Protestanten an sich nicht 
Übel, wenn er über das Verhältnis des Bischofs sum Klerus und Volke 
auf seinem Standpunkte nicht gehörig orientirt ist. Allein, da er sich 
als Richter über das Concordat auf wirft , so sollte man von ihm doch 
erwarten können, dass er sich über die katholischen Anschauungen und 
Begriffe , über das Wesen und d\e Rechte der katholischen Kirche vorher 
gehörig infomirt hätte. 

Wir möchten ihm su seiner Orientirung besonders rathen, in Betreff 
seiner Bedenklichkeiten su lesen, was Möhler in seiner Schrift: „ Die Einheit 
der Kirche“ H. Abthl. cap. 1 über die äussere Gestaltung der Kirche, die 
Diöcese und den Bischof als Mittelpunkt derselben, über Kleriker und Laien 
sagt, oder dass er doch wenigstens das eine oder andere Werk über das 
katholische Kirchenrecht, etwa Walter , Phillips, Rosshirt, Permaneder , 
Schulte etc., lese. 

Bisher scheint er sich nur mit dem modernen Staatsrecht beschäftigt ?u 
haben, und will dieses als Masostab an das Concordat anlegen. 

Mit der in W&rtemberg längst bekannten Toctik: „ Divide et impera!** 
mit seiner Schutsschrift für den niederen Klerus und die Gemeinden gegen 
Uebergriffe, wird er nicht viel Glück machen. 1 ) Wie es mit seinen kirchen¬ 
rechtliehen Kenntnissen aussieht, mag aus Folgendem erhellen. Er sagt 
(und dies scheint ihm das normale Verhältnis nach der modernen Staats¬ 
theorie su sein) nach dem bisherigen Stande der Sache war die amtliche 
Wirksamkeit des Bischofs nickt nor an sich selbst eine beschränkte, sondern 
sie war auch dem Staate gegenüber an Bedingungen geknüpft, durch welche 
der Regierung ein bedeutender Einfluss gewahrt wurde. Der Bischof batte 
(unter Controüe des Staates') die Priesterweihe su ertheilen, die Firmelung 
und die übrigen kirchlichen Functionen seines Amtes vorsunehmen; er konnte 
geistliche Verordnungen erlassen, Diöcesansynoden berufen und leiten (mR 
welcher Beschränkung ist von uns schon angegeben); er hatte die Oberauf- 
sicht über die Kirchengüter (?!) und die Schulen, die Aufsicht über das 
bischöfliche Priesterseminar, dessen Vorstand er ernannte, er visitirte seine 
Diöcese, investirte die Pfarrer und versetste die Vicarien; er konnte Pfarreien 
auf gesetslichem Wege errichten, trennen oder vereinigen; er hatte für die 
ihm vorbe)ialtenen Fälle Dispensrecht, ihm stand endlich die geistliche Ge¬ 
richtsbarkeit in der Art su, dass er über rein religiöse Gegenstände ent¬ 
scheiden und Kirchenstrafen verhängen konnte. 

Dagegen hatte er keine emsige Pfründe su vergeben, diese wtirden 
vielmehr alle, mit Ausnahme der Privatpatronate, durch die Regierung 
besetst (warum er hierauf ein so grosses Gewicht legt, werden wir bald 


*) Beide werden sagen: Herr, bewahre uns vor unseren (angeblichen) Freunden, 
gegen unsere Feinde wollen wir uns selbst schütten l 
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sehen); er konnte keinen Geistlichen entlassen, suspendiren oder versetzen, 
sondern dafür waren theils die weltlichen Gerichte, theils der Geheimerath 
die zuständige Behörde; er hatte auf die Ernennung der theologischen Pro¬ 
fessoren und der Gymnasiallehrer keinen Einfluss; ebensowenig hatte er das 
Recht, sie in ihrer Lehrtätigkeit »u beaufsichtigen, su suspendiren oder 
su entlassen; die Ersiehungsanstalten für katholische Theologen, welche 
der Staat gegründet hatte, waren seiner Einwirkung fast gänslich entsogen, 
und weder die Aufnahme, noch die Entfernung der Zöglinge, noch die Er¬ 
nennung und Entlassung der Vorsteher und Lehrer stand ihm su; selbst in 
das bischöfliche Seminar konnte er nur solche Kandidaten aufhehmen, welche 
ihr theologisches Studium den Staatsgesetsen gemäss absolvirt, eine Prüfung 
vör einer gemischten Commission erstanden und den landesherrlichen Tisch- 
tltcl erhalten hatten. Auch in seinem Wirkungskreise war der Bischof keines¬ 
wegs unabhängig. Schon den Besits seiner Würde hatte er grösstentheils 
der Regierung su verdanken; denn wenn er auch vom Domeapitel gewählt 
wurde, so stand doch dem Könige das Reoht su, aus der Liste der Kandi¬ 
daten alle ihm missfälligen Personen su streichen, und da ihm das gleiche 
Recht nebst dem Bestätigungsrecbte auch bei der Wahl der Domoapitulare 
sukam, war natürlich der mittelbare Einfluss der Regierung auf die Bischofs¬ 
wahl kein geringer. 

Nach der Wahl hatte der Gewählte sofort dem Könige und den Landes- 
gesetsen Gehorsam su geloben. 

Endlich konnte nach einer ausdrücklichen Vorschrift der Verfassungs- 
Urkunde weder ein päpstlicher, noch ein bischöflicher Erlass, noch überhaupt 
eine Verfügung der Kirchengewalt ohne landesherrliche Genehmigung ver¬ 
öffentlicht werden und in Kraft treten; Überdies sollte aller Verkehr der 
Diöcesangeistlichen mit der römischen Curie durch den Bischof, aller Verkehr 
des Bischofs mit andern als den ihm untergeordneten Behörden durch den 
vom Landeshei m bestellten und dem Cultusvdnisterium untergebenen königl. 
katholischen Kirchenrath vermittelt sein . Es waren mithin der Regierung 
genügende Mittel gegeben, um die bischöfliche Amtsthätigkeit auf jedem 
Schritte zu controlliren. 

Jetst sollen diese Verhältnisse wesentlich anders werden. 

In demselben Masse, wie die Abhängigkeit des Ordinariats vom Staate 
vermindert werden soll, sollen seine kirchlichen Befugnisse und seine 
Macht über den ihm untergebenen Klerus erweitert werden. 1 ) 

Die neue Vereinbarung ertheilt dem Bischöfe das Recht, alle Pfründen 
su verleihen, welche nicht einem rechtmässig erworbenen Patronatsrecht 
Unterliegen, d. h. sie überlässt von 521 Pfründen, welche bisher die Krone vert* 
liehen hat, 184, mehr als ein Drittheil, seiner Collatur. Zu seinem grössten 
Schrecken wird der Verfasser aus unserer Darstellung ersehen haben, dass 
es sogar 14 mehr sind. Einen grossen Stein des Anstosses für den Verfasser 


*) Dm Würtembergiache Conoordat S. 18—20. 
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bilden die im Art. IV weiter aafgefiihrten Befugnisse des Bischofs, namentlich 
das Recht der Prüfung der Geistlichen und die Einführung religiöser Orden 
und Congregationen, und das kirchliche Strafrecht. 

Wie ausschliesslich sind hier diese Rechte in der Hand des Bischofs 
zusammengefasst, welchen Zuwachs von Macht muss die Vollziehung des 
Vertrags bringen! Werden, fragt der ängstliche Verfasser ganz bedenklich, 
werden die staatsbürgerlichen Rechte and die Freiheit der Einzelnen durch 
die Gewalt, welche einem Einzelnen im Staate übertragen wird, nicht beein¬ 
trächtigt ? Geben die Zugeständnisse, welche Einer Kirche gemacht werden, 
andern Confessionen keinen Grund zu Beschwerde oder Besorgniss ? 

Wohl heisst es im 8. 78 der würtembergischen Verfassungs-Urkunde: 

„Die Leitung der innern Angelegenheiten der katholischen Kirche steht 
den Landesbischofe nebst dem Domcapitel zu,“ wohl heisst es §. 7i: „Die 
Anordnungen in Betreff der innern Angelegenheiten bleiben der verfassungs¬ 
mässigen Autonomie einer jeden Kirche überlassen.“ 

Aber, fragt der moderne Staatsrechtslehrer, was sind innere Angele* 
genheiten? was ist Autonomie der Kirche? Hierauf gibt er folgende firsp* 
pante Antwort: „Zu den innern Angelegenheiten, welche dem Bischöfe Über* 
lassen sind, rechnet das Concordat fürs erste die Vergebung aller Pfründen, 
wiefern nicht der besondere Rechtstitel eine Ausnahme begründet. Allein 
eine rein innere Angelegenheit wäre dieses nur dann, wenn die Pfarrer 
blosse Kirchenbeamte wären. So lange sie dagegen mit so Vielen und wich* 
tigen bürgerlichen Geschäften betraut sind, wie dies in Würtemberg zur 
Zeit noch der Fall ist (die Pfarrer würden Sich gar nicht beklagen, wenn 
ihnen so manche lästige Staatsschreibereien abgenommen würden), so länge 
»io auf den Schulunterricht, die Armenpflege, die Sittenpolizei, die Ehe¬ 
sachen und manche andere zum Bereicht des Stäates (sic!) gehörige Ange¬ 
legenheiten einen so bedeutenden Einfluss ausüben (dieser ist bei weitem 
nicht so gross) versteht es sich keineswegs von selbst, dass der Staat bei ihrer 
Ernennung nicht mitzusprechen hat. Sondern entweder müssten alle jene 
Geschäfte (Unterricht, Armenwesen, Kirchenzucht, Ehesachen) den Geist* 
liehen abgenommen und besondere Beamte dafür aufgestellt werden, oder 
wenn man dies nicht will und kann , so muss dem Staate bei der Besetzung 
der Kivohenstellen eine entsprechende Mitwirkung gesichert sein. Hiebei 
kann die Einsprache, welche gegen solche Bewerber Vorbehalten ist, die der 
Regierung „aus erheblichen und aaf Thatsachen gestützten Gründen in rein 
bürgerlicher und politischer Beziehung missfällig sind ,“ nicht genügen: 

Wer soll entscheiden, wenn ein Bischof jene Gründe nicht erheblich 
and nicht auf Thatsachen gestützt findet? (Er ist also doch so gerecht Und 
billig, dem Bischof das Urtheil einzuräumen?) 

Könnte das Veto der Regierung verhindern, dass ein Bischof nur solche 
anstellte, oder wenigstens nur solche bei Beförderungen begünstigte, von! 
denen er erwarten kann, dass sie bei etwaigen Collisionen mit der Staats* 
gewalt unbedingt zu ihm halten? 
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Dieser Gefahr trete nun freilich das Patronatrecht der Regierung in den 
Weg, welches sich fast auf zwei Drittheile der Kirchenstellen erstrecke. Aber 
doch sei damit das Bedenkliche des grundsätzlichen Zugeständnisses an dep 
Bischof nicht aufgehoben. Weit gefährlicher noch sei aber das Recht der 
Prüfung für die Aufnahme in das Priesterseminar, wenn keine landesherr¬ 
lichen Commissäre mehr beigezogen werden. 

Die Beaufsichtigung der Prüfungen von Seiten des Staates habe nicht 
blos den Zweck, über den Studiengang und die Leistungen der Geprüften 
ettwas zu erfahren, sondern vor Allem das zu verhindern, dass den Prüfungen 
eine Richtung gegeben werde, welche mit. den Interessen des Staates unver¬ 
träglich ist, dass z. B. von den Geprüften das Bekenntniss von Ueberzeu- 
gungen verlangt werde, welche mit den Landesgesetzen und mit den Pflichten 
im Widerspruch stehen würden, die ihnen als Staatsbürgern und als Ver¬ 
waltern staatlicher Functionen obliegen. 1 ) 

Man sieht hieraus, wie tief das Misstrauen gegen die katholische Kirche 
bei den sogenannten Liberalen gewurzelt hat. 

Noch grössere Besorgniss erregt bei ihnen lit. g., betreffend die Ein¬ 
führung solcher religiöser Orden und Congregationen beiderlei Geschlechtes, 
welche vom heil. Stuhl genehmigt sind. Der Verfasser der erwähnten Schrift 
sagt: „Die Einführung geistlicher Genossenschaften wäre nur dann eine 
rein kirchliche Angelegenheit, wenn diese Genossenschaften nichts weiter 
wären, als freie Vereine, die keinen Anspruch an den Staat machen und 
auf bürgerliche Angelegenheiten und Rechtsverhältnisse keinen Einfluss aus- 
ttben. Dies sei aber durchaus nicht der Fall. Sie verlangen Corporations- 
rechte (wie andere Vereine), binden ihre Mitglieder durch unauflösliche Ger 
lübde, kraft deren sie wesentlichen bürgerlichen Rechten entsagen: dem Rechtcy 
ein Privateigenthum zu besitzen, dem Rechte, einen Hausstand zu besitzen 
(muss denn alles heirathen?), der freien Verfügung über ihre Person, bilden 
eine Macht im Staate, welche der freien Entwicklung des Staatslebens, ja 
dem Bestand der Staaten grosse Gefahr bringen.“ Wie schrecklich! Caveant 
ergo consules, ne quid respublica detrimenti capiat! 

Der liberale Hochwühler gibt daher der Staatsregierung folgenden Rath: 
Der Staat soll geistliche Orden nur unter der Bedingung zulassen, dass 

1. kein Orden eingeführt werde, ehe die Staatsregierung seine Zulässigkeit 

geprüft hat; . • - • i 

2. dass die Körperschaftsrechte, die einem solchen Vereine ertheilt sind, 
jederzeit wieder durch richterlichen Spruch, oder auf einem anderen ge4 

. setzItehen Wege und aus den durch’s Gesetz zu bestimmenden föünden 
' aufgehoben werden können; dass . 

3. der Staat weder Selbstbeihilfe leiste, noch eine Gewaltanwendung dulde » 
um die einzelnen gegen ihren Willen zur Einhaltung der Ordensgelübde 
und zum Gehorsam gegen ihre Oberen zu nöthigen; dass überhaupt jedem 


*) Daa wür lern berghohe Conoordat S, 29. 
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Mitglied des Ordens, seine jtersünliche Freiheit ungeschmälert gewahrt 
werde 1 ), dass endlich 

4. die Berechtigung der Orden zur Eigenthumserwerbung, zur Annahme von 
Schenkungen etc. durch’s Gesetz beschränkt werde. **) Wir sind sehr 
begierig, in wie weit die Staatsbehörde diese staatsrechtlichen Räthe be¬ 
folgen wird. 

Den Begriff von kirchlicher Autonomie bestimmt er dahin: Autonom 
ist eine Kirche, wie jede Gemeinschaft, nur in dem Maas, in welchem dafür 
gesorgt ist, dass die Leitung ihrer Angelegenheiten durch den Willen und 
die Bedürfnisse der Gesammtheil bestimmt sei. 

Als der §. 71 — 78 der würtembergischen Verfassungsurkunde gegeben 
worden sei, habe man den Begriff der kirchlichen Autonomie und den der 
innern Angelegenheiten nicht in dem Sinne verstanden, in welchem er jetzt 
auf die Rechtsverhältnisse der katholischen Kirche angewehdet werde, sonst 
hätte es kein Aufsichtsrecht gegeben. 

Auf Grund des §. 85 der Verfassungs-Urkunde: 

„Ohne Einwilligung der Stände kann durch Verträge mit Auswärtigen 
keine Lust (das Concordat ist also eine Last) auf das Königreich und 
dessen Angehörige Übernommen und kein Landesgesetz abgeändert oder auf¬ 
gehoben, keine Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag 
thun würde, eingegangen werden,“ spricht er die Ansicht aus, das Concordat 
müsse den Ständen nach allen seinen Theilen zur Genehmigung vorgelegt 
werden, und gibt ihnen deshalb den Rath, diesem Vertrag mit Rom ihre 
Zustimmung so lange zu versagen, bis die Rechte aller Religionsgesellschaften 
auf dem Grundsatz der Gleichheit gesetzlich festgestellt sind, und bis auch 
jener Vertrag mit diesem Grundsatz und mit den unveräusserlichen Rechten 
des Staats und der Staatsbürger in Einklang gebracht sei: a. a. 0. S. 72. 
73. Hier zeigt sich des Pudels echter Kern. 

Die liberale Beobachters-Partei, handelnd nach dem Grundsätze, den sie 
ko gerne den Jesuiten und Ultramontanen zuschieben möchte: ,J)er Zweck 
heiligt die Mittel, (< hat sich nicht entblödet, in folgender Weise ihre Herzens¬ 
meinung zu offenbaren: „Für einen Staat, wie von den Machtverhältnisseji 
Würtembergs ist ein Concordat mit der Curie, selbst wenn es der Emanci- 
pation des Staates von der Kirche die vollste Rechnung trage, ein gewagtes 
Unternehmen, denn es gibt nicht nur der römischen Kirche, sondern jeder 
auswärtigen katholischen Macht rechtlichen Anhalt, sich, wenn es ihr be¬ 
liebt, in unsere innern Angelegenheiten zu mischen.“ 

Wo ist nun in solcher Gefahr Hüffe zu suchen? Etwa beim deutschen 
Bunde? Nein. Oder bei den beiden Grossmächten Oesterreich und Preusken? 
Nein! 

') Wenn der Verfasser auch nur einige Kenntnisse von den durch den hell. Stuhl ap- 
probirten Ordensregeln hätte, so könnte er ganz beruhigt sein und würde nicht so 
verkehrt sprechen. 

*) Das würtembergischo Concordat 8, 34. 85. 
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Wenn die deutschen Mittelstesten sich Bandesgenossen verschaffen vollen, 
«o sind es die Kammern and die Presse. 

„Diese Hauptelemente (Kammern) eines gemeinsamen Wirkens sind 
«war in Zerfall gerathen, aber weniger in Folge der Allmacht der Regie¬ 
rangen , als in Folge der Zersplitterung des Bürgerthums. Vereinigung der 
Fractionen und EhunUthigkeit der Öffentlichen Meinung würden die gleiche 
unwiderstehliche Macht wieder ausüben, wie 1848, nämlich sumeist innerhalb 
des Kreises der Mittel - und Kleinstaaten, um die Regierungen derselben 
nur Mitwirkung su vermögen und sodann auch auf Oesterreich undPreussen, 
in so weit als nOthig wäre, um ihren Widerstand su brechen', gerade wie 
in jenen Märstagen der Osferreichisch-preassische Bundestag beflissen . war, 
dem Willen Deutschlands, d.b. der Mittel-und Kleinstaaten, Folge su leisten.“ *) 

Artikel V. „Ueber alle kirchlichen Rechts fälle, welche den Glauben, 
die Saoramente, die geistlichen Verrichtungen und die mit dem geistlichen 
Amte verbundenen Pflichten und Rechte betreffen, hat der Gerichtshof des 
Bischofes zu erkennen nach Vorschrift der Kirchengesetze und nach den 
Bestimmungen des Concils von Trient. Somit wird derselbe auch über Ehe¬ 
sachen entscheiden, jedoch bleibt das Urtheil über die bürgerlichen Wir¬ 
kungen der Ehe dem weltlichen Gerichte überlassen. Desgleichen wird der 
Bischof unbehindert den Wandel der Geistlichen überwachen, und wo diese 
darch ihr Betragen oder in irgend einer andern Weise su Ahndungen Anlass 
geben, in seinem Gerichte die den kirchlichen Gesetsen entsprechenden 
Strafen über die Schuldigen verhängen, wobei jedoch der eanonische Recurs 
gewahrt bleibt. 

Gegen Laien, welche sieh Uebertretungen kirchlicher Satsungen su 
Schulden kommen lassen, steht es dem Bischöfe su, die kirchlichen Censuren 
in Anwendung su bringen. 

Wenn gleich über das Patronatrecht das kirchliche Gericht su entscheiden 
hat, so gibt doch der heil. Stuhl seine Einwilligung, dass, wenn es sich um 
ein Laienpatronat handelt, die weltlichen Gerichte sprechen können über die 
damit in Verbindung stehenden civilrechtlichen Ansprüche und Lasten, sowie 
über die Nochfolge in demselben, der Streit mag swischen den wahren und 
angeblichen Patronen oder swischen den Geistlichen, welche von diesen 
Patronen für die Pfründe beseichnet wurden, geführt werden. Mit Rücksicht 
auf dier Zeitverhältnisse gibt der heil. Stuhl seine Zustimmung, dass die rein 
weltlichen Rechtssachen der Geistlichen, wie Verträge, Schulden, Erbschaften, 
von dem weltlichen Gerichte untersucht und entschieden werden. Desgleichen 
hindert der heil, Stuhl nicht, dass Streitigkeiten über dvilrechtliche Ansprüche 
and Lasten der Kirchen und Beneficien, über Zehnten und über Kirchenbaulast 
von dein weltlichen Gerichte geschlichtet werden. Aus gleichem Grande ist 
der heil. Stuhl nicht entgegen, dass die Kleriker wegen Verbrechen und 


•) Vgl. „deutsches Volksblatt“ 1858, Nr. 27 vom 10. Jänner den leitenden Artikel: 

„Concordat gegen Concordat. u 
MHoy’s Archiv für katk. Kirchenrecht. II. Band. 
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Vergehen, wider welche die Strafgesetze des Königreichs gerichtet sind, vor 
das weltliche Gericht gestellt werden, jedoch liegt es diesem ob, hievon den 
Bischof ohne Verzog in Kenntniss zu setzen. ■ • \ 

Wenn das gegen einen Geistlichen gefällte Urthcil auf Tod oder auf Gefangen*» 
sChaft von mehr als fünf Jahren lautet, so wird man jedesmal dem Bischöfe die 
Gerichtsverhandlungen mittheilen und ihm möglich machen, den Schuldigen in so 
weit zu hören, als es noth wendig ist, um Ober die zu verhängende Kirchenstrafe 
entscheiden zu können. Dasselbe wird auf Verlangen des Bischofs auch dann 
geschehen, wenn auf eine geringere Strafe erkannt Ist.“ *) 

*) Fast wörtlich übereinstimmend sind die Bestimmungen im Art. X. XI. XII; XIII. 
XIV. des österreichischen Concordats. 

Bei Art. X hat das österreichische Concordat den Zusatz: Sponsalia, quod at- 
tinet, auctoritas ecclesiastiea judicabit de eornm existentla et qnoad matrimonium 
Impediendum effectibus, servatis, qnae idem Concilidm Trldentinom et Apostolicse 
Litterae, qnarum initium „Anctorem fidei“ constituunt. Diese Bestimmung ist in 
Betreff derjenigen Theile der Diöcese Rottenburg von Wichtigkeit, welche zu Vorder¬ 
österreich gehörten. Hier galt gleichfalis in Betreff der Ehesachen das österreichisch- 
Josephinische Kirchenrecht, während in den Reichsorten das canonische Recht galt. 
Die österreichisch - Josephinische Gesetzgebung mnss nun in Folge der Convention 
in der ganzen Diöcese Rottenburg dem canouischen Rechte und namentlich den Be« 
Stimmungen des Concils von Trient weichen. Die k. Verordnung vom 7. Mai 1814 
worn&ck es mit den Sponsalien in jedem Orte so zu halten, wie es bisher, üblich 
war, und das bischöfliche Rescript, die Sponsalien und ihre Aufhebung betreffend 
vom 29. Juni 1828. $.3 sind daher aufzuheben und ein allgemeines gleichförmiges 
Ehegesetz einzuführen. 

Art. XI des österr. Concordats hat in Beziehung auf das moribus Invigilare atqae 
in eos, quos aut vltae ratione, aut quomodocunque reprehensione tflgnos invenerit, 
den Zusatz: Sacrorum Antistitibus liberum erit, in clerioos honestum habitum cleri« 
calem eorum ordini et dignitati congruentem non deferentes etc. poenas infligero 
eosqne in monasteriis, Seminarifs, aut domibus ad id destin&ndls custodlre. 

Diese Bestimmungen verdienen für die Diöcese Rottenburg gleichfalis alle 
Berücksichtigung. Ueber die Nothwendigkeit der Erricfitong einer Demeritenanstalt 
haben wir uns schon ausgesprochen. 

Art. XIV des österreichischen Concordats hat nach Episoopum ea de re absquo 
mora cerüorem facere, den Zusatz: Fr&eterea in reo deprehendendo et detinendo 
li adhibebuntur modi, quos reverentia Status clerlcalis exigit. Sodann nach: ut de 
poena ecclesiastiea eidem Infligenda cognoscere possit. Hoc idem, si mlnor poena 
decreta fuerit, antistite petente praestabitur, den Wichtigen Zusatz : £3er/c/ carceris 
poenam 9 semper in loch a saecularibtts separafjs luent. Quodsi autem ex delicto 
vel transgressione condemnatl fuerint, ln monasteriis vel alia ecclesiastiea domo 
recludentur. 

In hujns articuli dispositione miaime comprehenduntur c&us&e majores* de quibus 
Sacrum Concilium Tridentinnm Sess. XXIV c. 5 de- ref. decrevit. 11s pertractandis 
Sanctissimus Pater et Majestas Sua Caesarea, st opua fuerit, providebunt. Wenn 
auch nicht dem Worte, so doch dem Sinn und Geiste nach liegt dies auch in der 
wtirtembergischen Convention. Die Erklärung der k. Regierung zu derselben sagt 
sogar ausdrücklich: „Wenn Verbrechen oder Vergehen von Geistlichen deren Ver¬ 
haftung oder Gefangenhaltung nothwendig machen, so wird man dabei stets, soweit 
dies möglich, die Rücksichten «intretep lassen, weiche die dem geistlichen Stande 
gebührende Achtung erheischt.“ 
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Bisher stund die Aufsicht über die kirchliche Amtsführung der Geist¬ 
lichen dem Decane, mit Ausschluss des Oberamtmanns, nur in Hinsicht 
auf di* religiöse Glaubens - und Sittenlehre und auf die Form des Got¬ 
tesdienstes su. 

Und selbst in dieser Besiehung waren die Oberamtsmänner befugt und 
verpflichtet, die Decane auf die *u ihrer Kenntnis? gelangenden Verfehlun¬ 
gen dei* Kirchendiener aufmerksam su machen, and wenn hierauf keine ge¬ 
nügende Verfügung erfolgte, die Sache an die höhere Staatskirchenbehörde, 
den k. katholischen Kirchenrath su bringen. In Ansehung ihrer bürgerli¬ 
chen Handlungen und Verhältnisse, namentlich im Falle der Uebertrctung 
von Regiminal- Polisei- und Finansgesetsen waren die Kirchendiener dem 
weltlichen Oberamte, mit Ausschluss des Decans schon bisher unterworfen, 
■ach §> 73. der Verfassungsurkunde. 

Die Untersuchung von Dienstvergehen und berufswidriger Aufführung 
der Geistlichen und die Berichterstattung darüber an die höhere Behörde 
stund dem gemeinschaftlichen Oberamte (Oberamtsmann und Decan) su. 1 ) 

Sowohl das h. Verwaltungsedict, als die k. Verordnung vom 23. Aug. 
1625 betreffend den Wirkungskreis und Geschäftsgang der gemeinschaft¬ 
lichen Oberämter sind mit der Convention unvereinbar und müssen noth - 
wendig abgeändert werden. 

Ebenso muss auch dio Ehegesetzgebung in Würtemberg in Folge der 
Convention gans abgeändert werden. Wie schon bemerkt, galt in den vor¬ 
mals österreichischen Orten des Königreichs die östcrreichisch-Josepliinische 
Gtsetsgebung und in den Rcichsorten das canonische Recht 2 ), allein dieses 
Swar nach allen Seiten hin beengt und beschränkt. ’ 

Nach einem Spccial-Rescript des k. katholischen geistlichen Raths 
(spätem Kirchenraths) vom 7. Mai 1814 musste sur Einholung der geistlichen 
Dispens s. B. wegen Blutsverwandtschaft, Sohwägerschaft etc. die Erlaubnis 
dar Staatsbehörde, des k. katholischen Kirchenraths cingcholt werden. Später 
wurde die Sache nur dahin abgeändert, dass das Protokoll, welches der 
Pfairer mir Einleitung des Dispensgesuches abfosstc, an das Decanat, von 
diesem sammt seinem Beiberichte an das k. Oberamt, von diesem an den 
Ir. katholischen Kirchenrath and von diesem endlich an das bischöfliche Or¬ 
dinariat gebracht werden. Die ertheilte Dispens ging «war von dem bischüf- 
] ich eh Ordinariate an das Decanat, allein der Decan sollte doch wieder, 
wegen des staatlichen Sportelansatses (der Kirche war verboten Taxen oder 
Sporteln ansusetsen) an das k. Oberamt Bericht erstatten. 

In den vormals österreichischen Orten war es nicht nothwendig im 
Hl. und IV: Grad der Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft Dispens ein- 


*) K. Verwaltnngsedict 1. Mürz 1822 $. 102. k. Verordnung vom 23. Ang. 1825 
bei Lang Kirchengesetze S. 820 fg. 

*) Es gab übrigens nach Reichsorte, wo die österreichische Gesetzgebung galt. Die 
Pfarrer mussten sich daher jedesmal genau erkundigen) quid legis 7 
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suholen. Zur Beruhigdng des Gewissens konnte »war die bischofliehe Dispens 
eingeholt werden, allein dies» unterblieb vielfältig, weil viele Pfarrer der 
Ansicht waren., es sei nicht nothwendig, die kirchliche Dispens einzuholen, 
da auch keine staatliche nothwendig. In diesem Irrthum wurden sie durch 
das Decret des k. katholischen geistlichen Rathes vom 9. Dez. 1809 be¬ 
stärkt, wo es heisst: „dagegen darf in andern s. B. vorherigen österreichi¬ 
schen Orten, wo diese Grade bereits aufgehoben sind, ein dergleichen Be¬ 
freiungsgesuch bei der geistlichen Stelle rächt mehr angebracht werden und 
es hat desshalb auch kein Decanat eine solche zu ertheilen.') 

Ebenso sagt ein Circular-Erlass des kathol. Kirchenrsthes vom 15. 
Septbr, 1818: Was die Dispensation von der Proclamation betrifft, so ist 
,kein Katholik verbunden, eine Dispens bei der geistlichen Behörde nachzu- 
suchen. Wenn aber eine Parthei aus eigenem Antriebe, etwa zur vollkom¬ 
menen innen) Beruhigung wünschen sollte, wegen dieser Dispens sich auch 
noch an die geistliche Stelle»' zu wenden, so bleibt es nachher (wenn sie dle 
staatliche Dispens bereits erhalten) derselben unverwehrt. Ein Specialrescript 
des k. kathol. geistlichen Raths vom 5. März 1814 verbietet den Decanen im 
.voraus, von den Proclamationen und der Verehelichung in der geschlossenen Zeit 
.zudispensiren. Es ist sehr zu wünschen, dass der heil. Vater auch den 
Bischof von Rottenburg mit einem Breve ähnlichen Inhaltes wie das an die 
Erzbischöfe und Bischöfe Oesterreichs vom 17. März 1856, wodurch die 
früher ungültig eingegangenen Ehen in radice saniert werden können, begleiten 
möge. vgl. Archiv, n, Band. S. 259, 

: Die dispensirende Behörde von den Proclamationen ist das K. Ober amt. 

Die Sporteln vom dreimaligen Aufgebot betragen 20 fl., vom zweiten and 
dritten 12 fl. vom dritten allein 5 fl. 

Das bischöfliche Ordinariat hat zwar die Decane bevollmächtigt, vom 
zweiten und dritten Aufgebot zu dispensiren, allein die Pfarrer dürfen dessen¬ 
ungeachtet nicht dispensiren , wenn nicht die staatliche Dispens vorher ein¬ 
geholt und, die Sporteln bezahlt sind. 

Die Erlaubniss zur Trauung in der geschlossenen Zeit ist beim bischöf¬ 
lichen Ordinariate einzuholen, allein die staatliche Erlaubniss ist gleichfalls 
.einzuholen. Von der Trauerzeit, Minderjährigkeit, Altersungleichbeit, elter¬ 
lichem Consens dispensirt gleichfalls die Staatsbehörde. 

Bei gemischten Ehen musste der Pfarrer des Bräutigams die kirchliche 
Einsegnung vornehmen, wenn auch sämmtliche Kinder in der protestantischen 
Religion erzogen wurden.?) 

Diese Bestimmung ist jetzt aufgehoben. Das bischöfliche Ordinariat 
untersagte den Pfarrern die Einsegnung, wenn nicht sämmtliche Kinder in 
der kathol. Religion erzogen werden. Nach dem neuen revidirten Ehegesetz 
darf bei gemischten Ehen sowohl der Pfarrer des Bräutigams als der Brapt 


>) Lang «. a. 0. S. 298. vgl. 1052. 
*) RellglonaesUct Art. VIL 



die Trauung vornehmen. Verweigert der kathol. Pfarrer die Einsegnung, so 
bat er hievon den protestantischen Pfarrer in Kenntniss su setzten* Ver-' 
weigert auch dieser die Trauung, so ist die CXcilehe, das Eingehen der Ehe 
vor dem weltlichen Richter, in Gegenwart des Gerichtsactuars und sweier 
Gerichtsbeisitzer gestattet *) 


*) Das Gesetz vom 1. Mal 1855 Regierungsblatt 0. Mal 1855 Nr. 2, 11. enthält fol¬ 
gende Bestimmungen: 

Art. 1. Zar bürgerlichen Gültigkeit einer Ehe unter Christen wird in der Regel 
die Trauung duroh den Geistlichen einer vom Staate als Körperschaft anerkannten 
Religionsgesellsohaft erfordert. , 

Ist das Glaubensbekenntnis des Bräutigams und dasjenige der Braut ein eer- 
tchiedenes , so kann die Trauung durch den Geistlichen des einen oder andern 
Theiles vorgenommen werden. 

Die Vorschrift des Religionsedictes vom 15. Okt. 1806 $. VH. ist aufgehoben. 
Im Ccbrigen bleibt es bezüglich der Frage, welcher Geistliche der betreffende!* 
Kirche für Vornahme der Trauung zuständig sei, bei dem bestehenden Rechte. 

Art. 2. Ausnahmsweise kann die Ehe, sofern kein in der Staatsgesetzgebung 
anerkanntes Ehehinderniss vorliegt, (Art. 4.) durch eine Verhandlung vor der 
bürgerlichen Behörde (Art 7.) geschlossen werden: 

1. Wenn die Verlobten naohweisen, dass sie sämmtlicbe Geistlichen, welche nach 
Art. 1. zur Trauung zuständig sein würden, vergeblich um solche, beziehungsweise 
um die Einleitung hiezu durch das kirchliche Aufgebot, angegangen haben. Wenn 
nach bestehendem Rechte das Aufgebot in zwei Kirchen stattzufinden hat, und 
dasselbe zwar von dem einen der betreffenden Geistlichen gestattet, von dem andern 
aber verweigert wird, so genügt es an der Vollziehung des Aufgebotes durch den 
Ersteren. 

% Wenn die Verlobten oder Eines von ihnen einer nicht vom Staate afr Kör¬ 
perschaft anerkannten Religionsgesellschaft angehören. s 

Art. 3. Geistliche, welche die Vollziehung einer Trauung, beziehungsweise des' 
Aufgebotes verweigern, sind der ansuchenden Partei hierüber auf Verlangen ein 
schriftliches Zeugniss auszustellen gehalten, in welchem der Grund der Verweige¬ 
rung angegeben ist 

Art 4. Bezüglich der „Ehehindernisse“ bleibt es bei dem bestehenden Recht, 
jedoch mit der Ausnahme,, dass von dem Ehehindemlsse der Schwägerschaft im I« 
und II. Grade der Seitenlinie, sowie der Verwandtschaft im II. Grade der Seitenlinie 
landesherrliche Dispensation auch da eintreten kann, wo solche bisher ausge¬ 
schlossen war. 

Art 5. An die Stelle des kirchlichen Aufgebotes tritt eine von dem zur Mit¬ 
wirkung bei Eingehung der Ehe berufenen Bezirksrichter (Art. 7.) zu erlassende 
Bekanntmachung der beabsichtigten Ehe mittelst Anschlags an dem Rathhause des 
Wohnorts dier Verlobten, oder in dessen Ermanglung an demjenigen ihres Geburts¬ 
ortes, sowie an dem Rathhause ihres neuen Niederlassungsortes. 

Diese Bekanntmachung muss an drei aufeinanderfolgenden Sonntagen angeheftet 
bleiben und verliert ihre rechtliche Wirkung, wenn nicht Innerhalb 6 Monaten, vom 
letzten Sonntage an gerechnet, die Ehe geschlossen wird. 

Art 6. Diese Einsprache gegen die Schliessung der Ehe ist bei dem Be¬ 
zirksrichter, welcher die Bekanntmachung unterzeichnet hat, anzuzeigen. 

Derselbe bat die Einspraohe, wenn sie auf erhebliche Behauptungen gestützt 
wird, beiden Betheiligten zu eröffnen, und nöthigen Falls dem Bezirksgerichte des 
betreffenden Verlobten zu übergeben. 



< Höchst auffallend ist cd, dass in Würtenierg in netterer Zeit schon 
mehrerer Fälle vorgekommeb sind , wo protestantische Pastoren auf Grund 
des Art, 2 des revidirten Ehegeselzes, Katholiken, welche eine geschiedene 
Protestantin' ehelichten, getraut haben. 

Diesem Unfuge, welcher gegen das Staats- and Kirchenrecht verstitest, 
sollte mit aller Entschiedenheit gesteuert werden, was aber bisher noch nicht 
geschehen ist. , 

Die Klagen auf Trennung von Tisch und Bett oder auf Trennung vom 
Bande sind nach dem Österreichisch - Joscphinischcn Rechte, wie weltliche 
Sachen zu behandeln. 

Dieselben sind in Wiirtcmberg zuerst durch das gemeinschaftliche Amt 
(Pfarrer und Schulthciss), dann durch das k. Oberamtsgericht und in letzter 
Instanz' durch den Civilsenat der k. Gerichtshöfe zu verhandeln^ 

In Sachen, die bloss das Gewissen betreffen, ist auch in vormals 
Österreichischen Orten das bischöfliche Ordinariat compctent. 

Da nunmehr das canonischc Recht und namentlich die Bestimmungen 
des Concils von Trient in Ehesachen zur Anwendung kommen sollen, so müssen 
mehrere staatliche Verordnungen und auch die Verordnung des Domcapitels 
vom 9. Dez. 1845 betreffend die Behandlung von Ehedissidien abgeändert 
^werden. 1 ) 

Dass Schuldklagen gegen Geistliche nach der neueren Gesetzgebung bei 
den Ortsvorstchcrn, Schullheissenämtcrn cinzureichcn und zu verhandeln sind, 
führt zu vielen Gehässigkeiten und trägt wenig zur Hebung des Ansehens 
der Geistlichkeit bei. 

Früher hatten dieselben wenigstens einigermassen einen befreiten Ge¬ 
richtsstand , die Gleichmacherei im Jahre 1848 hat auch diesen beseitigt. 

Die Instruction zu der Convention enthält zu Art. V. die Bestimmung: 
; ,Wenn es sich bei Strafen von Geistlichen um Privation oder Suspension 
vom Amte, um länger dauernde Dctcntion in einem Correctionshause oder 
um grossere Gcldbusscn handelt, so wird der Bischof von seiner Strafver¬ 
fügung der k. Regierung Mittheilung machen. Wird aber zum Vollzüge 
kirchlicher Strafen die staatliche Mitwirkung in Anspruch genommen, so hat 


Art. 7. Die Ebesehliessung geschieht nach der Wahl der Verlobten vor dem 
Bezirksriohter des Wohn- oder Geburtsortes des Bräutigams oder der Braut, oder 
auch vor dem Bezirksrichter des neuen Nlederlossungsortes der Verlobten, oder 
des Ortes, wo sie das Bürgerrecht , haben, in Gegenwart des Gerichtsbeisitzer öffent¬ 
lich in dem Rathhause. 

Eine Ehe, welche nicht Tor dem zuständigen Bezirksrichter und den weiteren 
im Absatz 1. genannten Personen geschlossen worden, ist ungültig.“ Die wetteren 
Bestimmungen, siehe Regierungsblatt a. a. 0. S. 100 Cg. 

Die Absohliessung einer Citilehe gehört in der DiOeese Rotten borg unter die 
dem Bischöfe vorbehaltenen Fälle. 

*) Vgl. Behandlung in Ehesachen im Bisthum Rottenburg von /. B. Hofen, Rotten¬ 
burg 1863, 
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4« Bischof der k. Regierung auf deren Verlangen die angemessenen Auf¬ 
klärungen su geben." 

Hietnit ist aber keineswegs gesagt, dass die betreffenden Acten oder 
die Entscheidungsgrande mitgctheilt werden müssen. 

Die Beleuchtung im Staatsanseigcr bemerkt, die bischöfliche Disciplinar- 
gcwalt gegen die Geistlichen war bisher vorzugsweise dadurch beschränkt, 
dass das in §§. 47 und 48 der Verfassungsurkunde für Entlassung und Ver¬ 
setzung vom Amte, sowie für die mit Gchaltsverlust verbundenen Suspensionen 
vorgeschriebene Verfahren auch auf die Geistlichen angewendet worden ist, 
eben damit diese Strafen durch das bischöfliche Gericht nicht verhängt werden 
konnten und in letzter Instanz von der Staatsbehörde darüber entschieden 
wurde, wodurch ein Geistlicher die zur Bekleidung seines Amtes erforderli¬ 
chen Eigenschaften verlieren könne. 

Da die Verfassungsurkunde in §. 47 die Geistlichen nicht nennt, son¬ 
dern zunächst nur von Staatsdienern und dann von Vorstehern und Beamten 
der Gemeinden und andern Körperschaften spricht, es aber nicht wahr¬ 
scheinlich ist, dass hier unter den andern Körperschaften nur so beiläufig 
und stillschweigend auch die Kirchen gemeint waren, deren Rechtsverhält¬ 
nisse doch in einem besondern Kapitel nach allen Richtungen geregelt sind, 
ohne dass dort einer so wesentlichen Beschränkung der kirchlichen Autono¬ 
mie Erwähnung geschähe; da vielmehr die Disciplin gegen die Diener einer 
Religionsgesellschaft und die Beurthcilung der Frage, ob dieselben die für 
ihren Dienst erforderlichen Eigenschaften besitzen oder nicht, unzweifelhaft 
unter die innern Geschäftsangelegenheiten gerechnet werden muss; da endlich 
die fragliche Ausdehnung jener Verfassungsparagraphen auf keinem Gesetze 
beruht, nur auf einer zwar von Anfang nn bestehenden, aber auch von An¬ 
fang an vielfach angeflochtenen Praxis und Anordnung (vgl. Molds wiirtcm- 
bergisches Staatsrecht. II. Bd. p. 448«} so konnte sich die Regierung der 
Anerkennung, dass cs sich hier um die Wiederherstellung eines kirchlichen 
Rechtes handle, nicht entziehen. 

Diese Anerkennung des Princips muss sich jedoch zunächst auf die 
Voraussetzung beschränken, dass die Geistlichen dabei nur als Träger kirch¬ 
licher Functionen in Betracht kommen. Einer unabhängigen Erwägung wird 
die Frage bedürfen, welche Bedeutung dem Umstande beizumessen sei, dass 
nach dem Stande unserer Gesetzgebung die Geistlichen in verschiedenen Be¬ 
ziehungen mit bürgerlichen Verrichtungen beauftragt sind und_ in dieser 
Hinsicht allerdings auch als Vorsteher und Beamte der Gemeinden im Singe 
des §. 47. betrachtet werden können. Ueberhaupt aber beruht die ganze 
Auffassung der Sache von Seite der königl« Regierung auf der Voraussetzung, 
dass alle kirchlichen Strafen nur auf kirchlichem Gebiete eine Wirkung äussern, 
und bürgerliche Folgen sich daran entweder gar nicht, oder nur soweit an- 
knüpfen können, als dies von Seiten des Staates ausdrücklich bestimmt oder 
anerkannt wird. Ein recursits ab abusu gegen kirchliche Strafverfügungen 



kann hiebei in den* Sinne sieht mehr Plots. greifen, des? ' di# Staatsbehörde 
eine Revisionsinstans in dem kirchlichen Strafverfahren bilden würde. 

Was ein abusus ist, wird natürlich nach der jetat.getroffenen Verein¬ 
barung gans anders beurtheilt werden müssen, als bisher; aber jedenfalls 
bleiben auch so noch Missbrauche und Ueberschreitungen der kirchlichen Gewalt 
denkbar, und die Pflicht des Staates, jedem seiner Angehörigen das Recht 
der Beschwerde und den Schutz unverzichtbarer Rechte zu gewähren, ist eine 
so unzweifelhafte, dass die k. Regierung, den angerufenen Rechtsschutz jedem, 
somit auch den Geistlichen offen halten muss, und in diesem Sinne, soviel 
wir wissen, bei den Verhandlungen mit der Curie eine ausdrückliche Ver¬ 
wahrung niedergelegt hat. Ueberdies, wird sie aber der Uebereinkunft ge¬ 
mäss ihr Oberaufsichtsrecht schon dadurch in geordneter Weise auszuüben 
im Stande sein, dass ihr von allen erheblichen Strafverfügungen desi bischöf¬ 
lichen Gerichtes Anzeige zu erstatten sein wird. 

Wenn in dem letzten Absätze des Artikels der heilige Stuhl die Cotn- 
jletenz der weltlichen Gerichte in bürgerlichen Verhältnissen der Kirche und 
der Geistlichen gestattet, so ist dies nicht so zu verstehen, als ob die Re¬ 
gierung Dinge, die auf dem Standpunkte des modernen Staates gar nicht 
mehr in Frage stehen, erst noch zum Gegenstände von Unterhandlungen 
gemacht hätte. Es lag vielmehr hiebei das Interesse auf Seite der Kirche, 
factische Verhältnisse, deren Anerkennung sie weder verweigern will noch 
kann, die aber mit dem canonischen Rechte in vielseitigem Widerspruche 
stehen, in den Augen ihrer Angehörigen dadurch auch zu kirchlich legalen 
zu machen, dass sie, als Ausnahmen, von der höchsten Instanz in kirchlichen 
Dingen ausdrücklich anerkannt werden. 

Von diesem Gesichtspunkte aus hatte die Regierung nicht nur nichts 
dagegen zu erinnern, sondern es konnte auch ihr selbst nur erwünscht sein, 
wenn denkbare Conflicte für das Gewissen zum voraus beseitigt werden. 

So loyal auch diese Bestimmung der Vereinbarung und die Erklärungen 
dazu im Staatsanzeiger sind, so finden sie doch grossen Anstoss und An¬ 
fechtung von Seiten der sogenannten liberalen Partei. Der Verfasser der er¬ 
wähnten Sehrift: „das würtemb. Concordat >( sagt S. 20t „Nach der bisherigen 
Einrichtung können die Geistlichen nur in denselben Formen abgesetzt, ent¬ 
lassen, auf eine geringere Stelle versetzt, oder mit Verlust ihres Amtsge¬ 
haltes suspendirt werden, welche die Verfassungsurkunde für die’ Staats¬ 
und Körperschaftsdiener vorschreibt: durch richterliches Erkenntnis, oder 
auf Antrag des Geheimenratbs, und beruht auch diese Ausdehnung jener Ver- 
fapaungsbestimmung auf dieselben nur auf königlichen Verordnungen und 
auf einer fast vierzigjährigen Uebung, so haben doch die katholischen Kir¬ 
chendiener so lange einen verfassungsmässigen Anspruch auf diese. Stellung, 
als dieselbe den protestantischen Geistlichen gewährt wird, denn $. 80 der 
Verfassung8urkunde bestimmt ausdrücklich: „die katholischen Kirchendiener 
gemessen eben dieselben persönlichen Vorrechte, welche den Dienern der 
protestantisch an Kirche eingeräumt sind.“ 
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Dass dieser' $. auf den vorliegenden Fall nicht passe, leuchtet von selbst 
ein. Aber auch die schon erwähnten §$. 47, 48. können auf katholische 
Geistliche nicht angewendet werden. Ausser dem, was bereits die Beleuch¬ 
tung im Staatsanzeiger bemerkt, wollen wir nur an das erinnern, was ein 
tcharf«inniger Jurist, der Verfasser der Censuren über die Abweisung des 
Bischofs von Rottenburg durch die würtembergische Abgeordnetenkammer 
gesagt hat. 1 ) 

Als die ständische Commission, welche die bischöfliche Motion und 
ihren Nachtrag zu begutachten hatte, zur Rechtfertigung der bisherigen Praxis 
beim gerichtlichen Verfahren gegen katholische Geistliche sich auf die er¬ 
wähnten^. der Verfassung berief, bemerkte dieser mit Recht: Die Com¬ 
mission' habe den $. 73 der Verfassungsurkunde, auf welchen sich die' 
bischöfliche Motion berufe, ganz umgangen. Dieser 1 §. bestimme aber aus¬ 
drücklich, dass die Kirchendiener in- Ansehung ihrer bürgerlichen Handlun¬ 
gen and Verhältnisse der weltlichen Obrigkeit unterworfen seien. Hieraus 
folge mit Nothwendigkeit,. dass die Kirchendiener in Ansehung ihrer kirch¬ 
lichen Handlungen und Verhältnisse der weltlichen Obrigkeit nicht unter- 
worfe* sind; denn sonst stünde jener §. ganz überflüssig da und müsste 
als ein unnützes gedankenlos hereingeschlepptes Meubelstück in die Rumpel¬ 
kammer verwiesen werden. Nach blosser Wortauslegung könnte man zwar 
unter den in $. 47 erwähnten Beamten der Körperschaften wohl auch die 
Kirchendiener begreifen; allein die dem Wortlaute nach allgemeine Bestim¬ 
mung dieses $. müsse einschränkend erklärt und dabin erläutert werden, dass 
Kirchendiener nicht darunter fallen. Dm diess darsuthun genüge es mit 
Uebergehung anderer Gründe auf drei Hauptregeln der Hermeneutik binzn- 
weisen, welche durch die Auslegung der Commission grob verletzt werden. 
Es ist nämlich, 1) ein Gesetz so auszulegen, das keine Bestimmung des¬ 
selben als überflüssig erscheint; 2) die Auslegung hat so zu geschehen, 
dass Widersprüche zwischen verschiedenen Bestimmungen des Gesetzes ver¬ 
mieden werden; 3) wenn ein Gesetz widersprechende Bestimmungen ent¬ 
hält, so geht die besondere der allgemeinen vor. Diese drei Regeln der 
juridischen Auslegung führen alle in gleicher Weise zur Verwerfung der 
von der Commission beliebten Erklärung. Zu 1) ist bereits nachgewiesen, 
dass der $. 73 des Verfassungsgesetzes durch diese Auslegung ganz überflüssig 
wird. Zn 2) muss an das mit der bischöflichen Würde wesentlich verbun¬ 
dene Recht über Dienstvergehen der Priester Gericht zu halten erinnert 
werden, welches Recht durch den $. 78 des Grundgesetzes in Ueberein- 
stimmtmg mit $$. 71 und 73 dem Londesbischofe zugesichert ist; mit diesen 
Paragraphen bringt aber die Auslegung der Commissionen den §, 47 in 
grellsten Widerspruch. Zu 3) endlich folgt aus der Regel: Species geuert 
derogat, dass die allgemeine nach grammatischer Auslegung auch die Kirchen- 

mU, - - 

4 ) CSkturtn aber die Abweisung des Bischofs Von Rottenburg durch die würteinber- 
glsche jVbgeordaetenkaaunerj'Sehtithausen bei Harter 1843. 8. 89 ^-43i . , 
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diener umfassende Bestimmung des §. 47 gegen die besonderen Bestimmun¬ 
gen der §§. 71, 73, 78 über die Rechte des Bischofs und die Autonomie 
dar Kirche zurückstchen muss. 

Hiernach dürfte cs klar sein, dass die Auslegung der Commission gleich* 
wie die ausgehobene Bemerkung in dem angeführten, übrigens nur an das 
evangelische Consistorium gerichteten, daher nur auf evangelische Geistliche 
su beziehenden Ministerialerlasses unrichtig ist. 

In Betreff der langjährigen Ucbung beruft siefa der Verfasser der Censuren 
auf den von dem würtcmbcrgischen Staatsrechtslehrer Mohl erhobenen starken 
Widerspruch. Staatsrecht Ii. Aufl. S. 443, 448. Note 17. 

Wenn das Lamento, welches der Verfasser der Sehrift; „das würtember- 
gische ConcordaV\ ß. 27 fg. erhebt, auch nidit aus unlautern Motiven hervor*" 
ginge, so würde doch seine Deduction an sich schon seiner modernen staats« 
rechtlichen Theorie wenig Ehre machen. 4 < • 

Jetzt, ruft er aus, soll dieses Recht, dass die Kirchendiener wie 
Staatsdiener behandelt werden, aufgehoben werden. 

Dem Concordate zufolge hat der Bischof das Recht, über Geistliche, dis 
sich verfehlen, in seinem Gerichte die kirchlichen Strafen zu verhängen, und 
diese Strafen können nicht allein bis zu grössern Geldbussen (diese werden wohl 
sehr selten Vorkommen) sondern auch zu Suspension und Absetzung und 
zu länger dauernder Detention in einem Correctionshans aufsteigen; wie 
gross die Gcldbusscn oder die Dauer jener Detention sein dürfen, darüber 
setzt das Concordat - nichts fest, so dass demnach von Seiten des Staaten 
keine Einsprache erhoben werden kann, wenn auch die Geldstrafen bis zur 
Vermögenscopfiscation, und die Detention bis zu mehrjähriger, ja lebensläng¬ 
licher Gefangenschaft fortgehen sollte, (wie gross tet doch in dem aufge¬ 
klärten Wiirtcmberg die Gespensterfurcht!) 

Ueber die Motive, welche den Verfasser bei dem unerbetenen Schutze, 
welchen er dem niedern Klerus aufdringen möchte, leiteten,, gibt er selbst 
folgenden Aufschluss: 

„Es liegt am Tage, wie vollständig der Klerus in diesem Verhältnis* 
seinen kirchlichen ,Obern in die Hand gegeben ist. Nicht minder klar ist 
aber, wie wenig eine solche Abhängigkeit desselben im Interesse des Staates 
liegt. Der hierarchische Charakter der katholischen Kirchenverfassung bringt 
es mit sich, dass immer ein stiller Antagonismus des niedern Klerus gegen 
die hohe Geistlichkeit bestanden hat ; und dieser Gegensatz ist so sehr in 
der Natur der Dinge begründet, dass er sich nicht verlieren wird, wie 
sehr auch die Rechtgläubigkeit und der kirchliche Eifer im Klerus, gepflegt 
werde; je schrankenloser vielmehr die Macht der hohen Geistlichkeit sich 
ausdehnt , um so schwerer wird ihr Druck auf der nieder« lasten, um so 
mehr ist. diese genöthigt, sich nach einer anderweitigen Stütze umzusehem 
Diese Stütze wird sie aber zunächst bei der Staatsgewalt zu suchen haben . 
Die niedere Geistlichkeit ist daher der natürliche Bundesgenosse der Be¬ 
gierungen im Streite gegen bischöfliche und päpstliche Übergriffe* 



Diesen Bandesgenossen nan, dessen Beistand, so unbezahlbar, dessen 
Einfluss ' auf das Volk so unendlich gioss ist — diesen Bundesgenossen 
dem Rivalen, der jeden Augenblick «um Gegner werden kann, mit gebun¬ 
denen Bünden zu überliefern, sieb selbst in die Unmöglichkeit versetzen, 
ihm beizuspringen, den natürlichen Verbündeten, wie wir diesa eben erst 
in Baden gesehen haben, gegen seinen Willen in einen Feind zu verwandeln, 
dies, wir gestehen cs, ist ein Verfahren, das allen unsern Begriffen von 
politischer Zweckmässigkeit widerstreitet.* 

Wahrlich, wir müssen gestehen, wir haben keinen hohen Begriff von 
dem politischen Scharfsinn des Verfassers. Difficilc est Satyram non scriberei 
Seine Strafrechtstheorie gibt er in Folgendem kund: 

„Was für’8 Erste die bischöfliche Strafgewalt gegen die. Geistlichen be¬ 
trifft, so ist eine solche in dem Umfange, wie sie das Goncordat in Aussicht 
nimmt, mit dem Begriffe eines wohlgeordneten Staates unvereinbar. 

Denn die Strafgewalt, so weit sic nicht kraft der elterlichen Rechte 
gegen Minderjährige «um Zwecke der Erziehung in Anwendung gebracht 
wird, kommt ausschliesslich dem Staate zu, und kann nur im Aufträge des 
Staates, eben deshalb auch nur nach seinen Gesetzen und unter seiner Auf¬ 
sicht ausgetibt werden. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz bilden nur 
die Conventionstrafen; aber diese können nur in Geld oder iSeldcswerth 
bestehen, denn nur Solches kann durch einen Vertrag veräussert werden. 
Die persönliche Freiheit dagegen ist ein unveräusserliches Rceht, über das 
Niemand einem Dritten durch Vertrag Gewalt cinräumen kann. Der Staat 
darf daher eine Strafgcwalt, welche bis zur Dctcntion von unbestimmter 
Dauer fortgeht, weder selbst an Andere, als seine eigenen Organe, übertragen, 
noch kann er dulden, (lass sic Solchen auf dem Wege des Vertrags über¬ 
tragen werde. Er wird natürlich Niemand verhindern können, sich in 
einen» geistlichen Correctionshause aufzuhalten, so lange es ihm beliebt, aber 
er tvied den Bischof and jede andere geistliche Behörde verhindern müssen, 
ihn gegen seinen Willen darin festzuhaltcn.“ 

Nur als Bevollmächtigter des Staats könnte der Bischof eine solche 
Gewalt ausüben. Die Kirchendiener erklärt er als Staatsdiener, wenn gleich 
nicht der vollständige Begriff des Staatsdieners auf sic Anwendung findet 
und behauptet nun: „der Staat kann daher mit Fug und Recht verlangen, das» 
diese Diener, denen er so wichtige Geschäfte anvertraut und so bedeutende 
Vortheile gewährt, für deren Ausbildung und Belohnung er so grosse Opfer 
bringt, in ihrer amtlichen Existenz nicht von Gesetzen und Gerichten ab¬ 
hängig seien, bei denen er selbst nicht mitzusprechen hat.“ Wenn es- 
wahr ist, was die fama sagt, dass der Verfasser dieses Pamphletes Professor' 
der Staatswissenscbaft an einer Universität ist, dann können wir seine 1 Zu¬ 
hörer nur bedauern. 

Das würtembergische Strafgesetzbuch vom Jahre 1839 enthält in Cap. V. 
Da* würtembergische Concordat S. 27—30. 
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Von den Kirchendienern, folgende Bestimmungen: §. 447. Geistliche, welche 
ihr Amt dasu missbrauchen, in öffentlichen Vorträgen Schmähungen oder 
ehrenrührige Beschuldigungen gegen die bestehenden Religionsgesellschaften 
vorsubringen, sind neben der an sich verwirkten Ahndung (Art. 192. 284« 
§. 2} in besonders schweren Fällen, oder bei dem «weiten Rückfälle, mit 
Dienstentlassung su bestrafen. 

$. 448. Geistliche, welche in amtlichen Vorträgen die bestehende 
Staatsverfassung, die Staatsregierung oder ihre Verwaltung verunglimpfen, 
werden mit Geldbussen von 50 bis su 200 fl.* bei dem ersten Rückfälle mit 
Geldbussen von 100 bis 300 fl. und bei dem «weiten Rückfalle sowie In 
besonders schweren Fällen mit Dienstentlassung bestraft. 

Wenn es nun in Art. V. der Convention auch heisste Aus gleichem 
Grunde ist der heilige Stuhl nicht entgegen, dass die Kleriker wegen Ver¬ 
brechen und Vergehen, wider welche die Strafgesetze des Königreichs ge-, 
richtet sind, vor das weltliche Gericht gestellt werden; so kann nach dem 
Sinn und Geiste der Convention die Dienstentlassung eines Geistlichen als 
Kirchendiener keineswegs dem weltlichen Gerichte sustehen. Esmuds also 
auch, eine Abänderung dieses Punkteis im Strafgesetsbuche stattfinden. Da 
übrigens bei dem bischöflichen Ordinariate in Rottenburg noch kein eigenes 
Gericht (Gerichtshof) für Streit- und Strafsachen der Geistlichen, Sowie für 
Ehesachen niedergesetst ist, so sind solche Gerichte nach den Bestimmungen 
des canonischen Rechtes noch einsusetsen, und die Unabhängigkeit dieser 
Gerichte vom weltlichen Einflüsse aussusprechen. Der Einfluss, welchen die 
würtembergisebe Regierung in ihrer Erwiederung auf die bischöfliche Denk¬ 
schrift in Art. DI. geltend machen wollte, ist nach der Convention keines¬ 
wegs zulässig. 

Art. VI. „In kirchlichen Angelegenheiten wird der wechselseitige Ver¬ 
kehr des Bischofs, des Klerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhle völlig 
frei sein. 1 ) Ebenso wird der Bischof mit seinem Kleruis und dem Volke frei 
verkehren. 2 ) 

Daher können die Belehrungen und Erlasse des Bischofs, die Acten- 
stücke der Diöcesansynoden, des Provincialconcils und des heiligen Stuhles 
selbst, die von kirchlichen Angelegenheiten handeln , ohne vorgängige Ein¬ 
sicht und Genehmigung der k. Regierung veröffentlicht werden 

Die Beleuchtung im Staatsanseiger macht darauf aufmerksam, dass der 
Zusats der Instruction «u Art. IV. wornach von dem Bischof keine veral¬ 
teten canohes erneuert, von allen allgemeinen und wichtigen Special-Erlässen 
der Regierung gleichseitige Mittheilung gemacht werden soll, bei allen Erlässen 
über Gegenstände aber, die sogleich auch im Gebiete der Staatsgewalt liegen, 
eine vorgängige Zustimmung der Regierung erforderlich ist, 3 ) auch hieher 

*), Schon in der Bnlle: Ad Dominici gregis cnstodiam Art. VI. heisat es: „Liberum 
/ erit, cum sancta Sede de negotiis ecclesiastiois communicare. 

*) Vgl. Art. III. des österreichischen Concordats. 

•) Dies scheint nicht die richtige Interpretation zu sein« Die Bestimmung : Consilia 
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sti besiehen sei, und dass der $. 2. der fe. Verordnung vom 1. Mars 1853, 
welcher bisher massgebend war, dem Inhalte nach wesentlich identisch, der 
Form nach aber insofern verschieden sei, als hier der Standpunkt der Kirche, 
dort der des Staates in den Vordergrund trete, als das Zwar in ein Aber\ 
das Aber in ein Zwar verwandelt worden sei. 

Die k. Verordnung stelle als Regel die Fälle vöran, in welchen das 
Placet ausgeübt werde, und führe hintendrein auch diejenigen auf, in welchen 
es beschränkt oder aufgehoben werde. Die Auffassung der Curie, welche 
-nach dem oben über die Form der Vereinbarung Gesagten in einem als 
päpstliche Bulle su veröffentlichenden Documente ihre Berechtigung hatte, 
stelle die Rechte der Kirche voran und lasse die Beschränkungen durch 
"die Staatsgewalt als Ausnahmen darauf folgen. Materiell aber seien die 
gezogenen Grenzlinien selbst genau dieselben, nur in etwas andern 
-Formen. *) 

■ Wir mUssen die Richtigkeit dieser Ansicht bezweifeln. Es handelt sich 
hier nicht blos um ein Vor- oder Nachstellen der getroffenen Bestimmungen, 


conferre heliat doch nicht die vorgängige Zustimmung Im Sinne einer Genehmi¬ 
gung einholen. Bei Art. IV. ist eollatis consillis mit „sich in’s Einvernehmen 
setzen “ ln der officlellen Cebersetzung gegeben. 

Quoad passum conoernentem besagt die Instrnctlon blosr „Te autem monemas, 
nt in pastorali istlus Tnae Dioeceseos regimine et admlnlstratione ea jura, de 
quibus tum ln prima quartl Conventionls artiouii parte, tum in artlculo sexto agltur, 
Ita ad gregls Tibi commissi salutem exeroeas, nt minime renoves Illos canones, 
qni ob diveraam rerum loooramqne rationem ex vigenti nunc et ab hac apostolica 
Sede approbata ecclesiae disciplina obsoleverunt, y«l ipaa hqc conventione modifl- 
cati sunt 

Cum vero pro episoopali tuo officio generalis aliqua, aut majoris momentl 
ordinatio tibi erlt edenda, illius exemplar Regio gubernio mittendum curabis eodem 
tempore, quo illam in luoem eria emissurus. Quatenus vero pastoralium tuarum 
ordinationum via non contineatur intra ea, quae referantur sed, simul extendatur 
ad res Regü gubernii auctoritate constitoendas, tum antequam illas e vulges, tibi 
cum eodem gubernio Consilia erunt conferendaS ( 

Diese Bestmmungen sind im Ganzen dieselben, wie die der kaiseri. Verordnung 
vom 18. April 1850. 

§. 1. Sowohl den Bisehöfen als den ihnen unterstehenden Gläubigen steht es 
firei, sich in geistlichen Angelegenheiten an den Papst zu wenden und die Entschei¬ 
dungen und Anordnungen des Papstes zu empfangen, ohne dabei an eine vorläu¬ 
fige Zustimmung der weltlichen Behörden gebunden zu sein. 

$. 2. Den katholischen Bischöfen steht es frei, über Gegenstände ihrer Amts¬ 
gewalt und innerhalb der Gränzen derselben an ihren Klerus und ihre Gemeinden 
ohne vorläufige Genehmigung der Staatsbehörde Ermahnungen und Anordnungen 
zu erlassen; sie haben jedoch vor ihrer Erlassung, in soferne sie äussere Wir¬ 
kungen nach sich ziehen oder öffentlich kundgemacht werden sollen , gleichzeitig 
den Regierungsbehörden, in deren Bereich die Kundmachung erfolgen oder die 
Anwendung geschehen soll, Abschriften mitzutheilcn. 

*) Vgl. die Bestimmungen der revidlrten k. Verordnung vom 1. März 1853. Archiv 
U. Bd. und 4. lieft, S. 167, 158. 



um eio Zwar und Aber, oder. Aber und Zwar, sondern darum, ob das 
Princip der Convention, welches das Princip der Freiheit und Selbe tstä *- 
digkojt der Kirche , oder das der revidirten Verordnung vom 1. März 1853, 
welches noch das Princip des bureaucralischcn Misstrauens und der Be¬ 
vormundung der Kirche ist, bei der Durchführung der Co»ventionzur Gel¬ 
tung kommen soll. Letzteres lag gewiss nicht im Sinne der. beiden erha¬ 
benen und hochherzigen Pacisccntcn. 

Darin stimmen wir der Beleuchtung im Staatsanzeiger bei,, dass die 
jetzige mit dem heiligen Stuhle getroffene Vereinbarung mit den Bestim¬ 
mungen der Verfasbungsurkünde sich wohl in Uebereinstimmung bringen 
.lasse. Denn §. 71. derselben bestimmt: „Die Anordnungen in Betreff der 
innern kirchlichen Angelegenheiten bleiben der verfassungsmässigen Autono¬ 
mie einer jeden Kirche überlassen/ 4 

Freilich kömmt hiebei alles darauf an, wie der Begriff: „innere Ange¬ 
legenheiten der Kirche“ und „verfassungsmässige Autonomie der Kirche u 
aufgefasst wird. . f - . 

Wenn hiebei die alte bureaucralische, oder niedere liberale Auffassung 
geltend, gemacht werden will, wornnch innere Angelegenheiten der Kirche 
gleichbedeutend mit rein geistlichen, Angelegenheiten sind, (mere spiritualia,) so 
würde nicht einmal das Dogma eine res mere spiritualis sein, denn auch 
•das Dogma, wie ein früherer wiirtembcrgischcr Minister sagte, 1 berühre Per¬ 
sonen und Rechte . Wie wir schon bei Art. IV. bemerkt, rechnet der liberale 
Verfasser der Broschüre „das würtembergische Concordal‘ ( die Besatzung der 
Kirchcustellcn, das Untcrrichtswescn, die Armenpflege, Sittenpolizei, Ehe¬ 
sachen etc. zu den äussern Angelegenheiten der Kirche. Eine so beschränkte 
Ansicht scheint zwar das gegenwärtige Cultministcrium nicht zu habenj 
allein die staatlichen Beziehungen w’crdcn doch in einer Weise geltend ge¬ 
macht, bei welcher die durch die Convention gewährleisteten Freiheit und 
Selbstständigkeit der Kirche beeinträchtigt wird. 

So heisst es z. B. in der Beleuchtung im Staatsanzeiger (welche vom 
Cultusministerium ausging}: „Jede Kirche ist in Beziehung auf ihre innern 
Angelegenheiten autonom ; der Staat aber hat die Pflicht, darüber zu wachen, 
dass die kirchlichen Anordnungen sich . wirklich auf die innern-Angelegen¬ 
heiten beschränken und zu diesem Zweeke das Recht bei jeder kirchlichen 
Anordnung zu verlangen, dass sic seiner vorgängigen Genehmigung unter¬ 
stellt werde. .In welchem Umfange das Staatsoberhaupt dieses letztere Recht 
wirklich auszuüben für nöthig findet, um seiner Pflicht zu genügen, ist Sache 
der Handhabung und Vollziehung) und cs ist keineswegs,ausgeschlossen, dass 
■bestimmte Gegenstände zum voraus als innere Angelegenheiten bezeichnet 
und anerkannt werden, bei denen eine staatliche Genehmigung nicht erforderlich 
ist, sondern nur eine gleichzeitige, zur Controls dienende Anzeige.“ 

() . Die vorgängige Genehmigung wird damit nur gewi^en Kategorien von 
kirchlichen Anordnungen, die ganz innerhalb des autonomen Gebiets, der 



Kirche liegen, zum voraus ertheilt. Wollte man aber in dem Placct des 
$• 72 der Verfassungs-Urkunde nicht ein blosses Recht erkennen, fiir dessen 
Handhabung auch die $$.71 und 78 massgebend sind 1 ), sondern eine 
absolute Vorschrift, dass Überhaupt alle kirchlichen Anordnungen einer vor- 
gfingigen Genehmigung des Staatsoberhauptes bedürfen, so würden die bei¬ 
den unmittelbar auf einander folgenden Bestimmungen, kirchliche Autonomie 
in innern Angelegenheiten und unbedingtes Placct, in dircctem Widerspruche 
stehen (dies ist auch bei bedingtem Placet der Fall, weshalb cs in Oester¬ 
reich ganz beseitigt ist) und dem Placet w ürde ein Sinn gegeben, in welchem 
es niemals ausgeübt worden ist, noch ausgeübt werden kann. Denn auch 
früher und vor dem 1. März 1853 waren es nie alle Anordnungen der 
Kirchengcwalt, welche einer Genehmigung der Staatsbehörde (oder gar, dem 
Wortlaute nach, des Staatsoberhaupts ) unterstellt wurden, was ganz un¬ 
denkbar wäre, sondern nur die wichtigeren und allgemeineren Erlasse. 

In diesem Sinne liessc sich sagen, es habe der §. 72 jetzt erst die¬ 
jenige Auslegung gefunden, in welcher er mit dem vorangegangenen Para¬ 
graphen allein vereinbar ist. 2 ) 

$. 72 der Verfassungs-Urkunde ist noch ein Ucberblcibsel des alten 
Misstrauens- und Bevormundungs-Systems, und lässt sich, wenn die Auto¬ 
nomie der Kirche nicht illusorisch sein soll, dem Wortlaute nach nicht bei— 
behalten. 


*) $. 78 der Verfassungs-Urkunde lautet: ,,D!e Leitung der inneren Angelegenheiten 
der Kirche steht dem Landesbisehofe nebst dem Domcapitel zu. Derselbe wird ln 
dieser Hinsicht mit dem Capitel alle diejenigen Rechte ansüben, welche nach den 
Grundsätzen des katholischen Kirchenrechts mit jener Wörde wesentlich verbunden 
sind.“ 

*) $. 72 der Verfassungs-Urkunde lautet: „Dem Könige gebührt das oberslhoheitliche 
Schutz- und Aufsichtsrecht über die Kirchen. Vermöge desselben können die Ver¬ 
ordnungen der Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und Genehmigung des 
Staatsoberhauptes weder verkündigt, noch vollzogen werden.“ . 

Da das Staatsoberhaupt in Art. 12 der Convention ^erklärt hat: „Die mit dar 
vorstehenden Vereinbarung im Widerspruche stehenden k. Verordnungen und Ver¬ 
fügungen treten ausser Kraft; soweit aber gesetzliche Bestimmungen derselben 
entgegenstehen, werden diese geändert werden“ — so muss jene Bestimmung dahin 
abgeändert werden, dass wenigstens der Ausdruck „Genehmigung welcher sich 
mit der Autonomie der Kirche, wie wir zeigen werden, nicht in Uebereinstlmmting 
bringen lässt, wegfällt. 

Die Beleuchtung sagt, die Regierung sei bei den Verhandlungen von der Aus¬ 
legung des $. 72 im Sinn der revidlrten Verordnung vom 1. März 1853 ausge- 
gdngen, sie hübe dabei jedoch die Möglichkeit^ nicht verkannt, dass auch eine 
andere Auffassung dieser nicht ganz unzweifelhaften Frage sich begründen Hesse, 
and wenn sie ihrer Genehmigung des Vertrags eventuell den Vorbehalt der stän¬ 
dischen Zustimmung für die über die Competenz einer k. Verordnung hinaus¬ 
greifenden Punkte beigefügt hat, so sei dies namentlich auch mit Rücksicht und 
unter ausdrücklicher Hinweisung auf den Art. VI der Vereinbarung und den $. 72 
der Verfassungs-Urkunde geschehen. ■ ' 1 
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Es ist eine ganz richtige Bemerkung, wenn Phillips in seine» KirchßOJ- 
rechte sagt : „Unter dem Placet versteht man die von dem Staate in Anspruch 
genommene Befugniss, die Publieation der Kircbengesetse, wie überhaupt die 
Anordnungen der geistliehen Obrigkeit von seinem Wohlgefallen und seiner 
Genehmigung abhängig zu machen. Es ist ersichtlich, dass, sobald dem 
Staate diese Befugniss zustande, nicht die vom heil« Geiste dazu eingesetzten 
Bischöfe, sondern die weltliche Obrigkeit die Kirche regieren würde. Denn 
da jedes Gesetz der Publieation bedarf, so kann diese nicht durch den guten 
Willen einer, anderen Gewalt bedingt sein, denn sonst würde diese die 
eigentliche Gesetzgeberin ; bei ihr würde es stehen, indem sie ihre Schutzpflicht 
in ein Bestätigungsrecht verwandelt, einer jeden ihr missliebigen canonischen 
Beistimmung ihre Genehmigung zu versagen. Unmöglich kann aber auch 
eine solche Befugniss in den Rechten der Staatsgewalt, als solcher, liege*, 
so,z.war, dass der Fürst sich sogar des Placets nicht begeben dürfte ; denn 
eonst hätten selbst die heidnischen Kaiser und jeder heidnische König sie 
haben müssen. Das Placet setzt unstreitig das grösste Misstrauen, ja eine 
dem göttlichen Rechte völlig widersprechende Entfremdung zwischen Kirche 
und Staat voraus, wenn dieser der geistlichen Obrigkeit mit dem Argwohn 
■entgegen tritt, dass die zum Heile des christlichen Volkes erlassenen c«nott«S 
■etwas Staatsgefährliches enthalten könnten. Solche Zustände sind nicht die 
normalen. Man mag das Placet nehmen, wie man will, so wird das Re¬ 
sultat immer das sein, dass dasselbe die Selbstständigkeit, das Ansehen und 
die Ehre der Kirche auf das empfindlichste verletzt. Soll das Placet aber 
etwa auch nur die Bedeutung haben, dass der Staat, der nicht darum eipucht 
worden ist, der kirchlichen Massregel seine Unterstützung za versagen be¬ 
rechtigt sei, so entzieht er sich auf eine ihm nicht zustehende Weise einer 
ihm von Gott auferlegten Pflicht. Wenn jedoch Zwischen den beiden die 
Welt regierenden Gewalten (diese beiden will freilich der moderne Staat, welcher 
gerne Alles in Allem wäre, nicht anerkennen), Eintracht besteht, so liegt esauch 
nahe, dass sie sich gegenseitig von ihren Massregeln (so fern sie sich gegen¬ 
seitig berühren) Mittheilung machen, insonderheit die Kirche dem Staate, 
dämit er die nöthigen Vorbereitungen für den ihr in dem einzelnen Falle zu 
gewährenden Schutz treffe. Allein, sobald der Staat eine solche Mittheilung, 
welche zu machen die Kirche nie Anstand genommen hat, als eine Pflicht 
fordert, auf deren Leistung er einen Rechtsanspruch sich beilegt, so über¬ 
schreitet er ganz Und gar die ihm zugewiesenen Gränzen.“ 1 ) 

Rücksichtlich des Begriffs der wahren Freiheit 'und der Gespensterfurcht 
unserer. modernen Liberalen, welche überall Gefahr für den Staat und die 
.persönliche Freiheit der Einzelnen, namentlich des niedern Klerus fürchten 
(wobei es ihnen nicht einmal Ernst ist, indem sie keineswegs Freunde des 
Klerus sind) bemerkt Dr. Fessler in seinem Aufsatze: „Ueber die kirchliche 
Freiheit, und was dazu gehört,“ ganz vortrefflich: „Die kirchliche Freiheit 

' J 

*) Klrchenreoht von Georg Phillips. II. Bd. S. 504—569. 
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besteht eigentlich in der Möglichkeit ungehindert von der Staatsgewalt den 
Gesetzen der Kirche gemäss su handeln, auch in solchen Dingen, welche 
dem äussem Rechtsbereich angehören. Denn was nur im Innern den Menschen 
vorgeht, und sich im fiussern Leben gar nicht kundgibt, das ist «war aller¬ 
dings von selbst dem Gebiete der Staatsgewalt entrückt; da aber der Mensch 
ein Doppelwesen ist, bestehend aus Seele und Leib, die Seele befiehlt, der 
Leib gehorcht, und namentlich die Religion, als das höchste Verhältniss, den 
gansen Menschen umfasst, so dass nach dem Innern das Aeossere sich ge¬ 
staltet, und hinwiederum die Aussen weit fördernd oder hemmend auf das 
Innere jedes Menschen surfickwirkt, so ergibt sich von selbst, wie das 
Aeussere und das Innere des Menschen, der Gewissensbereich und der Rechts¬ 
bereich, in den meisten Fällen so aufeinander einwirken, dass eine Trennung 
und Sonderung derselben gar nicht angeht, und daher der Ausdruck: kirch¬ 
liche Freiheit je nach Umständen einen bedeutenden Umfang haben kann. 
Indem so der Begriff der kirchlichen Freiheit im Allgemeinen ausgesprochen 
ist, ergibt sich weiter, wie er oft missbräuchlich gedeutet werde, oft aber 
auch in einem beschränkten Sinn genommen werde. 

Unter den missbräuchlichen Begriff der Freiheit rechnet er die soge¬ 
nannte evangelische Freiheit d. h. den Zustand jener Ungebundenheit, wo¬ 
nach alle gesetsgebende Gewalt in der Kirche als unevangelisch verworfen, 
und das Joch des Gesetses ein für allemal grundsätslich abgeschüttelt wird. 
II. Petr. 2, 19. 

Sodann die verschollenen Freiheiten der gaUicanischen Kirche. 

Es war diese eine Freiheit sum Verderben, wie die sogenannte religiöse 
Freiheit unserer Tage, wo sich der Mensch nicht blos mehr losmacht von 
den Gesetzen der Kirche, oder von dem Gehorsam gegen den Papst, als das 
göttlich gesetste sichtbare Oberhaupt der Kirche, sondern im naturgemässen 
Fortschritt auch von den Geboten Gottes. 

Die Gefahr in Betreff der Freiheit liegt darin, wenn man bei dem Aus¬ 
druck Freiheit nicht sugleicb an das Gesets denkt. Es verhält sich auf dem 
kirchlichen Gebiete ähnlich, wie auf dem politischen. Eine Freiheit, die 
sich nicht ihrer Schranken im Gesetse bewusst ist, bringt der Kirche, wie 
dem Staate keinen Segen. 

Dem Ein würfe, dass Priester und Laien dem Gesetze unterworfen sein 
sollen, die Bischöfe aber in kirchlichen Dingen Gesetze geben, begegnet er 
dadurch, dass er sagt: Allerdings geben die Bischöfe Gesetse, aber diese 
sind gegründet auf die allgemeinen Gesetze der Kirche und diesen ist auch 
der Bischof unterworfen. Also musss nicht blos der Priester und der Laie 
die Gesetse der Kirche kennen, um sie getreu su befolgen und so seine 
Freiheit recht su gebrauchen; sondern auch die Bischöfe. *) 

*) Archiv für katholisches Kirchenrecht von Moy. I. Bd. S. 689—693. 
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Bemerkungen über BomiciHum in Mtück- 
sicht auf Verkündigung der 1Ehe und 

Trauung . 

I. Ueber diesen Gegenstand eBtbäit zwar „die Anweisung für die geist¬ 
lichen Gerichte des K. Oesterreich in Betreff der Ehesachen“ die nothwen- 

. digsten Erklärungen; auch haben die bisher über das Eberecht in Oesterreich 
erschienenen Schriften, z. B. Kutschker in seinem „Eherecht der katholischen 
Kirche“ Wien, 1857, Loberschiner in dessen „Praktischer Anleitung — In 
, Eheaagelegenheitcn“ Budweis, 1857, 3. Aufl. sich mehr oder minder aus¬ 
führlich über die Frage vom Domicil verbreitet; indessen verlautete doch, 
.dass über diese Art. der Zuständigkeit unter den Seelsorgern Zweifel und 
abweichende Ansichten sich erhoben, so dass es nicht überflüssig scheinen 
■dürfte, einen oder den andern Punkt hier etwas näher zu besprechen. Dass 
ich einige, allerdings anders woher bekannte Erklärungen nicht ausschliesse, 
erfordert der Zusammenhang des Gänsen. 

II. „DomciUum verum , eigentlicher Wohnsitz “ nennt die „Anweisung? 

,„den Ort,“ wo Jemand seine Wohnung ausschliesslich oder vorzugsweise 
aufschlögt, so dass man nicht sagen kann, er sei daheim, wenn er sich dort 
nicht aufhält. (§. 40.) Vergl. L. 7. Cod. de incol. (19. 39) Kutschker schreibt 
(4. B. S. 11.): „Ad domicilium proprie dicttm alicubi acquirendum requiritur, 
Wie die Canonisten sagen, habitatio cum voluntate ibi semper maaendi.“ Fast 
gleichlautend Scavini in „Theologia moralis universa,“ tract. XD. discp. IH. 
de imped. mitr. mit dem Beisätze: „et adquiritur ipso primo habitationis 
. die.“ Hieraus ist ersichtlich, dass beim Oomicil zwei Umstände wesentlich 
sind, und zusammen treffen müssen. Einerseits der wirkliche, d. L der that*- 
sächlich begonnene, wenn auch auf einige, sogar auf längere Zeit unterbrech- 
hafe Aufenthalt; andererseits der damit verbundene Entschluss, an diesem Orte 
; eine, bleibende Wohnstätte zu behaupten. Ein uneigentlicher Wohnsitz, Quasi 
■domicilium hingegen heisst jener Ort, „wo Jemand zwar keine bleibende 
Niederlassung beabsichtiget, aber doch zu einem Zwecke wohnt, dessen Er¬ 
reichung einen l&ngern Aufenthalt nothwendig macht.“ (Anweisung §. 40.) 
Andere bezeichnen es als den Ort, wo sich Jemand .Geschäfte halber längere 
Zeit — „per majorem anni partem“ — aufhält. Scavini sagt (a, a. 0.): 

hoc adquirendum necessavium est factum habitationis simul cum intan- 
tio?e eo in loco inenendi per majorem vel saltem dlmidiam anni partem.“ 
Kutschker (a. a. 0.): „Ad quasi domicilium suffkit habitatio cum voluntate 
ibi mauendi notabili tempore vel majori parte anni;“ und fügt noch bei: 
„quod ßape pro magna parte moraliter ex circumstantiis ac communi exhrti- 
matione erit coöigendom.“ : 

ID. Wenn es sich nun um die Anwendung dieser Erklärungen auf ein¬ 
zelne Fälle handelt, so wird es freilich in sehr vielen gar nicht zwei fel ha ft 



sein, ob Jemand, und wo er einen Wohnsitz der einen oder der andern Art 
habe; denn die Thatsacbe des Einwohnens ist augenfällig, und die Absicht 
oder der Entschluss, fortwährend oder auf längere Zeit in einem Orte zu 
verbleiben, lässt oft ebenfalls sich nicht in Abrede stellen. Für manche 
Fälle hat das Gesetz eine Bestimmung getroffen, wie in Hinsicht der Ehe¬ 
frauen und Kinder §. 41. der Anweisung, der Beamteten §. 42., der auf 
einige Zeit angestellteft Personen §. 43. Es kommen aber auch andere Fälle 
vor, wo wegen Wechsel des Aufenthaltes oder wegen Veränderung anderer 
Verhältnisse Zweifel entstehen, wie es sieh von nun an mit dem Domieil 
oder Quasidomieil eines Individuums verhalte. Ein Beispiel möge uns KutscKkär 
bieten. Er schreibt 8. 12.: „Hiernach hat der minorenne Handwerksgeselle 
den eigentlichen Wohnsitz in seiner Heimath (ich setze bei: unter Voraus 1 ' 
Setzung där Bedingungen des §. 41. der Anweisung), den uneigentlichen an 
dem Orte, wo er in Arbeit steht; so auch der minerenne Dienstbote. Werden 
solche Personen grossjährig, so verlieren sie ihren eigentlichen Wohnsitz in 
der Heimat, weil sie sich dann aufhalten können, wo sie wollen.“ So unser 
Autor. Gegen die letzte Behauptung desselben lassen sich meines Erachtens 
begründete Einwendungen erheben. Einsweilen soll dieses Beispiel nur dazu 
dienen, zo zeigen, wie über das Domieil durch Aenderung der Verhältnisse 
eine Streitfrage sich erheben kann. 

IV. Nach welchen Gründen hat man sich nun in zweifelhaften Fällen 
zu richten ? Es ist offenbar, dass die Schwierigkeit nicht in dem einen Er¬ 
fordernisse, d. i. in der Erhebung der Absicht von Seite desjenigen, der 
hierüber sieh frei bestimmen kann, in solchen Fällen liege. Das einfachste 
Mittel schiene nun allerdings die Erklärung abzufordern, in welcher Absicht 
Jemand sich in einem bestimmten Orte aufhalte. Allein wie leicht könnte 
man durch trügerische Versicherungen getäuscht werden! Desshalb haben 
die Gesetze selbst gewisse Kriterien festgestelt, welche auf „animus perpetuo 
ibidem penhanentff“ sehliessen lassen. In dieser Beziehung ist besonders von 
Bedeutung Bulla bmocentii XD. „ Specviatores “, wo es heisst: Dlud (seil, 
domicifium) adeo stabiliter constituerit in aliquo loco, ut vel per decennipm 
saltem ift eo habitando, vel majorem rerum ac bonorum suorum partem cum 
instruetis aedibus in locum ejusmodi transferendo, ibique semper per aliquod 
considerabile tempus commbrando satis superque suum perpetuo ibidem per- 
manendi animum demonstraverit, et nihilo minus ulterius utroque casu vere 
et realiter animum hujusmodi habere jurejurando adfirmet.“ 

' Diese strengen Bestimmungen sind zunächst erflossen zur Entscheidung 
der Wage, wer aOBser dem Episcopus origims für Weihe-Cändidaten als 
Kpiscopus proprius ratione domicilii anzusehen sei. Daraus folgt noch kei¬ 
neswegs, dass sie auch in Rücksicht der Eheverkündigungen und Trauungen 
in ihrer ganzen Schärfe zu gelten haben; Allem sie deuten wenigstens an, 
welche Kriterien in Fällen eines zweifelhaften Domicils der Brautleute ent¬ 
scheidend seien. Es Sind dieses 1) ein lange fortgesetzter Aufenthalt 2) die 
tfebersiedkmg mit dem grössere Theile der beweglichen Habe, 3) die Erwer- 
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bong unbeweglicher Güter an einem bestimmten Orte, 4} die verlässliche 
Versicherung, dass Jemand , an diesem Orte sich bleibend auf halten wolle» 
Dann kann man der Analogie zufolge noch rechnen 5) die Erlangung ört¬ 
licher Befugnisse und Beeilte, welche einen fortdauernden Aufenthalt voraus- 
. setzen. Hierüber ist zu bemerken a) das erste Kennzeichen, d. i, der lapge 
fortgesetzte Aufenthalt deutet allerdings ein Domieilium an; allein von wel¬ 
cher Art dieses sei, utrum domieilium verum, an quasi-domicilium, wird 
daraus nicht entnommen; denn es kann Jemand sehr lange an einem Orte 
in Geschäften verweilen, ohne im. geringsten alldort einen beständigen Auf¬ 
enthalt zu beabsichtigen, b) Das zweite, die Uebersiedlung mit dem grössern 
Theile der beweglichen Habe, bewirket zwar eine starke Vermathung für 
.die Begründung eines neuen, eigentlichen Domicils; sohliesst jedoch die 
Beabsichtigung eines nur zeitweiligen Aufenthaltes nicht geradezu aus, und 
ist daher für sich allein kein sichererer Beweis eines erworbenen eigentlichen 
Domicils. c} Eben so wenig bietet das. folgende Kriterium , nämlich der 
Erwerb; von Grundstücken, Häusern, an einem Orte für sich allein betrachtet 
eine Gewähr, dass man dort sich niederlassen wolle; denn nicht selten be¬ 
sitzt Jemand Güter dieser Art ausserhalb seines Wohnortes, d) Mit diesem 
Kennzeichen verbinde ich das ihm analoge fünfte, d.,h. die Erwerbung ört¬ 
licher Befugnisse und Rechte, welche einen fortdauernden Aufenthalt voraus¬ 
setz en. Nur muss, um auf domieilium verum schlossen zu dürfen t dazu 
die persönliche Gegenwart nothwendig sein, und die Erwerbung nicht blos 
für einige Zeit, sondern auf immer beantragt werden. Sonst könnte daraus 
höchstens ein quasi-domicilium, und selbst dieses nicht in jedem Falle ge¬ 
folgert werden, e) Zur genauem Bestimmung und Unterstützung der andern 
Kriterien dient vorzugsweise das an der vierten Stelle genannte, nämlich die 
verlässliche Versicherung über die beabsichtigte Beschaffenheit des Aufent¬ 
haltes ; diese Versicherung selbst aber erhält wieder ihre Bestätigung und 
Bekräftigung durch das Hinzutreten eines oder des andern der vorgenannten 
übrigen Kriterien. 

V. In Rücksicht des eigentlichen Wohnsitzes wurde besonders, betont 
die Absicht.und der Entschluss, au .diesem bestimmten Orte fortwährend 
seinen Aufenthalt zu haben: animus perpetuo ibidem permanendi, wielnno- 
cenz sich ausdrückt. Es ist aber dieser Umstand nur bei dem freigetoäklten 
oder willkürlichen Domicil von entscheidendem Einflüsse; ist hingegen Je¬ 
mand, wie z. B. dem Minderjährigen, der Gattin — von dem Gesetze das 
Domicil zuerkannt, welches daher auch gesetzliches oder nQthwendiges %pn*nvit 
wird, so kommt es auf das oben bezeichnet« Moment an. ■ Es ist aber auch 
jener Entschluss kein unabänderlicher, und er kann wie andere Entschiies- 
sungen abgeändert und aufgegeben werden. Doch verliert man durch die 
blose Willensänderung das Recht des Domicils noch nicht, sondern wie zur 
Erwerbung nicht der Entschluss allein, sondern das wirkliche Ein wohnen 
erfordert wird, so geht auch das Domicil, sei es nun ein eigentliches oder 
ein uneigentliches, erst durch das jenem Entschlüsse entsprechende, thataich- 
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liehe Anfgeben des bisherigen Wohnsitzes verloren. Auf ähnliche Weise er-' 
löscht das gesetzliche (nothwendige) Domicil in dem Augenblicke, wo dessen 
Grund und Band aufhört, nicht in dem Sinne, als ob nun der Betheiligte 
auf einmal ohne Domicil dastände, sondern es geht stillschweigend In ein 
willkürliches über, was nun nach eigenem Gutbefinden fortgesetzt, oder auf-' 
gegeben werden kann. „Aufgehoben wird das Domicil — durch Dereliction, 
in der Absicht ein anderes Domicil zu nehmen, L. 20. L. 27. §. 8. Dig. 
ad municip. (50. 1.), und so viel das nothwendige betrifft, durch Aenderung 
des Verhältnisses, welches dasselbe begründete, verbunden mit der Wahl eines 
<* neuen Wohnsitzes. L. 22. §. 1. Dig* eod.“ Sartorius in Wetz, und W. Kir¬ 
chen! ex icon. EU. B. S. 229. — Aber selbst das Beziehen eines neuen eigent¬ 
lichen Wohnsitzes bringt noch nicht nothwendig den Verlust des bisherigen 
mit sich; denn, wie sowohl die Lehrer des römischen Rechtes als jene des 
canonischen .behaupten, es kann der, obgleich seltene Fall eintreten, dass Je¬ 
mand sein bisheriges Domicil bewahrend und ein neues erwerbend, zwei' 
domicilia vera besitze: „se coüocans aequaliter in utroque“ Cap. Cum quis 2, 
de sepult. in VI. L. 6. §. 2. Dig. eod. Um so weniger geht das domicilium 
verum durch das lange Verweilen in einem quasi-domicilium, mag es auch ; 
Jahre hindurch dauern, für den Berechtigten verloren. 

VI. Was die Trauung anbelangt, gilt nicht nur parochus domicilii, son¬ 
dern auch parochus quasi-domicilii als parochus proprius: „si quidem novum 
non est neque inusitatum, quod quis domicilium liabeat in loco, et quasi-do¬ 
micilium adipiscatur in alio; in quo rerum statu si versetur, tune eidem 
liberum erit matrimonium contrahcre coram illo parocho, intra cujus paroeciae 
fines tune inhabitat.“ Bened. XIV. Paucis abhirtc 19. Mart. 1758. Dieses 
berührt zunächst die Gültigkeit der Ehe, ohne particuläre Vorschriften zur 
Einhaltung der Ordnung auszuschliessen. 

VII. Ich wende nun diese Grundsätze auf die Lösung einiger Fragen an. 
1. Wo ist die Ehe eines Minderjährigen zu verkünden, welcher bei Lebzeiten 

seines ehelichen Vaters anderswo in Diensten sich befindet, und alldort 

sich verehelichen will? 

Anttc. Abgeseh en von den Personalien des andern Brauttheiles, ist diese 
Ehe A, nach canonischen Vorschriften zu verkünden 1) im eigentlichen Do¬ 
micil des Vaters, wenn anders dieser ein solches hat; denn eben dasselbe ist 
nach $. 41. der Anweisung auch der eigentliche Wohnsitz des minderjährigen 
Sohnes. 2) Im Orte, wo der minderjährige Bräutigam gegenwärtig im Dienste 
steht, als in qtiasi-domiciKo ebend. §. 61. vergl. mit §. 43. Würde er noch 
nicht volle sechs Wochen daselbst Wohnhaft sein, so müsste das Aufgebot 
3) „überdies auch“ dort geschehen, wo der Betreffende zuletzt durch wenig¬ 
stens sechs Wochen wohnhaft war. Ebd. §. 62. Hätte aber der Vater nieht, 
wie Nr. 1. angenommen wurde, domicilium verum, sondern nur quasidomici- 
lium, so wäre alldort das Aufgebot mir dann erforderlich, wenn auf diesen 
Ort die fm §. 62. der Anw. erwähnte Bedingung entfiele. Würde nämlich der 
Bräutigam im uneigentlichen Domicil noch kein Jahr erfüllet haben, so muss 
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diese fche auch nochim Orte seines Heimatrechtes oder endlich in seinem 
Gebartsorte verkündet werden. §. 63. Uebrigens bemerke ich in Rücksicht des 
im 8.62. geforderten 6 wöchentlichen Aufenthaltes, dass die Anweissuqg keinen 
Unterschied zwischen dem eigentlichen and aneigentlichen Wohnsitze macht} 
dass es aber auch dem Betreffenden frei steht, zur Vermeidung des Auf¬ 
gebotes an einem andern Orte die sechste Woche abzuwarten, um nach deren 
Erfüllung das Aufgebot zu veranlassen. Ich sage: nach deren Erfüllung; — 
denn die Worte der Anweisung: Si sponsus — in nalla parochiarum, ubi — 
promulgatio fieri debet, per isex saltem septimanas habitet, proelamatio 
praeterea instituatur etc.‘‘, lassen keinem Zweifel Raum, dass der Bräutigam, 
sechs Wochen des Aufenthaltes vollenden müsse, ehe das erste Aufgebot 
geschieht, indem von dem Dasein oder dem Abgänge dieser Bedingung die 
Bestimmung abhängig gemacht wird, wo das Aufgebot vorzunehmen sei. 

B. Nach dem bürgerlichen Ehegesetze für Oesterreich soll jede Ehe in 
der Pfarrkirche des Bezirkes, wo beide wohnen, oder bei verschiedenem 
Wohnorte der Brautleute, in der beiderseitigen Pfarrkirche'geschehen. §. 15.. 
* des kaiser). Ehegesetzes. Dieses Gesetz nimmt nämlich ohne weitere Unter¬ 
scheidung nur allein Rücksicht auf den Ort, wo jedes der Brautleute wohnt, 
uäd verlangt daher, dass das Aufgebot in zwei Seelsorgskirchen geschehe, 
wenn beide Brauttheile in verschiedenen Pfarrbezirken wohnhaft sind. Auch 
in Beziehung des sechswöchentlichen Aufenthaltes ist ein Unterschied zwischen 
den kirchlichen und bürgerlichen Anordnungen. Denn gemäss der oben an¬ 
geführten Worte der Anweisung bezieht das kirchliche Gesetz den Zeitraum 
von sechs Wochen auf den Beginn der Verkündigungen, ohne weitere 
Berücksichtigung, ob der Ort der Verkündigung auch jener der Trauung sei: 
hingegen das baiserl. Ehegesetz sagt: „Wenn die Verlobten oder Eines von 
ihnen in dem Pfarrbezirke, in welchem die Ehe geschlossen werden soll,' 
noch nicht dureh sechs Wochen wohnhaft sind, so ist das Aufgebot aueh an 
ihrem letzten Aufenthaltsorte, wo sie länger, als die ebenbestimmte Zeit ge¬ 
wohnt haben, vorzunehmen, oder die Verlobten müssen ihren Wohnsitz an 
dem Orte, wo sie sich befinden, durch sechs Wochen fortsetzen, damit die 
Verkündigung ihrer Ehe dort hinreichend sei.“ Ehegesetz §. 16« Diesem ist 
8 . 72. des a. b. G. B. gleichlautend. Die österreichiseben Rechtslehrer sind' 
über den Sinn dieser Anordnung in Hinsicht der Frage, von welchem Zeit¬ 
punkte an die sechs Wochen zurück zu zählen sind, nicht einig, indem einige 
als Abschluss des Zeitraumes die erste Verkündung, andere die Trauung be¬ 
trachten. Ich halte mit Kutschker IV. Bd. S. 15. (vgl. J. Helfert Hand¬ 
buch des Kirchenrechts. 3. Aufl. S. 494.) jene Ansicht dem Wortlaute des 
Gesetzes mehr entsprechend , welcher zufolge in dem enden Absätze dqs 
8. 5, wo von der Zeit des Aufenthaltes im Orte der beantragten Trauung 
die Rede ist, von eben dieser zurückgerecbnet wird; und in letztem Absätze, 
wo von der Erstreckung des Aufenthaltes auf 6 Wochen gesprochen wird, 
die Zeit, welche während der Verkündigungen verfliesst, in jenem gesetzlichen 
Zeitraum einbegriffen wird. Indessen ist es für die Anwendung von keinem 
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Belange, wie man diesen $. des bürgerlichen Ehegesetzes denie, indem man 
wegen der kirchlichen Anordnung, wie schon bemerkt worden, die Bechs’ 
Wochen von der ersten Verkündigung zurückzuzählen hat. 

2 . Wo hat nach kirchlicher• Gesetzgebung das Aufgebot zu geschehen, wenn- 
eine zu B in Diensten stehende majorenne Brant alldort sich verehelichen 
will, deren Vater aus ihrem Geburtsorte A inzwischen nach C übersiedelte? 

Antto. Da diese Person nach §. 43 . der Anw. in B einen aneigent¬ 
lichen Wohnsitz hat, so entsteht die Frage, ob sie auch einen eigentlichen' 
besitze, um nach §. CI in selbem verbündet zu werden. Es lässt sich aber 
ein Domicilinm verum für sie weder in A noch in C annehmen. Nicht in 
A; denn in ihrem Geburtsorte hat sie nach dem Abzüge ihrer Eltern weder 
einen eigenen Herd, noch eine rechtlich gesicherte Unterkunft bei den Ihrigen, 
und kann auch keines der oben (N. IV.) erwähnten Merkmale eines Domidls 
für sich nach weisen 5 nicht in C, denn hier hat sie nie den Wohnsitz ange-‘ 
treten, was doch zur Erwerbung eines freiwilligen Domicils nothwendig ist, 
nach dem Grundsätze des römischen Rechtes: „domicilium re et facto trans— 
fertur, non nuda eontestatione.“ L. 20. Dig. ad municip. (50. 1.) Hat nun 
diese Braat nach dem Bisherigen keinen eigentlichen Wohnsitz, sondern nor 
einen uneigentiiehen, so ist §, 63 der Anweisung massgebend, und es ist 
Rücksicht zu nehmen, ob sie im „Orte“, wo sie gegenwärtig im Dienste steht, 
wenigstens ein Jahr lang verweilte: verweilte sie alldort nur eine kürzere Zeit, 
so muss das Aufgebot auch dort, wo ihr das Heimatsrecht zusteht, worüber 
sie sich auszuweisen hätte, ebenfalls vorgenommen werden. Der Ausdruck 
„im Orte“ ihres uneigentiiehen Wohnsitzes — „in loco quasi-domicilii“ — 
wird in vielen oder den meisten Fällen keinem Zweifel Raum geben, welches 
Kirchspiel bezeichnet sei; allein bei einer grössem Ortschaft, wie einer Stadt,- 
welche mehrere Pfarrbezirke begreift, kann die Frage aufgeworfen werden, 
ob der genannte Ausdruck die ganze Ortschaft, oder nur ein bestimmtes 
Kirchspiel derselben bedeute, ob daher der Aufenthalt eitles Jahres in der 
ganzen Ortschaft erfordert werde. In den mir zu Gebote stehenden Erörte¬ 
rungen über das Ehewesen in Oesterreich finde ich diese Sache nicht be¬ 
sprochen. Ich sehe midi daher nur anf die Anweisung gewiesen, um eine 
Antwort auf die angeregte Frage zu finden. Hier scheint nun der nächst 
vorhergehende §. 62 Aufschluss zu geben. Die einschlägige Stelle lautet im 
lateinischen Texte: „Si sponsus vel sponsa in nulia parochiarum — per sex 
saltem septimanas habitet, proclamatio instituatur praeterea in ecclesia paro- 
chiali ejus loci, ubi persona — ultimo per sex saltem hebdomadas habita- 
verit.“ In diesem Zusammenhänge kann nicht von irgend einer , sondern es 
muss von einer bestimmten Pfarrkirche die Rede sein, wie auch die Ueber- 
setzung: „in der Pfarrkirche“ lautet; diese ist aber nur dann bestimmt, wann 
Locus nicht eine Ortschaft, welche möglicher Weise auch mehrere Pfarren 
begreift, sondern einen abgegrinzten, nur Eine Pfarrkirche einschliessenden 
Bezirk, ein Kirchspiel bedeutet. Diese Wprtbedeatang wird nun auch im 
nächstfolgenden §. (63) ansunehmen sdin; es wird daher in Rücksicht der 
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mehr erwähnten Braut zu erforschen, kommen nicht blos, ob sie in der 
Ortschaft B, sondern auch, ob sie im näniliahen Kirchspiele daselbst ein 
Quasi-domicilium durch ein volles Jahr gehabt habe. 

3 . Wo hat das Aufgebot und die Trauung zu geschehen, wenn die Witwe 
eines in M angestellten Beamten sich in ihrem Geburtsorte N verheiraten 
will, wo sie das elterliche Anwesen übernehmen soll? 

Wenn gleich diese Person ursprünglich ihr eigentliches DomiciWn ihrem 
Geburtsorte N hatte, wo ihre Eltern ansässig waren, so hat sie doch das¬ 
selbe verloren, da die Frauen gesetzlich dem Domicil ihres Mannes folgen, 
Anw. §. 41.; jedoch dafür nach §. 42 ein neues in dem Orte M erlangt, 
wo ihr Gatte seine bleibende Anstellung hatte. Wenn nun aber auch das 
Band, welches sie an ihren Gemahl knüpfte, durch dessen Tod gelöset 
wurde, -so stand doch die Witwe nicht heimatlos da, sondern ihr Domicil, 
das sie nun einmal gesetzlich in M. erworben hatte, dauert daselbst fort, 
bis sie es freiwillig durch Dereliction aufgibt, L. 22. §■ 1. Dig. ad munirip. 
(50. 1.) und cap. 1s, qui habens, de sepult. in VI. Es hängt daher die 
Beantwortung dieser Frage von dem Umstande ab, wann die Braut nach N 
sich begibt. Es sind 3 Fälle zu unterscheiden: 1) ob sie so frühzeitig in 
ihren Geburtsort zurückkehrt, dass sie volle sechs Wochen vor der ersten 
Verkündigung dort zubringt; 2) ob sie diesen Zeitraum nicht erfüllt; 3) ob 
sie erst vor der Trauung nach N kommt. Im I. Falle hat das Aufgebot 
und die Trauung in N zu geschehen, ausgenommen, wenn von Seiten des 
Bräutigams etwas anderes erforderlich wäre. Im 2. Falle würde auch in M 
das Aufgebot erfordert werden. Im 3. Falle müsste von Seite der Braut die 
Verkündigung in M veranlasst werden; die Trauung aber geschähe in N, 
abgesehen von besondern Umständen, wie z. B. wenn der Bräutigam sein 
früheres Domicil in P aufgegeben, und sein neues in N noch nicht bezogen 
hätte, so könnte die Trauung von dem Pfarrer in M als Seelsorger des noch 
nicht verlassenen Domicils der Braut unmittelbar vor ihrer Abreise nach N 
vorgenommen werden, was unter dem Gesichtspunkte der Gültigkeit allein 
für jeden Fall geschehen könnte. 

Nach dem bürgerlichen Ehegesetse hat die Verkündigung dieser Ehe 
keine Schwierigkeit. Sie wird in M verkündiget, wenn die Braut nicht 
früher als zur Trauung nach N abgeht ; in M und N, wenn sie einige, nicht 
volle sechs Woeben vor jener dahin sich begibt, in N allein, wenn sie das 
gesetzliche Mass der sechs Wodien in diesem neuen Wohnorte vor der 
Hochzeit erfüllt. Es ist daher ersichtlich, dass durch die Beobachtung d» r 
kirchlichen Vorschriften auch dem bürgerlichen Ehegesetze Genüge geschieht. 
4 . Wo hat das Aufgebot und die Trauung su geschehen, wenn ein Jüngling 
aus einer grössern Stadt gebürtig, im Kirchspiele P daselbst seinen eigent¬ 
lichen Wohnsitz hat, im Kirchspiele Q aber als Werkführer angestellt tot, 
und sich nun da verehelichen will mit einer Auswärtigen? 

Die Bestimmungen des bürgerlichen Ehegesetzes sind auch in diesem 
Falle klar genug. Die Aufgebote sollen geschehen kn gemeinsamen „Pfarr- 
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besirke“, wo sie zur Zeit „wohnen.“ Wäre der eine Theil in diesem, der 
andere in jenem Kirchspiele wohnhaft, so hätte die Verkündigung da wie 
dort vor sich 211 gehen, S. 15. Wegen des sechswöchentlichen Aufenthaltes 
gilt das oben ( 1 , B.) Bemerkte. Nach kirchlichen Bestimmungen geschieht 
snfolge der Anweisung das Aufgebot in P und Q als dem eigentlichen und 
oneigentlicben Wohnsitze des Bräutigams: in Hinsicht der Braut,'welche als 
eine Auswärtige, daher nicht als in der nämlichen Stadt wohnhaft bexeichnet 
Wird, kämen die schon mehr erwähnten §§. 40—44 und 60—63 der Anw. 
in Anwendung. Wer soll aber als eigener Pfarrer die Trauung vornehmen? 
Der §. 39. sagt: „Der Brautleute eigener Pfarrer ist jener, in dessen Pfarr- 
besirke sie ihren eigentlichen oder uneigentlichen Wohnsitz haben 5 “ womit 
auch die oben (N. VI.) angeführte Stelle ßened. XIV. übereinstimmt. Eigener 
Pfarrer des Bräutigams ist daher jener des Bezirkes P und Q, ausser diesen 
Bälden könnte die Trauung auch noch der Seelsorger des Domicils der Braut 
gültiger Weise vornehmen, jedoch nur bis zum Zeitpunkte, wo diese ihr bis¬ 
heriges Domicil verlässt, um ihr neues in Q zu beziehen. „Sacia Congr. 
oensuit, ad validitatem matrimonii sufficere praesentiam solius parochi 
proprii sponsae, quando matrimonium in parochia sponsae contrahitur; similiter 
etc*“ (Conc. Trid. c. declar. ed. Richter et Schulte Lips. 1853. pag. 227, 
228, num. 43.) Sind nun aber alle diese im gleichen Masse berechtigt, und 
soll es dem Belieben der Brautleute überlassen bleiben, vor welchem der an- 
gedeuteten Seelsorger sie die Ehe abschliessen wollen? Es würde mit der 
Einhaltung einer angemessenen Ordnung kaum vereinbar sein, wenn diese 
Auswahl blosser Willkür anheim gegeben wäre. Allein es ist nicht so leicht 
auszumittcln, was in dieser Sache zu gelten habe. Kutschker hat im 4. Bd. 
S. 416—461 manche doctrinelle Ansichten und particuläre Entscheidungen 
hierüber gesammelt, jedoch hat die Klarheit durch die Menge und Breite der 
Allegate nicht sonderlich gewonnen. Am meisten dürfte für unsere Unter¬ 
suchung der Bescheid zu bedeuten haben, welcher auf eine Anfrage des Bi¬ 
schofs zu Gubbio von der S. Congr. Conc. unter 24. Mai 1788 erfloss, 
wovon Kutschker 1 . c. S. 426, Richter-Schutte I. c. pag. 228. num. 45. 
Knopp Lehre von den Ehehindernissen S. 451. Meldung thun. Jener Bischof 
hatte die Frage gestellt: .,an matrimoniis Famularum assistere debeat parochus 
domicilii paterni, seu potius alter, in cujus parochia puellae famulatum prae- 
stant? Hierüber wurde derselbe angewiesen: „Episcopus per decretum jubcat, 
ut matrimoniis puellarum, quae famulatum Eugubii praestant, assistat parochus 
domicilii paterni, materni, fraterni, ejusdem puellae, quatenus illud habeant 
in eadem civitate; si non babeant, assistat parochus domicilii (d. h. quasi 
domicilii), in quo degunt, quatenus in eadem civitate matrimonium contrahaut.“ 
Was der bemeldete Bischof für seine Diöcese gesetzlich auordnen soll, das 
stimmt mit der Gepflogenheit in Rom nnd mit dem überein, was Benedict 
XIV. einst als Erzbischof von Bologna angeordnet hatte. Der Umstand, dass 
der Bischof geheissen wird ein Decret in diesem Sinne zu erlassen, ist nicht 
ohne Bedeutung. Denn obschon der genannte Papst in seiner frühem Stellung 
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(für seine Erzdiöcese massgebend für andere doctrmell) sich 'für eine Ent¬ 
scheidung der Rota erklärt (bei Kutschker IV. S. 426), wo es heisst: 
„Urbis consuetudo, yelut in conspectu Sedis Apostolicae indacta haben solet 
pro lege in universo Orbe, et normam episcopis — tribuere debet“; so be¬ 
merkt doch Scavini in seiner dem P. Pius IX. gewidmeten Theologie mo- 
ralis universa (tum. III. pag. 499 edit. IV.) „Contraria dispositio, cujus 
meminit Benedictus XIV. Notif. 33. respicit tantum Statum Romanum, cujus 
quidem talis est usus, ut familiäres ac famuli (famulae), si habent domicUium 
in alia paroecia, ad hanc pertineant.“ Für andere Diöcesen, wo eine solche 
particdlare Anordnung oder Gewohnheit nicht besteht, gilt nach diesem Auto« 
das gemeine Recht, nach welchem Dienstleute von jenem Seelsorger, in dessen 
Bezirke sie dienen, und quasi-domicilium haben, so gut wie yon jenem ihres 
eigentlichen Wohnortes getraut werden können, welche Ansicht Scavini’s ihre 
Stütze findet in dem Decr. der S. Congr. Conc. vom 19. Den. 1648, (an¬ 
geführt bei Kutschker Seite 423.) und womit der oben erwähnte Erlass an 
den Bischof yon Gubbio ganz wohl sich vereinigen lässt. 

Kehren wir nun nach dieser Digression wieder zur ursprünglichen (4) 
Frage zurück. In dem berührten Falle würde die Antwort nicht für alle 
Orte die nämliche sein, da die Bestimmung, wo unter den angedeuteten Umt- 
ständen die Trauung vorzunehmen sei, von particulären Gesetzen und Ge¬ 
wohnheiten hergeleitet werden muss. So würde z. B. in der Brixner-Diö- 
cese dieser Act in der Pfarre des uneigentlichen Wohnsitzes des Bräutigams 
vorzunehmen sein. Des Bräutigams — indem nach einer legitimen Gepflo¬ 
genheit in dieser Diöcese die Regel gilt: „Sponsalia (i. e. examen matri¬ 
moniale), ubi sponsa; nuptiae, ubi sponsus.“ Für das quasi-domicilium des¬ 
selben gälte der Ausspruch Benedict XIV. (oben N. VI.): „Liberum erit con- 
trahere coram illo parocho, intra cujus paroeciae fines tune inhabitat Es 
versteht sich von selbst, dass es ihm auch unbenommen bliebe, auf eine 
kurze Zeit den uneigentlichen Wohnsitz zu vertauschen, um als „inhabitans^ 
alldort sich trauen lassen. Anders lautet die Antwort Air die Diöcese Wien $ 
denn unterm 21. Dez. 1856 verordnete der Hoch würdigste Cardinal Fürst¬ 
erzbischof: „Wenn Jemand in der Erzdiöcese Wien seinen eigentlichen Wohn¬ 
sitz hat, so darf kein Pfarrer Meines Kirchensprengels, in dessen Besirke 
derselbe einen uneigentlichen Wohnsitz hat, — die Trauung vornehmen, 
ohne von mir oder von dem Pfarrer des eigentliehen Wohnsitzes hiezu die 
Erlaubniss erhalten zu haben.“ In der nämlichen Erzdiöcese findet für nnsern 
Fall noch eine andere Verordnung Anwendung, welche lautet: „ut in parochia 
sponsae matrimonium celebretur; — hoc tarnen ad validitatem non refert, 
sed uterque parochus valide assistit.“ Rit. Vien, bei Kutschker IV. B. S. 375. 
Für diese Frage werden also die Diöcesan-Vorschriften oder Gepflogen¬ 
heiten massgebend sein. Hofmann. 
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WMe Jure Jttom • Pontificis Poneiiia oeeumenica 
convocandi iisque praesidendi ') 

Introduetio. 

Quae semper et ubiqoe a sinceris catholicis uno ore proclamata est 
Romani Pontificis concilia oeeumenica convocandi iisque praesidendi potestas, 
ea posterioribus praesertim temporibus non solum apud eos invenit oppng- 
natores, qui aperta fronte recusantes erg« pietitissimam matrem obedientiam 
ad baereticorum et scbismaticorum transfugere castra, verum etiam apud illos, 
qui, sin minus ortbodoxi sensus, nominis tarnen studiosi, veri catholici faciem 
prae se ferre nunquam non satagunt. Non in dogmatica et hermeneuticaj 
tantima, sed et in re.historica et in sacris canonibus pro sententia sua tueqd« 
adminiculum sibi videntur invenisse, ac principio contenduqt, ipso facto ex, 
Conciliis orientalibus patefieri, non penes Romanum Pontificem residere haue 
Concilia generalia convocandi potestatem, utpote quam Imperatores suo jure 
semper exereuerint Subdunt deinde, neque Romanum Praesulem in iisdern 
Conciliis principem obtinuisse locum neque alios episcopos in ferenda sen¬ 
tentia praeisse; quod si forte primas aliquando oeenparit partes, id potius 
ex conniventia quadam caeterorum pastorum ac honoris deferentia contigisse, 
quam ex jure sedi Romanae proprio eique jam inde ab aetate apostolica ju- 
giter annexo. Quam assertionem falsam atque non minus ab higtorica reri- 
tate quam a sacris canonibus esse alienam demonstrandum aggredientes dog- 
maticam controversiam de juribus universae ecclesiae capitis tbeologiae tracta- 
toribus versandam relinquimus, et ipsas synodos adimus ac porro ex earuqi 
bistoria atque ex sacris canonibus certis nos argumentis confecturos esse 
confidimus, non solum de nudo facto constare, quod Concilia generalia a 
Romano Praeside semper fuerint convocata, sed in tuto quoque. positum esse 

’) So wie die febronianischen Gegner der Suprematie des Papstes sich nicht damit 
begnügten, die suprema potestas jurisdiotionls Romani pontificis im Allgemeinen 
zu bekämpfen, sondern vielmehr bemüht waren, auch in specie bei allen ver¬ 
kommenden Fällen — wie namentlich bei der Convocatio et praesidentia generfi- 
linm jjnoddritm — diese Gewalt wegzuraisonairen, ja als bistorisch unbegründet 
und falsch ^ar^ustellen, eben so thut es jetzt no(h, dass die Lehre vom Prinuit 
picht nur auf ^Ogmatisohem Wege in genere u. s. w. theoretisch bewiesen und 
ausser Zweifel gesetzt werde, sondern es muss auch im Einzelnen — für die vor¬ 
nehmsten Fälle wenigstens, aus den canones der alten Kirche, so wie aus dem Ver¬ 
hältnisse zwischen den Kaisern und den Päpsten dargethan werden, dass der 
mische Bischof diese Jurisdiction stets aotu ausgeübt hat, und das ist eben.der 
Zweck der. nachstehenden Abhandlung. Da die i\cten des Conciiiums von Chaicedpn 
nun aber in dieser Hinsicht ein reichhaltiges Archiv bilden , aus welchem Argu¬ 
mente genommen werden können, um. auch das Verhältnis des Staatsoberhauptes 
zu der Convocatio et praesidentia Conciliorum festzustellen, so wurde hier dieses 
Concil eigens weitläufiger behandelt und dadurch wie uns bedüokt, die Sache in 
noch helleres Licht gestellt. (Anmerkung des Herausgebers«) 
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jus ipsius Romani Episcopi in Conciliorum convocationem atque in eorum 
praesidentiam. 

Agemus autem potissimum de Conciliis Orientalibus, nam de Occidenta- 
libus non movetur qaaestio, quam ipsi atfversarii praesidentiam horum con- 
vocationemque Pontificiam agnoscant. Prolatis igitur antiquitatis documentis 
jus Romani Episcopi in concilia oecumenica examinemus generatim ac deinde 
dicemus de nonnullis synodis generalibus in particulari, Adversariorum dubia 
in ultimo capite solventes. 

Caput I. 

De jure Romani Pontificis circa convocationem et praesidentiam in Con¬ 
ciliis generalibus generatim. 

2 . Non uua est adversariorfum classis, contra quos haec quaestio insti- 
tuitur, de quibus agemus in objectionibus: generatim hic notare sufficiat 
duplex esse genus eorum, qui refragantur; all! sunt protestantes, qui Pri- 
matum Romani Pontificis denegant, et alii sunt qui se catholicos dicont et 
Primatum Romani Praesulis saltem verbis admittunt, ast ejus praecipüa jura 
vel negare vel infirmare contendunt; homines de grege Janseniano et Febro- 
nlano, qui se dicunt Catbolicos esse et non sunt, plane similes iis de quibus 
in Apocalypsi dicitur c. 2. 9. Qui se dicunt judaeos esse , et non sunt , sed 
sunt Synogoga Satanae. 

Jam ex ipsa doctrina primatus, qui solide a theologis catbolicis demon- 
stratur, cum plenitudine potestatis spiritualis pro regimine universalis Ecclesiae, 
id evidenter colligitur; ad quem enim pertineret convocare coetum pastorum 
universam Ecclesiam repraesentantem, nisi ad eum, cui universa Ecclesia, agni 
et oves concrediti fuerunt? Et sane ad nullum alium potest pertinere; non 
ad Principes, intellige juro proprio, prout infra latius declarabitur, non ad 
Patriarchas nec Primates cet., unde restat illud jus nulli alteri competere 
posse, nisi illi, qui universae Ecclesiae praeest, quique illud semper exercuit. 

Pro jure praesidendi conciliis generalibus eaquc convocandi, luculentis- 
simum prae caeteris habetur documentum in Concilio Chalcedonensi act. 
apud Harduin. Tom. 2. Col. 67. 

Dioscorus in latrocinio quod prius ut Oecumenicum convocatum fuerat, 
sibi praesidentiam et dominatum usurpaverat, exclusis Iegatis S. Leonis, 
postea vero in concilio Chalcedonensi sedebat loco suo: Ast Paschasinus 
reverendissitnus Episcopus, et Vicnrius Sedis Apostolicae cum in medio una 
cum aliis viris reverendissimis collegis suis stetüset, dixit: Beatissimi ac 
Apostolici viri Papae urbis Romae, qui est caput otnnium Ecclesiarum, 
praecepta habemus prae manibusin quibus censuit interloquendum, ut Dios¬ 
corus non sedeat in Concilio: sin autem hoc.facere aggrediätur, ejiciatur. 
Hoc nos observare necesse est. Si ergo praecipit vestra magmficentia, 
aut ille egrediatur, aut nos eximus. 

Quid ex, hoc textu in rem praesentem sequätur, clare patebit, ex iis 
quae deinde subjiciuntur: » sed prius apportunum ent nonnullas adnotationes 
facere. 
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t. Ex texta manifeste coliigitur supremam esse Rom. Pontiflcis in Con- 
ciliis generalibus auctoritatem: agebatur de judicio criminali contra Diosco- 
rum Alexandrinum seu Patriarch am secundae Sedis, et quidem nemine recla- 
mante; quae enim opposita fuerunt, praeterquam quod nullum effeetum fuerint 
sortita, spectabant ad formam criminaliter procedendi. 

2. Qai sic loquitur nomine Pontificis, is profecto ostendit se toti coetui 
praesidere, non solum ut primtim inter pares, sed cum potestate jurisdictionis. 

3. Deinde nonnnllis jynterjectis, gloriosissimi judice\ et amplissimus 
senatus dixerunt: quid enim specialiier ingeritur Dioscoro reverendissimo 
Epttcopo? Haec verba non continent negatipnem potestatis, sed refernntur 
ad formam criminaliter procedendi, et petitur, ut indicentur causae ob quas 
Dioscorus judicandus sit. 

Paschasinus reverendissimus Episcopus et Vicarius Sedis Apostolicae 
dixit: Cum intromissus fuerit necesse est, ut illi objiciantur. 

Dioscorus praesens erat in Concilio et residebat loco suo, qua igitur 
ratione dicitur intromittendus? Resp. intromittendus dicitur, ut judicandus, et 
quia ardua res erat Patriarch am secundae Sedis expelii e loco, quem jam 
occupabat, eumque intromittere ut judicetur, ideo sequitur: 

Ut jam inierfati sumus, causa , quae objicitur, specialiier mani¬ 
fest etur. 

Lucentius reverendissimus Episcopus et Vicarius Apostolicae Sedis 
dixit: Judicii sui necesse est cum dare rationem, quia cum personam 
judicandi non haberet, praesumpsit, et synodum ausus est facere sine auc- 
toritate Sedis Apostolicae, quod nunquam factum est nec fieri lieuit. 

4. Antequam pergam, nonnulla sunt adnotanda. 

1 ) Agitur hic de concilio generali, Tel quod ut generale convocatum fuerat, 
quod tarnen ob praepotentem dominatum Dioscori in Latrocinium desiit, unde et 
communiter vocatur Latrocinium Ephesinum: adeoque de conciliis generalibus 
textus citatus intelligitur, nec pertinet ad concilia particularia, saltem eadem 
ratione. Pro conciliis particularibus sive DioecÄanis, sive Provincialibus, 
sive Patriarchalibus semper requisitum fuisse expressum Pontificis consensum 
non contendo: attamen contra ejus voluntatem celebrari nequeunt, prout satis 
superque colligitur ex iis, quae dicit Socrates Lib. 2. Hist. Eccl. C. 8. Edit. 
‘Vales. agens de synodo Antiochena in qua S. Athanasius damnatus fuit: 
Sed neque Julius, inquit, interfuit Romanae Urbis Episcopus, nec quem- 
guam eo misit qui locum suum impleret: cum tarnen Ecclesiastica regula 
vetet, ne absque consensu Romani Pontificis quidquam in Ecclesia decema- 
iur, qnamquam et aiia ratio sit ob quam S. Athanasius Patriarcha Alexan- 
drinus, a Concilio Antiocheno judicari non potuerit: nam Patriarcha dbcundae 
sedis judicari non poterat nisi a Pontifice, Tel a concilio cum Pontificis 
assensu. Similia habentur apud Sozomenum Lib. 3. c. 10. 

2. Secuudo colligitur Pontificis auctoritatem intervepisse in celebratione 
omnium Concilioram generalium, quae ad illud usque tempus fuerant con- 
gregota, nempe Nicaeni, Sardicensis, Constantinopolitani primi et Epbesini; 
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tametsi enfm Constantiuopolitano l. non praesederit Pontifex per se tel per 
8 Q 08 legales, tarnen Pontifex in ejus convocationem assensit, ut patet etiam 
ex sennone prosphonetico jam citato; alli dicunt hoc concilium per 8e non 
(bisse oecumenieum, Sed unice ob secQtam approbationem Pontificis, vet nt 
uni tum cum Concilio romano sub Damaso oecumenicis annumerari. 

5. Post supra relata Lucentii verba sequitur: Paschasinus vero Reve- 
rendissimus Episcopus et Vicarius Sedis Apostolicae dixit: Nos contra prae- 
cepta beatissimt atque apostolici Papae gubematoris sedis Apostolicae venire 
non possumus, nec contra Ecdesiasticas regvlas, vel contra Patrum insti- 
tuta. Gloriosissimi Judices ct amplissimus Senatus dixerunt: convenit vos 
specialiter, quid erraverit exponcre. Lucentius vir venerandus Episcopus et 
Vicarius sedis Apostolicae dixit: Non patimur tantam injuriam nec vobis 
fieri, nec nobis, ut iste sedeat qm judicandus advenii. 

' > 

Ex dictis patet, quantum desiderassent gloriosissimi judices et amplis¬ 
simus senatus, ut a judicio Dioscori abstineretur; ast Lucentius ac Pascha¬ 
sinus firmi steterunt; quae a gloriosissimis judicibus et amplissimo senatu 
oggerebantur, partim ostendebant desiderium, nt a judicio Dioscori abstine¬ 
retur, partim referebantur ad formam processus criminalis. Porto verba 
illa: convenit vos specialiter , quid erraverit, exponere, recte dicta fuissent, 
si Paschasinus et Lucentius personas accusatorum sustinuissent, tune enim in 
specie puncta accusationum exponere debuissent; ast non agebant personas 
accusatorum sed judicum ex mandato et auctoritate S, Leonis. Notetur insa¬ 
per, neminem exceptionem instituisse circa asserta Lucentii nempe sine auc¬ 
toritate Apostolicae Sedis nullam Synodum congregari posse, idque nunquam 
factum fuisse; neminem exceptionem instituisse, Dioscorum jure suo Synodum 
facere potuisse, et falsum esse, illud pertinere ad solum Pontificem, Diosco¬ 
rum munitum fuisse facultate Imperatoris, penes quem sit Conciliorum con- 
jgregandorum auctoritas. Hae tarnen exceptiones, si iis locus fuisset, salvis 
justitiae legibus praeterm^ti non poterant in judicio criminali contra Patriar- 
cham secundae Sedis instituendo in venerando et numerosissimo coetu chalce- 
donensi; unde ne omnes Episcopos ibidem praesentes ut praeyaricatores ha- 
beamus, dicendum est, illis exceptionibus locum non fuisse: et asserta a Lu- 
centio ut certa et indubia et hactenus servata ac deinde servanda habita 
fuisse. 

6. Gloriosissimi judices et amplissimus senatus dixerunt: Si judicio 
obtines personam, non ut accusator debes proseqvi . 

Beete, nam nec illa, quae, ut supra dixerat Lucentius, dkta fuerant per 
modum aecusationis, sed dixit Dioscorum judicandom esse, ut Campus davetar 
accusatoribus. 

Dioscorus igkur jussus fait in medium procedere, atque accusationem 
suscepit Eusebius Episcopus Borylaeae civitatis, ae deinde plures alii querelas 
snas exposuernnt tarn da iis, quae vei ipsi passi fuerant a Dioseoro , quam 
de ii», quae ab eo gesta fuarant contra fidem et jdra Apostolicae Sedis ; quae 
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com prima illa actio, ubi haeo tractata faerunt, longiaaima sit, bic praeter- 
mittere eogimur. 

Probatio, quam adduximus «st generalis et invictissima, ostendh regulam 
hactenus servatam et porro semper servandam. 

Pelagios H. Epist. 1 in Edit. Rom, a. 1591. ad Episcopos Orientte con- 
vocatos ad praetensum Conc. Generale a Joanne Jejunatore superbia et am» 
bitione inflato: Relatum est, inquit, ad Apostolicam sedem, Joannen Con- 
stantinopolitanum Episcopum universalem se scribere , vosque ex hae sua 
praesumptione ad Synodum convocäregeneralem: cum generalium Synodorum 
convocandarum uuthoritas Apostolicae Sedi B. Petri sinyulari privilegio 
eit tradita: et nulla unquam synodus rata legatur, quae apostolica auctcp- 
riiate non fuerit fulta. Quajnopter quidquid in praedicto vestro conten- 
ticulo (qvda synodus tatiter praesumpta esse non potuit) statuistis, ex 
auetoritate S. Petri Apostolorum Principis, et Domini Sabatoris voce, 
qua etc. praecipio omnia, quae ibi statuistis, et vana et cassata esse etc . 

Possent et plura alia addi, sed dabuntur infra, ubi de nonnullis Con- 
«flife generalibus in specie dicemus. 

7. Dna hie superest difficnltas solrenda, sed in genere tantum, qula de 
ea in specie redit sermo per decursum. Nempe concilia generalia in Oriente 
contocata fuisse ab Imperatoribus, imo Pontifices nonnunquam rogarunt Im» 
peratores, ut Conciiium congregarent: ergo hoc jus pertinet ad Imperatores. 

R. Distinguendo, Concilia convocata fuerunt ab Imperatoribus Jure a 
Rom. Pontificibus tacite vel expresso concesso, vel iis convocationi annuen- 
tibus idque ob rationabiles causas, Conc. ; jure proprio, Nego et addo sequen» 
tes adnotatienes. 

1 . Jus convocandi concilia est jus sacrum, quod regibus, principibüs, 
Tel imperatoribus nulla ratione competere potest, ergo a fortiori iis compe- 
tere non potest jus convocandi concilia oecumenica, quod inflaeret in imi- 
versa jura sacra, sive fidem sive disciplinam spectent. 

2 . Si imperatores partem babuerunt in convocatione Conciliorum Orien- 
talium: Occidentalia a solo Pontifice fberunt convocata. 

3. Sicut Pontifices dum graves et justae aderant rationes Imperatoribus 
asaentiebantur quoad convocationem Conciliorum generalium ; ita qaando ex 
convocatione pericula fidei timebantur, acriter eorum eowocatieni resistehanb: 
ita ab initio restitit Vigilius Justiniano Imperator! quoad convocationem Con- 
cilii Gen. V. quam vis deinde, mutatis circumstantiis, illius Concilii Decreta 
sua auetoritate confirmaverit. Gregorius II. Imperator! Leoni Isaurico volenti 
Goneilium oecumenieum Congregare, fortiter restitit (apnd Harduin. Tom. 4. 
eol. IG.) Seripsisti, inquit, ut conciiium universale cogeretur: et nobis 
inutilis ea res Visa est. Tu persecutor es imaginum, et hostis contume- 
Rosus et eversor. Cessa, nobis hoc largire, ut taceas: tum mundus pace 
perfruetur, et scandala cessabunt ... Cessa et quiesce, tum synodo minime 
epus eriti In eadem epist. plaribus ostendit ad Imperatores non pertinere 
Ut sibi jura sacra vindicent. Deinde cum Leo bauricus et post eum Con- 
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stanlinus Copronynaus Constantinopoli numerosissimum Concilium congre- 
gassent, utrumque boc Concilium nullius unquam in ecclesia auctoritatis ba- 
bitum fuit, quin imo ut haereticum fuit rejectum, non solum Ideo quod 
haereses contineret, quod, si Oecumenicum fuisset, fieri non potuisset, sed 
ideo quod sine consensu Romani Pontificis, vel potias eo repugnante, fuisset 
■convocatum. 

4 . Ubi nullum timebatur fidei vel eeclesiasticae disciplinae praejudicium 
Rmi. Pontifires baud aegre consentiebant Imperator!bus convocare volentibus 
eoncilia generalia, ob sequentes rationes: 

a) Quia tune vigebat Imperialis lex antiqua, qua frequentes hominum 
conventus absque Imperatoris auctoritate metu seditionum aut conspirationis 
\etabantur. 

b) Concilia commode fieri non poterant nisi in urbe aliqua Imperialj. 
Igitur sana ratio dictabat conventum tune fieri non debere absque eonsensa 
Pomini illius urbis. 

c) Haeretici et Schismatici legitimae auctoritati eeclesiasticae non satis 
subjecti Imperatorum erant compescendi auctoritate, quam ipsi cum minocl 
sek) adhibuisgent, si negotia in Conciliis a se non indictis fuissent tractata. 

d) Propter ecclesiarum paupertatem non potuissent Episcopi longa 
itinera conficere, praesertim ut ex universo 'orbe ad nnum locum pro oeler 
bratione Concilii generalis conourrerent, nisi vehicula et sumptus necessarios 
pia Augustorum liberalitas suppeditasset. 

e) Nisi Imperatoris consensus adfuisset, via non juris sed facti cele- 
bratio Concilii impediri potuisset. ■ 

Jam vero istae rationes a multis saeculis partim cessarunt, partim non 
eadem ratione subsistunt. Posterioribus enim saeculis non amplius omnia 
soli imperatori subdita erant, sed fiorentissimae ac cultissimae Orbis partes 
distributae erant inter diversos Principes Cbristianos, eosque Catholicos sal- 
tem usque ad epocham defectionis protestantium etc. 

Caput 11. 

De concilio Ephesino. 

Caput dividitur in duos articulos, in quorum priori de eotwoeatione, 
in posteriori de Praesidentia. 

ARTICULUS L 

De convooatione Concilii Epkesini. 

Cyrillus Alexandrinus certior factas de blaspbemiis Nestorii, binas 
ad ipsum dedit litteras, quarum posterioribus incipientibus: Cum ttdvalor 
notier, causam ad Coelestinum Papam detulit: Coelestinus de tota re apprima 
instructus, lectisque Nestorii pagjnis et epistolis S. Cyrillo Alexandrino suas 
in hac parte vices commisit, - et inter alia ad ipsum scribit: Auctoritate igitur 
tecum nostrae tedit adteila vice noetra utut, hanc exsequerit dietricto vigorg 
eententiam , ut aut infra decem die*, ab hujus conventiom* die numerandot > 
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procas praedtcationes suas scripta professione ceudemnet; et hanc se de 
Natkitate Christi Dei nostri fidem teuere confirmet, quam et Romano, 
et tuae sanctitatis Ecclesia, et universalis devotio tenet. Aut rdsi hoc fecerit, 
mos Sanctitas tua illi Ecclesiae provisura, a nostro eum corpore modis 
Omnibus sciat esse remevendum . Harduin. T. 1. col. 1323. Datae »aut 
bae litten« IV. Id. Augusti Theodosio XIII. et Valentiniano m. Coss. Ast 
rero ob di versa impedimenta, et nominatim quod Imperator Theodosius cir- 
cumventus profanis nonnalloram inshraationibas huic negotio se immiscuisset, 
res tone executioni data non fuit, et cogitari coeptom est de oecumenica 
Synodo convocanda. Interim ex hisce patet sopremam in hoc negotio auc- 
toritatem exercufese Coelestinum R. Pontificem. 

10 . Concilium ab Imperatoribus Theodosio et Yalentiniano convocatum 
fuit, ast assentiente Coelestino Pontifice: patet imprimis ex sermone pros- 
phonetico jam citato: 2. Ex commonitorio a Coelestino dato Episcopis et 
Presbyteris euntibus ad Orienten), nempe ut universal) synodo nna com 
S. Cyrilio nomine Pontificis praesiderent: Auctoritatem Sedis ApostoUcae 
custodire debere mandamus ... ad disceptationem sifuerit centum, cos de eorum 
sententiis judicare debeatis, non subire certamen. Usque ad adrentum Vicario- 
rum Apostolicorum 8. Cyrillus Alexandrinus vice Coelestini Papae praesidebat. 
In ipsa prima actione ante adventum Vicariorum Apostolicorum et Joannis An- 
tiocheni Nestorius judicatus et depositus fuit, primusque subscripsit S. Cyrillus. 
In hac depositionis sententia, quae videri potest apud Harduin. T. 1. coL 
1422. haec leguntur: Coacti per sacros Canones et Epistolam sanctissimi 
Patris nostri et comministri Coelestini Romanae Ecclesiae Episcopi, lacrymis 
subinde perfusi, ad lugubrem hanc contra eum sententiam necessario cenimus. 
Igitur Dominus N. JESUS CHRISTUS, quem suis iÜe blasphemis cocibus im- 
peticit, per sanctissimam hanc synodum Nestorium eundem episcopali dignitate 
privatum, et ab unicerso sacerdotum consortio et coetu alienum esse definit. 

Sed de auctoritate Rom. Pontificis exercita in iila Synodo per suos 
Legatos plura addemqs art. seq., nonnulla hic sunt addenda de concocatione. 

Socrates Lib. 7. a Cap. 29. de Nestorio et ejus occasione gestis histo- 
riam texit: nihil ex illo scriptore in rem nostram proferam: satis sit monere, 
tametsi nihil in ejus narratione sit, quod hactenus a nobis dictis opponatur, 
»am tarnen hon uno ex capite admodum esse inexactam, imo et falsam. 

Evagrius scholasticus Lib. 1. H. E. c. 3. Merito, inquit, Cyrillus petiit 
a Theodosio, qui tune Orientis Imperium admirästrabat, ut ejus mandato 
prima Synodus Ephesi congregaretur , Imperialibus litteris tum ad CyriUum 
ipsum tum ad omnes ubique sanctissimarum Ecclesiarum Episcopos imssis: 
ubi vides 8. CyriUum, cui tota causa Nestoriana a 8. Coelestino commissa 
fuerat, Imperator! proposuisse ut synodus fieret. Deinde sequitur: Igitur 
Theodosius synodum indixit die Pentecostes. Sed dices: si 8. Cyrillus in- 
diguit petere ab Imperatore, ut Synodus congregaretur, jus conrocationis ad 
Imperatorem pertinere dicendom est, et non ad Pontificem. 

Uoy’t Archiv für kalk. Kirchenrecht II. Band. 36 
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R. Distmguende. Jus cosvocatioms ad imperatorem pertitoere diceodam 
•cst etc. jure proprio. Nego. Seeus et in sensu jam sopra explicato, Conc. 
et recoiantur dicta superius, quibus addi potest, nulla Concilia, etiamsi ma- 
ximus interfoerit Episcoporum nomeros, sine consensu Romani Pontificis nisi 
saltem is deinCeps accesserit, non dico ut oecumenica, sed ut legkima in Ec¬ 
clesia cathdlka unquam habita fuisse: sed rejecta fuere ut conciliabula vel 
latrocinia: praeter duo ab Imperatoribus Iconoclastis congregata, et suprn 
.memorata, exempla »unt, Concißum Mediolanense 300 Episcoporum, in quo 
8 . Athanasius damnatus, et Liberius Pontifex in exilium actus fuit, Arim- 
nense 400 Episcoporum. 


ARTICCJLÜS 0. 

Quis et quo Jure praesederit in Concilio Ephesins ? 

11 . Jam vidimus supra a Coelestino Pontifice S. Cyrillum constitutum 
fuisse Apostolicae sedis Vicarium in toto hoc negotio. Quibus positis, dico: 
S. Cyrillus Concilio Epbesino oecumenico praesedit nomine Romani Ponti¬ 
ficis Coelestini, una cum Arcadio et Projecto Episcopis ac Philippo. presbytero. 

Prob. 1) Ex commissione 8. Coelestini data 8. Cyrillo in toto hoc 
negotio: Auctoritate igitur tecum nostrae sedis adscita etc. textus jam 
fuit citatus. 

2 ) Ex Commonitorio a Coelestino dato Episcopis et presbyteris in Orienten 
(hoc est ad Concilium) profecturis, in quo: ad Fratrem, inquit, et coepis- 
coputn nostrum Cyrillum consilium vestrum ornne concertite, et quidqvid in 
ejus videritis arbitrio, facietis. Unde intelligitur 8. Cyrillum primarium 
inter praesidentes fuisse constitutum: et nihilominus legati etiam praesederunt, 
et primarias partes in Concilio egerunt cum 8. Cyrillo et sub ipso, exeeptis 
iis, quae ipsis peculiariter fuerant ab Apostolica sede commissa, in quibus 
vice Pontificis supremas partes agebant; atque hin« sequitur in Commonitorio: 
Et auctoritatem sedis Apostolicae custodiri debere mandamus. Si quidem 
instructiones, quae vobis traditae sunt , hoc loquuntur; ad disceptafionem 
si fuerit centum , cos de eorum sententiis judicare debeatis, non subire 
certamen. 

Primae actioni, in qua Nestorius est depositus, ante adventum Legatorum, 
et Joannis Antiocheni cum Episcopis Orientalibus praesedit 8. Cyrillus, et 
primus subscripsit: ab initio 1. actionis apud Harduin. Tom 1. col. 1354 
expresse dicitur Cyrillum teBuisse locum Coelestini R. P. bis verbis: Con- 
sidentibus in sanctissima Ecclesia, quae appeUatwr Maria, religiosissimis 
et sanctissimis Episcopis, Cyrillo Alexandrino , qui et Coelestini quoque 
Sonettssimi Sacratissimique Romanae Ecclesiae Archiepiscopi locum obtinebaL 

Cum deinde ante act. 2 legati ex urbe Roma advenissent, circa res sibi 
peculiariter commissasv sspremam exereuerant auctoritatem. 

Secundae actioni interfaerunt mox dicti legati, atque primo omaium re- 
quisierunt, ut litterae Coelestini Papae legerentur, quod et factum fuit. Vid. 



Joe, pit. col. 1466 et sqq. , Deinde col. 1471. Arcadius Episcopus petiit, 
ut ostexulantur ea, quae bactenus gesta fuerant, aempe ante eoruai adventum. 
Vettram beattludinem, inquit, rogatam cupmut, ut quae a vestra Sanetir 
late decreta tunt, a nobit exponi jubeatit. 

,, 3) IUI praesident in Concilio, qui primarias in rebus gerendis partes 

•habueraati atqui S, Cyrillus et caeted Apostolicae sedis legati primarias 
partes in gestioae negotiorum habuerunt, et aste caeteros subscripserunt: ergo. 

Tarn major quam minur probantur ex actis Concilii, et ex subscriptioüibua, 
qqae iocis citatis legi possunt. 

12. Oice8 1) Joannes Antiocbenus cum Epbesum adveniaset, ona cum 
spia OrientaKbos Episcopia ooacto Concilio, depositionis senteatiam tulit in 
S.;CyriJlaBi et Memnonem Epbesiorum Episcopum, ut videri potest. Act. 4. 
Joe. dt. col. 1486 e$ 87$ atqui ita faoere noe potuisset, nee auaoB fuisset ai 
<8, Cyrillus vices gessisset Rom. Pontificis, et hoc titulo Ephesino Concilio 
praefuisset: ergo. R. 1. Joannis Antiocheni cum suis Orieatalibus Episcopia 
Coaciliabulum fuit, et non concilium: erat paucerum Episcoporum, inter quos 
aüqui de Nestorianismo suspecti aliqui jam antea depositi fuerant $ praeterea 
i» iUoCenriliabulo omni« temere et contra Canoaum praescripta acta fuearunt? 
Ädeoque ab oecumenica. Synodo Joannes act. 4. bis citatus fuit, cumque mon 
comparuisset, irrita decreta fuerunt, quae ab ipso gesta fueraht. Actione ver« 
5 . tertio citatus cum venire noluisset, cum sibi adbaerentibas ab Beclediastica 
eommnnione alieni dedarati sunt, donee resipisoant. 

2) Quaeritur qua ratione Joannes Ra procedere ausus fuit? \ > 

. R, Parum referre, cum eonstet ita egisse: Joannes cum Nestorio, qui 
ex presbjftero ejus Ecclesia« Episcopus Constantinopolitanos factus foerat, 
«micitk junctus erat Praeterea forsan indignatus fuit, quod ante ejus ad¬ 
ventum Nestodus judicatus et depoaitus fuerat; tametsi enim ex itinere 
sedpaisset, ut ne non expectato, cum dies convoeationi Concilii praefixa jam 
aüquo tempore ettet elapsa, negotiorum tractationem inchoarent, tarnen postea 
mutavit aententiam; ne dem um qui« Joannes milites ante domum suam 
babebat > et multi ab üs, qui ex Imperator» mandato concilio adesse debebant, 
nt ordinem tuerentnr, commissi fuerunt potestatis sneeularis abusus. 

13. Dices 2. Actioni iUi V. primo loco subscripsit Jovenalis Hieroso-* 
iymorum Episcopus, et post eum tres legati Apostolicae sedis: ergo. 

R. 1. Huic actioni 8. Cyrillus praeaidere non potuit, quia ejus causa 
agehatur.; equidem ea, quae a Joanne Antiocheoo com suo coaciliabtdo contra 
S, Cyri&un et Memnonem decreta fuorant, omni jure nulla et invalid« erantj 
non aotapi, nt Ra.dioam, materiaUter eo quod res deoretae iniquae erant in 
se,sed et formaltter, eO qüodtribunal, quod eas decreverat non esset com- 
petent; sed patribua concilii visum fliit, ut in plena sessione totum ho* 
negotium examinaretur, qno «8. Cyrillo omnis macula et sospicio abstergeretnr 
praesertim apnd Imperatorem. 

■ S) Sed quam igitor nOn praestderont Legati iCoeleotini Pontificia ? 

-> v Respondeo neqnentiboi antmadversionibus: . 

• 6 * 
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a) Proprie ex commissione S. Coelestini Pont. R. praeses Concilii erat 
8. Cyrillus; Legati vero Romain missi in rebus sibi commissis, sive in iis, 
quae in lostroctionibus habebaiit, inter quas certe non fuit causa iiia prorsua 
impraevisa, quaeque praeter omnium expectationera evenit. 

N b) Actio V. non est nisi continuatio Äctionis IV. et in utraque de eadem 
causa actum fuit: nam Actione IV. bis citatus fuit Joannes Antiochenus cum 
suis, et venire noluit; tertia citatio juxta canones facienda, dilata fuit usque 
ad Act.V., quae sequenti die habita fuit; atque binc intelligitur, cur in fine 
Äctionis IV. nullae factae sint subscriptiones. Jam vero initio äctionis IV. 
legati nominantur ante Juvenalem. 

e) Bubscriptio Juvenalis ante legatos in fine äctionis V. fortassis nihil 
aliud fuit nisi effectus ambitionis Juvenalis: constat enim eum tum ib hoc 
coneilio, tum deinde in Concilio Chalcedonensi ambitionis consilia fovisse, 
quae a Legatia dissimulata fuerunt, ne perturbaretur negotium principale, ob 
quod Concilium fuerat convocatum. 

14. Diees ,3. Imperator ipse deputaverat aliquos primarios viros et 
ordine Laicorum, qui ejus nomine Concilio adessent, et Ordinem tuerentur; 
et praeterea tum Concilii Patres, tum etiam Conciliabulum Joannis Antiocheni 
acta aua ad Imperatorem direxerunt pro confirmatione; ergo penes Imperatorem 
fuit suprema in hoc concilio auctoritas. 

Ad quae respondemus: 

a) Imperatores ut legitur in Sacra ad S . Synodum missa apud Harduin. 
Col. 134 cet. Candidianum comitem ad Synodum miserunt, non ut circa res 
aacras aliquam auctoritatein exerceret, sed ut ordinem tueretur et ut con- 
cilium defenderet: Candidianum, inquiunt, praeclarissimum sacrorum domesti- 
corum Comitem ad sacram vestram Synodum abire jutrimu*; sed ea lege 
et conditione, ut cum quaestionibus et controversiis, quae circa fidei dog - 
mata incidunt, nihil quidquam commune kabeat; ne fas est enim, qui Sanctis- 
eimorum Episcoporum Catalogo adscriptus non est, illum Ecclesiasticis ne - 
gotüs et consultationibus sese imniiscere. Unde patet nec Imperatorem circa 
res sacras auctoritatem habere; unde patet etiam nec jus praesidendi ipai 
competere posse: praesidentia enim non merum importat honoris titulum, sed 
annexiun habet primarium infiuxum circa omnia propemodum negotia trbctanda. 

b) Quare ergo Candidianns ad Concilium miasüs fuit? Audiamus ea, 
quae sequuntur: ut monachos et saeeulares, qui hujus spectaculi causa vel 
eo nunc confluxerunt, vel in posterum confluent, ab eadem civüate modis 
Omnibus submoveat (quandoqüidem non licet, illos qui omnino necessarü non 
sunt ad sacrorum dogmatum ex amen, tumultus excitare, et Hs quae cum 
iranquiltitate a vestra Sanctitate constitui definirique debent, obstaeulum 
aliquod afj'erre); igitur Imperatores haec decreverunt, non quasi existimarent 
se sacra potestate instructos esse, sed ut officium protectionis erga Seclesiam 
exercerent. 

Audiamus porro. Tum ruTsum, ut diligenter prospiciat, ne qua dis- 
sensio es mutuo repvgnandi Studie coorta increbrescat, et saevae tempe- 
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statt s instar dcbacchata , sancfüsfptae Synedi vestrae consultationem, erac~ 
tioremque veritatis indagationem forte obturbet etc. Und« nihil «Und in- 
tendit Imperator niai protegere Concilium. 

e) Csndidianus comes non plane secutus est Imperatoris meutern; causa« 
Neatorianae et Joannia Antiocheni favit, ac libertatem Coneiiii multipHoiter 
impedjvit; curavit ad Imp. per venire relationea Conciliabuli Ephesini, veras 
autem relationea, oecumenici Coneiiii impedivit, quae ideo nonnisi aeriua ad 
Imperatoris notitiam pervenerunt, qui deiitde Nestoriom jam a Concilio de- 
poaitnm in exilium mi8it 

d) Quod dictum eat de assistentia laicorum in Concilio ex mandato Im¬ 
peratoria, intelligendum quoque eat de eo, quod Concilium acta aua miserit 
ad Imperatorem pro confirmatione: hacc enim ideo fiunt, ut Imperator aoetori- 
täte spa Decreta Coneiiii tueatur, et adversarioa compeseat: haec referantor 
ad officiuni Imperatorum protegendi Ecclesiam. Porro de Officio protecüonia, 
quod nequaquam eat confundendum cum praeten8o quodam jure protectiotiis, 
redit aermo Cap. seq. 

if>. Supradicta plnribua exemplis confirmari poasunt. Eusebius Lib. 3. 
de vjta Conatantini Cap. 10 de Imp. Conatantino, qui Nicaeno interfuit con¬ 
cilio , Post quam, inquit, Imperator ad caput subsettiorum venit, prinrnm 
nedius stetit. Positaque ante eum humili sella es auro fobre facta non 
prius assedit, quam episcopi ei innuissent. Idem omnes post Imp . fecere. 
Similia leguptur apud Socr. Libr. 1. Hist. c. 8. Pariter Ruffinus narret 
Lib. 1. H. E. c. 3. cum causae Episcoporum ad Imperatorem delatae. fuiaaent, 
ipsum respondisse: Deus tos constituit Sacerdotes et potestatem vobis dedit 
de nobis quoque judicandi, et ideo nos a vobis rede judicamur. Vos autem 
non potestis ab hominibus judicari, 

Exempliun Constantini aemulatus eat Marcianus Imperator, de quo redit 
Sermo Cap. seq. et plurea alii Reges» Imperatores et Principea Chriatiani. 

(Fortsetzung folgt.) 


Gibt e» im Gebiete de» Mir ehern* echte» Hechte 9 
weiche die Xatur von JPrivatrechten haben t 

litt besonderer Rücksicht auf das kirchliche Vermögensrecht und das Patronatsrecht, 
beantwortet von Dr. Friedrich H. Verfüg, Docenten der Rechte zu Heidelberg. 

' Die Eiptheilung in öffentliches . und privates Kirchenrecht, welche sieh 
mit mancherlei Modificationen in einer Reihe jetzt veralteter Compendien 
vorfindet, war in der ^eueren Zeit so ziemlich allgemein aufgegeben worden, 
insbesondere hatten sich Jacobson (in des kixchenrechtlichen Untersuchungen 
zur Begründung eines Systems des Kirchenrechts. Zweiter ßeitr. Königsberg 
1833. S. 43). Richter (Lehrboch des kathol. und evangei. Kirchenrechts 
$, 5 a. E. S. 4 der 4. Auflage), Buss (Methodologie des Kirchenrechts, Frei- 
burg .J842. S. 85 ff.), Phillips (Kirchenrecht Bd. I, $. 3, 8. 18 f.) da- 



gegen ausgesprochen, die Bezeichnung Privatrecht auf dem Gobiwtedds 
Kirchenrechtes ahzuwenden. In der neuesten Zeit kt jedoch Schulte (m 
seinem Systeme des allgemeinen katholischen Kirchen rechts. Glessen 1856, 
S. 79 ff.) den gesammt» kirchenrechtlichen Staff in & ff entliehe* Recht der 
Kirche, Privatrecht der Kirche und Privatrecht in der Kirche eingetheilt. 
Zorn öffentlichen Rechte der Kirche rechnet er dasjenige, '«ms sich auf die 
Kirche als Ganses, auf die Verhältnisse der Kirche nls solcher besieht, und 
dahin gehört die Lehre Ton der Verfassung and Verwaltung der Kirche. 
Als Privatrecht der Kirche betrachtet er das kirchliche Vermögensrecht, in-! 
dem es sich hier um Rechte der Kirche bandle, welche sie im-Bereiche des 
weltlichen Rechtes , insonderheit.'des Privatrecbtes habe. (Men! sehe auch. 
Schulte $, 92, S. 470 f.) Als Privatrecht in der Kirche bezeichnet er die 
Rechte und Pflichten der einzelnen kirchlichen Glieder als solcher. Dieses 
sein System hat Schulte (vgl. die.Vorrede S. X. f.) in dem zu erwartenden 
1. Th eile seines Kirchenrechts ausführlich zu rechtfertigen versprochen« Dev 
Herausgeber dieses Archivs (Bd. H. S. 75) bat in einer Besprechung des 
Schulte ’sehen Werkes die Unterscheidung von öffentlichem - und Privatrecht 
» der Kirche in Schutz genommen. Dies veranlasst mich, in dem Archive 
Mn auch einige Bedenken dagegen gehend zu machen. 

< Selbst wenn man eich die von Schalte getroffene Anordnung des Stoffen 
im Uebyigen gefallen lassen wollte, so möchte es doch nicht gut gethan sein, 
dabei von einem Privatrechte der Kirche und Privatrechte in der Kirche zu 
reden. Denn die juristische Technik verbindet von den alten römischen 
Juristen her mit der Bezeichnung Privatrecht einmal einen bestimmten, dem 
Kirchenrechte völlig fremden Sinn. > 

Privatrechte tragen den Charakter des absoluten Beliebens an sich ;- 
das Privatrecht enthält stets eine Dispositionsbefugniss (jus disponeddi); 
es ist ein gewillkürtes Recht, es untersteht darum der Will/iür der Parteien 
und kann durch Privatdisposition abgeändert werden. Das öffentliche Recht 
dagegen, dessen Entstehung unmittelbar mit öffentlichen Interessen zusam¬ 
menhängt, steht Uber aller Einwirkung der Einzelnen. So sagt Papinian 
1. 38. Dig. de pactis 2. 14: „Jus publicum privetorum pactis motari npn 
potest.“ Man sehe auch Pompon. 1, 27. Dig. de R. J. 50. 17. Ebenso 
bemerkt Ulpian 1. 45, $.1 eod.: „Privatorum conventio juri publico non 
derogat.“ Man vgl: auch Ulpian. 1. 52. pr. de V» 0. 45. 1. 1 5. §• 7 de 
adm. tut. 26. 7. Gajus 1. 4 de colleg. et corpor. 47. 22. Papinian. 1. 42. 
de oper. libert. 38. 1. 1. 3. qui testam.'28. 1- Diocl. et Maaim. 11 13. 
ood. de testam. 6. 23. Böeking Pandekten des römischen Privatrechte 'oder 
Institutionen des gemeinen deutsch» Civilrechts. Bd.J. 2. Aufl. Bonn 1863.' 
S. 312, 693. Note 4. Bluhme v Encykiopädie der in Deutschland gehenden 
Rechte. Erste Abtheil. Uebersicht der -in Deutschland geltenden Rechtequollen. 
2« Ausgabe. Bonn 1854. S. 11. $. 12. Vering, das römische Erbrecht in! 
seiner geschichtlichen Entwickelung. Heidelberg 1858, S« 69. ' Die Normen 
des öffentlichen Rcftts sind absolute; der Berechtigte ist Verpflichtet, die 



öffentlichen Rechte, und zwar so, wie sie vom Gesetze votgeschifebett afanft, 
anszuttben, dal]« nicht die Gesetzgebung entweder dieselben: nur als beneficinm 
legis aufstellt oder ausdrücklich facultativen Gebrauch gestattet, oder, eine 
Weigerungs- und Ablehnungsbefiigniss des Betheiligten anerkennt. Vgl; Zöpfl, 
Grundsitze' des allgemeinen und deutschen Staatsrechts. Th. I. 4. Auf). 
Heidelberg und Leipzig 1855. §. 20. S. 28. H. A. Zachariä, Deutsches' 
Staats- und Bundesreeht. 2. Aufl. Güttingen 1855. Th. I. $.1. Stahl, 
Rechtsphilosophie Bd. II. Abtb. 1, 1854, S. 304. Gerber , Ueber Öffentliche) 
Rechte. Tübingen 1852 S. 29 f. Held, System des Verfassungsrechtes. Tb.1. 
Würzburg 1856, S. 12 ff. und die hier angemerkte Literatur. 

Diesen .Charakter des öffentlichen Reckte trägt nun aber das gesummte 
kirchliche'Recht durchaus an sich. Nicht blas steht das Kirchenreoht über¬ 
haupt als Cin anderes öffentliches Recht nehen dem des Staates, weil die 
Kirche eine vom Staate unabhängige selbstständig? Macht besitzt; sondern 
die Kirche kennt auch für ihre Glieder und auf ihrem Gebiete schlechthin 
nur öffentliches Recht. 

Das kirchliche Vermögensrecht kann man im Systeme des Kirchenrechts 
nicht als ein Privatrecht der Kirche bezeichnen, weil das Kirchenvermögen 
im Kirchenrechie nur als Mittel für die kirchlichen Verfassung«- und Vor-, 
wattungszwecke in Betracht kommt. Aus diesem Grunde, wie Walter (Kirchr. 
$. 6. Note 3. S. 6 der 12. Aufl.) richtig bemerkt, ist es auch uncorrect, 
wenn Richter (Kirchr. $. 8), der sich übrigens dem Systeme des Walter’»ckei\, 
Lehrbuches im Ganzen angeschlossen hat, die Lehre vom Kirchen vermögen 
dem Verfassungsrechte und der Lehre vom kirchlichen Leben als einen drittele 
Ranpttheii zur Seite stellt. Dieselbe Bemerkung müssen wir auch auf Schulte's 1 
System anwenden, wie sehr wir auch im fiebrigen die grossen Vorzüge seinen 
Werkes überhaupt, und besonders auch in der Lehre vom kirchlichen Ver¬ 
mögensrechte Anerkennen. 

Freilich tritt die Kirche, indem sie Vermögen erwirbt und besitzt, in 
das Gebiet des Vermögensrechtes überhaupt, und damit in den privatreeht- 
licheu Kreis des staatlichen Rechtslebeus ein. Indem die Kirche, hier auf 
dem Gebiete d?s weltlichen Rechtes als eine erwerbsfähige, mit vermögen*-; 
rechtlicher Persönlichkeit begabte juristische Person erscheint, und alle Vor¬ 
züge und Privilegien derselben dabet nothwendig vom Staate gewährt werden» 
so tritt hier allerdings im Allgemeinen der sonstige Charakter der Kurcke 
zurück, und kommt es a*f denselben hier zunächst und hauptsächlich nicht 
an. Ganz richtig hebt daher euch Schulte (8l 471) hervor, dass tlle Fragen, 
über die rechtliche Natur der verschiedenen Vermögensobjeete, über deren 
Erwerb und Besitz dem Privatrechte anheimfallen, und sich nach dessen: 
Grundsätzen > richten, so dass in Betreff ihrer die Kirche offenbar den allge¬ 
meinen Gesetzen der Staute« unterliegt* Insoweit also das Vermögensrecht 
der Kirche in den Bereich des weltlichen Rechtes fällt, kann und mars man, 
hier auf dem Gebiete des: bürgerlichen Rechtes von Pricatrechten der Kirche. 
reden. Man kann auf dem Gebiet« des positiven weltlieben Rechts von, 



Privatrechten der Kirche reden , indem man darunter, im Gkgensatfce sä 
dem, was juris publici des Staates ist, die wohlerworbenen Rechte, die jura 
quaesita der Kirche in Besug auf die ihr als einer moralischen Pärsön im 
Staate zu eigenem und ausschliesslichem Rechte gehörigen Verhältnisse ver¬ 
steht , d. h. die privativen Rechte (vgl. Zachariä a. a. 0. S. 2 f.), in so 

fern sie der Staat swar su regeln und zu schützen, aber nicht darüber so 

verfügen hat. Wenn aber das Vermögensrecht der Kirehe, in so fern es 

dein weltlichen staatlichen Gebiete anheimfällt, als Privatrecht der Kirehe 

erscheint, so folgt daraus noch nicht, dass auch das Vermögensrecht der 
Kirche, in sofern es nicht in die Sphäre des weltlichen bürgerlichen Rechts, 
sondern in die Sphäre des Kirchehrechts fällt, dass das eigentümlich kirch¬ 
liche, das von der Kirche ausgehende und durchxuführende Güterrecht 
gleichfalls die Natur eines privaten Rechtes an sich trägt, und man dem¬ 
gemäss auch auf dem Gebiete des Kirchenrechts von einem Privatrechte der 
Kirche reden dürfte. 

Dass das Vermögensrecht in der Kirche gemäss ihrer göttlichen Ver¬ 
fassung mit rechtlicher Notwendigkeit durch die Natur und das Wesen 
derselben begründet wird (vgl. Schulte §. 91, S. 469 f ), und dasselbe 
demgemäss in der Kirche den Charakter des öffentlichen Rechtes an sich 
trägt, das wird auch auf dem Gebiete des weltlichen bürgerlichen Rechtes 
von Bedeutung, sowie es im Bereiche des Kirchenrechtes durchaus mass¬ 
gebend ist. Schulte selbst (S. 471) macht darüber ganz gute Bemerkungen. 

Der Staat kann die der Kirche su verleihende vermögensrechtliche Per¬ 
sönlichkeit nicht gerade von der besonders Rechtssubjectivität der Kircbe 
überhaupt trennen. Man kann darum auch im weltlichen Privatrechte die 
Kirche nicht gerade jedem anderen Rechtssubjecte gleichstelien, als habe die 
Kirche als vermögensfähiges Subject andere als kirchliche Zwecke zu ver¬ 
folgen, und habe sie daher hier nach anderen Grundsätzen zu verfahren, als 
dort, wo sie als Kirche kirchenrechtliche Zwecke verfolge. Wie der Staat 
überhaupt die Kirche als selche anerkennen soll, so hat er auch auf dem 
Gebiete des Vermögensrechtes die Kirche und ihre Institute nicht als Rechts- 
subjecte anzuerkennen, damit sie Vermögen besitzen können, sondern weil 
die Kirche als Kirche und ihre Institute als kirchliche, zur Erfüllung der 
Aufgabe der Kirche Vermögen besitzen müssen. Da die Kirche nür wögen 
ihres Zwickes auch vermögensfähig ist, so dürfen auch auf dem Gebiete 
des Vermögensrechtes ihre obersten eigenen Rechtsgrundsätze nicht verletzt 
werden. Wenngleich alle Fragen Uber die rechtliche Natur der verschiedenen 
Vermögensobjecte, über deren Erwerb und Besitz dem bürgerlichen Privat¬ 
rechte anheimfallen, so Müssen doch, damit ein Act auch für die Kirche 
seine Geltung erlange, selbstverständlich zugleich auch die Gesetze der 
Kirche darüber beobachtet werden. Und was in der Kircbe mit dem Ver¬ 
mögen geschehen solle, wem dessen Verwendung und Verwaltung zustehe, 
wie es verwendet werden solle, das sind an und für sich Dinge, welche 
eben so sehr nur durch die Gesetze der Kirche bestimmt werden können. 



ata die gleichen Fragen bei den physischen Rechtssubjecten sich durch deren 
Witten erledigen.“ In dieser Weise hält Schulte (a. a. O.) es mit Recht' 
für die Aufgabe des Juristen, scharf su sondern, wo nur die privatrechtliche 
Seite, wo blot die öffentliche, und wo endlich beide sogleich so harück- 
sichtigem sind. 

In einem Systeme des Kirchenrechtes (und so auch in dem Schulte’t) 
wird aber nur die in's Gebiet des kirchlichen Rechtes fallende öffentliche 
Seite des kirchlichen Vermögensrechtes und die Wecbselbesiehung swischen 
dieser und der pritatrechtlichen Seite, nicht die dem weltlichen Rechte 
anheimfallende privatrechtliche Seite des Vermögensrechtes der Kirche^ dar-, 
gestellt. Von den vermögensrechtlichen Grundsätsen des bürgerlichen PriVat- 
reehts werden regelmässig und sweckmässig in den Lesebüchern des Kircben- 
rechts nur einige Bemerkungen Aber die Erwerbsfähigkeit der Kirche ■, über 
die Begünstigungen und Beschränkungen derselben in Betreff des Erwerbs 
beigefügt. Man darf darum in einem Systeme des Kirchehrecbts das hieb 
so behandelnde kirchliche Vermögensrecht nicht als Pricatrecht der Kirche 
bezeichnen. Man würde dadurch su der Ansicht verleiten können, — ein* 
Ansicht, von der sich so manche Staatsmänner und Schriftsteller so ungern 
trennen wollen — als ob der Einfluss des Staates und seiner Gesetse auf 
das Vermögen der Kirche ein solcher sein müsste, dass dadorch überhaupt 
die eigenen öffentlichen, rechtlichen Grundsätze der Kirche abgeändert oder be¬ 
seitigt merden dürften , oder gar dass der Staat auch ein Vervraltungs- und Auf¬ 
sichtsrecht u. 8. w. über das Kirchenvermögen beanspruchen dürft, dass er 
die Art der Verwendung desselben su regeln and darchsufübren habe. (Eine 
Zusammenstellung der einschlagenden Paragraphen der deutschen Verfassungs- 
gesetse and anderer Staatsgesetse über die Anerkennung der Kirche als 
Corporation, namentlich in Besug auf das Vermögen, findet sich nebst weiterer 
Literatur, wie wir betyäufig bemerken, hei Held (Professor tu Würsburg) 
System des Verfassungsrechts der monarchischen Staaten Deutschlands. Th. 2. 
Würsburg 1857. S. 640 ff.) 

Eben so wenig wie es nun aber in Bezug auf das Vermögensrecht 
unzulässig ist, im Gebiete des Kirchenrechtes von einem Privatrechte der 
Kirche su reden, eben so wenig kann man sonst von. einem Privatrechte 
in der Kirche oder einem kirchlichen Privatrechte reden, wie dies jetst 
roh Schulte, und ähnlieh von Bhihme (a. a. O. 8. 12. §. 14, Note 3), in 
einer viel unhaltbareren und umfassenderen Weise aber s. B. noch von 
Cherrier (Enchiridion juris ecclesiastici. editio IV. Pestini 1855- Tom.I. $.9) *) 
geschieht; Wenn es sich um die kirchlichen Rechte Und Pflichten des Ein¬ 
seinen als solchen handelt, kann man doch nicht füglick die Bezeichnung 
Privairechte dafür gebrauchen, weil aueh hier in der Kirche jenes Kriterium 
des Privatrechtes fehlt, dass es als blos ergänzende Regel der Willkür der 


*) Man vergleiche über die 4. Aullege von Cherrier’s Enchiridion jur. eccl. meine 
■■■ R*«ej>aioa in ddr katholischen Literatur Zig. IV. Jahrgang 1857. Nr. »7, 



5W 

Parteien, der Verfügung de* Privaten unterliegt Charter hält »war sog» 
die Rirchenämter für Privatrechte, Ober die die Person! als private verfügen 
könne. Am Ende einer Anmerkung (Tom. I. $.9 eit;) rüft er darf: „Qais 
asserat, Saperiores et Ministros Ecclesiae non gaadere pfoventhum suorans 
persona liam, aut functionnm ac officioram quorundam ecclesiaticorum jure 
private? seu proprietate ita, at eadem et in alios quandoque traasferre pos- 
sitrt? Wenn und wo die Kirehenobern von ihren Amtsbefugniasen auf An-' 
dere übertragen und sieh durch Andere vertreten lassen können, da thun sie 
dies eben vermöge ihrer Kirchengewalt, und in so weit und in der Weise, 
als dies gerade durch die Kirehengesetse für zulässig erklärt ist. Es liegen 
im Kirchenrechte aber auch bei allen den Rechten und Pflichten, welche die 
Einseinen, ohne Theil an der Kirchengewalt au haben, sei es vojlaiehen 
mitten , sei es erwerben können , überall schlechthin verpflichtende Nonnen 
vor. liegt es etwa in der Willkür der Parteien, den Begriff oder das Wesen 
der Ehe su verändern, oder dm Begriff und das Wesen und die Nothwen-" 
digkeft der Taufe bei Seite su setsen? Liegt et in dem privaten Willen 
der Einseinen, kirchliche Genotsentchaf len , religiöse Orden so gründen, ihre 
Rechte und Pflichten su bestimmen, den Eintritt oder den Austritt daraus 
beliebig vorsunehmen? Ueberall tm Kirchenrechte und besonder» auch hei 
den den Einseinen, sei es allgemein, sei es UBter! besonderen Rechtstiteln 
verliehenen Rechten, wo und in so fern als ein facuitativer Gebrauch gestattet 
ist , beruht dieses, wie s B-. bei dem Patronatrechte aof eitlem bene&ehu» 
legis, oder doch auf einer ausdrücklichen Anerkennung einer Weigerungs¬ 
oder Ablehnong8befagni88 durch das Gesets selbst. Immer trifft im Kirchen- 
rechte das oben angegebene Kriterium des öffentlichen Rechtes ein. Insbe¬ 
sondere tritt dies aber aueh gerade bei dem Patronatrechte hervor, und eben 
beim Patronatrechte hat die Auflassung desselben als eines Privatrechtes so 
grossen Missverständnissen geführt Man hat behauptet, das Patronatrecht 
entspringe aus einem privatrechtüchen Titel, es Sei als Privatrecht su be¬ 
handeln, es unterstehe den weltlichen Landesgesetse«, und men hat es unter 
die Juritdietion der Cinilgerichte genügen; Das Leiste ist besonders seit 
dem 17, Jahrhundert und noch mehr seit Auflösung des deutschen Reichs 
und mit dem Untergange der meisten geistlichen Gerichte nicht blos gegen 
das canoniscbe Recht (c. 3. x. de jodic. 2. 1), sondern auch gegen,die 
Reich sgesetde und den garantirten Reehtsbestand der Kirche in vielen Staaten 
geschehe«. Alle jene Behauptungen zusammen wurden auch von Seiten der 
Regierungen ia dem oberrheinischen Kirehenstreite aufgestellt. 

Das Patronatrecht ist allerdings ein von der Kirche dem Privaten ver¬ 
liehenes Recht. Wenn pian es aber darum rin Privatrecht nennen will, so 
nmss man daBn auch sugleich den Nachdruck darauf legen, dass es rin 
.tkircUickcf PritatrecJU“ ist, und deshalb unter das kirchliche Recht und die) 
kirchliche Gerichtsbarkeit gehört, sowie überhaupt nach der allen kirchlichen 
Rechten innewohnenden öffentlichen rechtlichen Natur zu behandeln, ist. Das 
Patronatrecht wird auf den speciellen Rechtetitel der dptatio, fondatio und 
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exstructio hin verliehen; aber damit aus diesen 'Acten ein PrivaürCht ent¬ 
springe , genügt nicht schon an sich die Vornahme dieser Acte, sondern erf 
muSs notwendig erst; die Zustimmung des Bischofs kinsukommen (cj 9. 
Diät 1 de consecr. c. 1. C. I. q. 2. c. 25 X. h. t. 3. 38. Tgl. c. 8. Stss. 
XXV. Gonc. Trid. Richter. Kirchr. §. 142. Schulte. £». 684 f. und dife 
hei. diesem angemerkte Literatur») Der Bischof, in dessen Diöeese der Ort 
liegt, hat *u prüfen, ob die Errichtung der Kirche oder der Pfründe über¬ 
haupt nothwendig sei, und ob die gesetslichen Bedingungen *or Begründung 
des Patronatrechtes vorliegen; er’braucht aber nicht darein *u willigen, das* 
ein Patronatrecht entstehe, sondern nur den Bau und die Dotation sd ge¬ 
nehmigen. Da aber der Laie als solcher auf keine Weise an der Besetsung 
eines Kirchenamtes Antheil haben soll, so verlangt die in dem Patronatreichte 
liegende Vergünstigung immer jenen kirchenrechtlich vorausgesetzten Rechts-* 
titel. (Hab sehe das Nähere bei Sckmalxgruebcr. Jus < eccles. Hb. ID. tit, 38- 
30- 63. Schulte. %. 165. S. 677 ff.; wo auch eine grosse Auswahl von 
Literatur berücksichtigt ist.) Nur den Geistlichen kann das Patronatrecbt, 
auch ohde dass ihrerseits jene sonst als Rechtstitel geltende Leistung ge¬ 
schehen ist, durch ein Privilegism verliehen werden (jedoch nicht durch deü 
Bischof, der nichts gegen die Erfordernisse des jus commune vermag, sondern 
nur durch den Papst. Vgl. Bd. 1. des Archivs S. 555 ff.) oder Such in 
Folge der canonischen Verjährung von 40 Jahren *u gesprochen werden. Hier 
liegt nämlich das Interesse der Kirche vor, und hat der Patron ja auch als 
Geistlicher. Theil am Kirchenregimente. Das jus patronatus mixtum hat 
immer den Charakter einer der Geistlichkeit geschehenen Verleihung für sich. 
(Vgl. Rosthirt, Canonisches Recht. Sehaffhausen 1857; S. 443.) Dagegen 
soll der Laie das Patronatrecht auch nicht durch die praescriptio definita 
erwerben können, sondern nur dureh die unvordenkliche Verjährung (c. 1 
de pfeaesert. in VI. 2. 13«)» wobei man annehmen muss, in ihr werde eia 
speciell begründeter Rechtstitel präsuusrt. (Vgl. auch Permmeier , Kirchen- 
recht $. 256. Schulte, S. 685—87. 690 f.) Von einem privatreehttichen 
Erwerbgrunde des Patronaatrecbtes kann übrigens durchaus nicht die Red« 
sein. .In SO fern als da« Patronat als Realrecht mit dem herrschenden Gut« 
verkauft werden kenn ( Richter , §• 142. S. 276 der 4. Anfl. Schulte, 8. 689 f.) 
ferner weim es durch Erbrecht auf Andere, als den Stifter übergeht (Schulte, 
8. 689);. wenn der Patronetsherr mit bischöflicher Genehmigung das Patronat 
verschenken kann (Richter a. a. 0., Schulte, S. 669): so sind das, wie 
Retthirt (e. e. 0.) treffend bemerkt hat, keine Erwerbgründe des Privat»- 
rechtes, sondern es ist eine geregelte Fortsetzung der Vergünstigung, Welche 
die Kirche gewährt. Dem entspricht denn auch, dass die Kirche, namentlich 
der Papst, wenn er guten, der Kirche nützlichen Grund hat, daS Patronat- 
ifecbt surücknehmen kann, zumal wenn cs einem kirchlichen Institute selbst 
zusteht Einigen Unterschied macht hier - »war das Laienpatronat, weil hier 
der Laie sein Vermögen eufgeWandt tad dadurch sich gleichsam den recht- 
Ifehen Danieder Kirche erworben hat. (Man sehe auch Sckmafogrueker, üb. ID. 
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38. 5 . VH. nr. 247 ff.) Es liegt hier, so su sagen, etwas Onerosea im 
Hintergründe, wie Rosskirt (a. a. 0.) sagt. fa> keiber Weise hingt übrigens 
wegen der stets nöthigön Rücksicht auf die Kirche das Patronatrecht uabe- 
dingt von der Privatwillkür ab; h> keiner Weise kann von einer privaten 
Verfügung über das Patronatrecht die Rede sein, sondern nnrinso weit als 
die Kirche diese Vergünstigung gestattet hat; die, so wie es von der Kirche 
festgesetzt worden, in der Natur des Privatrechtes liegenden Schranken bann 
Niemand durch Privatwillkür beseitigen, weder bei der Uebertragung seines 
Patronates auf einen Andern (vgl . Schulte, S. 689), noch bei der Ausübung 
der Befugnisse als Patron und bei dem En» erbe, und bei der Ausübung' des 
Patronatrechtes werden auch gewisse Erfordernisse m der Person des Er¬ 
werbers verlangt. (Vgl. Schulte, S. 671 ff.) Als ein Recht geistlicher Natur, 
als res temporalis sphrituali Annexe ist das Patronatrecht keiner Schätzung 
im Oelde fähig. Ein persönliches Patronatrecht kann deshalb nicht Gegen¬ 
stand eines Kaufes sein (c. 6« 13. 16. x. h. t. 3.38.C.9. de refbrm. 
Sess. XXV. Conc. Trid.); beim Verkaufe eines patronatberechtfgten Gutes geht 
«war das Patronat mit über, aber es darf um des Patronates willen kein 
besonderer oder höherer Kaufpreis aufgestellt werden, sonst wird der Chm- 
tract nichtig, das Patronat geht unter, und es wird die Kirche, falls nicht noch 
andere Compatrone da sind, sin* ecclesia Iibera. (c. 13. 16* x. cit. c. 42 de 
Reg. Jur. in VI. 5. 12. c. 9. de reform. Sess. XXV. Cenc. Trident.) Ver¬ 
tauscht werden kann das persönliche Patronatrecht nur gegen eine andere 
res spiritoalis, %. B. ein anderes Patronat oder ein sonstiges geistliches Out, 
nicht gegen res temporales, gegen ein weltliches Recht oder eine weltliche 
Sache, darin würde Simonie liegen (c. ult. 9.x. de rerom permutat. 3. 19. 
e. 16. x. h. t. 3. 38. vgl. auch die Resolut, der congregat. ConcHii nr. 16 
su cap. 9 de ref. Sess. XXV. in der Ausgabe von Richter und Schulte. 
Lipsiae 1853.) Weil der Tausch eine Verüusserung enthält, und auch dann, 
wenn die Person überhaupt fähig ist, muss sowohl beim Tausche des geist¬ 
lichen, wie des persönlichen Lrienpatrönats der Consens des Bischofes hinsu- 
kommen. Auch bei der Schenkung eines persönlichen Patronates an einen 
leien ist der Consens des ; Ordinarius erforderlich (c. 7. x. h. t. 3. 36. 
arg. c. un. h. t. in VI. Glossa ad c. 8. 11. 14. 17. x. h. t.) Und Über¬ 
haupt ist dieser erforderlich bei der Schenkung eines geistlichen Patronates, 
wo alle Erfordernisse einer gültigen Vcränsserung voriiegen müssen, (c. an. 
de rebas ecd. non alienandis in Extravag. comm. 3. 4.) Auch dort, w'o 
nicht das Patronatrecht selbst, sondern blos eine Uebertragung des Recktee 
der Ausübung Vorkommen sollte, treten nothwendig ähnliche Beschränkungen 
ein, wie bei der Uebertragung des Rechtes selbst, indem hier dieselben 
Gründe sich geltend machen. (Vgl. Schulte , 8 . 691.) Eine Verpfändung des 
Patronatrechtes ist aber unmöglich, indem hier die Natur des Patronates und 
damit auch die des Pfandrechtes 'entgegensteht. Das Patronatrecht vermag 
als ein nicht im Gelde aneusch legendes Recht keine Sicherheit darsubieten, 
es kann nicht verkauft wärden, und ohne das jüs distrahendf lüdet! steh doch 



weder ein pignus an dem persönlichen, noch eine hypothecä beim dinglichen 
Patronate an dem Grundstücke denken. (Vgl. Schulte, S. 692.) Die Natur 
des Patronatreehtes als eines geistlichen Rechts bringt auch in der Person 
des Erwerbers gewisse Erfordernisse mit sich. Die Natur des Patronatrechtes 
legt dem Patron die Pflicht auf, für das Wohl der Kirche su sorgen. Der 
Patron nimmt durch das Präsentationsrecht in gewissem Sinne Theil an der 
Regierung der Kirche. Darum kann das Patronatrecht nicht von den Un¬ 
gläubigen (Infideles) erworben und ausgeübt werden, die einesteils der 
Kirche feind"sind, anderntheiis sich nicht einmal su dem Glauben an Gott, 
aber auch nicht von denen, die sich picht su dem Glauben an die Kirche be¬ 
kennen. Ob Anhänger der von der Kirche getrennten christlichen Con¬ 
fessiones Patronate erwerben und ausüben können, diese Frage wird von 
dem katholischen Kirchenreohte verneint, während die Praxis swar in Deutsch¬ 
land siemlich allgemein das Gegenteil angenommen hat. (Vgl. Schulte. 
fl. 672 ff.) Man sehe jedoch auch Rosehirt. Canon. Recht« S. 437 ff. 
Schmalzgrueber. 1. c. iib. RI. tit. 38. nr. 68«) Es ist dem Charakter des 
Patronatrechtes, dessen Erwerbsgrund auf der Begnadigung durch die Kirche 
beruht, das als ein von der Kirche verliehenes Privilegium erscheint, entgegen, 
dass der ausserhalb der Kirche Befindliche und darum notwendig feindlich 
Gesinnte, für das Wohl der Kirche sorgen und ihr solche Diener verschlagen 
hOnne, die su ihrem Heile wirken sollen. Wennn Jemand auf Bitten von 
Häretikern Beneficien besttst, so swingt ihn das Kirchengesets, sich von diesen 
*u trennen, und wenn Jemand wissentlich solche annimmt, so wird er un¬ 
fähig, andere der Art su erlangen, (c. 2« de haeret. in VI. 4. 2.) Es ist 
Überhaupt gegen das innerste Wesen der Kirche, dass Andersgläubige an 
der Regierung derselben Theil nehmen. Es läge darin, wie Schulte (a. a. O.) 
nagt, eine communicatio in sacris. Ferner geht die Fähigkeit sur Erwerbung 
und Ausübung des Patronatrechtes notwendig verloren durch die Exöom- 
municatien. Nach der allgemeinen Ansicht der Canonisten hat ein Excom- 
municirter keinen Anspruch auf die Ausübung des Patronatreehtes, dürfen 
die Mitpatrone, weil den Gläubigen der Verkehr mit dem Exeommunieirten 
untersagt ist, ihn nicht sur gemeinschaftlichen Vornahme der Präsentation 
beiskhen, und- aus demselben Grunde kann der Bischof den Vorschlag des 
Einselpatrones nicht acceptiren, sondern hat ihn als nicht erfolgt su be¬ 
trachten. (Vgl. Kober ; Der Kirchenbann nach den Grundsätsen des cano- 
■dschen Rechtes. Tübingen 1857. S. 372—75 und die dort, gegebenen 
Quallen und Literatur belege). Es hat hier swar Martins V. Bolle: Ad Vitanda 
in so fern eine Milderung sugelassen , als der Bischof die von einem ex- 
ennununicatus toleratus vorgenommene Präsentation acceptiren kann, wenn¬ 
gleich er nicht daxu verpflichtet ist. Besonders ausgeschlossen vom Patro- 
natrechte sind aber diejenigen, welche sich der Simonie schuldig gemacht 
haben (c. 6. x. h. t.), und auch durch den Verlust der Ehrenhaftigkeit* 
durch eine Ehrenschmälerong wird Jemand unfähig, der mit dem Patronat¬ 
recht verbundenen Ehrenvorrechte und der in demselben liegenden, sein 



Wöhle der, Kirche änznwendenden Macht. (Vgl. Schulte, S- 674 ft) Und 
was die Ausübung des PCäsentätionsrechtes, dieses wichtigsten; und eigen t*- 
lichsten Rechtes des Patrons angeht, so neigt sich ,aaeh hier wieder die 
Öffentlich rechtliche kirchliche Natur des Patronatrechtes. Denn’ indem der 
Patron dem *ur Verleihung des, benefiemms berechtigten Kirchenobem bei 
Erledigung der Pfründe ein taugliches Subject vorauschlagen hat, und dem 
Prisentirten, Calla er tauglich ist, auch das beneficium verliehen werden muss: 
so hat doch der Bischof unbeschränkt auf die von ihm beliebte oder im 
Rechte festgesetzte Art die Würdigkeit des Prisentirten zu untersuchen und 
darüber so erkennen. (Vgl. Rosshirt, 8. 434. Schulte, S. 693.) lind «och 
abgesehen davon ist der Patron an manche Schranken gebunden, z. Bu kann 
er sieh nicht selbst präsentiret. (c. 26. K. h. t. c. 7. x». de fustit« 3» 7- 
-vgh Schutte, a. a. 0. Note 4. Schmalxgrueber, HI. 38» nr. 2 ff.) RaetkiH, 
8. 443). Wenn dör geistliche Patron einmal ein taugliches Subject für die 
Pfründe vorgeschlagen hat, so ist er hieran gebunden und kann dem Bischof 
kein ferneres Subject benennen, weil er gleich von vomeherein den Würv 
dlgeren hat vorschlagen sollen (vgl. Roeshirt , S. 445. Sehmalxgtueber, 1. 4. 
nr. 193); der Laiespatron dagegen, der nur gehalten ist, einen Würdiget 
tu präsentiren und sich auf eine nähere Untersuchung der grösseren «der 
geringeren Würdigkeit nicht einzalassen braucht, bat das Recht, innerhalb der 
geaetßlicben Frist auch noch ein zweites taugliches Subject dem Bischöfe , nt 
benennen, und selbst noch weitere Benennungen vorzunehmen (jts variandi} 
Es kann ja dem Bischof« nur daran gelegen sein, eine grössere Auswahl na 
haben. Factfech lässt .der Patron, indem , er eine grössere Anzahl präaentfrh 
dem freien bischöflichen CoHationsrecht noch einen grösseren Spielraum und 
braucht man sieh daher für die Berechtigung zum öftern Wiederholen ddr 
Präsentation: nicht erst, wie gewöhnlich geschieht, auf dem. 2. h. t. 3. 13. 
zu berufen. Es steht aber denk Laienpatron nicht das Recht zu, die einmal 
vorgenemmene Präsentation zu widerrufen (variatio privative). Der Bischof 
behält also Immer das Rocht unter allen Yorgesehlagetfen den Würdigeren 
zu wählest, (c. 24. x. h. t. 3. 88. Vgl. Schulte S. 695 f. Walter , fifrefa, 
I. 235. 3. 462 der 12. Auflage. Richter , $. 143. Note 6. und die von 
diesen angegebene Literatur.) Fenier, weil die Wiederbesetzuag der Beie^ 
fielen nicht ohne Noth verzögert werden soll. (vgl. Schulte, $. 59), so ist 
der geistliche Patron, wdl sein Recht als eine Art CoUation angesehen 
wird, verpflichtet, binnen sechs Monaten, der Laienpatron, von dem mü 
leichter als: von dem geistlichen Patrone besorgt, dass er Unfähige Vorschlägen 
möge (vgl. Cs 2. x. de conoessiobe pr&eb. 3. 8.), binnen vier Monate» die 
Präsentation vorzunehmen, (c. 3. 22. 27* x. h. t< c. nn. b. t in VL igh 
Schulte , 8. 699.) Die Präsentation muss auch unentgeltlich geschehen, dein 
sonst würde der Patron Simonie begehen. (Vgl. über diese c. lii. ti .lv 
q* 1. causu 1. p. tot. besond. q, 3. c, 2. 3. 8. 9., tit. Extt-avag. de simoilut 
5. 3. Extrav. eenm» eod. 5. 1.) Endlich ist adrit noch in Betracht za 
ziehen, dass das Patronatrecht ein untheilbares Recht ist, und daher* vom 





mehreren Compatronen nar io solidum besessen Werden kann (c. 1. x h« 
i odtet der Glossa). Es richtet sich hier Alles nach.den civilrechtUcheo 
Grondsätsen eines facti indrvidai. Von mehrere» Erben erwirbt jeder das 
Patronatrecht in solidum, und ist daher jeder, berechtigt, das ganse Recht 
ansCutiben. Nur rücksichtlich der Form der Ausübung namentlich in Betreff 
des Präsentetionsrechtes lässt sich eine Theilong denken. Die Präsentation 
kann bei mehreren Erben pro rata sein. (Vgl. e. 1—3. x. h. t. Clean 2> 
h. t. Richter $. 143. S. 278. and 280. Nota 2. Schulte S. 667. Rotshirt 
8. 446.) Zuletst ist hier hoch ansuf&hren, dass sur Strafe ein Verlust des 
Patronatred)tes Antritt bei simonfecher Präsentation oder Veriusserung (e, 6. 
16. x. h. t. c. 9. de ref. Sess. XXV. Conc. Trient.), wegen tbätKcber Veiv 
fetsutg des Geistlichen (c. 12. X. de poenis. 5. 37.), oder wänn der Pa¬ 
tron sioh Eingriffs in die Rechte der Kirche, besonders in das KfatfaengUt 
su Seholden kommen lässt, (c. 11. Conc. Trid. Sess. XXII. de ret) Eilte 
Snspeasioa des Patronatrechtes, ein Verlust des Rechtes der Ausübung, des 
PatTonairecfatBS tritt, wie wir bereits bemerkten ein, wenn der Patron, in 
die excommunicstkö m^or eder Ketserei fallt. Ans allem Bisherigen sehen 
wir, wie das Patronatrbcht durch objective kirchliche Normen festhegrenMt 
.lind der Privatdisposition eatsogen ist. Schulte, an. dessen vortreffliche, alle 
■bisherigen Bearbeitnagen weit hinter sieh surüeklaeeande Darstellung das 
-Patronatreehtes wir uns bei der vorstehenden Erörterung vornehmlich ge- 
.halten haben, spricht <S. 667. fg.) jenen Satt, auf den es uns hier aahomart, 
auch geradeso ans. Er stellt bei seiner Darstellung an die Spitse (S, 667. 
fg.) folgendes PrinCip, das wir überall an dem Patronatreckte bewährt ge¬ 
funden haben: „nach dem geltenden Rechte liegt der Rechtsgrand des Patrw- 
natreohtes weder in dem Eigenthum am Grind and Boden, naf dem eine 
Kirche gebaut ist, noch in dem Akte der Stiftung (Erbauung oder Dotation 
ritees Beneficiums u. s. w.), sondern in der Einräumung Seitens der Kirche, 
wag diese non ein Privileg oder die Eolge der durch das Geaets für den 
Fall ausgesprochenen Bewilligung sein, Aus gewisse Bedingungen erfüllt 
sind« ln gewisser Hinsicht erscheint somit das Patronat stets ab ein Privi¬ 
legium. Es ist sieht schwer, diese verschiedenen Principien als dis büdent- 
<fen wieder su finden, indem bald der Ursprung des Rechtes, bald dar 
Rechtagrund desselben, die Nalur des Privilegs, jedoch mit steter Rücksicht 
darauf, dass hei der Ausübung die Kirche als solche interesstYt ist. Rechte 
und Pflichten in dem Zwecke des ganten Instituts %um Nutten der Kirche 
Ziel und Grenzen finden, die Ausbildung geleitet haben/ 1 ;• {. 

Nirgends finden wir abo im KireheareChte jenen von den alten römirr 
sehen Juristen hergebrachten Begriff eines Privatrechtes, das der Pfivatr 
dlspoBition unterliegt. Wir finden fireilich Rechte, welche den Privaten von 
der Kirche verliehen sind, aber sie tragen nicht den Charakter des Privat* 
pachten; das kirchliche Privatrecbt trägt im Vergleiche hum weltlichen Pri-r 
vatrecht die Natur des öffentlichen Rechtes .i insbh. Weil wäp eher dwe^ 
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die Bezeichnung der Rechte und Pflichten der Einzelnen in der Kirche als 
Privatrechte sehr leicht zu der Ansicht verführt wird, und auch sehr oft 
schon aus Missverstand oder bösem Willen unter der Bezeichnung von Pri¬ 
vatrechten die Behauptung aufgestellt ist, es sei hier auch im kirchlichen 
Rechte jener Charakter des (weltlichen) Privatrechtes anzunebmen, «0 eckeint 
es besser, den hier verwirrenden Namen von Privatrechten im Gebiete des 
Kirchenrechtes ganz zu vermeiden. Alle kirchenrechtlichen Nonnen tragen, 
wie wir sehen, für Jeden, der die Kirche anerkennt, für die Staaten wie 
für die Kirche den Charakter des öffentlichen Rechtes an sich. (vgl. auch 
Stahl. Rechtsphilosophie. Bd. H. Abth. 1. Dritte Aufl. Heidelberg 1854. §. 45. 
S. 301. Anm.) Eben darum aber, weil jene auf dem Gebiete des weltlichen 
Rechts vorkommende Unterscheidung von öffentlichem und privatem Rechte 
dem Gebiete des kirchlichen Rechtes fremd ist, und weil das Kirchenrecht 
siel überhaupt keinem der übrigen Theile des weltlichen Rechtes unterordnet, 
so. müssen wir, wie die Kirche selbständig und von den Staaten verschieden 
ist in dem Ursprünge, an Zweck und Ziel, in den Mitteln und m dem Um¬ 
fange und der Organisation, so auch das Kirchenrecht neben dem weltlichen 
Rechte als ein selbständige?, für sich selbst bestehendes, individuelles, eigen¬ 
tümliches Rechtsgebiet ansehen, welches auch weder dem öffentlichen noch 
dem Privatrechte untergeordnet werden darf. (Vgl. auch. Savigny. System 
des heutigen römischen Rechts. Bd. I. Berlin 1840. S. 27 fg. 0. Mejer. Insti¬ 
tutionen des gern, deutschen Kirchenrechtes 2. Aufl. Göttingen 1856. f. 0. 
S. 16.) 

' Wenn nun aber das Kircbenrecht im engem Sinne dem staatlichen 
weltlichen Rechte und. dessen Abstufungen im Straf-, Privat-, Staats- und 
Völkerrecht eoordinirt ist, so brauchen wir-wohl eigentlich nicht hinzuzufügen, 
dass dieses nicht auch von dem canonischen Rechte überhaupt gilt, in so fern 
sich dieses nicht nur auf kirchliche, sondern auch auf weltliche Recbteverbält- 
.nisse bezieht. Bei der Stellung, welche die.Kirche im Mittelalter in der Cultur- 
«ntwickelung der von ihr bekehrten Völker einnahm, wurden durch die kirch¬ 
lichen Organe nicht blos die kirchlichen Verhältnisse geordnet, sondern die 
Kirche griff daneben auch in das Gebiet der damals noch vielseitig ungeord¬ 
neten und unentwickelten Staaten ein, and gestaltete noch das weltliche 
-Rechtsgebiet um, indem sie den Grundsatz christlicher Sittlichkeit darin zur 
Geltung brachte. In diesen Gesetzen, welche die Kirche und die Kirchen- 
gewalt Hiebt als solche, sondern als Inhaberin von Befugnissen« welche an 
sich zur Sphäre der staatlichen Gewalt gehören, also auf staatlichem, welt¬ 
lichem Gebiete erlies; in diesem canonischen Rechte, welches noch heute in 
«Ihn im weltlichen Rechte vorkommenden Rechtsmaterien mehr oder weniger 
die Grundlage bildet, wiederholen sich alle jene Eihtheilungen und Abstufungen 
des weltlichen Rechts; wir können hier von Civil- und Criminalrecbt, 
Staatsrecht und Völkerrecht reden, und auch mit «Ilern Fug und Recht and 
ohne gegen einmal bestehende Terminologien zu verstossen öffentliches and 
privates Recht im eanonisehen Rechte unterscheiden. 
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Bemerkungen der Redaetion. 

Die in vorstehendem Artikel erörterte Streitfrage lässt sich unseres Er¬ 
achtens durch eine einfache Verständigung schlichten. 

Wäre freilich der Begriff des Privatrechts wirklich und nothwendig der 
vom Herrn Verfasser aufgestellte, eines Rechtes der „Willkür“ und des ab~ 
soluten Beliebens ,“ dann müssten wir zugeben, dass derselbe in das Kirchen¬ 
recht nicht passe. Allein, dass er das sei, lässt sich so unbedingt und absolut 
nicht behaupten. Höchstens könnte man sagen, er sei es im römischen Rechte*. 
Denn schon im germanischen Rechte findet, wie Schmidt *) treffend nachgewiesen 
hat, eine solche Willkür nicht Platz. Hier hat der Staat nicht die Aufgabe, die Be> 
rechtigung subjectiv willkürlicher Selbstbestimmung der Einzelnen zu reali- 
siren, sondern seine Aufgabe ist die Realisirung der sittlichen, d. h. objectiv 
sittlicher Selbstbestimmung der Einzelnen; daher die Einzelrechte (Privat¬ 
rechte) von vorne herein nach sittlichen Principien begrenzt werden müssen, 
und der subjectiven Ueberzeugung der Einzelnen nur so weit Raum gelassen 
werden darf, als die Vorschriften des Sittengesetzes verschiedener Auffassung 
fähig sind. Und doch hat auch das germanische Recht sein Privatrecht, ja 
ein freieres und mannigfaltigeres, als das römische. 

Selbst im römischen Rechte findet aber jene, von dem Herrn Verfasser 
behauptete „Willkür“ höchstens nur im Vermögensrechte Platz, nicht im 
Familienrechte; und doch gehört auch dieses zum Privatrechte. Mithin ist 
jener Charakter der „ Willkür “ und „des absoluten Beliebens“ nicht ein 
wesentliches Merkmal des Privatrechtes überhaupt, sondern nur höchstens 
eines Theiles desselben, nämlich des römischen Vermögensrechtes. 

Die vom Herrn Verfasser angeführten Stellen aus den Digesten und 
dem Codex sagen nichts von Willkür“ und „absolutem Belieben sondern 
sprechen blos davon, dass die Bestimmungen des öffentlichen Rechtes nicht 
durch Privathandlungen unter Lebenden oder von Todeswegen aufgehoben, 
abgeändert oder ausser Wirksamkeit gesetzt werden können, was Niemand 
bestreitet. 

Der allgemeine Begriff, den die römischen Juristen vom Privatrechte 
aufstellen, enthält eben so wenig etwas von jener „Willkür,“ jenem „oft- 
soluten Belieben“ Publicum jus est, quod ad statum rei Romanae spectat. 
Privatum quod ad Singtdorum utilitatem. Privatum jus tripartitum est, col- 
lectum eüim est ex naturalibus praeceptis, aut gentium, aut civilibus. §. 4* 
Inst, de just, et jure (1, 1) L. 1. §. 2. Dig. cod. Tit. (1, 1). Darum 
hebt auch Savigny bei der Charakterisirung des Privatrechtes keineswegs 
jenes Merkmal der Wilkür und des absoluten Beliebens als das unterschei¬ 
dende hervor, sondern sagt vielmehr (Syst. I, 22.): „Uebersehen wir von 


*) Der principiclle Unterschied zwischen dem römischen und germanischen Rechte. 
Rostock und Schwerin 1853. S. 165 fg. 

Uoy’s Archiv für kath. Kirchenrecht, fl. Band. 
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dem nun gewonnenen Standpunkt aus das gesammte Recht, so unterscheiden 
wir in demselben zwei Gebiete, das Staatsrecht und das Privatrecht. Das 
erste hat «um Gegenstände den Staat, d. h. die organische Erscheinung des 
Volks: das zweite die Gesammtheit der Rechtsverhältnisse, welche den ein¬ 
seinen Mensehen umgeben, damit er in ihnen sein inneres Leben führe und 

xu einer bestimmten Gestalt bilde. . Zwischen beiden Gebieteih (bleibt) 

ein fest bestimmter Gegensatz darin, dass in dem öffentlichen Recht das 
Ganze als Zweck, der Einzelne als untergeordnet erscheint , anstatt dass in 
dem Privatreeht der einzelne Mensch für sich Zweck ist, und jedes Rechts¬ 
verhältnis sich nur als Mittel auf sein Dasein qder seine besonderen Zu¬ 
stände besieht.“ 

Diese Unterscheidung und Entgegensetzung der Gesammtheit und des Ein¬ 
zelnen ist naturnothwendig, und muss in jeder gesellschaftlichen Vereinigung 
Vorkommen. „In jeder Gesellschaft muss man, wie wir bereits (Bd. II. 8.75 
dieses Archivs) gesagt haben, die den einzelnen Mitgliedern um des Ganzen 
willen und für den Zweck des Ganzen zukommenden Pflichten und Rechte 
derselben von denjenigen unterscheiden, die ihnen um ihrer selbst willen und 
zum Zwecke ihrer eigenen persönlichen Befriedigung zukommen.“ Diese 
letzteren nennt man im Staate Privatrechte, und es lässt sich für dieselben 
auch in der Kirche, die gleich dem Staate eine öffentliche Gesellschaft ist, kein 
passenderer, bezeichnenderer Namen schöpfen. Es liegt aber in der Natur 
jeder gesellschaftlichen Vereinigung, dass die Einzelrechte (Privatrechte) der 
Mitglieder in derselben nur in so ferne in Betracht kommen, als sie durch 
die Verbindung selbst und ihren Zweck bedingt sind. Daraus folgt, dass 
sie auch durch diesen Zweck beherrscht und bestimmt werden müssen. Weit 
entfernt also, dass bei dem Begriffe der Privatrechte als solcher das Merkmal 
der „ Willkür ‘ und des „ absoluten Beliebens “ wesentlich inwohnend gedacht 
werden müsste, stellt sich vielmehr gerade das Gegentheil heraus: dass sie, 
wie durch den Bestand der Gesellschaft bedingt, so auch durch den Zweck 
derselben nothwendig beherrscht sind. Und es ist nur eine Eigenthümüchkeit 
des römischen Staates und römischen Rechtes, dass, weil jener auf das 
Princip der Subjectivität gebaut war, und somit gerade die absolute Freiheit 
des Einzelnen innerhalb gewisser, für den Bestand der Gesammtheit uner¬ 
lässlicher Schranken, zum Zwecke und zur Aufgabe hatte, hier auch der 
Begriff des Eigenthums, als ein Ausfluss jener naturalis facultas ejus, quod 
cuique facere Übet, sich zum jus utendi et abntendi, zu einem Rechte der 
willkürlichen Verfügung über seinen Gegenstand gestaltete. (Arndt’s Lehrbuch 
der Pandekten IL Aufl. §. 130. Note 2. Schmidt a. a. 0. S. 29 ffg.) 

Keineswegs liegt aber dieses im Wesen der Freiheit und des Eigen¬ 
thums selbst. Nicht im Wesen der Freiheit, weil diese von der Idee der 
menschlichen Bestimmung dergestalt unzertrennlich, dergestalt bedingt und 
getragen ist, dass sie thatsächlich nur als die ungezwungene and ungehin¬ 
derte Willensthätigkeit des Menschen in der Verfolgung dieses seines End¬ 
zweckes begriffen werden kann. (Meine Grandlinien einer Philosophie des 
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Rechtes I. 61.) Daher auch, wie Schmidt (a. a. 0. S. 166) bemerkt, die 
Freiheit nach germanischem Begriffe dadurch keine Beschränkung erleidet, 
dass offenbar unsittliche Handlungen durch das Recht verboten und verhindert 
werden, weil die Freiheit selbst, nach germanischer Auffassung, nichts anders 
ist, als die Berechtigung sittlicher Selbstbestimmung, d. h. das Recht des 
Menschen, sein Leben den Vorschriften des Sittengesetzes gemäss zu ge¬ 
stalten. (Schmidt a. a. 0. S. 162.) Nicht im Wesen des Eigenthums liegt 
jene Willkür, weil das Eigenthüm durch die Gesellschaft bedingt und ge- 
wissermassen begründet, auch ein ausschliessliches Recht des Besitzes und 
der Verfügung an Sachen nur zu Zwecken enthält und enthalten kann, die 
mit der Existenz und dem Zwecke der Gesellschaft mindestens nicht unver¬ 
träglich sind. (Meine Grundlinien a. a. 0. S. 77 fg.) Ist auch die eigene 
Befriedigung des Eigentümers der letzte und allein denkbare Zweck des 
Eigenthums, so muss doch diese nicht notwendig eine Befriedigung der 
Willkür sein; im Gegenteile, es hat etwas Widersprechendes und an die 
waldursprüngliche Wildheit, aus der sich die Römer den Staat hervorgegangen 
dachten 1 ), Erinnerndes, diese Willkür mitten im geselligen Zustand und 
sogar als den Gegenstand rechtlicher Gewährleistung zu denken und anzu¬ 
erkennen. In den germanischen Reichen des Mittelalters war mit Hülfe der 
Kirche dfese so zu sagen wildegoistische Auffassung des Eigentumsrechtes 
zurücbgedrängt und wesentlich modificirt worden. Das Institut der Stamm¬ 
güter, die Theilung des Eigentums bei den Lehen- und Bauerngütern, die 
eheliche Gütergemeinschaft und die Rechte der Kinder hatten tr Schranken 
gesetzt, und das Eigentumsrecht in ein ausschliessliches Recht des Genusses 
und der Erhaltung verwandelt. Erst der Protestantismus hat jener rohen 
Auffassung des Eigenthumsrechtes wieder zur Herrschaft verholfen, indem 
er der menschlichen Freiheit ihr höchstes und eigentliches Ziel auf Erden 
entrückte, und den Einzelnen in Bezug auf die Auffassung und Realisirung 
desselben wieder seiner eigenen Willkür überantwortete. Die Folgen davon 
haben dann im natürlichen Rückschlag die Lehren der Communisten und 
Socialisten hervorgerufen. (Meine Grundlinien a. a. 0. S. 80 fg.) Wenn 
nun dem so ist und nach allem Gesagten das Charakteristische und Unter¬ 
scheidende des Privatrechtes nicht in der „ Willkür“ und dem „absoluten 
Belieben“ sondern in dem bestimmten und unabweisbaren Anspruch des 
Einzelnen auf die Freiheit und Macht über sich selbst und über Anderes be¬ 
steht, welche die Gesellschaft durch die Erfüllung ihres Zweckes ihm ge-« 
Währen bann und soll; so ist auch der Begriff des Privatrechts nicht mrf 
der Kirche nicht fremd, sondern er ist, da sie recht eigentlich, und weit 
mehr noch als der Staat um ihrer einzelnen Glieder willen besteht, hier erst 
recht eigentlich heimisch und zu seiner wahren Bedeutung eines wohlerworbenen 
und (weil auf die unerschütterliche Grundlage des göttlichen Gesetzes durch 
rechtmässiges Handeln gegründet) von der Eigenschaft eines Gesellschafts- 


*) Schmidt a. a. 0. S, 32 fg. 
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gliedes unzertrennlichen Anspruches auf persönliche Geltung und auf alles; 
was durch rechtmässige Bethätigung der Freiheit mit der Person in Ver¬ 
bindung gebracht und ihr angeeignet worden, erhoben. Dass dieses kirch¬ 
liche Privatrecht von dem öffentlichen Rechte der Kirche getragen und be¬ 
herrscht wird, ist nichts Besonderes. Dasselbe Verhältniss findet auch beim 
weltlichen Privatrecht, gegenüber dem öffentlichen Rechte des Staates statt. 
Man kann darum nicht sagen, die Kirche kenne auch fiir ihre Glieder auf 
ihrem Gebiete schlechthin nur öffentliches Recht. Um das mit Grund sagen 
su können, müsste die Kirche ihren Gliedern keine anderen Ansprüche zu- 
erkepnen, als die ihnen um der Gesammtheit willen oder als Vergeltung 
dessen, was sie für die Gesammtheit leisten, zuzuerkennen wären. Das 
kann man aber nicht behaupten bezüglich des Anspruchs auf die Sacramente, 
auf das kirchliche Begräbnis», auf das Eherecht, auf das Recht, Stiftungen 
su machen und mit denselben beliebige Bedingungen und Nebenbestimmungen 
zu verbinden, auf das Vereinsrecht und auf alle die Verhältnisse, wo die 
Kirche, so gut wie der Staat, das Naturrecht und die in demselben wur¬ 
zelnde Privatfreiheit und Berechtigung anerkennt. Selbst in Bezug auf das 
kirchliche Vermögensrecht kann man nicht behaupten, dass es ganz dem 
«öffentlichen Rechte anheimfallen müsse, weil das Kirchenvermögen im Kirchen- 
rechte nur als Mittel für die kirchlichen Verfassung»- und Verwaltungs- 
Zwecke in Betracht komme. Denn die Kirche erkennt auch in Bezug auf 
■dieses privatrechtliche Erwerbungstitel, z. B. die Verjährung, gegen sich an. 
Sie gestattet den Beneficiaten ein privatrechtliches Dispositionsrecht über das 
|n ihren Händen befindliche, aus kirchlichem Vermögen fliessende Einkommen 
linter Lebenden und von Todes wegen, und erkennt selbst ein Intestaterbrecht 
der Verwandten auf den in das volle, unbeschränkte Eigenthum der Bene- 
ficiaten übergegangenen Theil dieses Einkommens (die bona parsimonialia) 
an. Sie gewährleistet endlich durch ihre Gesetzgebung denjenigen, die sich, 
wie die Bischöfe und Mönche, ihrem Dienste mit ihrer ganzen Person hin- 
gegeben und gewidmet haben, doch das unbeschränkte Verfügungsrecht über 
jhr aus nicht kirchlichen Titeln erworbenes Vermögen. 

Dass auch auf dem Gebiete des Vermögensrechtes die obersten eigeneq 
Rechtsgrundsätze der Kirche nicht verletzt werden dürfen, weil die Kirche 
pur wegen ihres Zweckes vermögensfähig ist, ändert an der Saehe nichts, 
weil der Zweck der Kirche kein anderer ist, als den göttlichen Willen, das 
göttliche Gesetz in Allem und Jedem zur Anerkennung zu bringen, die 
Kirche aber auch das dem weltlichen Privatrecht zum Grunde liegende 
^faturrecht als göttliches Gesetz anerkennt und achtet. Sie lässt darum, so 
gut wie der Staat, den Willen ihrer Glieder gelten und schalten, wo derselbe 
auf diese Grundlage gestützt, und nicht durch die gegen die Gesammtheit ein¬ 
gegangenen Verpflichtungen beschränkt ist. Dass in den Systemen des Kirchen¬ 
rechtes (auch in dem von Schulte) nur die öffentliche Seite des kirchenrecht¬ 
lichen Vermögensrechtes und die Wechselbeziehung zwischen dieser und der 
privatrechtlichen Seite dargestellt wird, ist sehr natürlich, hat aber hieher 



keinen Besag, weil aus der Anerkennung des staatlichen, weltlichen Privat¬ 
rechtes von Seite der Kirche und der Geltung derselben auch für das kirch¬ 
liche Vermögen keineswegs folgt, dass die Kirche auf die Formulirung ihres 
eigenen kirchlichen Privatrechtes versiebten könne. Daraus endlich, dass im 
Staate das Vermögensrecht der Kirche nur um ihres Zweckes willen aner¬ 
kannt und gescheitst ist, folgt keineswegs, dass man dieses Vermögensrecht 
nicht als ein Privatrecht der Kirche beseichnen dürfe. Sobald nur der Staat 
der Kirche die Verfolgung und Realisirung dieses ihres Zweckes innerhalb 
der von seiner Gesetzgebung vorgezeichneten Formen frei und Ungehindert 
überlässt, ohne die Motive und die Zweckmässigkeit ihrer Verfügungen seiner 
Prüfung und seinem Einflüsse zu unterwerfen, steht er ihr ganz so gegen¬ 
über, wie jedem einzelnen Privaten, indem er eben nur ihre im göttlichen 
Willen begründete Freiheit und Selbstbestimmung äusserlich. schützt und ge¬ 
währleistet. Dass diese Freiheit nicht eine Freiheit der Willkür und des 
absoluten Beliebens sein müsse, um eine privatrechtliche genannt werden za 
können, haben wir schon im Eingänge gezeigt. Wir halten es für über¬ 
flüssig, auf die speciclle Erörterung über die Natur des’ Patronatrechtes hier 
einzugeben. Dass aber die Kirche nur von ihr verliehene Rechte anerkennen, 
und darum nur von öffentlichem Rechte bei ihr die Rede sein könne, halten 
wir für eine durchaus irrige Behauptung, die schon durch die Erörterungen 
und Beschlüsse des Conciliums von Trient über das Ehehinderniss der 
Clandestinität genugsam widerlegt wird. Wenn je, so erkannte hier die 
Kirche, dass es in ihrem Schosse Rechte gebe, die sie nicht verliehen habe, 
und daher auch nicht nehmen könne, wahre, unantastbare Privatrechte. 

Es braucht daher auch nicht unterschieden zu werden zwischen canoni- 
schem und Kirchenrecht, um die Anerkennung eines Privatrechtes auf kirch¬ 
lichem Boden zu rechtfertigen; diese Anerkennung ist unabweisbar, natur- 
nothwendig und im Wesen der Kirche, als einer öffentlichen GeseUschaft, 
gleich dem Staate; begründet. Moy. 


Hechts fälle . 

Ehereehtafragen bei der heH. Congregatlen des Conelllams 
von Trient zwischen 1§44 and 1853. 

f. 13. 

Das Domicil. ') 

1. Bevor wir die kostbaren Entscheidungen der heil. Coqgregation über 
die aus dem vom Concilium von Trient erlassenen Gesetze bervorgehenden 
Fragen über das Domicil erwähnen, wollen wir einige sichere Grundsätze 
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auf stellen, welche von den Autoren gemeinhin angenommen werden* Zuerst 
kann die Gepflogenheit hicht bewirken, dass derjenige, der nicht der Pfarrer 
der Parteien ist, gültig bei der Eheschliessung assistire; eine solche Gepflo¬ 
genheit darf nicht geduldet werden , wie man es aus einem von Zamboni 
(verbo Matrimonium §.19) in folgenden Ausdrücken mitgetheilten Resolution 
vom 31. Mai 1704 ersieht: „Consuetudo habilitare non valet illum, qui non 
est parochus contrahentium ad confirmandum sacramentum matrimonii, nec 
est ln posterum toleranda.“ 

Zweitens, man kann sich ohne Unterschied vor dem Pfarrer des Bräu¬ 
tigams oder der Braut verheirathen, nach einer Resolution der heil. Congre- 
gation, welche Benedict XIV. (Inst. 33. num. 5) in folgenden Ausdrücken 
anführt: „Da das Concil von Trient unter andern Dingen befiehlt, dass die 
Ehen in Gegenwart des Pfarrers oder eines Priesters mit seiner Erlaubniss 
oder jener des Ordinarius geschlossen werden sollen, so fragt man, was man 
sa thun habe, wenn die Contrahirenden verschiedenen Pfarreien angehüren. 
Braucht es die Gegenwart des einen und des andern Pfarrers, oder die Ein¬ 
willigung beider? Die heil. Congregation entscheidet, dass zur Gültigkeit 
der Ehe die Gegenwart des eigenen Pfarrers der Braut genüge, wenn die 
Ehe in der Pfarrei der Braut geschlossen wird; ebenso genügt die Gegenwart 
des Pfarrers des Bräutigams, wenn die Ehe in der Pfarrei des besagten 
Bräutigams geschlossen wird.“ Drittens, wenn es sich um die Ehe handelt, 
muss man denjenigen für den parochus proprius halten, in dessen Pfarrei 
man das Domicil hat, und nicht denjenigen, in dessen Pfarrei man geboren 
ist. Die priesterlichen Weihen können von dem des Domicils oder von dem¬ 
jenigen des Abstammungortes ertheilt werden, weil es die heil. Canone Ä 
ausdrücklich sagen; anders - verhält es sich mit der Ehe, und die Autoren 
lehren, dass der Pfarrer, vor dem man contrahiren müsse, kein anderer sei, 
äls derjenige, in dessen Pfarrei man das Domicil habe; und diese Regel ist 
die einzige, die man billigen und befolgen soll, gemäss der heil. .Congrega¬ 
tion des Concils in einer Entscheidung, welche Benedict XIV. (loco cit. 
num. 6) anführt. Nichtsdestoweniger müssen die Eheverkündigungen an dem 
Geburtsorte vorgenommen werden; Zeuge dessen die Declaration, die man 
im 34. Buche Decretorum S. C. Concilii pag. 28 in folgenden Ausdrücken 
liest: „Bartholomaens Joannes Pitta origine Senogalliensis matrimonium con- 
trahere desiderans extra locum originis supplicat declarari, am ultra fidem 
Status liberi, necessario fadendae sint denunciationes matrimoniales etiam. in 
loco originis. Sacra etc. respondit, denuntiationes etiam in loco originis esse 
necessarias.“ 

Nach sieben oder acht Jahren Abwesenheit ist es nicht mehr noth- 
wendig, die Proclamationen an dem Geburtsorte vorzunehmen, wie man es 
entschieden sieht lib. 2. Decretorum p. 184. Im 1. Bande des thesaurus 
resolutionum p. 192 bestätigt die heil. Congregation diese Regel, und ent¬ 
scheidet, dass die Proclamationen nach zehn Jahren Abwesenheit nicht mehr 
nothwendig wären, unter den folgenden Umständen; Johann Peter Ferrari, 



aas dem Orte St. Agatha, der Diöcese Verteil!, schloss die Ehe mit Anna 
Maria, geboren von Dorzani aas der nSmlicben Diöcese, nach den Verkün¬ 
digungen in der Pfarrei St. Agatha. Man unterliess es, sie mich in jener 
von Dorzani vorsunehmen, nach dem Rathe des Pfarrers, der sie nicht für 
nothwendig erachtete, in Anbetracht, dass besagte Anna Maria seit zehrt 
Jahren in St. Agatha wohnte. Man entdeckte hernach ein Hindernis» der 
Schwfigerschaft im dritten Grade, von welchem man beim heil. Stuhl anf 
Dispens ansnchtc; und damals erklärte die heil. Congregation des Conciliums, 
dass die Proclamationen in einem solchen Falle nicht nothwendig seien. So 
hat die Ehe nicht das Privilegium der Ordination in Betreff des Geburts¬ 
ortes; aber sie hat mehrere andere. Z. R. (und das ist die 4. Regel, die 
wir aufstellen wollen) derjenige, der zwei Domiclle hat, kann gesetzlich vor 
dem Pfarrer contrahiren, unter dessen Jurisdiction er wohnt, zur Zeit, da 
die Ehe geschlossen wird*, und es wird erachtet, man habe Zwei Domizile, 
wenn man gleicherweise im Einen und im Andern wohnt. Fünftens, das 
Quasidomicil genügt zur Eheschliessung; woraus folgt, dass die öffentlichen 
Beamten, die Professoren und Studenten der Facultaten, die Arbeiter Oder 
Dienstboten, die einige Zeit hindurch in einer Stadt wohnen, vor dem 
Pfarrer des Ortes, in dem sie wohnen, die Ehe sch Messen können. Sechstens 
endlich der Pfarrer eines Landaufenthalts assistirt nicht gültig bei den Ehen, 
und diejenigen, die causa recreationis vel pro rustioanis negotiis auf das 
Land gehen (wie die Resolution der heil. Congregation sagt, die Benedict XIV. 
unter Numero 7 der Inst. 33 citirt) können sich daselbst nicht verheiratheil. 
Solches sind die Regeln, welche die Autoren gemeiniglich lehren. Folgendes 
sind die Resolutionen der heil. Congregation, welche dazu dienen können, 
andere praktische Fälle zu lösen. 

2. Zehn Monate Aufenthalt in einer Pfarrei sind sicherlich mehr als 
hinreichend, um die Ehe zu schlieSsen. Im dritten Bande des thesanrus 
resolutionum p. 161 bestätiget die heil. Congregation des ConeiMums die 
Ehe des Fürsten Constantin Sobieski, des Sohnes des ruhmreichen polnischen 
Königs Johann ID., mit der Gräfin Josepba von Wessel. Der Fürst hielt 
sie für ungültig, weil sie nicht vor dem eigenen Pfarrer, sondern vor jenem 
von Gedan geschlossen worden war. Die heil. Congregation wollte, bevor 
sie einen Ausspruch thäte, noch die Ansicht der Rota vornehmen, die sieb 
für die Gültigkeit erklärte, in Anbetracht, dass die Gräfin diesen Ort während 
sehn Monaten vor der Vetheirathung bewohnt hatte, und weil sie zwei Jahre 
nachher daselbst verblieb. Diese Ansicht wurde von der heil. Congregation 
getheilt, welche befahl, sie in Vollzug zu setzen. Das Votum der Rota be¬ 
weist sehr gut, dass die Gültigkeit der Ehe blos verlange, dass sie vor dem 
Pfarrer eines der Brautleute contrahirt werde, und dass die örtliche Be-, 
wohnung zur Wirkang, vor dem Pfarrer eines Ortes contrahiren zu können,' 
nicht sehr lange sein müsse; die Resolutionen der heiL Congregation des 
ConoMs verlangen nur zwei Monate Aufenthalt. 
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3. Was bat man von reichen and vornehmen Familien zu denken, die 
kein fixes Domicil haben, and nacheinander im Laufe des Jahres an 
verschiedenen Orten wohnen, wo sie Eigenthum oder Beamte haben? Die 
heil. Congregation untersuchte diese Frage im |5. Bande des thesaurus re- 
solutionum p. 6, ohne in diesem Umstande eine definitive Entscheidung zu 
treffen. Der Bischof von Posen und Warschau fragte darum an. Er wollte 
wissen, ob die Adelichen, die kein fixes Domicil haben, weil das von den 
Aemtern abhängt, die der König ihnen anvertraut, oder auch, weil sie 
Domänen an verschiedenen Orten haben, die sie nacheinander bewohnen, 
nicht tamquam vegi betrachtet werden könnten. .Die heil. Congregation ant¬ 
wortete: Dilata et ad mentem. Wir haben im thesaurus keine andere Dis- 
cussion über die Angelegenheit wahrgenommen. Das Blättchen des Secretärs 
zeigt genugsam, dass die Dispositionen circa yagos auf die fraglichen Indivi¬ 
duen keine Anwendung finden, dass man in einem solchen Falle in der 
Pfarrei contrahiren könne, die man zur Zeit der Heirath bewohnt; diese 
Adelichen sind nicht an diesen Oertera aus einem blossen Beweggründe der 
Unterhaltung oder der Gesundheit, und sie bewohnen Häuser, die ihnen an¬ 
gehören. Das nämliche Blättchen citirt nach Fagnan eine alte Resolution 
der heil. Congregation, die nur einen Monat Aufenthalts fordert: „Quodsi 
fuerit saltem unius mensis, dandam esse decigionem pro validitate, alias de 
novo referendum in Congregatione. 

4. Man contrahirt die Ehe gültig an jedem Orte, den man in der Ab¬ 
sicht bezieht, sich dort zu fixiren. Nach dem 29. Bande des thesaurus 
resolutionum p. 73 verheirathet sich der Graf Bernabei ohne die vorläufigen 
Proclamationen mit Anna Bulgarelli vor dem Pfarrer der Pfarrei Monte An- 
gelo, wo er sein Landgut Monte-Drago hatte. Antonias Martelli, dessen 
Tochter dem Grafen verlobt war, griff die Gültigkeit der Ehe an, als nicht 
vor dem eigenen Pfarrer gefeiert. Aber die bischöfliche Curie erklärte sie 
für gültig, und erlaubte. den Gatten, sich zu vereinigen unter der Bedingung, 
die eheliche Einsegnung zu erhalten, und eine heilsame Busse dafür zu 
verrichten, weil sie sich clandestin verheirathet hatten; die heil. Oongrega- 
tion des Conciliums bestätigte den Spruch des Bischofes. An constet de 
nullitäte matrimonii. Sacra etc. Negative et amplins. In der That, obwohl 
dar Graf Bernabei den Monte Drago seit sehr wenig Tagen bewohnte, als 
er sich verheirathete, so bewies er doch, dass er die Absicht hatte« sich 
daselbst niederzulassen. Er hatte sein Haus zu Ancona am 2. April ver¬ 
kaufen und einen Theil des Mobiliare nach Monte-Drago bringen lassen, wo 
er sich am 20. des nämlichen Monates verehelichte. In der Zwischenzeit 
wohnte er bald da, bald dort. Er behauptete, von dem Augenblicke an das 
Domicil auf seinem Landgute erworben zu haben, wo er, nachdem er sein 
Haus zu Ancona verkauft hatte, anfing, jenes zu bewohnen, mit der Ab¬ 
sicht , sich daselbst bleibend niederzulassen. Er bewies diese Absicht durch 
die Bequemlichkeit des Landhauses, durch die Reparationen, die er daselbst 
vorgenommen hatte, durch die Niederlassung seiner ganzen Familie, endlich 
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durch Zeugen, die bestätigten, dass er vor und nach dem Verkaufe seines 
Hauses klar die Absicht geoffenbart habe, sich auf dem Lande niederau¬ 
lassen. 

5. Die heil. Congregation hat beständig geurtheilt, dass die Ehe un¬ 
gültig sei, -wenn man betrügerischer Weise von einem Orte an einen andern 
ginge, mit dem blossen Zwecke, die Ehe au. contrahiren, und ohne die Ab¬ 
sicht au haben, das Domicil oder das Quasidomicil au erlangen. Man kann 
einige alte Resolutionen in der Inst. 33 von Benedict XIV. num. 8. und 9 
nachsehen. Folgendes ist ein neueres Beispiel, welches wir dem 38. Bande 
des thesaurus resolutionum p. 72 entlehnen. Als Johann Feroä, dänischer 
Lutheraner, mit Katharina Dormier, die in Livorno wohnte, die Ehe schliesseh 
wallte, aber es in dieser Stadt wegen der disparitas cultus nicht thun konntd, 
entschloss er sich, die List anauwenden. Er begab sich mit Katharina nach 
Chur in der Schweie; sie wiesen die Zeugnisse des ledigen Standes vor, 
und contrahirten daselbst, vier oder fünf Tage nach ihrer Ankunft, die Ehe 
vor dem Pfarrer und den Zeugen. Als sie nach Livorno aurückgekehrt 
waren, rieth ihm ein reicher protestantischer Engländer, der mit Feroü in 
Freundscbaftsverbindongen stand, wegen Handelsoperationen nach Holland 
au gehen. Er reiste in der That ab, und vertraute seine Frau seinem 
Freunde an. Man erhielt bald Briefe, die seinen Tod anmeldeten. Der 
Engländer trug der Katharina die Ehe an. Man rief den Pfarrer unter 
einem Vorwände, die Verbindung wurde so in seiner Gegenwart olandestin 
contrahirt. Die Gatten reisten hernach nach Jerusalem ab, wo der Eng¬ 
länder den Protestantismus abschwor, und in den Schoss der Kirche zurück¬ 
trat. Sie erneuerten ihre Einwilligung vor dem Pater Quardian des heiligen 
Landes, der in diesen Gegenden die Vollmachten des Ordinarius besass. 
Aber Feroä war nicht gestorben, und wollte Katharina wieder zu sich 
nehmen, die, indem sie sich weigerte, ihm zu folgen, den Ungültigkeits- 
process der zu Chur contrahirten Ehe anhängig machte, wo die Brautleute 
nicht die Absicht gehabt hatten, zu verbleiben. Die heil. Congregation des 
Consiliums erklärte, dass die erste Ehe ungültig war. In der That stand 
Feroö, wie es das Rubrum des Processes bemerkt, unter dem Gesetze des Con- 
ciliums von Trient, das zu Livorno in voller Kraft stand. Die Exemtion, 
auf welche er in der Eigenschaft eine s Dänen Anspruch machte, war, weit 
entfernt, eine persönliche zu sein, ein locales Privilegium, welches ihn seih 
Aufenthalt zu Livorno hatte verlieren lassen. Es ist nicht ohne Interesse, 
zu bemerken, dass es hier eine gemischte Ehe sei, welche die heil. Congre¬ 
gation aus Ursache der Clandestinität als ungültig erklärt, lange nach der 
berühmten Decision Benedicts XIV. für die Niederlande. So Sind, nach dem 
Urtheile der heil. Congregation die geheimen Ehen, zwischen Häretikern und 
Katholiken in den Ländern ungültig, auf die der heil. Stuhl das Indult nicht 
ausgedehnt hat, welches Benedict XIV. Holland gewährte. 

6. Die heil. Congregation des Conciliums ist im Jahre 1841 über die 
Gültigkeit der in einem Lande contrahirten Ehe um Rath gefragt worden. 
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wo man nur acht oder sehn Tage verweilt hat. Diese Frage wurde von 
dem General - Vicar von Grenoble bei Gelegenheit der folgenden Thatsache 
yorgelegt. Sempronius, indem er sich mit einem Mädchen niederen Standes 
verheirathen wollte, und fürchtete, in seiner Familie, deren Einwilligung er 
nach dem bürgerlichen Gesctse brauchte, Hindernisse su finden, geht nach 
London und scbliesst, acht oder sehn Tage nach seiner Ankunft die Ehe. 
Er thut es vor einem apostolischen Missionär, der den ehelichen Segen er- 
theilt. Nach Grenoble snrückgekehrt, wohnt er mit Bertha zusammen and 
mehrere Kinder werden geboren. Da Niemand weiss, was su London ge¬ 
schehen ist, so hält man sie für Concubinäre, und das ist ein grosses 
Aergerniss. Endlich wird die Wahrheit entdeckt, die Eheacte , wird an’s 
Licht gesogen, und die Gatten behandeln sich ostensibel für das, was sie 
sind. Die Familie des Sempronius, auf den höchsten Grad aufgebracht, be¬ 
hauptet, dass die Ehe ungültig sei, und will die Gatten trennen lassen« 
Dieses ist der Fall, in Bezug auf welchen die heil. Congregation geurtbeilt 
hat, , dass die Gültigkeit der Ehe nicht klar vorliege: „An et quomodo sit 
respondendum in casu. Sacra etc. censuit. Ex hactenus deductis non con- 
stare de validitate matrimonii, sed ad declarationem nullitatis esse proCedendnut 
confectione processus servata saltem in substantialibus forma constitutfoiris 
sa. mem. Benedicti XIV. —• Dei miseratione — inspecto praesertim animo, 
et tempore, quo asserti sponsi commorati sunt nedum Londihi, sed etiam 
in districtu illius apostolici vicariatus; quatenus autem episcopo magis ex- 
pedire visa fuerit matrimonii convalidatio, renovato consensu secreto, pro 
facultate dispensandi super quovis impedimento juris ecclesiastici tantum 
juxta solitas clausulas, quatenus adsit; ac etiam pro facoltate sanandi in 
radice juxta formam, quatenus id necessarium duxerit, facto verbo cum SSmo 
super omnibus.“ So wollte die heil. Congregation eine solche Rechtssache 
nicht ohne einen förmlichen Process entscheiden, in welchem die Constitution 
Benedicts XIV. in den wesentlichen Dingen beobachtet werden sollte. Sie 
schrieb vor, sich wohl über die Zeit zu erkundigen, welche die Brautleute 
entweder . su London, oder in seinem gansen apostolischen Vioariate auge¬ 
bracht hatten, weil, da das Decret des Conciliums in England nicht in Kraft 
bestehe, wo es nie promulgirt worden war, man nicht blos die Zeit in Er¬ 
wägung sieben müsste, während welcher die Gatten an dem Orte gewohnt 
hatten, wo sie die Ehe eontrahirten, sondern auch die Zeit, die sie in Eng¬ 
land angebracht hatten. Es ist gewiss, dass die Ehe ungültig sei, wenn 
man durch den Ort nur durchgeht, wo das Concilium von Trient nicht in 
Kraft steht; die Decisionen der heil. Congregation cur Zeit Urbans Vm. be¬ 
weisen es unzweifelhaft, und stellen fernerhin fest, dass die Ehe auch un¬ 
gültig sei, wenn man sich ohne den Wohnort su verändern, an diesen Ort in 
der blossen Absicht zu heirathcn begibt, ohne Pfarrer und Zeugen zu contfa- 
hiren. Aber sie sprechen sich für die Gültigkeit ans, wenn das Domicil wahrhaft 
transferirt ist, obwohl man es per fraudem thue, und um sich dem Conci¬ 
lium su entziehen. Alles hängt also von dem Ablaufe der Zelt ab, die er- 
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fordert wird, damit das Domicil als transferirt erachtet werden könne. Non 
berichtet Fagnan eine Entscheidung der heil. Congregation, die die Gültigkeit 
einer Ehe aasspricht, die wenigstens nach einem Monate Aufenthalts con- 
trahirt worden: „Da ein Mann und eine Frau von MSstricht von Seite der 
Eltern Hinderniss fürchteten* begaben sie sich in die Stadt Aachen, und 
eoBtrahirten, nachdem sie dort einige Zeit verweilt hatten. Die heil. Con¬ 
gregation, über die Gültigkeit der Ehe befragt, antwortete, dass man die 
Zeit namhaft machen müsse, welche die Contrahirenden su Aachen suge- 
bracht hatten, und wenn diese wenigstens ein Monat wäre, so müsste man 
sieh für die Gültigkeit aussprechen.“ 

7. Im Jahre 1844 erklärte die heil. Congregation des Conciliums die 
Ungültigkeit einer unter folgenden Umständen geschlossenen Ehe. Als sich 
Frans M. anschickte, sich mit. Grasia K. im Jahre 1830 su verheirathen, so 
erhöh Maria B. vor der bischöflichen Curie gegen diese Verbindung Einwen¬ 
dung, indem sie 6agte, dass Frans schon im Jahre 1828 mit ihr selbst cen- 
trahirt habe. In der Tbat bezeugte der Pfarrer von St. Matthäus, dass sich 
am 14. Jänner besagten Jahres die genannten Frans und Maria in der 
Kirche vorgestellt haben, während er Beichte horte, lind dass sie da, vor 
mehreren Zeugen, mit lauter Stimme ihre gegenseitige Einwilligung aasge¬ 
sprochen haben; ein Act, worüber der Pfarrer noch am nämlichen Tage ein 
Protokoll aufsetste. Angesichts einer solchen Einwendung suspendirte die 
bischöfliche Curie die Publicationen der anderen Ehe, welche Franz M. con- 
trahiren wollte; ein förmlicher Process wurde Uber die erste Ehe eingeleitet, 
und endlich schnitt der kirchliche Richter die Streitfrage durch einen Sprueh 
ab, in welchem er erklärte: dass die besagte vor dem Pfarrer von St. Mat¬ 
thäus contrphirte Ehe, welcher nicht derjenige der eontrahirenden Parteien 
war, illegitim, ungültig und ohne Kraft war.“ Maria B. brachte ihre Ap¬ 
pellation vor die heil. Congregation des Conciliams. Dann versuchten Frans 
und Grasia, indem sie langen Aufschub fürchteten, sich su verheirathen, 
indem sie sich durch Ueberraschung vor dem Pfarrer der Kathedrale stellten, 
während er die Messe las. — Die heil. Congregation, nachdem sie von all’ 
dem im Jahre 1885 Kenntniss erlangt hatte, verordnete, die Processacten 
einsusenden, ohne die provisorische Trennung der neuen Gatten aufsuschieben, 
unter den in der Consitution ßenedict’s XIV. festgesetsten Strafen. In der 
Folge, als Maria B. erkannte, dass ihre Einwendung unhaltbar sei, verzich¬ 
tete sie ausdrücklich auf eine Verfolgung im Wege der Appellation. Da 
es sich aber um eine sehr wichtige Sache handelte, in welcher der amtliche 
Vertheidiger verbunden ist, die Appellation aufrecht su erhalten, wenn gleich 
die betheiligten Parteien auf dieselbe verzichten, bis zwei gleichförmige CJr- 
theile die Ungültigkeit der Ehe ausgesprochen haben, so trug man der Ver- 
sichtleistnng Mariens keine Rechnung, und die Rechtssache verfolgte ihren 
Lauf. Als sie endlich am 25. Mai 1844 der heil. Congregation vorgelegt 
wurde, hielt sich der Vertheidiger Franzens besonders daran, die Ungültigkeit 
der vor einem solchen Priester centrahirten Ehe zu zeigen, der nicht der 
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eigene Pfaiter der Parteien wäre; denn der Pfarrer der Kathedrale beseligte» 
dass Maria B. immer in seiner Pfarrei residirt habe, and derjenige von 
S. Ad6on stellte das Zeugniss aus, dass Frans M. die seinige seit 1827 
bewohne, daher war der Rector von St. Matthäus für keines von ihnen der 
legitime Pfarrer. Der von Amtswegen aufgestellte Vertheidiger seinerseits 
machte dem Processe des Ordinarius mehrere Fehler sum Vor würfe: 1) der 
Vertheidiger der Ehe war nicht gegenwärtig, entgegengesetzt der Bulle Bene¬ 
dict XIV., die es fordert, als einen wesentlichen Theil der Aburtheilang. 
2) Ein Canoniker war delegirt worden, um die Acten sn vervollständigen»* and 
das Urtheil zu schöpfen, während das Concilium von Trient will (sess. 24. 
e. 20 de Reform.), dass die Ehe- und Criminal-Processe nur von dem Bi¬ 
schöfe gerichtet werden sollen. Zum Grunde übergehend, stellte es der 
Vertheidiger in Zweifel, dass die Hauptsache, die Incompetenz des Rectors 
von St. Matthäus wohl constatirt sei, denn es konnte wohl geschehen, dass 
der Mann oder die Frau, oder ihre Eltern zwei Domicile hatten, eines davon 
in den Pfarreien der Kathedrale und von St. Adeon, und das andere in 
jener von St. Matthäus. Endlich war es nicht unmöglich, dass Franz and 
Maria ihre Ehe vor ihrem eigenen Pfarrer erneuert hätten, in Anbetracht 
vorzüglich, dass sie zwei Jahre lang zusammen wohnten, und dass sie die 
ganze Nachbarschaft und die Eltern für gehörig verheirathet hielten. Solches 
waren die Einwendungen des Vertheidigers. Bei diesem Stande der Dinge 
schickte die heil. Congregation die Angelegenheit zurück and verordnete, die 
Zeugen auf ein neues zu verhören. An constet de nullitate matrimonii in 
casu. Sacra etc. Dilata, et pfaevia sanatione processus, facto verbo com 
SSmo, scribatur archiepiscopo administratori, ut, adstante Defensore Matri¬ 
monii formaliter exammentur cum juramento parochus cathedralis, et Sancti 
Adeon i, utrum coram alterutro renovatus fuit Consensus a Maria B. et Fran¬ 
cisco M., nee non abbas S. Matthaei, utrum vir domicilium habuerit in sua 
paroecia ante matrimonium diei 14. Januarii 1828, transmissis actis, 
25. Maji 1844. 

Der Erzbischof beeilte sich, diese Anordnungen zu erfüllen, und die 
Rechtssache wurde am 24. August 1844 zum zweiten Male der heil. Con¬ 
gregation vorgelegt. Beim Verhöre, das vor dem Vertheidiger,der Ehe statt¬ 
fand, bezeugten die Pfarrer der Kathedrale und von St. Adöon eidlich, dass 
Maria B. und Franz M. nie in ihrer Gegenwart eine Einwilligung abgegeben 
oder erneuert hätten. Der Pfarrer von St. Matthäus, seinerseits, bezeugte, 
dass Franz M. nie in seiner Pfarre wohnte, weder vor der vorgeblichen 
Verheirathung vom 14. Jänner 1828, noch nachher. Als dieser neue Pro- 
cess dem Vertheidiger der. Ehe in Rom mitgetheilt worden war, so beklagte 
er sich über einige Mängel, die er darin fand; anstatt die drei PfaiTer 
förmlich zu verhören, wie es die heil. Congregation vorschrieb, hatte man 
sie einfach befragt, ohne die Regeln zu beobachten, welche der Papst Inno- 
cenz IQ. c. 37 de testibus vorzeichnet. Er beklagte sich gleichfalls über 
das Schweigen des Vertheidigers, der doch die Sachen hätte wohl untersuchen 
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sollen ^ z. B. ob sich der Mann and die Frau in die Pfarrbücher als Ver- 
heirathete während der zwei. Jahre, die sie mitsammen lebten, haben ein- 
schreiben lassen ; ob sie Kinder bekamen, und was für Namen ihnen gegeben 
wurden; ob, mit einem Worte, vor dem eigenen Pfarrer, irgend einer jener 
Acte vorkam, die die Erneuerung der Einwilligung bezeichnen. Nichts desto 
weniger erliess die heil. Congregation ihr Endurtheil. An constet de nulli- 
tate matrimonii in casu. Sacra etc. Affirmative. 24. Augusti 1844. 

•8. Folgendes ist eine neueste Resolution, welche die Ungültigkeit der 
vor einem anderen Pfarrer, als dem des Domicils contrahirten Ehe erklärt. 
Vincenz F. hatte der Jfesualda C. die Ehe versprochen. Da er den Wider¬ 
stand seiner Eltern sah, und die Dispens von den Verkündigungen nicht 
erhalten konnte, so beschloss er, eine clandestine Ehe einzugehen. Indem 
er sich mit Jhsualda vor dem Pfarrer der Pfarrei zu den heil. Schutzengeln 
in dem Augenblicke stellte, als dieser die Messe beendet batte, so nahmen 
sie sich gegenseitig zu Gatten, in Gegenwart des ganzen Volkes. Das war 
in jeder Hinsicht ein thörichter Versuch. Der Pfarrer machte sie sogleich 
aufmerksam, dass ihre Ehe ungültig sei, in Anbetracht, dass sie nicht unter 
seiner Jurisdiction stünden ; und bald büssten sie ihren Fehler durch das 
Gefangniss. Vincenz, nun seine Augen der Wahrheit und der Vernunft öff- 
nend, fasste eine tiefe Abneigung gegen Jbsualda, und erklärte, dass er 
die Ehe nicht ratificiren würde. Der kirchliche Gerichtshof erliess einen 
Spruch nach seinen Wünschen, und urtheilte, dass die Ehe ungültig sei, 
weil die Zeugen und die Documente vollständig bewiesen, dass die Gatten 
zur Zeit des Contractes eine andere Pfarrei bewohnten. Nachdem der amt¬ 
liche Vertheidiger an die heil. Congregation des Concils Appellation einge¬ 
legt, und sich Jesualda der Appellation angeschlossen hatte, so wurde der 
Rechtshandel auf Kosten ersparendem Wege abgethan, and ein Theologe und 
ein Canonist sprachen ausser den Bemerkungen des amtlichen Vertheidigers 
ihre Ansieht aus. Die heil. Congregation erliess den Spruch am 27. März 
1847. An sententia curiae episcopalis sit confirmanda, vel infirmanda in 
casu. Sacra etc. censuit: Sententiam quoad declarationem nullitatis matri¬ 
monii esse confirmandam; in reliquis, quoad sponsalia, expensas et damna, 
partes utantur juribus suis. In der That, obwohl Jfesualda ehemals mit 
ihrer Schwester, die in der Pfarrei der heiligen Engel war, gewohnt hatte, 
SO wurde doch bewiesen, dass sie mehr als zwei Monate vor der Ver- 
heirathung zu ihrem Vater in die PfarreiSt. Elpidius zurückkehrte, wo sie bis 
zum Zeitpunkte des Contractes verblieb. Vincenz F. gehörte dieser Pfarrei 
pn. Der Pfarrer der heiligen Engel war also nicht der, ihrige, und die Ehe, 
die sie in seiner Gegenwart versuchten, konnte nicht gültig sein. 

§.14. ' 

Die Assistenz des Pfarrers und der Zeugen . 

Es ist nicht nothwendig, dass der Pfarrer seine Autorität einsetze, dass 
er von der Verheirathang benachrichtiget worden sei, dass er ausdrücklich 
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gerafen worden sei; die Gültigkeit des Contractes verlangt nur die Gegen¬ 
wart des Pfarrers und der Zeugen, die durch Worte oder Zeichen.verstehen, 
dass die Contrahirenden ihre gegenseitige Einwilligung *ur Ehe de praesentt 
ausdrücken. Dieses ist die Regel, welche die heil. Congregation des Con— 
ciliums beständig befolgt hat, Zeuge dessen die oben citirten Resolutionen. 
Die Declaration, die wir ($. XU. num. 12,) in Benag auf die vor dem 
Pfarrer ungeachtet des ausdrücklichen Verbotes des Bischofes Contrahirten 
Ehen angeführt haben, enthält ferner die Lösung mehrerer Zweifel, die das 
betreffen, was wir beweisen wollen. Man fragte: 1. Wenn sich der 
Priester gegen seinen Willen und geswungener .Weise bei dem Contracte 
gegenwärtig befindet, den man ungeachtet des Verbotes des Bischofes, oder 
ohne dieses Verbot feierte, wird eine solche Ehe gültig sein? Die heit 
Congregation entscheidet, dass sie gültig sei. 2. Wenn der Priester, faUs 
er auch immerhin gegenwärtig ist, nicht sicht und nicht hört, was geschieht, 
wird eine solche Ehe gültig contrahirt sein; oder wird sie wohl ohne Gül¬ 
tigkeit und Wirkung sein, als ohne den Priester vorgenommen? Die Ent¬ 
scheidung ist, dass sie nicht gültig sei, wenn der Priester nicht verstanden 
hat, ausser er habe affectirt nicht su verstehen. 3. Wenn endlich der Priester 
bei dem Contracte gegenwärtig ist, ohne dasu gerufen worden su sein, ohne 
aufmerksam gemacht worden su sein, ohne su einem solchen Gegenstände 
berufen worden su öein, ohne seine Autorität durch ein Dictum oder Facttun 
einsusetsen, ist eine solche Ehe gültig? Die heil. Congregation erklärt, dass 
sie gültig sei. Folgendes sind die Entscheidungen, wie sie Zamböni anführt; 
beim Worte Matrimonium §. 19, hum. 9 und den folgenden: 1. Quod st 
invitus et compulsus per vim adsit sacerdos, dum eontrahitur matrimonium 
praecedente vel non praecedente dicta probibitione, vel tali interdictione, 
utrum tale matrimonium subristat. S. C. subsistere censuit. 2. Si sacerdos 
adfuerit, nihil tarnen eorum, quae agebantur, vidit, neque audivit; utrum tale 
matrimonium valide contrahatur, vel tamquam sine sacerdote nullius sit pon- 
deris et momenti. Respondetür non valere, si sacerdos non intellexit, nisi 
tarnen affectasset non intelligere. 3. Denique si adsit sacerdos, dum contra- 
hitur matrimonium, oasu, quo non cogitans se esse ad id vocatum, sed aliud 
agens audit quos inter se contrahentes matrimonium, in quo fuit praesens, 
non tarnen certior factus, nec ad id expresse vocatus, neque interponens 
suam auctoritatem dicto, vel facto, vel potius sit nullum, quasi assistentia 
auctoritativa per Concilium requiratür, et non nuda vel casaalis praesentia. 
Valere, etiamsi parochus aliam ob causam adhibitus sit ad illum actum, est 
defiäitum. Das ist die authentische Interpretation des Conciliums von Trient. 
Wir sind, wie man sieht, weit von der Forderung entfernt, die die Ungül¬ 
tigkeit jeder Ehe verlangte, die nicht in der Kirche geschlossen, und von 
dem Priester eingesegnet worden wäre. So haben das Concilium und der 
apostolische Stuhl für die Freiheit der Ehe Vorsorge getroffen. Zu viele 
Fesseln würden für die Sitten verhängnisvolle Folgen haben, und obwohl aus 
diesen durch üeberraschung und ohne die vorgescbriebenen Proclamationen 
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eontrahirten Ehen grosse Unzukömmlichkeiten entstehen mögen, so ist es 
doch besser, wenn man alles erwägt, diese Unzukömmlichkeiten zu dulden, 
als denselben durch irritirende Verbote entgegen wirken zu wollen, die ein 
schlimmeres Heilmittel, als das Uebel selbst, sein würden. Man erwäge 
aufmerksam die Gesetzgebung der Kirche, man vergleiche sie mit derjenige^, 
die die freiwillige Intervention der öffentlichen Obrigkeit fordern würde, 
unterworfen der vorläufigen Einwilligung der Eltern und anderen Formali¬ 
täten ; man nehme in Erwägung die Lage der Gesellschaft, die gewöhnlichen 
Ereignisse des Lebens, die Leidenschaften der Menschen, und man urtheile, 
auf welcher Seite sich die Freiheit der Ehe, und die Schutzwehre der Sitten 
befinde. 

2. Indessen darf die Gegenwart des Pfarrers und der Zeugen nicht 
eine blos einfach materielle sein. Es ist nöthig, dass sie über die Einwilli¬ 
gung der Gatten Zeugniss ablegen können, und folglioh, dass diese Einwil¬ 
ligung vor ihnen durch Worte oder äussere Zeichen ausgedrückt werde. 
Die heil. Congregation hat die Meinung verworfen, welche behauptete, dass 
die blosse materielle oder physische Gegenwart hinreichend sei, um die Ehe 
gültig zu machen. Man legte ihr unter andern die zwei folgenden Fragen 
vor: „1. An parochi praesentia, de qua loquitur S. Concilium in 2 part. 
oap. sesa. 24 cum ilEs verbis, qui aliter quam praesente paroefao etc., debeat 
esse moralis humano modo, et cum advertentia, ita ut possit esse testis ma- 
trimonii actuaüter et de facto eontracti, non vero voluntatis contrahendi, 
vel sufficiat potius sola praesentia physica seu materialis. 2 . An aflectante 
parocho non audire verba, vel non videre nutus attentantium elendestine 
contrahere matrimonium, et revera lila non audiente, vel non vidente, validum 
ait matrimonium coram ipso attentatum. Sacra Congregatio rescripsit: 
reprobata opinione, quod sufficiat praesentia parochi pure physica seu mate¬ 
rialis, providebitur in casibus particularibus. Romana super dubiis Matrim. 
6. Martii 1700. 

Die Schwierigkeit besteht nicht darin, zu entseheiden, ob die Ehe gültig 
set, wenn der gezwungener Weise oder durch Ueberraschung intervenirende 
Pfarrer die Stimme erhebt, oder die Flucht ergreift, oder sich stellt, die 
Brautleute nicht zu sehen, obwohl er wirklich, was sie thun, sieht und hört; 
denn die Gültigkeit scheint in diesen Fällen nicht zweifelhaft. Aber man 
fragte die heil. Congregation, was man von jenen Ehen zu denken habe, 
in Bezug auf welche der Pfarrer alles Mögliche that, um nichts zu hören, 
und wirklich nichts hörte. Darüber wollte die heil. Congregation keine 
allgemeine Entscheidung erlassen, indem sie sich vorbehielt, die einzelnen 
Fälle zu richten. Lasset uns sehen, was für Entscheidungen sie in einzelnen 
Fällen erlassen habe. Wir werden erfahren, welches die verschiedenen Um¬ 
stände seien, in welchen sie sich für die Gültigkeit ausgesprochen hat. 

8. Wir werden zuerst einige Rechtshändel citiren, die älter sind, als 
jener Zeitpunkt, wo der thesaurus resolutionum der heil. Congregation 
beginnt. Sie erklärt die Ehe für gültig, bei welcher der Pfarrer die 
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Worte der Braut nicht hört, deren Einwilligung legitim durch andere Zeichen 
constatirt ist. Folgendes ist diese Resolution nach Zamboni, beim Worte 
Matrimonium §. 19, num. 30 u. ff. „Quaesitum fuit, an matrimonium 
contractum absque denunciationibus, et sine licentia Ordinarii coram testibus 
et parocho contradicente, qui audivit tantununodo verba Consensus per spon- 
sum praestiti, dum prae manibus habens sponsern dixit, questa b la mia 
moglie; et audivit, quod sponsa dixit non null a verba, quae tarnen non intel- 
lexit, au sit de jure validum, et subsistat. S. C. respondit matrimonium 
subsistere; etiamsi parochus non intellexerit verba sponsae, dum' tarnen de 
Rlius consensu ex aliis signis. juxta juris communis dispositionem legitime 
constet; idque ad ipsius episcopi disquisitionem pertinere. Et dubio, an 
quatenus matrimonium praedictum esset invalidum, debeat contrahentes in foro 
exteriori punire, et quibus poenis? Rescripsit episcopum posse tarn contra¬ 
hentes, quam alios, qui ministerium praestiterunt, poenis arbitrariis punire. 
Sarzanen. Matrim. 15. Febr. 1648.“ 

4. Wenn zwei Zeugen bestätigen, die Einwilligung der Frau gehört zu 
haben, so erklärt die heil. Congregation die Ehe für gültig, obwohl der 
Pfarrer die die Einwilligung ausdrückenden Worte nicht gehört hat. Das 
ersieht man aus einer, vom nämlichen Auctor, num 33, in diesen Aus** 
drücken angeführten Entscheidung: „Responsum est a S. C. pro validitate 
matrimonii clandestine contracti coram parocho, qui consensum sponsae non 
audivit, quo tarnen festes adhibiti deponebant de verbis sponsae exprimentibus 
suum Consensum; nam postquam Franciscus innuens parocho Mariam pro- 
nunciavit haec verba: Vedete, questa b mia moglie; quo audito parochus 
coepit indignatus eos increpare et redarguere, et terga vertens non auscul- 
tavit (ut ipse asserit} eamdem Mariam, quae suum consensum expresSit. 
Patavina Matrimonium 11. Maii 1669.“ 

. 5. Die Ehe wird für gültig erklärt, wenn der Pfarrer, indem er die 

Worte der Frau hört, diejenigen des Mannes nicht hört, indem die Zeugen 
die ausdüickliche und gegenseitige Einwilligung des Einen und des Anderen, 
wie beim vorhergehenden Falle bestätigen. „Defendit Sacra Cosgregatio 
validitatem matrimonii contracti coram parocho, qui tantum audivit verba 
foeminae, sed non viri, et annuli traditionem aspexit, testibus deponentibus 
de utriusque consensu. Ac dubiis perpensis: An qui ita contraxerunt sint 
puniendi, et quibus poenis. An etiam testes, qui scienter interfuerunt. An 
etiam qui Consilium dederunt. Rescribitur affirmative, poena arbitraria arbitrio 
episcopi. Yenetiarum seu Vicentina. 11. Martii 1673.“ 

6. Sie spricht die Gültigkeit der Ehe aus, bei welcher der Pfarrer, 
nachdem er die Einwilligung des Mannes vernommen hat, die Flucht 
ergriffen hat, um diejenige der Frau nicht zu vernehmen, deren Einwilligung 
er nur durch ein Zeichen mit dem Kopfe gesehen bat. Man sagt bei diesem 
Falle nicht, ob die Zeugen die gegenseitige Einwilligung durch ausdrück¬ 
liche Worte bestätigen. „Amore invicem flagrantes Franciscus Tozzius et 
Helena Lueretia Antonina in. Ecclesia S. Ivönis accersito parocho illi obviam 
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iverunt cum dnobus testibus, et vir verba protuKt consensus, mulierqae 
capite annuit. Nam exclamans parochus illico discessit, et verba mulieris 
aut non expectavit, aut non audivit. Ee in S. C. disceptata causa defectus 
moralis praesentiae parochi, decretum ab eadem de praedicti matrimonii 
validitate emanavit. Romana Matrim. 2. Junii 1697.“ Solches sind die vor¬ 
züglichsten Entscheidungen, die wir in der Sammlung Zamboni's bemerken. 

7. Bei den verschiedenen Beispielen, die wir so eben angeführt haben, 
sieht der Pfarrer wirklich die Zeichen, und hört die Worte der Brautleute, 
obwohl er sich stellt, nichts zu sehen und zu hören. Es ist aber unter 
den Auctoren eine grosse Controverse, ob die Ehe gültig sei, wenn der 
Pfarrer, indem er das Möglichste thut, um sich der geheimen Ehe zu 
widersetzen, die Brautleute nicht hört, oder sie nicht sieht. Nach dem 
5. Bande des thesaurus resolutionum pag. 29, verspricht Alexander Orsini 
der Anna Gonfiantini die Ehe. Der Graf Virginio Orsini widersetzt sieh, 
aus allen Kräften, während die Verkündigungen stattfinden. Alexander 
entschliesst sich, sich clandestin zu. verheirathen. Die Brautleute stellen 
sich daher vor dem Pfarrer und den Zeugen; aber der Pfarrer flüchtet sich, 
ohne den Alexander das Wort Braut vollenden zu lassen; er sagt blos: 
diese hier ist meine Brau.. Man wollte den Pfarrer bei den Kleidern 
zurückhalten; er zog es aber vor, sie zerreissen zu lassen. Es war Nacht 
und der Pfarrer sah die Braut nicht, und vernahm ihre Einwilligung nicht. 
Nach diesem Versuche reisten die Brautleute nach St. Polo ab, und brachten 
acht Tage in figura matrimonii zu. Nach Rom zurückgekehrt, wurden sie 
getrennt, und ins Gefängniss gelegt, und der kirchliche Gerichtshof begann 
die Instruction des Processes, während dessen Alexander erklärte, dass er 
in seiner Absicht beharre, und dass er ganz gewillt sei, die Einwilligung 
zu erneuern. Zwei Zeugen bestätigten, dass die Frau die ihrige auch in 
Gegenwart des Pfarrers ausgedrückt habe. Die heil. Congregation antwor¬ 
tete, man solle sie ad cautelam vor dem Pfarrer und zwei Zeugen, gemäss 
dem Concile von Trient erneuern. 

8. Wenn der Pfarrer, ohne die Worte der Brautleute zu vernehmen, 
durch Zeichen und Gebärden das sehr wohl versteht, was sie tbun wollen, 
so ist die Ehe gültig. Im 9. Bande des thesaurus resolutionum pag. 106, 
sieht man, wie Rosalie Papi bei der erzbischöflichen Curie von Neapel das 
Zeugniss des ledigen Standes verlangt und eine abschlägige Antwort erhält, 
aus dem Grunde, weil sie früher mit dem Eürsten della VaUe eine clande- 
stine Ehe contrahirt hatte. Das war wahr, aber man hatte diesem Versuche 
keine Folge gegeben, in der Ueberzeugung, dass man ihn nicht durchgesetzt 
hätte. Folgendes war der Vorgang: Der Fürst und Rosalie stellten sich 
vor dem Pfarrer in dem Augenblicke, als er in aller Eile vom Altäre her-i 
abstieg, denn er war von dem benachrichtiget worden, was man vorhatte. 
Er hört diese einzigen Worte; „Herr Pfarrer und ergreift die Flucht. 
Die Zeugen hörten nichts weiteres, aber alle begriffen, was die Brautleute 
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thnn wollten, aas den Gebärden, den Zeichen und den Acten. Der Fürst 
liess seinen Sohn im Kastelle St. Ehno einsperren; unglaubliche Anstren¬ 
gungen wurden gemacht, um Erklärungen herauszupressen; aber er fand 
das Mittel, den Erzbischof von Neapel sü benachrichtigen, dass diese Erklä¬ 
rungen nicht frei seien. Die heil. Congregation erklärte die Ehe für gültig. 

9. Es ist eine grosse Frage, *a wissen, ob die Ehe gültig sei, wenn 
der Pfarrer das Eine der Contrahirenden nicht gekannt hat, und es wegen 
der Dunkelheit der Nacht nicht hat kennen können, obwohl er in der Folge 
erfahren hat, wer es war. Die heil. Congregation liess diese Frage durch 
zwei Theologen und zwei Canonisten bei Gelegenheit des Rechtshandels, 
von dem wir nun sprechen wollen, untersuchen. Der Zweifel war in fol¬ 
genden Ausdrücken abgefasst: „An validum sit inatrimonium coram parocho, 
qui alterutrum ex contrahentibus identifice et in individuo non cognovit, 
nec cognoscere potuit, vel propter noctem et obscuritatem loci, vel propter 
tegumentum, quo operiebatur, licet adhibuerit omnem diligentiam, ut perspec- 
tum haberet, etiam cum aliquali violentia coram testibus, et quamvis iidem 
testes ad matrimonium perducti scirent, quis ille esset, et parochus non 
simultanee, sed successive, et post factam Ordinario relationem ejusdem 
matrimonii certior factus fuerit de illius identitate et subsequuta inquisitione. 
Einer der Theologen sprach sich für die Gültigkeit aus; die zwei Canonisten 
waren der Ansicht, dass die Ehe ungültig sei. Nichtsdestoweniger urtheilte 
die heil. Congregation, dass die Ehe gültig sei, in Anbetracht der Umstände 
des Ereignisses. Betrachten wir diese Umstände näher. Diügo Archayna, ein 
Adelichcr, nachdem er ein ehrbares und armes Mädchen, Namens Melitona 
Melendez verführt hatte, wollte seinen Fehler dureh die Ehe gut machen. 
Er begab sich also in das Haus des Pfarrers, in Gesellschaft der Melitona 
und der Zeugen. Es war am Abend, und eine tiefe Dunkelheit herrschte 
in dem Zimmer. Melitona trug den spanischen Peplo, der es verhinderte, 
*u unterscheiden, ob es eine Frau oder ein Mann sei. Diägo sagte: Vater 
Pfarrer seid Zeuge , und nahm die Hand der Melitona. Der Pfarrer, ver- 
muthend, was man thun wollte, fing an su schreien, und verstopfte sich die 
Ohren, indem er sagte: Ich höre nicht, ich höre nicht. Furcht ergriff alle, 
Und man floh davon. Der Pfarrer fasste den Peplo, den Melitona fliehend 
fahren liess; dann erkannte er eine Frau, ohne su wissen, was für eine, 
ausser dass ihm der Sacristan sagte, das müsste Melitona Melendes sein. 
Der Vicar-Capitular von Carthagena liess die Gatten einkerkern, und ord¬ 
nete eine Untersuchung an, nach welcher der kirchliche Richter die Ungül¬ 
tigkeit der Ehe aussprach, was die apostolische Nuntiatur von Madrid anf 
dem Wege der Appellation bestätigte. Die heil. Congregation des Concils 
urtheilte anders: An constet de validitate matrimonii in casu etc. Sacra etc. 
Affirmative pro validitate matrimonii, attentis facti circumstantiis in casu, 
de quo agitur. (Thesaur. resol. t. 22. p. 24.) 

10. Folgendes ist ein Fall, in dem die heil. Congregation erklärt, dass 
die Ehe nicht klar yorliege, — In Augenblicke, als der Pfarrer Bonnard 



die heil. Gewänder in der Sakristei der Pfarr- and Collegiatkirche ton 
Baune, nahm, knieten sich Joseph Vernay und Blanka Domas vor ihm 
nieder, und fingen zti reden an. Der Pfarrer begriff, was sie thun wollten, 
und flüchtete sich, indem er ihnen Vorwürfe machte. .Weder er, noch die 
Zeugen, vernahmen den wörtlichen Ausdruck der Einwilligung. Nach diesem 
Versuche verliessen die Brautleute die Stadt; sie wurden von bewaffneten 
Männern erreicht, welche man zu ihrer Verfolgung nachschickte, so dass die 
Ehe nie consommirt wurde. Blanka säumte nicht, den Vorgang zu bereuen, 
und verlangte, in Debereinstimmung mit ihrem Vater, dass die heil. Congre- 
gation des Conciliums die Ungültigkeit der Ehe erklärete. Sie entschied 
nach ihren Wünschen, und urtheilte, dass die Gültigkeit nicht klar vorliege. 
In der That, der Cleriker Peter Goudard, der in der Sakristei war, hörte 
nur das Wort: Mein Herr , welches Joseph aussprach; Franz Tertivel, ein 
von Joseph beigebrachter Zeuge, um bei der Verheirathung zu assistiren, 
hörte nur confuse Stimmen. In der That war die Einwilligung weder durch 
Zeichen, noch durch Worte ausgedrückt worden, und die Brautleute hatten 
nur die vorläufigen Acte erfüllt. (Thesaur. resol. tom. 26. pag. 23.) 

11. Die heil. Congregation hielt eine im Jahre 1845 unter folgenden 
Umständen geschlossene Ehe für gültig. Es handelte sich um eine elande- 
stine Ehe. Louis Z. hatte sich durch ein Eheversprechen gegen Angela M. 
gebunden, und wusste nicht, wie er es erfüllen sollte, in Anbetracht des 
Widerstandes, den er bei seinen Eltern zu finden fürchtete. Man flüsterte 
ihm ein, sich clandestin zu verheirathen. Ihr könnt sehr wohl (sagte ihm 
Peter F., der hernach als Zeuge diente) den guten Namen des Mädchens 
retten, ohne euch euren Eltern gegenüber zu compromittiren, und ihr müsst 
Folgendes thun. Stellet euch beide diesen Abend vor dem Prior der heiligen 
Dreifaltigkeit; und es genügt, dass ihr in seiner Gegenwart das Eine nach 
dem Andern sagt: diese da ist meine Gattin — dieser da ist mein Gatte —• 
und die Ehe wird fix und fertig sein, vorausgesetzt, dass zwei Zeugen dabei 
seien (ich werde der Eine derselben sein, und euch den anderen in der 
Person des Lorenz A. verschaffen, den wir rufen lassen werden). Dieser 
Rath wurde in’s Werk gesetzt, wie es der Pfarrer später berichtet, da er 
als Zeuge des Processes verhört wurde. „Am besagten Abend des 30. Aug. 
gegen halb zwei Uhr Nachts, als ich nach meinem Widdum heimkehrte, 
welches an die Pfarrkirche der heil, Dreifaltigkeit angebaut ist, gewahrte ich, 
im Saale meiner Wohnung, als ich den Fuss hineinsetzte, den Herrn Peter 
F., Lorenz A., Louise B., Gattin des Herrn Peter F., Louis Z., Angela M. 
und Johannes M., die mich grössten, und welchen ich den Gruss aus Schick¬ 
lichkeit erwiederte; und alsogleich, ohne mich bei ihnen anzuhalten, zog ich 
mich in mein Studierkabinet zurück. Wenige Augenblicke nachher kam Peter 
F. und sagte mir, dass Louis Z., indem er Vertraulichkeiten mit Angela M. 
gehabt hätte, die den Gegenstand der Unterhaltungen der Stadt bildeten, mit 
mir reden möchte, um den Fehler gut zu machen. Dann befahl ich aus¬ 
drücklich, dass Z. allein mit mir za sprechen käme. Er stellte sich vor, 
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und sagte.einige Worte, an die ick mich nicht erinnere; and, kaum hatte er 
geendet, als ich Angela M., die ich zu meinem grossen Erstaunen unter der 
Thüre des Kabinetes sah, sehr klar sagen hörte: dieser hier ist mein Gatte; 
and es scheint mir, dass sie es wiederholte, aber ich kann «s nicht be¬ 
haupten ; denn, indem ich das hörte, wurde ich sehr erregt, und ich fing 
za schreien an, indem ich sagte: Mit welcher Erlauhniss? Ich kann nicht, 
gehet fort. Ich hörte, dass Z. auf meine Invectiven antwortete, aber aaeh 
diesmal konnte ich das nicht wohl vernehmen, was er sagte; indessen ist 
es sehr wahrscheinlich, dass er sagte: diese hier ist meine Gattin; äber, ich 
wiederhole es, ich kann es nicht behaupten. Dann zogen sieh Z. a. Angela 
zurück; und immer unruhig, ging ich aus dem Kabinet, und sah Peter F. 
und Lorenz A.» welche ich fragte: Habet ihr vernommen? Und sie antwor¬ 
teten mir: Wir haben vernommen. Alsogleich. dachte ich daran« an diese 
Curie zu berichten, und alsogleich stellte ich mich Euer Hochwürden vor, 
in Gesellschaft besagter F. und A., um die Geschichte der Saehe, wie ich 
es that, zu berichten.“ Die Zeugen bestätigen die Erzählung des Pfarrers, 
ausgenommen einige kleine Abweichungen über Umstände ohne Wichtigkeit. 
Niemand, ohne den Generalvicar davon auäzunehmen,• hatte eilten Zweifel 
über die Gültigkeit der Ehe. Die Gatten wohnten bis am nächsten Tage 
miteinander, wo ein Befehl des Bischofs sie zu trennen kam. 

Bald fasste Louis gegen Angela einen Widerwillen und eine Abneigung, 
entweder, weil er sich von seinen Eltern gewinnen liess, oder aus irgend 
einer anderen Ursache; und seit dem Tage der Trennung vereinigte er sich 
nie mehr mit ihr. Er fing an, alle Verhältnisse mit dieser Frau zu liugnen, 
und behauptete, alles, was man davon sagte, sei nur eine Erfindung des 
Peter F. und seiner Frau. In Bezug auf die vor dem Pfarrer geschlossene 
Ehe ist Folgendes der Bericht, den er abgab, als man ihn gerichtlich darüber 
verhörte: Der Herr Peter F. folgte dem Pfarrer, und nachdem er mit ihn 
einige Augenblicke gesprochen hatte, kam er mir zu sagen, dass mich der 
Prior sehen wollte; und um mich besser auszudrticken, nachdem ich von Herrn 
F. gerufen worden war, ohne den Beweggrund davon zu wissen, ging ich, 
zu erfahren, was er wollte. Indem ich mich vor den Herrn F. stellte, der 
vor dem Arbeitskabinete des Priors war, welcher sich unter der Thüre be¬ 
fand, trat Angela M- hervor, die hinter mir sagte: Dieser hier ist mein 
Gatte. Bei dieser Ueberraschung sagte ich: Welcher Gatte ? Ihr seid närrisch. 
Auch Herr Lorenz A. war dort, und ich erinnere mich, nicht, dass noch 
eine andere Person dabei gewesen wäre. Sobald der Prior hörte, wie An¬ 
gela sagte: Dieser hier ist mein Gatte , so schickte er sich an, zu schreien: 
Ich weiss nichts , ich weiss nichts. Da dieses geschehen war, sah ich, dass 
der Herr Prior von seinem Canonikathause fortging, begleitet vom Herrn 
Peter F. und dem Herrn Lorenz A. und ich weiss nicht, wohin sie gingen.“ 
Dieser sonderbaren, von Unredlichkeit dictirten Erklärung wurde darch die 
Aussage der Zeugen und vorzüglich durch den so genauen Bericht des 
Pfarrers, durch die Thatsachen, die de? Verheirathung vorangingen und nach- 
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folgten, und endlich durch die gerichtlichen Antworten von Z. widersprochen, 
der sich Uber nicht wenige Punkte mit sich selbst nicht in Einklang so 
setsen vermochte. 

* , ' • ^ .. 

So wurde die Gültigkeit dieser Ehe vor dem kirchlichen Richter dem 
Proces8 untersogen. Der Bischof entschied, die Beurtfaeilung der heil. Con- 
gregation des Conciliums su überlassen. Nachdem man den Parteien eine 
Zeitfrist festgesest hatte, um ihre Rechte geltend su machen, beobachtete 
Alles das tiefste Stillschweigen, so dass die heil. Congregation glauben 
konnte, es hätte ein Uebereinkommen stattgefunden. Mehr als 10 Jahre 
Waren so verflossen, als Z., indem er das Domicil mehrere Male veränderte, 
sich endlich an einem Orte niederliess, wo er, indem er sich für einen 
Vagabunden gelten liess, das Zeugniss des ledigen Standes vermittelst eines 
Ergänsungseides erlangte, und mit Columba B. im Jahre 1843 die Ehe- 
schloss. Als es die bischöfliche Curie erfahren hatte, beeilte sie sich, die 
heil. Congregation davon su benachrichtigen, indem sie dieselbe anflehte, die 
Rechtesache, die seit zehn Jahren schwebend war, ohne Aufschub absu- 
urtheilen. Der Papst verprdnete, die Angelegenheit auf Kosten ersparendem 
Wege su behandeln, mit den Ansichten eines Canonisten und eines Theologen, 
und den Bemerkungen des amtlichen Verteidigers. Sie stimmten überein, 
die Gültigkeit der ersten Ehe ansuerkennen, und die heil. Congregation ur¬ 
teilte nicht anders. An constet de validitate matrimonii in casn. Sacra 
etc. respondit. Affirmative. 20, Septembris 1845. 

12. Die Abstimmnngen, von denen wir so eben gesprochen haben, be¬ 
handeln mit Weisheit dasjenige, was die Assistens des Pfarrers und der 
Zeugen betrifft. Der Theologe stufst sich vorsflglich auf die Autorität Bene- 
dict’s XIV. (iib. 13 1 de syn. c. 23), der seigt, dass der Pfafrer die Contra- 
hirenden sehen, ihre Worte vernehmen, oder wohl wenigstens, wenn er sie 
nicht vernimmt, die die gegenseitige Einwilligung beider ausdrUckenden 
Zeichen sehen und verstehen müsse, ausser dessen man nicht sagen könne, 
dass er ein Zeuge seit Parochus «utenf non potest festem agcre tantae in 
Ecclesia auctoritatis. nisi et videat contrahentes, et vel eorum audtat verba 
vel ea non perspiciens, signa saltem videat et intelligat, quae mutuum signi- 
ficent utriusque conse'nsum. Benedict XIV. erwähnt die oben n. 10 ange¬ 
führte Entscheidung, und belehrt uns, dass er, bei einer so wichtigen Sache, 
die Congregation des Conciliums in seiner Gegenwart abhalten wollte: „In¬ 
dem man, sagt er, alle Umstände aufmerksam untersuchte, erkannte man, 
dass, wenn der Pfarrer die Frau nicht sah, und ihre Worte nicht vernahm, 
dies darum geschah, weil er sich hartnäckig bestrebte, sie nicht sehen und 
hören su wollen, da er sie doch leicht hätte sehen und hören können, sowie 
sie die Zeugen sehr Wohl gesehen und gehört hatten. So entschied man, 
und so wurde su unserem Wohlgefallen das Urtheil für die Gültigkeit der 
Ehe'erlassen.“ 



598 


$•15. 

Vermeintliche Ehe. Procuration, 

1. Die vor dem fremden Pfarrer in der Weise, dass man den Namen 
einer Person annimmt, für welche der Ordinarius die Delegation erlaubt hat, 
oontrahirte Ehe ist ungültig und ohne Kraft, wie man es aas einer Entschei¬ 
dung ersieht, die im 10. Bande des thesanrus resolutionum p. 21 mit den 
folgenden Umständen zu lesen ist. Als der Baron von Breisingh gestorben 
war, so machte Anton Koppenhat, sein Jäger, den Plan, die Witwe su hei- 
cathen. Da er es in Hortualde nicht su thun wagte, aus Furcht vor den 
Eltern der Baronin, so gab er vor, mit ihrer Kammerfräulein Anna Fran- 
cisca Altoff das Eheverlöbniss eingegangen su haben, und er stellte an den 
Ordinarius von Paderborn das Ansuchen, für besagte Anna Franciska Altoff. 
die keinen fixen Wohnort hatte, so Vinsembk, das der Geburtsort Antons 
war, Domicil su constituiren, so dass der Pfarrer von Vinsembk ermächtigt 
wurde, ihn mit besagter Anna Francisca Altoff ohne die gewöhnlichen Ver¬ 
kündigungen su verehelichen. Er erhielt, um was er ansuchte und verhei- 
rathete sich mit der Baronin, welche er für Anna Francisca Altoff gelten 
liess, deren Namen sie annahm. Die Gatten kehrten nach Hortualde zurück, 
wo sie beisammen wohnten. Zwieträchtigkeiten säumten nicht, auszu- 
brechen, und die Baronin stellte bei der heil. Congregation des Conciliums 
das Ansuchen um Ungültigkeitserklärung der Ehe. Diese erklärte auch, 
dass die vom Anfang an bis sum Zeitpunkte des Urtheilspruches dargestellten 
Dinge diese Ungültigkeit wirklich constatirten. 

2« Wenn man sich in gutem Glauben und aus Irrthum vor einem 
Pfarrer verheirathet, der nicht derjenige des Domicils ist, so scheint die 
Eheschliessung gültig vorgenommen zu sein. Zamboni citirt eine alte Ent¬ 
scheidung der heil. Oongregation des Conciliums in folgenden Ausdrücken: 
Jullanas et Berta matrimonium inter se contracturi interrogati fuerunt a no- 
tario, quisnam esset eorum parochus, responderunt per errorem parochum 
8. Demetrii, in cujus parochia jampridem habitaverant, sed tune temporis 
non incolabant. Ita ceiebratum fuit matrimonium coram dicto parocho; inde 
dubitatum fuit de ejusdem validitate; et modo instant dedarari, an praefatum 
matrimonium fuerit validum? Et affirmativum datum est responsum. Dub. 
Matrim. 9. Septembris 1684.“ 

3. Ein berühmter Rechtsprocess ist im Jahre 1844 und 1847 in Be¬ 
nag auf die Gültigkeit einer vor einem unbekannten Pfarrer geschlossenen 
Ehe entschieden worden. Joseph von Rogger, nachdem er der Grazia S., 
einer Dienstmagd seines Hauses, schriftlich die Ehe versprochen, und später 
mit ihr vor dem Pfarrer von S. Johann de Teduceio, einem Dorfe der Um¬ 
gebung von Neapel, wo er ein Landbaus hatte, ein Eheverlöbniss geschlossen 
hatte, vollendete endlich seine Ehe mit ihr vor einem als Priester gekleideten 
Manne, der sich als den Pfarrer ankündigte, und alle in einem solchen 
Falle vorgeschriebenen Ceremonien vornahm. Die Ehe wurde des Abends 
gefeiert, in einem Hause, welches Grazia seit ihrer Vertreibung aus jenem 



des Ritters bewohnte. Man that es ohne die Verkündigungen and ohne 
irgend eine der Torgeschriebenen Formalitäten. Nach dienern verliefen 
alle Dinge friedlich zwischen Rogger und Grasia, bin diese erfuhr, dass 
ihre Ehe von einem verkleideten Manne eingesegnet worden sei, der kein 
Priester war. Indem sie von da an fürchtete, Rogger möchte eine andere 
Ehe schliessen, so licss sie vor der erzbischöflichen Curie das Hinderniss 
des vor dem Pfarrer von S. Johann geschlossenen Eheverlöbnisses anmalden; 
sie Hess sich ihren Sohn Zurückgaben, den Rogger bei den Findelkindern 
hatte unterbringen lassen, und erhielt 300 Dukaten Nahrungspension; endlich 
weit entfernt, sich auf das Eheverlöbniss zu beschränken, machte sie einen 
Prooess Uber die clandestine Ehe anhängig. Nach vielen Aufschüben und 
interlocutorischen Urtheilen erklärte der Metropolitan - Richter durch einen 
Drthcilsspruch, „dass die vorgebliche Ehe, nach dem Eheverlöbnisse, da sie 
nicht vor der Kirche und den Vorschriften des hl. Coneils von Trient gemäss 
geschehen war, ungültig sei; und dass das Scheinbild der von der Frau 
angeführten Verehelichung, weit entfernt, eine Ehe genannt werden zu können 
eine der Missbilligung würdige Handlung sei.“ Man appellirte von diesem 
Spruche an die heH. Congregation des Conoiliums, vor welcher Rogger seine 
Gründe geltend machte, während der amtliche Vertheidiger'alles das ins 
Licht setzte, was zur Unterstützung der Ehe angerufen werden konnte. Die 
heil. Congregation schrieb zuerst einen Ergänzungsprocess gemäss der Con¬ 
stitution' „Dci miscratione“ von Benedict XIV., und nach einer Instruction, 
welche der Vertheidiger der Ehe entwerfen würde, vor. Folgendes Drtbeil 
wurde am 14. December 1844 geschöpft: „Dilata et suppleatur processus 
intra sex menses, servata forma constitutionis sa. mem. Beoedicti XIV, — 
Dei miseratione — juxta instructiouem a Defensore matrimonii conficiendam.“ 
Nun schrieb diese Instruction vor, den Pfarrer des Domicils des Gemahles 
zur Zeit der Verheirathung förmlich zu verhören, um zu erfahren, ob er m 
Person oder darch andere assistirte; ebenso die Zeugen *u vernehmen, die 
geeignet wären, die Assistenz entweder des nämlichen Pfarrers,.oder des¬ 
jenigen von S. Johann de Teduccio, in eigener Person oder durch andere 
festzustellen, oder aussuschliessen; endlich die auf das Domicil zu S. Johann 
bezüglicben Beweise zu erhärten. Nachdem dieser Ergänzungsprocess der 
heil. Congregation übersendet worden war, legte Rogger neue Angaben 
vor, und der Vertheidiger der Ehe machte seinerseits neue Bemerkungen. 
Endlich erklärte die heil. Congregation am 23. Jänner 1847, dass die Un¬ 
gültigkeit der Ehe nicht hinreichend klar vorliege. An constet de nullitate 
matrimonii in casu. Sacra etc. censuit: Ex hactenus deduetfs non satis 
constare de nullitate matrimonii. 

Suchen wir Aufklärungen in den von den Parteien angeführten Gründen« 
Rogger sagte, dass man beweise, nicht blos dass der Pfarrer des Mannes, 
•oder derjenige der Frau bei der, Verheirathung nicht gegenwärtig war, 
sondern dass man bis auf diesen Tag nicht wisse, wer der Ruchlose ge¬ 
wesen sei, der ein so grosses Sacrilegium zu begehen wagte. Grazia g$- 
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Steht, dass sie die Eheacte nirgends habe finden kennen; sie hat Nachfor¬ 
schungen angestellt, um den Pfarrer so entdecken, und sie hat gefunden, 
dass dieser Mann kein Priester war. Ihre Matter legt das nämliche Ge- 
stfindniss ab. Ein Zeuge sagt das nämliche. Die nämliche Ungewissheit 
herrscht in ßesug auf die Zeugen, von denen man weder den Namen, noch 
die Familie, noch den Charakter kennt. Luzio, der in der Eigenschaft als Ge¬ 
vatter bei der Verheirathung assistirte, bezeugt eidlich, dass er weder die 
Zeugen, noch den Minister kannte: „Ich weiss nicht, sagt er, wer dieser 
Priester war; ich sah ferner drei Männer, von denen mir zwei unbekannt 
waren; der dritte war Antonio Caso. Der Priester, vom dem man mir sagte, 
dass er der Pfarrer sei, ohne dass ich gewusst habe, welcher Pfarrei er 
angehörte, legte die Cotta an, and nahm die Ehe vor.“ Dieses waren die 
Thatsachen, anf die Rogger die Ungültigkeit der Ehe begründete. 

Der amtliche Vertheidiger dachte ganz anders. Es ist gewiss, sagt er, 
dass Jemand der Ehe als Pfarrer assistirte, denn alle stimmen darin überein, 
die Contrahirenden, wie die Zeugen. Die Frage reducirt sich darpuf, zu 
wissen, ob dieser Priester der Pfarrer eines der Contrahirenden war. Nun 
kann man im Allgemeinen nicht zweifeln, dass er es war, in der Ueber- 
«eugung der Contrahirenden und der Zeugen, die ihn für diesen hielten, als 
sie ihn die Handlungen vornehmen sahen, die er unter diesem Umstande er¬ 
füllte. Dieses vorausgesetzt, muss man das glauben, was sie sagen, ob¬ 
wohl sie beifügen, dass sie den Pfarrer persönlich nicht kannten, in Anbe¬ 
tracht, einerseits, dass das Concilium von Trient will, dass die Zeugen beim 
Acte gegenwärtig seien, und nicht, dass sie den Pfarrer persönlich kennen; 
andererseits hat man das Rechtsaxiom über die Zeugen, die aus Fürwahr- 
haltung aussagen: „Testes de crudelitate admittuntur, quando deponunt de 
acta latente in animo, et intellectu si circa negotium principale deponant de 
scientia ex proprio Corporis sensu.“ Da nun aber fünf unverwerfliche Zeugen 
und die Contrahirenden selbst übereinstimmen in Bezug auf den ersten Punkt, 
nämlich, dass ein mit priesterlichen Kleidern angethaner Mann ernstlich das 
that, was ein Pfarrer thut, so muss auch der andere Punkt gewiss sein, 
nämlich, dass dieser Mann der Pfarrer war, denn an dieses muss man sich 
halten, bis die Gegenpartei peremptorische Beweise vom Gegentheile bei¬ 
bringt , dqs nicht präsumirt werden kann. Der Mann hat dieses bis auf den 
heutigen Tag nicht bewiesen. Daran liegt wenig, dass die Ehe nicht in die 
Pfarrbücher eingeschrieben worden ist, denn die Unterlassung dieser Forma¬ 
lität thut nichts, wenn die Ehe anderwärts constatirt wird. Man wendet 
ein, dass die zwei Pfarrer von Neapel erklärt haben, nichts von dieser Ehe 
zu wissen; aber (ohne zu sagen, dass sie verdächtig seien, in Anbetracht, 
dass sie so sprechen können, um die gegen jene Pfarrer ausgesprochenen 
■Strafen zu vermeiden, die die,Ehen einsegnen, ohne sie zu verkünden, und 
ohne sie einzuregistriren) ihr negatives Zeugniss wird durch die positive 
Aussage aller Zeugen vernichtet, die uns versichern, dass der Pfarrer bei 
der Verheiratung assistirte. Dazu kommt, dass dieses der Pfarrer von 
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S. Johann de Tedoccio sein konnte, der schon das Eheverlöbniss aofge- 
nominen hatte, und in dessen Pfarrei Rogger ein zweites Domicil mit seiner 
ganzen Familie hatte. Nun* eben so sehr, als die Beweise abgehen, am die 
Gültigkeit der Hie zu erschüttern, eben so sehr wirken die Präsumtionen 
und das Gesammte der Thatsachen dazu bei, sie zu erhärten. So dasStill- 
schweigen, and die durch mehrere Jahre beobachteten Verhältnisse, die Kindes¬ 
geburt, bevor man- die Frage über die Ungültigkeit der Ehe aufwirft; das 
brennende Verlangen, sie zu schliessen, von den Zeugen bestätiget, die Feier¬ 
lichkeit, die man dem Eheverlöbnisse gab, obwohl das nicht nothwendig war; 
die fruchtlosen Nachforschungen, die man angestellt hat, um diesen verklei¬ 
deten Priester so entdecken, von dem man vorgibt, dass er der Eheschlies- 
sung assistirt habe, während Rogger, der ihn kennen musste, so viel Interesse 
hatte, ihn zu bezeichnen. Wenn jeder Act als gültig pfäsumirt werden muss, 
so ist das vorsüglieh vom grossen Sacramente der Ehe wahr. Uebrigens 
wenn man selbst beweisen würde, dass der Priester, der die Ehe vornahm, 
nicht der Pfarrer war, so würde das Sacrament nichtsdestoweniger stehen 
bleiben, kraft des allgemeinen Irrihumes. Denn es ist in der Tbat gewiss, 
dass weder die Contrahirenden, noch die Zeugen das Gegentheil vermutheten, 
und, im Rechte, assistirt der vermeintliche Pfarrer gültig bei der Ehe- 
sehliessung, weil die Kirche, »um allgemeinen Wöhle dev Gesellschaft, die 
Jurisdiction supplirt 

Bei der zweiten Vorlage der Streitsache, als man den Ergänsnngs- 
process erhalten hatte, zeigte sich der Vertheidiger in seinen ConcluBionen 
noch bestimmter. Er stellte fest: 1) dass die Ehe vom Pfarrer aufgenommen 
worden sei, und er bewies es durch das Vorhaben, welches Rogger hatte, 
die Grazia zu heirathen, und durch den guten Glauben derselben, und durch 
die Aussagen der fünf Zeugen, die als Räthe oder Helfer, oder als aufge¬ 
forderte Zeugen an der Eheschliessung Theil nahmen; denn es ist unter 
diesen gerichtlich vernommenen Zeugen keiner, der nicht gestehe, überzeugt 
gewesen zu sein, dass der Assistirende wirklich der Pfarrer war, in An¬ 
betracht, dass seine Haltung, seine Kleider, seine Acte diejenigen des 
Ministers der Ehe waren. Bis also der Mann überzeugende Beweise der 
Betrügerei beibringe, könne man die Gegenwart des Pfarrers nicht in Zweifel 
ziehen. Der Vertheidiger zeigte 2) dass Rogger damals sein Domicil in 
der Landpfarre von 8. Johann hatte, und dass der Pfarrer dieser Pfarrei 
(zur Zeit des Processes verstorben) nach aller Wahrscheinlichkeit bei der 
Eheschliessung assistirt habe. — Das waren die Discussionen, nach welchen 
die heil. Congregation des Conciliums entschied, dass die Ungültigkeit der 
Ehe nicht hinlänglich klar vorliege. 

4) Nach der Decretale von Bonifaz VIII., im letzt»! Capital de pro- 
curatoribus in 6., ist die Ehe durch Procoration ungültig, wenn das Mandat 
vor dem Zeitpunkte der Feier zurückgenommen wird, obwohl der Procurator 
diese Zurücknahme seiner Vollmachten nicht kannte, Dieses Recktsprincip 
wurde bei einer Rechtssache angewendet, die man im 15. Bande des thesaurus 
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resolntionum p. 15, 50, 80 findet. Elisabeth von Ghirafdis suchte Uni. die 
Ungültigkeits-Erklärung der Ehe an, die sie durch einen Procurator mit 
Hieronymus de Raphaelis geschlossen hatte; da sie bewies, dass' sie dos 
Mandat zurückgenommen habe, bevor der Procurator davon Gebrauch machte, 
so sprach sich -die heil. Congregation des Conciliums für die Ungültigkeit aus« 

5. Wir werden mit einem der verwickeltsten Processe schliessen* den 
die heil. Congregation des Conciliums im Jahre 1853 und 1854 in Besug 
auf eine durch Procuration geschlossene Ehe entschieden hat. Folgendes 
sind zuerst die Thatsachen mit ihren hauptsächlichen Umständen. 

Der Graf Marcus Martelli, aus der erlauchten und edlen Familie «fieses 
Namens zu Florenz geboren, verliebte sich, in seinem jugendlichen Alter* in 
Therese Ristori, ein ehrbares Mädchen, das seit 1832 im Dienste seines 
HauSes stand. Die Schwangerschaft des Mädchens, die sich im Laufe des 
Jahres 1835 zeigte, warf ihn in die grösste Verlegenheit. Im Wunsche* 
ihren Fehler zu verheimlichen, und um jeden Preis gut zu machen, 'rufen sie 
den Vater Theresens, Cajetan Ristori nach Florenz, und indem sie ihn über- 
redeten, dass seine Tochter schon eine geheime Ehe mit Marcus geschlossen 
habe (eine Sache, die man im grössten Stillschweigen halten müsse, weil 
der Graf Baly Martelli um keinen Preis eine Ehe dulden würde, die seinem 
Adel Nachtheil brächte), bringen sie ihn zur Einwilligung Therese in sein 
Haus zurückzuführen, öffentlich auszubreiten, dass sie sjoh mit einem Kauf¬ 
manne von Savignano, der Diöcese Pistole, verheirathen werde; sie versprechen 
ihm endlich nach dem, was Therese sagte, vor dem Pfarrer von Viesca alles 
zu thun, was zur vollen Gültigkeit der Ehe nothwendig wäre. Das Ge- 
heimniss wurde auch einem gewissen Pascal Masini und dem Priester Do¬ 
minik Benelli anvertraut, deren man bedurfte, um nach dem, was Martelli 
sagt, die Verkündigung der vorgeblichen Ehe vom Pfarrer von Viesca oder, 
wie Therese behauptete, die Feier der geheimen und dnrch Procuration ge¬ 
schlossenen Ehe zu erlangen. Was für ein Mandat hatten Pascal Masini und 
Dominik Benelli? Wie erfüllten sie es, und was thaten sie vor dem Pfarrer 
von Viesca? Da Cajetan Ristori und der Pfarrer vor dem Beginne des Pro- 
c esses gestorben waren, so hat man es nicht erfahren können, ausser indem 
man die überlebenden Actoren befragte. 

Pascal Masini hat ausgesagt: Ich wurde von dem Grafen Martelli be¬ 
auftragt, fünf oder sechs Mal in das väterliche Haus der Therese Ristori za 
gehen, sagend, dass ich sie eben heirathen wollte. Hierauf begab ich mich 
mit Dominik Benelli, der mich für seinen Vetter ausgab, zum Pfarrer von 
Viesca, und der Pfarrer nahm es auf sich, die Verkündigungen meiner Ehe 
unter dem Namen Pascal Resi, mit Therese Ristori vorzunehmen/ 1 Man 
stellte ihm folgende Frage: „Ist es wahr, dass bei dem Antheil, den ihr 
genommen habt, um das Gerücht von der Verhcirathung der Therese Ristori 
zu beglaubigen, mit dem einzigen Zwecke,' ihre Ehre vor den Augen des 
Publikums zu retten, ihr nie Hrn. Maro. Martelli zu irgend einem Erfolg 
habet repräsentiren wollen, und dass er euch zu diesem Vorhaben nie.ein 
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Mandat gegeben hat? Masini bat geantwortet: Das ist vollkommen wahr.“ 
— Der. Priester Benelli bat die Sache gan* anders ersählt: Herr Martelli, 
nachdem er mir anvertraut batte, was »wischen ihm and der jungen Therese 
Ristori geschehen war, versicherte mich, dass er als Mann von Ehre und 
als Christ handeln und folglich besagte Dame Therese Ristori heirathen 
wollet aber er bat mich, gegen die ganse Welt das tiefste Stillschweigen 
»u beobachten. Zu diesem Zwecke beauftragte er mich, sum Pfarrer von 
Viesca su gehen, der schon über dieThatsache und die Nothwendigkeit, das, 
was man su thun beginne, dem Herrn Baly Martelli su verbergen, unter¬ 
richtet sei, und dort, vor dem besagten Pfarrer, die Sache moralisch und 
christlich für ihn selbst, Marc. Martelli, auf die dem nämlichen Pfarrer schon 
angekündigte Weise su verrichten, so dass nie das geringste Gerücht su den 
Ohren des Herrn Baly Martelli, nicht einmal auf eine confuse und ungewisse 
Weise, gelange. Ich musste mich desswegen mit einem gewissen Pascal 
Masini verbinden, den ich kannte, und dem Herr Martelli sum nämlichen 
Zwecke Auftrag gab; er sagte mir, dass mich besagter Herr Masini mit 
einem Tilbury, erwarten, und mich an Ort und Stelle führen würde. In der 
That begab ich mich in Gesellschaft besagten Masini’s, Cajetan Ristori’s und 
Seinen Sohnes Joachim, am Abend des 3. Mai 1835 *u dem Herrn Pfarrer 
von Yiesca, und sagte ihm: Herr Pfarrer, Ihr wisst , dass sieh Eine Euerer 
Pfarrangehörigen verheirathet; Ihr wisst, wer der Gatte ist, Ihr wisst, %u 
welchem Zwecke ich hieher gekommen bin. Er sagte: Ich weiss Alles, Alles 
geht gut. Nach einigen Worten, die man, dem Uebereinkommen gemäss, 
hinsufiigte, rief der Pfarrer: Es leben die Brautleute! Ich bot ihm 20 Liren 
Honorar, die mir Herr Martelli gegeben hatte, und wir gingen fort. Ich er¬ 
kläre ferner, dass ich diese Sendung auch auf die Bitte annahm, die der 
Priester Louis Taddei, pensionirter Secretär des JHauses Martelli, an mich 
stellte, und wissend, dass die Dame Katharina Martelli, Mutter des besagten 
Marc. Martelli, ihrerseits davon unterrichtet war.“ 

Joachim Ristori endlich, der Bruder Theresens, von dem man sagt, «lass 
er sich mit den Uebrigen vor dem Pfarrer gestellt habe, hat folgenden nus¬ 
gesagt: »Als ich mit meinem Vater sum Herrn Pfarrer von Viesca ging, ifh 
Monate Mai 1835, in Gesellschaft der Herren Pascal Masini und Benelli, 
sagte der Pfarrer, dass er von Allem unterrichtet sei, und rief: „Es 
leben die Gatten! indem er von Herrn Marc. Martelli und meiner Schwester 
Therese reden wollte.“ 

Gewiss ist (wie auch die Sache sich sugetragen haben mag), dass nach 
dem 3. Mai der Pfarrer von Viesca, an drei Sonntagen nacheinander die Ehe¬ 
verkündigungen swischen Pascal Resi, Sohn Josephs, aus St. Andreas de 
Savignan, der Diöcese Pistoia, und Therese Ristori, Tochter Cajetans vor¬ 
nahm. Nachdem die Verkündigungen vorgenommen waren, kehrte Masini 
gemäss seiner Aussage sum Pfarrer von Viesca suriiek, und indem er das 
vorgeschrittene Alter und den kränklichen Zustand seines Vaters, der der 
Ehe beisuwohnen wünschte, und es nicht thun könnte, wenn man sie su 
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Viesca vornähme, zum Vorwände nahm, wünschte und erlangte er, dass der 
Pfarrer von Savignano delegirt wurde, um die Eheschliessung vorzunehmen. 
Wenige Tage nachher reisten Therese and Masini von Viesca ab, das ganze 
Dorf giaabte, dass sie nach Sevignano die Ehe abzusohliessen gingen; aber 
man kehrte um and nahm den Weg nach Floren«, wo Martdili alles ange¬ 
ordnet hatte, um Therese zu empfangen. Sie genas im Monate August des 
nämlichen Jahres 1835 eines Sohnes; in den folgenden Jahren wurden zwei 
andere Kinder geboren, und wurden in die Pfarrbächer als Kinder des Pascal 
Resi und der Therese Ristori eingetragen. Während diesfer gangen Zeit hörte 
der Qraf Martelli nicht auf, die Zeichen der lebhaftesten Sorgfalt Hm Therese 
Ristori und ihre Kinder zu verschwenden; er kaufte ihr eine grosse Domäne, 
wo er ein sehr schönes Haus bauen liess. Er hatte der ganzen Familie 
Ristori vorgeschrieben: Theresen den Titel Dame zu geben, und sie in 
Allem als Frau des Sohnes Sr. Exc. des Herrn Baly Nicolas Martelli ata 
behandeln.“ Mehrere Zeugen haben berichtet, dass er alle Jahre im Monate 
Mai Theresen einen goldenen Ring gab, mit den Worten: Das ist das Comple 
annos unserer Ehe, ohne von einer Menge anderer Beweise von Zuneigung 
su sprechen. ' 

Im Jahre 1841 begannen die Sachen eine andere Gestalt anzunehmen. 
Um denVerdacht seines Vaters su beseitigen, hatte Marc, einer Schrift nöthfg, 
in welcher Therese erklärte, „dass kein Eheband zwischen ihr und dem 
Herrn. Marc. Martelli bestehe.“ Sie liess sich dazu nur ungern herbei, und 
schrieb um die nämliche Zeit seiner Mutter: „Rufet dem Marc seine Pflicht 
in’s Gedächtniss, mich zu heirathen.“ Sie hörte auch nicht auf, es ihm 
vorzuwerfen, sowie man es aUs dem im Processe selbst vorgelegten Briefe 
bewiesen hat. Im Jahre 1843 erlaubte Marc., 1 dass das Civilgericht einen 
Vormundschaftsrath für die Kinder ernennete, und bald erkannte er sie 
Öffentlich als ausser der Ehe erzeugte an. In der gerichtlichen Protestation, 
welche Therese gegen diesen Vormundschaftsrath einlegte, wurde die An- 
erkennUOgsacte vorgelegt, „als ein erster Schritt des Vaters gegen seine 
unglücklichen Kinder, der die Hoffnung gebe, dass er den anderen wich¬ 
tigeren, der ihm noch zu thun übrig blieb, thun werde.“ Diese Geständnisse 
scheinen die Ehe auszuschliessen. Nichtsdestoweniger, da Therese erfahr, 
dass Marc, Martelli überall sagte, dass er von jedem ehelichen Bande frei 
wäre, so stellte sie ein Gesuch an die bischöfliche Curie von Florenz, in 
welchem sie darsteilte, dass sie mit dem adelichen jungen Manne Marc. 
Martelli ein Eheverlöbniss per verba de futuro geschlossen habe, und bestand 
darauf, dass man ein Verbot in die inhibitörischen Register der Curie von 
Florenz gegen besagten Herrn etc. etc. eintrüge. Sie erwirkte ein förmliches 
Urtheil über die Existenz des Eheverlöbnisses am 31. März 1846 aber, bald 
einen andern Weg einschlagend, nahm sie ihre erste Klageschrift zurück, 
und gab eine zweite ein, in welcher sie „alle geistlichen Rechte, die ihr auf 
den Grafen Martelli aus Grund der zwischen ihnen gefeierten Ehe zu¬ 
stünden,“ in Anspruch nahm. Die Procuratoren versuchten eine Aussöhnung, 
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ohne dass es ihnen gelang, and man musste den Weg des Gerichtshofes 
wieder aufgreifen. 

Der kirchliche Richter von Florenz, nachdem er alle von der Consti¬ 
tution Benedicts XIV. vorgeschriebene Formalitäten erfüllt hatte, erliess end¬ 
lich, nach lebhaften Debatten, am 3. Mai 1850 einen Spruch, durch welchen 
er erklärte „dass zwischen dem adelichen Herrn Marc. Martelli, Sohn Sr. 
Excel, des Herrn Rathes Baly Nicolas Martelli und der edlen Dame The¬ 
rese Ristori, Tochter des sei. Cajetan, eine wahrhafte und gültige, nach den 
Vorschriften des heil. Concils von Trient contrahirte Ehe bestehe/* Er 
ermahnte die Gatten, „ihre Einwilligung persönlich vor dem Pfarrer und 
vor Zeugen ad cautelam zu erneuern, und die eheliche Einsegnung zu er¬ 
halten/* Der Graf Martelli appellirte von diesem Sprache an den Erz¬ 
bischof von Pisa, bei welchen er das Glück hatte, seine Sache durchzusetzen; 
denn der Appellationsrichter sprach durch ein Urtheil vom 26. Mai 1851 
aus, „dass die Ehe nicht klar vorliege/* Nun wurde der Process vor die 
heil. Congregation des Concils gebracht. Der amtliche Vertheidiger machte 
alle Gründe geltend, die er zu Gunsten der Ehe vorfand. Die Parteien 
ihrerseits ermangelten nicht ihre Rechte geltend zu machen. Die heilige 
Congregation beschäftigte sich mit dem Rechtshandel zu vier verschiedenen 
Malen. Bevor wir das Urtheil geben, wollen wir im Auszage die ange¬ 
führten Gründe der Parteien vorlegen, und zwar um so mehr, als sie UiHt* 
stände zeigen, die geeignet sind, den wahren Stand dieser wichtigen Frage 
deutlich zu machen. 

6. Der amtliche Vertheidiger der Ehe sagte, man könne die vor dem 
Pfarrer und den Zeugen, die dabei gegenwärtig waren, bezeugte Feier nicht 
In Zweifel setzen. 1) der Pfarrer von Viesca habe sie bezeugt, zuerst 
durch die Verkündigungen, die er nach der Feier der Ehe vornahm; hernach, 
als er sie im Jahre 1841 in das Seelenverzeichniss einschrieb, und man 
müsse ihn entschuldigen, es nicht früher gethan zu haben, in Anbetracht des 
tiefen Stillschweigens, das ihm anempfohlen worden war; endlich als er das 
Geheimniss zweien Pfarrern anvertraute, welchen er sagte „dass Therese 
Ristori die Frau des Herrn Martelli sei, und dass er dieses Geheimniss 
besitze! Das Zeugniss des Pfarrers finde sich erhärtet durch das lange Bei¬ 
sammenwohnen der Gatten, durch ihre Art ehelichen Lebens, und durch die 
öffentliche Meinung, über die der Bischof von Fiesoie nicht Bedenken getragen 
habe, Zeugniss abzulegen. Wenn man einwende, dass es nicht zQ präsu- 
miren sei, dass der Pfarrer von Viesca, den man einstimmig als sehr pflicht¬ 
getreu schildere, einer geheimen Ehe ohne die Erlaubnis des Ordinarius 
habe assistiren wollen, so könne man antworten, dass der Pfarrer von zwei 
Uebeln das kleinere wählte nnd es vorzog, eine geheime Ehe vorzunehmen, 
als dieses Mädchen in einem fortwährenden Concubinate zu lassen. 2) Die 
Aussagen der Zeugen, Benelli, Joachim and Franz Ristori, und ihr Vater 
selbst, der, so lange er lebte, nie zweifelte, dass seine Tochter -die legitime 
Gattin des Marc. Martelli wäre. Obwohl diese Zeugen nicht sagen, auf 
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welche Weise die Ehe stattfand, so stimmen sie doch darin überein, zu be¬ 
zeugen, dass sie gefeiert worden sei. Dominic. Benelli, den der Erzbischof 
von Florenz und der Bischof von Arezzo als einen der empfehlenswerthesten 
Priester darstellen, habe sich nieht zu einer blos fictiven Eheschliessung 
hergeben können und seine Aussage erzählt auf klare Weise den ganzen 
Vorgang. 3) Oie Ehe habe durch Procuration stattgefunden. Therese sei 
durch ihren Vater repräsentirt gewesen, sie behauptet es, und man müsse ihr 
dabei glauben, um desto mehr, weil die Zeugen Benelli, Joachim und Franz 
Bistori es bestätigen. Masini sei der Mandatar Martelli’s gewesen; er ge¬ 
stehe es nicht, aber man beweise es durch das Zeugniss Benetli's und der 
Brüder Ristori; das zeige auch der Schritt, den er vor dem Pfarrer von 
Viesca gethan; denn wozu wäre es gut gewesen, sich in einem solchen Ge¬ 
pränge vor ihm zu stellen, ausser um die Ehe zu schliessen? Man könne 
folglich über das Mandat nicht zweifeln. 'Uebrigens, wenn es selbst die 
Zeugen nicht sagten, so hätte man noch die Vermuthüngen, denen alle That-*- 
Sachen folgen, die sie bestätigen. Das sind im Auszuge die Gründe des 
amtlichen Vertheidigers der Ehe. 

7. Derjenige der Therese Ristori machte beinahe die nämlichen Beweis¬ 
gründe geltend. Nachdem er gezeigt hatte, dass heutzutage wie vor dem 
Concilium von Trient die Ehe durch Procuration stattfinden könne, ohne dass 
es nothwendig sei, dass der Pfarrer und die Zeugen das Mandat sehen, 
vorausgesetzt, dass man anderswoher über dieses Mandat und über die Ein¬ 
willigung des Gommittenten vergewissert sei, so beweist er die Ehe durch 
das Zeugniss des Pfarrers und der beugen, wie man es oben gesehen hat. 
Er sagt, dass Benelli der wahre Mandatar Martellis gewesen sei, und dass 
Masini nur beauftragt war, die Person des Gatten vor dem Publicum zu 
reprisentiren, um das Geheimniss zu decken. Sodann, der Ausdruck der 
Einwilligung durch das Mittel der Procuratoren, (Cajetan Ristori und Benelli) 
indem der Pfarrer und die Zeugen moralisch gegenwärtig waren, wissend, 
was man that, indem sie zum Voraus von allen Dingen unterrichtet waren. 
Alles dieses, sagen wir, ist durch den Process constatirt. Martelli läugnet, 
die Procuration gegeben zu haben, um die Ehe abzuschliessen; aber da er 
gesteht, deren eine gegeben zu haben, und dass er den Benelli zum Pfarrer 
geschickt habe, so liegt es ihm ob, zu beweisen, dass das nicht zur Ab- 
aehliessung der Ehe gewesen sei. Uebrigens beweist man es ihm direct 
durch die Zeugen, Benelli, seinCn eigenen Procurator, Cajetan Ristori Und 
den Pfarrer; indirect durch die vorausgehenden, begleitenden und nachfol¬ 
genden Umstände. Vorausgehende Umstände: nämlich der Plan, den er 
geoffenbaret hat, Therese heirathen zu wollen, die Räthe, die er bei wür¬ 
digen Priestern einholte, endlich, die Commission, die er dem Benelli und 
Masini gab. Die begleitenden Umstände, wie der Wille, der fortdauerte in 
dem Acte der Feier der Ehe durch die Procuratoren, der Schritt dieser 
Procuratoren bei dem Pfarrer, das von Martelli gegebene und dem Pfarrer 
für die Ehe bezahlte Honorar. Nachfolgende Acte; nämlich: Versetzung der 
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Gattin in das Haus Martelli’s, Consummation der Ehe; Geburt dreier Kinder, 
die die ausgezeichnetsten Namen der Familie tragen, and nach ihren Stande 
erzogen wurden; Anerkennung dieser Kinder; acht Jahre ehelichen Lebens; 
Öffentliche Acte des Ankaufes von Ländereien, an denen Martelli unter dem 
Namen Pascal Resi Theil nimmt; Procuration, Schenkung von Gütern so Gunsten 
Theresen’s als Gattin Resi’s; endlich, die Debergabe eines Ringes, den 3. Mai 
jedes Jahres, am Jahrestage der Ehe, alles das sielt dahin, die Ehe so 
beweisen, die übrigens unter dem Publikum eine notorische Sache war. Es 
liegt wenig am falschen Namen Resi, d«n Marteili angenommen, um daB 
Geheimniss su verbergen, sobald die Identität der Person constatirt ist, vor¬ 
züglich da dieser Name den ehelichen Stand vor dem , Pfarrer und den 
Zeugen bezeichnet. Endlich suchte der Vertheidiger den Beweisgrund zu 
vernichten, den man aus den Geständnissen Theresens entnahm, den man 
oben in der Erzählung der Thatsache hat sehen können, nämlich dass, 
indem sie an die Gräfin Martelli schrieb, ihrem Sohne die Pflicht, sie zu 
heirathen, in’s Gedächtniss zu rüfen, sie von der Öffentlichen Ehe spreche; 
In Bezug auf die Erklärung, die sie Unterzeichnete, so hatte sie keinen 
andern Zweck, als den Vater zu täuschen. 

8. Der Leser wird auch die Gründe der anderen Partei kennen wollen. 
Wir müssen sie in sehr wenig Worten zusammenfassen. Seit dem Concilium 
von Trient, sagt sie, ist jede Ehe ungültig, wenn man nicht constatirt, dass 
der Mann und die Frau vor dem Pfarrer und den Zeugen per verba de 
praesenti eingewilliget haben. Hier haben sieh der Mann und die Frau nie 
vor dem Pfarrer gestellt, das geben Alle zu; aber es ist auch nicht weniger 
gewiss, dass die Ehe nicht durch Procuratoren stattgehabt habe. Dssb 
Cajetan Ristori seine Tochter repräsentirt habe, und dass Masini der Man¬ 
datar Martelli’s gewesen sei, ist eine der wohlfeilsten Vermutbungen. Denn 
ein Mandat wird nicht präsumirt, vorzüglich in Ehefragen, die eine ganz 
besondere Procuration fordern. Man muss es also beweisen. Nun beweist 
man aber das Mandat Masini’s nicht nur nicht, weder durch Schriften, noch 
durch Zeugen, noch durch die Aussage des Mandatares; sondern diese Aus¬ 
sage selbst zeigt, dass er nicht Mandatar war, weil er bei seinem Verhöre 
eidlich ausgesagt hat, dass er nie das Mandat erhalten habe, im Namen Mar- 
telii's die Ehe zu schliessen. Endlich zeigt das Stillschweigen der Zeugen 
der Gegenpartei, ihrer Brüder und ihrer Schwester, dass kein Mandat vor¬ 
kam, da es unmöglich wäre, dass• sie es nicht gekannt hätten, wenn es 
gegeben worden wäre. Dem füge man bei, dass nicht blos Therese nicht 
gewagt hat, ihre eigenen Zeugen in Bezug auf das Mandat zu befragen, 
sondern sie hat den Masini auf eine Weise interpellirt, um jede Präsumtion 
über dieses Mandat zu zerstören; denn sie hat in ihren Artikeln gesagt, 
„dass Masini sich hergab, die ComOdie su spielen, mit der ihn Martelli 
beauftragte, weil er glaubte, dass all dieses zu einem gesetzlichen Zwecke 
absielte, und dass besagter Herr der Gemahl der Klägerin wäre/ 1 Nun, 
*ann Masini, nach dem Zugeständnisse Theresens, die Ehe schon geschlossen 
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glaubte, so ist es unmöglich, dass Masini glaubte, dass man ihm ei* 
Mandat geben könnte, sie abzuschli essen. Was dasjenige betrifft, das 
Therese ihrem Vater gegeben zu haben sagt, so unterliegt es der Controverse 
nicht weniger. Niemand als sie hat von diesem Mandate gesprochen; ihr 
Vater war überzeugt, dass die Ehe schon geschlossen sei; sie hat anerkannt, 
dass man vor dem Pfarrer von Viesca Comödie habe spielen wollen; alles 
Dinge, die ein wahres Mandat unmöglich machen. 

Geben wir zu, das Mandat sei von beiden Seiten gegeben worden; man 
müssste beweisen, dass es erfüllt, erklärt worden sei. Nun stimmen die 
Zeugen überein, zu sagen, dass Gajetan Ristori und Masini den Mund vor 
dem Pfarrer nicht öffneten, wo Benelli allein sprach. Nach dem Rechte, ist 
die Ehe nicht geschlossen, wenn die Einwilligung nicht durch Worte, oder 
sehr evidente Zeichen kundgemacht worden ist. Kann man sie ans den 
Worten schliessen, welche der Pfarrer aussprach: „Ich weiss alles , und das 
genügt .“ „Es leben die Gatten!“ das heisst ein Räthsel errathen, anstatt 
der unzweifelhaften Zeichen, die es braucht, und welche den Ausdruck der 
Einwilligung beweisen müssen; um desto mehr, da diese Worte sich sehr 
gut auf die Verkündigungen der Ehe beziehen können, für welche man Sieh 
bei dem Pfarrer vorstellte. In der Tbat, wenn es sich um etwas anderes, 
als um Verkündigungen gehandelt hätte,' so würde man nicht begreifen, 
warum sich Benelli in Person zum Pfarrer begeben und Masini für seinen 
Vetter ausgeben musste. Dieser Schritt, diese Lüge, waren nicht not¬ 
wendig, um die Ehe vorzunehmen. Da aber dieser nächtliche Schritt nur 
dahin zielte, vom Pfarrer zu erlangen, dass er ohne Schwierigkeit ein willigtet, 
die Verkündigungen vorzunehmen, so war es von der grössten Wichtigkeit, 
dass Benelli, sein Freund, gegenwärtig war, und dass Masini, den der 
Pfarrer gar nicht kannte, für einen Vetter Benelli’s galt. 

Ueber alle diese. Gründe hinaus zeigen das Zeugniss des. Pfarrers, das 
Benelli’s und Theresens selbst, dass keine Ehe stattgefunden habe. Da der 
Pfarrer im Jahre 1841 gestorben war, so hat er kein Zeugniss zum Processe 
abgeben können; aber wir haben seine Handlungen. Nan sehen wir, dass 
er nicht nur die Ehe in die Pfarrbücher nicht eingeschrieben habe, sondern 
noch später als am 3. Mai, dem Tage, den man für die Feier der Ehe an¬ 
gibt, nahm er die Verkündigungen matrimonii contrahendi vor, und am 29. 
Mai Unterzeichnete er die Delegation zu. Gunsten des Pfarrers von Savignano* 
Wird man sagen, dass er es that, um den Verdacht abzGwenden, Welchen 
die Pfarkinder über die Feier der Ehe schöpfen konnten? Aber es hätte 
genügt, die Verkündigungen vorzunehmen, und die Delegation, eine geheime 
Sache, war hiezu nicht nothwendig. Uebrigens ist es unmöglich, einen 
solchen Betrug, einen so schuldvollen Missbrauch des Ministeriums von Seite 
eines pflichtgetreuen Pfarrers zuzugeben, wie der von Viesca einer war. 
Man sagt, dass er das Geheimniss der Ehe zweien Freunden offenbarte; 
aber die Vertheidiger Theresens haben dafür gesorgt, diese Thatsache zu 
erklären, in der Schrift der Einführung der Rechtssache des Eheverlöbnisses, 
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wo sie ihre Clientin haben sagen lassen: „Der Pfarrer von Yiesca erhielt 
vielleicht vom Vater der Braut, seinem Pfarrkinde, das Geheimniss der Ge¬ 
wissensehe seiner Tochter mit dem Grafen Martelli.“ 

Wir haben auch das Geständniss BeneHi’s, dieses zu Gunsten Theresens 
so entschiedenen Zeugen. Er hat mehrere Male den Priestern Caesar Buratti 
und Anton Papi gestanden, dass zwischen Marc und Therese kein Eheband 
bestehe. Er hat nicht gefürchtet, dieser eine andere Ehe Voranschlägen, 
was zeigt, dass er sehr gut wusste, dass sie nicht verheirathet sei. Wir 
haben endlich das Geständniss Theresens, ihre Briefe an Marc., diejenigen, 
die sie an seine Mutter schrieb, ihre Fonlenmg an den Erzbischof von 
Florenz, um das Certificat des ledigen Standes an verhindern, ihre Prote¬ 
station gegen den Vormondschaftsrath, die Instanz, die sie in Bezug auf das 
Eheverläbniss vorlegte, alles Stücke, welche zeigen, dass sie Oberzeugt war, 
nicht mit Martelli verheirathet zu sein. 

Wir zeigen diese verschiedenen Umstünde nur an, die, einer nach dem 
andern, in den angeführten Gründen der Parteien, und vorzüglich in dem 
Urtheilsspruche des kirchlichen Gerichtshofes von Pisa besprochen sind, der 
sie alle mit der grössten Weisheit erwog, und ein in den gerichtlichen 
Annalen für immer denkwürdiges Urtheil erliess. * 

9. So wie wir oben gesagt haben, wurde die Rechtssache viermal der 
heiligen Congregation des Concils vorgelegt, und der erhabene Gerichtshof 
hat beständig entschieden, dass die Ehe nicht klar vorliege. An constet de 
matrimonio in casu. Sacra etc. Negative. Diese am 10. September 1853 
erflossene Entscheidung wurde am 28. Jänner, -18. März, und endlich 29. 
Juli 1854. bestätiget. 


EjUeratur über das Recht der Regularen . 

Erster Artikel. 

Wenn vor ungefähr drei Decennien ein geistreicher Mann von einigen 
Parthien des Kirchenrechtes (nämlich mit Beziehung auf deren praktische 
Geltung in Deutschland und anderwärts,) zu sagen pflegte, dass sie ein „um¬ 
gefallener Zaun“ seien, so darf selbst der laudator ttmporis acti nicht in 
Abrede stellen, dass unsere gegenwärtige Zeit diessfalls viel besser and 
glücklicher daran sei. Denn während die Kirche Christi durch ihren Episcopat 
und vornehmlich durch ihr Oberhaupt mit Eifer sich anstrengt, die in den 
Stürmen der Zeit vielfach eingestürzten „Mauern von Jerusalem wieder auf¬ 
zubauen“, sehen wir eine grosse Zahl wohlgesinnter Männer diesen Anstren¬ 
gungen der Kirche mit vereinten Kräften die Hand reichen, damit das Pfahl¬ 
werk des „umgefallenen Zaunes“ wieder aufgehoben, und fest in. die Erde 
Moy** Archiv für kadu Märchenrecht. II. Band, 80 



gesenkt werde. In die Zähl dieser um die Sache Gottes verdienten Männer 
gehören auch diejenigen, die mit Erfolg die Bearbeitung des canonischeft 
Rechtes in Angriff nehmen und die Literatur desselben mit Rücksicht auf 
die Zeitbedurfnisse bereichern. Wir nehmen keinen Anstand den Aufschwung, 
den das Stndium des Ktrchenrechtes seit einem JDecenniam genommen, za 
jenen bessern Zeichen der Zeit zu rechnen, an welche in gegenwärtiger Trost¬ 
losigkeit jeder treue Anhänger der Kirche seine Hoffnungen anknüpft. 

Das Erspriesslichste für die Beleuchtung dunkler Parthien des Kirchen- 
rechtes ist unstreitig die monographische Bearbeitung desselben. Und gerade 
hierin hat die neueste Zeit, Namentlich in Deutschland mannigfaltige Pro- 
ducte sorgfältiger Studien henfergebracht. Auffallend lange hat aber der 
wichtige und umfangsreiche Tractat de jure Regularium keinen Bearbeiter 
gefunden.') Wir freuen Uns nun auch diese Lücke der canouischen Literatur 
ausgefüllt zu sehen. Wir haben, indem wir dieses sagen, folgende zwei 
Werke im Auge: 

1. Tractatus de jure regularium, ubi et de religiosis familiis, quae Vota 
solemaia vel etiam simplicia perpetua non habent, auctore D. Bouix Theol. 
et utriusque Juris Dr. volum. 2, 6. p. 702 et 659. Parisiis apud Jac. Le- 
coffre 1857. 

2. Die neuen religiösen Fraüengenossenschaften nach ihren recthlichen 
Verhältnissen dargestellt von Dr. B. Schels. Schaffhausen. Hurter. 1857. 
S. 256 sammt Beilagen 295. 

Wie schon der Titel beider Werke erkennen lässt, ergeht sich ersteres 
über das ganze, weite Gebieth des Jus regularium d. i. es behandelt die ge- 
sammten Rechtsverhältnisse sowohl der eigentlich und förmlich adprobirteh 
Orden als aach jener Genossenschaften, die in Verfassung und Regel den 
religiösen Orden ähnlich sind, and die man gemeinhin Congregationen oder 
Institute nennt. Das zweitgenannte Werk nimmt aus diesem Kreise nur ein 
Segment heraus, eine bisher ganz brachgelegene Parthie, und wählt sich nur 
die neuern weiblichen Institute, die blos einfache Gelübde haben, zum 
Vorwurfe. 

Wenn wir nun in den Inhalt dieser zwei Bearbeitungen einlässlicher ein- 
gehen, als der Umfang einer Recension eigentlich gestattet, so leitet uns hiebei 
eitozig die Absicht, einen in der neaern Zeit so wenig besprochenen, im 
Leben der Kirche so bedeutsamen Gegenstand anzuregen, was namentlich 
für die Gegenwart, wo die Kirche eine neue Auffrischung des Ordenslebena 
mit Sehnsucht anstrebt, von Belang sein dürfte. 

Wir besprechen zuerst das Werk des französischen Aüctors, als das 
amfangsreichere; nur wo ein Anlass sich biethet, die Ansichten beider 
Schriftsteller zu vergleichen, soll und wird dieses geschehen, was um 


*) Ausgenommen die Arbeiten von Henrion, Übersetzt von Fehr (Tübingen 1845) and 
von Verhorn»: de regulär! am et saecolarium clericorum juribq* et officlis, Lb- 
vanil 1846., v 
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so mehr Interesse gewährt, als der Eine des Andern Arbeit nicht 
gekannt hat. 

Dr. Domin. Boaix hat bereits mehrere canonistische Monographien *) 
heraasgegeben und sich weit ausser den Grannen seines Vaterlandes den 
Ruf eines tüehtigen Canonisten erworben. Dessenungeachtet haben kleinlichte 
Neider den Verfasser dadurch in Verruf zu bringen gesucht, dass sie das 
Gerücht in Umlauf setzten, seine kirchenreehtlichen Erzeugnisse hätten In 
Rom und selbst beim heil. Vater solches Missfallen hervorgerufen, dass 
sogar eine kirchliche Reprobation derselben bevorstehe. Allein eine für den 
Verfasser sehr ehrenvolle und zu weiterer Ausdauer ermunternde Erklärung 
Pius IX. selbst musste wohl geeignet sein, das in. leichtgläubigen Gemiithern 
geweckte Misstrauen zu ersticken. 2 ) 

Indem uns der Verfasser vor Allem den Plan seines Werkes zeigt 
wie folgt: 

1) De Status religiosi natura et origine; 2) De canonica norma, novas 
erigendi religiöses familias; 3) de extraordinaria conditione canonica tum 
monialium absque clausura tum regularium vi dispersorum tum hodiernorum 
Galliae religiosorum et sanctimonialium; 4) de norma canonica statum relif 
giosum ingrediendi seu de novitiatu et professione; 5) de jure regularium 
ad extra; 6) tandem de jure eorundem ad intra; — entschuldiget er sich, 
dass er, anstatt ein logisch gegliedertes System zu wählen, um des prak¬ 
tischen Nutzens willen, seinen Stoff blos tractatweise in Behandlung genom¬ 
men habe. Wir halten diess um so weniger für einen grossen Fehler, als 
bei der oben gezeigten Anordnung sich dos Materiale leicht überblicken und 
behandeln lässt, und jene sechs Theile genauer betrachtet wirklich etwas 
mehr sind als disjecta membra poetae. Man hat mit Systemmachen in letzter 
Zeit in Deutschland oft schnöden Missbrauch begangen. Mancher hat durch 
sein künstlich angelegtes System seinen Lesern und Schülern die Uebersicht 
über das Ganze anstatt leichter nur schwerer gemacht. Andere, die einer 
organischen Behandlungsweise sich rühmten, anstatt die natürlichen Wurzeln 
und Zweige des Baumes aufzuzeigen, ein von ihrer Phantasie unnatürlich 
geschlungenes Geflechte als den wahren Organismus des Baumes vor die 
Augen des Publikums hingehalten. Wir haben allen Respect vor einem 

*) 1. Tractatus de principiis juris canonici. (Der regierende Papst hat diese Abhand¬ 
lung In einem besondern Breve (1851) belobt, und dieselbe in der academlt 
ecdesiastica zu Rom einzuführen beföhlen.) 

2. Tractatus de capitulis, 

3. Tractatus de jure llturgico. 

4. Tractatus de judiciis ecclesiasticis, 

5. Tractatus de parocho, ubi et de vicariis parochialibus etc. 

*) Der päpstlichen Zuschrift ungeachtet schmeichelt sich der Verfasser keineswegs 

mit dem Gedanken, dass in seinen Abhandlungen Alles nagelfest und über jede 

Einrede erhaben sei. —r Referent weiss u. A., dass hosbesonders die Auffassung 
..... dfr aenientia epjscopi ej.qonscientia informala im Tractate: de Judiciis ecclesia- 

iticisangesehenen Canonisten nicht, gefallen will.: 

89* 
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System, welches der Gegenstand in sich selbst trägt and das in der That 
ist, was das Wort (owterj/.u') sagt: ein Gliederbau, wo in Wahrheit 
— Alles sich zum Gänsen webt, 

Eins in dem Andern wirkt und lebt. 

Allein wenn das, was System sein soll, nicht wahr und naturwüchsig Ist, 
sondern blos künstliches Fächerwerk, ziehen wir die tractatmässige Behand¬ 
lung vor, zumal in einer praktischen Wissenschaft, wie das Kirchenrecht 
ist, wobei es sich mehr um die Beleuchtung der einzelnen Punkte und um 
gründliche Resultate als um einen kunstgerechten Bau handelt. 

Das Kirchenrecht stand eben damals in der schönsten Blüthe, als es 
noch nach der Ordnung der Decretalen behandelt wurde, und jeder den aus¬ 
getretenen Weg verfolgte. Es ist nach unserer Ansicht für die Gegenwart 
ein viel dringenderes Bedürfnis dunkle Parthien gründlich durcbzuarbeiten 
und schwierige Fragen zu lösen, .als die alten Stücke immer wieder und 
wieder zu einem neuen Kleide zusammen zu fügen. 

Und nun wollen wir die Wanderung an der Hand unsers Führers 
beginnen. 


1. Tbeil. 

De statue religiosi natura et origine. 

BegreiOicher Weise musste der Verfasser von jenen christlichen Wahr¬ 
heiten den Ausgang nehmen, welche die ideale Grundlage alles Ordenslebens 
bilden. Da das Mönchthum die Realisirung der Idee der christlichen Voll¬ 
kommenheit ist, d. h. jene Lebensweise, die ausser der Erfüllung der allge¬ 
meinen Christenpflichten noch die Beobachtung der evangelischen Räthe sich 
zum Ziele setzt, musste zuerst die Idee der christlichen Vollkommenheit 
entwickelt werden. Da aber das Streben nach Heiligung des Lebens sich 
in der Kirche zu einem Stande verkörpert hat, musste sofort der Begriff 
und die Natur des Status religiosus*) erklärt, dann aber auch, da der Status 
religiosus auf den drei Gelübden der Armuth, der Keuschheit und des Ge¬ 
horsams sich erbaut, die Natur dieser Gelübde, so wie der Unterschied 
«wischen einfachen und feierlichen Gelübden besprochen werden. Erst dann, 
nachdem so das Entstehen des Ordcnslebens aus der christlichen Idee klar 
geworden, konnte von dem historischen Ursprung und der Erhabenheit des¬ 
selben die Rede sein. Demnach sind die weitern Abschnitte des I. Theiles: 
1) De statu perfcctionis, 2) de essentia Status religiosi, 3) de votorum 
salemnitate, 4) de Status religiosi origine, 5) ipsius excellentia. 


Es gibt in der deutschen Sprache keine dem Status religiosus *o ganz adaequate 
Bezeichnung. Denn der Name: Ordensstand ist, wie sich zeigen wird, nicht so 
ganz dasselbe. Nach einer in Deutschland oft gebrauchten, freilich mitunter schwan¬ 
kenden Ausdrnckswelse begreift man die zum Stande des Cott geweihten Lebens 
Gehörenden unter dem Namen: Mönchlhom. 
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1. De etatu perfectionü. 

Diejenigen, die sich permanent au höherer Selbstheiligung verpflichtet 
haben, bilden in der Kirche einen eigenen Stand — den Status religiös». 1 ) 
Unter Stand (status a Stare) versteht man eine mit einer gewissen Stabilität 
verbundene Lebensweise, welche Stabilität durch eine fortdauernde nicht leicht 
veränderliche Ursache bewirkt wird. Quidam existendi seu vivendi modus 
cum permanentia ex causa non facile mutabili, sed perenni. Also die Fort¬ 
dauer jenes Verhältnisses muss durch ein beständig bleibendes Motiv bewirkt 
werden, gleichviel ob jenes Motiv in einer Verpflichtung oder in einer 
äussern Nothwendigkeit oder in einer dem Menschen angebornen Neigung 
besteht. Io so weit wird vom Stande der Sclaverei, der Freiheit, vom 
Stande der Gnade u. s. w. sowie vom Mönchs-, Saecular- und vom verehe¬ 
lichten Stande gesprochen. Bei allen diesen Ständen ist es eine perpertuir- 
liche Ursache, die den Menschen an irgend ein Lebensverhältniss bleibend 
bindet. Nicht aber will der Auctor (mit Suarez) die Bezeichnung: „eheloser 
Stand“ gelten lassen, da ja weder die natürliche Neigung noch sonst ein 
bleibendes Band (es wäre denn ein Gelübde) an denselben fesselt. Ist aber 
das nicht zu subtil? 

Nach Verschiedenheit der Interessen und Zwecke gibt es verschiedene 
entweder auf das natürliche oder auf das übernatürliche Leben Bezug habende 
Stände. Begreiflicher Weise ist hier nur von den letztem die Rede. In 
dieser Beziehung unterscheidet man den status viae und den Status termini, 
welch’ letzterer im jenseitigen Leben sich abschliesst, und in den status 
beatorum et damnatorum auseinander geht. Der status viae ist ein drei¬ 
facher : status innocentiae, status naturae lapsae und status vitae christianae. 
Dieser letztere ist die Lebensweise derjenigen, welche unter Anleitung der 
Kirche dem Evangelium folgen, und umfasst verschiedene einzelne Stände 
als: Klerus- und Laienstand, den verehelichten und (Gott gelobten) Jung¬ 
frauenstand, Die Haupt-Species des christlichen Lebensstandes sind der 
status vitae communis, wozu diejenigen gehören, welche sich su höherer 
Vollkommenheit nicht verpflichtet haben, und der Status religiosus oder der 
Stand derjenigen, die nach der evangelischen Vollkommenheit ringen. 

Um somit den Begriff des status religiosus su gewinnen, muss auf das 
Wesen der christlichen Vollkommenheit eingegangen werden. Die christliche 
Vollkommenheit ist jene habituelle und intensive Geneigtheit, welche den 

*) Suare 7., dem unser Auctor in diesem Theiie grossentheils gefolgt ist (De religione 
tract. 7.), sagt I. 3. c. 2. n. 9: Christum fecisse quandam religionem in particulari 
ad eam quosdam homlnes congregando, elsque proprium et particularem modum 
vitae religiosae tribuendo. 

„Die Religion des Mflnchthums Ist eine nach Grundsätzen des evangelischen 
Rathes potenzirte, in den Verpflichtungen des Gehorsams, der Armnlh und der 
Keuschheit liegende und von weltlichen Geschäften sich abwendende Contemplation 
göttlicher Weisheit.“ Canon. Recht von Dr. Rosshirt S. 370. Wir bedauern, dass 
in dem sonst mit Vorliebe bearbeiteten Tractate de statu religloso dieses Werkes 
nicht unbedeutende Versehen sich eingeschlichen haben. 



Menschen disponirt die evangelischen Gebote und Käthe mit einer gewissen 
Fertigkeit so erfüllen. Dieselbe bleibt sohin nicht auf der State jener von 
Allen geforderten Liebe stehen, wornach Gott der Schätzung nach über 
Alles geliebt wird (charitas essentialia appretiätive summa), sondern bestrebt 
sich ausserdem noch einer besondern Treue auch in scheinbar geringfügigen 
Dingen, ist stets auf eine tiefere Heiligung und Reinigung der Seele so wie 
auf Werke der Uebergebübr — kurz auch auf die Beobachtung der evan¬ 
gelischen Räthe bedacht. 

Es ist denkbar, dass diese Tugendhöbe auch ausser dem Mönchfhtun 
erreicht werde. Nach Suarez, der sich auf den consensus Theologorum be¬ 
ruft, wird der Besitz dieser Vollkommenheit von den Bischöfen und nach 
vielen Theologen auch von den Priestern gefordert. Der Episcopat ist dem¬ 
nach ein Status perfectionis acquisitae vel exercendae, indem' derjenige, der 
Andere berufsgemäss zur Volkommenheit anleiten soll, dieselbe selbst be¬ 
sitzen muss. Allein im vorliegenden Werke ist nicht vom Status perfectornm 
oder perfectionis acquisitae, sondern vom Status tendentium ad perfectionem 
die Rede. Insofern diejenigen, die in eine tiefere Heiligung des religiösen 
Lebens eingehen, in der Kirche einen Stand bilden, versteht es sich von 
selbst, dass derselbe nicht lauter Vollkommene in sich begreift. Denn er 
ist nicht ein Status perfectorum, sed Status qui ordinatnr ad perfectionem. 

Weil die evangelischen Räthe die Grundlage des Standes der Vollkom¬ 
menheit sind, war es nothwendig in die Lehre von den evangelischen Räthen 
und zwar namentlich derjenigen, welche bei der Professleistung Übernommen 
werden, näher einzugehen. - Mit welcher Zähigkeit seit den Zeiten der Re¬ 
formatoren der Unterschied zwischen Rath und Gebot bestritten wurde, ist 
allgemein bekannt. Leider haben selbst Katholiken entweder jenen Unter¬ 
schied geläugnet oder doch behauptet, dass die Befolgung der Räthe an und 
für sieh kein grösseres sittliches Verdienst begründe als die Erfüllung der 
strengen Pflicht. Unter den letztem befindet sich in neuester Zeit der 
Löwener Professor Marian Verhoeven, *) dessen Behauptungen von den 
neuem Bollandisten 2 ) gründlich widerlegt worden sind. Diesen Gegnenf gegen¬ 
über, welche nichts Geringeres im Schilde führen, als dem religiösen Stande 
die Basis unter den Füssen wegzuziehen, beweist unser Auctor mit schla- 
genden Gründen sowohl die Realität als aueh die grössere Vorzüglichkeit *) 
der evangelischen Räthe. In die Beweisführung selbst können wir uns nicht 
weiter einlassen. 

Nach vorausgeschickter Bemerkung, dass es der evangelischen Räthe 
viele gebe und dass fast jede einzelne Handlung durch Uebung des Rathes 
potenzirt werden könne, folgt nun der Beweis, dass diejenigen, welche 

l) de regalarinm et saecularium clericoram jarlbas et officlis. Lovan. 1846. 

*) Examen ... libri Uariani Verhoefen. 

*) ü. A. spricht für das Letztere s. Hleron. adv. Jovin. c. 1. n. 12: „Et Ideo plus 
amat Virgines Christas, quia sponte trtbnunt, quod stbi non fuerat imperatum, - 
jnajorlsque gratiae est altere quod non «Ubeas, quam reddere quod exigarls.“ 
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standesgemäss die christliche Vollkommenheit »streben, neth^endig die drti 
wesentlichen Gelübde» übernehmen müssen ,*) dass aber anderseits in diesen 
dreien das Wesen der christlichen Vollkommenheit enthalten sei Der Grand 
für den ersten Theil des Satzes ist ein negativer and positiver. Die ge¬ 
nannten Gelöbnisse entfernen erstens die vorzüglichsten Hindernisse des 
Heiles, nämlich die Fallstricke des Reichthums und der seitlichen Sorgen* 
die Anreizungen der sinnlichen Begierden und den ausschweifenden Gebrauch 
der Willensfreiheit. Sie sind aber zweitens vollkommen geeignet des Men¬ 
schen und sein Handeln zur Vollkommenheit su leiten« Dieses positive 
Moment eines Tugendmittels liegt namentlich im Gelübde der Obedienz. 2 ) 

Wird demnach durch die Befolgung der drei Räthe das religiöse Leben 
wesentlich berührt und bestimmt, so ist zugleich ausgesprochen, dass ihre 
(Jebernahme sur Erstrebung der christlichen Vollkommenheit hinreiche. 
Wohl ist der Religiös durch dieselben nicht unmittelbar gegen alle Aus¬ 
schreitungen sicher gestellt s. B. gegen die Gaumenlust, gegen Ausartung des 
Ebrtriebes. Allein wer die Keuschheit bewahren will, ist eo ipso sur 
Massigkeit genötbigt; wer dem Gehorsam nachlebt, wird von den Sünden 
der Ehr - und Schwungsucht sicher sein, nichts davon su sagen, dass jeder, 
der die Gelübde ablegt, sich anheischig macht, in allweg sich immer grös¬ 
serer Vollkommenheit su befleissen. 

Allein, so zeigt der Verfasser am Schlüsse dieses Abschnittes, wenn 
vom Stande der Vollkommenheit und zwar im wesentlichen Sinne des 
Wortes die Rede sein soll, so muss die Uebernahme der drei Räthe durch 


1 ) Zum Status acquisitae seu exercendae perfect!onis, dergleichen der Episcopat ist, 
gehört ausser dem Coelibat nicht wesentlich auch die Uebernahme der drei Ordens- 
gelühde, weil dieselben, so bemerkt der Verfasser, blos Mittel sur Vollkommenheit 
sind, und sohin von denen nicht gefordert werden können, welche diese. letztem 
selbst besitzen sollen. Das Nähere, das uns gerade nicht Alles gefallt, beim Aqc- 
tor p. 36. 

*) Sehr schön und auf viel breiterer Grundlage hat Thomas Aq. die Bedeutung der 
Ordensgelübde dargestellt. Er fasst den Ordensstand unter einem dreifachen Ge- * 
sichtspunkte auf: 

1. als Uebnng die vollkommene Liebe anzustreben; 

2. als Befreiung des Gemüthes von allen äusseren Borgen und Unruhen ? 

8. als eine Art fortgesetzten Brandopfers. Gerade die 3 wesentlichen Gelübde uw 
sind es, welche 

1. jene Hindernisse aus dem Wege räumen, welche der vollkommenen Liebe ge¬ 
meinhin entgegen sind nämlich: die Begierde nach äussern Glücksgütern, die 
Begierde nach ieischlieben Ergötzungen, und die Unordnung des menschlichen 
Willens; 

2. dem Menschen die Sorge um die Verwaltung des Vermögens, die Sorge um 
Kinder und Frau und die Sorge um die Einrichtung seiner eigenen Willensacte 
abnehmen; 

3. wodurch sein Leben ein vollendetes Brandopfer wird, indem der Mensch sein 
Vermögen, das Gnt seines Leih** and das Gut seines Willens bei dei Prsfess- 
l^istung hinopfert a. Tom. 8. 2* qu, 186. art< 7« 
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ein Gelübde bestätiget werden. Der Grand liegt einfach darin, weil einstig 
das Band eines Gelübdes dem Streben nach Vollkommenheit jene Stabilität 
verleihen kann, welche im Begriffe: „Stand“ als ein nothwendiger Factor 
mit enthalten ist. Es ist nicht möglich die nach höherer Heiligkeit Stre¬ 
benden als einen Stand zu denken, es sei denn in Kraft eines Gelübdes. 
Denn da das Streben nach Vollkommenheit der Freiheit des Menschen an— 
heimgestellt ist, wird dasselbe selbstverständlich weder von Gott auferlegt, 
noch kann es von irgend einem Menschen zur Pflicht gemacht werden. 
Daraus folgt, dass nur der Betreffende selbst and zwar durch ein Gelübde, 
welches ihn alltäglich und allstündlich bindet, die von ihm intendirte Lebens¬ 
weise zu einem stabilen Verhlätnisse gestalten und derselben dauernde 
Festigkeit verleihen kann. (S. 1 — 45.) 

2. De essentia Statut religiosi. 

Wir schreiten nun vom Begriffe: „Stand der Vollkommenheit“ zu dem 
noch bestimmteren Begriffe: „Status religiosuB“ weiter. Der letztere ist nur 
der concrete Ausdruck und die lebendige Darstellung des ersteren. Im 
Stande der Gott Geweihten und in den mannigfaltigen Formen dieses Standes 
hat die Idee der christlichen Vollkommenheit ihre Verwirklichung gefunden. 
Man unterscheidet einen Status reügiosus completus und einen Status incom¬ 
pletus, je nachdem alle drei Gelübde übernommen werden oder nur das 
eine oder das andere derselben. Zum Begriffe des Status religiosus gehört 
ausserdem noch das Eine und das Andere dazu. Dahin rechnet der Ver¬ 
fasser, dass die mit der Gelübdeablegung verbundene unbedingte Hingabe 
des Menschen an Gott von einem die Stelle Gottes vertretenden Menschen 
acceptirt werde. Der Beweis hiefür ist folgender: Der definitive Eintritt 
in den Stand des gottgeweihten Lebens ist in Wahrheit eine gänzliche Hin¬ 
gabe des Menschen an Gott, wodurch er seine Persönlichkeit dem Herrn 
zum Opfer bringt, und ihm gewisse Rechte der natürlichen Freiheit abtritt, 
so dass Gott ausser den allgemeinen Oberherrlichkeitsrechten, die er über 
jeden Menschen besitzt, noch ein Dominium speciale erwirbt. Denn das 
gottgeweihte Leben wird von den heil. Vätern und Ordensstiftern als ein 
Brandopfer bezeichnet, wodurch der Mensch sein Besitzthum, sein Leben und 
seine Einsicht dem Herrn Himmels und der Erde darbringt. 1 ) Diese Hingabe 
nun, welche eine Art Schenkung ist, mus auch, damit sie Realität erhalte, 
acceptirt werden, gerade so, wie ein dem Menschen gemachtes Versprechen, 
von diesem angenommen werden muss, damit in der That der Schenkungs- 
vertrag zu Stande komme. Das Gelübde an für sich ist mehr nicht, als 
ein Versprechen, welches zwar im Gewissen verpflichtet, allein das Eigen- 
genthum der Gott verlobten Sache noch nicht eo ipso Gott überträgt. 
Denn beim Gelübde ist das Geloben selbst von der Ausführung des Gelobten 


i) s. Gregor, homil. 20. in Ezech. „Com aliqnis omne qnod habet, omne qnod vivit, 
omne qnod saplt, omnipotent! Deo vovlt, holocaustnm est.“ 
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wohl so unterscheiden. Wer 2 . B. seine Habe den Armen sn geben ver¬ 
lobt, verliert noch eo ipso nicht das Eigenthumsrecht darüber, und wenn er 
sein Gelübde bricht, begeht er wohl eine Sünde gegen die Religion, nicht 
aber gegen die Gerechtigkeit. Erst durch die Acceptation und Uebergabe 
des Versprochenen realisirt sich der Vertrag vollkommen. In gleicher Weise 
müssen auch die religiösen Gelöbnisse acceptirt werden, theils damit sie 
Gott gefällig sind, theils damit die volle Hingabe an Gott bei der Gelübde¬ 
ablegung alsogleieh verwirklicht werde. Da nun diese Schenkung Gott 
selbst nicht unmittelbar gemacht werden kann, indem er ja nach seiner 
Providens die förmliche Leitung der Willensacte eines Menschen nicht über¬ 
nimmt, so folgt daraus, dass jene Uebergabe von einem Stellvertreter Gottes 
im Namen Gottes acceptirt werde. 

Diese Beweisführung hat mehr als Eine Achilles-Ferse. Für's Erste 
ist es unrichtig, dass alle Gelübde, damit sie Gott gefällig seien, acceptirt 
Werden müssen. Denn das Gelübde trägt den Charakter nicht nur des 
Guten sondern sogar des Bessern in sich, und ist Gott ohne Acceptation 
wohlgefällig. Zweitens ist nicht jedes Gelübde einem Schenkungsvertrage 
su vergleichen, wobei das Geloben und die Uebergabe der Sache als swei 
Momente hervortreten. Denn wer s. B. die Keuschheit gelobt, übergibt 
der nicht im Momente des Gelobens selbst seinen Leib dem Herrn? Drittens 
wenn es bei andern Gelübden gleich wahr ist, dass sie noch bestimmter 
Handlungen und Ausführungen bedürfen, damit sie recl werden 2 . B. das 
Aufgeben des Eigenthums beim Gelübde der Armutb, so kann ja der Vovent 
eben diese Handlungen vollbringen und durch diese Inswerksetsung die Hingabe 
an Gott realisiren. Das Wahre am angeführten Grunde scheint dieses uns 
aber 2u sein, dass die Acceptation der Gelübde nicht für den religiösen Stand 
überhaupt, sondern blos für das cönobitische oder Ordensleben erforderlich 
sei. Nicht die Hingabe an Gott sondern die Hingabe an den Orden und 
den Ordenssweck erheischt, dass die Gelübde in die Hände des Obern ab¬ 
gelegt und von ihm acceptirt werden müssen. Der Verfasser lässt sowohl 
die sogenannten Asceten in den ersten Jahrhunderten der christlichen Zeit 
als die »erstreut lebenden Einsiedler Aegyptens Religiösen gewesen sein, 
und wir stimmen ihm hierin bei. Allein wenn diese Acceptation ein wesent¬ 
liches Moment des Status religiosus sein soll, wird man ihnen jenen Cha¬ 
rakter schwerlich anerkennen können, da rücksichtlich der Asceten sowohl 
als der Anachoreten die Beibringung historischer Beweise für jene Ratifica¬ 
tion sehr schwer halten dürfte. Der Verfasser führt anderswo einen ano¬ 
nymen Schriftsteller des 12. Jahrhundertes an, 1 ) der uns hierüber wichtige 
Aufschlüsse gibt. Er sagt, dass bei der Profess der Benedictiner die Formel 
vorkomme: Coram Deo et sanctis ejus und der Beisats: In praesentia 
Abbatis oder: In praesentia istius Abbatis et totius hujus congregationis. 
Erstere Formel, bemerkt er, erklärt, wem die Gelübde gemacht werden. Die 


‘) Bei Martene de antiq. eccl. rit tom. 3. p. 65. 
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letztere sei nnr eine rechtsgültige Bekräftigung, eine Zeugenschaft des Ge— 
löbniss-Actes, wie wenn es hiesse: Teste Ab bete. Die Aebte hätten Un¬ 
recht, daraas den Schloss so machen, es seien nun die Gelobenden ihre 
Professen und sie hätten ihnen die Gelübde gethan. So fasste^ man damals 
die Profession und die Acceptation der Gelübde auf. Erst später kam die 
hier gerügte Ansicht der Ordensäbte zur Geltung, indem Innocenz III. 4 ) 
▼erordnete, dass die Ordensprofession vom Oberen oder dessen Stellvertreter 
angenommen werden müsse. Demnach geschah es, dass nach den Profess¬ 
formeln vieler Orden z. B. der Prämonstratenser, der Jesuiten n. s. w. die 
Angelobungen Gott und dem Ordensobern gemacht werden. Sohin ist die 
Acceptation der drei wesentlichen Gelübde wohl nothwendig für den statna 
regularis und für den Status religiosus coenobiticus und zwar dieses saltem 
jure humano, nicht aber für den status religiosus überhaupt. 

Ein Zweites, welches für die individuellen Gestaltungen des religiösen 
Standes gefordert wird, ist, dass sie den Bedingungen der Kirche gemäss 
und von ihr approbirt seien. Die Kirche hat ihren religiösen Instituten 
gegenüber beiläufig dieselbe Macht, wie in Absicht auf die Ehe. Sie kann 
jene Bedingungen festsetzen, unter denen sie eine bestimmte Lebensweise 
als religiösen Stand ansehen will, sie kann einzelnen ascetiscken Instituten 
ihre Anerkennung ganz versagen. Als nothwendige Bedingung der Rechts¬ 
gültigkeit hat die Kirche in späterer Zeit 2 ) den Religiösen das gemeinsame 
Leben zur Vorschrift gemacht, so dass gegenwärtig der religiöse Stand 
immer als Cönobiten-Stand gedacht werden muss. Dem gemäss ist heut zu 
Tage der Stand der Einsiedler, wie der Verfasser allzu grell sich ausdrückt, 
zwar nicht verboten; aber die Anachoreten sind jetzt keine Religiösen mehr. 
Diese Gestaltung des religiösen Lebens rührt einzig aus kirchlicher Anord¬ 
nung her, indem das cönobitische und.das monastische Leben der Gott Ge¬ 
weihten an und für sich gleichgültige Formen sind. — Was den zweiten 
Punkt, die kirchliche Anerkennung der religiösen Institute betrifft, ist die 
Frage, ob dieselbe durch die Natur der Sache, i. e. jure divino oder nur 
jure ecclesiastico gefordert werde, bestritten. 

Der Auctor vertheidigt die Ansicht als die wahrscheinlichere, dass die 
Anerkennung eines religiösen Ordens seit Innocenz BI. blos durch das posi¬ 
tive Kirchenrecht gefordert werde. Seine Begründung ist eben nicht stark. 
Dazu kommt noch die Schwierigkeit, wie denn ein Oberer das Opfer der 
drei Gelübde nomine Dei acceptiren könne, wenn das betreffende Institut 
keinerlei Garantie kirchlicher Rechtmässigkeit in sich trägt. Der Verfasser 
sagt zwar, der Ordensvorstand oder wer immer, könne als blosser Privat¬ 
mann jene Stellvertretung vollführen, nachdem er die Vortrefflichkeit der 
Regel erkannt habe. Allein uns scheint ein solcher homo privatus denn doch 
za einem solchen Stellvertretungs-Acte nicht legitim genug; derselbe gleicht 
so ganz und gar einem Gesandten, der keine Creditive vorsuweisen varmag. 

1 ) C. ad apostolicnm de Regularibns. (III. 31.) 

*) Cap. fin. de domtbus religiosis et cap, un. eed. tlt la VI. 
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Wir geben gerne so, dass eine ausdrückliche Adprobation religiöser 
Corporationen durch das göttliche Recht nicht geboten sei, denn sonst würde 
es vor dem 3. Latcran-Concil *) keine Religiösen gegeben haben. Allein 
irgend eine Gewähr kirchlicher Anerkennung muss jedes kirchliche Institut 
bieten, damit diejenigen, die den Hafen des Heiles Stichen, nicht blindlings 
dein Schiffbruch entgegen gehen. Es genügt aber ex jure dlvino auch die 
Begutachtung der Bischöfe oder die stillschweigende Anerkennung der Kirche« 
Es hat sich aber jene Adprobation der Kirche einzig auf die Regel und das 
individuelle Gepräge eines Ordens zu beziehen —• die drei wesentlichen Ge¬ 
lübde bedürfen keiner Anerkennung. 

Endlich ist nicht zu übersehen, dass zur Constituirung des Begriffes: 
Status religiosus die Verpflichtung zwischen dem Religiösen und der Com- 
munität nicht nothwendig eine gleiche sein müsse. Die Scholastiker der 
Gesellschaft Jesu werden durch ihre Gelübde bleibend an den Orden ge¬ 
bunden, während die Societät sich das Recht vorbehält, dieselben nach Um¬ 
ständen zu entlassen. Und doch sind diese Scholastiker als wahre und 
eigentliche Religiösen anzusehen. (S. 46—65.) 

3. De votorum solemnitate. 

Ueber den so wichtigen, auf das Leben höchst einflussreichen Unter¬ 
schied zwischen feierlichen und einfachen Gelübden begegnet man häufig 
unklaren und nebelhaften Begriffen. Desto mehr dankenswerth ist daher die 
Nachweisung des Verfassers, worin die Solemnität der religiösen Gelöbnisse 
bestehe. Er bewerkstelligt dies sehr gründlich bei jedem einzelnen der drei 
Gelöbnisse. 

a) Die Solemnität des Keuschhcitsgelübdes besteht erstens nicht, wie 
manche glaubten, in irgend einer kirchlichen Segnung oder Consecra- 
tion, weil nach kirchlicher Uebung manchmal ein Gelübde ohne die¬ 
selbe als ein feierliches, und mit derselben nur als ein einfaches an¬ 
gesehen wird. Das Gelübde der Keuschheit (sowie die beiden andern) 
muss allerdings durch ein äusseres Zeichen manifestirt werden. Allein 
mit welchem Gepränge man diese Kundgebung umgeben möge, nie und 
nimmer wird dadurch das Gelübde solemnizirt. 

Das Keuschheitsgelübde wird zweitens nicht deswegen ein so- 
lemnes, weil, wie man sagt, die darin enthaltene Hinopferung des 
Leibes an Gott jede Ehe der Natur der Sache nach nicht blos un¬ 
erlaubt, sondern selbst ungültig mache. Dieser Auffassung zufolge 
wäre die Solemnität des Keuschheitsgelübdes im Wesen des Gelöb¬ 
nisses selbst gelegen und sohin jeder kirchlichen Anordnung entgegen. 
Letzteres ist aber nicht der Fall. Wir haben deutliche Belegstellen 
dafür, dass die Solemnität des Keuschheitsgelübdes keineswegs eine 
demselben wesentlich inhärirende Qualität, sondern vielmehr ein Acci- 


*) C. 9. (ID. 80.) 
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dentelles, durch die kirchliche Autorität Beigegebenes sei. Bonifaz VI1L 
sagt: Voti solemnitas ex sola institutione ecclesiae est inventa, was 

in der bekannten Bulle Gregors XIII. „Quanto fruotuosius“ (1583) 
wiederholt wird. 

Die einzig wahre Ansicht ist folgende: Die Solemnität des 
Keuschheitsgelübdes ist in der von der Kirche damit verknüpftes 
Wirkung gelegen, dass es eine gültige Ehe nicht mehr zu Stands 
kommen lässt, und sogar ein matrimonium ratum, sed nondum con- 
summatum noch auflüst. Diese zweifache Wirkung ist das Einzige, 
was das votum Simplex und solemne unterscheidet; es kann aber die¬ 
selbe eben darum nur von der Kirche in das Gelübde hineingelegt 
worden sein. 

Ist aber die Unfähigkeit eines feierlich Gelobenden zur Eheschliessong 
einzig und allein die Wirkung des Kirchengesetzes, so folgt daraus, 
dass die Kirche nach Gutdünken ein feierliches Gelübde in ein ein¬ 
faches, und ein einfach abgelegtes in ein feierliches verwandeln könne. 
Denn es steht in der Macht der Kirche, die besagte Wirkung einem 
Gelübde beizugeben oder davon wegzunehmen, unabhängig vom Willen 
oder von der Intention des Yotanten. 

Die Frage, warum das Keuschheitsgelübde der Scholastiker der 
Gesellschaft Jesu nicht ein feierliches sei, da es doch ein trennendes 
Ehehinderniss begründet, löst sich einfach dadurch, data die Eheun¬ 
fähigkeit solcher nicht eine absolut perpetuirliche ist, da die Societ&t 
das Gelübde durch die Entlassung immerhin auflüsen könnte, 
b) Die Solemnität des Gelübdes der Armuth. Die Canonisten unterschieden 
vier Grade der Armuth, in so fern dieselbe Gegenstand des Gelübdes 
ist. Der erste Grad schliesst jedes Eigenthum zeitlichen Besitzes so 
wie den unabhängigen Gebrauch gänzlich aus. Auf dieser Stufe ist 
der Religiös ganz unfähig, zeitliche Güter zu besitzen, zu erwerben, 
ja sogar den Nutzgenuss und das Gebrauchsrecht ward ihm entzogen, 
in so fern diese Rechte ein Ausfluss des Eigenthumes sind. Wohl 
aber ist die Verwaltung von Temporalien, sowie der Gebrauch zeit¬ 
licher Dinge durch Erlaubniss des Ordensobern und in Abhängigkeit 
von ihm mit dem Gelübde selbst der vollkommenen Armuth verein- 
barlich. Der zweite Grad benimmt zwar nicht die Fähigkeit, Eigen¬ 
thum zu erwerben und zu besitzen; allein er verbietet dies, sowie das 
freie Gebrauchsrecht. Dies ist die natürliche Wirkung der einfachen 
Gelübde, wenn sie absolut abgelegt worden sind. Denn eine völlige 
Besitzunfähigkeit bewirkt nur das feierliche Gelübde — es wäre denn, 
dass dieselbe von der Kirche ausnahmsweise auch an das votum Sim¬ 
plex geknüpft würde, wie dies bei den adprobirten Coadjutoren der 
Gesellschaft Jesu der Fall ist. Der dritte Grad gestattet das Eigen- 


*) C. quod votum. (III. 15.) in VI. 
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thumsrecht, schliesst aber den freien Gebrauch ans, s. B. bei den 
Scholastikern der Gesellschaft Jesu. Der vierte Grad fordert weder 
die Entiusserung des Eigentumes noch den vollen Versieht auf das 
freie Gebrauchsrecht, sondern nur die Beschränkung des letstern auf 
ein bestimmtes, sum Lebensunterhalte noch zureichendes Mass. Diese 
Art Armuth wollen Einige bei manchen Asceten des Alterthums ent¬ 
deckt haben, während Andere selbe als nicht mehr zureichend an- 
sehen. Wie dem auch sein mag — nach der heutigen Verfassung des 
religiösen Standes ist der mindeste Grad der Gott gelobten Armuth 
der, dass Jemand «war irdische Habe besitzen und erwerben kann; 
allein in der Verwendung und im Gebrauche ganz und gar vom Willen 
des Ordensobern abhängig ist. 

Nach diesen Vorbemerkungen hält es nicht schwer, die Solemnität des 
Gelfibdes der Armuth zu bestimmen. Nämlich: die von der Kirche an da» 
Gelübde geknüpfte Berits- und Erwerbsunfähigkeit macht dasselbe su einem 
feierlichen. Auch hier gilt die frühere Bemerkung, dass die Solemnität nicht 
in der Natur der Gelübde gelegen, sondern durch das Kirchengesets beige¬ 
geben worden sei. Der früher angeführte Ausspruch Bonifas VQL und 
Gregors XIII. hat auch hier Anwendung. Es wäre irrig anzunehmen, die 
incapacitas dominii fliesse aus der Natur des Gelübdes selbst. Viele Con- 
gregationen haben lebenslängliche Gelübde, und* doch sind die Mitglieder 
besits- und erwerbsfähig, weil ihre Gelübde blos einfache sind. Durch das 
Gelübde an und für sich bann sich der Mensch nicht einmal besits- und 
erwerbsunfähig machen, eine derlei Unfähigkeit kann einzig durch das Kirchen¬ 
gesets dem Gelübde annex werden. Es hilft auch nichts su sagen: „Der 
Votant hat alle seine Güter und Rechte, auch die su erwerbenden, Gott und 
dem Orden übergeben, und die Acceptation dieser Uebergabe benimmt ihm 
die Fähigkeit des Erwerbes.“ Denn hier hätten wir wieder einen im Wesen 
des Gelübdes liegenden Grund der incapacitas dominii, was sur Läugnung 
des Unterschiedes swiscben votum simplex und solemne hinfuhren würde. 

Zur Solemnität des Gelübdes der Armuth wird aber gefordert, dass die 
incapacitas dominii eine beständige und unveränderliche sei, d. i. dass die 
Möglichkeit Eigenthum su erwerben durch sweiseitige Verbindlichkeit, des 
Religiösen nämlich und des Ordens für immer ausgeschlossen bleibe. So 
lang der Orden das Entlassungsrecht sich vorbehält (z. B. die coadjutores 
formäti der Jesuiten} und daher die gedachte Möglichkeit noch fortdauert, 
sind die Gelübde nur einfache, wenn sie gleich die Unfähigkeit des Besitses 
seitlicher Güter herbeiführen. 

e} Weit schwerer ist die Solemnität des Gehorsamsgelübdes su bestimmen. 
Nach Suares, dem unser Autor folgt, liegt die Solemnität des frag¬ 
lichen Gelübdes in der von der Kirche daran geknüpften Wirkung, 
dass alle nach der Professleistung Gott oder den Menschen gemachten 
Versprechungen des Religiösen vom Ordensobern entkräftet (irritirt) 
werden können. Der Grund ist folgender: Es ist an und für sich 



kein« Ursache vorhanden, warum ein Religiös nicht Gott oder den 
Menschen gegenüber mancherlei Verpflichtungen, ohne dem vollkom¬ 
menen Gehorsam zu nahe ?u treten, freiwillig übernehmen könnte, 
*. B. das Gelübde, täglich in der freien Zeit ein bestimmtes Gebet 
zu verrichten. Und doch gestattet das Kirchengesetz den Ordensprä¬ 
laten das Recht alle Gelübde und Versprechungen der Religiösen, die 
sie als Professen gethan, zu irritiren. Oa diese Irritabilität aus der 
Natur der Gelübde nicht fliesst, muss man sie als eine Wirkung ansehen, 
welche die Kirche an das Gelübde gebunden hat. Ein anderer Unter¬ 
schied zwischen dem feierlichen und einfachen Gelübde des Gehorsams 
kann nicht angegeben werden, als der angeführte; somit kann die 
Solemnität des Gelübdes der Obedienz nicht wohl in etwas Anderxn 
bestehen. 

Aus dem Gesagten ergibt sich: 

1) dass zwischen feierlichen und einfachen Gelübden kein wesentlicher d. #. 
im Wesen des Gelöbnisses selbst liegender Unterschied stattfinde. Jeden 
auch noch so vollkommene Gelübde ist an sich nur einfaches; die Solem— 
nität beruht auf kirchlicher Einsetzung. 

2) Die Natur der feierlichen Gelübde besteht in gewissen ihnen annexeb 
Wirkungen, vermöge deren solche Handlungen ungültig sind oder un¬ 
gültig gemacht werden können, welche einer höher stehenden Heiligkeit 
entgegen sind. Durch die feierlichen Gelübde der Keuschheit und der 
Armuth soll der Mensch von der Welt und ihren Banden noch mehr ab¬ 
getrennt, durch die feierlich gelobte Obedienz seine Freiheit noch mehr 
eingeschränkt werden, als dies durch die einfachen Gelübde geschieht. 

33 Damit aber das Gelübde jene irritirende Kraft besitze, welche dasselbe 
zu einem feierlichen macht, muss die Hingabe des Religiösen an den 
Orden eine absolute, d. i. beide Theile (den Orden und den Professen) 
immerdar verbindende sein. 

Den Schluss dieses Abschnittes bildet die Erörterung der Frage, ob die 
8olemnität der Gelübde zum Begriffe des Standes der Religiösen wesentlich 
erfordert werde. Die Frage ist nicht ohne Bedeutung. Einmal handelt es 
sich darum, ob den zahlreichen Mitgliedern der vielen Congregationen mit 
einfachen Gelübden mit. Recht das Ehrenprädicat „Religiös“ beigelegt werden 
dürfe, und ob dieselben noch zum „edelsten Theile der Herde Christi“ 
hören, oder höchstens eine gewisse Mittelstellung zwischen der Welt und 
dem Ordensstande einnehmen. Dann aber wird von der Auffassung dieses 
Punktes ohne Zweifel auch die wichtige Frage berührt, ob und in wie fern 
das allgemeine Jus regularium auch auf jene Genossenschaften Anwendung 
finde. — 

ln diesem Punkte scheinen sich denn auch unsere beiden Autoren zu 
widersprechen. Dr. Bouix ist durchgängig der Ansicht, dass diejenigen, 
welche die einfachen Gelübde absolut abgelegt hoben, noch Religiösen im 
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wahren Sinne des Wortes seien. Znr Begründung beruft er sich auf die 
beiden Bullen Gregors XIII. „Quanto fructuosius“ (1583) und „Ascendente“ 
(1584), worin ausgesprochen wird, dass die Scholastiker der Gesellschaft 
Jesu, obgleich mit nur einfachen Gelübden, als wahre Religiösen zu betrachten 
seien. Dadurch sei die in diesem Punkte früher obschwebende Controverse 
als beendigt anzusehen, wie schon Suarcz *) und Schmalzgrueber a ) be¬ 
merken, so dass gegenwärtig nach der allgemeinen Uebereinstimmung aller 
Theologen die Solemnität der Gelübde zur Wesenheit des Status religiosus 
nicht als nothwendig angesehen werden müsse. Dazu kommt noch der ge* 
schichtliche Beweis, dass man in früheren Jahrhunderten nur durch einfache 
Gelübde sich zum Gott geweihten Leben verpflichtet habe. Endlich treffe 
bei jenen Congregationen, welche beständige und zweiseitig bindende ein¬ 
fache Gelübde haben, alles das zu, was zum religiösen Stande gehört und 
gelte darum der Spruch des Suarez 3 ): Impossibile est, aliquam Congrega- 
tttonem habere omnia, quae sunt de substantia religionis, et non esse religionem. 
Censequenter Weise betrachtet der Verfasser die Mitglieder der neueren 
Frauengenossenschaften, wie solche dermalen auch in Frankreich bestehen, 
als wahre Keligiosinnen, indem er S. 524 die Proposition aufstellt: Dictae 
moniales Galliae, quamvis dumtaxat toleratae, essentiam Status, religiosj 
habere censendae sunt. 

Dr. Scbels hingegen glaubt den Mitgliedern der nicht als Orden ad- 
probirten Frauengenossenschaften den Ehrennamen: „Religiösen“ absprechen 
zu müssen. „Ordensperson, beziehungsweise Ordensfrau ( Religiosa , Monialis) 
ist nur diejenige, welche in einer Genossenschaft, die als solche (qua talis) 
adprobirt ist, die drei wesentlichen Gelübde unwiderruflich abgelegt hat. Da 
nun nach der wenigstens früher allgemeinen kirchlichen Disciplin die Ap¬ 
probation einer als solche bestätigten Ordensgenossenschaft die Gelübde des 
Votanten solemnizirte, die Frauen aber nach dem oft erklärten Willen der 
Kirche nur in einem (kirchlich adprobirten) eigentlichen Orden Gelübde thun 
sollten und solches ziemlich allgemein auch thaten, so bringt begreiflicher 
Weise das canonische Recht die Feierlichkeit der Gelübde in so enge Be¬ 
ziehung mit dem Begriffe von Ordenspersonen, dass es als Religiosae 
Moniales (Ordensfrauen, Nonnen) nur diejenigen bezeichnet, welche durch 
feierliche Gelübde ihr Leben nach einer kirchlich bestätigten Regel einzu¬ 
richten sich verbunden haben, dass es sogar den Ausdruck „Profess“ nur 
von dem Acte der Leistung feierlicher Gelübde, niemals aber einfacher, ge¬ 
braucht. 4 ) Sofort beruft er sich auf den Cardinal de Luca, welcher sagt, 
dass jene Frauen, welche nicht durch feierliche Gelübde Profess leisten 


*) L. o. 1. 2. o. 14. n. 1. 

*) Tit. de Regal, n. 14. et 15. 

*) Tom. 3. 1. 2. o. 16. 

*) S. 3. 4. — Die Bezeichnung „Profess,“ wie sich später zeigen wird, kommt auch 
bei einfachen Gelübden (in sensu latlori) ln Anwendung. Sieh das Decret der 
Congregatio de statu Regal. 7. Mal 1857. 
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mehr als Oblaten, denn als Nonnen anznsehen seien. *) Was aber Dr. Schein 
besonders bestärkt, ist die zwischen jenen. Instituten nnd den eigentlich ad— 
probirten Orden factisch stattfindende Verschiedenheit, die er mit. grosser 
Sachkunde auseinandersetzt, und woraus er den Schluss zieht: „Ist aber das 
Institut selbst kein Orden, so sind auch dessen Mitglieder nichts weniger 
als personae religiosae oder moniales nach der Auffassung des kirchlichen 
Hechtes, nach dessen Bestimmung dasselbe weder errichtet, noch organisirt, 
noch bestätigt ist.“ Letztlich beruft er sich auf eine Entscheidung der 
Congregation der Bischöfe und Regularen, welche unterm 15. Jänner 1706 
auf die Anfrage: 

1) an virgines anglicanae in communione et sub certa regula a sede Apo- 
stolica probata viventes dici debeant vere religiosae, et domus per ipsas 
inhabitata censenda sit pariter religiosa? 

2) An dictae virgines sint immediate subjectae jurisdictioni et correctioni 
Ordinarii?.. Sacra congregatio.... censuit infra scriptum in modum 
respondendum, videlicet ad primtim negative , quoad primam partem, af¬ 
firmative quoad secundam; ad secundum affinnative. 

Dieses Decret erhielt später dadurch ein besonderes Gewicht, dass Bene¬ 
dict XIV. dasselbe sanctionirte und den neuerlichen Beschluss der gedachten 
Congregation: „Virgines anglicanas non esse veras religiosas“ bestätigte und 
zwar darum, weil sie nicht feierliche Gelübde in einem päpstlich adprobirten 
Orden gethan hätten. 2 ) 

Dem Dr. Bouix war diese Entscheidung nicht entgangen. Sie macht 
ihn nicht blos verlegen, sondern völlig verwirrt. S. 232. Da er seine An¬ 
sicht, die er sententia theologorum communis nennt, nicht aufgeben, aber 
auch dem Ansehen des päpstlichen Stuhles nicht zu nahe treten will, weiss 
er sich nicht anders zu helfen, als mit der Bemerkung, er verstehe die 
Entscheidung des Papstes nicht. 

Wie lösen sich nun diese (wenigstens scheinbaren) Widersprüche 
unserer Gewährsmänner? Dr. Bouix selbst zeigt anderswo in ein paar 
flüchtigen Andeutungen s ) den Weg zur Lösung an. Wir müssen nämlich 
den Status religiöses (im bisher behandelten Sinne des Wortes) vom Status 
regularis (-religio, im strengen Sinne) unterscheiden. Ersterer ist, wie im 
nächsten Abschnitte dargethan wird, der Kirche coexistent; der letztere ist 
eine besondere, später allgemein üblich gewordene Form. Nach canonischem, 
durch das 4. Lateran- (1215) und durch das 2. Lyoner-Concil (1274) 
herbeigeführtem Sprachgebrauche des Mittelalters verstand man unter Orden 
einzig die vom Papste adprobirten religiösen Congregationen mit feierlichen 
Gelübden, und Niemand konnte wahrhaft Profess leisten (religionem pro- 
fiteri) und Religiös sein ausser in einem solchen kirchlich anerkannten Orden 


1 ) De regularibus discursu 1. n. 126. Bonix hat die Stelle in extenso I. Bd. S. 522. 
*J Constitution: „Quamvis justo“ 30. April 1749. Nr. 13. 

•) S. 521 und 525. 
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mit feierlichen Gelübden. Als aber hernach auch religiöse H&user mit blos 
einfachen Gelübden von der Kirche geduldet wurden und sohin der religiöse 
Stand theilweise aus der strengen Form adprobirter Orden wieder heraus- 
trat; nannte man häufig — wenn schon nicht allgemein — auch diejenigen 
Religiösen, welche bloss einfache Gelübde ablegten, da ja ihre Lebensweise 
die wesentlichen Merkmale des Status religiosus an sich trug. Dies war 
noch mehr der Fall, nachdem Gregor XIII. von jenen, die im Jesuitenorden 
auch blos einfache Gelübde thun, erklärt hatte, dass sie wahre und eigent¬ 
liche Religiösen sind. 1 ) 

Seither hat man den Namen „Religiös“ siemlich allgemein in weiterer 
Bedeutung genommen. Wenn nun die s. congregatio episcoporum et regu- 
larium unter Clemens XI. und später Benedict XIV. den englischen Fräulein 
jene ehrenvolle Beseichnung nicht xugestehen wollten, so liegt auf der Hand, 
dass das Oberhaupt der Kirche und sein Organ die römische Curie nur *u 
der strengem Ausdrucksweise früherer Zeiten surückgekehrt seien und dass 
jene Fräulein nur in so fern nicht den Charakter der Religiosinnen haben, 
als ihr Institut nicht eine religio im strengen Sinne des Wortes ist, keines¬ 
wegs sollte dadurch gesagt werden, dass sie nicht »um Status religiosus 
im weiteren Sinne des Wortes gehören. Diese Auffassung wird auch durch 
die Art und Weise, wie Benedict XIV. sein Urtheil begründet, unterstütst, 
indem er darlegt, dass die englischen Fräulein darum keine Religiosinnen 
wären, weil sie blos einfache Gelübde in einem nicht förmlich adprobirten 
Orden ablegten. Dass ihnen das Merkmal des Status religiosus im weitern 
Sinne des Wortes nicht abgesprochen werden sollte, dürfte auch daraus ge¬ 
folgert werden, dass doch von der nämlichen Congregatio episc. et regul. 
ihr Haus als „domus religiosa“ erklärt wurde. 

Demnach gleichen sich die Ansichten beider Autoren dahin aus, dass 
die Mitglieder dergleichen nicht als Orden anerkannter Genossenschaften, in 
so fern sie die Merkmale des Status religiosus im weitern Sinne an sich 
tragen, Religiösen sind; in so fern es aber nicht sind, als sie nicht zu 
einem förmlich adprobirten Orden gehören. — Um Missverständnissen vor- 
subeugen, muss man sich hüten, eine einseine Bedeutung eines Wortes aus¬ 
schliesslich su urgiren und für seine Meinung in Beschlag su nehmen. 

(S. 66—122.) 

4. De *tatue religioH origine. 

Bekanntlich datiren die Reformatoren, um ihrem Hasse gegen das MOnch- 
thum einen historischen Haltpunkt su verschaffen, seinen Ursprung erst aus 
dem vierten Jahrhundert. Diese Ansicht breitete sich dergestalt aus, dass 
selbst Katholiken des Glaubens waren und noch sind, das MOnchthum sei, 


*) Sau dies blos per modum pririlegli, also ausnahmsweise geschehen sei, wie 8. 18 
Dr. Scheit sagt, lässt sich aas den beiden Ballen nicht beweisen. 

Jby’e Archiv für kuth. Brchenrecht, //. fcm* 40 
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in 8Q fern dasselbe einen eigenen Stand in der Kirche bildet, rein mensch- 
licfaen Ursprungs — eine blosse, die Kirche verunstaltende Zufälligkeit. Selbst 
der gelehrte Thomasein z. B. spricht sich dahin aus, dass das Mönchthum 
erst durch Paulus, Antonias und HilariQn in das Leben gerufen worden sei. ') 
Im gegenwärtigen Abschnitt bemüht sich der Autor, die Grundlosigkeit 
dieser Anschauungen durch folgende zwei Propositionen zu beweisen: 

a) Christus selbst ist der Begründer und Urheber des Standes der 
Religiösen j 

b) die historischen Anfänge dieses Standes reichen in die ersten Zeiten 
des Christenthums hinauf. 

Den ersten Satz begründet er damit, dass Christus die wesentliche* 
Elemente des Status religiosus festgesetzt habe, indem er die Menschen zur 
christlichen Vollkommenheit und zu den drei wesentlichen Gelübden ermun¬ 
terte. — Wir vermissen bei der ganzen Deduction jene historische Anschau¬ 
ung, welche die Institutionen Christi als fruchtbare Keime betrachtet, die, 
befruchtet vom Geiste Gottes, erst im Fortgange der Zeit ihre Ausbildung 
und Vollendung erhalten haben. Der Verfasser dünkt uns zu mechanisch 
zu Werke zu gehen, wenn er alle einzelnen Merkmale, die zum Begriffe des 
religiösen Standes gehören, in der Schrift und in der Urgeschichte des Christen¬ 
thums nach weisen will. Wir sagen lieber mit Möhler 2 ), dass Christus in 
so fern der Gründer des Status religiosus sei, weil derselbe aus den wesent¬ 
lichsten Lehren des Christenthums hervorgetrieben ist, und dieselben zur 
frischesten Anschauung bringt. 

Das Christenthum und seine wesentliche Form, die Kirche, ist die Wieder¬ 
herstellung des im Paradiese verlorenen gottgefälligen Lebens. Da aber das 
Ideal wahrer Vollkommenheit aus bekannten Gründen von der Gesammtheit 
der Gläubigen durch ein ganz Gott geweihtes Leben nicht ausgeprägt wird; 
muss in der Kirche, dem vielgegliederten Leibe des Herrn, doch ein Glied 
bestehen, „das als lebendige Erinnerung an den verlassenen höheren Zustand 
des gesammtenGeschlechtes zu betrachten ist, und als verkörperter Seufzer, 
als tief etbmende Sehnsucht der Gläubigen nach der Rückkehr zu demselben 
zugleich, lu diesem Gliede stellt sieb nur am reinsten dar, wohin Alle mit 
schmerzenreicher Wehmuth zurückblicken, und wohin Alle mit heissem Ver¬ 
langen, als dem endlichen Ziele, vorwärts schauen. Wo dieses Glied nicht 
erstirbt, das ist wohl klar, wo es vielmehr frische Wurzeln hat und grünt 
und Blüthen treibt und edle Früchte trägt, da ist christliches Leben....“ *) 
Nun schreitet der Verfasser zum historischen Beweise, dass es in der 
Kirche von der frühesten Zeit an immer Religiösen gegeben habe. Allerdings 
bestand dazumal nicht die heut übliche Klosterform (obgleich auch diese 
weit älter is>t, als man insgemein annimmt) d. h. das gemeinsame Leben 


*) Vetos et nova Ulsolpl. p. 1. L S. c. 12. 
*) Vermischte Schriften 2 . B. 8. 168. 

•) Möhler 1. c. S. 170. 
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unter einem Oberen mit besonderer Regel, Kleidung u. s. w. Allein das 
Alles gehört nicht zum Wesen des religiösen Standes, wie manche Schrift¬ 
steller aus Unkenntniss oder mit Absichtlichkeit annehmen. Ob die Gott¬ 
geweihten , wie- dies Anfangs der Fall war, in St&dten und Dörfern sich 
aoffaielten, oder, wie es später geschah, als Anachoreten die Einöde bevöl¬ 
kerten; oder endlich in religiösen Vereinen als Cönobiten lebten; — immer 
erscheinen sie als ein eigener Stand von Christen, die unwiderruflich, ja 
durch Gelübde der Vollkommenheit sich geweiht haben. 

Und wo waren in jenen Zeiten die Religiösen ? Dr. Bouix adoptirt vor 
Allem den von den neuern Bollandisten verfochtenen Satz, „dass die egyp- 
tischen Essener oder Therapeuten im apostolischen Zeitalter wahre Religiösen 
gewesen seien, ist wenigstens als wahrscheinlich zuzugeben.“ Bekannt Ist 
die Controverse, ob Philo, der die Lebensweise der Therapeuten so genau 
beschreibt, mit der Beifügung, dass auch Frauenspersonen, nach freiwillliger 
Angelobung der jungfräulichen Keuschheit unter der Leitung jener Männer 
gelebt haben, von christlichen oder jüdischen Asceten rede. Auffallend ist, 
dass drei gewichtige Zeugen des Alterthums: Eusebius, der heilige Hiero¬ 
nymus und der heilige Epiphanius den Juden Philo von christlichen Asceten 
sprechen lassen. Hieronymus lässt dieselben vom Evangelisten Markus ge¬ 
stiftet sein und glaubt, dass Philo wegen ihrer Anhänglichkeit an jüdische 
Gebräuche ihnen solches Lob spende. Derselben Ansicht über die Thera¬ 
peuten sind später Cassianus, Nicephorus und, wie es scheint, auch Sozo- 
menus. Gestützt auf diese Zeugnisse halten Baronius, Bellarmin, Petavius, 
Tillemont und andere Auctoritäten von Ansehen, darunter selbst akatholische 
Schriftsteller, die Therapeuten für Christen und folglich als Religiösen. Daraus 
erhellt die Grundlosigkeit der Behauptung, dass die katholischen Schriftsteller 
einstimmig den Ursprung des religiösen Standes erst aus dem 4. Jahrhundert 
datiren. 

Weiter meint der Verfasser mit den neuern Bollandisten, dass viele 
Gläubige der Mutterkirche zu Jerusalem wahre Religiösen gewesen seien. 
Er glaubt nämlich mit Estius (Comment. in Act. 4. Apost.), dass die in der 
Apostelgeschichte erwähnte Gütergemeinschaft nicht auf alle Gläubigen, son¬ 
dern auf einen besonderen, erwählten Kreis derselben zu beziehen sei, und 
zwar so, dass die Christen dieser Geistesrichtung auch die beiden anderen 
Gelübde beobachtet, und sohin einen Verein von Religiösen gebildet hätten. 
Müssen wir gleich in der ersten christlichen Gemeinde den' Urtypus des 
Mönchthums,, wie auch der heil. Chrysostomus *) darauf aufmerksam macht, 
anerkennen, so können wir dem Verfasser in so fern nicht beipflichten, als 
er sebon damals eine so vollständig ausgeprägte Form des Status religiosus 
annimmt, und die in der Urkirche nach höherer Vollkommenheit Strebenden 
einen gesonderten Stand bilden lässt. Für die ausgesprochene Behauptung 
führt der Verfasser S. 160 in der That, statt geschichtlicher Beweise, lauter 


*) Tonu 2. in Act, Ap. 


40 * 
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Conjecturen und willkürliche Schlüsse an. Noch weniger wird sieh be¬ 
weisen lassen, dass die Apostel Religiösen im vollkommenen Sinne des 
Wortes gewesen seien. 

Der sachliche Grund für das Alterthum der Religiösen, nämlich, dass 
jdie Kirche als die „heilige“ dieses edelsten ihrer Glieder zu keiner Zeit 
habe entbehren können, wird von Dr. Bouix anderswo selbst widerlegt, in¬ 
dem er 8. 130 sagt, aus dem Umstande, dass der Status religiosus erst 
später in die Geschichte eingetreten sei, Hessen sich gegen seinen göttlichen 
Ursprung keine Schlüsse ziehen, indem Christus jenen Stand nicht als einen 
obligatorischen, sondern als einen gerathenen eingesetzt habe. Darum könne 
derselbe gar wohl von Christus gestiftet sein, wenn er auch erst nach ein 
paar Jahrhunderten seinen Anlauf in der Geschichte genommen hätte. Quando- 
que bonus dormitat Homerus. 

Desto mehr begründet ist dasjenige, was der Verfasser von den As- 
ceten und gottgeweihten Jungfrauen sagt. 

Es gab nämlich schon lange vor dem 4. Jahrhundert eine bedeutende 
Zahl von Christen, die, vom Geiste Gottes angetrieben, wenn nicht dem 
Umgänge nach, so doch der Gesinnung nach von der Welt sich abtrennten, 
and in Städten, Dörfern und auf Landgütern ein sehr strenges, der Tugend 
und Weisheit geweihtes Leben führten. Diese, die man auch christliche 
Philosophen nannte, unterschieden sich durch eigene Kleidung und Lebens¬ 
art, beobachteten die evangelischen Räthe, und wurden manchmal sogar vom 
Bischof unter mancherlei Feierlichkeiten in ihren Beruf eingeführt. Als 
eigener öffentlicher Stand in der Kirche sind sie darin charakterisirt, dass 
sie, gleich den gottgeweihten Jungfrauen, einen besonderen Platz in der 
Kirche erhielten, und bei der heiligen Liturgie zuerst die heilige Communion 
empfingen. 

Ebenso finden wir sehr frühzeitig Jungfrauen, welche das Leben der 
Engel nachzuahmen bemüht waren, und zwar schon lange vor dem Friedens- 
Edicte Constantia’s in klösterliche Vereine gesammelt. So wird in den echten 
Acten des heiligen Bonifacius, der im Jahre 290 den Martyrtod erlitt, der 
seligen Aglaä erwähnt, welche nach ihrer Bekehrung mit mehreren Jung¬ 
frauen in einem Klosteranzuge (in habitu sanctimonialis) in stiller Einsamkeit 
lebte. Desgleichen wird in den Martyrer-Acten der heil. Febronia erzählt, 
dass diese heil. Jungfrau, die beiläufig im J. 304 zu Nisibis gemartert wurde, 
Mitglied eines Klosters von 50 Personen war, die eine besondere Kleidung 
hatten und unter der Oberin ßryenne, einer Schülerin der frommen Platonis, 
standen. *) 

Weitere Belege für die frühzeitige Existenz solcher Jungfrauenge¬ 
nossenschaften finden sich in der Schrift des heil. Cyprian (f 258): „De 
habitu virginum, so, dass selbst Thomassinus 2 ) nicht im Geringsten daran 

I ■ ■■■■■■■■■ 

0 Mehrere Beispiele «. ln Binterlnu Denkwürdigkeiten. 3. Bd. S. 414 fgg. 

*) L. ft p. 1. 1. 8. o. 42. 
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«weifelt, dass jene Jungfrauen in der That wahre Nonnen mit klösterlicher 
Verfassung gewesen seien. 

Hieraus ergibt sich *ur Genüge, was von der vulgären Meinung, welche 
die heil. Paulus und Antonius su den ersten Stiftern der Mönchs-Institute 
macht, su halten sei. Als Gewährsmänner für diese Meinung müssen ge-' 
wöhnlich der heil. Athanasius und der heil. Hieronymus herhalten. Und 
doch sagt Ersterer *) gerade das Gegentheil. Demi er berichtet, dass es 
schon vor Paulus und Antonius Asceten und in Egypten selbst Klöster, ob¬ 
gleich nicht viele, gegeben habe. Antonius hat dem Mönchthum nur dadurch 
neuen Vorschub gegeben, dass auf seine Anregung suerst die Wüste von 
Mönchen bewohnt und Klöster in einsamen Orten gegründet wurden. 2 ) 

Der heil. Hieronymus berichtiget in so fern die Angabe des heil. Atha¬ 
nasius, als er als Urheber des in die Wüste verpflanzten Anachoretenthums 
den heil. Paulus (um das Jahr 250) anführt, dem heil. Antonius aber das 
Verdienst weiterer Ausbildung «uschreibt. „Hujus vitae auctor Paulus, Illu¬ 
strator Antonius. *) Der Ausdruck: „hujus vitae“ deutet, wie der Context 
beweist, nicht auf den Stand der Religiösen überhaupt hin, sondern gilt nur' 
von den in der Wüste lebenden Einsiedlern. Ein Beweis, wie ausgebildet 
das Mönchthum sur Zeit des heil. Hieronymus namentlich in Egypten war, 
ist dessen Brief an die Jungfrau Eustochium, worin drei Arten in Egypten 
lebender Mönche aufgeführt werden, nämlich: Cönobiten oder klösterlich' 
Lebende, In der Volkssprache Sauses genannt; Anachoreten, welche einsein, 
und die nicht gut beleumundeten Remaboth, welche sn Zweien oder Dreien 
lebten. 

Dass übrigens schon vor Paulus und Antonius nicht blos Frauen-, 
sondern selbst Mönchsklöster bestanden haben, lässt sich durch unwider- 
sprechliche Beweise dartbun. So s. B. kamen «um Leichenbegängniss der 
oben gedachten heil. Febronia alte Mönche mit ihrem Archimandriten, wie 
die Märtyrer-Acten gegen das Ende erzählen. Dies war in Mesopotamien. 
Von Egypten sagt dasselbe Athanasius. 4 ) 

Ob aber in jenen ehrwürdigen Zeiten den Gottgeweihten die Beobachtung 
der Keuschheit, der Armuth und der Obedien« vorgesebrieben war? Und ob 
sie da«u durch Gelübde sich verpflichteten? Die erste Frage beantwortet 
unser Auctor nicht; wir verweisen «u dem Ende auf Binterim. Wohl aber 
gebt er auf die «weite näher ein, indem er eine siemlich weitläufige histo¬ 
rische Dissertation der neueren Bollandisten einrückt. Aus derselben ergibt 


*) In vita s. Autonli. 

*) Der erste von Antonius gestiftete Mönehsveretn war bei Plsper, eine Tagreise vom 
rothen Heere; ein zweiter bildete sioh weiter westwärts bei Arsinoe. 

*) In vita Fault. 

*) ,,Glaubt man den britannischen Schriftstellern, so fanden sich schon unter dem 
König Luoius gegen das Jahr 189 Mönchskloster in Britannien.“ Binterim 1. o. 
S. 409. 
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sich, dass damals der Eintritt in den Status religiosus allerdings nicht durch 
die ausdrückliche Ablegung der drei Gelübde geschah, dass man aber daraus 
nicht den Schluss ziehen dürfe, dieselben seien nicht übernommen worden. 
Denn fürs Erste war im Alterthum die stillschweigende Professleistung, die 
das Kirchenrecht auch heut zu Tage noch kennt, sehr häufig. Denn es gab 
eoneludente Handlungen, denen man ganz und gar die Wirkung einer aus¬ 
drücklichen und unwiderruflichen Hingabe an Gott beizumessen pflegte. Der¬ 
gleichen waren entweder das Anziehen des Asceten- oder Klosterkleides 1 ), 
mag es von Kranken oder von Gesunden geschehen sein, oder das Tragen 
der Mönchstonsur. Das Eine wie das Andere galt dergestalt als Profession, 
dass Austretende, die also bezeichnet gewesen, als Treubrüchige und Apo¬ 
staten betrachtet wurden. 

Zweitens ergibt sich, dass selbst später, da doch eine Profession mündlich 
oder schriftlich stattfand, sowohl bei den Basilianern, als Benedictinern, da¬ 
bei nur des einen oder des andern der drei Gelübde ausdrücklich erwähnt 
wnrde, obgleich sie alle drei in der Gelobung mit einbegriffen waren. So 
s. B. bestimmte der heil. Benedict, dass der Profitent vor allen Mönchen die 
Stabilität 2 ) im Kloster, die Bekehrung seines Wandels und den Gehorsam 
versprechen sollte. Die ausdrückliche Nennung aller drei Gelübde kommt 
erst später, wie der Auctor behauptet, das erste Mal bei den Franciscanern 
vor und wurde selbst dann nicht allgemein. 

Wir finden sohin in jenen Zeiten nicht alles Einzelne, wie später, zur 
stehenden Form ausgeprägt. Dies ändert aber am Wesen der Sache nichts. 
Was wir aus den ältesten Zeiten vom Mönchthum wissen, reicht zur Be¬ 
gründung der Ueberzeugung hin, dass der Stand der Religiösen, weil mit 
dem Wesen des Christenthums so eng zusammenhängend, mit dem letztem 
gleichen Alters sei. Aber anstatt, wie Dr. Bouix, gleich von vornherein 
überall schon genau ausgeprägte Gestaltungen zu suehen, wären wir mehr 
geneigt, die Gesetze des Wachsthums auf diese Pflanzung des Herrn besser 
in Anwendung zu bringen. Die junge Saat ist im Wesen ja dasselbe, wie 
das Halmfeld, wenn schon von Knotenansätzen daran noch nichts zu sehen 
ist. (S. 123—171.) 

5. Be reltgiosi Status exceüentia et ejusdem in ecclesia indefectibilitate. 

Dieser kurze Abschnitt handelt von der Erhabenheit und dem Werthe 
des gottgeweihten Standes, und ist daher eine Apologie desselben oder besser 
gesagt eine Polemik gegen die Angriffe der Zeit. Der Verfasser bekämpft 

*) Binterim beschreibt die Kleidang der alten Mönche. S. 428—37. 

*) Durch die Profess wurde damals der Religiös wohl an den statns religiosos, nicht 
aber an ein bestimmtes Kloster gebunden. Daher konnte er ohne Anstand wieder 
in ein anderes Kloster und zwar selbst leichterer Regel übertreten. Zur Verhütung 
von Missbräuchen schrieben dann mehrere Regeln vor, dass die stabültas domicilii 
bei der Profession besonders angelobt werde. 



vor Allem die Behauptung, die religiösen Orden seien ein unnatürlicher Aus¬ 
wachs des kirchlichen Lebens (Les ordres religieux sont ane superfetation 
dans 1’Eglise) darum leicht entbehrlich, während der Weltpriesterstand ihr 
unentbehrlich sei. Dieser Zeitansicht, die der Verfasser selbst in recht¬ 
gläubigen Kreisen gefunden hat, tritt derselbe dadurch entgegen, dass er 
zeigt, wie fürs Erste nicht der Weltpriesterstand, sondern das Priesterthum 
überhaupt ein integrirender Bestandteil der von Christus der Kirche ver¬ 
liehenen Verfassung sei, da ja alle Priester gar wohl Regularen sein können, 
was der Kirche sicherlich mehr zum Nuten als zum Schaden wäre. Für’S 
Zweite wird gezeigt, dass vielmehr der Ordensstand in der Kirche unent¬ 
behrlich und darum indefectibel sei. Denn die Kirche muss das Merkmal 
der Heiligkeit auch darin zur Darstellung bringen, dass in ihr ein förmlicher 
Stand der nach Heiligkeit Ringenden immerdar bestehe, was nur durch die 
Profession der Ordensgelfibde möglich sei. Sodann richtet er seine Polemik 
gegen die oft vorgebrachte Anklage, dass die alten Mönchs-Institute sich 
Überlebt hätten (ils on fait leur temps) und daher Unzeitgemäss und unnütz 
wären. Wir gehen in die Begründung des Verfassers nicht näher ein, in 
der Ueberzeugung, dass er zu viel und zu wenig gesagt habe. Zu viel für 
jene, welche die idealen Lehren des Christenthums zu würdigen wissen und 
die Bedürfnisse der Zeit verstehen; zu wenig für jene Gegner, die das 
Christliche entweder gar hassen und folglich noch mehr den Superlativ des 
Christlichen, oder die über Ascese und Mystik so bescheidene und nüchterne 
Begriffe haben, dass ihnen eine höhere Geistesrichtung als Thorheit, Ueber- 
treibung, Unnatur u. 8. w. erscheinen muss. 

Wir wüssten über diesen Gegenstand nichts Besseres vorzubringen, als 
die Worte Möhlers, der, nachdem er angedeutet, dass die Geschichte bei 
allen gebildeteren Völkern der alten Welt Spuren des Mönchthums aufzeige, 
weiter bemerkt, wie folgt: „Nur wilde Völker haben keine erkennbaren 
Spuren des Mönchthums aufzuzeigen und ihr Gegentheil, die Uberverfeinerten 
Völker, scheinen wieder zur Vertilgung und zum Hasse desselben geneigt 
zu sein. Dort ist das Geistesleben zu dumpf, um den Mönch zu erzeugen, 
hier zu kraftlos, um ihn zu erhalten; und ist er auch vorhanden, so 
gleicht er nur dem traurigen Schatten, der nach dem Verschwinden des 
Körpers zuweilen noch auf kurze Zeit gesehen wird. So bleibt es dann, 
bis eine allgemeine Lebensneuerung eintritt.“ ') (S. 172—183.) 


0 Vermischte Schriften II. Bd. S. 166. 



Anhang . 

DM bischöfliche Ordinariat In Rottenhurg an die hoehwflr- 
dlge Oeistllehkeit de« Blsthnms. 

Die zwischen Sr. Heiligkeit Papst Pias IX. and Sr. königl. Majestät 
Wilhelm I. König von, Wiirtemberg abgeschlossene Convention bestimmt 
unter Artikel IV. lit. b., dass der Bischof zur Leitung seiner Diöcese die 
Freiheit haben wird, „die Landdecane za erwählen, za ernennen, beziehungs¬ 
weise za bestätigenzu welcher Bestimmung die der Convention Seitens, 
des heiligen Stuhls beigegebene Instruction folgenden Zusatz enthält: „Da 
die Landdecane zugleich staatliche Geschäfte zu besorgen haben, so wird 
der Bischof, so lange dieses der Fall ist, über deren Erwählung oder Bestä¬ 
tigung sich mit der k. Regierung ins Einvernehmen setzen. Sollte aber 
eine Verständigung nicht erzielt werden, so wird die k. Regierung die staat¬ 
lichen Verrichtungen des Decans einem andern Geistlichen des Landcapitels 
übertragen.“ 

Wenn durch diese Bestimmungen es in Unser Ermessen gelegt erscheint, 
ob Wir selbst die Erwählung und Ernennung der Landdecane ausüben, oder 
unter Ueberlassung der Wahl an die Landcapitel nur die Bestätigung Uns 
Vorbehalten wollen; so haben Wir Uns fiir das Letztere entschieden, denn, 
wie allgemein bekannt, hat es Uns längst sebnlichst verlangt. Unsere hoch¬ 
würdigste Seelsorgsgeistlichkeit wieder mit einem Rechte zb begaben, mit 
welchem die in Gott ruhenden Bischöfe derjenigen Diöcesen, aus deren Be¬ 
standteilen Unser Bisthum zusammengesetzt ist, die Landcapitel durch eine 
lange Reihe von Jahrhunderten hindurch beschenkt hatten. 

Bei dieser Begabung sind Wir von dem zuversichtlichen Vertrauen be¬ 
seelt, dass sie, wie ehedem, den Landcapiteln zum grossen Segen für clericale 
Zucht, Ordnung und brüderliches Zusammenhalten gereichen werde. In diesem 
Vertrauen verkündigen Wir nunmehr in den nachstehenden Paragraphen das 
von Uns beratene und beschlossene Statut, nach welchem sich unter der 
Gefahr der Nichtigkeitserklärung bei der Vorqphme der Decanatswahlen zu 
achjten ist. 

§. 1. Das Amt eines Decans wird je auf die besondere Anordnung 
des bischöflichen Ordinariats durch die Wahl der versammelten Geistlichkeit 
eines Landcapitels besetzt. 

§. 2. Mit der Besorgung der die Wahl vorbereitenden Geschäfte wird 
der Decanatsverweser (Decanatsadjunct) beauftragt, welcher unter schwerer 
Verpflichtung darauf zu achten hat, dass die sämmtlichen Capitelsgeistlichen 
wenigstens acht Tage vor dem Eintritt des Wahltermins von der die Wahl 
anordnenden Verfügung des bischöflichen Ordinariats Kenntniss erhalten. 

§. 3. Die Wahlhandlung leitet ein bischöflicher Commissär unter Zu¬ 
ziehung zweier Scrutatoren. Zum bischöflichen Commissär wird in der 
Regel ein angesehener Geistlicher eines benachbarten Landcapitels ernannt} 
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als Scrntatoren, wefche wohl activ-, nicht aber passiv wahlfähig sind, werden 
Capläne bestellt. In Ermanglang von solchen haben unständige Geistliche 
sich als Scrntatoren verwenden an lassen. 

$. 4. In einem von dem bischöflichen Commissär an celebrirenden 
Messamt de Spirita sancto erflehen sich die Capitnlaren die Erleuchtung des 
göttlichen Geistes, und geloben in ihrem Gebete, dass sie in der Wahl nur 
Gott vor Augen haben, und mit Beseitigung aller Partei-Interessen, persön¬ 
licher Zu- oder Abneigung und anderer dergleichen menschlichen Rücksichten, 
denjenigen sum Decan wählen werden, welcher durch Frömmigkeit, Recht¬ 
schaffenheit, Kenntnisse und Geschick in Führung der Amtsgeschifte sich 
am meisten empfiehlt, und als der Würdigste ihnen von dem Gewissen be- 
seichnet wird. 

$.’5. Unmittelbar nach Beendigung des Gottesdienstes beginnt der wo 
möglich in der Sakristei voraunehmende Wahlact, nachdem der bischöfliche 
Commissär unter Zugrundlegung der die wichtige Bedeutung eines Decans 
beaeichnenden Stelle der Constanaer Synodalstatuten: 

„Quoniam gravis et lata est pastoralis Officii Nostri cura, recte 
a majoribus nostris Deeani rurales certis regiunculis sunt praefecti, 
qui una Nobiscum onus ferre Nostramque sollicitudinem sublevare 
possint. Hi quia sunt quodam modo pastores pastorum, et alios 
exemplo, consilio, verbo et opere juvare tenentur, nonnisi viri pru- 
dentes, docti, vitae probatae multaeque experientiae esse debent.“ 
die Capitnlaren auf die ernste Verpflichtung zu einer gewissenhaften Wahl 
aufmerksam gemacht hat. 

$. 6. Wahlberechtigt sind die im Capitel definitiv angestellten Pfarrer 
und Capläne, passiv wahlfähig sind jedoch nur die im Capitel bediensteten 
Pfarrer. 

$. 7. Zur Gültigkeit einer Wahl ist die Abstimmung von wenigstens 
zwei Drittheilen der Wahlberechtigten erforderlich. 

$. 8. Wer durch eine ärztlich bezeugte Krankheit oder durch wichtige 
nicht abzuwendende Dienstverhältnisse gehindert ist, bei der Wahlhandlung 
persönlich anwesend zu sein, ist zur Betheiligung au der Wahl mittelst 
Uebersendung eines verschlossenen und versiegelten Wahlzettels an den bi¬ 
schöflichen Commissär berechtigt. 

Ob der angegebene Abwesenheitsgrund als rechtmässiger anzuerkennen 
sei, darüber steht die Entscheidung dem bischöflichen Commissär zu. 

$. 9. Eine Wahl kommt zu Stande, wenn sich auf einen passivwahl¬ 
fähigen Capitnlaren die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen ver¬ 
einiget. 

$.10. Die Wahl geschieht geheim mittelst Abgebens von zusammen¬ 
gelegten Stimmzetteln, welche der bischöfliche Commissär im Beisein der 
beiden Scrntatoren von den Wählern entgegennimmt und uneröffhet in einen 
vor ihm stehenden Kelch legt. 



Nach Empfangnahme sämmtlieher Stimmzettel and nach geftdheheitef 
Constatirnng der Uebereinstimmung der Zahl der Stimmzettel mit der Zahl - 
der Abstimmenden öffnet der bischöfliche Commissär. die einzelnen Stimm¬ 
zettel, verzeichnet deren Inhalt and zieht endlich das Wahlresnltat — alles 
dieses unter der Controle der beiden Scrutatoren. Das festgestellte Gesammt- 
Ergebniss der geschehenen Abstimmung verkündet er sofort den versammelten 
Capitularen. 

§. 11. Wenn die Stimmberechtigten sich nicht mit einer absoluten 
Mehrheit auf eine Person vereinigen, so ist die Wahl za wiederholen. 

Wenn jedoch drei Scratinien nach einander erfolglos bleiben, so geht 
für diesen Fall das Landcapitel des Wahlrechts verlustig, und es wird wegen 
Ernennung eines Decans sofort Seitens des bischöflichen Ordinariats das 
Nöthige eingeleitet, beziehungsweise verfügt. 

Dasselbe tritt bei einer zweimaligen Verwerfung einer Wahl dareh den 
Bischof ein. 

§. 12. Ueber den ganzen Wahlact ist von dem bischöflichen Com- 
missär ein von den beiden Scrutatoren mit zu unterzeichnendes Protokoll 
aufzunehmen. Die Stimmzettel sind sofort zu vernichten. 

§. 13. Unter Vorlegung dieses Protokolls hat der Decanatsverweser 
(Decanatsadjunct) oder nach Umständen der Landcapitelskammerer Namens 
des Landcapitels den zum Decan Erwählten dem Bischof mit der Bitte am 
Confirmation zu präsentiren. 

Der bischöfliche Commissär seinerseits erstattet dem bischöflichen Ordi¬ 
nariat abgesonderten Bericht über den Vollzug des erhaltenen Auftrags. 

§. 14. Wegen anständiger Honorirung des bischöflichen Commissärs 
aas den Mitteln des CapitelsVermögens wird den Capitularen die ordnungs- 
mässige Beschlussnahme anheimgegeben. 

Das vorstehende Statut hat den Fall nicht in sich aufgenommen, dass 
ein Capitular eine auf ihn gefallene Wahl nicht annehmen zu können meint, 
weil Wir einesteils zu der umsichtigen Ueberlegung der Wahlberechtigten 
vertrauen, dass die je bei den einzelnen Wahlfähigen obwaltenden besondern 
Umstände und Verhältnisse gebührend gewürdigt werden, anderntheils aber 
die Bereitwilligkeit voraussetzen, wenn immer möglich dem durch die Wahl 
ergehenden Rufe Folge zu geben. Sollte aber nichts desto weniger der Fall' 
eintreten, dass ein Capitular eine auf ihn gefallene Wahl aus wichtigen 
Gründen ablehnen zu müssen glaubt, so würde das betreffende Landcapitel 
in Folge einer solchen Ablehnung in seiner Wahlbefugniss nicht beeinträch¬ 
tiget werden, vielmehr würde die geschehene aber nicht angenommene Wahl 
rechtlich als nicht existirend betrachtet werden. 

Nach Massgabe des gegenwärtigen Status werden Wir für diejenigen 
Landcapitel, in welchen das Amt eines Decans zur Zeit vacant ist, die Vor¬ 
nahme der Wahl mittelst besonderer Anordnung verfügen. Gegeben Rotten¬ 
burg, den 12. Januar 1858. t JOSEPH, Bischof. 
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De« Departement« de« Kirchen - Md Schulwesen« — (de« 
minlsterlurn« de« Kirchen- and Sehalweaen«) Terfigeaf, 
betreffend die «taatlielie Aufsicht und da« Verfahren bei 
prlvatpatronatiaehen Ernennungen auf katholische 

BLlrchenpfrAnden. 

(Würtemb. RegbJ. 20. Febr. 1858 Nr. 21.) 

Cm die Ausübung des der Staatsgewalt anstehenden Auf sich t»rechtes 
bei privatpatronatischen Ernennungen auf katholische KirchenpfrQnden mehr 
den Bestimmungen in der mit dem römischen Stuhle unterm 8. April y. J. 
getroffenen Vereinbarung anzupassen, und um das Verfahren bei jenen 
Grundsätzen des Kirchenrechts entsprechender zu ordnen, wird mit böchser 
Genehmigung Sr. königl. Majestät vom 26. d. M. Folgendes zur allge¬ 
meinen Nachachtung verfügt: 

1) An die Stelle der in dem General-Rescripte der kurfürstlichen Ober¬ 
landesregierung in Ellwangen vom 4. Mai 1805 und in dem Organisa¬ 
tions-Manifeste vom 18. März 1806 §. 65 vorbehaltenen landesherrlichen 
Bestätigung bei patronatischen Ernennungen auf katholische Kirchen¬ 
pfründen tritt in Zukunft eine Prüfung und Erklärung der Staatsbehörde 
darüber, ob der betreffende Geistliche nicht eine der Regierung aus erheb¬ 
lichen und auf Thatsachen gestützten Gründen in bürgerlicher oder poli¬ 
tischer Beziehung missfällige Person sei. 

2) Die Patrone haben sich hierüber vor Ausstellung der Präsentations - Ur¬ 
kunde zu vergewissern, und zu diesem Zwecke den Geistlichen, den sie 
auf die erledigte Kirchenstelle zu präsentiren beabsichtigen, dem k. kathol. 
Kirchenrathe zu bezeichnen, der ihnen den Bescheid der königlichen 
Regierung in thunlichster Zeitkürze eröffnen wird. 

3) Geht der Bescheid dahin, dass der bezeichnete Geistliche in den erwähnten 
Beziehungen Seitens der Staatsbehörde nicht beanstandet werde, so bann 
derselbe vom Patron präsentirt werden. 

4) Die Präsentation geschieht sodann vom Patron unmittelbar an den Bischof; 
der Präsentations-Urkunde muss aber der die Nichtbeanstandung des be¬ 
treffenden Geistlichen aussprechende Bescheid der k. Staatsbehörde bei¬ 
gelegt sein. 

5) Hiernach ist auch die Verfügung vom 22. Nov. 1828 betreffend die 

bei Ernennungen der Patrone zu katholischen Kirchen- und Schuldiensten 
(Regierungsblatt S. 862.) in Ansehung der Kirchen-Dienste aufgehoben. 
Stuttgart den 27. Jänner 1858. Rümelin. 


fNilmweN««# 4 m £Ae> «n4 andern hirehtiehen Streit - 

Sachen» 

(Brixner-Dlöcesanblntt m. Stück.) 

Kraft eines vom Hochw. Fürsterzbischöflichen Ordinariate Salzburg 
unterm 23. v. M. Nr. 24—Pr. in Abschrift anher mitgetheilten Apostolischen 
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Breve haben Se. Heiligkeit Papst Pias IX. für Ehe- and andere kirchliche 
Streitsachen, in welchen in erster Instans von den Hochwttrdigsten Suffragan- 
Bischöfen der Salsbarger-Kirchenprovins, and in zweiter Instans vom Hochw. 
Ersbischofe in Salsbarg das Urtheil gefällt worden ist, als Richter in dritter 
Instans den Hochwürdigsten Erzbischof von OlmCts auf sehn Jahre za 
delegiren geruht. Die Rechtsfalle, über welche das Ehegericht, oder das 
kirchliche Gericht dieser Diöcese in erster Instans gesprochen, werden 
demnach in zweiter Instans von dem Hochwiirdigsten Metropoliten and in 
dritter Instanz vom Hochw. Ersbischofe zu Olmütz entschieden. Es bleibt 
übrigens den Gläubigen unbenommen, sich ungeachtet dieser Delegation un¬ 
mittelbar an den heil. jStuhl su wenden. 

Das oben erwähnte Apostolische Breve lautet, wie folgt: 

Pius PP. IX. 

Ad perpetnam rei memoriam. 

Ad Romanum Pontificem jus pertinere appellationes fidelium ex universi 
orbis partibus recipiendi in causis de rebas sacris cuique est exploratissimum; 
quippe jus illud necessario promanat ex honoris et jurisdictionis primata, 
quem Romani iidem Pontifices utpote Beatipsimi Petri Apostolorum Principis 
Successores in Ecclesiam universam divinitus exercent. Quapropter ad Im- 
peratorem Michaelem scribebat Praedecessor Noster Nicolaus hujus nominis 
primus: „Ad illam, scilicet ad Apostolicam Sedem, de qaalibet mundi parte 
Canones appellari voluerunt, ab illa autem nemo est appellare permissus.“ 
Constat proinde licere fidelibus ab ordinarii sui statim sententia ad Sanctae 
Sedis judicium pr ovo care; a sententiis vero, quas in ecclesiasticis causis 
Metropolitani tanquam dioecesani Antistites in prima instantia, vel quas tam- 
quam Metropolitae in secunda instantia ediderint, nonnisi ad Apostolicam 
Sedem provocandum esse cuique patet. Jam vero gravibus adducti rafionibus 
per Austriacum imperium nonnullos sacros Anstitites datis in simili forma 
Brevis Litteris non ita pridem designavimus, qui ad definitum temporis 
spatium nostro et Apostolicae Sedis nomine causas cognoscerent, quas in pri- 
mo gradu jurisdictionis Metropolitani Anstitites judicassent; nunc vero iisdem 
permoti rationibus sacros alios Antistites eligendos duximus, qui in tertia 
instantia tamquam Nostri, et Sanctae Sedis Delegati de causis sententiam 
ferant, quae in secunda instantia sive a Metropolitis in sua provincia, sive 
a judicibus per Nos designatis fuerint definitae. Itaque hisce Litteris 
Venerabili Fratri Metropolitano Olomucensi Auctoritate Nostra Apostolica ad 
decennii spatium facultatem tribuimus, ut in tertio jurisdictionis grada 
cognoscere, atque ad sententiam asque inclusive judicare possit et valeat 
matrimoniales aliasque ecclesiasticas causas, quae in prima instantia ab 
Episcopis suffraganeis Metropolitae Yiennensis, in secunda vero ab ipso _ 
Metropolitano Yiennensi definitae sint; item ecclesiasticas omnes causas, 
quas in prima instantia Metropoiitanus ipse Viennensis tamqaam dioeces- 
sanus Antistes judicaverit, ac deinde in secunda instantia Metropolitanas 
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Pragensis tamquam Delegatus Apostolicae Sedis definiverit; praeterea omnes 
et singulas, quae in prima instantia ab Episcopo suffraganeo Metropolitae 
Leopoliensis Rutheni ritus judicatae, deinde in secunda instantia ab Archie- 
piscopo ipso Leopoliensi diremtae fuerint; insuper, quas in prima instantia 
Metropolitanus ipse Leopoliensis Rutheni ritus tamquam dioecesanus Antistes 
cognoverit, ac deinde in secunda instantia Metropolita Leopoliensis latini 
ritus tamquam ab Apostolica Sede Delegatus judicaverit, item quas in prima 
instantia Episcopi suffraganei Archiepiscopi Salisburgensis, deinde in secunda 
instantia Archiepiscopus ipse Salisburgensis definiverit, praeterea quas in 
prima instantia idem Metropolitanus Salisburgensis tamquam dioecesanus 
Antistes, deinde in secunda instantia Metropolitanus Pragensis uti Delegatus 
Apostolicus judicaverit. Decennium vero, quo Apostolica haec delegatio 
definitur, initium habere volumus a die, quo similes in forma Brevis Litterae 
expeditae sunt pro facultate ecclesiasticas causas in secundo gradu jurisdic- 
tionis cognoscendi. Volumus autem atque mandamus, ut in causis matrimo- 
nialibus accurate servetur fei. me. Benedicti XIV. Praedecessoris Nostri Con- 
stitutio, qnae incipit „Dei miseratione“ utque ad maturitatem debitam adhi- 
bendam in tanti momenti causis prae oculis habeantur providae, sapientesque 
memorati Praedecessoris Nostri Litterae, quae ab ipso datae sunt ad Poloniae 
Antistites die XI. Aprilis Ann. MDCCXLI. et die XVIII. Maji Ann. 
MDCCXLm., in ceteris vero ecclesiasticis causis omnia custodiantur, quae 
a sacris canonibus praescripta sunt, denique ut in Omnibus et singulis cau- 
sarum actis Apostolicae büjus Delegationis ■ expresse ac nominatim mentio 
fiat. Caeterum a delegata hujusmodi judicandi facultate excipi omnino 
volumus ac mandamus majores causas, quae nimirum, ut legitur apud Tri- 
dentinum Concilium Sess. 24. Cap. 20. de Reformat., „apud 8. Sedem juxta 
Canonicas Sanctiones tractandae sunt, vel quas ex urgenti rationabilique 
causa judicaverit Summus Pontifex per speciale rescriptum manu propria sub- 
scribendum committere atque avocare.* 4 Porro non obstante hac delegatione 
liberam esse volumus fidelibus facultatem Nostrum, et Apostolicae Sedis 
judieium implorandi, ac nulli plane liceat ipsos quamlibet ob causam ab hac 
facultate praepedire aut retardare. Haec concedimus, volumus, mandamus, 
contrariis licet expressa atque individua mentione dignis non obstantibus 
quibuscumque. Datum Romae apud 8. Petrum sub Annullo Piscatoris die IV. 
Decembris MDCCCLVIL Pontificatus Nostri Anno Duodecimo. 

Concordare cum Originali testamur 

Vindobonae die decima quinta Januarii 1858. 

*h Ant Xav. de Luca, Archiepiscopus Tarsensis, Nuntius Apostolicus. 

(L. 8.) 

Fürstbischöfliches Consistorium Brisen den 10. Februar 1858. 

Georg Habtmam, Johann Stippler, 

Präses. Secretär. 
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Heber Me Taufe Her Minder ahathoHseher Eitern und 
Eintragung derselben ins Taitfbueh . 

(Brixner Diöcesanblatt III. Stück.) 

Da sich auch in dieser Diöcese nicht selten der Fall ereignet, dass 
Kinder akatholischer Eltern den hochwürdigen Herren Seelsorgern zur Taufe 
gebracht werden: so ist es von grosser Wichtigkeit, dass sich dieselben 
die hiebei zu befolgenden Grundsätze klar machen. 

Auf den ausdrücklichen Wunsch akatholischer Eltern soll sich der Seel¬ 
sorger nicht weigern, ihrem Kinde das heil. Sacrament der Taufe zu ertheilen, 
besonders wenn Gefahr wäre, dass es vielleicht der Gnade der Widergeburt 
sonst lange entbehren müsste. Dabei muss aber der Seelsorger den Eltern 
eines solchen Kindes bemerklich machen, dass er bei dieser heil. Handlung 
etwa nicht den Stellvertreter des akatholischen Pastors mache, sondern nur 
als Diener der katholischen Kirche dieselbe vornehmen könne. Zu Tauf- 
pathen sollen nur Katholiken zugelassen werden: Andersgläubige können 
blos als Zeugen der vorgenommenen Handlung dabei anwesend sein. 

Da ein solches Kind, wie sich dies von selbst versteht, durch das Sa¬ 
crament der Taufe ein Glied der katholischen Kirche wird; so ist es auch 
in der Rubrik „katholisch“ einzuzeichnen. Um jedoch die Confession der 
Eltern ersichtlich zu machen, soll bis zum Erscheinen neuer Taufregister- 
Formulare in der Rubrik der Eltern vorgemerkt werden, welcher Confession 
sie angehören, und ob sie ein Versprechen, das Kind in der katholischen 
Religion erziehen zu lassen, abgegeben haben oder nicht. 

Brisen, den 11. Februar 1858. 

V1NCENZ , Fürstbischof. 


Bischöfliche Verordnungen für die Diöcese Czanad. 

(Voncubinarii et arbitrarie divortiati abs mora ad Ordinariatum deferendi.} 

Lugubri experientia didicimus oceasione recens institutae conscriptionis 
popularis numerosos detectos fuisse concubinatus et arbitaria divortia. 
Ecquidem oportebat, ut Curati, quorum ad oficium spectat oves suas noscere, 
in notitiam corruptelarum hujusmodi suamet vigilantia devenissent, cum 
quippe etsi malis, quae ignorantur, medela quodam modo non deberi videatur, 
tarnen excusandi haud sint, qui quod nosse ex officio debebant, ignorarenfc 
Tanto igitur solertius curandum esse duximus, ut detectis cognitisque bis 
corruptelis, quae ipsam medullam christianae morum rationis arrodunt, remedia 
congrua deesse non pateremur. 

Quare omnes et singulos Vestrum V. Fr. et F. in Christo D. N. da 
quorum manibus sanguis aliquando animarum sibi creditarum requiretur, 
praesentibus excitandos a officii serio admonendos duximus, ut posito per- 
sonarum respectu nomina concubinariorum vel in arbilrario divortio viven- 
tium — quod laudabili zelo bene multi iam praestiterunt — ad Nos de - 
feratis, quo adhibitis remediis juris canonici ac implorato pro re nata etiam 
brachü secolaris auxilio aut divellantor scelerate conviventes, aut suas con- 



639 

cabinas celebrato cum iOis leglümu matrimonio, eohonestent, et deniqüe arbi- 
trario in divortio viventes viam jaris periclitentur. 

Nos certe nulli parcemus labori, quo haec pessima contagio, quae 
jam prob dolor! omnem pene hominum classem pervadere pergit, tem- 
pestive praefocetur et exstirpetur. Quod ut assequi Nobia liceat, Vestram 
erit V. F. et F. D. annuae populi fidelis conscriptiones omni cum diligentia 
et circumspectione ita peragero, ut attentionem Vestram nulla modo effugiant 
temerarii et scelerati, de quibus agimus, legum divinarum humanarumque con- 
temptores, sed detecti ad saniora reducantur. 

Caeterum monitos etiam volumus, ne levibus suspicionibus aut infan- 
datie forte malevolorum susurrationibus aures fidemque praebeatia; sed tum 
demum pro medela isthuc confugiatis, cum violenta praesvmtio vel positiva 
ecientia de re facti Bullum dubium relinquunt et ad malum toUendum nullum 
Vobis jam superest remedium. 

Datum Temesvärini die 23. Januarii 1858. 

(Dispensatio in jejunio quadragesimali conceditur, lndulgentiae plenariae 

lucrandae significantur.) 

Appropinquante sacro Quadragesimae tempore cum probe noverimus 
non paucos de fidelibus partim iis arctari rei domesticae angustiis, partim 
valetudinis laborare incommodis, partim denique gravi manuum labore vitae 
pudia qqaerere, ut a conscientiosa Ecclesiae praecepti observatione vel inviti 
retineantur: opportunum duximus eongruo dispensationis remedio eorum con- 
■dentiae hoc etiam anno consulere. 

Itaque virtute facultatis Nobis ab Apostolica sede dto. 19. Januarii 1857 
tieo delegatae in hunc tenorem: „Dispensandi quando expedire videbitur, super 
eau cavnium, ovorum et lacticiniorum tempore jejuniorum et quadragesimae“ 
— ad eundem modum et iisdem sub conditionibus, quas anno praeterito 
praescripsimus, beneficium dispensationis elargiendum duximus et in Domino 
praesentibus elargimur; cum illa tarnen in rei natura fundata restrictione, ut 
fUi > qui praecepta Ecclesiae reliqua temere contemnunt ao violant, beneficii 
dispensationis incapaces habeantur. Huc imprimis referendi sunt, qui Con- 
Umoam s. et Communioncm paschalem negligunt; festos dies non obser- 
vant, sed profanant eorumque sanctimoniam violant. 

Quamquam vero noverimus hujus ingenii homines haud multum legem 
jqjqpii aqt dispensationem ab ea euraturos; hoc non obstante conditionem 
praeexpositam ideo potissimum duximus apponendam, ut tenoribus praesen- 
tium Nostrorum Ordinum pro more ex s. Ambone publicatis occasio Vobis 
flat ad casdem conditiones fideles reflectendo, legum Eeelesiae observantiam 
inculcandi. 

Reliquum est, ut bac utamur opportunitate tenores Aüocutionie, quam 
ßeatissimus Pater Pius IX. in Conslstorio Secreto die 25. Septembris 1857 
babuit, in ea parte, qua se ad universam Ecclesiam referunt, publici juris 
faclamus. 
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„Et quo facilius Deus Nostris Veatrisque annuat votis, ad universae 
Ecdesiae preces confugere censuimus. Quamobrem hio sermonem Nostrum 
ad omnes Venerabiles Fratres, totius catholicr orbis Patriarchas, Primates, 
Archiepiscopos, Episcopos et alios locorum Ordinarios convertimus, eorumque 
eximiam religionem ac pietatem summopere hortamur, ut si ita oportunum In 
Domino existimaverint, pro eorum prudentia et arbitrio publicas in propriia 
Dioecesibus preces indicendas curent, quibus a Deo imploretur, ut Ecclesia 
sua sancta ejusque salutaris doctrina ubicumque terrarum, cunctis amotis dif— 
ficultatibus, majora in dies incrementa suscipiat et prospere vigeat ao domi- 
netur, omnesque populi occurrant in unitateiQ fidei et agnitiofiis Domini 
Nostri Jesu Cbristi. Ut autem fideles ardentiori Studio atque uberiori fructa 
hisce precationibus instent, coelestium munerum thesauros, quorum dispen- 
sationem Nobis credidit Altissimus, proferre et erogare statuimus. Quochrca 
plenariam Indulgentiam, intra temporis spatium ab eisdem Venerabilibus 
Fratribus locorumque Ordinariis praefiniendum, usque ad proXimi futuri anni 
millesimi octingentesimi quinquagesimi octavi finem et non ultra tribuimus et 
largimur in forma Jubilaei eodem plane modo, iisdemque facultatibus, quibus 
Jubilaeum Nostris Encyclicis Literis die vicesima prima Novembris anni 
milesimi octingentesimi quinquagesimi primi datis et incipientibus „Ex aliis 
Nostris Literis“ universo catholico orbi concessimus.“ 

In horum itaque conformitate praesentium tenore praecipimus et mandamus, 

a) Ut fideles de tenore suprapositae Allocutionis ex s. Ambone Dominica 
Quinquagesimae edocti ad preces juxta intentionem praeexpösitam Bea- 
tissimi Patris tempus sacrae Quadragesimae fundendas, quo taliter 
indulgentiae plemriae in forma Jubilaei participes fieri valeant, ex- 
citentur, una edoceantur, singulos quosque qui GonfeSsionem paschalem 
corde contrito peregerint, hujus beneficii spiritualis participes futuros. 

b) Ut post peractum S. Missae sacrificium coram exposito Ciborio per 
tempus Quadragesimae quotidie S Pater et Ave praeorante Sacerdöte 
persolvantur. 

c> Praemoneantur fideles quod indulgentiarum harum participes fieri tili 
quoque possint, qui — ab aditu quotidiano Ecclesiae justa et rational 
bili causa retenti praedictas preces domi idque in communi cum tota 
familia domestica quotidie persolverint. 

Denique significamus, curae Nobis fuisse, ut schedae confessionales novae 
textum accomodum s. Scripturae referentes imprimerentur, quarum exempla 
«pud Gancellariam Dioecesanam acquiri poterunt; una vero volumus et man¬ 
damus, ut singuli Curati ductu harum schedarum (promore recepto colligen- 
darum) numerum eorum ineant , qui Confessionem paschalem peregerunt, et 
dehinc in notatis pro schematismo Dioecesano exhiberi solitis, sicut baptisa- 
- torum et mortuorum, ita etiam horum numerum exponant* 

Datum Temesvarini in Residentia Nostra Episcopali Festo S. Francisci 
Salesii (29. Januarii 1856). 
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Die Vereinbarung der tcürtemberg fachen 
Wiegierung mit dem heit • Stuhle. 

(Fortsetzung.) 

Artikel VII. „Die religiöse Unterweisung und Erziehung der katho¬ 
lischen Jagend in allen öffentlichen und Privatschulen wird der Bischof 
gemäss der ihm eigenen Hirtenpflicht, leiten und überweisen. Darum wird 
derselbe auch die Katechismen und Religionshandbflcher bestimmen, nach 
denen der Unterricht zu ertheilen ist. 

In den Elementarschulen ertheilt der Ortsgeistliche den Religionsunter¬ 
richt, in andern Lehranstalten nur Solche, denen der Bischof Ermächtigung 
und Sendung dazu verliehen und nicht wieder entzogen hat.“ 

Die Beleuchtung im Staatsanzeiger bemerkt hiezu. Die dritte Beilage 
enthält den Zusatz: „Auf das Elementarschulwesen wird dem Bischof der 
mit der bestehenden Gesetzgebung und der nothwendigen einheitlichen Leitung 
vereinbare Einfluss gewährt werden.“ 

Mit diesem Abschnitt sind die Art. 24—26 und der Art. 78 des Volks¬ 
schulgesetzes zu vergleichen, welcher bestimmt: „die Oberschulbehörde für 
die katholischen Schulen ist der katholische Kirchenrath, jedoch unbeschadet 
der bischöflichen Befugnisse hinsichtlich des Religionsunterrichts in den 
katholischen Schulen. 

Bei dem in der gedachten Erklärung der Regierung zugesicherten wei¬ 
teren Einfluss des Bischofs ist vorzagweise daran zu denken, dass die 
Wünsche und Desiderien des Ordinariats, die sich auf das religiöse Moment 
der Volksschulbildung beziehen, stets sorgfältig geprüft und die thunlichste 
Beachtung finden werden, sowie dass in Schulsachen, namentlich in den 
innern Einrichtungen, im Lehrplan, Einführung von Schulbüchern etc. ein¬ 
greifendere Aenderungen nicht werden verfügt werden, ohne dass dem Bi¬ 
schöfe zuvor Gelegenheit dargeboten wäre, die etwaigen kirchlichen Gesichts¬ 
punkte in der Sache zu vertreten. 

An den Competenzverhältnissen, wie sie das Schulgesetz feststdlt % 
wird dadurch selbstverständlich nichts geändert; es liegt aber darin doch 
eine billige Ausgleichung einer zwischen der evangelischen and katholischen 
Kirche hierin bestehenden Ungleichheit gegenüber. 

Während nämlich für die evangelische Seite das Consistorium zugleich 
die Oberschulbehörde ist, und hiedurch die evangelische Kirche schon in der 
Identität der Behörde eine Bürgschaft dafür hat, dass bei der Leitung des 
Elementarschulwesens das religiöse Moment zur Geltang komme, werden in 

Moy’s Archiv für hath. Brchenreoht. II. Band. 41 
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Zukunft bei den katholischen Schulen die Organe des Kirchen- und Schul¬ 
regiments ganz auseinander fallen, and der Einfluss der Kirche auf die 
Behufs dadurch minder gesichert erscheinen. 

Zwar kommt hingegen der ganze Unterschied der evangelischen and 
katholischen Kirchen Verfassung v$d <He swistfctt dem evangelischen Ceu- 
sistorium und katholischen Kirchenrath in anderer Beziehung bestehende 
Analogie in Betracht; und es wird die k. Regierung, welche in beiden Fällen 
durch die Wahl der Personen die gleiche Einwirkung zu üben im Stande ist, 
wohl stets darauf bedacht seiu, dass auch in der Zusammensetzung der 
katholischen Oberschulbehörde das Interesse der Kirche seine Vertretung 
finde , aber gleichwohl lässt sich nicht verkennen, dass immer noch efn 
Rest der Differenz übrig bleibt , der in der oben erwähnten Zusicherung 
seine Ausgleichung finden sollte. 

Da in Obigem ausgesprochen ist, dass dem Bischöfe nur der in der 
bestehenden Gesetzgebung und der nothwendigen einheitlichen Leitung ver¬ 
einbare Einfluss gestattet werden könne, und dass an den Competenzverhält- 
nissen, wie sie das Schulgesetz feststellt, selbstverständlich nichts geändert 
werden könne, so fragt es sich zuerst: Welches ist nach der bestehenden 
Gesetzgebung das RechtsverhÜtniss der Kirche zur Schule, und -welches sind 
die CompetenzverhäHmsse, welche nicht geändert werden sollen? 

Das dermalen bestehende Gesetz ist zunächst das Schulgesetz vom 
Jahre 1836. 

Dasselbe kam ohne alle vorgängige Berathung mit der Kirche, nicht 
■ohne Widerspruch des t Bischofs Johann Baptist v. Keller und mehrerer 
katholischer Abgeordneten in beiden Kammern, zu Stande. 

Schon die Motive, mit welchen das damalige Ministerium Schlager dieses 
Gesetz einbraohte, musste auf Seiten der Katholiken gerechte Bedenken 
erregen. 

» Herr v. Schlager erklärte in seinem Begteitangsvortrage: 

„ihrer wesentlichen Bestimmung nach sind die Volksschulen, wenngleich 
religiöse Bildung stets ihre Grundlage bleibt, Anstalten der bürgerlichen 
und nicht der religiösen Gesellschaft. 

Gewiss wird immer weniger bezweifelt werden, dass die Volksschule 
eine Anstalt des Staates und nicht der Kirche sei , und dass sie diesen 
Charakter behalten müsse ; aber es wird auch bei keiner anderen öffentlichen 
Einrichtung, als wie bei der Volksschule immer anschaulicher hervortreten, 
dass zwischen Staat und Kirche die innigste Verwandtschaft bestehe.“ *) 

Das Volksschalgesetz vom 2D. Sept. 1836 (Regbl. Nr. 50) enthalt -in 
Betreff des Verhältnisses der Kirche zur Schule folgende Bestimmungen: 

Art. l. Zweck der Volksschalen ist religiös-sittliche Bildung und 
Unterweisung der iJugend In den für das bürgerliche Leben nöthigen allge¬ 
meinen Kenntnissen und Fertigkeiten.“ 


*) Begleitungsvortrag S. 82. 60. 



Art. 2. Wesentliche Gegenstände des Unterrichts in der Volksschule 
sind: Religions- und Sittenlehre, Lesen, Schreiben, deutsche Sprache, Rechnen 
und Singen. Der Religionsunterricht ist in allen Volksschulen, soweit nicht 
in besonderen Fällen die Oberschulbehörde etwas anders anordnet , unter 
angemessener Theilnahme der Schullehrer von den OrtsgeistHchen zu er~ 
iheÜeh.“ 

Der Zusatz: „ soweit nicht in besonderen Fällen die Oberschulbehörde 
etwas anders anordnet ,“ hatte in der Kammer der Abgeordneten heftige 
Debatten verursacht, weil er bedenklich ; allein er blieb dennoch. 

Art. 24. Ein nur den Unterricht der Volksschule vertretender Privat¬ 
unterricht muss von einem von der Oberschulbehörde für befähigt erklärten 
und zum Privatunterricht ermächtigten Lehrer ertheilt werden. 1 ) 

Die Kinder, welche einen solchen Privatunterricht erhalten, sind zu den 
periodischen, öffentlichen Prüfungen in der Volksschule regelmässig beizu¬ 
ziehen. Der Privatunterricht, welcher neben dem öffentlichen Unterricht er¬ 
theilt wird, ist von der Ermächtigung der Oberschulbehörde unabhängig.“ 

Art. 25. Privatunterrichtsanstalten können, wenn die Benützung der¬ 
selben von dem Besuche der öffentlichen Volksschulen befreien soll, nur mit 
Genehmigung der Oberschulbehörde errichtet werden , und es dürfen dabei 
nur Lehrer, welche diese Behörde nach Kenntnissen und Sittlichkeit für be¬ 
fähigt erkennt, angestellt sein. 

Diese Anstalten stehen in Beziehung auf Beobachtung des genehmigten 
Unterrichtswesens auf die Schulzucht und auf die Aufführung der Lehrer 
unter Aufsicht der Schulbehörden. Die Ermächtigung zu einer solchen An¬ 
stalt kann wegen beharrlichen Ungehorsams gegen die Aufsichtsstelle wider¬ 
rufen werden.“ 

Art. 26. Ueber die Entlassungsfähigkeit aus dem Privatunterricht bei 
denjenigen Kindern, welche nur einen' den Unterricht der Volksschule ver¬ 
tretenden Privatunterricht erhielten, hat die Oberschulbehörde auf gleiche 
Weise, wie über die Entlassung aus dem Öffentlichen Schulunterricht zu 
erkennen.“ 

Es ist sehr bedeutungsvoll, dass die Beleuchtung im Staatsanzeiger ge¬ 
rade auf diese Bestimmungen besonders aufmerksam macht. Dieselben 
werden, wenn Privatschulen errichtet und etwa Ordenspersonen unterstellt 
werden wollten, besonders praktisch werden. 

Art. 72. Die Volksschulen stehen in jedem Orte unter der Aufsicht 
des Pfarrers derjenigen Confession, welcher der Schulmeister angehört, und 
der übrigen Mitglieder des Kirchenconvents. Wo mehrere, Geistliche einer 
Confession angestellt sind, wird einer derselben von der Oberschulbehörde 
besonders mit der örtlichen Schulaufsicht beauftragt. 


.*} Lehrerinnen warn hiebe* von öffentlichen Unterrichte ausgeschlossen. 

41 * 
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Art. 78. Di« Oberschulbehörde Ist für die evangelieben Schulen das 
evangelische Consistorium und für die katholischen Schulen der katholishe 
Kirchenrath, jedoch unbeschadet der bischöflichen Befugnisse hinsichtlich 
des Religionsunterrichts. 

Den Geist dieses Volksschulgesetzes hat der edle Freiherr v. Hornstein , 
der eifrige, nunmehr dahin geschiedene Vertheidiger der Rechte der katholischen 
Kirche in der Kammer der Abgeordneten wohl durchschaut, wenn er bei 
der Berathung desselben sagte: 

„Es wäre wirklich traurig, wenn die Diener der Kirche in den Volks¬ 
schulen nicht dasjenige sollten zu Stande bringen können, was nur unter 
Aufsicht des Staates geschehen soll. Glaubt man denn, die Freiheit eines 
Landes werde grösser, wenn die Kirchengewalt ganz von den Schulanstalten 
zurückgedrängt wird? 

Das Schulgesetz ist auch den Principien des westphälischen Friedens¬ 
schlusses entgegen. *) 

Wenn dieses Gesetz mit den betreffenden Kirchen vorher berathen und 
in Uebereinstimmung mit denselben nachher in die Kammer gebracht worden 
wäre, so würde es besser gewesen sein und auch zu mehrer Beruhigung 
haben dienen können. 

So sehe ich es aber für nichts anderes an, als Für eine Brücke, über 
welche die Staatsgewalt jeden Augenblick in die heiligsten Interessen der 
Menschheit, nämlich in den Glauben, einzugreifen im Stande ist. 

Da also die Rechte unsers Glaubens, wenigstens meiner Ueberzeugung 
nach, nicht gewahrt sind, so muss ich gegen dieses Gesetz und gegen alle 
Bestimmungen, die jetzt schon im Schulwesen bestehen und unsern Rechten 
zu nahe treten, als Katholik protestiren. 

Meiner Ueberzeugung nach ist die Freiheit des Unterrichts eine Sache, 
die dem jetzigen Zeitgeist, auf den man sich so oft beruft , am meisten 
entspricht. Gerade dieses ist es aber, was ich in dem Gesetze am meisten 
vermisse. Ich sehe den ganzen Geist des Gesetzes als eine Art von Mono¬ 
polistrung des Unterrichtswesens an, und so wenig ich sagen will, dass 
unsere Regierung je dergleichen Absichten haben werde, so ist doch gewiss, 
dass in dem Geist des Gesetzes jeder Vorschub gegeben ist, einen doctri- 
nellen Absolutismus einzuführen. 

Der hochwürdigste Bischof v. Keller erklärte: Er wolle sich zwar in 
keinen Principienstreit einlassen. Allein das Princip sei gleichwohl nicht 
aus dem Auge zu 'lassen, denn es hinge sehr viel davon ab, ob die Schul- 


*) Auf den westphälischen Frieden und den Reiohsdeputationshauptschluss §. 63 be¬ 
zogen sich auch die Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz in ihrer II. Denk¬ 
schrift vom Jahre 1853 bei der Reclamation der Rechte der Kirche in Betreff der 
Schule. §.12. 

*) Domdecan v. Jaumann sprach in der Kammer gleichfalls sein Bedanern aqs, dass 
ein solches Gesetz, das die Interessen der Kirohen so vielfach in Anspruch nehme, 
nicht vorher dem bischöflichen Ordinariat» «nr Begutachtung «gestellt worden sei. 
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anstallen als reine Staatsanstalten zu betrachten seien. Seien die Schalen 
dies, so sei die Kirche eo ipso davon aasgeschlossen. Gr wisse zwar wohl; 
dass die falsche Ansicht, als ob die Schulen reine Staatsanstalten seien, aas 
der Josephinischen Zeit 1 stamme; allein Kaiser Joseph habe doch die Geist¬ 
lichen aofgefordert and in den Stand gesetzt, in der Schule Grosses za 
leisten.“ 

Freiherr r. Maueier erwiederte in der I. Kammer auf die Bemerkung 
des Grafen v. Schäsberg: „dass er sich als Katholik feierlich gegen den 
Grundsatz verwahren müsse, welcher vom Ministartische ausgesprochen 
wurde, dass die Schale eine reine Staatsanstalt sei, ein Grundsatz, der 
wohl für einen rationalistischen, nicht aber für einen christlichen Staat 
passe.“ 

„Die Leitung der Erziehung der künftigen Generation müsse der Re¬ 
gierung zustehen. Eine Theilung dieser Leitung würde die Kraft der Direk¬ 
tion lähmen. Dem Bischöfe sollen alle Elementarschulen offen stehen; er 
möge seine Bemerkungen, Wünsche und Ansichten der Staatsregierang mit¬ 
theilen, welche sie auch gewiss beobachten werde; aber ein imperium coordi- 
natum habe der Bischof nicht anzusprechen. Ein solches sei auch im 
katholischen Oesterreich ausgeschlossen. 

Obgleich wie wir schon in unserm I. Artikel S. 162 erwähnt haben, 
die würtembergische Regierung in ihrer Erwiederung auf die bischöfliche 
Denkschrift bemerkt hat, sie erkenne vollkommen an, dass das ganze Schul¬ 
wesen und namentlich die Volksschule vom Geiste des positiven Christen¬ 
thums bestimmt und durchdrungen sein, und eben darum der Kirche ein 
wesentlicher Einfluss hierauf zugestanden werden müsse;“ obgleich die Be- 


i) Die Josephinischen Grundsätze haben auch in der Schule in Oesterreich ihre End¬ 
schaft erreicht. Vgl. Erledigung eines Theils der Vorlagen der bischöflichen Ver¬ 
sammlung von Seiten des hohen Ministeriums bei Schöpf, Kirchenrecht I. Bd. S. 151. 
Oesterreich. Concordat Art. V. 

Wenn man das Schlimme in der österreichischen Gesetzgebung nachahmte, 
warum nicht auch das Gute ? 

*) Nach Artikel V des österreichischen Concordates heisst es: „Der ganze Unterricht 
der katholischen Jagend wird in allen, sowohl öffentlichen, als nicht öffentlichen 
Schulen der Lehre der katholischen Religion angemessen sein, die Bischöfe aber 
werden kraft des ihnen eigenen Hirtenamtes die religiöse Erziehung der Jugend 
in allen öffentlichen und nicht öffentlichen Lehranstalten leiten und sorgsam darüber 
wachen, dass bei keinem Gegenstände etwas vorkomme, was dem katholischen 
Glauben und der sittlichen Reinheit znwiderläuft.“ 

Artikel VIII. „Alle Lehrer der für Katholiken bestimmten Volksschulen werden 
der kirchlichen Beaufsichtigung der Bischöfe unterstehen. Den Schuloberaufseher 
des Kirchensprengels wird Se. Majestät aus den vom Bischöfe vorgeschlagenen 
Männern ernennen. Falls in gedaichten Schulen für den Religionsunterricht nicht 
hinlänglich gesorgt wäre, steht es dem Bischöfe frei, einen Geistlichen zu bestim¬ 
men, um den Schülern die Anfangsgründe des Glaubens vorzutragen. Der Glaube 
und die Sittlichkeit der zum Schullehrer zu Bestellenden muss makellos sein. Wer 
vom rechten Pfade abirrt, wird von seiner Stelle entfernt werden,“ 
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leuchtang Im Staatsanzeiger Ae Versicherung gibt, dass Ae Wünsche and 
Desiderien des Ordinariats, die sich auf das religiöse Moment der Volks*» 
Schulbildung beziehen, stets sorgfaltigst geprüft und die thunliebste Beachtung 
finden werden; so leuchtet doch von selbst ein, dass der Standpunkt, auf 
welchem die wiirtembergische Regierung steht, noch fast ganz derselbe ist, 
wie im Jahre 1836, wahrend der der österreichischen Regierung ein weit 
erhabenerer in Beziehung auf das Schulwesen ist. Der Trost, welchen die 
Beleuchtung im Staatsanzeiger gibt, die Regierung wird darauf bedacht sein, 
dass auch in der Zusammensetzung der katholischen Oberachttlbehörde das 
Interesse der Kirche ihre Vertretung finde, ist im Glanzen derselbe, welchen 
schon der vormalige Director des k. katholischen Kirchenratbs, Freiherr von 
Soden in der I. Kammer gegeben hat, wo er sagte: 

„Es seien bei der Oberschulbehörde zwei katholische Geistliche ange¬ 
stellt und es sei Pflicht dieser Central-Steile, den wohlthätigen Einfluss der 
Kirche auf die sittlich religiöse Erziehung des Volkes von selbst pflicht- 
massig zu befördern/ 1 

Hierauf erwiederte der Fürst v. Waldburg-Zeil-Wurzach: 

„Diese zwei Geistlichen seien als Kirchen- oder Schulräthe dem Biaehofe 
nicht verpflichtet, also auch demselben nicht verantwortlich. Vielmehr sei 
der Bischof denselben in Beziehung auf die Schulangelegenheiten subordinirt 
(hatte doch Herr v. Maucler erklärt: die Regierung kenne kein Imperium 
coordinatum an). Durch diese Subordinirung des Bischofs unter die im 
-Kirehenrathe befindlichen Priester werden diese aus ihrer Sphäre gänzlich 
herausgerissen, und hören dadurch gleichsam auf, Priester zu sein, da sie 
nicht mehr dem Bischöfe untergeordnet seien. Darum sei auch durch die 
Anwesenheit dieser Geistlichen bei der Oberschulbehörde die katholische 
Kirche nicht gehörig repräsentirt.“ 2 ) 

Der neue Gesetzesentwurf, welcher den Ständen unterbreitet werden soll, 
enthält Art. 3 die Bestimmung: 

„An Mädchenschulen und an den untersten Knabenklassen, sowie an den 
untersten gemischten Schulklassen können mit Zustimmung der Gemeinde¬ 
behörden und mit Genehmigung der Oberschulbehörde an der Stelle von Unter¬ 
lehrern und Lehrgehilfen auch Lehrerinnen verwendet werden, welche der 
Oberschulbehörde ihre Befähigung dazu nachgewiesen haben, . Die näheren 
Bestimmungen hierüber werden im Wege der Verordnungen erlassen werden. 3 ) 
Hiedurch ist wenigstens Aussicht gegeben, dass auch weibliche Ordens¬ 
genossen, arme Schulschwestern oder barmherzige Schwestern etc. zum 
Unterricht in der Volksschule zugelassen werden können. Warum aber diese 
nur hi den untersten und nicht auch in den höheren Mädohenklassen, wo 

. *) Die Erörterung ob und in wie weit diese Behörde die sittlich-religiöse Bildung be¬ 
fördert habe, würde hier zu weit führen. 

*) Darstellung der Rechtsverhältnisse etc. von Longner S. 284—299. 

*) Weitere Bestimmungen, welohe der katholischen Kirche günstig wären, enthält der 
peue Gesetzesentwurf nloht. 
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«• gerade am zweefcmftssigsten wäre, sagelassen werden sollen, Ist nicht 
wohl absusefeen. In welcher Weise ne sich Aber ihre Boffthigong bei der 
Oberschulbehörde aussuweisen haben, ob sie sich von derselben müssen 
prüfen lassen, oder ob anderw&rtige Zeugnisse ihrer Befähigung genügen 
werde», kann noch nicht gesagt werden. Obgleich aus all' dem Bisherigen 
erhellt, dass der Kirche im Verhfiltniss zur Schule nur ein Minimum von 
Rechten eingeräumt ist, und von Ueberschreitungen gar keine Rede ist, so 
ist dies dem modernen Liberalismus doch schon au viel, und er fürchtete 
sehon deshalb Gefahr für den Staat. Der Verfasser der Broschüre: „Da* 
würtembergiscke Concordat und seine Folgen“ sagt S. 36: „Der richtige 
Grundsatz kann nur der sein, dass der Religionsunterricht und die religiöse 
Erziehung (welche dureh den blossen Katechismus-Unterricht erzielt werden 
soll} in den Bereich der Kirche, aller sonstige Unterricht aber in den des 
Staates gehöre.“ 

Auch das würtem beigische Concordat scheint von diesem Grundsatz 
auszugehen. Im Einzelnen jedoch fürchten wir, ist derselbe nicht streng 
und folgerichtig genug festgehalten. Vgl. Art. VII. der Convention. Hier¬ 
gegen meint er, lasse sieh wohl nichts einwenden, und nur das verstehe 
sich von selbst, dass auch hier das Oberaufsichtsreeht des Staates gewahrt 
bleiben muss, ReUgionslehrbücher , welche staats- und sittcngefahrliehe 
Grundsätze verbreiten, wie dies namentlich in Jesuitischen Schriften häufig 
der Fall war, zu verbieten . *) 

Nicht unbedenklich erscheint dagegen der weitere Zusatz: „Auf das 
Elementarschulwej-en wird dem Bischof der mit der bestehenden Gesetz¬ 
gebung und der nothwendigen einheitlieben Leitung vereinbare Einfluss ge¬ 
währt werden.“ Denn einmal sieht man nicht ein, welches Recht der 
Bischof hatte, auf einen andern, als den Religionsunterricht Einfluss auszu- 
üben; es wäre daher besser, wenn statt jener Bestimmungen nur gesagt 
wäre, was die Denkschrift des würtembergischen Coltministerimns sagt, es 
solle dem Bischof Gelegenheit gegeben werden, in Schulsachen die etwaigen 
kirchlichen Gesichtspunkte zu vertreten. 

Sodann aber könnte aus dem Ausdrucke: „der mit der bestehenden 
Gesetzgebung vereinbare Einfluss“ die Folgerung gezogen werden, dass sich 
der Staat des Rechtes begeben habe, in seiner Gesetzgebung späterhin 
Aenderungen vorzunehmen, durch welche der Einfluss des Bischofs auf das 
Elementarschulwesen geschmälert würde. (Diese Folgerung werden wohl 
Wenige, höchstens etwa noch Leute wie der Exprofessor des Kirchenrechts 
an der Universität Tübingen, Dr. Wamkönig, ziehen.} 

Es war dies ohne Zweifel nicht die Meinung der Regierung. Aber die 

*) Wenn für die Volksschalen nichts mehr zn fürchten wäre, als dieReligionslehrbücher der 
Jesuiten, dann stünde es mit derselben vortrefflich, wir könnten aber Lehrbücher 
von andern Gesellschaften nennen, die in grossem Ansehen stehen, van w elche n 
die Volksschule viel zu /drehten hat. . c 
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Wörter des Vertrags sind «fieser Auslegung offenbar günstig. Wie sehr aber 
freilich die Rechte und Interessen des Staaten dadurch beeinträchtigt 
würden , liegt am Tage. Dieser muss durchaus die Freiheit haben, sein 
Unterrichtswesen so einzurichten, wie er es am angemessensten findet, und 
er kann sich unmöglich durch eine Verpflichtung auf die bestehende Gesetz¬ 
gebung an den Veränderungen hindern lassen, welche durch die fortschrei¬ 
tende Bildung nöthig werden. Schon . jetzt wären mehrere, derartige Ver¬ 
änderungen zu wünschen, von denen sich mit Sicherheit annehmen lässt, 
dass ihnen von Seiten des katholischen Klerus lebhafter Widerstand entgegen 
trete. So namentlich die mit der Mischung der Bevölkerung immer noth - 
wendiger werdende aUmählige Verwandlung der confessionellen Schulen in 
paritätische und eine , andere Stellung zur Volksschule. Denn, so zweck¬ 
mässig und unvermeidlich es in der Kegel sein mag, dass die Beaufsichtigung 
der Volksschulen, zumal auf dem Lande, den Ortsgeistlichen anvertraut 
werde, so wünschenswert!» ist doch auch eine klare Feststellung der recht¬ 
lichen Verhältnisse, nachdem einmal die Kirchen sich nicht länger in ihrem 
bisherigen Verhältnis zum Staate festhalten lassen wollen. Das Angemes¬ 
senste und Gerechteste dürfte sein, dass die Functionen des Pfarrers und 
des Schulaufseher8 auch da, wo sie thatsächlich in Einer Person vereinigt 
sind , doch dem Rechte nach getrennt werden ; dass der. Pfarrer von der 
kirchlichen Behörde , oder dem Patron, der Sehulaufseher vom Staate 
ernannt werde; dass der Lehrer bei seiner Wahl nicht an den geistlichen 
Stand gebunden sei; dass von den Gehalten, welche die Geistlichen bisher 
für die beiden vereinigten Verrichtungen erhielten, oder von den bisherigen 
.Beiträgen des «Staats zu den Bedürfnissen der Kirche ein entsprechender 
> Theil ah Belohnung des Schulaufsehers ausgeschieden werde “ 1 ) 

Diesem Wunsche des geängstigten Verfassers ist durch die würtember- 
gische Gesetzgebung theilweise schon entsprochen und ihr soll noch mehr ent¬ 
sprochen werden, so dass er beruhigt mit Göthe sprechen kann: „Es ist 
dafür gesorgt, dass die Bäume nicht zum Himmel wachsen Wir wollen 
zu seinem und anderer liberalen Herren Trost nur auf Einiges aufmerksam 
machen. Einmal auf den schon erwähnten Art. 72 des Schulgesetzes. So¬ 
dann besagt §. 73: „Wird eine Schule von Kindern einer andern Confes - 
sion, als derjenigen, zu welcher sich der Schulmeister bekennt, besucht, so 
steht dem Ortspfarrer dieser Confession die Befugniss zu, von der Schule 
in Beziehung, auf die Kinder Einsicht zu nehmen, und seine etwaigen Bemer¬ 
kungen dem Kirchenconvent mitzutheilen und nüthigen Falls an die höhere 
Behörde zu bringen.“ 

Endlich sagt Art. 76. noch ausdrücklich: „Die Pfarrer und Kirchen¬ 
convente sind als Schulbehörden dem Bezirkspolizeiamt, theils dem Bezirks- 
schalaufseher, theils dem gemeinschaftlichen Bezirksamt in Schulsachen unter¬ 
geordnet. Zum Bezirks-Schulaufseher wird von der Oberschulbehörde der 

M ' « - 

*) Pas würtembergische Concordat und sein* Folgen. S. 35 — 38. 
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Decan (bei den Protestanten) oder einer der Geistliehen derjenigen christ¬ 
liehen Confeaskm, welcher die ihm untergebenen Schullehrer angehören, in 
widerruflicher Eigenschaft bestellt. Der Umfang seines Bezirks wird von 
der Oberscholbehörde bestimmt. 

Uebrigens bleiben die katholischen Decane verpflichtet, hei Gelegenheit 
der ihnen obliegenden Kirchenvisitationberichte einen die Beligions- und 
8ittenlehre in den Volksschulen umfassenden Hauptbericht an die bischöfliche 
Behörde zu erstatten.*) 

Soll der Einfluss der Kirche auf die Schule ein wesentlicher sein, so 
muss ihr nothwendig auch auf die Erziehung und Bildung der Lehrer 
sowohl in öffentlichen, als in den Privat-BÜdungsanstalten derselben ein 
Einfluss gestattet werden. 

Der Geist des Lehrers ist in der Regel auch der Geist der Schule. 
Ist der Geist des Lehrers ein uncbristlicher, unkatholischer, ein aufgeblasener 
und dünkelhafter, ein unbotmässiger und unwirksamer, so wird es auch der 
Geist der Schule sein; ist dagegen der Geist des Lehrers ein wahrhaft 
christlicher, ein katholisch-kirchlicher, ist er ein demilthiger, bescheidener 
und genügsamer, so wird es auch der Geist der Schule sein. Niemand 
wird aber behaupten wollen, dass der erstere oder letztere nur eine Folge 
der Ertheilung und Ueberwachung oder Nichtüberwackung des Religions¬ 
unterrichtes sei, sondern vielmehr eine Folge der Gesammterziehung und 
Bildung, welche im Institute herrscht. Vor . Allem wird es darauf ankom¬ 
men, welcher Geist die Lehrer des Institutes beherrsche.. 

Die ganze Garantie, welche bisher der Kirche in dem Schullehrersemi¬ 
nare in Gmünd geboten wurde, war die, dass der Vorstand des Institutes 
ein katholischer Geistlicher, welcher aber, wie alle übrigen Lehrer vom 
Staate angestellt wurde. 

Der Vorstand oder sonst ein katholischer Geistlicher ertheilt den Reli¬ 
gionsunterricht, der am Orte des Institutes befindliche Decan, in Gmünd, hat 
das Recht den Prüfungen anzuwohnen, und die Ertheilung des Religions¬ 
unterrichtes zu überwachen und darüber dem Bischöfe Bericht zu erstatten. 
Diess ist der ganze Einfluss der Kirche auf das so wichtige Schullehrer¬ 
seminar, ebenso hei dem Privatbildungs-lnstitute der Lehrer. 

In Oesterreich, auf dessen Gesetzgebung, wenn sie ungünstig für die 
Kirche ist, man sich so gerne beruft, ist der Einfluss der Kirche auf die 
Schullehrerbildungs-Anstalten ein weit günstigerer. Man vergleiche die Ver- 


*) Dies ist der ganze Einfluss, welcher bisher der Kirche auf die Schule gestattet 
war — die Ertheilnng und Ueberwachnng des Religionsunterrichts. Als Schulauf¬ 
seher und Sehulinspectoren sind die katholischen Geistlichen als Staatsdiener zu 
betrachten. 

Dies soll freilich in Folge der Convention anders werden, denn diese versteht 
unter religlosa lnstructlo et educatio ln omnibus schoüs publlcis et privatis offenbar 
mehr, als die blosse Ertheilung des Religionsunterrichts. Allein wir weiden so¬ 
gleich sehen, dass hierin nicht-viel Besserung zu erwarten Ast. 



ordnong des Fürstbischflfiieken Consistoriums Brisen vom 12. Augast 1857 
und die Verordnung des Ministeriums für Coitus und Unterricht vom 27. 
Oktober 1857 für Ungarn im Archiv für Math. Kirehearecht 5. u. 8. Heß 
S. 365 —368. S. 371—377. 

Zar Ertheilung des pädagogischen Privatunterrichtes sollen nnr jene 
Lehrer berechtigt sein, welche durch Geschicklichkeit, Fleiss and einen 
religiös-sittlichen Wandel sich rühmlich hervorthun, and eine wohl einge¬ 
richtete Schule unterhalten, und im Stande sind, die Kandidaten ausser den 
Schulgegenständen im Gesänge und Orgelspiel zu unterrichten. Sie werden 
von den Schuldistricts-InSpectoren gewählt 1 ) und für den Fall, dass' sie 
sich mit der Privatbildung der Schulcandidaten befassen wollen, dem fürst- 
bischöflichen Consistorium zur Bestätigung angezeigt. 

Der Schulbezirks-Inspector hat bei den Schulvisitationen auch von dem 
Fortschritte und dem religiös-sittlichen Verhalten der Privatschul-Örtscan- 
didaten sich zu überzeugen. Der Kandidat hat sich durch den Ortspfarrer 
und Districts-Schulinspector beim fürstbischöflichen Conststorium zur Prüfung 
zu melden. Die Landesschnlbehörde hat sich über die Abhaltung dieser 
Prüfung mit dem Ordinariate ii/s Einvernehmen zu setzen. Ueber Antrag 
des Ordinariats bestimmt die Landesbehörde den Ort und die Zeit der 
Prüfung und zwei Lehrer, und das Ordinariat einen Commissär. Aus der 
Religion prüft der bischöfliche Commissär. Das Ergebniss der Prüfung ist 
mit Vorlage der schriftlichen Arbeit und mit Gutachten der Prüfungs-Com¬ 
mission an das Ordinariat zu berichten, welches bei gut’bestandener Prü¬ 
fung dann das Vom Schuloberaufseher Unterzeichnete Zeugniss ausstellt. 
Privatpräparanden, welche die Prüfung an einer öffentlichen Anstalt zu be¬ 
stehen verlangen, sind ebenfalls dein Ordinariate durch die Districts-Inspec- 
toren anzumelden, welche im Falle der Gestattung der Prüfung jene Prü¬ 
flings candidaten und den Director der betreffenden Lehrcr-Bfldungsanstalt 
hievon iu Kenntniss setzt. Derselbe hat den Erfolg dieser Prüfung dem 
Ordinariate besonders einzriberichten. 

Aehnliche Bestimmungen finden für Ungarn Statt. 

Dircctoren und Lehrer an Schulen, welche von geistlichen Orden be¬ 
sorgt werden, ernennt der Ordensvorstand. Jede in dieser Beziehung verfügte 
Äenderung ist aber entweder unmittelbar oder im Wege des Schulbezirks- 
aufsehers der Diocesanbehörde bekannt zageben, welche darüber zu wachen 
hat, dass nur vorschriftsmässig befähigte Individuen bei dem Schulunterrichte 
verwendet werden. 

Man ersieht hieraus, dass in Oesterreich die einheitliche Leitung des 
Schulwesens gut und zwar noch besser als in Würtemberg gewährt wird, 
weil sämmtliche Verordnungen im Schulwesen vom Cultministerium selbst , 
nicht von einem untergeordneten Collegium — Oberschulbehörde — aus- 


i) Wer nach dem Coneordate die Dlstrtota-SchullMpeetoretr ernenne, sieb oben.. 



geben, ohne das? desshalb die Rechte der. bischöflichen Behörde wie ia 
Würtemberg beeinträchtigt «erden. 

Uater Beziehung auf acta Apost. 20, 28. Concil. Trident, sess. V. de 
ref. e. 2. Can. Sieut vir. c. VH. qu. 1. stellt Dr. B. Schelf in seiner vor¬ 
trefflichen Schrift: „Die neuem religiösen Frauengenossenschaften nach 
ihren rechtticken Verhältnissenf* in Betreff des Verhältnisses der Kirche und 
den unter solchen Ordensgenossenschaften stehenden Schulen folgende sehr 
beberzenswerthe Grundsätze auf: 

„Es ist eine der allerkfihnsten und frivolsten Theorien, welche den 
Bischöfe das Recht bestreitet jenen zahlreichen Th eil seiner Herde, der wäh¬ 
rend mehrerer Jahre in der Volksschule Unterricht, Bildung und Erziehung 
empfangen soll, in den Heilswahrheiten zu unterrichten, zu einem sittlichen 
Wandel anzuleiten, oder davon Kenntniss zu nehmen, welcher Art der Unter¬ 
richt und die Leitung ist, die den jugendlichen Gemöthem beigebracht wird. 

Die religiösen Fraueninstitute, deren Hauptzweck Unterricht und Er¬ 
stehung bildet, sind kirchliche Genossenschaften; ihre Mitglieder sind kirch¬ 
liche Personen, die nicht anders als unter kirchlichem Einflüsse und kirch¬ 
licher Obsorge udrhen sollen und . wollen. Zugleich ist nicht der Unterricht 
in gemeinniitzlichen und nothwendigcn Lehrgegenständen, wiewohl sie auch 
diesen eine Sorgfalt zuwenden, welche allen gerechten Ansprüchen genügen 
muss, ihre vornehmste Aufgabe; sondern der religiöse Unterricht, die Erzie¬ 
hung , die Bildung des Herzens zur christlichen Frömmigkeit und Sitte 
bildet den Mittelpunkt ihrer Lehrtätigkeit. 

Dieses Moment ist aber, wie jedes religiöse Überhaupt, unbestreitbar 
der Leitung und Ueberwachung des Bischofes unterstellt. 

Nach katholischer Anschauungsweise wird desshalb dem Bischöfe be¬ 
züglich der katholischen Volksschulen immer ein solches Blass der Rechte 
eingeräumt werden müssen, welches Leo der X1L den Bischöfen des Kirchen¬ 
staates zutheilt: „Die Vorstände dieser Schulen sind die Bischöfe Sie 
Sollen in jeder Gemeinde einen Priester aufstellen, der persönlich den ge- 
sammten Unterricht und die Erziehung zu überwachen hat; sie werden sich’s 
angelegen sein lassen, dass die Lehrer ihren Schülern den anfänglichen Un¬ 
terricht in der Religionslebre beibringen.“ 

Die Zutheilang oder Inanspruchnahme dieser Rechte beeinträchtigt den 
rechtlichen Einfluss der Staatsgewalt auf die Volksschulen nicht. Denn mit 
Fug und Recht kann es einem wohlgeordneten christlichen Staate nicht 
gleichgültig sein, ob die Volksschulen ihre Aufgaben erfüllen oder nicht, 
ob darin ein entsprechender, den Bedürfnissen der Zeit angemessener Unter¬ 
richt ertheilt, ob dieselben von den Unterthanen pflichtschuldig beschickt 
werden oder nicht Die Sorge für das unterrichtliche Moment, die Anord¬ 
nung und Regelung der Lehrgegenstände, die Schulordnung, zeitweise Prü¬ 
fung der Schülerinnen wird desshalb der amtlichen Sphäre der christlichen 
Staatsregierung nicht nur nicht entzogen werden können, sondern eine solche 
Beeinflussung und Betheiligung muss im Interesse de»; Gedeihens der Schale 
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geradeso wünschenswerth erscheinen. Allein die- Scbhle als Ganze», als 
Stätte katholischer Ersiehnng and Bildung der Jagend, mass der Ueber- 
wachung and Leitung dessen unterstellt sein, dem vermöge seines von Gott 
ihm übertragenen Amtes die Sorge für religiösen Unterricht and Erstehung 
der Gläubigen obliegt, d. h. dem Diöeesan-Bischofe. 

Mit der Uebergabe einer Schale an 1 ein kirchlich approbirte» Lehr- 
institut ist die Anerkennung dieses Principe«, dass die Schale als Glied sum 
kirchlichen Organismus gehöre, verbanden, and dem Bischöfe steht besti glich 
der Schalen der Franencongregationen das Recht so: 

1. Die Lehrfähigkeit der Ordenspersonen 2 a prüfen, > - 

2. die gesammte Ersiehungs- and Lehrthätjgkeit der Fraaen *u überwachen, 

3. in eigener Person oder durch einen Delegirten die Schalen su visitiren, 

4. für den Unterricht der Religionslehre Sorge sa trogen, 

5. die in der Schale sa gebrauchenden Lehrbücher der Religion and der 
biblischen Geschichte sa bestimmen and die übrigen hinsichtlich der in 
ihnen bemerkbaren religiösen Tendens in der Art su controliren, dass 
der religiöse Unterricht nicht gefährdet werde, 

6. sur Wahrung der Pflege der Religiosität angemessene Bestimmungen sa 
erlassen. 

Am Schlosse dieser Schrift warnt der Verfasser unter Besiehang auf 
die kirchlich-politische Denkschrift: „da» Recht der Kirche und die Staat 
geaalt tn Baiern “ Schaffhausen 1852 vor Eingriffen in die som eigentlichen 
Lebensbereiche solcher Institute gehörige Selbständigkeit. 

Jedes unbefugte Uebergreifen einer andern Macht hindert die gedeih¬ 
liche Entwickelung solcher Institute, hemmt ihren Einfluss and macht sie 
sum Schatten dessen, was sie sein sollen. So wenig der Bischof der 
Ordensobere eines Klosters sein kann, so wenig es ihm susteht, in die 
Grundbedingungen und die Regeln eines Institutes einsugreifen, so wenig, 
ja um so weniger ist dasu die Staatsgewalt befagt. 2 ) 

Als bei der Berathang des würtembergischen Schalgesetses Graf 
Schäsberg in der Kammer der Standesherrn auch nur den Antrag stellte, 
es solle volle Gleichheit der katholischen mit der protestantischen Confession 
hergestellt werden, und er fordre als Katholik überall Mitwirkung der Kirche 
im Schulwesen und su Art. 78 den Zusats: „ein vom Bischöfe ernannter 
Scholaster and bei den Worten, an das Ministerium, die Worte su setsen: 
„und den Landesbischof, welche in Schulsachen im Einverständnis su han¬ 
deln haben,“ da erfolgte durch Preiherm v. Maucler die von uns bereits 
angeführte Erklärung , welche noch heut so Tage als leitendes Princip gilt. 

Das k. Cultministerium erklärte swar in seiner Beleuchtung selbst, 
dass die Stellung der katholischen Kirche sar Schule gegenüber der prote¬ 
stantischen, wo die Schulen unter dem Consistorium stehen, welches sogleich 


*) Dr. Schels a. a. 0. S. 227 — 229. 
*) Dr. Sohels a. a. 0. S. 255 — 256. 
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die Oberkirehenbehörde ist, eine angleiche sei; allein woduifh diese Un¬ 
gleichheit aasgeglichen werden soll, da die alte Gesetzgebung bestehen soll, 
ist nicht absusehen. 

Die gemachte Versprechung ist von keiner grossen Bedeutung. 

Die Oberschulbehürde d. b. der k. katholische Kirchenrath, soll, obgleich 
es der entschiedene Wunsch und Wille des heil. Stuhles ist, dass er abge¬ 
schafft werde, dennoch bleiben, vielleicht mit etwas verändertem Namen, aber 
mit den, wenn auch etwas geschmälerten Rechten und den alten Traditionen 
und Gewohnheiten. 

Wenn nicht alle Anseichen (prodigia et portenta) täuschen, so dürfte 
der liberale Abgeordnete, Prof. Br. Mak , welcher im Jahre des Heils 1849 
begeistert in der Kammer der Abgeordneten ausrief: „Meine Herren! wir 
hatten einen Kirchenrath und wir haben ihn noch, obgleich wir auch seinen 
Leichansager haben. Ist der Kirchenrath unter einem neuen Kirchenregiment 
mit der Freiheit der katholischen Kirche unvereinbar? Nein meine HerrenI“ 
wird sur Ehre eines Propheten gelangen. 

Auffallen muss es, mit welcher ängstlichen Sorgfalt allenthalben^ die 
sogenannten staatlichen Beziehungen der katholischen Geistlichen hervor¬ 
gehoben werden. 

So unterliegt es keinem Zweifel, dass dieUeberwachung der Residenspflicht 
der Geistlichen Sache des Bischofs ist. (Vgl« Trident, sess. VI. c. 2. de ref.) 

Nun sollen »war die Geistlichen als solche in Folge der Convention 
in dieser Besiehung unter dem Bischöfe stehen und bei ihm oder den theil- 
weise hiesu bevollmächtigten Decanen Urlaub einsoholen haben. 

Allein in ihren staatlichen Beziehungen sollen sie sogleich unter der 
Controle des gemeinschaftlichen Oberamts tn Schulsachen stehen und diesem, 
wenn sie ihren Urlaub bentttsen wollen, Anseige machen; die 8chulinspeo- 
toren und Decane der hühern Staatsbehörde — dem k. katholischen Kir- 
chenrathe. Welches sollen nun die staatlichen Besiehungen Sein, um derer 
willen der kirchliche Urlaub nicht ausreichen soll, sondern noch eine Con¬ 
trole des gemeinschaftlichen Oberamtes in Schulsachen nüthig ist? 

Hier kann man sunächst nur daran denken, dass die kathoUsohen 
Pfarrer und Pfarrverweser sogleich Schulaufseher sind, und als solche als 
Staatsdiener betrachtet werden und somit auch ihre staatlichen Pflichten 
wahr su nehmen haben. 

Man sollte doch glauben, dass dem bischöflichen Ordinariate gewiss 
eben so viel daran liegt, dass ein katholischer Pfarrer, Kaplan oder Pfarr¬ 
verweser seine Pflichten in der Schule eben so gewissenhaft, als die übrigen 
Amtsobliegenheiten erfülle, wenn er auf längere Zeit Urlaub nimmt, für 
dieselben durch einen Stellvertreter su sorgen hat, wie in der Kirche. Ebenso 
die Decane und Schulinspectoren. 

Wosu also dieses Misstrauen und diese Doppelcontrole ? Verdient 
dann die Kirche kein Vertrauen ? Schon bisher wurde einem Geistlichen, 
wenn er sich auch über seinen kirchlichen Urlaub ausweisen konnte, 
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von den Obferämtern kein Pass aasgefertigt, bis er auch' dOn Urlaub der 
Staatsbehörde, des k. katholischen Kirchenraths, vergelegt hatte. Verdient 
denn die Kirche gar kein Vertrauen? 

Die katholischen Geistlichen müssen bei ihrer. Anstellung als Vicare 
und Pfarrvcrweser schon einen Staatsrevers ausstellen, einen Huldigangseid 
ablegen; bei ihrer definitiven Anstellung müssen sie die professio fidei ab» 
leg»), und dem Bischöfe den Investitur- oder Obedienzeid ablegen; in ihrer 
kirchlich-staatlichen Eigenschaft den Huldigungseid gegen das Staatsober¬ 
haupt , juramentum fidelitatis; nun sollen sie künftig vollends in ihren refin- 
staatlichen Beziehungen auch noch einen Diensteid auf die Beobachtung der 
Gesetze und Verordnungen des Staates ablegen. *) 

Welches diese staatlichen Beziehungen der Geistlichen sind, ist noch 
nicht einmal formulirt; man kann nur vermuthen, dass es ihre Beziehungen 
zur Schule, zum Stiftungs- und Armenwesen seien, also ihre Eigenschaft 
als Schulaufseher, Kirchen- und ArmenvVgte; allein diese Beziehungen sind 
doch ihrer wahren Natur nach prindpaliter kirchliche und nur per accesso- 
rium staatlichei Nun sollte man annehmen dürfen, es gälte der Grundsatz: 
accessorium sequitur principale. 

Welches die Gesetze und Verordnungen sind, deren Beobachtung eie 
zu beschwören haben, wissen die Geistlichen nur theilwhise; denn es tauchen 
immer wie Pilze neue auf; sie müssen also auf ein unbestimmtes x schwören, 
und es kann sie etwa nur der Gedanke beruhigen, dass die Gesetze and 
Verordnungen, die sie za beschwören haben, der Convention und den gött¬ 
lichen und kirchlichen Gesetzen nicht widersprechen dürfen. In der Notar 
ist alles Zwitterwesen ein anomales. 

Nun sollen aber die katholischen Geistlichen in ihren amtlichen Func¬ 
tionen 2 ) wenn sie auch nur Eine Person ausmachen, doch isomer als Dop¬ 
pelnatur oder als Doppelmanifestation betrachtet werden. t 

Dieser Dualismus wird sicherlich kein heilbringender, er wird die 
frachtbare Matter von Collisionen und allerlei Unzutrfiglichkeiten werden. 

Würde das Schul-, Stiftungs- und Armentoesen nicht zu den eigent- 
lichsten Lebensfunctionen der Kirche gehören, so könnte sie auf dieselben 
verzichten; so aber iBt es, wenn sie sich nicht selbst aufgeben will, für sde 
eine Unmöglichkeit. 

Die Beleuchtung im Staatsanzeiger gibt selbst za, dass durch diesen 
Dualismus im Schulwesen, weil nämlich bei den katholischen Sehnten die 
Organe des Kirchen- und Schulamtes ganz auseinander fallen, der Einfluss 
der Kirche auf die Schule minder gesichert sei. Ob sich dieser Dualismus 
nicht zum Besten der Kirche und des Staates durch eine Einheit, aber einfe 

4 ) Ob dieser staatliche Doppeleid bei der Investitur eines Geistlichen wie bisher in der 
Kirche vor dem bischöflichen Qbedienzeid abzulegen sein wird, darüber scheint 
noch nichts entschieden zu sein. 

*) Dass sie als Staatsbürger unter der Gerichtsbarkeit des Staates stehen , wird nich£ 
bestritten« < 
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•adere als die bisherige, deren Träger der k. katholische Kirchenrath ist, 
aaegieeehen lasse, müssen wir weiserer und höherer Erwägung überlassen, 
haben aber unter Hinweisung auf Oesterreich die nöthigen Fingerzeige ge¬ 
geben. Wenn eine Oberschulbehörde auch verfassungsmässig ist, so muss 
sie doch nicht gerade ein Collegium wie das des k. katholischen Kirchen- 
rathes sein. Dieser Gedanke sollte wenigstens auch unsern Finanzkünstlern 
einleuchtend sein. 

Dass, wie der Verfasser der mehrerwähnten Broschüre wünscht, statt 
der Geistlichen weltliche Schulaufseher und Schulinspectoren kommen werden, 
ist nicht so fürchten; denn seine Voraussetzung, dass von dem Einkommen, 
welches die katholischen Geistlichen al9 Schulaufseher und Schulinspectoren 
haben, etwas hinweggenommen und die weltlichen damit belohnt werden 
möchten, ist eine grundfalsche. 

Die katholischen Geistlichen haben als Schulaufseher und Schulinspectoren 
keine Besoldung vom Staate. Die Pfarrer beziehen für das Anwahnen bei 
der Schulprüfung für i / i Tag 30 kr. aus der Gemeindekasse. Die Schul- 
mspectoren haben als solche keine Staatsbesoldung, sondern erhalten für 
Abhaltung der Sebulprüfangen sehr mässige Diäten und Reise-Entschädigung 
gleichfalls aus der Gemeindekasse, sonsf nichts. Was die protestantischen 
Decane als Schulinspectoren haben, wissen wir nicht. 

In Betreff der Elementarschulen wird also die Convention keine solche 
Veränderungen hervorrufeB, welche das Leben des Staates, wie der moderne 
Liberalismus fürchtet, gefährden könnte; auch wird eine egyptische Finsterniss 
ln der Schule nicht zu befürchten sein. 

Was von Seite des hochwürdigsten Bischofs unter den obwaltenden 
Umständen geschehen konnte, ist schon vor dem Erscheinen der Convention 
geschehen. 

Derselbe hat schon unterm 5. August 1853 folgende allgemeine Ver¬ 
ordnung ergehen lassen: 

Wir haben mittelst Hirtcnschreibens vom 5. Februar 1850 unseren 
hochwürdigen Seelsorgersgeistlichen an’s Herz gelegt, wie sie, getragen von 
dar Liebe zn dem erhabenen Berufe, unsterbliche Seelen zu Jesus Christus 
hinzuführen; durchdrungen von einem lebendigen und demüthigen Glauben 
an die seligmacbende Kraft der in der heiligen Kirche hinterlegten Wahr¬ 
heiten des Christenthums; bestrebt mit allem Fleisse, in die Erkenhtniss der 
unergründlichen Gnadenschätze des uns in Christo dargebotenen Heils tiefer 
und tiefer einzudringen, — als geistliche Väter der Jugend des katecbetischen 
Amtes, warten sollen. Es ist nun aber noch erforderlich, dass wir für.die 
äussere Regelung der Ertheilung des Religionsunterrichts an die Schuljugend, 
sowie für die Sicherstellung der unmangelhaften Verwaltung des kateehetischen 
Amtes einerseits und der Schule gegen unkirchliche, irreligiöse und sitten¬ 
verderbliche Einflüsse andererseits unsere oberhirdichen Anordnungen treffen, 
in welchem Betracht wir Nachstehendes verfügen: 

1. Für jede SchuUdtsse ist wöchentlich in zwei Stunden der Religion«- 
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unterricht zu ertheilen, so dass bei einer Schale von drei Klassen in 
der Woche sechs Standen auf den Religionsunterricht zu verwenden sind. 
2« Wo zur Sommerszeit die sämmtliche Schülerzahl in zwei Abteilungen za 
je zwei Standen täglich Unterricht erhält, ist der Religionsunterricht für 
eine Abteilung in zwei Wochenstunden zu erteilen. 

3. Während der Fastenzeit sind für den Religionsunterricht in der oberen 
Klasse zum Zwecke der Vorbereitung auf den Empfang der heiligen 
Sacrämente noch wöchentlich zwei weitere Stunden zu verwenden, welchem 
Unterricht auch diejenigen Schüler dieser Klasse anzuwohnen haben, 
welche in dem darauf folgenden Jahre zur heiligen Communion zuge¬ 
lassen werden. 

4. In Filialschulen ist, wenn für den Pfarrsprengel nur Ein Geistlicher be¬ 
stellt ist, der Religionsunterricht in wöchentlich wenigstens zwei Standen 
zu erteilen, wobei die vorbereitende und nachhelfende Thätigkeit des 
Lehrers für den Katecheten ein Gegenstand ganz besonderer Achtsamkeit 
und liebender Sorgfalt zu sein hat. 

5. Dem Bezirksaufseher wird hiemit die kirchliche Mission zur Ueberwachung 
des Religionsunterrichts und zur Wahrung der kirchlichen und reli¬ 
giösen Interessen bei dem Unterricht und der Erziehung der Schuljugend 
erteilt. 

Als bischöflicher Bevollmächtigter lässt der Bezirksschulinspector: 

a) bei der jährlichen Schulvisitation die Schuljugend' über ihre Kenntnisse 
in der Religions- und Sittenlehre prüfen und nimmt von dem in der 
Schule aufliegenden und daselbst su führenden Verzeichnisse der ab- 

. gehaltenen Katechesen Einsicht, um sich sowohl Uber die Einhaltung 
einer systematischen Aufeinanderfolge, als über die pünktliche Ertei¬ 
lung der vorgeschriebenen Religionsstunden zu überzeugen; 

b) cognoscirt er über die Beteiligung der Kinder an dem öffentlichen 
Gottesdienste, beziehungsweise über zweckmässige Einrichtung desselben 
Behufs der Erbauung der Schuljugend; 

c) nimmt er alles wahr, was in Schule und Gemeinde eine christliche 
und kirchliche Bildung der Jagend fördert oder hemmt, oder gar 
gefährdet; 

d) erstattet er uns unter Vermittlung des Decanats nicht nur nach der 
jährlichen Schulvisitation ausführlichen Bericht Über den bei sämmt- 
lichen Schulen seines Bezirks gemachten Erfand in den sab a) ge¬ 
dachten Beziehungen, sondern setzt uns auch von allen wichtigeren, 
das religiöse Gebiet berührenden Vorkommnissen aus dem Schul¬ 
leben, zumal wenn solche die religiöse und sittliche Gefährdung der 
Schuljugend durch einen Lehrer betreffen, in Kenntniss. 

Artikel VtIL „Dem Bischöfe wird es freistehen, Seminarien nach 
der Vorschrift des tridentinischen Concils zu errichten, und in dieselben 
nach Befugniss und Nutzen der Diöcese Jünglinge und Knaben zur Ausbil¬ 
dung aufzunehmen. Diese Anstalten werden in Absicht auf Einrichtung, 
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Unterricht, Leitnng and Verwaltung der völlig freien bischöflichen Autorität 
unterstellt sein. Aach die Vorsteher and Lehrer derselben wird der Bischof 
ernennen, and so oft er es nothwendig oder zweckdienlich findet, wieder 
entlassen. 

So lange aber Seminarien in besagter Form nicht errichtet sind, and die 
wesentlich aas Staatsmitteln unterhaltenen Convicte za Ehingen, Rottweil 
and Tabingen fortbestehen, werden in Betreff derselben folgende Bestimmungen 
eingehalten werden: 

a) Diese Institute stehen bezüglich der religiösen Erziehung und der 
Hausordnung unter der Leitung und Aufsicht des Bischofs. 

b) Insofern die Zöglinge dieser Institate den Unterricht an selbstständigen 
staatlichen Studienanstalten erhalten, stehen sie gleich den anderen 
Schalem anter den für diese Studienanstalten geltenden Gesetzen and 
dem fUr dieselben torgeschriebenen Lehrplan. Sollte aber der Bischof 
bezüglich der Gymnasien hierin eine Aendernng für nothwendig oder 
zweckmässig erachten, so wird er sich in’s Einvernehmen setzen mit 
der königl. Regierung, welche aach ihrerseits nichts ändern wird, ohne 
vorheriges Einvernehmen mit dem Bischof. 

c) Vorsteher und Repetenten der genannten Institate wird der Bischof 
ernennen and entlassen; jedoch wird er dazu niemals solche auser¬ 
sehen, von denen er weiss, dass sie der königl. Regierung aus er¬ 
heblichen und auf Thatsachen beruhenden Gründen in bürgerlicher oder 
politischer Hinsicht minder angenehm sind, und ebenso jene entlassen, 
welche aus denselben Gründen nach ihrer Anstellung anangenehm ge¬ 
worden sind. 

d) Dem Bischof steht es zu, diese Institute zu visitiren, eigene Abge¬ 
ordnete den öffentlichen Prüfungen, zumal jenen für die Aufnahme 
neuer Zöglinge, beizugeben und sich periodische Berichte erstatten 
zu lassen. 

e) Die königl. Regierung wird dafür Sorge tragen, dass an den oberen 
Gymnasien, mit welchen die niederen Convicte verbunden sind, nach 
and nach nur geistliche Professoren angestellt werden. 

Die dritte Beilage fügt diesem Artikel bei: 

„Es wird dem Bischöfe nie erschwert werden, die Entfernung von ihm 
für anwürdig erklärter Zöglinge aus den öffentlichen Convicten zu erwirken.** 

Zorn grösseren Verständniss dieses Artikels gibt die Beleuchtung im 
Staatsanzeiger folgende Erläuterungen. 

Das Tridentinum ordnet in jeder Diöcese die Errrichtung von Seminarien 
an, in welchen die künftigen Cleriker vom zwölften Lebensjahre an bis zur 
Priesterweihe abgesondert von der Welt upd anderen Lehranstalten für ihren 
künftigen Beruf erzogen und aasgebildet werden sollen; eine Bestimmung, 
die freilich in Deutschland nur in wenigen Diöcesen zur genauen und voll¬ 
ständigen Aasführung gelangt ist. Die von Sr. Majestät dem Könige 

Moy's Archiv für funk. Kirchenrecht. II. Band, 42 
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gleich Am Aufflug Ihrer Regie rang gegründeten Convicte haben mit jenen 
tridentinisehen Seminarien das gemein, dass die Zöglinge derselben wenig¬ 
stens von der Grenze des Knabenalters (dem 14. Lebensjahre an) in be¬ 
sonderen Anstalten nach einer ihren künftigen Beruf in’s Auge fassenden 
Lebensordnung unter der. Aufsieht von Geistlichen zusammenwohnen und 
erzogen werden. Dagegen ist es ein wesentlicher Unterschied, dass sie sich 
hinsichtlich des Unterrichts an die allgemeinen und öffentlichen Lehranstalten 
anschliessen, und die Zöglinge ihren gesummten Unterricht zuerst vier Jahre 
lang als ordentliche Schüler eines oberen Gymnasiums und dann die gleiche 
Zeit als Studirende der Landesuniversität erkalten, und in dieser Beziehung 
den für jene Stadienanstalten bestehenden allgemeinen Ordnungen gleichmäs&ig 
unterworfen sind. 

Dass der Staat keinerlei Verbindlichkeit gehabt habe, für die Ausbildung 
katholischer Geistlichen Sorge zu tragen, soll im Hinblicke auf die Bestim¬ 
mungen des Reichsdeputationshauptschlusses und der §§. 82 und 84 der 
Verfassungsurkunde nicht behauptet werden. *) 

Aber Niemand wird läugnen können, dass er einer solchen Verpflich¬ 
tung auch mit einem Bruchtheil des jetzigen Aufwandes hätte nachkommen 
können, ohne hinter dem, was in andern Ländern unter gleichen Verhält¬ 
nissen geschehen ist, zurückzubleiben. 

Dass aber eine das gesammte Bedürfniss der Kirche deckende Zahl von 
Zöglingen acht Jahre lang ganz aus Staatsmitteln unterhalten, ernährt, ge¬ 
kleidet, unterrichtet wird, dass der katholischen Kirche ganz dieselben Insti¬ 
tute, wie sie die evangelische Landeskirche in Folge einer besonderen Stif¬ 
tung der Vorzeit besitzt, und sogar mit einem verhä]tnissmässig weit grösseren 
Staatsaufwand verliehen wurden, dies war ein über jede rechtliche Verbind¬ 
lichkeit weit hinausreichender Act des Wohlwollens und der landesväterlichen 
Fürsorge unsers Königs, der als solcher auch Seitens der Organe der katho¬ 
lischen Kirche des Landes stets vollkommene Anerkennung gefunden hat. 

Die Bedeutung dieser Sache liegt aber keineswegs in der Grösse des 
finanziellen Opfers, sondern mehr noch in der oben erwähnten Einrichtung 
dieser Anstalten. Die k. Regierung sah und sieht eben darin, dass die 
katholischen Geistlichen einen vollen Gymnasial- und Universitätscursus mit 


*) $■ 82 laufet: „Die katholische Kirche erhält zur Bestreitung derjenigen kirchlichen 
Bedürfnisse, wozu keine Ortlioheu Fonds vorhanden sind, oder die vorhandenen 
nicht zureichen, und besonders für die Kosten der höheren Lehren Sielten, einen 
eigenen diesen Zwecken ausschliesslich gewidmeten Kirohenfond. Zum Behufe der 
Ausscheidung desselben vom Staatsgute und der nähern Bestimmung der künftigen 
Verwaitungsweise, wird auf gleiche Weise, wie bei dem altwürtembergischen Kirchen¬ 
gute festgesetzt ist, eine Commission niedergesetzt werden.“ 

$. 84. „Für Erhaltung und Vervollkommnung der höheren und niederen Unter- 
richtsanstaiten J«dCr Art und namentlich der Landesaniversltät, wird auch kftnMg 
auf das Zweckmässlgste gesorgt“ 
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and neben andern Schülern au absolviren haben, und. dadurch mit den übrigen 
wissenschaftlich gebildeten Ständen aaf der gleichen Stafe allgemeiner Bildung 
stehen, eines der wirksamsten und besten Mittel, um die Conflicte der Kirche 
mit der Zeitbildung au beseitigen, welche die Wirksamkeit eines unwissenden 
und in mönchischer Abgeschlossenheit auf gewachsenen Klerus begleiten , und 
alle die Vortheile su erreichen, welche das Vorhandensein gebildeter und 
einflussreicher Männer in den einseinen Gemeinden des Landes mit sich 
führt. Kein Sachkundiger aber wird läugnen, dass diese Auflassung durch 
die Erfahrung bestätigt wurde, und dass, wenn die katholische Geistlichkeit 
unseres Landes an wissenschaftlicher Bildang, sittlicher Haltung und prak¬ 
tischer Tüchtigkeit, wenn ebenso die katholische Volks- und Schulbildung 
den Vergleich mit keinem andern katholischen Lande su scheuen hat, wenn 
die katholische Landesuniversität an wissenschaftlicher Bedeutung längst eine 
der ersten Stellen in Deutschland einnimmt, und wenn neben allem dem der 
confessionelle Frieden noch niemals in einer das Staatswohl berührenden 
Weise gestört worden ist , au allem dem unsere Convicte eines der ersten 
und wirksamsten Mittel gewesen sind. 

Es wäre ein ebenso bequemer, als formell berechtigter Standpunkt für 
die Regierung gewesen, gegenüber von den Anfechtungen jener Institute su 
erklären: wenn der katholischen Kirche diese Convicte nicht mehr recht 
seien, so wie sie sind, so könne der Staat das thenre Geld, das er dafür 
ausgibt, sparen; wenn die Kirche unwissendere und mönchisch , erzogen £ 
Geistliche haben wolle , so möge sie ausehen, wie weit sie damit kommen 
werde; wenn sie durchaus Seminarien nach dem Tridentinum haben 2 U müssen 
meine, so möge sie suchen, wie sie Mittel dann finde. Ein höherer und 
der Regierung würdigerer Standpunkt war es aber, der katholischen Kirche 
und dem Lande jene Anstalten in ihrem wesentlichen Bestände auch für die 
Zukunft 2 u sichern. 

Wenn die Convicte bisher gans und ausschliesslich unter einer Staats¬ 
behörde standen, so erklärt sich dies theils aus dem gansen System, welches 
eine solche überhaupt 2 um Schwerpunkt des Kirchenregiments machte, theils 
aus dem Umstande, dass der Aufwand für jene Anstalten gan 2 wie bei allen 
andern Staatsinstituten der periodischen ständischen Verabschiedung unter¬ 
liegt, somit auch die volle Verantwortung der Regierung für deren Einrich¬ 
tung und Verwaltung erfordert. 

Allem auf der anderen Seite liess sich auch nicht verkennen, dass wenn 
dem Bischöfe mit seinem Capitel die Leitung der innem Angelegenheiten der 
katholischen Kirche nach dem $. 78 der Verfassungs-Urkunde überlassen 
werden soll, ihm auch eine wesentliche Einwirkung auf die Erziehttng der 
Geistlifhen nicht entzogen werden kann. Wenn daher einmal eine princi- 
pielle Auseinandersstaung übqr die Competena der Staatsbehörde und des 
Ordinariats eintrat, so lag ?s in der Natur der Sache, das auch die Bildungs- 
nnstptan dqr Geistlichen , der Qognition , das Bischofs unterstellt werden 
tnuwten» und es konnte sich nur darum handeln, der Regierung jene Be* 

43 # 
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fognisse za sichern, welche theils ans ihrer Verantwortlichkeit für die Ver¬ 
wendung Ton Staatsgeldern, theils ans ihrem Oberaafsichtsrechte abzu- 
leiten sind. 

Der Zweck and die Bedeutung des Artikel VW besteht demnach darin, 
dass zwar der Vorschrift des Tridentinums die formelle Anerkennung nicht 
versagt, und sogar die Ehre der Voranstellung zuerkannt wurde, dass aber 
gleichwohl die Convicte unter Erhaltung ihres wesentlichen Charakters eben¬ 
falls, wenn auch erst in zweiter Linie, zu kirchlich legalen erhoben werden, 
und eine Beziehung zum Kirohenregimente erhalten, welche ihr Bestehen aach 
für die Zukunft sichern und jede anderweitige Fürsorge für Bildung der 
Geistlichen entbehrlich machen wird. Diese Aussicht dürfte um so gegrün¬ 
deter sein, als man wohl zu den jetzigen und künftigen Würdeträgern der 
katholischen Kirche unseres Landes das zuversichtliche Vertrauen hegen darf, 
dass sie den Werth ihrer eigenen wissenschaftlichen Bildung, die sie in der 
Regel diesen Instituten zu danken haben werden, hinreichend zu würdigen 
wissen, um diejenige Seite ihrer Organisation, auf welcher die wissenschaft¬ 
liche Bedeutung vorzugsweise beruht, niemals antasten zu wollen. 

Die dem Bischöfe hinsichtlich der Convicte gemachten Einräumungen 
sind in mehreren Punkten sehr bedeutend, aber gleichwohl enthalten sie nur 
separate oder neben der ordentlichen Leitung derselben hergehende Rechte, 
und heben die Regel und Grundvoraussetzung nicht auf, dass die dem Lande 
für die Verwendung von öffentlichen Mitteln verantwortliche Staatsbehörde 
nicht blos in ökonomischen Fragen, sondern überhaupt eine ordentliche Auf¬ 
sichtsbehörde bildet, und von dem gesamtsten Zustand der Anstalten auch 
ihrerseits durch periodische Berichte und Visitationen fortlaufende Einsicht 
nimmt. 

Von den einzelnen Bestimmungen erfordert nur eine einzige eine nähere 
Erläuterung. Nach Art. 1, Ziff. 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1842 ist der 
Vorstand des Wilhelmstiftes Staatsdiener im Sinne der §§. 47—50 der Ver- 
fassungsurkunde, und kann demnach nicht darch den Bischof widerruflich er¬ 
nannt und entlassen werden. 

Es folgt daraus, dass die lit. c. des Art. VW auf den dermaligen In->- 
haber jener Stelle keine Anwendung erleiden und dass bis zur Abänderung 
jener Gesetzesbestimmung eine definitive Besetzung jener Stelle überhaupt 
nicht stattfinden kann.“ 

Gegen diese Erläuterungen im Staatsanzeiger, welche grösstentheils 
richtig sind, lässt sich nicht viel einwenden, nur dagegen, dass die Zöglinge 
der Convicte ganz aus Staatsmitteln unterhalten, dass der katholischen 
'Kirche ganz dieselben Institute, wie sie die evangelische Landeskirche in 
Folge einer besondern Stiftung besitzt, und sogar mit einem verhältniss- 
mässig weit grösserem Staatsaufwand verliehen wurden; dass ferner als 
nächste Folge der Errichtung vdn Knabenseminarien ein in Unwissenheit 
und mönchischer Abgeschlossenheit auf gewachsener Klerus, welcher den con- 
fessionellen Frieden gefährden und die katholische Volks*- und Stkulbtidung 
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sagen; allein wir wollen hievon Umgang nehmen. 

Dass die Kirche, namentlich seit der Kirchenversammlang von Trient 
and den daselbst getroffenen sehr weisen Bestimmungen in Betreff der Er¬ 
richtung von Seminarien, alle Ursache hatte and noch hat, diese Bestimmungen 
von Zeit au Zeit einzuschärfen, dies wird jedem Unbefangenen einleachten. 

Der heil. Stahl hat schon in der mehrerwähnten Note vom 10. Abgast 
1819 in Betreff des Art. IV der Declaration der vereinten protestantischen 
Fürsten Ziff. 9, 10, 11 die Gründe angegeben, welche ihn bewogen, ganz 
besonders auf die Errichtung von Seminarien nach der Form des Triden- 
tinums, d. h. auf Knabenseminarien *u dringen, damit die Aspiranten des 
geistlichen Standes von ihrer zartesten Jagend' an unter der Aufsicht and 
der gänslichen Abhängigkeit von den Bischöfen in de* Uebang der —ihrem 
Stande eigenen Tugenden und besonders in den heiligen Wissenschaften er¬ 
zogen und gebildet werden. 1 

Der heil. Vater machte ganz besonders darauf aufmerksam, wohin 
schlechte Grundsätze und eine übel verstandene Freiheit die christliche Jugend 
führen könne. Es ist nicht zu verkennen, dass die in Würtemberg durch 
den Edelsinn Sr. Majestät des Königs gegründeten Convicte gewissermassen 
einen Ersatz für die Knabenseminarien bildeten. Sie würden diese aber noch 
weit mehr ersetzt and noch grosseren Nutzen gestiftet haben, wenn sie 
gleich bei ihrer Errichtung nicht als blosse Staatsanstalten betrachtet and 
unter die fast ausschliessliche Aufsicht und Leitung des Staates gestellt und 
nicht blos der Unterricht, sondern auch die sittlich-religiOse Erziehung und 
Bildung als ihr Hauptzweck betrachtet worden wäre. 

Die Kirche soll allerdings in der wissenschaftlichen Bildung nicht Zurück¬ 
bleiben ; allein es liegt ihr zunächst die Pflege der heiligen Wissenschaft ob; 
von der sogenannten modernen Bildung gilt zunächst, was der Apostel sagt: 
„scientia inflat.“ Es war gewiss fehlerhaft, dass das kirchlich ascetische 
Moment, Gebet und Betrachtung, früher fast ganz vernachlässigt wurde. Der 
Einfluss der Kirche auf diese Institute war bisher ein ganz unbedeutender. 

Die niederen Convicte in Rottweil und Ehingen wurden zunächst für 
die in deq philosophischen Vorstudien begriffenen Candidaten des geistlichen 
8tandes errichtet. §. 1 des Statuts ist allerdings gesagt, dass die beiden 
Convicte der Bildung und Erziehung der Candidaten des geistlichen Standes 
während der sogenannten Gymnasialstudien bis zum Uebergang an die Uni¬ 
versität gewidmet seien. 

$. 14. Mit dem Eintritt in die Convicte übernimmt jeder ZOglmg die 
Verpflichtung, sich dem katholisch geistlichen Stande zu widmen, für den¬ 
selben geistig und sittlich auszubilden und dereinst zum Dienste der vater¬ 
ländischen Kirchen- und Lehranstalten gebrauchen zu lassen, im Entstehungs¬ 
fall aber die auf ihn verwendeten Kosten nach dem hiefür bestehenden Tarif 
zu ersetzen. 
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§. 17. Wer durch Ünsittlichkfcit, Irreligiosifet und Unbötm8sSigkeit «leb 
des von ihm erwählten Berufes unwürdig beweist, die Ehre des geistlichen 
Standes oder die Ordnung in der Anstalt gefährdet) wird nach dem Masse 
seiner Verschuldung fc mit Disciplinarstrafen belegt, mit der Entfernung aas 
der Anstalt bedroht, oderauf den Antrag des Kirchenraths aus dem Cön- 
victe aqsgestossen. 

-Nach §. 20 wurde der Vorstand aus der Zahl der am Sitze desselben 
angestellten Professoren auf den Vorschlag des k. katholischen Kirchenraths 
unter Rücksprache mit dem bischöflichen Ordinariate vom Könige ernannt. 

Nach §. 21 wurden die Unterinspectoren, Repetenten vom Kirchenrathe 
ernannt. 

Nach §.24 ist die Oberaufsicht über die beiden Convicte dem k. katho¬ 
lischen Kirchenrathe übertragen, welcher das bischöfliche Ordinariat alljährlich 
von dem Zustande derselben, von der Zahl der Zöglinge, von ihren wissen¬ 
schaftlichen Fortschritten und ihrem sittlichen Betragen in Kenntniss setzt. 
Dem Landesbischofe oder dessen Commissarien bleibt unbenommen, bei ihrer 
Anwesenheit am Sitse der Convicte von denselben Einsicht su nehmen, und 
ihre diesfallsigen Wünsche und Desiderien der Oberaufsichtsbehörde mitzu- 
theilen. Dies war Alles. *) 

In Folge der Convention hat sich nun die Sache allerdings bei weitem 
besser gestaltet. Vergl. oben lit. a — e. 

Allerdings bedürfen die statutarischen Bestimmungen nunmehr einer 
durchgreifenden Revision, und auch die Hausordnung muss eine andere 
werden. 

Dasselbe gilt von dem höheren Convicte, dem Wilhelmsstifte in Tübingen. 
Schon im Jahre 1817 erkannte Se. Majestät König Wilhelm, nachdem die 
katholisch-theologische Lehranstalt in Ellwangen als theologische Facultät 
mit der Landesuniversität in Tübingen vereinigt ward, um dem damals höchst 
sichtbaren Mangel an Kandidaten des katholisch-geistlichen Standes durch 
gehörige Unterstützung zu begegnen, das dringende Bedürfniss der Errichtung 
eines höheren Convictes. Es wurde dieses in dem früheren sogenannten 
Collegium illustre in Tübingen mit dem Titel „Wilhelmsstift“ errichtet. In 
dieses höhere Convict sollten alle Kandidaten des katholisch - geistlichen 
Standes, welche nach geendigtem Laufe durch die Gymnasien hinreichende 
Tüchtigkeit zum Uebergange an die Universität erprobt haben, je auf fünf 
Jahre (später auf vier) zur Erwerbung der philologischen, philosophischen 
und theologischen Kenntnisse aufgenommen werden. 

Sie erhalten hier auf öffentliche Kosten, welche künftig, nach erfolgter 
Ausscheidung des katholischen Kirchenguts Von diesem zu übernehmen sind, 
unentgeltlichen Unterricht, Kleidung und Verpflegung. 

Ein katholischer Geistlicher, welcher zugleich Stadtpfarrer der katho¬ 
lischen Ortsgemeinde ist, und im Convictsgebäude wohnt, erhält unter dem 


*) Lang Kirchengesetze S. 794—799. Regbl. 1824. Nr. 80. S. 720. 
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Titel eines Direetor s die oberste Anfticht und Leitung des Contieten. Unter 
ihm sind ausgezeichnete katholische Priester als Repetenten angestellt Air die 
Erhaltung der Disciplin and zur Nachhülfe für den Unterricht der Zöglinge, 
den die Lehrer der philosophischen Facultät, und soviel die theologischen 
Fächer betrifft, ausschliesslich die Lehrer der katholisch - theologischen Fa¬ 
cultät zu geben haben. J ) 

In Betreff der organischen Bestimmungen fUr das Wilhelmsstift machen 
wir nur auf folgende aufmerksam: 

Nach §. 29 wird vom k. Ministerium des Kirchen- und Schulwesens 
mit der bischöflichen Behörde Rucksprache über die Tauglichkeit der vom 
k. katholischen Kirchenrathe zur Stelle eines Convicts-Directors Vorge¬ 
schlagenen genommen. 

Nach §. 34 macht der katholische Kirchenrath von der Ernennung der 
Repetenten der bischöflichen Behörde eine Anzeige. 

Nach $. 48 ist die bischöfliche Behörde durch den Director des Convictg 
von der Zeit, in welcher die halbjährigen Prüfungen der Convictoren und die 
etwa stattfindenden öffentlichen Disputationen gehalten werden sollen, jedes¬ 
mal in Kenntniss zu setzen, damit der Bischof denselben entweder selbst 
anwohnen, oder dazu einen Commissär abordnen könne. Wenn die kirch¬ 
liche Oberbehörde des Landes in dem Zustande des Convicts Gebrechen 
wahrzunehmen und Vorschläge zur Verbesserung desselben machen zu können, 
glaubt, so wird sie deshalb mit der Staatsbehörde Rücksprache nehmen, uud 
von dieser hierauf das Weitere eingeleitet werden. Bei einer etwaigen com¬ 
missarischen Untersuchung des Zustandes des Convictes nach Umständen die 
kirchliche Oberbehörde zur Beigabe eines Abgeordneten einzuladen, behält 
sich die Staatsbehörde vor. Da von der mit der Herbstprüfung zu 
verbindenden Hauptprüfung der Kandidaten des III. theologischen Curses aus 
allen theologischen Fächern zugleich die Aufnahme in das Priesterseminar 
abhängt, so werden nach §. 49 auf die Anzeige des Convicts-Directors an 
die kirchliche Oberbehörde zwei Abgeordnete derselben zugegen sein und ihr 
darüber Bericht erstatten. (Vgl. Minist. Erl. v. 7. Juli 1821.) Ueber die 
Aufnahme in das Priesterseminar wird sodann die kirchliche Oberbehörde 
mit dem k. katholischen Kirchenrathe Rücksprache nehmen. 

Letzterer bringt nach §. 50 im Einverständnisse mit der bischöflichen 
Behörde den Antrag zur Entlassung der Kandidaten aus dem Convicte und 
zu ihrer Aufnahme in das Priesterseminar an das k. Ministerium des Kirchen- 
und Schulwesens. Von der erfolgten höchsten Genehmigung setzt nach §. 81 
der katholische Kirchenrath die kirchlichen Oberbehörde in Kenntniss, und 
gibt zugleich dem Convictsdirector Anweisung und Vollmacht, die Kandidaten 


*) Vgl. k. Verordnung, die katholischen Lehranstalten Im Königreich betreffend, vom 
25. Oktober 1817 bei Lang Kirchengesetze S. 571—575. 
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sa entlassen and an den Regens des Priesterseminars so übergeben, der ihre 
Aufnahme in das Seminar bei der obern Kirchenbehörde einleitet. 

Unterm 14. Febr. 1831 erschienen die vom k. katholischen Kirchen- 
rathe abgefassten Bestimmungen für die Zöglinge des Wilhelmsstiftes in 
Tübingen. 

Sie handeln in sechs Abschnitten: 

I. Von den Verhältnissen der Convictoren im Allgemeinen. II. Von den 
Stadien derselben. UI. Von dem Gottesdienste derselben. IV. Von der 
Hausordnung in der Anstalt. V. Von dem Betragen der Zöglinge überhaupt. 
VI. Von Belohnungen und Strafen und dem Austritt aus der Anstalt. 

Wir entnehmen aus denselben aus Abschnitt III folgende Bestimmungen: 

§. 19. An den Sonn- und Festtagen wird die Morgenandacht in Bei¬ 
gein eines Repetenten in dem Speisesaal um 7 Uhr gehalten, welcher sämmt— 
Uche Zöglinge, sowie dem an diesen Tagen stattfindenden Vormittags- und 
Nachmittags - Pfarrgottesdienste in der Haus- und Pfarrkirche anzuwohnen 
haben. 

§. 20. An den Werktagen im Winter um 7, im April und September 
um 5%, im Mai, Juni, Juli und August um 5 Uhr gehen die Zöglinge 
in Begleitung eines Repetenten in die Kirche zur Morgenandacht, womit die 
Messe verbunden wird. 

§. 21. Am Donnerstag Vormittags, wenn kein Festtag darauf fällt, 
wird vom Vorsteher oder von einem Repetenten in dem Speisesaal ein halb¬ 
stündiger religiöser Vortrag den Zöglingen gehalten. 

§. 22. Um 8 Uhr ist die gemeinsame Abendandacht im Speisesaal. 

§. 23. Zweimal im Winter und zweimal im Sommer werden die Zög¬ 
linge an der liturgischen Beicht und Communion in der Pfarrkirche Antheil 
nehmen. Eine weitere Privatandacht der Einzelnen ist hiedurch nicht be¬ 
schränkt. 

Abschnitt V. §. 47 vom religiös-moralischen Charakter heisst es: 

„Ein religiös - sittlicher Charakter und christliche Frömmigkeit gehören 
zn den ersten Eigenschaften der Geistlichen. Die Convictoren werden daher 
ihr Bestreben dahin richten, dass sie ihr Herz bilden, ihre moralischen 
Kräfte stärken und entwickeln, ihre guten Gesinnungen erweitern und be¬ 
festigen. Eingedenk ihrer künftigen wichtigen Bestimmung, die heiligsten 
Angelegenheiten der Menschen zu besorgen, ihnen nach ihren verschiedenen 
Fähigkeiten und Bedürfnissen Ueberzeugung von den Lehren der Religion 
beizubringen, und durch ihr eigenes Beispiel vorzuleuchten, werden die Con¬ 
victoren nach Weisheit und Tagend trachten, Unglauben, Aberglauben, 
Gleissnerei und Sittenlosigkeit auf’s tiefste verabscheuen; Reinheit, Unschuld 


i) Vgl. organische Bestimmungen, die Vereinigung der bisherigen katholischen theo¬ 
logischen Lehranstalt in Ellwangen mit der Landesuniversität Tübingen und die 
Errichtung eines hOhern katholischen Convicts daselbst betreffend vom 22. Jan. 1818, 
Lang a. a. 0. S. 578. 
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and gates Gewissen bewahren, and sieh in Absicht aaf Sittlichkeit and wahre 
Gottseligkeit anfs möglichste auszubilden streben. Sie werden sich Freiheit 
von annöthigen Bedarfnissen, eine einfache Lebensart, Nüchternheit, Ord¬ 
nungsliebe, Eifer, Thätigkeit, Gehorsam, Dienstfertigkeit, Verträglichkeit und 
Selbstverläugnong eigen machen. Gewecktes Gefühl für Wahrheit and Ta¬ 
gend, echte Gottesfarcht, Reit« der Wissenschaft, verstärkter Geschmack an 
Gelehrsamkeit, edle Ehrbegierde, billige Beurtheilong der von jedem Ersiehungs- 
institote untrennbaren Einschränkungen, dankbare Schätxung der — dem 
Wilhelmsstifte eigenen Vorzüge und Wohlthaten, Ueberzeugung von der Wich¬ 
tigkeit des geistlichen Amtes, Befolgung guter Lehren and Beispiele sind die 
Kennseichen eines gatgearteten Convictors. 

In Folge der Convention bedürfen sowohl die organischen Bestimmungen 
als auch die Bestimmung für die Zöglinge des Wilhelmsstiftes and die Haus¬ 
ordnung derselben einer durchgreifenden Revision. 

ln der Beilage HI hat die k. Regierang die»Zasicherang gegeben: „damit 
den Zöglingen des Wilhelmsstiftes Gelegenheit werde, philosophische iVor- 
lesangen bei Katholiken «a hören, so werde vor Allem der Bischof, von 
dem ihm durch die Ernennung des Directors and der Repetenten dieser 
Anstalt snstehenden Rechte Gebrauch machend, das Geeignete verfügen; 
allein auch die k. Regierang werde bei Besetzung der Lehrstahle in der 
philosophischen Facaltfit aaf diesen Gegenstand die thunliche Rücksicht nehmen. 

Die k. Regierung werde auch nicht hindern, dass der Bischof einen 
Theil der Ueberschüsse aus den Erträgnissen des Intereälarfondes auf 
bischöfliche Seminarien verwende, vorausgesetzt, dass vor allem die in der 
Convention festgesetzten Verbindlichkeiten des Intercalarfonds immer erfüllt 
werden. 

Es ist non allerdings nicht zu verkennen, dass es vor Allem in den 
Wünschen des heil. Stahles liegt, dass auch in der Diöcese Rottenbarg so¬ 
bald als möglich ein Seminarium puerorum nach der Form des Tridentinnms 
errichtet werde. 

Schon in der Errichtangs-Bulle der oberrheinischen Kirchenprovinz 
„Provida solersque“ vom 16. Augast 1821 hat der heil. Stahl sich dahin 
ausgesprochen: „Cumqae ad praescriptam Sacri Concilii Tridentini pro cleri 
edacatione ac institatione seminarium paeroram Ecclesiasticum ab Episeopo 
libere regend um et administrandam existere debeat in singalis a praedietis 
tarn Archiepiscopali, quam Episcopalibas Ecclesiis, ubi is alamnorum alatur 
nameras, qaem respective Dioecesis necessitas et utilitas postulat; cum in 
qaatuor ex illis jam adesse sciamus, in reliqaa Ecclesia, quam primam po- 
terit, congrae erigendum man damus.“ 

Die Errichtung solcher Seminarien bildete auch einen der Hauptpunkte 
des an die vereinten protestantischen Regierungen der oberrheinischen Kirchen¬ 
provinz gestellten Ultimatums und ging als Art. V in die Ergänzungs-Bulle 
„Ad Dominici gregis custodiam“ vom 11. April 1827 über, wo es heisst: 
„Quinto: In Seminario' Archiepiscopali vel Episcopali is Clericoram namerus 



ali atque ad formarn Decretorum Sacri Concilii Tridentini institui ac eiu- 
eari debebit, qui Dioecesis amplitudini et necessitati respondeat, quique ab 
Episcopo congrue erit definiendus.“ 

Die Errichtong von Knaben-Seminarien ist eine Lieblingsidee des der- 
maligen glorreich regierenden Papstes Pius IX. Schon in seiner ersten 
Encyclica an alle Patriarchen, Primaten, Erzbischöfe and Bischöfe vom 
9. Nov. 1846 bat sich der heilige Vater dahin ausgesprochen: 

„Da es nichts gibt, was Andere mehr zur Frömmigkeit und Gottesver¬ 
ehrung nachhaltig unterweiset, als das Leben und Beispiel derjenigen, welche 
dem göttlichen Dienste sich gewidmet haben, und das Volk in der.Regel 
gerade so zu sein pflegt, wie die Priester, so sehet Ihr in Eurer ausgezeich¬ 
neten Weisheit selbst ein, ehrwürdige Brüder, wie Ihr mit der grössten 
Sorgfalt und dem höchsten Eifer dahin streben müsst, dass an dem Klerus 
sittlicher Ernst, Makellosigkeit des Lebens, Heiligkeit und Wissenschaft 
hervor leuchte, und die kirchliche Disciplin nach der Vorschrift der heiligen 
Canones mit allem Fleisse gehandhabt und da, wo sie verfallen ist, za 
ihrem vorigen Glanze wieder hergestellt werde. - Desshalb müsset Ihr Euch, 
wie Ihr selbst am besten wisset, nach dem Befehle des Apostels wohl 
hüten, Jemanden die Hände vorschnell aufsulegen, sondern nur jene zu den 
heiligen Weihen und zur Verrichtung der heiligen Geheimnisse zulassen, von 
welchen es sich nach einer sorgfältigen Prüfung ergibt, dass sie, ausgezeichnet 
durch den Glanz aller Tugenden und das Lob der Weisheit, Euren Diöcesen 
zum Nutzen und zur Zierde gereichen, und fern von Allem, was den Geist¬ 
lichen verboten ist, und bedacht auf Lesen, Ermahnen und Lehren, den 
Gläubigen in Wort, Wandel, in Liebe, im Glauben, in Keuschheit ein 
Muster seien, Allen Ehrfurcht einflössen und das Volk zum Christenthum 
heranziehen und für dasselbe ermuntern und begeistern. 

Besser ist es nämlich, wie unser Vorgänger Benedict XIV. unsterblichen 
Gedächtnisses sehr weise bemerkt, wenige aber gute, brauchbare und nütz¬ 
liche Geistliche zu haben, als Viele, welche zur Auferbauung des Leibes 
Christi,- welcher die Kirche ist, nichts taugen. Mit um so grösserer Sorg¬ 
falt ist darum von Eurer Seite besonders auf die Sitten und Bildung jener 
zu aehten, denen die Seelsorge anvertraut wird, damit diese, als getreue 
Verwa]ter der .vielfachen Gnade Gottes, das ihnen auvertraute Volk durch 
Spendung der Sacramente, durch die Predigt des Wortes Gottes und das 
Beispiel, guter Werke unausgesetzt weiden und pflegen, zu christlichem Leben 
und Wissen es heranbilden und auf die Bahn des Heiles zu führen sich 
bestreben ... Da es aber, ehrwürdige Brüder, Eurer Weisheit nicht ent¬ 
gehen kann, dass taugliche Diener der Kirche nur aus sehr wohlgebildeten 
Klerikern hervorgehen, und dass ihr ganzer kirchlicher Lebenslauf von der 
guten Erziehung derselben abhängt, so richtet Euern ganzen bischöflichen 
Eifer fortwährend und vorzüglich darauf, junge Kleriker schon vom zartesten 
Alter an, sowohl zur Frömmigkeit und bewährten Tugend, als auch zu 
Kenntnissen und ernstem Wissenschaften, besonders den kirchliche^, grflad- 
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lieh heranzubilden. Nichts soll Euch darum so sehr am Herzen liegen, als 
mit aller Anstrengung, Sorgfalt nnd allem Fleisse Klerikalseminarien, nach 
der Vorschrift des Concils von Trient, anzulegen, wo solche noch nicht 
bestehen, und wo »ie schon bestehen, insoweit esNoth thut su erweitern. 
Gebet, ihnen die besten Vorstände und Lehrer; sorget mit dem nachdrück¬ 
lichsten Eifer unablässig dafür, dass die jiingern Kleriker dort in der Furcht 
Gottes und kirchlicher Zucht heilig und sorgfältig erlogen, und vorzüglich 
in den heiligen, nach katholischer Lehre von aller Gefahr des Irrthums 
freien Wissenschaften, in den Ueberlieferungen der Kirche, in den Schriften 
der heiligen Väter, in den heiligen Ceremonien und Ritus sorgfältig und 
gründlich unterrichtet werden, damit Ihr auf diese Weise eifrige und fleissige 
Mitarbeiter bekommet, die mit kirchlichem Geiste und kirchlicher Wissen¬ 
schaft ausgerüstet, das Ackerfeld des Herrn zur rechten Zeit sorgfältig 
anzubauen und die Schlachten des Herrn tapfer zu schlagen vermögen.“ 

Sodann empfiehlt der heilige Vater noch ganz besonders die öftere 
Abhaltung geistlicher Exercitien, auf dass die Kleriker, aller äussern Sorgen 
sich entschlagend, ihren Geist der Betrachtung der ewigen und göttlichen 
Dinge zuwenden, die vom Staube der Welt sich zugezogenen Flecken wieder 
abstreifen, den kirchlichen Geist in sich erneuern, den alten Menschen mit 
seinen Werken ausziehen und den neuen anziehen, der da geschaffen ist in 
Gerechtigkeit ond Heiligkeit.“ 1 ) 

Wir dürfen uns daher nicht wundern, dass auch im Art. VUL der Con¬ 
vention die Errichtung eines Knabenseminariums an die Spitze gestellt ist. 

Allein wenn der hochwürdigste Bischof Joseph von Rottenburg in 
Erwägung All dieses auch noch so geneigt ist, in seiner Diöcese in 
thunlichster Bälde ein Knabenseminar zu errichten, Bo wird er hiebei doch 
auf sehr grosse Schwierigkeiten stossen. 

Zur Errichtung eines Knabenseminars, wenn es den Bedürfnissen der 
Diöcese Rottenburg entsprechen soll, gehört vor allem Geld, und zwar viel Geld. 

Man braucht ein grosses Gebäude für die Alumnen, Professoren und 
Repetenten, wo möglich mit einer eigenen Hauskapelle. Die innern Einrich¬ 
tungen, das Mobilar eines solchen Institutes, welches nicht blos für 10-12 
Zöglinge, sondern für hunderte zu errichten ist, fordert grossen Kostenauf¬ 
wand. Will man ein solches Seminar nicht wie die mindern Convicte mit 
einem Gymnasium in Verbindung bringen, so müssen besondere Professoren 
und Repetenten aufgestellt und besoldet werden; die Zöglinge müssen, wie 
in den mindern Convicten freie Verpflegung und Kleidung erhalten. 

Wer soll nun die grossen Kosten # bestreiten? Die Staatsregierung hat 
bereits die bestimmte Erklärung abgegeben, dass sie zu diesem Zwecke 
nichts beisteuere, sondern sich auf die Erhaltung der Convicte beschränke. 
Was sie zugegeben, ist, dass ein Theil der Einkünfte des Intercalarfonds, 
unbeschadet seiner übrigen Zwecke, für ein Knabenseminar verwendet wetfle. 


*) ßinzel Archiv für Kirchengeschichte und Kirchenrecht I. Theil. S. 44—48. 



Allein, wenn man die eigentlichen Zwecke des Intercalarfonds, wie sie 
in Art X. der Convention des Nähern angegeben sind: 

„Vor allem Ergänzung der Pfarrgehalte bis mir Congrna, Anweisung voll 
angemessenen Pensionen für alterschwache oder gebrechliche Pfründner, so 
Tischtitel für neu so weihende Geistliche and so den Kosten der notbwen- 
digen ausserordentlichen Vicarien and andere kirchliche Bedürfnisse“ — in's 
Auge fasst; wenn man in Erwägung sieht, wie viele Pfarreien in Folge der 
anheilvollen Zehnte and Gefällablösung unter die Congrna herabgesunken 
sind, wenn man erwägt, dass die meisten Pfarrer in Folge der bedeutenden 
Schmälerung ihres Einkommens durch dieselben Ablösungsgesetze bei eintre¬ 
tenden Krankheitsfällen oder höherm Alter nicht im Stande sind, aus eigenen 
Mitteln einen Vicar zu halten; wenn man erwägt, wie viele, namentlich 
jüngere Geistliche in Folge von Kränklichkeit in neuerer Zeit auf den 
Tischtitel gesetzt, oder doch wenigstens aus dem Jnterealarfond unterstützt 
werden müssen; wenn man erwägt, wie die Einkünfte des Intercalarfonds 
seit der Zehnt- and Gefällablösung nicht mehr so reichlich, wie früher 
fliessen, so braucht man gerade kein Prophet so sein, wenn man sagt, es 
brauchen keine sieben magere Jahre su kommen, und die fette Melkkuh sei 
der Art aasgemolken, dass für ein Knabenseminar wenig oder keine Milch, 
noch viel weniger Fett übrig bleibe. 

Oder hofft man vielleicht auf baldige Herausgabe des katholischen Kir¬ 
chenguts? Diese Hoffnung dürfte eine eitle sein. Oder soll etwa eine 
Alumnatssteuer auf die Geistlichkeit umgelegt werden ? Dies kann um so 
weniger angehen, als die Geistlichkeit in Folge der neuern Steuergesets- 
gebung schon mehr als genug besteuert ist. 

Oder will man auf milde Beiträge der Geistlichen rechnen? 

Diese werden voraussichtlich nicht sehr reichlich ausfallen und bald 
versiegen, da der grösste Theil der Geistlichen in seinem Einkommen sehr 
geschmälert ist und von allen Seiten in Anspruch genommen wird. Oder 
will man sich auf die milden Gaben der Laien verlassen? Die Beamten 
sind grösstentheils so gestellt, dass sie nicht viel geben können, und die 
Gewerbsleute klagen über Gewerbsstockung, und die reichen Bauern, welche 
von der Kirche in Folge der Ablösungen sehr viel erhalten haben, möchten 
lieber noch mehr erhalten, als der Kirche geben. 

Nach der Beleuchtung im Staatsanzeiger besteht der damalige Grund¬ 
stock des Intercalarfonds in 600,000 fl« 

Zieht man all’ die angeführten Ausgaben desselben in Erwägung, so 
wird einleuchten, dass für ein Knabenseminar nicht viel von den Zinsen 
übrig bleibe, und der Grundstock soll nicht angegriffen werden. 

Da der heil. Stuhl das einstweilige Fortbestehen der Convicte selbst 
sanctionirt hat; da die von Seite der Staatsregierung der Kirche gemachten 
Concessionen in Betreff der Convicte der Art sind, dass sich wohl annehmen 
lässt, dass diese Pflanzen, welche, obgleich auf rein staatlichen Boden ge- 



669 


pflanzt, bisher schon recht viele gute Früchte getragen haben, auch ferner¬ 
hin, wenn sie nunmehr unter Gottes Beistand von der Kirche treulieh 
gepflegt werden, gedeihlich blühen und schöne Früchte bringen werden: 
so wäre es doch, obschon auch manches Unkraut in diesen staatlichen 
Pflanzschulen aufwuchs, was selbst bei der treuesten kirchlichen Pflege 
gleichfalls geschehen wird, gewiss höchst unklug und unvernünftig, wenn 
der hochwürdigste Bischof jetst auf einmal den Waitzen sarnmt dem Un- 
kraute ausrotten würde. 

Es wird sich doch gewiss der Versuch lohnen, abzuwarten, welche 
Früchte diese Pflansschulen unter der neuen Obhut und Pflege bringen 
werden. 

Der moderne Pseudoliberalismus verspricht sich freilich von der neuen 
Organisation nicht viel Gutes. 

Er hat sieh einmal in den Kopf gesetst, Niemand als der moderne 
Staat sei im Stande su unterrichten und zu erziehen; wo die Kirche hin¬ 
trete , da verderbe das Gras, und alle Blüthe der Wissenschaft ersterbe, 
licht und Wärme sei nur im Staate; wo die Kirche, da sei Unfruchtbarkeit 
und eitel Finsterniss. 

Man höre und staune, wie dieser Liberalismus sich vernehmen lässt. 
Weil in Art. IX. der Convention noch weiter bestimmt ist: 

„Die katholisch theologische Facultät an der Landes-Universität steht 
in Bezug auf das kirchliche Lehramt unter Leitung und Aufsicht des Bischofs; 
demnach kann derselbe den Professoren und Docenten die Ermächtigung und 
Sendung su theologischen Lehrvorträgen ertheilen und nach seinem Ermessen 
wieder entziehen, das Glaubensbekenntnis abnehmen, auch ihre Hefte und 
Yorlesebücher prüfen“ — so erhebt die mehrerwähnte Professorenstimme in 
der Jenaer Minerva folgende Jeremiade: 

„Was bei den Volksschulen wünschenswert!) ist, das gilt noch weit 
inehr von den gelehrten Schulen, deren niederste Klasse, die sogenannten 
lateinischen Schulen, in Würtemberg gleichfalls unter der Aufsicht der Geist¬ 
lichkeit steht. Gerade hier entsteht aber durch die Anforderungen der Kirche 
eine eigentümliche Verwicklung. Die katholischen Theologen Würtembergs 
erhalten ihre Erziehung vom 14. bis 18. Jahre der überwiegenden Mehrzahl 
nach in den zwei sogenannten niedern Convicten, welche mit den Gymnasien 
der betreffenden Städte in der Art verbunden sind, dass den Convictzöglingen 
4er Unterricht ganz in diesen Anstalten ertheilt wird. Für die Universitäts¬ 
jahre ist das Convict in Tübingen bestimmt, dessen Bewohner aber, wie 
andere Studirende der Theologie, die theologischen und philosophischen Vor¬ 
lesungen besuchen. 

Die katholische Kirche macht nun den Anspruch, ihre künftigen Geist¬ 
lichen selbst zu erziehen. Man vergleiche Artikel VQI der Convention und 
die Beleuchtung im Staatsanzeiger. Diese Zugeständnisse glaubt der Ver¬ 
fasser seien gewiss Alles, wozu eine protestantische Regierung der katho- 
liadtMi Kirche gegenüber sich herbeilassen konnte. Dass solcho Anstalten 
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der völlig freien bischöflichen Auctorität unterstellt sein sollen, das laute schon 
bedenklich. Denn theils dürfte der Staat auf diejenige Aufsicht, welche er 
jeder Privatlehranstalt gegenüber ausübe, in keinem Falle verzichten 5 theils 
handle es sich aber hier nicht um einen blossen Privatunterricht,. sondern 
ttm die Vorbereitung su dem Atat, dem der Staat wesentliche bürgerliche 
Functionen anvertraut hat / so lange diese nicht von dem geistlichen Amte 
getrennt werden, so lange der Klerus sepne bisherige Stellung im Staate 
behaupte, werde auch der Staat seinerseits Recht und Pflicht haben, bei den 
Anstalten für die Bildung der Kleriker nicht blos als müssiger Zuschauer 
sieh su betheiligen. Mit welcher ungleichen Elle hier das Concordat messe, 
seigen seine Bestimmungen über die gegenwärtigen katholischen Convfcta» 
Wenn der Bischof eigene Anstalten gründe, soll der Staat nicht das Geringste 
darin Zusagen haben; in den Anstalten dagegen, welche^ der Staat Uber alle recht*- 
liehe Verpflichtung hinaus, aus seinen Betteln gegründet habe (?) und aus 
seinen Mitteln unterhalte, in diesen Anstalten werde dem Bischöfe so fast 
Alles in die Hand gegeben, dass der Staat in den wichtigsten Beziehungen 
nicht mehr Herr im eigenen Hause sei. Man müsse sich fragen, welchen 
Werth es für den Staat noch haben könne, mit schweren Kosten Institute 
für Kleriker zu unterhalten, wenn er über die Richtung dieser Institute nichts 
mehr zu bestimmen habe. Denn auch die Vortheile, welche die ministerielle 
Denkschrift von der regelmässigen Gymnasial- und Universitäts-Bildung der 
katholischen Geistlichen in beredten Worten zu rühmen wisse, werden durch 
die weitern Bestimmungen des Concordats grossentheils wieder aufgehoben» 
Die künftigen Geistlichen sollen ja schon in den Gymnasien nur von Geist¬ 
lichen unterrichtet werden, die als solche ganz abhängig vom Bischof sind; 
ihre theoligischen Lehrer werden gleichfalls mit ihrer akademischen Wirk¬ 
samkeit ganz und gar in seine Hand gegeben; selbst in den philosophischen 
Fächern wird dafür gesorgt, dass sie von keinem fremdartigen Hauch be¬ 
rührt werden; wie lässt sich da hoffen, dass Leute’ die in solcher Art gegen 
alle geistigen Einflüsse, ausser denen des herrschenden kirchlichen Systems, 
abgesperrt wurden, „mit den übrigen wissenschaftlich gebildeten Ständen 
auf der gleichen Stufe allgemeiner Bildung stehen “ und alle die Früchte 
bringen werden, „welche das Vorhandensein gebildeter und einflussreicher 
Männer in den einzelnen Gemeinden des Landes mit sich führt 7“ Ln Ver¬ 
gleiche mit der bisherigen Erziehung des katholischen Klerus, die doch für- 
wahr der katholischen Kirche Würtembergs nur Vortheil gebracht habe, 
lassen sieb die neu vorgeschlagenen Einrichtungen nur als ein Rücksehritt 
bezeichnen. Dieser Rückschritt in der klerikalen Bildung soll nun aber über¬ 
dies auch auf die allgemeinen Staatsanstalten zurückwirken, aa denen die 
katholischen Theologen ihren Unterricht erhalten. 

Während die Bildung eines selbstständigen philologischen Lehrstandes 
eine dringende, in Würtemberg viel zu sehr vernachlässigte Forderomg unserer 
Zeit sei, soll die Erfüllung dieser Forderung für die katholischen Landes— 
theile nun auch aaf alle Zukunft hinaus dadurch so gut wie unmöglich ge— 
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macht werden, dass von den drei katholischen Gymnasien zwei ausschliesslich 
mit Geistlichen besetzt werden —• nur damit die künftigen Kleriker nicht 
in die Gefahr kommen, den Unterricht in der lateinischen Sprache oder der 
Mathematik von Jemand zu erhalten, dessen Haupt nicht durch die sieben 
Weihen gegen allen Einfluss der profanen Wissenschaft gefeit ist. 

Der gelehrte Verfasser geht hier von der Voraussetzung aus, die Philo-» 
logie und profane Wissenschaft sei das ausschliessliche Privilegium der Laien, 
und lässt sich des Weitern also vernehmen: „Während der Fortschritt der 
Wissenschaften nothwendig von Zeit zu Zeit Aenderungen im gelehrten Unter¬ 
richtswesen nöthlg macht, wird an den genannten Gymnasien jede Aenderung 
des jetzigen Lehrplans von der Zustimmung des Bischofs abhängig gemacht, 
der als solcher weder von den Bedürfnissen des philologischen Unterrichts 
etwas zu verstehen, noch andere, als die kirchlichen Interessen zu Rath zu 
ziehen braucht. Wenn der Bischof nicht will, muss die Regierung auf Durch¬ 
führung der dringendsten Verbesserungen in ihren Lehranstalten verzichten.“ 

Der gegenwärtige Bischof war mehrere Decennien Professor der Philo¬ 
logie an einem Gymnasium und Rector desselben, er braucht bei dem ge¬ 
lehrten Laienprofessor sicher nicht in die Schule zu gehen, um Philologie 
zu lernen, oder sich über die Bedürfnisse und Verbesserungen der Gymnasien 
Raths zu erholen. 

Nun kommt aber noch ein wehmüthigeres Klaggeschrei. 

Die theologische Facultät der Landesuniversität, bisher in ganz Deutsch¬ 
land und über die Gränzen Deutschlands hinaus wegen ihrer wissenschaftlichen 
Leistungen geachtet, soll in eine Stellung versetzt werden, die ihrer wissen¬ 
schaftlichen Selbstständigkeit den Todesstoss geben müsste. Ihre Mitglieder 
sollen aus unabhängigen, vom Gesetze geschützten Staatsdienern in Diener 
des Ordinariats verwandelt werden, denen der Bischof ihre Lehrbefugnisse 
in jedem Augenblick wieder entziehen kann, ohne auch nur einen Grund 
hiefür anzugeben; die bei jedem Wort ihrer Lehrvorträge zu erwägen haben, 
ob es wohl auch die Feuerprobe der bischöflichen Controie bestehen werde. 

Es liegt am Tage, dass damit der wissenschaftlichen Thätigkeit dieser 
Männer die Lebensluft entzogen wäre, ohne die sie sofort verkümmern 
müssten; dass sie auch auf ihre Zuhörer nicht mehr mit dem Gewichte einer 
freien wissenschaftlichen Ueberzeugung wirken, dass sie zu der frischen 
selbsständigen Forschung, die ihnen selbst untersagt wäre, keine Anregung 
geben könnten. Um so mehr dringt sich aber die Frage auf, was eine so 
unselbstständige Körperschaft an einer Universität sollte? 

Das Leben der deutschen Universitäten beruht ganz wesentlich auf der 
wissenschaftlichen Freiheit ihrer Lehrer; um sie sicher zu stellen, ist den 
Professoren ihre geschützte äussere Stellung eingeräumt; die deutschen Re¬ 
gierungen haben bisher diese Freiheit in der Hauptsache geachtet und von 
der Öffentlichen Meinung wird sie so eifrig bewacht, dass jeder Angriff auf 
dieselbe stets die lautesten Besorgnisse wach gerufen hat. Eine deutsche 
Universität ohne Lehrfreiheit ist ein Unding. Was dem Ganzem unentbehrlich 



ist, kann einem Theil desselben nicht entzogen werden, ohne das Ganse 
auf’s'Tiefste za gefährden; wenn die Universitätslehrer im Allgemeinen in 
ihrer wissenschaftlichen Freiheit and ihrer bürgerlichen Stellung geschützt 
sind, können nicht die Mitglieder einer Facaltät zu widerruflich angestellten 
Dienern einer Behörde gemacht werden, die ihrer Natur nach ausser allem 
Zusammenhang mit der Universität steht; wenn Jene ihre wissenschaftlichen 
Ueberzeugungen frei zu suchen und vorzutragen haben, können nicht diese 
auf die Ausführung eines Programms beschränkt werden, das eine aussen 
stehende Macht ihnen . vorschreibt. 

Nicht allein, weil die Würde der Universität dies verbietet, nicht blos 
weil die bischöflichen Professoren in ihrer Abhängigkeit neben ihren freier 
gestellten Collegen eine gar zu schlechte Rolle spielen würden, weil die 
Facaltät, welche sie zu vertreten hätten, weder von ihren Lehrern noch von 
den Studirenden als ebenbürtig anerkannt, weil sie immer als ein fremd¬ 
artiges lästiges Anhängsel behandelt würde, sondern vor allem desshalb, weil 
wirklich die wesentlichsten Interessen der Universität durch diese Verbindung 
verletzt würden. 

Denn als ein Glied der Universität müsste die katholische Faculttt 
einerseits verlangen, dass man in den allgemeinen Universitätseinrichtungen 
auf ihre eigenthümlichen Verhältnisse beständig Rücksicht nehme; anderer¬ 
seits hätte sie aber bei all’ den Fragen, welche das Universitätsganze be¬ 
treffen, bei der Handhabung der Disciplin, bei der Verwaltung der Einkünfte, 
der Leitung der Institute, bei Berufungen, bei Vorschlägen über die Ein¬ 
richtung der Stadien u. s. w. so gut wie jede andere Facaltät mitzu- 
sprechen. 

Bis zu welchem Grade würde dadurch die freie Bewegung der Univer¬ 
sität gelähmt, welche fremdartige Einflüsse ihr aufgedrungen? 

Damit nicht zufrieden, bestimmt aber das Concordat überdies auch noch, 
dass um der katholischen Theologen willen, immer ein Theil der philoso¬ 
phischen Lehrstellen neben ihren etwaigen protestantischen Vertretern mit 
Katholiken besetzt sein solle. 

Für die Geschichte hat dies die würtembergische Regierung bereits zu¬ 
gegeben; für die philosophischen Fächer versteht es sich gleichfalls; eine 
katholische Philologie ist wenigstens anderwärts lebhaft verlangt worden, 
und wenn die künftigen Theologen in Würtemberg so ungewöhnlich sensibel 
sind, dass der Gymnasialunterricht derselben nicht einmal katholischen Laien- 
anvertraut werden kann, so werden sie sich noch weniger auf der Univer¬ 
sität einen Klassiker von einen Protestanten erklären lassen dürfen. 

Man könnte glauben, dies sei die Ansicht eines von Vorurtheilen be¬ 
fangenen, gegen die katholische Kirche feindlich gesinnten, intoleranten 
Mannes, dessen Expectorationen von keiner Bedeutung seien. 

Allein was sollen wir dazu sagen, wenn wir in der ausgesprochenen 
Ansicht desselben ein Spiegelbild der Herzensmeinung des grössten Thailen 
des academischen Senates der Alma Eberhardiana erblicken? 
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Soeben lesen wir im deutschen Volksblatte: Der Schwab. Merkur 
vom 24. Febr. schreibt: „Dem Vernehmen nach haben sich im Schoosse des 
Senats der Universität Tübingen Bedenken darüber erhoben, ob die dortige 
katholisch-theologische Facultät nach der durch den Concordatsabschluss 
erfolgten Veränderung ihrer Stellung fortan in der Lage sei, als freies Mit¬ 
glied in bisheriger Weise an der academischen Körperschaft theilsunehmen, 
und soll hierüber in vergangener Woche Berathung gepflogen und nun 
Beschluss gefasst worden sein.“ 

Anderm Vernehmen nach hat Herr Professor Hugo Mold den Antrag 
auf Ausschliessung der katholisch-theologischen Facultät gestellt, und wurde 
dieser Antrag vom Senate angenommen. 

Wie der Merkur ändertet, ging die Majorität des Senats bei diesem 
Beschlüsse von der Annahme aus, die katholisch-theologische Facultät habe 
in Folge der Convention aufgehSrt, frei zu sein; sie könne darum kein 
ebenbürtiges Mitglied der academischen Körperschaft mehr bleiben, da die 
Mitglieder dieser 1 'Körperschaft der Freiheit gemessen müssen. 

Dagegen ist nun zu bemerken, dass die katholische Facultät durch die 
Convention keine andere Stellung zum Bischöfe erhielt, als sie schon vor 
der Convention factisch bestand; ihre bisherige factische Stellung wurde 
hur rechtlich 'normirt und vertragsmässig anerkannt. Wenn die' Majorität 
des Senats die katholische Facultät für unfrei ansieht, so kann |nan sich 
eines Lächelns nicht erwehren, denn unwillkürlich drängen sich da die Mass- 
regeln in Erinnerung, welche einen Dr. Mak, Vischer, Reyscher, Robert 
Mold, Schwegler, Zeller trafen. Diese Namen könnten abrathen auf die Frei¬ 
heit der academischen Körperschaft nicht zu hoch zu schwören. 1 ) 

Wundern mussten wir uns, dass auch der frühere Universitäts-Professor 
Reyscher, welchem wir mehr Unbefangenheit und Sachkenntniss zugetraut 
hatten, sich in so befangener und oberflächlicher Weise über die Convention 
ausspricht und allenthalben Gespenster sieht. 2 ) 

Der „Beobachter** bringt in neuester Zeit mehrere Artikel über die 
Convention , welche von Sachkenntniss und ziemlicher Unbefangenheit 
zeugen. 

In Betreff des Verhältnisses der Kirche zu den höhern Lehranstalten, 
wie solches durch die Convention normirt ist, bemerkt der Verfaser rück¬ 
sichtlich des Vorwurfes, dass die Convention die Freiheit der Wissenschaft 
in die grösste Gefahr bringe: 

„Da brüstet man sich mit der deutschen Lehrfreiheit als dem Lebens¬ 
element der deutsche^ Universitäten; ja auch wir verlangen sie, und wohl 


*) Deutsches Volksblatt vom 25. Febr. 1858 Nr. 45. 

*) „Das Österreichische und das würtembergische Concordat nebst den separaten 
Zugeständnissen verglichen und beleuchtet von Dr. Reyscher . Tübingen bei 

Fnes 1858. 

Mosfs Archiv für kalk. Erchenrecht. II. Band. 
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mit tieferem Einst, als unsere Gegner. Aber müssen wir dpnn mit einem 
Ipfandum regina die ganze Geschichte der Universitäten erst ins Gedäehtniss 
zurückrufen, um den Beweis zu führen, dass diese absolute Lehrfreiheit 
nicht bestanden hat und nicht besteht, sondern von dem jeweilige» politischen 
und staatsrechtlichen Systeme abhängig war? 1 ) wie oft und wie sehr 
namentlich die evangelisch-theologischen Facultäten den Druck der wech¬ 
selnden Ansichten des evangelischen Kirchenregiments zu fühlen hatten? 
Bedarf ja die Staatsbehörde, um ihr unangenehme Lehrer zu entfernen, nicht 
einmal des §„ 47 der Verfassung, es genügt eine einfache Verletzung unter 
Vqrbehalt des Rangs und Gehaltes, Wir sagen das einfach zu dem Zwecke, 
um zu zeigen, mit welchem Masse man auch in dieser Frage misst, Wann 
ein Mitglied von der katholisch-theologischen Facultät von der Universität 
entfernt wurde (Dr, Mak wegen des Votums in Sachen der gemischten 
Ehen), weil dasselbe dem Staate missliebige theologische Ansichten geäussert 
hatte; so fand m$n dagegen keine Worte; aber wenn der katholischen Kirche 
ein Einfluss auf die öffentliche Lehre der katholischen Religion eingeräumt 
werden will, so soll die, ganze Universität damit gefährdet sein.. Wir 
wollen die Lehrfreiheit, aber eben weil wir sie in möglichster Unbe¬ 
schränktheit wollen, so verstehen wir darunter nicht blos Freiheit gegen 
die katholische Kirche zu lehren, sondern auch das Recht die katholische 
Lehre unbehindert vorzutragen. 

Und wenn wir in allen andern Facultäten die katholische Kirche 
beliebiger Behandlung preisgeben, so verlangen wir anderseits für die kathoL 
Facultät nur das Anerkenntnis dessen, was aus der Eigentbümlicbkeit der 
katholischen Lehre, welche der Staat mit der Selbständigkeit . der Kirche 
zugleich anerkannt bat, von selbst folgt. Die katholische Lehre gründet 
sich auf feste Glaubenssätze, deren Entwicklung in dei* Wissenschaft, kein 
vages Belieben verträgt. 

Die Facultät hat die Aufgabe, diese positive katholische Lehre den 
künftigen Geistlichen mitzutheUen. Ob dies in richtiger Weise geschieht, 
das kann nicht vom Staate beurtheilt werde». Der Bischof hat den Beruf, 
Uber den katholischen Glauben zu wachen. Wenn aber die Lehrfreiheit der 
Universität es nicht vertragen sollte, dass an ihr die katholische Wissen¬ 
schaft in ungefalschtem kirchlichen Sinne vertreten sei, so möge man es 
unterlassem, überhaupt von einer solchen Freiheit zu sprechen. 

(Schluss, folgt.) 


*) Es durfte an der Zeit sein, dass namentlich die katholisch-theologische Facultät 
über ihre Schiksale und Erlebnisse seit ihrer Verbindung mit der U n iv e r si tät 
Tübingen den nOthigen Aufschluss gebe. 
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De Jure Mtom. JPontificia Coneilia oecumeniea 
eonrocandi iisque praesidendi . 

(Fortsetzung und Schluss.) 

Caput m. 

De Concilio Chalcedonensi. 

Recolenda ante omnia breviter est historia haeresis Eutychetis Latro- 
cinjique Ephesini, ut eo luculentius suprema Pontificis Romani potestas super 
hoc conciliutn pateat. Ad conciliam ipsum autem, quod spectat, non solam 
de nudo facto constat, quod a Romano praesnle sit convocatum, sed in tutp 
quoque positum est jus Romanae urbis Episcopi ac mirifico quodam spien- 
dore vel invitis in oculos ita occurrit, nt tarn contra devios a fide catholica 
quam contra illos catholicos, qui veneno haereticoram nonnihil infecta 
nutriunt sensa, statui merito possit, ipsius s. Leonis auctoritate Conciliam 
Cbalcedonense fuisse convocatum, ipsumque per suos legatos sacrae synodo 
praesedisse. 

ARTICULÜS I. 

De Convocatione Condlii Chalcedonensis. 

' \ 

17. Entyches Archimandrita a S. Leone Papa hactenus ln honore 
habitus fuerat ob nelum, quem adversus Nestorianam baeresim praeseferebat. 
Ast hoc- seid viam sibi sternebat ad novam haerestm Nestorianae e diametro 
oppositam introducendam; eodem quo Nestorius usus falso principio, videlicet 
multipHcatis naturis, necesse esse ut multiplieentur personae, et viceversa, 
docuit, aicut in Christo ona est tantom persona, ita qaoqae unicam tantnm 
debere esse naturam« Quö in sensa anam dixerit naturam, an per mutationem 
vel conversionem naturae Divinae in humanam, an per absorptionem natarae 
humanae, an demum per commixtionem Tel confasionem . .. dispntant inten 
se theologi; sed nobis non vacat bnic rei immorari; fortassis insensatas 
senex nulla fere alia re, praeterquam saperbia et pertinacia conspicuas, ipso 
nescivit quid bac in re senserit, sed modo in hunc modo in alium sensum 
locatus fuerit, quo facilias se expediret difficultatibas, quibus urgebatar. 

Reliqaa hic breviter ex Evagrio scbolastico Lib. 4« bist. eccL c. 9. eXhf- 
bemos: „Hujus (Flaviani) temporibns mota est qaaestio de impio Eotyche? 
collecta particulari synodo apad Constantinopolim, cum Eusebius Borihte! 
Episcopus libellos porrexisset, is qui jam pridem, dam Rhetor esset, im- 
pietatem Nestorü primus eoargaerat. Eutycbes igitur cum ad 8ynodmtt 
voeatus non venisset, ac deinde coram eonvictus esset, haee dfxisse fertar: Fstsor 
Domnmm Nostram Jesum Christ um ante nnttionem qurdem dass habaisStf 
naturasi post nnitionem vero unsnt dumtaxat naturam eonfiteor. Sed et 
corpus Dombat pegabat qjosdem eise sobatantiae^ ceja* sunt nostra: depoaitw 
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est. Sed cum libellam precum obtulisset Theodosio, quasi acta Synodi fal- 
sata fuissent a Flaviano, primum quidem collecta est Constantinopoli Synodus 
Vicinorum Episcoporum. In qua praesentibus etiam quibusdam magistratibus 
Flavianus judioatus est.“ 

Deinde actum fuit de convocando Concilio Epbesum, quod et factum 
fuit, sed ob Dioscori tyrannidem, et Chrysaphii, qui tune plurimum in palatio 
poterat, praepotentem dominatum, plurima ibi infanda et nefanda commissa 
fuerunt, ac violenter omnia peracta sine libertate votorum: Legatis Aposto- 
licis negata praesidentia, et lectio Epistolae S. Leonis: S. Flavianus tarn 
-male exceptus, ut paulo post ex vulneribus martyr occubuerit, ac demum, quod 
caput rei est, Eutyches absolutus et in pristinum restitutus fuit. Ob haec 
-aliaque nefanda Conciliabulum illud jure merito sibi proprium obtinuit nomen 
’Latrocinü Ephesini; nam in consessu latronum pejus fieri non potuit quam in 
illo conciliabuio sub attentata praesidentia Dioscori, una cum potestatis saecu- 
laris abusu. Haec ex actis Ooncilii constant, et videri etiam potest eom- 
pendiosa relatio Evagrii. 

18. Interim Eutyches post suam condemnationem in Concilio Constan- 
tinopolitano sub Flaviano, recurrerat ad S. Leonem conquestus se inique 
damnatum, et appellationem ab ipso factam ad Sedem Apostolicam non fuisse 
susceptam, simulque significavit Nestorianismum quorumdam rursus studiis 
pullulare; porro solita haereticorüm fraude doctrinam Catholicam Nestorianis¬ 
mum vocabat. Tune S. Leo nondom acceperat Flaviani relationem de gestis 
in Conc. Constantinopolitano; unde ad Eutycben rescribit laudans ejus selum 
contra haeresim Nestorianam, ad Flavianum vero se mirari, quod nihil hac- 
tenus de negotio, de quo ab Imperatore et Eutyche fuerat edoctus, ad se 
retulisset, quodque Eutychis, qui citatus in Concilio comparuerat, appella¬ 
tionem ad Apostolicam sedem non suscepisset. Sed deinde S. Pontifex 
accepta Flaviani relatione, quae forte seriös advenerat, ex Euticbeti faventiom 
machinatione, de tota re edoctus, celebrem illam dedit Epistolam ad Flavia¬ 
num, qua vera traditur fides de Divina Incarnatione, quaque Nestorii acque 
ac Eutychetis impietas condemnatur, quaeque deinde in Concilio Chalcedo- 
nensi ut norma seu regula definitionum extitit. 

19. Eo in statu res erat, cum Imperator Theodosius, qui nimis facile 
povatorum atque aulicorum fraudibus et astutia circumveniri se sinebat, ex 
equo in venatione lapsus insequenti nocte vitae finem fecit. Imperii Guber- 
nacula ad S. Pulcheriam pervenerunt; quae Marcianum Senatoren!, non qui- 
dem prosapiae nofoilitate, sed prudentia, virtute ac religione conspicuum in 
conjugem cum pacto servandae virginitatis, et consortem imperii adscivit. 

Tum vero rerum Status in melius mutatus, ao cogitari coeptum fuit de 
Oecumenica Synodo convocanda, ad perturbatas Ecclesiae res componendas, 
Directae fuerunt litterae nomine Valentiniani Imp. Occidentis, et Marciani 
ad S. Leonem Papam, (exhibentur apud Harduin. Tom. 2. Coli. 42), in 
quibus dicitur: omni impio errore sublato , per ceiebrandam Synodtim, te 
auetore, ptyxima pax circa ottmee epUcopo» fidei cqtholicae fiat. 
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Et paolo infra, quare cum omni dlacritate eo se tonfetre digHetur et'- 
Synodum celebrare tel, si hoc ei grav,e videbitur, suis litteris significet , 
ut sacris litteris Episcopis vocatis , in qua placuerit civitate, fidei conve » 
mentia decemantur. 

Quum ea aatem, qa«e ad convocationem hujus sacrae syaodus spectanf, 
paulo accuratiorem coram sibi vindicent, ordini simul et brevitati consaletiteS' 
omnia argumenta afferenda in tres dispescemas classes, qnarutn prima ea 
continebit, qnae desumimus ex iis, quae concilium praecessere, altera vero 
ea, quae ex ipsius concilii actis exnrgent; et teriia denique ea, quae de» 
promemas ex iis, qaae concilium consecota sunt. 

Ante omnia nostram merentur attentionem epistolae Imperatoris nec non 
Imperatricis ad S. Leonem datae, quippe quae comparatae ita sunt, nt- 
splendentem huic materiae neeessario affondant lucem. Poscenti itaqoe Pon- ' 
tifici, ut Concilium generale conYocaretur ad sananda rectae fidel infilcta a • 
Latrocinio Ephesino volnera Marcianus respondet: „Ad hoc maximum imperfom ■ 
venimus Oei providentia et electione Senatus excellentissimi cunctaequae mi- 
litiae. Unde pro reverenda et catholica religione fidei Christianorum, cajas 
auxiliis virtutem nostrae potentiae confidimus gubernari, tuam Sanctitatem ’ 
principalum in Episcopatu divinae fidei possidentem, sacris litteris in prin- ’ 
cipio justum credimus alloquendam: invitantes atque rogantes, ut pro firmi- 
tate et statu nostri imperii, aeternam Divinitatem tua Sanctitas deppecetur; > 
ut et tale propositum atque desiderium habeamus, quatenus omni impio errore ' 
sublato per convocandam synodum , te auctore ( dia tfjg avyxQOTfi&elorj'g \ 
tavzrjg avvödov, aov av&evrovvxog} maxima pax circa omnes episcopos fidei 
catholicae fiat, ab omni soelere pura et intemerata consistens.“ Sic ille 1 

Quid quaeso haec sibi yolunt: anonveTtcu daeßrjg aXavt] dia ovyxgo- 
vrjd'eiorjg.. awodov, aov avSevtowTog:. trjg arjg dytoovviyg emanonovaag : 
xo< ägXovaag; tollitur impius error per convocandam synodum, te auctore, 
cum Sanctitas tua principatum in Episcopatu obtineatf Aut nihil haec 
significant, aut certe hunc fundunt sensum: Synodiis convocanda, nisi eäm 
suo velimus frustrari fine, null um alium praeter te, qui princeps es Episco- 
porum, habere auctorem potest; a nullo alio potest procedere, nisi spei af- 
ferendae vulneribus medeiae valedicere velimus. Tuam ergo mihi digneris ad 
hoc concilium convocandum neeessario requisitam auctoritatem communicare, 
ut ita omni errore sublato pax restituatur ecclesiae. 

Huic Imperatoris epistolae succedit altera Augustae S. Pulcheriae, quae 
non minus praedara in rem nostram oontinet verba: „Tua reverentia (r) arj 
evaeßsid) quocumque modo prospexerit significare dignetur (xaiF ov äv 
(paveiri tponov, orjpaPat xata^uoaei); ut omnes etiam totius Orientis Epis» 
copi, Thraciae atque Olyrici, sicut etiam nostro Domino piissimo Imperator! 
meo eonjugi placuit, in unam civitatem velociter ab Orientalibus partibas; 
valeant convenire, et illic facto coneilio.. de catholica cOnfessione... te 
auctore deeernant.“ Ex quibus patet, persuasum omnino fuisse Pulcheriae,. 
nec Imperatoren licite posse convocare Episcopos ad celebrandam synodum, 



nee Episeopos ipsos valide ad hec convenire, nisi prius ipsisSammi Poniificia 
innotuerint dispoeitiones; Weo enim ex S. Leone de modo, qno ipse pro— 
spexerit, quaerit, „ut omnes Orientis Episcopi... in tmam civitatem valeant 
convenire, et illic de fide decernant“ (IV« navtee... trjg ävavoXijg o£ 
InUsxoTtoi.... sie jukkv TtoXiv ifjv taXiatrjv ... noQctyhviavxai* xaxe «re... 
tssqI öfioXoyiag ... ögioiaotv.') 

Ab hac Angastae persuasione band dissona ipsum Marcianum fovisso 
sensa, etiamsi abunde jam pateat ex ea, quam citavimus ad S. Leonen» 
epistola, splendidius tarnen adhuc eonficitor ex aliis Imperatoris ad eundem 
S. Pontificem litteris, quae plane ostendunt, eum nullatenus credidisse, sibi 
fas esse ad celebrandam synodum eogere Episcopos, nisi prius ad id facul- 
tatem a Romano Pontifice obtinuisset. Postquam aui studii atque Zeli pro 
toenda re catholica mentionem injecit, in hiinc modum pergit Marcianus c 
„quapropter reverendissimoa viros, quos ad nostram pietatem Sanctitas ton 
direxit, libenter et sicut decebat, animo grato suscepimus. Superest, nt si 
placnerit tuae Beatitudini in bas partes ad venire, et synodum celebrare, hoc 
facere religionis affectu dignetur: nostris utique desideriis vestra sanctitas 
Batisfaciet, et sacrae religioni, quae utilia sunt, decernet. Si vero hoc onerosam 
est, nt tu ad has partes advenias, hoc ipsum nobis propriis litteris tna 
Sanctitas manifestet Qtovto avtö rjjxtv Idiotg xarafirjvvost yoa/u/naoiv rj mj 
äyioavvrj ), quatenus in omnemOrientem et in ipsam Thraeiam et illyricom 
sacrae nostrae litterae dirigantur (ioate x. %. X. Seien fjidteQat artoara- 
Xrjaovtat 7t(wpioyfoeis), ut ad quemdam definitum looum, ubi nobis pla- 
cuerit, omnes sanctissimi Episcopi debeant convenire, et quae Christianorum 
religioni atque catbolicae fidei prosint, sicut Sanctitas tua secundum ecelesia- 
sticas regulas definivit, sua dispositione deelarent (xaSwg rj ar t äyioavvrj 
xaztk xovg exxXrjGiaatixovg xavovag diervmaoe). Nihil ergo manifestius 
quam quod Marcianus non voluerit, non potuerit, et quod caput est, non 
censuerit se posse ad Episcopos mittere suas sacrat litteras conoocatorias, 
nisi prius propriam S. Leonis epistolam hac de re accepisset, uti ipse ait 
Idiotg ygcifinaaiv. Quae cum ita sint, quaero jam, quid ex omnibus hucus- 
que disputatis sit consequens. Certo nullo alio paoto hoic satisfieri quaesito 
potest, nisi ajendo, ea, quae praeoesserint Conoilium Ohalcedonense, non 
solummodo factum ipsum probare, quod auctoritate Romani Pontificis fuerit 
coactum, verum etiam ipsius juris, Romanae Sedi propriis ibique inseparabiliter 
connexi, illustre praebere ac minime suspectum documentum. Convertamus 
jam sermonem ad eas, quas ad alteram elassem diximus posse rqvocari pro- 
bationes. Et angustiarum temporis rationem habentes prolixiorem actorum 
tractationem non instituimus, sed compendii instar duo ex ipsis gestis ad 
thesim nostram probandam opportune deducimus et idonea argumenta. Primnm 
autem eruitur ex convocatoriis a Marciano ad omnes Imperii Episcopos- et 
neminatim ad Anatolium Constantinopolitanum direclis litteris. Heo enim 
Imperatori placuit, Praesules totius Orientis et Thradae et Illyrici ad cele¬ 
brandam synodum convenire, qnia, : ut ipoe soribit, Epistola Sanctissimi Epis- 
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copi inclytae örMs Romaer Leonis indicat (jlf htWToXr) tov &to<piXeotatov 
budr.6iiov ifjir iPdotov n6Xtrog Fb&prjg A&ovdog SrjXtji) dubitatiottes qnäs- 
dam (ßitrptßoXlccq rtvag) circa orthodoxem fidem motas esse.“ Episcopis 
igitur tamquam mötivtim hnjus coaToeandi concilii Marcfanus proponit Ro¬ 
mani Pontiftcis epistolam, ejusqne tenorem aperit. 

Quam probationem altera exclpit deprompta ex SynodiOä Concilii ad 
8 . Leoneffl data: Stiani anspicatirelationem a verbis propheticis: „Repletum 
est gaadio os nostrum, et lingaa nostra eXultatione“ ea Patres sibi a Dirtna 
gratia scributtt esse coaptata propter dominicam Agnitiönem (trjg dtdrtötixijg 
yvaiomg) nnno etiam ad se usque Beato Petro cnstode atqae interprete pro- 
venientem. „linde et nos, sie pergnnt PP. Chälcedoöenses, habentes te, 
tamquam dudem, inckoatorem atque auctotem (äqXqyov) bonorum ecclesihe 
filiia haereäitatem tortemque veritatis oetendünusV Qaae vethA, bist ea 
sensa'essevacaa dicere Telhtous, procul dubtö in Idee pottunt, neminem aUttln 
praeter 8: Leonem omniam illorum, qaae memorant Patres, bonotum äuctotetn 
inchoatoremqne esse eensendntn, qüod tantattdem ettt de asserere, concilidm 
ipsum, utpote proprium infinitae illios ac ttnitersalis exultationls fontem et 
Original», m 'Romano ’Pötttifice suam agnoscere proprium auctorem. 

Aceedentes ad ea, quae tertio loco ponenda esse affirmavimus Argumenta, 
nihil aliud praestAtodum snperest, quam quaerere, quid ecclesiastfci scriptores' 
itiius ac subsequentis actatis nobis hac de re litteris consignatum reliquerittt. 
Jam vero MoeSiae Episcopi haec ad Leonem impefatorem dhdgunt rerba: 
„In Chaleedonensium civitate multi Episcopi convenerunt per jtissionem 
Leoifis Romani Pöntifieis, qdi vere caput est Episcoporum.“ Gelasins autem 
Papa in sois ad Dardaniae Episcopos litteris haec habet: „Apostofictt sedes 
pro veritate nt Synodüs Chaleedonensis fleret, sola decrevit.“ Hisce con- 
sona sunt, quae scribit Theodoras Lector 1. I. Oollectafi. „MArciatras et 
Pulcheria inqtüt l^oni Papae Romano serfpserunt, iHique cunctam Attctori- 
tatem tribaerunt.“ Atque haee dteta sint de contocAtiofle. 

ARTICÜLÜS fl. 

Quü et, qm jurepraetedprü Concilio Chalcedonensif 

Aheram partem, quod S< Leo per legatos sttdS Synodo Chalcedonensi 
praefüerit, soHdis com probare argtimettüs mittos operctetrm sttne est, cum 
sufficiat Tel ipsa acta aperire, cumque quaevis pagina rdoneum ad rem cött- 
fteieudm» sabministret derumentuw. Bx fmtagine igtfflr testimottittrnM, quae 
addaci possenr, ea seltgenras', quae rem magftt dfrecte et luctileirtör videtttur 
in aprieo punere. fit hie qirnque OrtHttf» roemores et breyft&tis tria, ut in 
praeeedenti propositione, coMBtituefflus probationum getterA, proot depromuntur 
vet ex Hs, quae antb ipsum Oonefliui» aeddere, tel e5c fpsius Concilii actis, 
Tel ex üo, qaaeittod sunt consMMa. Et in prirto genette dfitte repottendae 
sunt 8. Leonis ad Imperatoren» epistofee, quarum prior haee habet: „Nee me 
quoque, ut roluit tedra elementia , ab iWo credatia abesse odhdlio, cum in 
hi* fMtribw, 4 uM ditfexiy i. Q. Patcfcashio et LnceUtio Epfecopis, Bonifacio 



et Basilio Presbyteris, sed et in fratre meo Juliano, quem eoram volui esse 
participem, etiam mea sit aestimanda praesentia.“ In posteriori vero ad 
enndem Marcianujn epistola S. Pontifex: „Quia tos, inquit, amore catbolicae 
fidei congregationem nunc fieri rolui^tis,... fratrem et Coepiscopum meum 
Paschäsinum, de ea prorincia, quae yidetur esse seourior, erocatum, qui 
vicem praesentiae meae possit implere, direxi, Bonifacio fratre et compres- 
" bytero meo sociato et bis, quos antea miseramus, adjonctis, copsortem illis 
fratrem quoque meum Julianum addentes Episcopum.... Praedictum fratrem 
et Episcopum meum vice mea synodo convenit praesidere.“ Extant praeterea 
duae aliae ejusdem Romani praesulis epistolae, quarum altera data est ad 
Julianum Coensem episcopum, altera ad ipsum Concilium. In priori autem 
baec ait S. Leo: „Cum secundum Cbristianissimi Principis voluntatem in 
IJrbe Nicaena Sacerdotalis babenda sit Synodus, ut omnium scapdalorum 
strepitus auferatur, necessariae fraternitati tuae, quod omni eccleske prosit, 
injungimus, ut cum fratribus et coepiscopis nostris Paschasino et Lucentio, 
sed et fratribus et compresbyteris nostris Bonifacio et Basilio, quos vice 
nostra ad praedictum conventum ire praecipimus, eurem tuam aetionemque 
conjungas in omnibus, auctoritate nostrae praeceptionis usurus: quoniam 
scimus omnium illic actarum rerum majorpm te, quam nos habere noti- 
tiam, ut dum curam tuam. illis consiliumque soniaveris, in nulla parte fal- 
lantur.“ In ea tandem, quam Leo direxit ad ConeiBum, epistola: „In hü 
fratribus,“ inquit, „Paschasino et Lucentio Episcppis, Bonifacio et Basilio 
presbyteris, qui ab apostolica sede directi sunt, me. synodo vestrae fr.atems- 
tqtis aestimetis praesidere, non abjunctaa vobis praesentia mea, qui nun« in 
vicariis. meis adsum, et jam dudum fidei catbolicae praedicatione non desum: 
ut qui non potestis ignorare, quid ex antiqua traditione credamus, non 
possitis dubitare, quod cupiamus.“ ' 

Habemus ergo ex iis, quae concilium praecesseriints: 1. In duobus 
episcopis et duobus presbyteris Leonis aestimari praesentiam. 2. Illos Tiros 
Roma missos vicem praesentiae S. Pontißcis implere, quos conveniat vice 
sua synodo praesidere, 3. S. Leonem praecepisse, quatuor illis viris ecclesia- 
sticis vice sua ad conventum ire, 4. in iisque synodo praesidere et tandem 
5 . in iis, tanquamm vicariis suis adesse, quae quinque totidem verbis in 
qpatuor laudatis epistolis contenta capita tbesim, quantum satis est, confir- 
mare Tidentur. 

Quidporro ex ipsis actis erui in rem,nostram possit, jam Tideamus. 
Cunctae vero aptiones sic ompino incipiunt: „ConTeniente sacro et oecume- 
nico concilio, secundum sacram praeceptionem, in Cbalcedonensium urbe 
congregato i. e. Paschasino et Lucentio Episeopis et Bonifacio presbytero 
locum tenentibus Sanetissimi et piissimi Archiepiseopi Leonis (eneXovttov 
tdv tOTtov tov oouotaxov mt S&ocpiXeexatov dgXiemexoTtov rqg nqea- 
ßtreegag Pco^g Aiovtog')“ et postea sequuntur nomina 66. Actione 6. 
Paschasinus definitionem fidei ita subscribit: „Paschasinus.Episcopus, Vicarius 
Domini mei atque uniTcrsalis Rcclesiae Episcopi Urbis Römae Leonis, Synodo 
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prßesidens, Statut* consensi et subearipsi.“ Ita qooque eaeteri duo Lueentius 
et Bonifadus. 

Egregie tandem eadem veritas probator ex synodica concilii ad 8. Leoaem 
directa, de qua jam sopra locuti somus. Sic ergo Patres post reserattun oniver- 
salis exultationis fontem alloquuntur Pontificem: „eramus in communi corona 
gaudii, quasi in imperialibus coenis, deliciis spiritualibas epulantes, qoas per 
tuas litteras Christus praeparaverat invitatis; etsupereoelestem sponsom inter 
nos convemntem nos ceraere potabamus.. et paulo Infra. Quibus (sacer- 
dotibus congregatis) tu qoidem, sicot membris caput, praeeras in bis, qoi 
tuom tenebant ordinem benevolentiam prteferens. 

20. Ex actis Concflii indobiom igitur est praesedisse 8. Leonem per 
■nos legatos Paschasinnm et Lupentium Episcopos, et Bontfacinm presbyterum; 
hi enun initio singolarom actionom primi nominantur, et in fine priini omniom 
subscribont. 

Praeterea illi band dubie praesedisse dicendi sunt, qoi in Conc. pri- 
mariam exercueront aactoritatem, atqoi Yicarii Apostolicae Sedis in ConciUo 
primariam exercueront aactoritatem; go. 

Et re quidem vera Legatos vel Vicarios Apostolicae Sedis primariam 
Tel potius supremam aactoritatem eXereuisse, et quidem hoc titulo, quod Yi¬ 
carii essent, patet inprimis, ex iis, quae jam diximus cap. 1. a. n. 2. Idque 
magis elucet ex sententia condemnationis in Dioscorum lata Act. 3. apod 
Harduin. Tom. 2. coli. 344. et sequ. ex qua haec exeerpimus: Paschasinus 
Episcopus Lilybaetanus, provinciae Siciliae, et cum ipso Lucenfius Epis- 
copus Esculanensis et Bonifactus presbyter magnae Romanae Ecclesiae, 

tenentes loctrn sanctissimi et beatissimi Archiepiscopi Apostolicae Sedis 
magnae et senioris Romae Leonis, pronunliaverunt. Manifesta facta sunt, 
quae a Dioscoro quondam Alexandriae magnae Ecclesiae Episcopo com - 
m issa sunt adversus sanctarum regtdarum ordinem et eccUsiasticam disci- 
pUnam, tarn ex üs, quae dudum examinata sunt in priori eonsessu, quam 
ex iis, quae hodie acta sunt. Hic enim (ut plurima intermittamus) Eu- 
tyehern simih'a sibi sapientem, et regulariter a proprio damnatum Episcopo 
praesumens sibi primatum, irregulariter in communionem suscepit etc. 

Deinde enumerantor diversa ejusdem Dioscori delicta, ut, quae in Latro- 
ciaio Ephesino perpetrata fuerunt, quod impedierit, ne legerentur Apostolicae 
sedis litterae, quod excommunicationem dictare ausus fuerit contra sanctis- 
simum Archiepiseopum magnae Romae Leonem, quod spe impetrandae veniae 
utl noluerit, sicut caetera, qui in latrocinio Ephesino vi et fraude inducti, 
deliqaerant, quibus Apostoüca sedes veniam eoncesserat, quod in Concilio 
(Chaicedonensi) citatus comparere noluerit,' ac hisce enumeratis, sequitur: 
Unde sanctissimus et beaUtsmus Arckiepiscopus magnae et senioris Romae 
Leo,, per nos et per praesentem sanctam synodum, una cum ter beatissimo 
et omni laude digno beato Petro Apostolo, qui est petra et crepido catho- 


*) Alias Herculaaensis. 
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licae Ecilestae et redete fidei fundamentum, miarit eum tarn Eptscopatus 
dignitate, quam etiam et ab omni sacsrdotali alienavit ministerio. Igitur 
sancta haee d magna synodus, quae placent regulis, super memorato 
Dioscoro deeemat. 

Huic sentontiae adkaeserimt omnes Episcopi et subscripserunt. 

21. Act. 6. ingressus est Imperator Marcianus, et in Alloeotlone »tat 
H haec inter alia dixit, apud Harduin. col.466. Nos enim ad fidem confir - 

mandam, mn ad potenttarn aliquam exercendam, exemplo religiosi Prin- 
cipis Constantini, Rgnodo interesse voluimus. Unde Imperator nuilam sibi 
competere praetendit auctoritatem sacram, sed uniee exereet officium protec- 
toris .Ecclesiae. 

Superest tandem, ut videamus, quid scriptores illfus temporis nobis de 
hae controveesia retulerint. Vigilius itaque Papa in süa ad Universum po- 
pulum Dei epistola : „sed et Chalcedonensis,“ inquit, „Synodus sexcentorum 
triginta Patrum, quae sub piae memoriae Märciano Imperatore convenit,- cui- 
que sanctae recordationis deCessor noster Papa Leo per Legatos swos ti- 
cariosque praesedit. u 

n Cui argumentationi nostrae tandem flnem imponimus testfinonio Facundi 
Hermionensis, qui haee ounmo praeelara ed veritatem nostrae doctrinae 
stabiliendam I. 5. c. 5 habet: „Saffich ad defensioneib ipsids ecclesiae, quod 
eatn tanta synodus, et ipsius auctor synodi, vir Apo'stoliCus et in'doctrina 
verdatis toto orbe notissünus approbavit.“ 

Caput IV. 

De Concüio quinto generali Constantinopolitano. 

22. Io hoc «oneilio potiasimnm Jastinianus Imperator, qui ultra qnem 
par est negotiis Eeclesiastieis sese immiscebat, Ecclesiae libertatem laesit et 
Gonoilium generale, si non sua auctoritate indieere, saltem omnibüs nvodfs, 
etiam minis Pontificem VigUium renitentem inducere cdnatus est, ut convo- 
cationi ooneilii assentiretur. Sed ex hoc vel maxime elucet PonÜfids in 
conciliis'convoeandis auctoritas. Si enim hoc per se et jure suo ad Impera¬ 
torein pertinuisset, nequaquam tantopere institisset« ut Vigilius Papa concilii 
celebrationi assentiretur ; nequaquam tot violentias adhibnisset, ut Vigilftm» 
Paptm in suam sententiam traheret; noverat enim Justinianus Imp. sin» 
Pontificis assensu Conoilia generalia celebrari non posse ; ideoqne ante esc— 
ortam causam Origenistarnm et tritim Capitulorum in Cod. L. 1. Tit. 1. de* 
summa Trinitate 1. Reddentes §. 3 suseipimus autem sancta quatmr Cen- 
cilüt: id est; trecentorum decem et octo Patrum ete., sicut vestra apo- 
stoliea sedes docet et praedicat* Omnes ergib mcerdotes sequmtes doctrinmn 
Apostolieae sedis vestrae, ita credunt et confitentvr ac praediemt. Legi 
merentur ea, quae narrat Evagrius Lib. 4. H. E. Cap>38. De sancta unt¬ 
rer sali Synodo quinta, et quam ob causam congregata sit, nec non- c. 39. 
quomodo Justinianus Imperator tandem in haeresim lapsus sät, et dum illam 



tqnri contra saoerdötum setttentiam conatur, iuvisibiH plarga ietus ex Mc kjce 
migrtvtt, com imperasset in Universum annos 38 et raenses 8. 

Monendum reetat Pontificem hujus concilii oonvocattoni alternis vicibds 
adfcaesiesa et reetitisse, non ex voluntatis routabilitate, sed oeconomiae Eo- 
cleeiasticae causa: timebatur enim, ne ex Acephalornm fraudibus aliquod prae- 
jodioium crearetur concilio Cbalcedonensi; atque ex eadem causa, tametst 
invitatus inter.eese concilio et praesidere noluit. Cum tarnen deinde animad- 
vertisset omnia decreta, recte et juxta sanam doctrinam fuisse exacta, iliod 
sua auctorjtate confirmavit, atque hac ratione hoc concilium Oecumenieis fuit 
adnumeratum. Defectus convocationis a Pontifice vel eo assenüente factae, 
nec non praesidentiae suppleri possunt et sanari per subsequentem Pontificis 
assensum, vel per confirmationem actorum, ut in praesenti casu. 

Caput V. 

De Concilio generali sexto, seu de tertio Constantinopolitano, et VII. ge¬ 
nerali Nicaeno II. 

23. Haec duo Concilio in unum conjunximus. Sacra pro convocatione 
sjnodi directa fuit ab Imperatore Conetantino Pogonato ad Dominum Ponti- 
ficem Rom., sed accepta ab Agathope ejus successore; exhibetur apud Harduin. 
Tom. 3. col. 1043. Data fuit prid. Id. Augusti Constantinopoli Ind. 6. 
quod incidit in a. 078 tarn juxta Ind. Rom. quam Constantinopolitanam, quia 
ante mensem Septembris non habetur differentin. 

In praedicta sacra dicitur: Adhortamur vestram patemam beatitudinem 
per praesentem nostram piam sacram, dirigere viros utile* ac modestos, 
miitiam habentes totius a Deo inspiratae doctrinae; et peritiam irreprehen- 
sibilem habenles dogmatum, indutos personam ve&trae Apostolicae sedis, 
ejusque concilii, deferentes ei libros, qui oportent proferri: et omnem aucto- 
rüaiem habentes etc. 

Assensit Agatho Pontifex, et legatos ad Concilium misit Theodorum et 
Georgium venerabiles.presbyteros, et Joannem VenerabUem Diaeonum, una 
cum litteris continentibus Catholicam de Incarnatione Dominica doctrinam, 
quae in Concilio ut norma definitionum exstitit. 

IUi duo presbyteri et Diaconus nominantur ante caetoros omnes Epis- 
copos, Metropolitanes et Patriarchas et sess. 18. ubi edita fuit fidei defiuitio 
ante ceateros subscripserunt, et post eaeteros omnes Imperator, qui synodo 
interfuerat, subscripsit in hunc modum: Constantinus in Christo Deo Rex 
ac Imperftor Romanorum, legimus et coasensimus, unde non subscripsit, ut 
deftoienn sicut Epiacopi. 

24* Quod spectat ad septimam Synodum generalem, sive Nicaenam II. 
edita fuit pro ejus convocatjone Divalis sacra Constantini et Irenes Augu- 
storum directa ad Hadrianum Papam, quae exhibetur Tom. 4. apud Harduin. 
a cd 21. ln ea legitur: „Rogamus vestram, paterruun beatitudinem , immo 
veroDominm Deuerogat, qui nult omnes salvo* fieri et in agnitwnem 
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veritaüs venire\ ut det seipsam et nuBam tarditatem faciat, etasceniat 
hue in Stabilitäten» et firmitatem antiquae traditionis super venerabilibus ima- 
ginibus.... Et tamquam vertu primus sacefdos, et is, qui in loco et sede 
sancti et superlaudabilis Apostoli Petri praesidet, sicut dictum est, ascendat. 

Hadrianus Papa ipse non ascendit, sed loco sai misit daos Presbyteros 
Petrum et Petrum, qaoram alter erat Aircbipresbyter Sancttesimae Bomae 
Ecclesiae, scilicet Apostoli Petri, alter voro Presbyter, Monaebns et Abbas 
Venerabilis Monasterii Sancti Sabbae Romae siti. 

Hi in principio Actionum ante caeteros nominantur et ante caeteros 
sab8cripserunt. 

Caput VI* 

De Concilio Constantinopolitano IV., Oecumenico VIII. 

25. Ut perturbatae Ecslesiae orientalis res per schisma Photianom com- 
ponerentur, Basilias Imperator ad. Nicolaam Papam litteras dedit pro copvo- 
catione Synodi Oecomenicae, quas litteras accepit Hadrianus H. Nicolai 
Successor. Annuens Pontifex, ad Conciliam misit Donatam et Stephanom 
Episcopos et Marinum Diacouum, qai et Concilio praesederant, et in actioni- 
bas ante caeteros omnes nominantur, et ante caeteros omnes sabscripserunt. 
Porro qaod illi non solam nomine praesedefftmt, sed primarias in bajus con- 
cilii negotiis partes habaerint, colligitur ex iis qaae passim in illius Gon- 
cilii actionibas oceurrant, qaoram bic pauca subjicere sufficiet. 

Atque in primis Act. 1. Lectus fait libellus Romanus, in qao plenidsime 
continetar saprema Pontificis in Ecclesia Aactoritas, et cujas vices Legati 
Pontificii in illo Conc. gerebant. 

Act. IV. JSenatus p er Bahomem dixit: Imperatoren nostri miserunt nos, 
ui simut auditores eorum quae geruntur: unde aaditores erant et non 
negotiorum gestores. 

Act. V. agebatur de jadicio Pbotii et primarias partes agebant vicarii 
Sedis Apostolicae: in jadicio autem criminali, ut jam notavimus, obi de 
jadicio Dioscori dicebamus, iniqaitas est, dam criminaliter proceditar, at jadex 
slt, qai jarisdietione caret. 

Iterum intravit Photias act. 7. innixus Baculo, et Marinus Romae Eccle¬ 
siae Vicarias dixit: toUite baculum de manu ejus, signum est enim dignitatis 
pastoralis: eoque ablato, Bahomes Patritius dixit ei: Vicarii senioris Romae 
ac Sedium Orientalium maridant tibi, facis liebeUum universalis Synodit etc. 

Act. X. interfait Imperator, et in allocutione ad Synodum, quae Tiden 
potest apud Harduin. Tom. V. col. 919. inter alia baec dicit: De vobis 
autem laids , tarn qui in dignitatibus, quam qui absolute conversandni, 
quid amplius dicam non habeo, quam quia nullo modo vobis licet de Eccle- 
siasticis causis sermonem movere, neque penitus resistere integritati 
Ecclesiae , et universal» Synodo adversari. Hoc enim investigare et quae- 
rere Potriarcharum, Pontificum et Sacerdotum est, qui regiminis officium 
sortiii sunt; qui sanctificandi, qui ligandi ac solvendi potestotem habent: 
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qui Eecloskuticas caelestes adepti sunt ebnes; non nostrum qui pasei 
debemus, qui sanctifcari, qui ligari, tel a ligamento setoi egemus. Unde 
apertissime laicos ff juribus sacris, seu a sacra jurisdictione et potestate, 
alienos esse pronunciat Imperator et laiets eträm semetipsum annumerat, 
non nostrum est inquit. Deinde pergit: Quantacumque enim religiords et 
eapientiae laicus existat, tel eiiam ei miversa viftute interius poUeat, 
donec laicus est, wie vocari non desinet. 

Octavae Synodi Hiatoriam quam exactissime deseribit Nicfctas Paphla- 
gonius David illius actatis scriptor in vita S. Ignatii Patriarchae Constan- 
tinopolis. 

ui 

Caput TU, 

Exponuntur nonnulli circa hanc rem error et, et solvuntur reliquae 

difficultates . 

26. Ut aupra praefati somas duplex potissimam est hac in parte 
errantium Classis nempe protestantiom et Jansenianornm, vel qui ex hortna 
officina profecti, ut Febroniani, vel ab iis influxum passi sunt. 

Et quidem quod ad protestantes attinet, satis intelligitur eos impugnare 
jos Romani Pontificis convocandi Concilia generalia, in iisque praesidendi: 
Audiamns Basnagium Tom. 2. Anna). Politico - Eoclesiast. ad a. 32 §• 
N. IX. Romani Pontificis esse, inquit, generalia convocare concilia, con- 
stans est aulicorum Romanorum sententia , quam totis viribus statuere 
conantur. Cum igitur inficias ire nequeant, secundum Apostolicam Syno- 
■dum: omnium venerabiliorem Augustt’oremque Nicaenam Constaniiho esse 
coactam, negant primum ex facto Constantini cottigi pösse , jus convocandi 
concilia generalia ad Imperatorem pertinere, deinde non absque Sylvestri 
consensu congregatam fuisse contendunt. Deinde pergit ad impugnandas 
fiaronii ratidnes, quibus Romano Pontifici jus convocandi Concilia Qeneralia 
asserere conatur: bisce rationibus vindicandis non immorabimur, sed potius 
praestat breviter Basnagii imperitiam redarguere. 

Negare, inquit ipse quoad substantiam, non possunt factum, sed loquun- 
tur de jure. Quasi vero in praesenti casu de mero facto materialiter accepto, 
et non potius de natura facti et de jure ageretur: jam in superioribus con- 
eessimus decreta convooationis ab Imperatoribus facta faisse, ast non jure 
suo, convocatio illa ad Pontificem dirigebatur, qui eam vel approbabat vel 
reprobabat, prout bonum Ecclesiae postulare videbatur: quam plurimorum 
Conciliorum celebrationi Rom. Pontifices restiterunt, ut Mediolanensi, Arimi-t 
nensi sub Imperator© Constantio, Concilite ab Imperatoribus Iconoclastis 
convocatis aliiaque multis, quae vel ex hoc solo capite fuenint rejecta, quod 
praeter Romani Pontificis volpntatem fuissent celebrata. Non nisi ad Pton 1 - 
tificem jure suo pertinere Concilia Oecumenica congregare patet manifeste 
ex iis, quae gesta fuerunt in eausa Dioscori, quae omnia jam Iatius per 
decursum hujus Dissertationis fuerunt expoeita, ubi et rationes exposuimus 
cur expediebat, nt illa aetate Decretum convooationis permitteretur Imperatoribus. 



Absurdum et non Gnriatiankin est dieere, ad Imperätorespettinere 
regitnen universatts Ecclesia«, quod Baud dubio ipsi» tribuendsm esset, si 
ad ipsos jure proprio pertineret convoeare Concilia Oecumeriica: nam tat 
oonvocatum a se Concilium omnem exercerent influxum; et si tune lmpero- 
tores bestes essent Eccleaiae, quod non raro evenit, uuiversam possent per- 
tnrbare Ecclesiam. Supra adduximus testhnonia Constaatini magni, Bfarciani, 
et Basilii Impp., quibus multa aiia testimonia addi potuissent et poesent, 
laieoa generatim etiam Imperatores nulht» habere potestatem Circa res äaeras. 

Nec aJÜter hae de re loeutus est Justinianus in Praefat. Nov. 6, eujos 
utinam semper memor extitisset, non enim tantopere vexasset Ecclesiasp sab 
praetextu protectionis: Maxima quidetn, iijquit, in hominibus sunt dona Dei, 
a superna collata clementia , sacerdotium et Imperium: et illud qtädem 
Dtisihis ministrans, hoc autem humanis praegidens ac diligentiam eXkibens; 
ex uno eodemque principio utraque procedentiu humanam exomant vitam. 
Ulu4 unum idemque principium de qno loquitur Imperator, est Dfeus, a qao 
«mnis potestas, et qui nullibi regihus vel impegatoribus dedit'potestatem 
negotiis sese Ecciesiasticis immiscendi, aut jure proprio fcomvooandi coetus, in 
quibus de universae Ecclesiae negotiis tractaretur. 

Praeterea Bisnagius etiam ex alio eapito imperitiam ostetdit; redargtrit 
enim Baronium aliosque scriptores Catholicos, quod quaestionem facti ln 
quaestionem jur» converterint : quasi veno JBasnagias ipse, caeterique prote- 
«tastea in praesenti causa meram quaestionem facti tractassent, et den potius 
juris. Ipsi ex, factis materialiter eonsideratis, inferuüt jus; Principr jva 
tribuunt et non merum factum; et pontifiei denegant jus: unde ipse per« 
per am r omnino, et secam ipsi non consentientes, eatholicis scriptöribus 
objicimit, quod quaestionem facti in quaestionem juris converterint. ^ 

21. Turpissime quoque aberravit Elias Dupinitts, qui Bibliothequo des 
Auieurs Ecdesiastiques Edit. de Paris pag. 1110. dt: Verisimiliiis esse 
Ogjum praesedisse nomine suo, et non nomine Pontifids: haec. in notis. In 
textu vero dixerat: multum esse verisimUe Oskm praesedisse suo nomine, 
quia jasm de ea causa cognoverat, et quia multum aestimatus erat ab impera- 
tore, qui concilio asshstebat. < Quamvis autem jura sacra tribui viderentnr 
Imperator), dum dicitur, inter rationes, ob quas Osius praesedit, tllum fuisse 
aestimatum ab imperatore; asserendum quoque esset dum insinuatur, Oshnn 
exiguae in Hispania civitatis, nempe Cordubae Episcopum suo, id est proprio 
nomine, praesedisse aste Pontiicem ejusve legatos, ante Patriarchas, Metro— 
politanos, caeterosque Episcopos, impugnari omnino Ordnern HierardnoMSu 
Si Osius sua aetate celebris erat ob doctrinam, si eontroversiaram contra 
Arium perttus; baee non tribuunt Jurisdictionen Ecdesiastfenm, ferme ekut 
iq, judiciis civilibos, dum aliquando advocatus magis legum gnaros est, qmm 
judex, tarnen non ipsius sed judieis est judicare; et non deerant in illo 
venerando consegsu alii earumden controversiarum periti, inter quos S. Ale« 
xander Patriareha Alexandrinos, qui primos in suo cöbcäio Alexandrino 
Arium oondenmavit, cum suo Diaoono Atbenasio. 


* . J 
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v . 28. Ltooojos qooque ha» ih parte aberravlt, cojvs sententia fefutatar a 

Natale Alexandro saeculi IV. Diss. XI. qai inter quamplurimas auctoritates 
et rationes profert etiam textum Evagrii Lib. 1. H. E. c. 1; ubi de Arianae 
Haeroais ortu et condemnatione agit: sermo, inquit, tuque ad aures reUgiosi 
principiß, quippe gut omni studio et diligentia euraret, quae noitra Ment, 
pertenft. Tum iüe es sacerdntum sententia apud urbem Nicaeatn EpistOpale 
Concilium eewaeat etc. 

Porro optiroe animadvertit Natalis, si ex Baoerdotum sententia, profecto 
ante omnes ex sententia Silvestri. Profert deinde Natal» Alexander Aucto- 
ritatem 6> synodi oecumenicae hoc est, sermonis prosphonetici, cujus pars 
sopra a nobis citata fuit. Reliqoa videri possunt apud eondem Natalem, qai 
bene hanc quaestionem tractat. 

29. Ut plures alios omittam, qui circa eandem quaestionem aberrarunt, 
Febronium adhuc nominatim hie memorabimusu Febronius, ut ait Zaccaria in 
Antifebronio Vindicato Part. 3. Dissert. VIL n. IV. jam refutatus In Anti- 
febronio, in priori errore perstitit, et octo prima Concilia generaüa weite 
ab Imperatoribus faisse convocata perperam contendit. Vide plura apod 
eundem Zaccaria. Mitius erraruut , qui,, tametsi aperte non exekmerint jus 
Romani Pontiücis in convocationem Conciliorum generalium, simpliciter et 
historice memorant convocationem ab Imperatoribus factam, et nihil addunt, ex 
quo colligi possit Pontificis assensus saltem subsecutus; plura concilia ab 
Imperatoribus convocata ut Oecumenica ex sola Pontificis resistentia, ut 
Concialiabula fuisse rejecta scimus. 

30. Demum generatim hic notandum est, omnes, qui hac, io parte er- 
rarunt, recessisse a statu quaestionis, quaesiisse de facto, cum esset quaestio 
de jure, et ex facto materialiter accepto, intulisse jus, nihil attendendo ad 
facti naturam. 

Sed, inquit, ex ipsis factis praesertim talis naturae, inducitur inprimis 
possessio, quae continuata tribuit jus, ut fit in praescriptione. 

R. 1. Pontifices restitisse hisce factis, quotiescunque ex convocatione 
alicujus concilii damna et pericula fidei incurrebantur. Confer supra dicta, et 
nominatim, quod Pontifices restiternt cowvocationi conciliorum sub Leone 
Isaurico et Constantino Copronymo. 

2. Pracacriptio non tribuit jus ex natura rei, sed ex jure bumano: 
unde locum nan habet, nisi in rebus, da quibus homines dienere passant, 
non autena in jure ßivino, et nominatim in sacris Primatos j uribus divi- 
nitus datis. 

Superest difficultas solvenda ex Concilio VI. Gen. Constantinopolitano ID., 
de qua: 

32. Dices: Concilio VI. Generali Constantinopolitano ID. praesedit Im¬ 
perator Constantinus Pagonatua, ut patet ex »Rio singularum actionum, in 
quarum aliquibus per se praesedit, in aliis per suos locum tenentes; sic initio 
ÄfflL XVUL legitur. Praesidente eodem piimmu, et « Christo ditecto Core- 
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stantino magno Imperatore in secretario divaUs palatii, quod cognominatur 
Truttus etc. 

R. Distg. Imperator habuit aliquam praesidentiam honoris: Conc. Prae— 
sidentiam, quae sacram potestatem et qoidem propriam adnexam haberet: 
Neg. Imperator supradictae actioni post omnes subscripsit hisceterminis: 
Constantinus in Christo Deo rex ac imperator Romanorum, legimus et con- 
sensimus: unde non definiens aut cum potestate sacra subscripsit. 

Rationen autem, cur Imperator! in hoo concedi vel permitti potuit 
honoraria praesidentia, hae erant: 

1. Celebrabatur hoc concilium in palatio Imperatoris; unde decens erat 
honorem deferre imperatori in domo sua. 

In hoc conciüo valde erat necessaria imperatoris praesentia et protectio; 
drcumstantiae erant idque non ex uno capite difficillimae: Episcopi Mono- 
thelitae per longam annorum seriem sederant in Cathedra Constantinopolitana; 
eadem haeresi infectus erat Macarius Patriarcha Antiochenus in ipso Conciüo 
depositus Act. XII., substituto in ejus Iocum Theophane; Patriarcha Alexan- 
drinus non erat, sed Petrus presbyter illius Ecclesiae Iocum servabat: mul- 
torum graecorum animis videntur praejudicia insedisse contra Romanum Pon- 
tificem ob causam Honorii. Unde quasi necessaria erat Imperatoris prae¬ 
sentia atque ex illa praesentia exurgens fluensque protectio Augusti. 

Relicta ergo dogmatica controversia de juribus universae ecclesiae Ca¬ 
pitis ac Rectoris (quam apud dogmatum tractatores reperies diremptam)' ex 
ipsa Conciliorum historia atque ex venerandis Patrum canonibus probari so¬ 
lide potest, tum apud Romanum Pontificem residere potestatem convocandi 
oecumenica concilia, tum etiam ipsum in iisdem semper principem obtinere 
Iocum, aliosque episcopos in ferenda sententia judicando praeire, synodisque 
jure suo praeesse. C. v. E. 


Literatur . 

Die Literatur über die Vereinbarung Würtembergs mit dem heil. Stuhle, 
insbesondere: Die würtembergische Convention. (Eine Studie von Dr. 
Florian Riess, Priester. Freiburg im Breisgau. Herder*sehe Verlags¬ 
handlung 1858* 150 S. in 8. Preis 1 Florin rheinisch, oder 18 Ngr.) 

Das österreichische und das würtembergische Concordat nebst den separaten 
Zugeständnissen verglichen und beleuchtet von L. Regscher. Tübingen. 
Verlag und Druck von L. Fr. Fues 1858. 60 S. 8. 

Die ersten näheren Nachrichten und sogleich eine Beleuchtung der 
wUrtembergischen Convention brachte der „würtemb. Staatsanseiger“ 1857, 
Nr. 139—146. Im Anschlüsse an die Mittheilungen des Staatsanseigers, 
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mitunter su einer Kritik der Beleuchtung desselben, so wie zur weiteren Erlitt* 
tertrag wurde darauf die würtemb. Convention alsbald besprochen in der vor¬ 
trefflichen theologischen Zeitschrift „der Katholik“ (Mains 1857» Erstes 
Halbjahr. Heft 11. S. 481—493, Heft 12. S. 529—553. Zweites Halb¬ 
jahr. Heft 1. S. 1 — 25). Später kam der „Katholik“ (1857. Zweites 
Halbjahr. Heft 9. S. 386—392) auf eine neuerliche Auslassung des „Staats- 
anzeigers“ unterm 4. November suriick, worin dieser, indem er die würtem- 
bergische Convention gegen die Angriffe der (Berliner ministeriellen) „Zeit“ 
su vertheidigen sucht, sich su einer für die Kirche sehr bedenklichen Inter¬ 
pretation der Convention verleiten lässt. Gleichfalls auf Grundlage der Dar¬ 
legung des amtlichen „wüftemb. Staatsan zeigers“ (als deren wohlunterrichteter 
Verfasser der Staatsrath v. Rümelin genannt wurde) brachten hierauf die 
„historisch-politischen Blätter 44 (Bd. 40. Heft 6. S. 502 ff. Heft 7. S. 600 
ff„ Heft 8. S. 665 ff., Heft 9. S. 771 ff.) vier Artikel über die Convention, 
und begann der Herausgeber dieses „Archivs“ (Bd. Q. Heft 3 ff.) eine ein¬ 
gehende Würdigung derselben. Von den Tagesblättern brachte namentlich 
das katholische Stuttgarter „Deutsche Volksblatt“ eine Reihe von Aufsätzen 
für, der demokratische wttrtembergische „Beobachter“ gegen die Convention* 
das letztere Blatt jetst neuerdings auch eine Reihe Artikel für dieselbe* 
Ausführlichere polemische Erörterungen über „das wtirtembergische Con- 
cordat und seine Folgen“ enthielt die Zeitschrift „Minerva“ (Jena 1857) 
und dieselben wurden auch als eigene Broschüre abgedruckt. Auch von . dem 
jetst in den Ruhestand getretenen früheren Tübinger Professor L. A. Warn - 
känig erschien in Reyscher’s Zeitschrift für deutsches Recht (Tübingen 1858* 
Bd. 18. Heft 2) eine Abhandlung über die Convention, welche in demselben 
staatskirchlichen Geiste geschrieben ist, wie die von demselben Verfasser 
früher über den oberrheinischen Kirchenstreit herausgegebenen Broschüren. 
Verschiedene Blätter, s. B. die „Zeit,“ die „Weserseitung,“ der „Schwäbische 
Merkur“ etc. brachten auch alsogleich Aussttge aus diesem Aufsatze, den sie 
als das Zeugniss eines Katholiken gegen das Concordat und als einen Hin¬ 
weis auf die angeblich aus der Convention drohenden Gefahren geltend 
machten. Darauf ist jedoch (wie Referent der „Weserseitung“ vom 11. Fe¬ 
bruar, Morgenausgabe, Q Correspondens aus Stuttgart vom 9. Februar ent¬ 
nimmt),von Wamköntg in dem „würtemb. Staatsanzeiger“ vom 9. Februar 
eine merkwürdige Erklärung über seine Erläuterung der Convention abge¬ 
geben worden, worin er sagt: „Wenn ich am Ende meiner Darstellung auf 
einige wahrscheinliche Folgen der Emancipation der Kirche aufmerksam 
machte, so wollte ich dadurch zeigen, dass ich nicht als Parteimann schrieb. 
Diese Folgen bin ich weit entfernt, mit Manchen für gefährlich zu halten.“ 
Einen solchen Standpunkt gegen das Concordat, wie ihn Wamköntg 
jetzt für sich widerrufen hat, finden wir auch in folgender Schrift eines 
protestantischen, durch seine Leistungen auf dem Gebiete des deutschen 
Recht# bekannten Schriftstellers: 

*oy’i Artm fOr hätk Ktrdmrtcht. //. Band. 


44 
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Da* österreichische und wUrtembergische Concordal nebst den separaten 
Zugeständnissen, verglich«! und beleuchtet von L. Reyscher. Tübingen, 
Verlag fihd Druck von L. Fr. Fues 1858.* 60 S. 8. 

ReyscheT sagt (S. 54.) es sei bedenklich, dass zwei mächtige deutsche 
Staaten, Oesterreich und Wiirtemberg durch die von ihnen mit dem päpst¬ 
lichen Stuhle abgeschlossenen Concordate jener Anmassung einen Rechtstitel 
gegeben hätten, wornach die katholische Kirche aus der Stellung einer Cor¬ 
poration im Staate herauatreten und eine selbständige Machtstellung ‘neben dem 
Staate einnehmen wolle. Er klagt (S. 52 f.), die Regierungen Beien nicht 
gut berathen gewesen; die Hoheitsrechte des Staates seien in wesentlichen 
Beziehungen eingeschränkt, die Gesetse des Staates in manchen Beziehungen 
fremden Gesetzen untergeordnet; das verfassungsmässige Gleichgewicht der 
drei in Wiirtetnberg recipirten Kirchen sei durch Bevorrechtung der kathol. 
Kirche gestört, die verfassungsmässige Autonomie sei etwas Anderes als 
die gesetzgebende und richterliche Gewalt, welche jetzt der katholischen 
Kirche zugentänden worden. Hätte uns doch der Verfasser nachgewiesen, 
worin denn sonst die Autonomie bestehe, als in der selbständigen Leitung 
und Anordnung der eigenen, d. h. für die Kirche der kirchlichen Angelegen¬ 
heiten, und wie diese ohne eigene Gesetzgebung und Jurisdiction für die 
eigenen kirchlichen Angelegenheiten durchgefübrt werden könne. Schliess¬ 
lich tröstet äich der Verfasser (S. 54) damit, dass eine eigentliche Gefahr 
für die evangeliche Kirche und den Staat doch nicht vorhanden sei, da es 
Niemanden terwehrt werden könne, aus der katholischen Kirche auszutreten. 
Er sieht die Sache so an, als sei der Staat wesentlich berufen, alle Angele¬ 
gen beiten, die irgend in die äusseren Sinne fallen, ln allen Beziehungen zu 
leiten und zu regieren, und als sei der Staat wie für weltliche und kirchliche 
Angelegenheiten competent, so auch ib seiner Gesetzgebung und Jurisdiction 
unfehlbar, während dagegen vOb Seiten der katholischen Kirchengewalt nur 
ein Missbrauch derselben, ein willkürliches gesetzloses Verfahren zu er¬ 
warten, oder schlechte Gesetze und schlechte Jarisdiction vorhanden wären. 

In diesem Sinne hat der Verfasser das würtembergische Conoordat in 
Vergleichung mit dem österreichischen im Einzelnen einigermassen näher 
betrachtet. Eine kurze Einleitung (S. 1 — 3) theilt die geschehene Publi- 
eation des Concordats mit, und zählt die zu dem würtembergisbhen Concor¬ 
date gehörigen Actenstücke auf. Die päpstliche Bulle: Cum in sublimi, welche 
das Hauptinstrument der geschlossenen Vereinbarung mittheilte und nach¬ 
drücklich bekräftigte, ist im Regierungsblatte des Königreiches Wiirtemberg 
1857 S. 110 mittelst Verordnung vom 21. Dezember 1857 publicirt, die 
Beilegeta des Hauptinstrumentes sind bis jetzt nur bruchstückweise aus den 
Mittheilungen des „würtembergisehen Staatsanzeigers“ bekannt. Hierauf 
wird über die Form der Vereinbarung ($ 1 . 8. 3■—8.) bemerkt, sie sei 
ein Coneordat, insoweit Verträge zwischen Staat ubd Kirche so benannt 
würden, in der päpstlichen Bestätigungsbulle, vom 22. Jabi 1657 WOrde den 
Vertrags unter dem Titel concordatß, pacta, conceesiones gedacht. Ganz 
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unrichtig ist die auch'von Otto Mejer (in Herzogs Realencydopädie fü* 
protestantische Theologie und Kirche. Art. Concordate; Band m. Stuttgart 
und Hamburg 1855 S. 78) und hier (S. 7, f.) von Regscher vorgebrachtd 
Behauptung, als sei der Inhalt der Bulle Ad domintci gregis custodiam von 
1827 ( Reg scher a. a. 0. sieht auch noch die Bulle Provida solersque von 
1821 dasu) nicht zwischen dem päpstlichen Stuhle und den Regierungen 
völlig vereinbart worden, sondern die Curie habe dieselbe erlassen, ohne 
auf die gegen einzelne Steilen erhobenen Anstände Rücksicht zu nehmen. 
In Wahrheit hatten die Regierungen unter dem 8. Oktober 1827 schriftlich 
ihre einfache Zustimmung ohne Vorbehalt zu dem Inhalte der päpstlichen 
Constitution nach Rom abgehen lassen, und erst nach Erlass der verein-* 
barten Bulle als eines Kirchengesetzes von Seiten des Papstes hatten die 
Regierungen dieselbe nur unter Vorbehalt ihrer vermeintlichen Hoheitsrechte 
ihrerseits als Landesgesetz publicirt, und die Artikel 5 and 6 derselben 
nachträglich nicht gelten lassen wollen. Referent hat sich über diese Vor¬ 
gänge bereits des Näheren ausgesprochen in der katholischen Literaturzeitung 
1857. Nr. 6. 8. 43. 

Regseher nimmt sodann ($. 2.) Anstoss an der weiten Fassung des 
hi der wtirtembergischen Convention freilich fehlenden Artikels 1 des 
österreichischen Concordates über die Prärogativen der römischen Kirche, 
(8. 9 — 12.) ferner des Artikels 4 des österreichischen Concordates, dem 
der Artikel 4 des wttrtembergischen entspreche, worin die Geltung der 
kirchlichen Disciplin anerkannt sei. (S. 12 —14.) Wenn ausnahmsweise 
Art. 4 lit. g. (coUatis tarnen consiliis) und Art. 8 lit. b. (consilia conferet, 
collatis consiliis) bei Einführung religiöser Orden und bei Aenderung des 
bisherigen Gymnasialbesuches für die Zöglinge der aus Staatsmitteln unter-* 
haltenen Convicte zu Ehingen, Rottweil und Tübingen ein Einvernehmen des 
Bisehofs mit ’der Regierung gefordert werde, so spräche der dabei gebrauchte 
lateinische Stylus curiae (der lateinische Text ist der Orginaltext, welcher 
entscheidet) dafür, dass eine blosse Berathung mit der Regierang, nicht 
dafür, dass eine Zustimmung derselben erforderlich sei. (S. 14 —16.) Nun 
wendet sich der Verfasser (§. 3. S. 16 — 22.) zu dem freien Verkehre mit 
dem römischen Stahle. Die Aufhebung des Placet sei eine Schwächung der 
Staatsgewalt, (vgl. S. 53 — 58.) und es stehe ihr der Art. 72 der Verfas¬ 
sungs-Urkunde entgegen, welcher dem Staatsoberhaupte das Placet beilege. 
Ebenso bedenklich erscheint dem Verfasser (§. 4. S. 22 — 30.) die Wieder¬ 
herstellung der kirchlichen Gerichtsbarkeit, insbesondere in Ehesachen, und 
die bischöfliche Strafgewalt wider Geistliche und Laien. (Vgl. S. 58. fg.) 
Er meint die Regierung habe sich den 's. g. recursus ab abusu stillschweigend 
gewahrt. (S. 29 fg.) Wie es aber werden solle, fragt er gegen Ende der 
Schrift noch einmal (S. 53), wenn die Kirchenoberen dieses Recarsrecht 
nicht anerkennen würden? 

! Selbst die Rechte des Bischöfe in Schulsachen (§. 5. S. 30 — 36.) 
gehen ihm zu weit, • insbesondere die Leitung der theologischen Facultät 

44 » 
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(vgl. S. 33 — 60) in Besag auf das kirchliche Lehramt durch den Bischof, 
nnd ebenso die Einrichtung der geistlichen Seminarien (S. 35). Deberall 
findet der Verfasser Bedenken. Sogar in Besug auf den Erwerb und die 
Verwaltung des Kirchenvermögens (§. 6. S. 36—> 40.) Es behagt ihm 
nicht, wenn (nach Art. 10 des Concordats) die milden Stiftungen sum 
Kirchenvermögen gerechnet und der Aufsicht der Kirche unterstellt werden 
sollen. Er weis’t auf die jüngsten Vorgänge in Belgien hin, als wenn die 
künstliche Aufregung des liberalen Freimaurerthums dort eine natürliche 
Basis besässe. Dass der Regierung in Besug auf die Verwaltung des Kir- 
chenvermögens in dem betreffenden Artikel 10 der Convention vom kirch¬ 
lichen Standpunkte aus so umfassende Concessionen gemacht seien, davon 
sagt Reyscher kein Wort. Eben so wenig hebt er die grossen Zugeständ¬ 
nisse hervor, welche die Kirche besüglich der Verleihung der Kirchenämter 
der Krone einräumte (§. 7. S. 40—46.) Er beruft sich sunächst insbe- 
besondere auf verschiedene dem allgemeinen katholischen Kirchenrechte 
widerstreitende Befugnisse weltlicher Fürsten, welche diese (ohne Bewilligung 
des päpstlichen Stuhles, der allein das jus commune abändern kann) sich 
in Besug auf die Kirchenämter factisch beilegten, so ehemals in Branden¬ 
burg und in Würtemberg. Er behauptet auch (S. 45.) irrig eine Nach¬ 
folge des Staates in den Patronaten, welche mit den durch den R. D. H. S. 
säeularisirten geistlichen Besitsungen verbunden waren. Schliesslich äussert 
er, wenn auch die Krone für sehr viele Pfründen jetst ein Präsentation»- 
recht erhalten habe, so sei doch der Einfluss des Bischofs sehr gross, 
weil er den Concors und die Ersiehung der Geistlichen in Händen habe. 
Endlich (§. 8.) sählt der Verfasser' noch weitere angebliche staatliche Ein¬ 
räumungen auf, nämlich: 1) die Zulassung geistlicher Orden (S. 46 — 48.) 
Es fehle an einer Gesetsgebung darüber, auf dem Verordnungswege könne 
aber nicht eine neue Corporation eingeführt, noch auch der Status der Reli¬ 
giösen normirt werden. 2) Sehr bedenklich sei die in Art. XI. des öster¬ 
reichischen Concordats anerkannte kirchliche Büchercensur. Das würtem- 
bergisfhe Concordat schweige darüber. (8. 48—50.) 3) Dass der Bischof 
(wie nach dem österreichischen und baierirchen Concordate) nur dem König 
den Eid der Treue schwören soll, und nicht auch noch den würtembergischen 
Staatsgesetsen, diese Beschränkung des Eides der Bischöfe bildet ebenso 
einen Stein des Anstosses. (S. 51 fg.) 

Als Schlussbetrachtungen (S. 52—60.) fasst der Verfasser nochmals 
die ungünstigen Eindrücke, die das Concordat auf ihn macht, und die Ge¬ 
fahren, die aus -demselben drohen sollen, susammen; wirft noch einen Blick 
auf den Gang der Verhandlungen. (S. 54—58.) Zuletst sucht Reyscker 
(S. 58—60.) noch nach einem Rettungsanker nur Beseitigung des Concor¬ 
dates oder doch seiner hauptsächlichsten Bestimmungen. Er behauptet, es 
sei sur Durchführung des Concordates eine wirkliche Abänderung der wür¬ 
tembergischen Verfassungsurkunde notbwendig. Es habe das Königreich 
neue Lasten oder Beschränkungen seiner Souverainetit durch die Gestattung 
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der kirchlichen Gesetzgebung and Gerichtsbarkeit erfahren, qnd dies könne nach 
$. 85 der Verfassung nicht ohne Einwilligung der Stfinde geschehen. Zur Auf¬ 
hebung des landesherrlichen Placets sei Aufhebung des §. 72 der Verfassung; 
snr Gestattung der Suspension oder Absetzung von Kirchendienern durch 
den Bischof sei Aufhebung des $. 47 der Verfassung nothwendig, wornach 
die Beamten der Gemeinden und anderer Körperschaften denselben Schuts 
wie die Staatsdiener gemessen solten. (Die Erfahrung wird beweisen, dass 
durch -das Kirchengesets die amtliche Stellung der Geistlichen viel besser 
gesichert ist, als durch irgend ein Staatsgesetz die der Staatsdiener). Nach 
§. 80 der Verfassung genössen die katholischen Kirchendiener dieselben 
persönlichen Vorrechte wie die protestantischen. Vom Standpunkte des 
Staates werde auch dieser §. durch das Concordat verletzt. Bestimmungen 
der Verfassungsurkunde könnten aber nach §. 176 derselben nur durch Zu¬ 
stimmung von zwei Drittheilen der anwesenden Mitglieder der beiden Kam¬ 
mern aufgehoben werden. Das Gesetz vom 30. März 1828 über die Uni- 
versitätsverhältnisse sei wegen der künftigen Abhängigkeit der theologischen 
Facultät vom Bischöfe abzuändern, und die Stände hätten zu untersuchen, 
ob die Convicte, die jetzt factisch dem Bischöfe untergeordnet würden, 
noch als• Staatsanstalten zu bestehen hätten. Man wisse noch nicht, ob die 
mit der gegenwärtigen Convention unvereinbaren Verordnungen vom 30. Jan. 
1830 und 1. März 1853, sowie das Fundationsinstrument vom 14. Mai 
1828, soweit solches nicht von der Dotation des Bisthums handle, von der 
Regierung geradezu Öffentlich zurückgenommen, (ist durch Art. XII. des 
Concordates bereits geschehen) oder nur revidirt werden solle, und wie 
sich das Verhältniss der Staatskirchenbehörde (Verfassungsurkunde §. 79.) 
gestalten solle. Dies sind im Wesentlichen die Ausführungen Keyschert. 
Sie sind kurz, klar und bündig, aber ohne besonders tiefes wissenschaft¬ 
liches Eingehen. Es ist ein grosses Verdienst, der in der Ueberschrift 
unseres Aufsatzes genannten Schrift von Kiest, genau nachgewiesen zu 
haben, dass-dem würtembergischen Verfassungswerke von vorne herein die 
Verpflichtung innewohnte, der Kirche ihre Rechte zu gewähren und sich mit 
dem päpstlichen Stuhle darüber zu verständigen, so dass desshalb durch die 
Convention keine eigentliche Abänderung der Verfassung eintritt, indem etwa 
entgegenstehende Bestimmungen der Verfassungsurkunde nur eine bedingte 
> Kraft hatten. Damit ist denn auch Reyschers Schrift, ebenso wie die 
anderen gegen die Convention polemisirenden Schriften, ohne dass specielle 
Rücksicht auf sie genommen worden ist, hinreichend vollkommen widerlegt. 

Was übrigeus an Einwendungen und Bedenken gegen ein Concordat 
überhaupt vorgebracht werden kann, ist im Allgemeinen schon Alles in den 
Schriften über das österreichische Concordat von den Gegnern desselben 
vorgebracht und von den Freunden desselben auch hinreichend widerlegt und 
•als unbegründet nachgewiesen worden. (Vgl. die Uebersicht der Literatur 
des österreichischen Concordats von Martin Huber im „Archiv/ 1 Bd. I. 
S.. 180 ff S. 218 ff., 365 ff) Andererseits sind gerade in Bezug auf die ober- 



rheinisch« KirChbnprovinz und di» bbsofcdetön Verhältnisse derselben^ meistens 
in den letztem Jahren ans Veranlassung der bischöflichen Denkschriften von 
1851 und 1853 und in Folge des badischen Kirchenstreites, ehie so grosse 
Zahl von Schriften fttr und gegen die von der Kirche in Anspruch genom¬ 
menen Rechte und die Vereinbarung der Staaten mit derselben erschienen, 
dass aach hier etwas eigentlich Neues zu sagen kaum möglich oder noth- 
wendig ist. *) Nachdem wirklich abgeschlossene neue Vereinbarungen vor— 
liegen, wie jetat in Würtemberg, ist aber doch der Standpunkt ein anderer 
geworden; Es handelt sich jetzt um die Tragweite der von dem Staate und 
der Kirche vertragsmässig festgesetzten, als Staatsgeset* wie als Kirchen¬ 
gesetz zu vollziehenden neuen Bestimmungen Uber ihr gegenseitiges Verhalten. 

Aber um die Rechte und' Pflichten gehörig auseinanderzusetzen, welehe 
der Staat gegenüber der Kirche und die Kirche gegenüber dem Staate in 
Folge der Vereinbarung hat, dazu ist ein genaues Eingehen auf die bisher 
in WUrtemberg für die Kirche factisch bestandenen staatskirehlioh weltlichen 
Verordnungen und Einrichtungen unvermeidlich, um so mehr als die Con¬ 
vention zu ihrer praktischen Durchführung wohl noch der Gegenstand einer 
gesetzgeberischen Thätigkeit von Seiten des Staates unter Mitwirkung der 
Stände des Landes werden wird. Es war darum sehr gut, dass auch in 
der Rottenburger Diöcese im würtembergischen Lande ein Mann, dessen 
Berufsverhältnisse langjährige schriftstellerische Beschäftigung mit dem Gegen¬ 
stände der Convention mit sich brachten, in Folge äuserer Aufforderunges 
unternahm, seine Auflassung und Meinung über den Inhalt der Vereinbarung 
ausführlich auseinanderzusetzen. Wir meinen den bekanntlich jetzt in das 
Noviziat des Jesuitenordens getretenen Dr. Florian Riess, den 'Begründer 
und langjährigen Herausgeber des vortrefflichen „deutschen. Volksblattes 
sowie der 1853 zu Stuttgart während des Kirchenstreites erschienenen 
„kirchlich-politischen Blätter.“ In der von ihm uns dargebotenen Studie über 
die „würtembergische Convention “ finden wir in bündiger , übersichtlicher, 
mit ebenso ruhiger Besonnenheit und Milde, als innerer Wärme der Ueber- 
zeugung geschriebener, gewandter Darstellung klar und unwiderleglich naeh- 
gewiesen, dass die Convention ihrer ganzen Anlage nach der würtembergischen 
Staatsverfassung entspricht, eine Erfüllung ihrer Verheissung für die Katho¬ 
liken enthält, und die Parität, den Kern der Verfassung, zur voll«! Wahrheit 


>) Referent brachte in der „Kathol. Literaturzeitung“ 1858, Nr. 0 f. eine eingehende 
Widerlegung eines neuerlich in dem „Magazin für badische Rechtspflege und Ver¬ 
waltung“ Bd. III., Heft 2 enthaltenen und auch in besonderem Abdruck (Mannheim 
1857) verbreiteten sehr rabulistischen Aufsatzes über „die Verleihung der Kirchen¬ 
ämter und das Patronat.“ Bei dieser Gelegenheit wurden in der „Lit. Ztg.“ in 
den Citaten die zahlreichen, überhaupt für die Rechte der Kirche eintretenden 
Schriften zusammengestellt. Beiznfügen wäre nur noch der gediegene Artikel von 
Longner: Oberrheiu. Kirchenprovinz, ln dem Supplementbande zu Wetzer und 
Welte’s Kirchenlexlkou. Jene Abhandlung des „Magazins“ wurde gleichfalls näher 
beleuchtet in dem „Freiburger kathol. Kirchenblatte“ Nr. 26 vom 28. t)ec* 1857. 
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nacht. „Fasst mau des Gesammtein druck ia wenige Worte zusammen, «o 
wird man sagen müssen, die Convention indert an den in Würtemberg be¬ 
stehenden kirchenstaatlichen (dieses Beiwort scheint jedoch wegen seiner 
Besieh an g auf den Kirchenstaat nicht gans gut gewählt zu sein) Uebungen, 
Anordnungen und Einrichtungen nur sovielals durch die Grundsätze des 
katholischen Kirchenrechts unerlässlich geboten ist. Das auf der beider¬ 
seitigen Unabhängigkeit auferbaute Schutzverbältniss swischen der katho¬ 
lischen Kirche und dem Staate, weit entfernt, geläst worden su sein, ist 
befestigt und bleibt in seinem Wesen unverändert. Ebenso bleibt die 
Aufsicht des Staates der Kirche gegenüber. Also die Trennung von Staat 
und Kirche ist nicht eingefifhrt, sie ist vielmehr von beiden Seiten ab¬ 
gelehnt. Das heisst aber: das in der Verfassung des Landes aafge- 
stellte Grundverhältniss swischen Staat und Kirche ist nicht nur nicht 
verändert, sondern vielmehr gesichert, und das Neue ist ein Weiterbau auf 
dieser Grundlage. Was allein beseitigt worden, ist eine missbräuchliche 
Ausdehnung des staatlichen Schutz- und Aufsichtsrechtes, welche mit der 
Verfassung der katholischen Kirche,, wie mit der des Königreichs in Wider¬ 
spruch stand.“ Zu diesem Schlüsse gelangt der Verfasser (S. 124 f.), 
nachdem er vorher den Inhalt der Convention im Einseinen näher betrachtet hat. 

In der Einleitung (S. 29. g. E. f.) heisst es von <der Bulle „Cum in 
sublimi“, wodurch der Papst die Convention publicirte: „Zuerst erschien eie 
als organische Ergänsung der Bullen „Provida solersque“ und „Ad dominici 
gregis custodiam,“ sodann als die Erfüllung einer im Reichsdeputationshaupt- 
Schluss übernommenen völkerrechtlichen, und einer dem Verfassungswerke 
für Würtemberg von Anfang an inhärirenden, staatsrechtlichen Verpflichtung, 
sowie ausdrücklicher Zusagen in der letzteren; in dritter Linie beseichnet 
sie einen Bruch mit dem rationalistischen Kirchenrecbt, und in so ferne die 
Beseitigung verschiedener Einsprüche und Beschwerden, welche im Laufe der 
Zeh von den obersten Organen der katholischen Kirche erhoben wurden, 
sowie als vorbeugende Massregel gegen Kirchen-Conflicte und Abschluss 
derselben, soweit sie in der oberrheinischen Provinz ausgebrochen sind. 
Endlich ist sie, ihren Inhalt angesehen, eine neue, vertragsmässig zwischen 
den zuständigen Gewalten zu Stande gekommene Vergleichung über die 
Greozen zwischen der Kirche und dem Staate. Im Allgemeinen werden in 
der Einleitung (S. 1—31) die Ereignisse, durch welche in diesem Jahrhun¬ 
derte die Gründung der oberrheinischen Kirchenprovinz veranlasst wurde 
und ihre bisherigen rechtlichen und factischen Verhältnisse zu den betreffenden 
Staaten historisch geschildert. Daran schliesst sich (Cap. 1. S. 32 — 56) 
üne Betrachtung über „das Recht der Kirche und die Hoheitsrechte des 
itaatesDer Verfasser unterschreibt hier unbedenklich die Grundsätze, 
welche nach Robert v, Mohl’s Ausspruch die des würtembergischen Staats¬ 
akts sind. (Vgl. Mahl Staatsrecht des Königreichs Würtemberg. D. 479 f., 
nt dem auch im Wesentlichen übereinstinuni Pfizer, Gedanken über Recht, 
Btat und Kirche. UL 43. 73.) Darnach sind Kirche und Staat wesentlich 
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verschiedene, von einander unabhängige Gesellschaften. „Der Gründest«, 
nach welchem ihre gegenseitigen Verhältnisse zu bestimmen sind, besteht 
wohl, wenn Achtung des Rechtes auf beiden Seiten stattfinden soll, darin, 
dass jede der beiden Gesellschaften ihre Zwecke ungestört von der anderen 
verfolgen darf, sich aber natürlich auch jedes Eingriffes in das Gebiet der 
anderen zu enthalten hat. Jede derselben hat su beschlossen und aussu- 
f(ihren, was sie betrifft und wosu sie befugt ist, ihrer eigenen Natur und 
Verfassung nach. Jede hat die andere su achten, als eine Anstalt so 
Menschheitsswecken; allein jede hat auch das Recht, sieb vorsusehen, dass 
Ihr nicht von der anderen su nahe getreten werde. Es ist somit einseitig, 
wenn nur, wie gewöhnlich geschieht, von dem Schutz- und dem Aufsichts- 
rechte des Staates gegenüber von der Kirche die Rede ist; ebenso gut hat 
die Kirche die Pflicht, den Staat su achten, ihn als eine nütsliche Anstalt 
su beteachten, ihn ihren Anhängern als solche darsustellen und dadurch su 
schützen; ebenso gut hat sie das Recht, sich vorsusehen, dass der Staat 
nicht eingreife in ihre Rechte, also Aufsicht Uber seine Handlungen su 
führen.“ So Robert v. Mohl, ein ebenso ausgeseichneter Gelehrter im Ge¬ 
biete der Staatswissen schäften, wie strenger Protestant. Das bisher im 
Königreich WUrtemberg und in den andern Staaten der oberrheinischen 
Kirchenprovinz geübte Staatskirchenrecht enthielt aber, um mit Robert von 
Mohl (a. a. 0. S. 480) su reden, „ einige nicht unbedeutende Abweichungen 
von jenen Grundsätsen. Der Verfasser fuhrt (S. 37 ff.) näher aus, wie 
wach der im vorigen Jahrhundert unter der Herrschaft josephinischer Grund¬ 
sätze aufgekommenen Theorie der Hobeitsrechte über die Kirche (jura maje- 
statica circa sacra) in Würtemberg thatsächlich ein „obersthoheitliches Schuts¬ 
rind Aufsichtsrecht“ ausgeübt wurde, welches sich suerst in einer ausgedehnten 
und bis in’s Einseinste des kirchlichen Lebens sich erstreckenden Ueber- 
wachung äusserte, und woran sich dann die unmittelbare Einmischung in 
■die geistliche Verwaltung schloss. Der Verfasser zeigt (S. 40 ff.) die Un- 
haltbarkeit eines solchen Systems, und (S. 42 ff.) wie durch die Convention 
allen dahin gehörigen, in der Anwendung auf die katholische Kirche das 
Recht verwirrenden, theils protestantisirenden, theils hegelianischen philo¬ 
sophischen Theorien der Abschied gegeben, und der - Boden des positiven 
Rechtes wieder betreten ist, die Grundsätze des würtembergischen Staats¬ 
rechts über die Unabhängigkeit der beiden Gebiete und Gewalten zur Durch¬ 
führung gebracht sind und diese gesäubert ist von Allem, was das staatliche 
Schutsrecht gefälscht, den grundsätzlich paritätischen Charakter des Staates 
beeinträchtigt, das verbürgte Recht der katholischen Kirche in seiner Uebung 
gekränkt und gehemmt hat. Damit werden denn die langjährigen Beschwerdei 
und Proteste von Seiten des Papstes, des Bischofs und katholischer Abgc 
ordneten (S. 49 f.) in der Wursel gehoben. Indem aber durch die Con 
vention die kirchlichen Beschwerden der Katholiken gehoben sind, so it 
dadurch weder den anderen Religionsparteien, noch der Hoheit des JStaate 
so nahe getreten (S. 51 ff.) Der Verfasser handelt hierauf (Cap. 2 S. «6 
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bis 67) von den Elementen der katholischen Kirchenorganisation in Würtem¬ 
berg, von dem Umfange der Diöcese Rottenburg, von der Besetsung des bischöf¬ 
lichen S tahl es, von dem Capitel, von dem Seminar, von dem Schulwesen 
and von dem Kirchenvermögen im Bistbum Rottenburg. Sodann bespricht 
4er Verfasser (Cap. 3. S. 68—87) die bischöflichen Rechte, and als Ange¬ 
legenheiten, welche in der Vereinbarung als rein kirchliche anerkannt sind, 
insbesondere: 1) die Seminarsprüfung (S. 73 f), 2) den Weihetitel (S. 74 
bis 77), 3) die Verleihung der Kirchen&mter (S. 77—81), 4) die Missionen 
(S. 81 f.), 5) die Synoden (S. 82 f.), 6) die Klöster (S. 84—86)? sodann 
(Cap. 4. S. 87—94) den Antheil der Kirche am Schalwesen, (Cap. 5. S. 94 
Ms 104) die geistlichen Ersiehungsanstalten und die theologische Facultät 
(Cap. 6. S. 104 — 116) die bischöfliche Gerichtsbarkeit und Strafgewalt 
(Cap. 7. S. 116—124), das Kirchenvermögen. In einer Schlossbetracbtong 
(Cap. 8. S. 124—129) werden die Resultate and Wirkungen der Convention 
nochmals übersichtlich im Einseinen kurs susammengestellt. 

Angehängt ist dem Buche (S. 130—149) der lateinische Text und eine 
deutsche Uebersetsung der Bulle „Cum in sublimi,“ wodurch der Papst die 
Convention als Kirobengesets bekannt machte. Die Uebersetsung der Artikel 
der Vereinbarung ist dabei dem „Staatsanseiger für Würtemberg“ entnommen. 
Referent überlässt es dem Herausgeber des „Archivs,“ Bei der Fortsetsung 
seiner Aufsätse über die Convention auf die einseinen Ausführungen unseres 
Verfassers näher einsugehen. Nur einen Punkt will Referent hier noch 
bervorheben, der ihm in den bisherigen Darstellungen su einigen Bedenken 
Anlass gibt. Es betrifft derselbe die Verleihung der Kirehenämter. Es sind 
in dieser Besiehung der Krone Würtemberg so umfassende Zugeständnisse 
gemacht worden, als dies nur irgend mit dem kirchlichen Standpunkte ver¬ 
einbar ist. Zwar ist von der würtembergischen Regierung das mit den Be¬ 
stimmungen des canonischen Rechts unvereinbare s. g. landesherrliche Patronat- 
recht aufgegeben und anerkannt worden, dass die libera collatio der Pfründen 
durch den Bischof die kirchenrechtliche Regel sei, der gegenüber die Aus¬ 
nahmen im Einseinen durch besondere Rechtstitel su begründen seien. So¬ 
dann war 1856 eine Commission von Bevollmächtigten der Krone und des 
Bischofs susammengetreten, um eine Auseinandersetsung besüglich der libera 
und non libera eoljatio des Bischofs vorsunehmen. Im Allgemeinen wurden 
von derselben dem Bischöfe die von den früheren Bischöfen, Dpmcapiteln, 
geistlichen Corporationen und Personen verliehenen, aus kirchlichen Mitteln 
nea errichteten oder anfgebesserten Pfründen sugeschieden, der Krone da¬ 
gegen die früheren Laienpatronate aller Art und die aus Staatsmitteln 
dotirten oder redotirten Stellen. Diejenigen Pfründen, welche swar von 
früheren geistlichen Corporationen, aber nicht vermöge persönlichen, sondern 
vermöge dinglichen Rechts verliehen worden su sein scheinen, wurden von 
den Bevollmächtigten der Krone für diese, als die Rechtsnachfolgeriu in den 
betreffenden Realitäten, von den Bevollmächtigten des Bischöfe für diesen, 
sofern die erfolgte Incorporation eine Novation in sich geschlossen habe, in 



Anspruch genommen. Da der Bisehof sich weder zur definitiven Regelang 
dieser Angelegenheit Oberhaupt, noch insbesondere rar. Entscheidung Ober 
diesen bestimmten Differenzpunkt für competent hielt, so wurde auch dieser 
Gegenstand dem heil. Stahle zur Entscheidung vorgelegt, und die päpstliche 
Entscheidung als dritte Beilage (Riese S. 78. Z. 9. v. u. sagt einmal irrig« 
»weite Beilage) des Hanptyertrags in die (Jebereinkonft mit aufgenommen. 
Der heil. Stuhl verwarf die von der Commission aufgestellten Grundsätze. 
Aus zarten Rücksichten bemerkt deshalb Riete (S. 78), ebenso wie früher 
der „Staatsanzeiger“ gesagt hatte, die von jenen Bevollmächtigten aufgestellten 
Principien und näher erörterten Rechtsfragen konnten hier nicht eingehender 
besprochen werden. Im Ganzen genügt es freilich zu wissen, dass der hei¬ 
lige Stuhl ausdrücklich „Umgang genommen hat von jeder Untersuchung des 
Werthes der inneren Gründe, welche zur Begründung einzelner Titel für 
Verleihung von Beneficien angeführt wurden.“ Aber „mit Rücksicht auf die 
abgeschlossene Convention wurde von dem Papst die vereinbarte Pfründen¬ 
ausscheidung bestätigt, und hinsichtlich des oben erwähnten Differenzpunktes 
ein Compromiss beschlossen, wornach von weitern und schwierigen Unter¬ 
suchungen über die früheren Verhältnisse Umgang genommen und die Hälfte 
derselben der Krone, die Hälfte dem Bischöfe zugeschieden ist.“ Während 
der Regierung hinsichtlich der vom Bischöfe frei zu conferirenden 198 Pfründen 
ausdrücklich eine Exclusive der ihr „aus erheblichen und auf Thatsachen 
gestützten Gründen in rein bürgerlicher oder politischer Beziehung missfälligen“ 
Personen zugestanden wird, so wird dagegen auch ausdrücklich in der Bei¬ 
lage EU erwähnt, dass die Regierung für die ihr zugestandenen 351 Pfründen 
nur solche Personen präsentiren werde, welche den allgemeinen Pfarrconcurs, 
für dessen besondere Form noch päpstlichen Vorschriften entgegenzusehen 
ist, mit Erfolg bestanden haben. Die Regierung hat also nunmehr kraft 
eines durch die Vereinbarung gewährten päpstlichen Privilegs für eine be¬ 
stimmte, sehr grosse Zahl von Pfründen das Präsentationzrecht, d. h. das 
Recht dem Bischöfe bei der Vacanz eine persona idonea zu designiren, auf 
welche der Bischof das Kirchenamt überträgt. Unrichtig oder ungenau wäre 
es, wollte man schlechthin sagen, die Regierung habe hier ein wirkliches, 
eigentliches Verleihungsrecht , ein Recht, die Pfründen zu vergehen. Freilich 
darf der Bischof die institutio canonica nicht verweigern, wenn der Präsen- 
tirte die nöthigen Eigenschaften hat. Aber darum ist die Institution, durch 
welche erst der Bischof kraft’ seiner Jurisdiction das Amt selbst, das jus in 
re dem Präsentirten verleiht, keine bloSse Förmlichkeit. Dies geht schon 
daraus hervor, dass der Bischof unbeschränkt auf die von ihm beliebte oder 
im Rechte festgestellte Art zu untersuchen und darüber zu erkennen hat, ob 
der Präsentirte die vom Rechte überhaupt für ein Kirchenamt der besonders 
Gattung und die etwaigen, durch die Stiftungsurkunde vorgeschriebenen Er¬ 
fordernisse besitzt. (Vgl. Rosshirt. Canonisches Recht. S. 434 Schulte. 
Kathol. Kirchenrecht. II. $. 167. S. 693 f.) Dass in der Präsentation noch 
keine Vergebung des Amtes selbst liegt, geht ferner daraus hervor, dass 
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während der Pifitaentattonsfrtet voi .-vier Monaten sn einem bereits prttfen- 
tirien Kandidaten, wenn derselbe auch eine habilis persona ist, doch noch 
ein «weiter, dritter Kandidat u. s. w. hiezu präsentirt werden darf, so dass 
der Bischof unter diesen verschiedenen Vorgeschlagenen den tangiieheren 
aus wühlen kann. (Vgl. Vermehren in Weise Archiv der Kirchenreehtswissen- 
achaft. Bd. II. Nr. 6. 8. 125 ff. Bd. V. Nr. 3. S. 32 ff. Gerlach , das 
fräsentationsrecht auf Pfarreien. Regensburg 1854. $. 23. 24. Permaneder 
Kirchr. $. 258. Walter, Kirchr. $.235. Richter , Kirchr. $.143. Note 6 . 
Rosskirt, Can. Recht. 8. 445. Schulte, 8. 694 ff.) Es soll auch durchaas 
hei der Prisentation nur ein einfacher Vorschlag, d. h. eine Angabe eines 
oder mehrerer Subjecte vorliegen, und es muss jeder Ausdruck vermieden 
werden, welcher die Meinung oder die Berechtigung ausspräche, dass durch 
die Präsentation das Amt conferiri werde ; ist eine Person dennoch in dieser 
Weise genannt worden, so wird sie als nicht genannt angesehen, die -an¬ 
gebliche Collation gilt gar nicht, und es ist der Berechtigte, dann unge¬ 
hindert, eine anderweitige Benennung vorzunehmen. (Vgl. c. 5. 10. 31. x. 
h. t. 3. 48. Schulte, 8. 698 f. Esposisione dei sentimenti di sua Sentiti 
vom J. 1819. $.36 bei Münch. VoUstind. Sammlung aller Concordate Bd. 
IL 8. 403. Es versteht sich übrigens von selbst, dass das Präsentations- 
reoht durchaus nur nach Massgabe der Normen des kirchlichen Rechtes aus- 
«uttben ist, und dass bei Ausübung desselben weder frühere, noch etwaige 
neue Staatsgesetze den Massstab abgeben können. Ueberhaupt, was von 
früheren, über kirchliche Dinge ergangenen staatlichen Gesetzen und Anord- 
nungen in Zukunft gilt, gilt nicht, weil es in einem Staatsgesetse vorge¬ 
schriebe« ist, sondern weil es in den Gesetzen der Kirche vorgeschrieben 
ist, deren Bereich die kirchlichen Dinge lediglich anheimfallen. , 

Das .Präsentationsrecht, welches nun die Krone Würtemberg in Folge 
der Vereinbarung erworben bat, wird in den bisherigen Darstellungen als ein 
Patrenatrecht bezeichnet. Unter den Rechten des Patrons ist allerdings das 
Prüsentatiotosrecht ohne Zweifel das wichtigste, eigentlichste und wesent¬ 
lichste. Der Patron hat aber doch ausser dem Präsentationsrechte auch 
noch andere Rechte. So hat der Patron allgemein die Befugniss, Einsicht 
iu die Verwaltung des Vermögens zu nehmen, um Pflichtwidrigkeiten und 
Nachlässigkeiten zu rügen, oder dem Oberen ansuzeigen. (Vgl. Schulte 
$. 168. 8. 700) und bestimmte Rechte im Falle der Veräusserung, der 
Union oder Theiiang der betreffenden Pfründe ( Schulte . $. 54—56). Die 
Krone Wdrteibberg hat nun aber nicht kraft eines Patronatcechtes, also nicht 
in Verbindung mit dem Pr&sentationsrechte eine Aufsicht Uber die Patronats- 
benefioien erhalten, sondern ihr ist durch einen anderen Thett der Verein¬ 
barung (Art. X des Hauptinstrumentes) in Bezog auf die Verwaltung des 
gestimmten Kircbenvermügens nicht nur eine Mitaufsicht, sondern sogar ein 
wesentlicher Antheil an der Verwaltung selbst eingerädmt. (Mau vgi. über 
daa Nähere Riese. 8. 117. 122 ff. . Bei der Frage nach dem Subjecte des 
KircbenvennÖgens könnte insbesondere noch berücksichtigt werden eine sehr 



700 


gediegene Abhandlung in der mit dem Ende des vorigen Jahres leider ein¬ 
gegangenen „Würsburger KathoL Wochenschrift.“ 1856. Nr. 8—16 und 
sodann die Inauguraldissertation von Schulte. De rcrum ecdesiasticandn 
domino. Berolini 1851, und jetst dessen Kirchenrecht II. &. 94. 8. 477 ff.) 
Bei Veränderung von Beneficien wird darum die Staatsgewalt allgemein ein 
Mitwirkungsrecht haben, in so fern die Substans und die Verwaltung des Ver¬ 
mögens verändert wird, und bei denjenigen Pfründen, wo die'Krone ein 
Prfcentationgrecht hat, auch in so fern, als dieses dadurch alterirt wird. 
Die Staatsgewalt hat also bei Veränderung der Beneficien Rechte, welche, 
wenn sie auch nicht Ausfluss eines eigentlichen Patronatrechtes sind, so doch 
den Rechten eines Patrons analog bind. ' 

Ein Patron hat aber ferner auch gewisse Ehrenrechte, und der unver¬ 
schuldet arme Patron einer vermögenden Kirche'''erhält von derselben even¬ 
tuell Alimente. (Vgl. Weiter. Kirchr. §. 235. S. 461 d. 12. Aufl. Schulte. 
$. 169. S. 700 ff.) Das eventuelle Alimentationsrecht findet aber nur auf 
die einseine physische Person als Patron Anwendung, nicht wenn eine juri¬ 
stische Person, wie s. B. der Staat, Patron ist. Von dem Alimentations¬ 
rechte würde hier also auch dann keine Rede sein können, wenn die Staats¬ 
gewalt vermöge der Vereinbarung ein wirkliches Patronatrecht hätte. Eben 
so wenig kann aber der Staatsgewalt ein Anspruch auf. die Ehrenrechte eines 
Patrons beigelegt werden* und beansprucht dieselbe auch ohne Zweifel solche 
gar nicht. Unter den jura honorifica des Patrons befindet sich jedoch auch 
das jus intercessionum, d. b. die regelmässige Erwähnung der Patrone (auch 
wohl ihrer Frau und Kinder) im öffentlichen Kirchengebete, und bei ausser¬ 
ordentlichen Ereignissen, welche sie betreffen, auch Anspruch auf ent¬ 
sprechende ausserordentliche Acte der Kirche, Te Deum u. s. w. Ein solches 
jus intercessionum besteht aber für den Regenten und die Glieder seines 
Hauses schon ohne alles Patronatrecht allgemein. Auch von den übrigen 
Ehrenrechten, die ein Patron hat, %. B. der Vortritt bei Processionea,.ein 
besonderer Site auf dem Chore, das besondere Segnen mit dem Weihwasser 
und Rauchfasse u. s. w., würde dem Regenten, auch ohne dass er Patron 
wäre > allgemein schon von selbst kaum eines versagt werden, wenn er für 
seine Person den Glauben der Kirche bekennen und so am kirchlichen 
Gottesdienste. Theil nehmen sollte. 

Endlich entsprechen den Rechten des Patrons auch gewisse Pflichten, 
Dahin gehört die Beschulung und Beschirmung (advocatia, defensio) des 
Beneficiums, die. jedoch im heutigen Rechtssustande kaum mehr hervortritt, 
weil der Staat und die Einrichtung der allgemeinen Sicherheitsorgane Über¬ 
haupt auch ohne ein besonderes Patronat die bestehenden Rechtsverhältnisse 
und so auch den Bestand des beneficiums beschütet. Wie ferner dem Rechte 
des Patrons sur Aufsicht über das beneficium eine Pflicht dasu entspricht, so 
entspricht dem der Krone Würtemberg für das gesammte Kirchenvermögen 
des Landes, nicht als Folge des Patronatrechtes, sondern ohne dieses, durelr 
die Vereinbarung gewährten Rechte der Mitbeaufsichtigung und Mitverwaltung, 
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eine hieraus, und nicht aus einem Patronatrechte, hervorgehende Verpflichtung 
nur Anwendung der gehörigen Sorgfalt bei der Ausübung dieses Rechtes. 
Auch tragt der Patron eine eventuelle, subsidiäre Baulast, wenn er nicht feuf 
sein Patronat versiebten will. Vgl. Permaneder. Handb. des Kirchenrechts. 
$. 508, und dessen dort citirte Monographie. Rosshirt. Canonisches Recht. 
S. 409—412. Schulte. S. 548. f. Walter. Kirchenrecht 12. Aufl. §. 235. 
S. 462.) Die Staatsgewalt wird aber in WQrtemberg gemäss der Verein¬ 
barung in keinem Falle aus dem Gesichtspunkte eines ihr sustehenden Pa¬ 
tronates eventuell sur Baulast angehalten werden können. Nur soviel ergibt 
Sich von selbst, dass, wenn die Pfründe selbst untergeht und der Staat nicht' 
aufhilft, dann natürlich mit dem Bcneficium auch sugleich für den Staat das 
Recht untergeht, für die betreffende Pfründe einen Kandidaten dem Bischöfe 
bei der Erledigung sur Institution su designiren. Unbedingt liegt dem Staate 
jedoch in allen den Fällen dieBaopflicht ob, wo er durch die Säcularisatiori 
dos Kirchenvermögen oder die Zehenten an sich genommen hat, welche 
sonst sür Baupflicht sunächst heransusiehen sind. (Argumento: R. D. H. 
Schl, von 1803. fl. 36. Vgl. Rosshirt, Schulte, Permaneder a. a. 0.) 

So ersehen wir also, dass die Krone Würtemberg theils in Folge des 
Concordates, theils auch schon ohnehin vielseitig fast alle Rechte und Pflichten 
eines Patrons, aber nicht wie beim Patron als eine susammengehörige Einheit, 
als der Inbegriff eines Patronatreehtes, sondern unter verschiedenen von'einem 
Patronatrechte unabhängigen Gesichtspunkten, theils in demselben, theils in 
einem veränderten, weiteren oder engeren Masse und Umfange ausftbt. Will 
man daher in solchen Fällen uneigentlich von einem Patronate der. Krone 
WQrtemberg reden, -so hat dieses »war keine besonderen praktischen Unter¬ 
schiede au bedeuten, aber der Wissenschaft gesiemt es doch, völlig correet 
su sein und darum den Namen eines Patronatrechtes su vermeiden. Hätte 
der päpstliche Stuhl ein solches der Krone einräumen wollen, so würde er 
nicht ausdrücklich „von jeder Untersuchung des Werthes der inneren Gründe 
Umgang genommen“ haben, wornach die UebertragUng früherer Laienpatronate 
an den Staat, und die von ihm geschehene; Dotation oder Redotation der 
Pfründen sur Begründung der einseinen Titel für Verleihung von Beneficien 
angeführt wurden. Wollen wir bezüglich des lediglich „mit Rücksicht auf 
die abgeschlossene Convention,“ d. h. der hierdurch an den Tag gelegt» 
wohlwollenden billigen Gesinnung gegen die Kirche, der Krone Würtemberg 
vom heil. Stuhle für eine so grosse Zahl von Pfründen sugestandenen Rechtes, 
dem Bischöfe einen tauglichen Kandidaten sur Verleihung der erledigten 
Pfründe Voranschlägen, den technischen Namen gebrauchen, so haben wir 
dasselbe aach nicht als ein Präsentationsrecht, denn dieses entspringt aus 
dem Patronatrechte, sondern als ein nicht auf einem, durch das allgemeine 
Kirchenrecht bereits gegebenen Rechtstitel, vielmehr auf einem besonderen 
Indulte beruhendes Nomnationsrecht , als ein Jus primarum precum su be¬ 
zeichnen. (Vgl. Rosshirt * Lehrbuch des Kirchenrechts. Dritte Auflage. 
Schaffhausen 1858. S. 27. §. 49. S. 30. §. 54. M. s. auch über die Untere 



schiede Rosshirt, Canonisches Recht. Schaffhausen 1857. S. 421 fg. 427 fg. 
432. Schulte, Katholisches Kirchebrecht. H. 8. 231 sub III). 
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Ungenau und unrichtig ist es also, wenn auch Ricss von einem „um¬ 
fassenden königlichen Patronate“ redet. Und er fugt (S. 126) sogleich noch 
hinzu, dass „bezüglich dessen der heil. Stuhl von der Maxime, protestantischen 
Fürsten ein solches nicht zu gestatten, Umgang genommen habe,“ Eins 
weitere Erklärung, gibt Riess nicht. Die Tragweite und Bedeutung dieses 
Satzes verdient aber jedenfalls eine nähere Erläuterung. In dem Katholik 
(Mainz 1857. Erste Hälfte. Heft 12. S. 534 fg.) ist darauf hingewiesen, 
dass hier für den König von Würtemberg ein besonderes Indult vorliege, 
welches für andere Fälle, und namentlich für Patronatrechte von Privaten 
kein Präjudiz begründen könne. Wenn in Deutschland die Praxis unter 
dem Einflüsse der weltlichen Gerichte auch Protestanten Patronatrechte ütyer 

Kirchenämter der Katholiken und umgekehrt ausüben Hess, so ist diese 
• * # * ~ 1 
thatsächliche Abweichung vom gemeinen Kirchenrechte gewiss kein Grund 

für den päpstlichen Stuhl gewesen bei Verleihung der Nominationsrechte a& 

die Krone Würtemberg von der protestantischen Confession des Königs 

abzusehen. Die Darstellung im Katholiken a. a. 0. könnte aber vielleicht 

zur Annahme des Gegentheils verleiten. 

Wie Pins VII. in der fisposizione dei sentimenti ($. 15.36.), so erklärte» 
«ach noch die Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz in der Denk¬ 
schrift von 1853 (Freiburg 1853. S. 31 der 2. Auflage,) „dass das Patronat 
ein rein kirchliches und religiöses Recht und Vorrecht ist, daher der Grund** 
satz deb canonischen Rechtes feststeht, dass nur solche das Patronatreeht 
üben können, welche wirklich gläubige und treue Mitglieder der Kirche 
sind.“ Der Cardinal Consalvi bemerkte in der Darstellung der Gesinnungen 
seiner Heiligkeit (Esposixione dei sentimenti di sua Santitä) vonöl Jahre 
1619 über die Erklärung der (jetzt zur oberrheinischen Kirchenprovinz 
gehörigen) vereinten protestantischen Fürsten und Staaten des deutschen 
Bundes im 8. 15 (bei Münch, Vollständige [? !] Sammlung aller Concor- 
date Band II. S. 390) ausdrücklich: „es ist ein gemeiner und sehr bekannter 
Grundsatz bei den Katholiken, ein Grundsatz, von welchem der heilige Vater 
sich nicht entfernen könnte, ohne der ganzen Kirche das grösste Aergernlss 
zu geben, und ohne gerade im Gegensätze mit der von seinen Vorfahren 
standhaft beobachteten Handlungsweise zu verfahren, dass die Akatholiken,' 
welche nicht zur Kirche gehören, des Patronatrechtes nicht theilhaftig sein 
können, welches die Kirche hur allein den Katholiken ertheilt.“ Und aus** 
drücklieh erklärte der päpstliche Stuhl in jener Esposixione (9. 36, bei 
Münch a. a. 0. S.403.), dass er unmöglich nichtkalhulischen Fürsten dad 
Patronat der alten geistlichen Corporationen zugestehen könne. Und die 
Bischöfe der oberrheinischen Kirchenprovinz wiederholten diesen Grundsatz 
des canonischen Bechts (in der zweiten Denkschrift im Jahre 1853, 2. Aufl. 
Freiburg 1853. S. 31.} 



In der Macht der Bischöfe stand es nicht, eine Ausnahme von dem 
jus commune der Kirche su Gunsten der Regierungen su gestatten, (vgl. 
Band I. des Archivs S. 555 fg.), sondern es konnte dies nur vom päpst¬ 
lichen Stuhle geschehen. Inwiefern hat derselbe nun eben in den würtem- 
bergischen Concordate bezüglich des dem Könige von Würtemberg für eine 
grosse Zahl von Pfründen verliehenen Nominationsrechtes von der Regel 
des jus commune abgesehen? Worin besteht der Unterschied «wischen der 
damaligen Erklärung des Papstes durch den Mund des Cardinais Consalvi 
und der jetsigen Einräumung in der Convention? Wir glauben, nicht in 
einer Verschiedenheit der Grundsätse, sondern nur in einer Verschiedenheit 
des damaligen und heutigen Verhältnisses der Krone sur Kirche. 

Damals standen die vereinten Regierungen der protestantischen Staaten 
ded deutschen Bundes dem päpstlichen Stuhle schroff nnd feindlich gegen¬ 
über. Sie wollten die Rechte der Kirche nicht anerkennen und legten dies 
auch eben durch jene Erklärung an den Tag, als deren Beantwortung die 
Esposüss'bne des Cardinais Consalvi erschien. Zu einer in die einseinen 
viehtigeren Punkte eingehenden Vereinbarung wollten sich die Staaten niobt 
Verstehen. In der Bulle Provida solersque vom Jahre 1821 konnte der 
Papst nur die jetsige oberrheinische Kirchenprovins mit den dasu gehörigen 
Bisthümern nach dem Wunsche der Regierungen errichten, um die verwaisten 
Gläubigen nicht su lange ohne Oberhirten su lassen, indem er dabei die 
Hoffnung aussprach, dass die Differensen mit den betreffenden Staaten in 
der Folge durch die Weisheit und Gerechtigkeit der Fürsten würden erledigt 
werden. Die Vereinbarung, welche den Inhalt der Bulle Ad dominici gregis 
edstodiam vom J. 1827 bildet, anerkennt swar (im Art. 5,) mit klaren Worten 
die Geltung der bischöflichen Jurisdiction gemäss dem heutigen canonischen 
Rechte, aber su einer weiteren Auseinandersetsung, su einer näheren For- 
nwürung und speciellen Anerkennung der einseinen daraus hervorgehenden 
wichtigeren Rechte kam es nicht. Konnte die Kirche aber den Staaten ans 
Vergünstigung einen Einfluss auf kirchliche Verhältnisse einräumen, der 
nicht an sich im Rechte wirklich begründet war, wenn die Staaten Grund¬ 
sätse durchsuführen suchten, welche mit der Verfassung und den wohler¬ 
worbenen Rechten der Kirche in entschiedenstem Widerspruche standen? 
Dass durch das Coacordat von 1827 neeh kein Zustand eines besonderen 
Vertrauens «wischen den Staaten und der Kirche herbeigeführt war, bewiesen 
die nachfolgenden Ereignisse, die ausdrückliche Nichtbeachtung der Artikel 
5 und 6 desselben von Seiten der Staaten, und die mit der Convention 
völlig unvereinbare Verordnung vom 30. Januar 1830 in Betreff des landes¬ 
herrlichen Scfauts- und Aufsichtsrechtes über die katholische Kirche, worin 
die suerst 1818 su Frankfurt a. M. von Deputirten der Staaten entworfene 
Khrchenpragmatik, gegen welche In ihrer «weiten Fassung auch die Esposi- 
sstone dei sentimenti gerichtet war, «um dritten Male geltend gemacht 
wurde, und welche die Grundlage des endlich in den leisten Jahren sum 
pntschfedane» Ausbruche gekommenen Kirchenstreites bildete* Insbesondere 
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machten die Staaten ein allgemeines Staatepatronat geltend, und übten sogar 
statt des blossen Präsentationsrechtes eines Patrons ein eigentliches Ver¬ 
leihungsrecht aus. Bei den Protestanten besassen die Fürsten allerdings 
stets das Recht, die geistlichen Stellen und Aemter zu vergeben. „Wollten 
die protestantischen Fürsten dieses ihnen in ihrer Confession anstehende 
Recht auch auf die katholische Kirche übertragen, so wäre dies offenbar 
die empfindlichste Rechtsverletzung, welche derselben nur sugefügt werden 
kann, ja das hiesse nichts anderes, als der katholischen Kirche die prote¬ 
stantische Kirchenverfassung aufawingen. Die Schwere dieser Verletzung 
würde - dadurch unendlich erhöht, dass der protestantische Fürst kein Mit¬ 
glied der katholischen Kirche ist, und den Glauben derselben weder theilfc 
noch deren inneres Leben und religiöse Bedürfnisse kennt.“ 1 ) 

Aber sollen denn die Staaten und insbesondere die protestantischen 
Fürsten gehalten sein, das katholische Dogma, dass die Kirchengewalt weder 
den weltlichen Fürsten, noch dem Volke, sondern kraft göttlicher Einsetzung 
den Bischöfen und dem Papste zustehe, anzuerkennen und zu glauben ? Es 
handelt sich hier nicht darum, dass die Staaten und die protestantischen Fürsten 
jenes Dogma glauben sollen, sondern darum, dass sie den Katholiken und 
der katholischen Kirche die rechtliche Freiheit gestatten, diesem Glauben 
gemäss ihre kirchlichen Verhältnisse zu ordnen und darnach zu leben; dass 
sie insbesondere die Jurisdiction der katholischen Kirche und lediglich für 
die katholische Kirche rechtlich anerkennen, nicht aber sich selbst diese 
Kirohengewalt und Jurisdiction in der katholischen Kirche zuschreiben. *) 

So Image die Staaten und Fürsten einen entgegengesetzten Standpunkt 
einnahmen, standen sie der Kirche nicht als Regenten, welche ais solche 
jeder rechtlich bestehenden Kirche ihre volle Selbständigkeit nach der Eigen - 
thümlichkeit ihres Glaubens und ihrer Verfassung zugestehen sollen, sondern 
gerade alt Protestanten gegenüber, welche die katholische Kirche protestanti¬ 
schen Grundsätzen unterwerfen und sich zu diesem Zwecke auch der Staatsge¬ 
walt bedienen wollten. Mit Recht wurde daher auch, abgesehen von den sonst 
an sich wichtigen Gründen, aus welchen die Staaten ihr angebliches Besetzungs¬ 
recht der Pfründen herleiten wollten, 3 ) den Regenten in der Note den 


*) Worte der Denktchrift des Episcopates der oberrheinischen Kirchenprovinz in 
Bezug auf die Königlich Wörtembergisehe, Grossherzoglich Badische, Grossh. Hes¬ 
sische und Herzoglich Nassauisohe allerhöchste Entschllessung vom 5. Harz 1853 1 q 
B etreff der Denkschrift des Episcopates vom März 1851. Zweite Auflage. Freiburg 
1. Br. Herdersohe Verlagshandlung. 1853. S. 22. 

*) Ebendaselbst S. 21. 

*) Insbesondere behaupteten die Regierungen ein Hachfolgereeht ln die Patronatrechte 
der äafgehobenen geistlichen Corporationen. Dieselben hielten noch in ihren Ent- 
schiiessnngen vom 5. März 1853 an dieser Behauptung fest, und Reyscher wieder¬ 
holt dieselbe iu seiner Schrift über das würtembergische Concordat als eine ohne, 
allen Zweifel feststehende. Eine Verteidigung derselben versucht zuletzt Rinschitit 
in seiner Inauguraldissertation: De jure patronatus regio. Berolini 1855, und ln 
einer deutschen Bearbeitung: das landesherrliche Petconatreeht, Berlto 1860. Man’ 
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Cardinalstaatssekretärs Consalvi vom päpstlichen Stuhle, ihre Eigenschaft 
als Protestanten und der canonische Grundsatz, dass Akatholiken des Patron 
natrechtes nicht theilhaftig werden können, entgegengehalten, und ihnen dem» 
gemäss auch keinerlei von einem Patronatrechte unabhängiges Nominations» 
recht für die Pfründen eingeräumt. 

Ein anderes ist das Verhältnis der würtembergischen Regierung zum 
päpstlichen Stuhle durch das jetzige Concordat geworden. Der Staat be» 
kennt sich in der Convention nicht blos im Allgemeinen zur ausdrücklichen 
Anerkennung des ^Rechtes der Kirche, auf ihrem eigenen Gebiete und in 
ihren eigenen Angelegenheiten selbst frei zu bestehen und zu walten nach 
Massgabe ihrer eigenen Verfassung und ihrer eigenen Gesetze, sondern er 
anerkennt auch speciell im Einzelnen die der Kirche von ihm bisher vor» 
enthaltenen Rechte, und hebt die von ihm erlassenen, die Rechte der Kirche 
verletzenden Gesetze und Verordnungen wieder auf. Insbesondere hat die 
Regierung auch das richtige Princip bezüglich der Verleihung der Kirchen» 
ämter anerkannt, wornach die libera collatio des Bischofs die Regel bildet, 
und ein Patronatrecht nur dann ausgeübt werden kann, wenn es „recht» 
mässig erworben“ ([legitime acquisitum) ist. 

Wenn gleich der König von Würtemberg für seine Privatperson, als 
Protestant vom religiösen kirchlichen Standpunkte aus der katholischen 
Kirche keinerlei Berechtigung zugestehen kann, so hat er doch jetzt zuge¬ 
geben, dass er von politischem Standpunkte aus als König, als Regent eines 
paritätischen Staates der katholischen Kirche gegenüber keinen protestan¬ 
tischen Standpunkt einnehmen darf, sondern die, sowohl durch die Verfas¬ 
sung, wie auch völkerrechtlich garantirte rechtliche Stellung derselben aner¬ 
kennen muss. Und so wurde es denn möglich, dass ihm, wenn auch nicht 


vergl. dagegen aber die Recensionen über letztere Schrift im Archiv. Band L 
S. 044. fg., ln der Kathol. Literaturzeilg. 1857 Nr. 22-, Rosshirt. Canon R. S. 440 
fg. Der päpstliche Stuhl verwarf die ganze Theorie von dem landesherrlichen 
Patronatrechte in der Esposlzione dei sentimenti (bei Münch a. a. 0. S. 403 fg.) 
Am gründlichsten wurde aber über diesen Punkt, über die richtige und die ver¬ 
schiedenen sonstigen verkehrten, gegen die Kirche geltend gemachten Theorien über 
die Verleihung der Kirchenämter in der angeführten Denkschrift der Bischöfe der 
oberrheinischen Kirchenprovinz von 1853 §. 5. S. 9 — 42. gehandelt. Man vergl. 
auch die Nachweisungen in der Recension „von dem Rechte der Verleihung der 
Kirchenämter und dem Patronate“ in der katholischen Literaturzeitg. 1858. Nr. 0 
7, und gegen das sg. landesherrliche Patronat insbesondere auch noch die bet 
Rosshirt Canon. R. S. 440 angemerkten Schriften von Frey und Montag ferner 
Oerlach. Das Präsentationsrecht $. 36. Mayer. Reichskammergerichtliche Miscellen. 
Bd. II. Heft I. Giessen und Wetzlar 1806, wiederabgedruckt im Katholik. Mainz 
1855. Zweite Hälfte. S. 163 fg. Walter Kirchenrecht $. 235 Note 38. Richter 
Kirchenrecht $. 145. Permaneder §. 255. S. 404 der 3. Aull. Schulte kath. Kirchen¬ 
recht Bd. II. S. 669. fg. 704 fg. Longner , Darstellung der Rechtsverhältnisse der 
Bischöfe in der oberrheinischen Kirchenprovinz Tübingen 1840. S. 30. fg. Beleuch¬ 
tung der Entschliessungen der Regierungen etc. Sohaffhausen 1853. S. 28 fg. 

Moy’s Archiv für HatK Kirchenrecht- U. Band. 45 



706 


für seine Privatperson, so doch in seiner Eigenschaft als Landesfürst, als 
Träger der Staatsgewalt, von der Kirche „in Rücksicht auf die abgeschlos¬ 
sene Vereinbarung' 1 als Zeichen besonderer Gunst und besonderen Vertrauens 
kirchliche Rechte eingerfiumt wurden/ welche sonst den Akatholiken ver¬ 
sagt sind. 

Dass die Unterscheidung «wischen dem Regenten in seiner juristischen 
Persönlichkeit als Träger der Staatsgewalt und als Privatperson in Besag 
auf die Stellung sur Kirche eine sehr wesentliche Bedeutung hat, ist von 
Kober (Der Kirchenbann. Tübingen 1857* S. 272 fg.) jetpt in einer anderen 
wichtigen Besiehung gut hervorgehoben worden. Er entwickelt, „dass so¬ 
wohl die Excommunicati vitandi als auch die tolerati von den öffentlichen 
Gebeten und der Darbringung des heil. Messopfers ausgeschlossen seien. 
Als einfache Consequenz dieses Sattes ergibt sich, dass das gewöhnliche 
Kirchengebet für den Patron und die Erwähnung des Bischofs im Canon 
der heil. Messe hinwegzulassen sei, sobald der Eine oder Andere notorisch 
in der Excommunication sich befindet, sei es als toleratus oder vitandus. 
In derselben Weise und aus denselben Gründen ist das öffentliche Gebet and 
die Darbringung des heil. Messopfers für Akatholiken untersagt, denn sie 
gehören zu den Excommunicatis toleratis. Nur in Betreff des LandeefUrsten, 
sowohl des katholischen, wenn er exoommunicirt ist, als des akatholischen 
gestattet die Kirche eine Ausnahme; sie betet für denselben beim öffent¬ 
lichen Gottesdienste und bringt für ihn an gewissen feierlichen Tagen das 
heil. Messopfer dar; denn so lange der Landesfürst am Leben ist, tritt er 
der Kirche nicht als blosse Person gegenüber, sondern es kommt vor Allem 
seine Stellung als Regent des Landes in Betracht, das Wohl des einen und 
andern kann nicht getrennt werden, das Gebet für den Landesberrn ist zu¬ 
gleich ein Gebet für den Staat und umgekehrt. Wenn also die Kirche ihre 
patriotischen Pflichten gegen den Staat, die ihr so gut obliegen, wie den 
einzelnen (Jnterthanen, getreulich erfüllt, wenn sie für den Regenten und 
seine Regierung die Gnade und den Schutz Gottes erfleht, so handelt es 
sich nicht um die Person , welche die Trägerin der Regentenwürde ist, 
und es muss in diesem Punkte gleichgültig sein, welche persönliche Stellung 
-dieselbe Zur Kirche einnehme. Diese ihre Unterthanenpflicht hat sie von 
jeher auch gegen ganz heidnische und offen häretische Fürsten *) erfüllt, 
sie erfüllt sie noch heute gegenüber den akatholischen Regenten in den 
Ländern, wo solche sich finden, und der heilige Stuhl hat gegen diese 
Praxis niemals auch nur die leiseste |Einsprache erhoben. In einem ganz 
•adern Verhältnisse dagegen steht der bereits verstorbene Landesfürst zur 
Kirche; er erscheint nicht mehr als der Träger der Staatsgewalt, für deren 
Gedeihen sie betet, Sondern lediglich als Privatperson» Da nun aber die 
Kirche nur für jene Todten ihre Gebete und das heilige Opfer darbringen 
kann, die in ihrer Gemeinschaft abgeschieden sind, so hat der akathoüsche 


*) Binierhn, Denkwürdigkeiten. Bd. IV, 3, Thalli Anhang. 8 . 1—124. 
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Regent ebenBOwenig Anspruch auf diese Wohlthaten, als der katholische, der - 
in der Uber ihn verhängten Excommunication verharrend und ohne sich mit 
der Kirche versöhnt zu haben, aus dem Leben schied. Diese Anschauung 
liegt in der Natur der Sache, die kirchliche Gesetzgebung kann von der» 
seiben nicht abgehen, so lange sie auf Consequenz Anspruch machen will? 
nie war die Praxis eine andere und noch aus den neuesten Zeiten liegen 
über diesen Punkt ausdrückliche Verbote des heiligen Stuhles vor.“ J ) 

Wie nun ein akatholischer Landesherr in seiner Eigenschaft als Landes» 
herr des katholischen Kirchengebetes theilhaftig wird, so kann die Kirche 
vermöge eines Indidtes dem Staate, resp. dem akatholischen Landesherrn 
auch andere kirchliche Rechte einräumen. So hat der König von Preussen 
«eit der Erwerbung Schlesiens von Benedict XIV. beim Domcapitel in Breslau, und 
durch die Bulle: „I)e salute animarum, u $.21 (’Futuro autem tempore') auch 
bei den übrigen Domcapiteln und dem Collegiatstifte zu Aachen ein Nomi¬ 
nationsrecht erhalten für die in den päpstlichen Monaten vacant werdenden 
Caftonicate, wo dann der Papst auf Grund eines sog. testimonium idoneitatis 
die sog. Provista ertheilt. Die preussische Verfassungsurkunde schloss zwar 
consequenter Weise einen Verzicht auf dieses Nominationsrecht in sich 2 ), 
jedoch hat der päpstliche Stuhl, nachdem die Verfassungsurkunde vom 
Jahre 1850 publicirt worden war, die Fortdauer dieses Verhältnisses aus¬ 
drücklich zugestanden. *) Auch der König von Würtemberg hat nun durch 
die dritte Beilage des Concordates in seiner Eigenschaft als Landesherr 
vermöge eines Indultes ein Nominationsrecht für eine grosse Zahl von 
Pfarreien erhalten. Wenn die Kirche aber Rechte verliehen hat, wie in vor» 
liegendem Falle Nominationsrechte an einen akatholischen Landesherrn, 
welche den Berechtigten zu einem positiven Handeln, zu einer activen Thä- 
tigkeit innerhalb des Bereiches der Kirche die Befugniss ertheilen, so kann 
und muss sie natürlich auch verlangen und die Zusicherung haben, dass eine 
solche auf dem Gebiete der Kirche vorzunehmende Handlung den kirchlichen 
Gesetzen gemäss vorgenommen werde. Diese Zusicherung hat die würtem- 
bergische Regierung einerseits in der Convention dadurch gegeben, dass sie 
ausdrücklich das Recht des Bischofes anerkannte (Art. IV. c.}, die Prüfungen 
für Zulassungen zu Seelsorgerstellen anzuordnen und zu leiten, und indem 
Sie ferner die canonische Jurisdiction des Bischofs überhaupt (Art. IV princ.) 


') Vgl. das Breve Gregors XVI. an den Bisehof von Augsburg vom 13. Februar 184Z 
und an den Abt von Scheyern vom 9. Juli dess. J. bei Probst. Exequien S. 148 f. 
und in der Berliner allgem. Kirchenztg. 1852. Nr. 60. {Kober hätte noch beifügen 
sollen die Abhandlung von Dölllnyer: Pflicht und Recht der Kirche gegen Ver¬ 
storbene eines fremden Bekenntnisses. Aus den „historisch - politischen Blättern“ 
von 184t besonders abgedruckt. Freiburg im Breisgau. 1852.) 

*) Die gegenteilige Behauptung Schulte’*. Kirchenr. II. S. 331. Note 4, und der von 
Ihm deshalb gegen den preussischen Episoopat gerichtete Tadel ist ln Anbetracht 
der Reohtsgtundsätze über den Verzicht unrichtig. 

•jVgl. Richter, Eirchenr. f. W* 9. Mt. Note 4 4er 4. AuÜ. Schutte a. a. 0. 

45 * 
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und sein Verleihungsrecht der Pfründen (Art. IV. a.) anerkannte. Das 
Nominationsrecht ist nicht Ausfluss eines Patronatrechtes, aber ganz gleich 
dem Präsentationsrechte eines Patrons, darum auch an alle die rechtlichen 
canoniachen Vorschriften gebunden, denen das Präsentationsrecht unterliegt. 
Ob in der Beilage DI der Convention, worin der Krone jene Nominations¬ 
rechte eingeräumt sind, von Seiten der Regierung ausdrücklich noch besondere 
Cautionen gegeben sind, wissen wir nicht, weil uns der Text der Beilagen 
nur aus den vom „würtembergischen Staatsanzeiger“ mitgetheilten Bruch¬ 
stücken bekannt ist. Jedenfalls aber wird die Krone ein derartiges kirch¬ 
liches Recht in der katholischen Kirche, wie das Nominationsrecht, nur 
durch katholische Unterthanen ausüben können, da Protestanten das innere 
Leben und die religiösen Bedürfnisse und Interessen der Katholiken nicht 
kennen. Und die Auswahl des Geistlichen ist doch ein so wichtiges Recht, 
von dem viele andere sehr wichtige Momente des kirchlichen Lebens ab- 
hfingen. Nur von demjenigen, der katholisch glaubt und denkt, kann man 
erwarten, und einem Protestanten kann man deshalb nicht zumuthen, dass 
er einen .katholischen Massstab bei der Benennung eines Geistlichen zum Grunde 
lege. Ebenso wie die Protestanten unter einem katholischen Landesherrn 
ein Recht auf eine ihrem Geiste angemessene kirchliche Verfassung und Freiheit 
haben, und der katholische Landesherr, wenn ihm nach der herrschenden 
Praxis das oberste Episcopalrecht von den Protestanten wie einem evange¬ 
lischen Landesherrn beigelegt wird, sich nicht selbst mit dessen Ausübung 
befassen kann und darf, sondern dafür sich eigener, blos aus Protestanten 
zusammengesetzter Behörden bedienen muss *): so kann und darf auch die 
katholische Kirche mit Recht verlangen, dass protestantische Fürsten über 
Religions- und Kirchensachen mit der katholischen Kirche nur durch Katho¬ 
liken verhandeln und die ihnen zustehenden Rechte in Bezug auf die katholische 
Kirche ausüben lassen. Dies haben anch die protestantischen Staatsrechts¬ 
schriftsteller über das deutsche Reich anerkannt, z. B. Meter im HL Bande 
seiner Zusätze zum „Neuen Staatsrecht.“ S. 1029. Vgl. Rosshirt. Can. Recht 
ß. 210 f. Anm. Der selb, in den Heidelberger Jahrbüchern für Literatur. 
4857. 8. 756. 

Aus der vorstehenden Betrachtung ergibt sieb, dass man bei dem einem 
akatholischen Fürsten verliehenen Nominationsrechte durchaus eigentlieh nicht 
sage, es sei dasselbe einem Protestanten als solchem verliehen worden. 
Die besonderen Umstände, welche bei dem Landesherrn als solchem einzig 
und allein in dieser seiner Eigenschaft Zusammentreffen, und . die in dem vor¬ 
liegenden Falle durch den Abschluss des Concordates gegebenen Garantien 
Hessen davon absehen, dass der Landesherr für seine Perton Protestant lat. 
Der päpstliche Stuhl konnte unbeschadet und ohne Aufgeben des Grundsatzes, 


*) Die Protestanten verlangten und erhielten dafür häufig ln den Gnmdgesetnen and 
Verfassungsurknnden noch besondere Garantien. Vgl. Walter. Kirchenr. f. 51. Note 
14, S. 108. der 12. Aull. Btohter. Kirchenr. $. 88. Note 7, 8. S. 75 t der!. Amfl. 
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vrornach Protestanten kein Patronatrecht in der katholischen Kirche ausüben 
können, im vorliegenden Falle doch wenigstens ein Nominationsrecht, welches 
«war von den übrigen Vortheilen eines Patronatrechtes getrennt, aber mit dem 
wichtigsten Rechte des Patrons, dem Präsentationsrechte, identisch ist, sagestehen, 
indem er daflirhielt, dass die ratio legis, dass der Grand, weshalb den Pro¬ 
testanten das Patronat in der katholischen Kirche versagt wird, hier nicht 
vorhanden sei. Die hier ,,mit Rücksicht auf die abgeschlossene Convention“ 
vom päpstlichen Stahle ausnahmsweise dem protestantischen Könige von 
Würtemberg durch ein Indait zugestandenen Nominationsrechte, schlossen also 
durchaus von Seiten des päpstlichen Stuhles keine Aufhebung des canonischen 
Grundsatzes in sich, dass Protestanten kein Patronatrecht, kein Präsentations¬ 
recht für katholische Kirchenämter besitzen können. Bei Protestanten als 
solchen, bei protestantischen Privatpersonen, und dahin gehören auch die 
Standesherren, seitdem sie durch die Mediatisirung den Charakter als Landes¬ 
herren verloren — treffen jene besonderen Voraussetzungen nicht ein, unter denen 
hier beim protestantischen Könige von Würtemberg vom päpstlichen Stuhle als 
der obersten gesetzgebenden und zur Abänderung des jus commune der 
Kirche allein befugten Gewalt, eine Ausnahme von der canonischen Regel zu¬ 
gelassen wurde. Zwar hat in Deutschland die Praxis häufig keinen Unter¬ 
schied der christlichen Confessionen bei katholischen oder protestantischen 
Patronaten berücksichtigt. Dieses beruhte auf einer unrichtigen Auslegung 
des westphälischen Friedens (/. P. O. V. 31) *); der Friede war oben¬ 
drein ein blosser Act weltlicher Mächte, gegen dessen den wohlerworbenen 
Rechten der Kirche widerstreitende Bestimmungen der Papst auch ausdrücklich 
protestirte. Die Bischöfe und eine Gewohnheit können das jus commune 
der Kirche eben so wenig in diesem, wie in einem anderen Punkte abändern. 
Und der Papst hat dieses hier nie getban, auch in der gegenwärtigen Con¬ 
vention nicht. 

Höchstens kann man sagen, dass, seit Papst Martins V. Bulle „Ad 
vitanda“ nur noch den Umgang mit den ausdrücklich und speciell Ex- 
communicirten verbot, den vollen bürgerlichen % Verkebr und passiven Verkehr 
in kirchlichen Dingen mit den übrigen nicht durch specielle, ausdrückliche 
Sentenz Excommunicirten erlaubte 2 ), dass seitdem der Bischof die von 
einem Protestanten, also einem Excommunicatus toleratus, auf dessen Grund¬ 
besitz etwa ein dingliches Patronatrecbt ruhen sollte, vorgenommene Präsen¬ 
tation annehmen dürfe , wenn er es für gut befindet; aber eine Pflicht des 
Bischofs, die Präsentation anzunehmen, also ein eigentliches Patronats- oder 


') Vgl. v. Maiern. Acta Pacis Westphal. IV. Tbl. pag. 542. Rosshirt. Lehrbuch des 
Kirchenrechts. 3. Aufl. Schaffhausen 1858. $. 49. S. 26 f. Derselbe Cah. Recht 
S. 437 ff. Schulte. Kirchenr. II. $. 163. S. 673 f. Amn. Pachmann. Kirchenrecht. 
2. Aufl. 1. 268. 


*) Vgl. Kober. Der Kirchenbann. S. 249—267. 
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Präsentations-ffechf eines Protestanten in der katodischen Kirche bann es 
niemals de jure geben. *) Br. Friedrich Heinrich Vering. 


Lehrbuch des Kirchenrechts von C. F. Rosshirt. Dritte ganz umgearbeKete 
Auflage. Schaffhausen. Verlag der F. Harter'sehen Buchhandlung 1858* 

- XVI. und 160 S. in. 8. (Preis 1 Flor, rhein.) 

In seinem Canonischen Rechte (XXXIV und 1048 Seiten in 2 Bünden 
8. Preis 3 Thlr. 22 Sgr.), welches im vorigen Jahre in demselben Verlage 
erschien, wollte Rosshirt die Bedeutung des canonischen Rechtes als einer 
zweiten Quelle des gesammten Rechtes darstellen. In dem vorliegenden 
Werke desselben Verfassers finden wir die dritte, um mehr als das Doppelte 
vermehrte Auflage des Grundrisses zum Kirchenrecht der Katholiken und 
Protestanten, welches Rosshirt seinen Zuhörern als Leitfaden in die Hand 
gibt. In 212 Paragraphenüberschriften öfter mit Quellen und Literatur¬ 
angaben, namentlich Verweisungen auf die Seitenzahlen des grösseren cano¬ 
nischen Rechts, und fast immer mit einzelnen kürzeren oder längeren Aus¬ 
führungen ist hier der Gang der Vorlesungen des Verfassers angedcutet, An 
die Einleitung (§. 1 — 3) schliesst sich die äussere Rechtsgeschichte des 
canonischen Rechts (§. 4 — 25). Sodann handelt im Allgemeinen Theile 
(§. 26 — 140) I. von der Kirche und ihrer Verfassung a. der katholischen 
Kirche (§. 27 — 62), b. der protestantischen Kirche (§. 63—74), II. von 
dem christlichen Volke und den christlichen Ständen, d. i. dem Subject 
(§. 75 — 112), DI. von dem Objecte des canonischen Rechts und der Aus¬ 
dehnung desselben auf weltliche Dinge (§. 113—140). Der Besondere Theil 
bandelt I. von den Sacramenten und sacramentalischen Handlungen (§. 141 
bis 166), II. von der kirchlich-gesellschaftlichen Ordnung oder Disciplin 
(§. 167—184), HI. von dem Vermögen der Kirche (§. 185—200). IV. von 
den. vigentes ecclesiae catholicae canones (§. 201—212). 

Wichtig ist besonders der hier an’s Ende gestellte Abschnitt, worin die 
wichtigsten Quellen der heutigen kirchlichen Disciplin im Allgemeinen und 
für die einzelnen deutschen Länder aufgezählt werden. Ueber Permaneder’s 
Kirchenrecht wird dabei in einem eigenen Paragraphe (293. S. 98 f.) ge¬ 
blagt, dass darin der weltliche usus überall nicht als solcher, sondern als 
eine Beseitigung entweder des Concordates, oder anderer durch das Cön- 
cordat gesicherten Kirchengesetse aufgestellt werde, und sodann, dass bei 
der Zusammenstellung der einschlagenden Staatsgesetze das Ganze als eine 
Fortentwickelung des gemeinen Kirchenrechts selbst gezeigt werde. Diese 
alle Freunde des Staatskirchenthums gewinnende sog. praktische Richtung 
sei durchaus falsch und verführend. ■’ 


i) Vgl. Kober. S. 375. Schmalzgr lieber. Jus Canon. Ilb. III. (it. 38. nr. 68. Rosshirt. 
Canon. Recht. S. 438 ff. 
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Vielfach kann diese kleinere Schrift durch die Mittheilung einer Reihe 
neuer Ansichten auch nur Ergänsung der grösseren des Verfassers dienen. Ins* 
besondere 'werden manche Punkte aus dem Gebiete des canonischen Civil* und 
Criminalprocesses näher erörtert, wofür auch noch (S. HO ff. S. 197 ff.) 
swei Beilagen und mehrere Anhänge (S. 149 — 160) gegeben sind. Die 
Beilagen namentlich handeln vom forum internum oder poli und vom forum 
externum oder fori. 

Von Druckfehlern haben wir ausser den wenigen S. XVI bereits ver¬ 
besserten nur noch su berichtigen, dass S. XVI. Z. 5 von oben au lesen 
ist: Maasen statt Mansen. 8. 12, Z. 12 au lesen: Sarpi statt Sarti. 8. 26, 
Z. 8 von unten: V. 31 statt V, XII, 31. V. 


Anhang, 

Titali 8. Ordlnatfenta. 

(Schluss. •) 

Queis Germaniae Collegiis, ab ipso restitntis, eamdem facultatem 
rursus contulit Urbanus VIII; sciiicet Collegio Fuldensi, quod Pontifex 
restituit cum dote 1800 scutornm aureorum qnotannis a Camera Apostolica 
persolvendorum; et habetur tom. 6, ßullar. Rom. part. I. §. 157; Collegio 
Viennensi in Austria qnoque a Gregorio XIII. instituto, ab Urbano VIR. 
restituto cum assignatione scutorum 1380 aureorum a Camera Apostolica 
persolvendorum Constit. Quoniam Divinae bontitati. tom. 6. Bullar. part. I. 
p. 56. ; necnon Alumnis Collegii Iilyrici in Civitate Lanretana institntis et 
8umptibns Almae Domus alendis, ut videre est in Constitutione quae incipit 
Zelus Domus Dei. diei I. Junii 1627. Bullar. Roman, tom. 6 part. I. pag. 
46; ac demum Collegio Pragensi, quod pariter a Gregorio XIII., assignata 
dote institntum, postea Urbanus VDI. restituit confirmata eadem 1530 thale- 
rum dote. Idem demum priviiegium de snscipiendis Ordinibus Sacris sine 
beneficii aut patrimonii titulo contulit saepe laudatus Pontifex Urbanus VIR. 
Alumnis Collegii de Propaganda Fide. 

Quaenam vero fuerit Sacrae hu jus Congregationis praxis in themste 
dispensationum snpra titulum Sacrae ordinationis, nunc inspiciendum. De 
praxi antiqua perpauca dicere fas est, seilicet id unnro, quod testaturCam* 
panil. diversor. Jur. canonic. rubr. 8. cap. 4. num. 6 et Gareias de Benefic. 
part. 2. cap. 5. num. 97; nempe Sacram Congregationem quandoque per* 
misisse ob penuriam sacerdotum, ut olerici beneficio aliquo vei patrimonio 
deStituti Sacros Ordines reciperent, ad simplicem sponsionem alicujus, qni 
promitteret se necessaria ordinandts subministraturum, id est, cum simplici 
obligatioOe persunali — ille aotem (verba sunt Campanil. loco citat.) qui 
beneficium non retinet, neve patrimonium, aut donationem, attamen ordinari 
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potest, quam penaria sacerdotum existit, si tarnen, qni spondeat ei necessaria 
subministrare, adsit, nt Saora Congregatio Cöncilii interpretata est, cujus de- 
clarationis testis est Moder, de Resign. benefic. lib. 2. quaest. 6. num. 11. 

Resolutiones potius medias, ex quibus mens et praxis S. 0. manifestius 
apparet, plurimas proferre praesto est. Cum enim Episcopus Sanctae Crueis 
de la Sierra in Indiis Occidentalibus anno 1719 supplicaverit pro facultate 
initiandi Sacris Ordinibus ejus regionis incolas, licet titulum beneficii aut 
patrimonii non haberent, et nullum, ipsius antistitis testimonio, adesset peri- 
culum, quod promoti mendicare viderentur, proposito dubio — An Episcopo 
Sanctae Crueis de la Sierra sit indulgendum, ut promovere valeat ad Sacros 
Ördines in civitate Sancti Laurentii della Saranca, eos, quos ipse necessarios 
, judicaverit, licet nec beneficium nec pensionem nec patrimonium obtineant. 
Sacra Congregatio die 8. Julii 1719, respondit — Pro gratia, dummodo 
non excedat numerum duodenarium. — Rursus in Zacynthien. Et Cephalo- 
nien. cum Sacra Congregatio ob sacerdotum penuriam indulsisset antecessori 
Episcopo facultatem promovendi ad Sacros Ordines quatuor clericos titulo 
servitii Ecclesiae, et successor Episcopus instaret pro renovatione indulti, 
quia praecedenter ordinatis provisum jam fuerat de beneficiis, relata instantia 
per Summaria precum, rescriptum fuit die 23. Julii 1749— Pro gratia juxta 
formam praecedentis indulti. Lib. 79. decret. pag. 246. Ac Herum in Aemo- 
nien. die 9. Julii 1757. supplicante Episcopo pro facultate ordinandi ad 
titulum servitii Ecclesiae Cathedralis binos clericos in ea inservientes, attenta 
penuria sacerdotum rescriptum pariter fuit; — Pro gratia arbitrio Episcopi, 
nt videre est lib. 107. decret. pag. 286. 

In Valentina anno 1761, Episcopus postulavit renovationem indulti 
quod a Summo pontifice Benedicto XIV. ab anno 1748 obtinuerat. Cum 
enim amplissima dioecesis magna paroeciarum copia abundaret, nec faeile 
invenirentur cooperatores parochorum ad formam Cap. 8. Sess. 6. Cap. 6. 
Sess. 21. et Cap. 18. Sess. 24. Concilii Tridentini, ideo Episcopus rog&vit, 
Ut sibi facultas indulgeretur initiandi Sacris ordinibus titulo sufficientiae 
dtgniores ex oppositoribus concurrentibus ad beneficia curata, fere omnibus 
in S. Theolpgia doctoribus, qui parati invenirentur ad partes coadjutoris 
hujusmodi suscipiendas, etsi quibus congrua deesset, eam levius foret 
antistiti sua pecunia largiri, quam assiduis affici angoribus ■ ob ministrorum 
penuriam in promovenda animarum salute. Ex audientia autem Sanctissimi 
die 1. Novembris 1748, rescriptum prodiit, quo — Sanctissimus benigne 
annuit pro facultate admittendi ad Sacros Ordines, et sic per censequens 
ad presbyteratum, ad titulum sufficientiae viginti quatuor ex magis idoneis 
oppositoribus ad beneficia curata, attenta informatione Archiepiscopi Oratoris 
super necessitate, et attenta etiam informatione Nuntii Apostolici etc. 

Postquam vero Archiepiscopus praefinitum presbyterorum numerum 
vigore impetratae facultatis ordinaverit, novas obtulit preces, quibus, neces¬ 
sitate urgente, postulabat prioris indulti renovationem, ac licet Nuntius Apo- 
Stoücus Hispaniarum petitis annuendum censuerit, negativum tarnen tulit 
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responsum. Iteram snpplicavlt Arehiepiscopus, maxhne quod urgens necessitas 
Ecclesiarum paroehJaliam et inopia Sacerdotnm ex praecedenti indulto Bene- 
dicti XIV. comprobata, adhuc Tigeret, teste ipso Nuntio Apostolico,, ac denram 
verendum non esse alebat de mendicitate ordinandornm, quia, si reliqua 
omnia deessent, illorum sostentationi satis consaltnm remaneret ex obligatione, 
qaae de jure imminet ordinanti ejusque saccessoribus, aiendi ordinatos sine 
titulo, donec alinnde provideantar juxta censuram textos in cap. Cum secun- 
dum 16. de praebendis 5 quin ratio habende sit de praejudicio inde succes- 
soribus resultante, cum ex debito pastoralis sollicitudinis teneantur Episcopi 
Indigentiae populi et curae animarum proridere de sufficienri ministrorum 
numero, illisque alimenta praestare de bonis Ecclesiae. Haec Arehiepiscopus. 
Proposito autem dubio: An sit concedendum Archiepiscopo Valentino novom 
indultum promovendi ad Sacros, etiam presbyteratus, Ordines clericos magis 
idoneos, ex oppositoribus ad Curata, titulo Sufficientiae, ad instar praeeedentis 
indulti concessi a sa. me. Benedicto XIV., ita ut sit recedendum a decisis 
in casu etc. Sacra Congregatio diei 17. Januarii 1761. censuit — Affirma¬ 
tive pro viginti quatuor presbyteris, ad formam praeeedentis indulti, facto 
verbo cum SSmo — sicuti videre est in Thesauro resolutionum tom. 30. 
pag. 10 . 

Quaenam vero sit novissima hisce in casibus praxis ejusdem S. C. 

potissimum quoad dioeceSes Regni B.pandunt plura, nostra praesertim 

aetate elargita indulta, penes thesaurum resolutionum inter supplfces libellos 
relata. Quae inter sufficiat memorare indultum triginta supra unum ex 
alumnis Seminarii N. concessum die 4. Septembris 1837, qui quum expo- 
suissent ipsis haud Heere ad Sacros promoveri Ordines ob deficientiam integri 
tituli patrimonialfe, instarentque pro opportuna dispensatione sub spe obti- 
nendi officii ecclesiastici, ubi e Seminario egrederentur, S. Congregatio— 
attentis peculiarlbus circumstantiis, praesertim Ecclesiae necessitate, dummodo 
absit perieulum, quod oratores cum Ordinis dedecore mendicare teneantur, 
pro gratia dispensationis ab integritate patrimonii sacri, et habflitatiohte 
arbit. et consc. Episcopi indulsit, qui curet Oratores providere, antequam e 
Seminario egrediantur de aliquo beneficio vel saltem munere ecclesiastico.— 
Quam rescribendi normam aliis etiam in casibus servatam conspicimus et 
pro diversis quoque dioecesibus, ceu videre est in Meliten. die 27. Novem- 
bris dicti anni inter supplices libellos pariter relata. 

His positis, videant EE. VV., an et quomodo sit annuendum precibus 
Episcopi B.; an sit habende ratio illa uniformitatis, quam satis esse autmnat 
antistes ut indultum de promevendis Clericis ad Sacros Ordines sine titulo, 
etiam extendere velit ad eos clericos qui patrimonium ecclesiasticum sibi 
constituere posaunt; seu-potius firmanda sanctio Tridentina pro ns casibus, 
quibus servari queat; Quia, ut dicit Benedictus XIV., in tractatu de Syhodo 
Hb. 12. Cap. 5 . numer. 14. ita fert Sedis Apostolicae institutum et consue- 
tudo, ut in peculiaribus quidem casibus, si graves causae ita suadeant, 
dispensationes a legibus generalibus aliquando concedere non recuset; ipsas 
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tarnen leges pro ceteris easibus in ano robore snbsistere veKt; com Romanos 
Pontifex Sacroram Canonum atqae Constitutionam a Praedecesseribos snis 
editarum, qooad licet, cnstodem se ac vindicem praebeat. 

Videant etiam, an expediat indtdtum concedere de clericis promovendis 
perpetuo duiaturum, sicuti expostulare videtur episcopus orator; qaod unquem 
concessum faisse in actis Sacrae hujus Congregationis reperire non licoit; 
neo episcopo Felitrano indefinite permittere ordinationes titulo Mensae Cathe- 
dralis Sacram Congregationem Episcoporom et Regolarnun voluisse, refert 
Pignatelli, illi rescribendo ex Oraculo Papae, ut recurreret in casibns parti- 
colaribas, si qaando opus esset parochiatium, vel aliarura Ecclesiarom indi- 
gentiae occurrere, sicuti habetur apud dictum auctorem tom. 5. consult. 77. 
nun. 43; seu potius annuendum pro facultate admittendi clerieos sine titulo 
ad Sacros Ordines pro aliquo certo et determinato casuum numero, sicut 
fert Sacrae hujus Congregationis Stylus, et praxis. 

Insuper erit Sapientiae EE. VV. judicare de eo, quod proponit Nuntius 
Apostolicus B. ... in sua informatione, nempe, pro negotio facilius expe- 
diendo, ne res quidquam detrimenti ex dilatione experiatur, veniam facoltatis 
de promovendis clericis sine titulo, singulis vicibus concedendae, Nuatio 
Apostolico in B.. . pro tempore residentiae a SSmo. D. Nostro permitti posse 
arbitratur. 

Agitur in secundd dubii parte, utrum approbanda sit nova, quam inve- 
hendam censut episcopus disciplinam, qua singuli ordinandi summam ducen- 
torum francorum semel solvere deberent, ut deinceps ex fructibus pecuniae eure 
episcopi collocandae, provideretur sustentationi ckricorum, qui pro aegritudiHe 
aut debilitate munus Ecclesiasticum jam exercere. neqpeunt, asserit saepe- 
laudatus B. Antistes eam unicam occurrere viam, ut miserrimae conditionl 
complurium Ecclesiasticorum, qui sine sufficienti, vel etiam sine vero et 
frugifero patrimonio ad Ordines Sacros assumpti, non habent unde aasten- 
tentur, cum jam non suppetant vires ministerii vel officii exereendi, sicut 
qaotidie de Vieariis parochiarum cooperatoribus, neenon de professoribus 
in sobola publica muneri instruendae juventuti adlaborantibus accidere 
videtur. 

Ehe solummodo opportune provisione succurri posse ait gravissimis 
oaeribua mensae Eplscopalis, quae Clericis sine titulo ordinatis de congrua 
sustentatione providere tenctur; et praesumi potest saepius, quod oneai impar, 
prohibere nequit, quominus afflieto non addatur afflictio, et clericis aejjnotan- 
tibus desit opportunum alimentationis subsidium. Addi potest insuper id, 
quod maximi habendum est, scilicet quod viri ecclesiastici alacriori pede 
ministeriis sacris inenmberent, nec de futura sua conditione cum anxieta— 
tibus cogtiarent; nec avaritiae periculo succumbere, sicuti hodie accidere 
potest, amplius adducerentur, si semel per institutionem novae propositae 
disciplinae de convenienti toto vitae sua» tempore subsidio certiores facti 
essent. 

Nec nova methodus quidquam difficultatis praesefenre videtur, cum nec 
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uUus fersan Ordinaadua extiterit, qui modicam summam Tel ex parentibus, 
vel ex piis benefeotorum largitionibus sibi proeurare nequeat. Neque peri- 
culum scand&li, sive admirationis in ordinandis ant in illorum consangnineia 
exoriri posse testantur Episcopi G., T. et L. qui novae methqdo seae sub- 
scribere significarunt, et quod ita conficeretor commune aerarium, quo Cleri— 
cis esurientibus succurratur, apertissime comprobarunt. 

Contra vero propositam disciplinam perinutilem fore, jmo et impliea- 
tiaaimis diffieultatibas obnoxiem ex animadversionibus ceterorum B. Antiati- 
tnm deprehenditur. Com enim in B. gencratim ad majores ordines non 
assumantur, nisi ii Clerici, quos Ecclesiae necessitas aut utilitas expoaoere 
videatur, et de quibu8 indubia spes est, ut statim ac Sacerdotio Initiati sunt, 
aliquod officium conaequantur, cui honesta pensio a publico aerario assigna- 
tur, hinc fit, ut nonnisi perraro accidere posait, ut viri eocleaiastici non 
habeant unde sustententur, et de eo quod raro occurrit, legem statui non der¬ 
bere nec introduci novissimam disciplinam, quae praxi universae Eoclesiae 
valde adversatur. 

Gravissima autem scandala, ac admirationem in ordinandis et eorum 
consanguineis suboriri posse ex nova introducenda methodo, asaerunt plurimi 
ejusdem regionis antistites, ceu reperitur in informatione Emi. CardinaJis 
Archiepiacopi M. ad Emum. Saorae hujus Coagregationis Praefectum — Si 
ordinandi (ita Die) deincepa loco tituli patrimonialis aut pensionis semel 
solvere cogerentur ducentos francos ad annuos eensua applieandos, facile 
evenire posset, ut boc in dioecesi mea tarn ordinandis quam eorum propia- 
quis diapliceret, et Ecclesiae hostes inde occasionem sumerent calumniandi 
clerum; — et forsan non effugere apud imperitum vulgus aliquam mmoniae 
speeiem eam summae solutionem pro acquirendo jure quodom ad suetenta- 
tionem futuram, de qua ordinati, majori sane ex parte, statuto caau band 
eveniente, subsidium nullum. accipere deberent. 

Nec satis tutum videretur bujusmodi constituendum commune aerarium, 
cum spes non adsit fore, ut praesjdio potestatis civilis muniretur, et ideo 
nec difficile esset accidere, ut deperirent census ex aolutionibos singulorum 
ordinandorum constituti; ac eo in casu qualibus oneribus obnoxiam fore 
mensam episcopalem, et qualiter murmurationibus et querelis locus praehere- 
tur, satis praevideri potest. Nec etiam ambigendum quin administratio com¬ 
munis aerarii iunumeris obnoxia esset difficultatibus, et insuper utilium inde 
provenientium divisio querelis, dissidiis et accusationibus, ipso episcopo 
minime excepto, viam aperire posset, sicuti in bistoriis accidisse legimus 
antequam de divisione bonorum ac redituum sapientissime ab Ecclesia provi- 
deretur; de quo mentio est in Yerulana divis, massae capit. Die 29. martii 
1817. 

Obstat proinde etiam illa inveterata Ecclesiae universae praxis, qua, 
licet patrimonium sacrum confici debeat ab iis ordinandis, qui nec beneficium 
ecclesiasticum, nec pensionem pacifice possident, ao etiam alienatio bonorum 
in titulum Qrdinationis assignatorum ipsis prorsus prohibeatur, donec bene- 
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fldam congrnam assecati fuerint, attamen nee minimam bonorum patrimonia- 
' lium partem ad Ecclesiam transire debere fort praxis universa, sed eörum- 
dem bonorum plenam dominium dericis omnimodo habetur; et ideo distractio, 
atque consumptio eorum arbitrio relinquitur, ex cap. 1. de testamentis, et 
cap. I. de succes. ab. intestat. Cai profecto disciplinae minus^consentanea 
videri posset novissima methodus, qua singuli ordinandi modicam equidem, 
sed plerisque familiis forsan gravosam patrimonfalium bonorum partem per- 
dere tenerentnr, ad commune aerarinm transitnram, de cujus fructibus nee 
ullum forsan subsidium semel ordinati percipere deberent, com pro non 
interrupta valetudine ecdesiasticis ministeriis ac muneribus sedulo inoum- 
berent. 

Nec valeret exemplum e praxi Ordinum religiosorum desumptum, com 
aliter de Ordinibus regularium, aliter vero de clericis saecularibns disposuerit 
ecolesiastica disciplina. Etenim, dam regnlaribas omnia communia, nihilqne 
proprium statuit canonica sanctio, voluit e contra ut ecdesiasticis viris, 
reditus certi et determinati assignarentur, quibns, tamquam rebas propriis 
absqae ulla episcopi auctoritate uterentur, sicuti habet Gonsales ad cap. 3. 
de praebendis et dignitatibus n. 8. Hinc parochis beneficia, canonicisqae 
praebendae distinctae plerumque attributae: nec qaandoqae probari a S. C„ 
qood massa communis statuatur iis in Capitnlis, nbi existit praebendaram 
distinctio, eruere licet ex Alatrina 15. Oecembris 1826, quemadmodum con¬ 
tra faciliter divisionem massae communis in praebendas admitti patet ex 
Firmana 11. Julii 1801, maxime vero ex Verulana supra cit. 

Quidquod nec prioribus saeculis extitisse plenam bonorum commonionem 
probatur ex cap. Dilectissimis 12. Quaest. I. nec non ex Extravagant! Com. 
inter. de Verb. Signif.; et insuper ex eo, quod ipsis canonibus Apostolorum 
statuatur Episcopum communitati praeesse debere et rebus communibus ud 
posse, casu, quo indigeret, unde tacite innuitur aliquid habere potuisse in 
patrimonio, quod necessitatibus suis non sufficiebat, ut fere eisdem verbis 
deduxit Gratianus in cap. Praecipimus $. Cum ergo. 12. Qaaest. L Idem 
apparet ex canone: Sint manifestae. 12. quaest; L et can. Dli autem. nec non 
can. Si privatem, sicuti notat Gonsales loco supr. citat: e licet Gregorins, 
qui creditur VIII. cap. 9. de Vita et honestate clericorum, rescribens Epis- 
copis statuat — ut facultatibus Ecclesiarum vestrarum, atque proventibns 
et expensis etiam diligenter inspectis, certum in eis valeatis imponere nume- 
rum clericorum, et statuere, ut bona eorum veniant in communione, et in 
una domo vescantur etc. — nihilomis agf in hoc textu de regularibus, seu 
de Ecclesia canonicorum regularium jam constructa, et in regulärem erecta, 
notant Glossa et Lotterius lib. I. de re Benefic. cap. 14. num. 44. 

Hinc concludendum videtur constitutionem communis aerarii favore 
clericorum saecularium universae adversari praxi, multis abhinc saeculis in- 
veteratae, et disciplinae generali cleri saecularis valde repugnare. Nec im- 
praesentiarum, ubi errores communismi, ut ajunt, undique grassantur, oppor- 
tunam esse novissimam metbodum, quae quamdam communismi speciem 
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praeseferre videre posaet. Sapientisaimo enim conailio factum eat, ot, dom 
Ecoleaia proventus distinctos statuit, jura inaimul proprietatia in clero saecu- 
lari tueretur, aicque apertiaalme aese alienissimam profiteatur ab illu mon- 
straoais figmentis, quae jura pecaliaria evellendo, totum humanum genas in 
miseram cataclysmum adducere conantur. 

Nec deesse juris remedia in favorem elerici aegrotantia vel debil itati, evin- 
dtur ex ipso decretalium titulo. Clericum aegrotantem integre percipere 
frnctua sui beneficii, aperte ibi statuitur, et insnper probatur ex cap. Prae- 
cepta 53. distinct. ex capit. 1. 2. 3. 4. 5. Qaaest. I. caus. 7. ex cap. Sig- 
nificatum. 11. de praebendis ex cap. onic. de dericis non residentibos in 
Sexto Cap. Grandi. de sappl. neglig. praelatornm cap. Gonaaldas 17. qaaest. 
3. cap. licet de censibus et aliis passim. Ratio est ea, quam tradit Pontifex 
cap. L de elerico aegrotante, scilicet, ne addatar fiaggellatis, afflictio; altera 
aotem, ne si privarentur elerici suis beneficiis, nallas de caetero, qui Ecclesiae 
militet, potent inveniri, • 

Reetorem vero animar um ab officio amoveri pro aegritudine non debere, 
sicut in dioecesi B. ex ipsa Episcopi relatione factum esse constare videtur, 
sed iUi dandum esse coadjutorem, deducitor ex cap. 3. 4. 5. 6. eod. tit. 
de elerico aegrotante Tel debilitato; ita nt habitus curae ait penes coadjutum, 
«xercitium vero penes coadjutorem, sicuti totidem verbis ait Fagnan. ad cap. 
3. eod. titnL num. 4.. qui addit eum textnm loqoi de rectoribus ecclesianun 
et curam animarum habentibus, quorum appellatione ex proprietate vocabali 
veniunt inferiores curati, eap. final, de praebend. cap. Ex transmissa. de 
decimis. Et licet coadjutor vivere debeat de Ecclesiae proventibus cap. unic. 
eod« tit. in 6. et inde congruam accipere portionem ab Ordinario taxandam, 
attataaen, quatenus reditus Ecclesiae non sufficiant coadjutori et rectori aegro- 
tanti, tune proventus pritno et principaliter esse debere in dispositione reo- 
toris, et oonsequenter alias necessitati prias esse providendum, coadjutori 
autem providendum ab Epiaeopo vel a parochianis, tradit cum aliis Fagnan. 
eod. cap. 3. de elerico aegrotan. num. 12. 

Nec aliter dicendum de rectoribus parochiarum ad nutum amovibilibus 
ipsamet dictitat aequitatis ratio; quod insuper asserendum de ceteris clericis 
officium aliquod exercentibus, teatatur supra laudatus Fagnan. in cap. Con- 
sultationibus eod. tit. n. 40. ubi indiscriminatim ait quod — omnia jura 
damant inbabilem ad officium exercendum propter morbum perpetuum, et 
incurabilem non posse ab officio, seu beneficio prius habito amoveri, sed 
tantummodo dandum esse illi coadjutorem — Nec sane frequentiores evade- 
rent Casus, quos lamentatur et quibus occurrere satagit Episcopus Orator 
novissima proposita methodo, nisi ecdesiastici viri, infirmitate correpti, ab 
officio seu munere amoveri viderentur. 

Erit quocirca EE. YV. judicare, utrum aliqua reprehensione dlgnum sit, 
illud hodierni Antistitis B. factum, si consulta equidem Apostolica Sede, sed 
non expectato ejusdem oraculo, novissimae methodo locum dare non dubi- 
tavit, sicuti ex ipsius Antistitis supplici libello patere videtur, ubi Pontifloium 
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adprecatur judicimn „circa institutionem novae formae tituli elericaiis, qaam 
ob rerum et temporum circumstantias indncere coactus sum, ne clerici sine 
titnlo reali ad ordines Sacros, ut pridem factum est, deinceps promoverentur.“ 
Quamvis consideratione nec indignum videtur omnia, quae a suo praedeces- 
sore instituta sunt, aut a seipso recenter decreta, judiciö Apostolicae Sedfe 
plene et integre subjici, ceu ibidem apertissime profitetur. 

Ceterum est equideni lügende conditio- Episcoporum illis in regionibus 
rersantium, quum, expoliata Ecclesia a laicali potestate innumeris bene ordi- 
nationum titulis, et proventibus ecdesiasticis, jam media ipsis defecerint, 
quomodo ciericis patrimonio proprio destitutis, vel muneri ecclesiastico im- 
paribös, provldere valeant. Nec ambigendum illud fore aequitati taiaXfme 
cotigruum, si ciericis ordinandis, quatenus pro injuria temporum aliter fieri 
nequeat, aliquis saltem titulus sustentationts, assignaretur, eodem proTßus 
modo, quo canonicis et parochis retribuitur pensio alienatis bonfe subTo- 
gata; ceu in Germania in praxi esse testatur Philippe auctor operis 
canonici idiomate germanico nuperrime evulgati, tom. I. pag. 631* edit. Ratis- 
bonSn, ann. 1845. ■ ' < 

Superest ut pauca dicamus de alio, quod quaerit 6. Episcopus, quatenus 
EE. VV. placuerit amicum de novissima proposita methodo ferre judicium; 
soilicet utrum, approbata lila forma tituli elericaiis, qai quasi patrimoniaJis 
appellandus foret, haec tituli denominatio ins eri possit in aliqua futura Pon- 
tiftealis Romani editione: super quo brevius notandum quod, licet Apostolka 
Sedes aliqnando indulserit, ut clerici ad Sacros Ordines promoverentur titulis 
quibusdam subsidiariis ex. gr. ad titulum Missionis, Servitii Ecclesiae, collegii, 
Sufficientiae, ut supra jam adnotatum habetur; et quamvis etiam nönnulli ex 
dictis titulis perpetuo concessi reperiantur, attamen nec unquam eam insimul 
indalsisse, ut tituli illi subsidiarii inserereatur in Pontificali Romano invenire 
lioait. Nec mirum; de peculiaribus enim indultis et de casibus particularibus 
legi generali mentionem habere non decet, uti monet vel Ipse Ulpianus im 
Leg. 8. ff. de legib. 

His pro munere adnotatis, erit EE. VV. sequent ia resolvere 

DUBIA 

I. An sit concedendum Episcopo Oratori indultum promovendi clericos 
ad S. Ordines absque legitimo ac sufficienti ordinationis titulo, ita ut sit appro- 
banda institutio novae tituli ordinationis formae in casu — 

Et quatenus affirmative 

II. An permittenda sit insertio ejusdem novae formae tituli in futura 
aliqua editione Pontificalis romani in casu — 

Sacra Congregatio die 24. Augusti 1680. — Ad primum negative et 
providebitür in casibus particularibus — Ad seciindum provisum in primo. 
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Die Folgen einer Excommunication ln Prenoaen betreffend» 

Im Namen des Königs. 

Auf den tob der königl. Regierung su Koblenz erhobenen Conflict in 
der bei dem königl. Finansgerichte Nr. I su Koblens anhängigen Process- 
aache des Handelsmannes Wilhelm Heinrich Sonntag su Koblens Klägers, 
gegen die Lehrerin Susanns Grisar daselbst Verklagte, betreffend Entschä¬ 
digung wegen Benachtheiligung im Gewerbe, erkennt der k. Gerichtshof sur 
Entscheidung der Competens-Conflicte für Recht: dass der Rechtsweg in 
dieser Sache für unsulässig und der erhobene Conflict daher für begründet 
su erachten. 

Von Rechts Wegen. 

Gründe . 

In Folge der wider den Kläger auf Veranlassung des Bischofs su Trier 
verhängten feierlichen Excommunication hat die Verklagte, öffentliche Lehrerin 
an der confessionell katholischen Schule su St. Castor in Koblens, ihren 
Schulkindern den Beglich des Verkaufs-Locals des auch mit Schreibmaterialien 
handelnden Klägers bei Strafe untersagt, auch Strafe gegen Zuwiderhandelnde 
verhängt, der Kläger aber deshalb sie auf Zahlung einer Entschädigung von 
5 Rthlr. nebst Zinsen wegen Benachtheiligung in seinem Gewerbe belangt, 
Worauf die Regierung su Koblens auf Grund des Gesetses vom 13« Februar 
1854 den Conflict — den sie unrichtiger Weise Competens-Conflict nennt — 
eingelegt hat. Derselbe war sunächst für sulässig su erachten, weil die 
Verklagte als öffentliche Lehrerin an einer städtischen Schule nach Art. 23 
der Verfassungs-Urkunde die Rechte und Pflichten der Staatsdiener hat, und 
dahef auch die aus dem GesetSe vom 13. Februar 1854 entspringenden 
Rechte. — Del Conflict war aber auch für begründet ansunehmen. 

Es gehört su den Berufspflichten des Schullehrers, nicht blos für die 
entsprechende geistige Ausbildung der ihm anvertrauten Kinder su sorgen, 
sondern buch für die religiös-sittliche Bildung derselben, so weit es die 
Schule möglich macht. Er hat dies bei confessionellen Schulen mit Rücksicht 
auf die Confession su thun, der die Sehule angehört. Der katholische Lehrer 
an einer confessionell - katholischen Schule tritt daher auch nicht aus den 
Grinsen seines Berufes, wenn er den Schülern die Grundsätse der katho¬ 
lischen Kirche über Excommunication, deren Wirkung und die Pflichten vor¬ 
trägt, welche eine solche Massregel den Glaubensgenossen auferlegt. Die 
Excommunication hat aber nach den Grundsätzen der katholischen Kirche 
nicht allein die Folgen der Aussehliessung von kirchlichen Beziehungen, 
sondern auch von dem gewöhnlichen Lebensverkehr mit den Gläubigen, so 
dass ein Verkehr mit dem Excommunicirten nicht blos fllr sündhaft, Bondern 
auch für kirchlich strafbar gilt. Bleibt auch die Excommunication eine kirch¬ 
liche Strafe, die nicht über das Gebiet der Kirchengemeinschaft hinausgeht, 
immerhin wird sie in Bezug auf denjenigen, der ihr unterworfen wird, den 
Glaubensgenossen, die den Umgang mit demselben meiden sollen, kond su 
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geben sein. Wenn also die Verklagte, die als Lehrerin an der confessioneil¬ 
katholischen Scbule su St. Castor für die religiös sittliche Bildung der an¬ 
vertrauten Kinder im Sinne der Confession mitzuwirken batte, in der Schule 
vor dem Umgänge und Verkehr mit bestimmten, von der Kirche excommuni— 
cirten Personen als etwas den Lehren der Kirche Zuwiderlaufendes und Straf¬ 
bares zu warnen, und selbst mit der Schuldisciplin entgegen zu wirken, sich 
verpflichtet glaubte, so lässt sich ihr eine Ueberschreitung ihrer Amtsbefugniss 
nicht wohl beimessen, deren Dasein Bedingung der Zulassung des Rechts¬ 
wegs dem eingelegten Conflicte gegenüber nach dem Gesetze vom 13. Febr. 
1854 ist. Der Conflict musste daher für begründet angenommen werden. 

Berlin, 30. Mai 1857. 

Königlicher Gerichtshof zur Entscheidung der Competenz-Conflicte. 

(L. S.) (gez.) Lemprecht. 


Dm bischöfliche Ordinariat In Rottenburi an den hoch- 
würdigen Dlöeesanklerus. 

Die vom heil. Stuhle der Convention begegebene Instruction gibt dem 
Bischöfe unter Anderem folgende Weisung: 

„Denique si istud Gubernium postulaverit, ut Tuns Clerus fidelitatb 
juramentum emittat, id sine ulla difficultate permittere poteris, dummodo 
tarnen jurisjurandi formula nihil habeat, quod Dei Ejusque Sanctae Ecclesiae 
legibus adversetur.“ 

Wie Unserm hochwürdigen Diöoesanclerus bekannt ist, haben Wir es 
schon im Jahre 1849 zu einem Gegenstände Unserer angelegentlichen Sorge 
gemacht, dass die Formularien, nach welchen bis dahin die katholischen Geist¬ 
lichen für den Staat in PAichten genommen worden waren, abgeändert werden, 
und es geschah in Folge Unserer damaligen Bitte, dass Se. k. Majestät durch 
höchste Entschliessung vom 7. Februar 1849 in provisorischer Weise ge¬ 
nehmigt«) , dass bei der Verpflichtung dieser Geistlichen für den Staat die 
von da an bis jetzt gebräuchlichen abgeänderten Formularien in Anwendung 
gebracht wurden. 

Würden schon die der Convention zu Grunde liegenden Principien Uns 
dazu bestimmt haben, der in Rede stehenden Angelegenheit Unsere erneuerte 
Aufmerksamkeit zuzuwenden und dahin zu wirken, dass auch sie in Einklang 
mit diesen Prindpien gebracht werde, so erhielten Wir hiezu durch die vor¬ 
belobte Instruction noch einen besonderen Anlass. 

Wir haben der k. Regierung die grosse Bereitwilligkeit zu verdanken, 
mit welcher Hochdieselbe Uns«* hierauf gerichtetes Benehmen aufnahm und 
würdigte. Hochdieselbe unterstellte sofort die bis jetzt bestandenen Yer- 
pflichtungsformularien einer Revision, und gab Uns Gelegenheit, Uns über die 
revidirten Formularien zu äussern. Bei der Revision, war die Erwägung 
leitend, dass die Geistlichen Sr. k. Majestät von WUrtemberg und Allerhöchst 
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deren Thronfolgern Gehorsam and Treae zu schwören haben, und das Ge¬ 
löbnis# oblegen , bei Ausübung der mit einem geistlichen Amte verbundenen 
staatlichen Functionen , insbesondere was die Aufsicht über die Volksschule 
und die Betheiligung bei Verwaltung von bürgerlichen Angelegenheiten der 
Gemeinde betrifft , sich genau nach den Gesetzen und Verordnungen 
des Staats zu achten ; dass aber die Geistlichen, da das kathol. Kirchen¬ 
dienstwesen als ein Bestandteil des Kirchenregiments in die Hände des Bischofs 
übergegangen ist, in ihrerEigenschaft als Kirchendiener in Absicht auf das kirch¬ 
liche Amt, dessen Führung und Ausübung, eine dienstliche Reversirang gingen die 
Staatsbehörde nicht einzugehen haben. Wir haben diese Erwägung, den »wischen 
dem hl. Stuhl und der k. Regierung cingegangenen Stipulationen entsprechend ge¬ 
funden, Und da Wir überdies zu erkennen hatten, dass die revidirten Formularien 
der in der vorgedachten Instruction gestellten Anforderung vollständiges Ge¬ 
nüge leisten, so gereicht es Uns su einer nicht geringen Beruhigung und so 
einem herzlichen Vergnügen, auch diesen wichtigen Gegenstand so geordnet 
zu sehen, dass einerseits die Gewissen Unserer Kleriker sich nicht beschwert 
finden können, andererseits den berechtigten Anforderungen an dieselben die 
gebührende Rechnung getragen ist. 

Indem Wir bemerken, einesteils dass die mehrgedachten revidirten 
Formularien Seitens der Staatsbehörden an die Decanate werden hinausge- 
geben werden, auch von dieser Seite Vorschrift erteilt werden wird, wie 
die bei Dienstveränderungen in gleicher Eigenschaft staatlich mir geforderte 
Verweisung auf die frühere Verpflichtung zu vollziehen .ist, anderntheils dank 
Wir Unsererseits keinen Grund gehabt haben, an den hergebrachten Form»- 
larien in Betreff der Verpflichtung für den Diöcesan-Bischof und für den 
kirchlichen Dienst eine Aenderung anzubringen, haben Wir bezüglich der 
Vornahme der beiderseitigen Verpflichtungen noch ein die seitherige Uebung 
abänderndes Anfügen zu machen« 

Dw Verordnung des bischöflichen Ordinariats vom 24. December 1820» 
die kirchliche Einsetzung und Vorstellung der Pfarrer undKapläne betreffend» 
schreibt nämlich vor, dass an dem Tage der Investitur, vor Beginn der 
Feierlichkeit in der Kirche,.der Decan den neuen Pfarrer in dessen Wohnung 
in Gegenwart des . bisherigen Pfarrverwesers das kathoüsehe Glaubensbe¬ 
kenntnis ablegen und den Revers gegen den Staat, sowie die eidliche Ver* 
pflichtung gegen die Kirche gehörig ausstellen lässt, und dass sodann der 
Pfarrer während seiner 'feierlichen Vorstellung die schon Unterzeichneten 
Urkunden der Verpflichtung gegen den Staat und gegen die Kirche vor der 
Gemeinde'laut und vernehmlich ablese. Wir ändern hiemit. diese Vorschrift 
— auch im Einverständnisse mit der k. Regierung bezüglich der Verpflich¬ 
tung für das Staatsoberhaupt — dahin ab, dass mit der im Pfarrhause ge¬ 
schehenen Unterfertigung der beiderseitigen Verpflichtungsurkunden der ganze 
Act der Verpflichtung eines Pfarrers künftighin abgeschlossen sein wird, so 
dass diese Urkunden in der Kirche nicht weiter zu verlesen sind. 

Archiv für feath. Kirchenrecht. II. Band. , ! 1 4 0 
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Nebstdem das« Wir mittelst dieser abändernden Verfügung auf eine 
Einrichtung surückgehen, wie solche bis su dem Jahre 4829 in den ver¬ 
schiedenen Bisthumsantheilen bestanden hatte, haben Wir auch in Erwägung 
gesogen t dass, da die Ablegung des kirchlichen Glaubensbekenntnisses auf 
einem allgemeinen Kirchengesetse beruht (Conc. TrkL sess. 24. ep. 12 de 
reform.), sie somit den principalen Theil der kirchlichen Verpflichtung bildet, 
in folgerichtiger Weise das Secundäre dieser Verdichtung, die Angelobung 
für den Dificesanbischof und für den betreffenden kirchlichen Dienst, ins 
engsten Anschlüsse an jene sich vollsieht und abmacht. 

Gegeben Hottenburg im bischOfiUchen Ordinariat, 2. Mär* 1858. 

i JOSEPH ; Bischof. 


Das blsehtfllehe Ordinarius ln Bottenburg an den heehwür- 
dlgen Klerus der DIAeeee und am die T. T. Herren Patrone 
katholischer HirehennSellen. 

Bei Urnern gegenwärtigen Bestrebungen, das gesammte Kirchendienst¬ 
wesen nach Massgabe des kirchlichen Rechts und der in der Convention ent¬ 
haltenen Prinolplen *u ordnen, sind Wir auch auf die seitherige Behandlung 
dar Gesuche von Geistlichen um Genehmigung einer beabsichtigten Resigna¬ 
tion und Permutation geführt worden. Da Wir su erkennen hatten, dass 
diese Behandlung den kirchlichen Rechtsnormen in mehrfacher Weise weniger 
entsprach, so haben Wir mit der k. Regierang wegen Abänderung der seither 
vorwiegend staatlichen Cognition und Genehmhaltung geeignetes Benehmen 
gepflogen, und befinden Uns nunmehr, nachdem die k. Regierung Unserer 
Darlegung eine sehr riihmenswerthe Würdigung angedefhen Hess, in dem er¬ 
wünscht» Falle, Unserm hochw. Diöeeeanklerus und den T. T. Herren 
Patrone« katholischer Kirchenstellen in Absicht auf Resignationt- und Per- 
mutations - Gesuche Nachstehendes bekannt *u geben, besiehnngswelse su 
deren Nachachtung su verfügen. 

I. Nach den gemeingültigen kirchlichen 8atsungen hat die Resignation 
auf eine Kirchenpfründe in die Hände desjenigen Kirchenobern su geschehen, 
welcher das Beneficium conferirt oder auf dasselbe institnirt hat. Unter 
Unsem Verhältnissen ist dieser Kirchenobere gegenüber a&mmtiicben kirch¬ 
lichen Beneficien der Bischof. Der Kirchenobere hat die kirchengesetsllche 
Gültigkeit der Gründe, aus welchen die Genehmigung einer Resignation nach¬ 
gesucht wird, su prüfen, und je nach Erfund willfahrt er der Bitte, oder 
beBcheidet dieselbe abweisend. Ist das Beneficium, auf welches vernichtet 
werden will, eine Patronatspfründe, so ist su einar ordnungsmissigen Ge- 
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staUung der Resignation die Erbringung des Consensep des Patrons er¬ 
forderlich. 

Indem die Convention im Artikel IV. a. das ordentliche Collaturrecht 
des Bischofs zur Anerkennung gebracht hat, und dasselbe nur durch recht¬ 
mässig erworbene Patronatrechte beschränkt sein lässt, hat dieselbe eben 
damit, auch bei uns wieder das Princip hergestellt, aus welchem die kaum 
gedachten Grundsätee des kirchlichen Rechtes abgeflossen sind. Demge¬ 
mäss sind 

1. die Gesuche der Geistlichen um Entlassung vom kirchlichen Dienste 
oder um Genehmhaltung einer beabsichtigten Resignation auf eine Kirchen^ 
stelle künftighin durch das Vorgesetzte Decanat bei dem bischöflichen Ordi¬ 
nariat einzubringen. 

2* Besieht sich die Resignation auf eine patronatische Kirchenstelle, sei 
es dass der Landesherr oder ein Private der suständige Patron ist, so hat 
der Bittsteller den patronatischen Consens su seinem Vorhaben su erholen, 
und denselben urkundlich dem bischöflichen Ordinariat vorsulegen. 

3. Das bischöfliche Ordinariat prüft und würdigt nach Massgabe der 
kirchlichen Vorschriften die Gründe, welche für ein Resignationsgesuch vor¬ 
getragen werden,- und gewährt oder versagt, je nach dem Erfund, die er¬ 
betene Genehmigung. 

4. Wenn mit einem Entlassungsgesuche noch weitere Bitten, z. B. um 
Gewährung einer staatlichen Pension, um Auswerfung eines Sustentations- 
gehalts aus dem Intercalarfonds etc. in Verbindung stehen, so verfugt das 
bischöfliche Ordinariat die Entlassung vom kirchlichen Dienste nicht eher, 
als bis solche weiteren Bitten je in dem betreffenden Ressort unter dem 
geeigneten Benehmen der resp. Behörden ihre Erledigung erhalten haben. 

5. Eine bischöflich stattgegebene Resignation wird unter der Formel: 
„Die von dem katholischen Pfarrer (Kaplan) N. N. in N. nachgesuchte 
Dienstentlassung ist tdrchenregimentlich genehmigt worden“ öffentlich bekannt 
gegeben; auch wird solche als eine kirchliche Verfügung majoris momenti 
•peciell der k. Regierang notificirt. 

U. Unter der Resignation begreift das kirchliche Recht auch die Per¬ 
mutation , indem zwei Geistliche je auf die von ihnen bis dahin inne ge¬ 
habten Kirchenstellen in der. Absicht und unter dem Vorbehalte resigniren, 
dass je der Eine die seitherige Kirchenstelle des Anderen übertragen er¬ 
halte. Ein solcher Stellentausch kann gleichfalls nur mit Genehmigung des 
Kirchenobern, und sind die Stellen, oder eine derselben, Patronatspfründen, 
mit patronatischem Consens geschehen. Demgemäss ergeben sich nach¬ 
stehende Bestimmungen: 

, 1. Die Gesuche um Genehmigung eines beabsichtigten Stellentausches 
sinfl bei dem bischöflichen Ordinariat einzureichen. 

, , flU Bei Ratronatspfründen ist die Zustimmung des oder der Patrone zu 

46 * 
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erbringen, welche Zustimmung mittelst Ausstellung förmlicher Präsentations- 
Urkunden su ertheilen ist, und swar unter Einhaltung der für Präsentationen 
gegebenen allgemeinen Vorschriften. 

3. Wenn Pfründen bischöflicher Collatur die Objecte des beabsichtigten 

Tausches bilden, so bestimmt der Bischof sein weiteres Verfahren nach der 
ihm in der Instruction des heiligen Stuhls für die Collation der Pfründen 
gegebenen Weisung. . 

4. Das bischöfliche Ordinariat cognoscirt über die kirchengesetsliche 
Zulässigkeit eines Stellentausches, und rollsieht die wirkliche Genehmigung 
eines solchen durch die Ertheilung der canonischen Institution bei Patronats¬ 
pfründen , und bei Stellen der bischöflichen Collatur durch den Act der 
Verleihung. 

5. Die öffentliche Bekanntmachung geschieht nach dem je bei den 
Pfarreien des Patronats oder der bischöflichen Collatur üblichen Modus. 

Gegeben Rottenburg im bischöflichen Ordinariat, 2. Märs 1858. . 

■f JOSEPH, Bischof. 


Sammlung mehrerer biarliöfllelieii Verordnungen für die 

Dlöeeee St. Pölten. 

(Entnommen aus den Consistorial-Currenden des Jahres 1857.) 

A. In eherechtlicher Beziehung. 

L Anweisung sur Führung des Rapulars für Brautpersonen. 

(Currende Nr. 4, 3.) 

Da es Pflicht der Seelsorger ist, unter ihrer eigenen schweren Verant¬ 
wortlichkeit dafür su sorgen, dass die Ehen in gültiger und erlaubter Weise 
geschlossen, nach Vorschrift verkündiget und in die Trauungsmatrikel ein¬ 
getragen werden: so müssen dieselben nach geschehener Anmeldung einer su 
schliessenden Ehe nicht nur die Behufs jener Zwecke nöthigen Notisen, 
sondern auch die Gewissheit sich verschaffen, dass der fraglichen Ehe kein 
Hinderniss im Wege stehe. 

Dies geschieht durch eine Prüfung, welche sie mit den Brautpersonen 
und deren Zeugen vorsunehmen, und deren Resultate sie in einer Prüfungs¬ 
tabelle (Einschreibbuch, Rapular) ersichtlich zu machen haben. 

Damit in der ganzen Diöcese auf eine gleichförmige Weise vorgegangen 
werde, haben Se. bischöflichen Gnaden, der hochwürdigste Herr Ordinarius 
für solche Prüfungstabellen ein eigenes Formular, von dem für jede Curatie 
ein Exemplar in der Anlage mitfolgt, gutgeheissen, und zum Gebrauche für 
die Herren Seelsorger vorgeschrieben. Die Herren Bezirksdecane haben 
demnach den Bedarf an diesen Tabellen im ganzen Dec anat e un gesäum t zu 
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erheben, und hierüber sogleich anher su berichten, damit wegen Zusendung 
derselben durch die bischöfliche Consistorial-Kanslei, in welcher jederseit 
solche Tabellen vorräthig sein'werden, das Erforderliche eingeleitet werden könne. 

Die Prüfung selbst bann füglich in derselben Ordnung, wie sie die 
Rubriken obiger Tabelle andeuten, vorgenommen werden. 

1. Die Anmeldungen der su schliessenden Ehen werden in der ersten 
Rubrik in chronologischer Reihenfplge durch’s ganse Jahr beseichnet. 

Da oft erst in Folge der mit den Brautleuten vorgenommenen Prüfung 
Ehehindernisse sum Vorschein kommen, die Verkündigungen aber nicht eher 
stattfinden sollen, als bis alle obwaltenden Anstände gehoben und die nöthigen 
Documente beigebracht sind: so ist allen denen, die in den Stand der hei¬ 
ligen Ehe treten wollen, su empfehlen, dass sie die beabsichtigte Ehe¬ 
schliessung bei Zeiten, immer aber an den ersten Tagen der Woche an¬ 
melden. Es könnte auch, wenn erst am letsten Tage der Woche su viele 
Anmeldungen erfolgten, nicht so leicht mit allen Parteien die nöthige Vor¬ 
prüfung mit jener Genauigkeit, welche die Wichtigkeit der Sache fordert, 
vorgenonlmen werden. 

2. In der sweiten Rubrik ist das Jahr, der Monat und Tag, an 
welchem die Prüfung der Brautleute und das Zeugenverhör vorgenommen 
worden, wie auch der Name des prüfenden Priesters, welcher in der Regel 
der Pfarrer ist, su verseichnen. 

3. Bei Ausfüllung der für die Brautleute und Zeugen bestimmten Rubriken 
werden suerst -die Ansätse gemacht, welche den Bräutigam, dann jene, welche 
die Braut betreffen. 

Wenn die su machenden Ansätse nicht ohnehin schon, wie vielleicht 
bei den meisten Pfarrkindern, dem Seelsorger bekannt sind, oder doch aus 
den vorhandenen Pfarrmatrikeln von ihm selbst eruirt werden können: müssen 
die Brautpersonen über ihren Namen, Charakter, Stand, Geburts-, Wohnort 
etc. befragt werden, und es darf nur das als gewiss angenommen werden, 
was durch die eigene Wahrnehmung des Seelsorgers, durch gehörig abge¬ 
fasste und hier su alleghrende imtliche Documente oder Zeugenaussagen er¬ 
wiesen ist. 

Bei Einschreibung der Namen, sowohl der Tauf- als Familiennamen, 
muss die grösste Genauigkeit beobachtet, daher, wenn Zweifel entstehen, 
die Pfarrprotokolle oder die beigebrachten Documente eingesehen, oder von 
den Parteien verlangt werden, dass sie selbst ihren Namen, richtig geschrieben, 
vorlegen. Der Adel in allen seinen Abstufungen ist im Falle eines Zweifels 
durch das Adelsdiplom oder anderweitige geeignete Documente su erweisen. 

Unter Charakter versteht man hier die specielle bürgerliche Stellung 
im Staate, das Amt, Gewerbe, die Beschäftigung, den Beruf, Broterwerb des ' 
Bräutigams. Allgemeine Ausdrücke, s. B. Beamter, Handwerker, genügen 
nicht. Der Name der beiderseitigen (leiblichen, nach Umständen Adoptiv-) 
Eltern, des Vaters und der Mutter (bei der Matter aach der Name, welcher 
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Bur vermöge ihrer Geburt «ukommt, oder was sie für eine geborne ist), ihr 
Charakter, Religionsbekenntniss, Wohnort und Hausnummer sind mit der 
Bemerkung, ob sie noch am Leben sind oder nicht, anzufügen, was be¬ 
sonders bei minderjährigen Brautpersonen sehr wichtig ist. — Sind die 
Brautpersonen Waisen oder unehelich geboren, Findelkinder, r und stehen noch 
unter der Vormundschaft: so ist der Name des Vormunds und die obervor¬ 
mundschaftliche Gerichtsbehörde, dann bei solchen, die unter einer Curatei 
stehen, der Name des Curators anzusetzen. Wo es nur immer möglich ist, 
sind auch die Grosseltern hier vorzumerken. 

4. Die Religion weiset nach der Taufschein oder ein anderweitiges 
Document, z. B. das pfarrliche Zeugniss über das abgelegte katholische 
Glaubensbekenntniss. Bei akatholischen (protestantischen) Brautpersonen - ist 
genau anzugeben, zu welcher Confession sie sich bekennen. 

Das Alter ergibt sich aus dem Taufscheine, und es ist genau aus diesem 
zugleich der Tag und das Jahr der Geburt anzusetzen. Was in Ermang¬ 
lung des Taufscheines zu thun*sei, bestimmt die Instruction für die geist¬ 
lichen Gerichte des Kaiserthums Oesterreich §. 70. 

Der ledige Stand ist bei unbekannten, insbesondere einer andern Diöcese 
angehörigen Personen durch ein schriftliches Zeugniss ihres eigenen Pfarrers 
(nach Umständen des Ordinariats jener Diöcese, welcher sie angehören) dar- 
zuthun; der verwitwete Stand aus der Vergleichung des Trauungsscheines 
mit dem Todtenscheine des verstorbenen Gatten (mit der Todeserklärung 
des verschollenen) zu ersehen. 

5. Der Geburtsort, über welchen auch der Taufschein Auskunft gibt, 
muss namhaft gemacht werden, damit ersichtlich werde, ob die Brautper¬ 
sonen dem In-’- oder Auslande angehören, und wohin sie zuständig seien; 
der Wohnort, damit bestimmt werden könne, welchem Seelsorger die Trauung 
zustehe, und wo die Verkündigung zu geschehen habe. Geburts- und Wohn¬ 
ort sind durch Anfügung des Landes, Kreises, Bezirksamtes, der Pfarre ge¬ 
nauer zu bestimmen. Hier muss zugleich nach den §§. 40—44 ind. der 
Instruction für die geistlichen Gerichte des Kaiserthums Oesterreich in’s Reine 
gebracht werden, ob die Brautpersonen einen eigentlichen oder uneigentlicken 
Wohnsitz, einen oder mehrere uneigentliche Wohnsitze haben, wie lange nie 
an dem Orte ihres dermaligen Aufenthaltes wohnen, und im Falle eines noeh 
nicht sechswöchentlichen Aufenthaltes, wo sie früher länger als Sechs Wochen 
gewohnt haben? 

6. Bezüglich der Ehehindernisse müssen die Herren Seelsorger ein 
Schema aller Hindernisse, welche die Ehe ungültig, oder (nach Staats- tun! 
Kirchengesetzen) unerlaubt machen, vor Augen haben, und nach Erwägung 
der vorhandenen Umstände die Fragen abgesondert an den Bräutigam und 
die Braut, oder an beide gemeinschaftlich und ebenso an die Zeugen stellen. 
Der prüfende Seelsorger wird sich aller überflüssigen, unschicklichen oder 
anscheinend vorwitzigen Fragen enthalten, und bei Stellung einer jeden 
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Frage auch des Grandes (bekannte Tbatsaehen, allgemeiner Ruf, ein Gerücht, 
speeieiie Anzeige etc.) sich bewusst sein, warum er diese Frage gestellt 
Er wird nötigenfalls den Brautpersonen vorerst aber derlei Hindernisse die 
nöthige Belehrung ertfaeilen, und nach dieser angemessene Fragen stellen. 
Vor Allem wird er auf das Eheveriöbniss, dann die Hindernisse der Bluts¬ 
verwandtschaft der geistlichen und bürgerlichen Verwandtschaft, der Schwfi- 
gerschaft, des bestehenden Ehebandes und des widerrechtlichen Zwanges 
Rttcksicht nehmen und beachten, ob die Brautpersonen nicht unmündig, minder¬ 
jährig sind, ob sie nicht einer Erlaubnis» zu ihrer Verehelichung bedürfen, 
und wer diese su geben habe T 

Kommt durch die eigene offene Angabe der Brautpersonen, oder in 
Folge des Examens ein Ehehinderniss zum Vorschein, so muss es genau 
untersucht und dann erwogen werden, ob und wie es beseitigt werden 
könnte. Hiernach richten sich die weitern seelsorglichen Belehrungen, Mah-' 
nungen und Rathschlige. Besondere Beachtung verdient das angeseigte Vor¬ 
haben, eine gemischte Ehe einzugehen. (Sieh Consistorial-Currende vom 
Jahre 1842, Nro. 9, 9 . U., und die Currende an sämmtliche Deeanate vom 
26. Mai 1866, Z. 2444). Die Hindernisse selbst müssen mH aller Be¬ 
stimmtheit in der bezüglichen Rubrik verzeichnet, und 

7. in der daranstossenden Rubrik die Documente angeführt werden, 
welche vor Schliessung, ja noch vor Verkündigung der Ehe beigebracht, 
oder den Brautpersonen von ihrem eigenen Pfarrer ausgestellt werden müssen, 
z. B. eine päpstliche Dispens, die väterliche Einwilligung, der Taufschein, 
das Religionsseugniss, der Verkündschein etc. 

Werden von den Brautpersonen einige Documente gleich beigebracht, 
so ist dies In dieser Rubrik zu bemerken. Bei allen Documenten ist aber 
genau darauf zu sehen, ob sie von der competenten Behörde oder Person 
ausgestellt und vorschriftmässig abgefasst seien. Auf etwaige Mängel in 
diesen Documenten müssen die Parteien aufmerksam gemacht und angeleitet 
werden, wie sie die legalen Documente sich zu verschaffen hätten. 

8. Diejenigen, welche in den Stand der heiligen Ehe treten wollen, 
müssen allzeit, besonders aber dann, wenn sie eine Mischehe eingeben 
wollen, in der heil. Religion genau, ihrem Stande gemäss, unterrichtet sein, 
daher in dem Falle, dass sie es nicht wären, nach Bediirfniss unterrichtet 
werden. Eine förmliche Religionsprüfung ist nicht allzeit notwendig, wohl 
aber der specielle Unterricht über das heil. Sacrament der Ehe oder der 
Brautunterricht. Die Beschaffenheit der Raligionskenntnisse der Brautper¬ 
sonen überhaupt, und die Tage, an welchen dieser Unterricht in der Religion 
überhaupt oder der specielle Brautunterricht ertheilt worden, sind in der an¬ 
gemessenen Rubrik des Rapulars zu verzeichnen. 

9. Im Laufe der Prüfung zeigt es sich, ob die Verkündigung der Ehe 
ohne Anstand vor sich gehen könne oder nicht,, dann wo sie otattfinden 
solle. Ist kein Anstand vorhanden, so sind die Orte der Verkündigung so- 
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gleich zu bezeichnen/ Wird aus wichtigen, Gründen eins Dispens von einem 
oder zwei Aufgeboten angesucht, so Ist hierauf Rücksicht zu nehmen, daher 
anzumerken, wie oft nach erhaltener Dispens die Ehe zu verkündigen. Auch 
können, wenn keine Hindernisse sich ^vorfinden, die Tage der Verkündigung 
im Voraus bestimmt werden. Treten Hindernisse ein, so ist zu bemerken, 
das s die Tage der Verkündigung erst nach Hebung jener Hindernisse be¬ 
zeichnet werden können. ^ 

10. Ebenso wird im Laufe des Examens ersichtlich werden, wo, ob 
in der eigenen oder in einer fremden, genau zu bezeichnenden Pfarre, und 
wann und durch wen, ob durch den eigenen Pfarrer des Bräutigams oder der 
Braut, oder einen andern Priester nach erhaltener Vollmacht des eigenen zur 
Trauung berechtigten Pfarrers (oder des Diöcesanbischofes) die Trauung 
stattfinden solle? Dass hiebei auf die verbotene Zeit, dann auf den Unter¬ 
schied zwischen der militia vaga und stabiüs genau Rücksicht zu nehmen, 
versteht sich von selbst. 

11. Die Richtigkeit ihrer Angaben haben die Brautpersonen in der 
folgenden Rubrik durch ihre eigenhändige Unterschrift und s falls sie des 
Schreibens nicht kundig wären, durch ihr beigesetztes Kreuzzeiehen zu be¬ 
stätigen , nachdem ihnen die Angaben nochmal vorgelesen und sie über die 
Richtigkeit der Aufzeichnung eigens befragt worden. 

12. Die Zeugen, welche wo möglich den Brautpersonen nahe stehende 
und dem Seelsorger bekannte, in allgemeiner Achtung stehende Männer sein 
sollten, werden nicht blos über ihren Namen, Charakter und ihre Religion, 
sondern auch darüber befragt, ob sie die Brautperspnen und ihre Verhält¬ 
nisse genau kennen, ob sie von irgend einem Hindernisse, das der eheUchen 
Verbindung dieser Brautperspnen im Wege stünde, und bei dem Examen 
nicht zum Vorschein kam, Wissenschaft haben, und alle ihre Aussagen nöthigen 
Falls auch eidlich bestätigen können. Sie haben dann unter denselben Moda¬ 
litäten, wie die Brautpersonen, die Richtigkeit ihrer Angaben durch ihre 
eigenhändige Unterschrift in der bezüglichen Rubrik zu bestätigen. 

13. In der Rubrik Anmerkung kommen vor anderweitige auf die Schlies¬ 
sung der Ehe bezügliche Bemerkungen, z. B. dass die Ehe nicht zu Stande 
gekommen und der Grund hievon, Rücktritt des einen Brautwerbers, Nicht¬ 
erlangung der angesuchten Dispens etc., dass nach dem ersten Aufgebote 
die weiteren Verkündigungen wegen eines entdeckten öder angezeigten Hinder¬ 
nisses eingestellt worden etc. 

14. Die an die Parteien zurückzustellenden und die in der Pfarr- 
registratur aüfzübewahrenden Belege sind in der letzten Rubrik änzuführen, 
daher auch bezüglich der letztem der Nr., der Fascikel, sowie auch das 
Fäch, wo die Acten zu reponiren, genau zu bezeichnen. 

Dieses Rapular ist, wie jedes andere Pfarrprotokoll mit einem alphabe¬ 
tischen Index zu versehen. 

Die Vornahme des Brautexamens liegt dem eigfenöh Seelsorger ob. Wenn 
demnach die Brautpersonen verschiedenen Pfarrbezirken angehören, haben 
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ihre reqp, Herfen, Seejsqggef dfe Resultate des mit der andern Brautperson 
vorge n o m menen Examens mittelst eines gehörig gefertigten Extra cts ans dem 
Rapular einander wechselseitig bekannt so geben; in dem falle aber, <|ass 
die Trauung mittelst Delegation an einem dritten Orte voraunehmeu mfre, 
ist'die Trauungs-Vollmacht oder Delation für die Pfarre 'jenes Ortes and 
fesp. für den nur: Trauung besonders berufenen Priester Von dem eigenen 
^farrer der Brautpereonen, und falls sie in verschiedenen Pfarrbesirken wohn¬ 
ten, von Jenem Pfarrer, der ordnungsmässig au dieser Trauung berufen ge¬ 
wesen wire, ausaustellen, und sind in diese Vollmacht alle jene Daten’ auf- 
aunehmen, welche der besagten Pfarre beaflglich der ehelichen Trauung and 
deren Eintragung in die Trauungsmatrikel au wissen hothwendig sind. Die 
fapulare haben die Herren Decane aur Zeit der canonisched Visitation ein- 
fugehen, .und, über deren Führung* wie üher andere Gegenstände der caho- 
nischen Visitation, Bericht an das bischöfl. Consistorium au ’ erstatten. •, 
| Dieser Currende ist ein Fragen-Formular, welches den Herren Seel¬ 
sorgern als Leitfaden bei dem Brautexamen dienen kann, beigefügt. 
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Fragen-F«rm U ft ar , '**, 

dfftsen sich die Herren Seelsorger nach Befund der Sache bei dem 
\ Brautexamen bedienen können. \ 

dd Ruhr. III. \ Wie heissen Sie? 

[Geben Sie an Ihren Tanf- and Familiennamen.] 

Ihr Stand [Amt, Gewerbe, Beruf, Beschäftigung] ist?, 
Welche Anstellung haben Sie? I 

; Leben noch Ihre Eltern? Beide? Vater and Matter? 

Sind sie beide katholisch? 

Wie heisst der Vater? 

, Wie heisst die Matter? 

'Was ist sie für eineGeborne [welches ist der Geschlechts- 
s name der Mutter?] 

,Was ist der Vater vermöge seines Standes and Berufes?] 
;Wo wohnt er? 

; t - ' 

jKönnen Sie mir nach die Namen Ihrer Grosseltern angeben? 
Wer ist Ihr Vormund ? Die obervormpndschaftliche Gerichts- 
! behörde i Ihr Corator? 
iWer ist Ihr Adoptivvater? 
ad Ruhr. IV. Zeigen Sie mir Ihren Taufschein. 

Sie> sind also katholisch? 

| ; Römisch-katholisch ? 

. Griechisch-katholisch ? 

Sind Sie nicht katholisch? 

; Protestantisch? 

Aagsburgischer oder Helvetischer Confession? 

: Griechisch nichtanirt? 

Wie alt sind!Sie? 

> i 

Wann geboren? 

, Sind Sie ledig? 

Zeigen Sie mir das Zeugniss Ihres ledigen Standes. 

Waren Sie nie verehelicht? 

Zeigen Sie mir den Trauungsschein. 

Ist Ihr Gatte! [Gattin] gestorben ? 

Wapn? 

/Köpnen Sie den Todtenschein vorweisen? 

Ist ,eine Todeserklärung erfolgt? Wo ist diese? 

; Alep ist Ihre frühere Ehe ungültig erklärt worden? 
j Sie; müssen diese Erklärung vorseigen. 

Ihre frühere Ehe [bei Protestanten] ist getrennt worden? 
Warum ? 

.Lebt noch der andere Ehegatte? 

■Sie, sind Witwe? 

1 1 


J 
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Wie lan|er 

Und Sie wollen sich schon wieder verehelichen? 

Haben Sie die nüthige Bewilligung? der Landessteller 
ad Rubr. F. Wo sind Sie geboren? [Land, Kreis, Bezirk and Pfarre.] 

Also im Auslande? 

Haben Sie die österreichische Staatsbürgerschaft erlangt? 
Wie? 

Weisen Sie sich aas. 

Wo wohnen Sie? 

Also ist za N. Ihr eigentlicher Wohnsitz ? 

uneigeptlicher Wohnsitz? 

Haben Sie mehrere solcher Wohnsitze? 

Wie lange wohnen Sie da? 

Wo haben Sie früher gewohnt? . 

Haben Sie einen Heimathsschein? 

Wo ist Ihre Zuständigkeitsbehörde? 

ad. Rubr. VI. Sie sind entschlossen, die N., Ihre .Braut, zu ehelichen? 
Ganz frei? . 

Von Niemand gezwungen? 

. Durch kein Gelübde gebunden? 

Durch kein Eheverlöbniss oder, auf eine anderweitige Weise 
an eine andere Person gebunden? 

Hatten Sie mit Ihrer Biyut ein Eheverlöbniss bereits früher 
geschlossen? . * 

Mit welcher Person haben Sie ein Eheverlöbniss geschlossen? 
Wann? , , 

Wie? 

Besteht noch dieses Eheverlöbniss? 

Wann ist es aufgelöst worden? Wie? 

Ist Ihre Braut nicht eine nahe Verwandte Jener Person, mit 
der Sie bereits verlobt waren? 

Wie' verwandt? 

Sind Sie nicht selbst verwandt mit der Braut? [Bräutigam?] 
Blutsverwandt ? , 

Wie? 

In welchem Grade? 

Sind Sie mit einander Geschwisterkinder ? 

Zweite, dritte Geschwisterkinder? etc. 
tttehen^Sfe nicht mit einander in geistlicher Verwandtschaft 
durch die heil. Taufedurch die heil. Firmdng? 
ln bürgerlicher Verwandtschaft als Adoptivkind des N. N. ? 
Sind Sie nicht verschwägert mit der Braut? [Bräutigam?] 
Wie? 

In welchem Grade? • 



m 


Sie haben noch nicht volle 14 ^Jahre? 

Sie sind aaindeijährig? 

Hat Ihr Vater eingewilligt in diese Ehe? 

* / 

(Fragen an den etwa anwesenden Vater über diese 

Einwilligung vor zwei Zeugen,) 

(Dessen schriftliche Erklärung.) 

Haben Sie die Bewilligung der obervormandschaftlichen Ge¬ 
richtsbehörde? 

Was sagt der Vormund? 

Ihre Eltern sind noch am Leben? 

Haben sie eingewilligt in Ihre vorhabende Verehelichung? 

Sie bedürfen »rar Schliessung der Ehe einer Bewilligung, 
%. B. der k. k. Militärbehörde, 

Finansbehörde, 
politischer Obrigkeit, 
des k. k. Besirksamtes, 
der Entlassung aus dem Heimathslande. 

Haben Sie diese? 

Sie bedürfen keiner behördlichen Bewilligung? 

Zeigen Sie mir das diesfMlige Certifikat Ihres Herrn Amts¬ 
vorstandes. 

Dürfen 8ie nach den Gesetsen Ihres Vaterlandes sich hier 
verehelichen ? [Bestätigung der Gesandtschaft.] 

Sonach waltet hier ob das Hinderniss ... . . . 

ad Ruhr. VII. Sie müssen beibringen . [Dokumente.] 

Sie müssen einen Revers ausstellen Uber die katholische Er¬ 
ziehung aller aus der su schliesseudgu Ehe ansuhoffen- 
den Kinder etc. . ' 

Sie müssen sich bei dem Herrn Pfarrer su N. ausweinen 
mit s. B. dem Religionsseugnisse, 

Taufscheine, 

Verkündscheine etc. 

Diese werde ich Ihnen ausstellen. 

ad Rubr. VIII. Sind Sie in der heil. Religion gut unterrichtet? 

Haben Sie ein ReHgionsseugniss? 

Mein Kind, dir fehle» ja die notbtvendigsten Religions¬ 
kenntnisse. Dn musst erst in der Religion unterrichtet 
werden. Komme *u mir. m dem .... Tage, su 
der . . . Stunde. 

Zum firmiti^terrichte kommen Sie 
Bräutigam [Tag, Stunde] 

Braut [Tag, Stande,} 
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ad Ruhr. IX. 


ad Rubr. X. 


ad Rubr XI. 


ad Rubr, XII. 


live vorgehabte Ehe muss verkündigt werden in... und ... 

Sie kann verkündigt werden 
Das 1. Mal an ..... 

rt %• »» »••••• 
v 9. jt ,,. 

Sie wollen von einer [swei] Verkündigung dispensirt werden? 

Da müsse» Sie sieh an da» kochwürdigste bischöfliche Con- 
sistoriuiq und an die politische Behörde bittlieh um 
Dispens wenden, und sich mit dar erhaltenen Dispens 
ausweisen, dann khnn die Verkündigung Ein für alle 

Mal am. 

oder nun 1. Male am. 

»um 2. u. 3. ff n . 

stattfinden. 

Warn wollen Sie eopulhrt werden? 

Der Tag fllH schon in die verbotene Zeit Da müssten Sie 
eine eigene bischöfliche Dispens erwürben. 

Sie wünschen N a ch m it tag* eopulhrt an werden ? Oasu ist 
die Erlanbniss des bhichöflidien Conalsterimns noth- 
wendig. 

Feit toem wollen Sie oopolirt werden? 

Da müssten Sie als MÜitirperson von dem Herrn Militär- 
Seelsorger »ur Trauung tu meine Pfarre entlassen 
werden. 

Ich werde die Vollmacht ansMeUfia» dass Sie in N* een N. 
eopulirt worden können. 

Jetst werde ich Ihnen alle Ihre Angaben wiederholen und 
Sie werden mir sagen, ob Sie alle diese Angaben 
richtig aufgeseichnet finden, und nöthigen Falls sie mit 
einem Eide bestätigen könnten. 

Ist Alles richtig? Alse *ehreiben Sie selbst sur Bestätigung 
dessen Ihren Namen in diese Rubrik. Setsen Sie Ihr 

Bandaeiehen su Ihrem, von dem N. N. eingetragenen 

Namen. 

Wie heieeen Sie Zeuge des Bräutigams? 

,, Zeuge der Braut? 

Geben Sie an Ihren Charakter, [Stand, Amt, Gewerbe etc,} 

Sie kennen ja diese Brautpersonen und ihre Verhältnisse 
genau? 

Sie haben bereits über dies und jenes nähere Auskunft ge¬ 
geben, das und jenes bestätigt. 

Ist Ihnen nicht ein Bindende* bekannt, das der ehelichen 
Verbindung dieser Brautpersonen im Wegs stünde und 
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i i • Atoll jetzt' wähnend derPrüfung nicht sau Vorschein 

kam? ■■■'■ ‘• 

Würden Sie die Wahrheit und : Richtigkeit Ihrer Aussagen 
nötbigenFalls auch miteinem Eide bestätigen können? 

Tragen Sie zur Bestätigung dessen Ihren Namen ein in 
-•' •< diese Rubrik. *' ‘ 

ad Rnbr\ XIV. Von den beigebrachten Doeumenten kann ich Ihnen diese 
sit ’ ■nieder zwrwcÄSteHen, jene ... müssen bei den Acten 
" < bleib en . • ! •' ; 

Qüddsl Curatus rationem habeat sponsern vel sponsam secreto de quibus- 
dam interrogandi, illis prae omnibus hancce rationem indigitet et dein 
quaestiones necessariäs p'onat. Bi g. Ego audivi, Tuum Consilium, sponsam 
hanc ducendi, non esäe plane liberum. ExponäS. igitur sincere nunc coram 
me sensus Tuos, ne fors invalide contrahas mätrimonium. 

Audivi, Te esse gravidem? — Novitne’ sponsüs hand rem 1 ? ' 

’.y Amfon eadisisti Votum perpetuae castitatis? fvirgiaitatis?] 

Annon babufeti familiäre consörtium cum OOgnata sponsae Tuae? So- 
röre?.;Klia «etc. et vice Versa «um cognato spensi Tui? ;; 

Annon. vivente adhuc primauxore Tuncum-ilfa, quam nunc sponsam 
habes, convenisti? Annon illam carnaliter cognovistt? 

Annon defuncta uxore,"Te illam dueturum, ei promisisti ? 

• tAhnomflla ipsa, se Tibi* dehinc nupturam, spopondftt 

Annonadulteriom iuter Te et sponsam eommissum ad judices civiles 
fuit delatum? ' 

■ / Quae sententia ajudioe lata? r 


.. ij . t .J . ■ .. .■ ,/ ' 

H , YorsoJirift fä,i; die pfprrliche Amtsführung in Eheschei- 

, dungsfällem. 

‘ t * ? • ' (Carrende Nr. 3,' fl 2.> ’ 

.; i .v ' ‘ ■ :> 

Die Herren Seelsorger werden hiermit aufmerksam gemacht, dass der 
$.213 der Instruction für die geistlichen Gerichte in Betreff der Ehesachen 
bei Erfolglosigkeit der zwischen den Ehegatten vor der gerichtlichen An¬ 
meldung der Scheidungsklage'' vorzunehmenden Aussöhnungsversuche einen 
eigenen an den Präses des Ehegerichtes zu erstattenden pfarrämtlichen 
Bericht hierüber vorschreibt,' in welchem auch beizufügen, ob und in wie 
weit die vörgebrachten Beschwerden ’ dem Berichterstatter begründet scheinen. 

In diesen Bericht können und sollen übrigens auch andere Daten auf¬ 
genommen werden, deren Kenütniss für das Ehegericht oder dessen Com- 
missär bezüglich des voraussichtliche!! Scheidungsfalles von Belang und 
Wichtigkeit sein könnte, 2. B. über einschlägige Beweis- oder Entlastungs- 
docturiente, Über Grund und allfällige Urheber der ehelichen Zwistigkeiten, 
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Aber den muthmasslichnten Zweck böswilliger Auflösungen Seitens Anderer 
und etwaige seitliche Interessen, welche diese hiedurch su erreichen geden¬ 
ken, Uber die Unverlässlichkeit oder Parteilichkeit der Zeugen ■, Velche von 
dem einen oder anderen der betreffenden Ehegatten wahrscheinlich namhaft 
gemacht'werden dürften, über Personen, yon welchen, wenn sie auch yon 
keiner Partbei als Zeugen voraussichtlich in Anspruch genommen werden 
würden, dennoch eine Aufklärung des Thatbestandes sich erwarten liesse 
($. 220 der Anweisung f. g. G.), endlich über solche Umstande, welche 
den $. 236 und den leisten Abschnitt deB §• 238 betreffen. 

Durch diesen an das Ehegerichtsprisidiuin su erstattenden Bericht sind 
aber die bisher üblichen an die Parteien selbst hinaossugebenden Zeugnisse 
über die vergebens vorgenommenen Ausgleichungsversuche für die DiöcesO 
keineswegs aufgehoben. Vielmehr werden die Pfarrämter angewiesen, anch 
künftighin den betreffenden Parteien die Bescheinigung über die stattge¬ 
habten, aber erfolglosen Aussöhnungsversuche um so mehr einzuhändigen, 
als hiermit unter Einem auch den bischöflichen Untersuchungs-Commissariaten 
bedeutet wird, jedesmal vor Entgegennahme eines Scheldungsgesuches der 
klagenden Partei das vorerwähnte pfarrliche Zeugniss absuverlangen. Itt 
diesem Zeugnisse jedoch ist ausser der Bestätigung der an den darin be- 
«eichneten Tagen vorgenommenen Ausgleiehungsversuche und deren Erfolg¬ 
losigkeit nichts weiter aufzunehmen, und sich jeder Aeusserung über Be¬ 
schaffenheit der geltend gemachten Scheidungsgründe, so wie über Schuld 
oder Schuldlosigkeit des einen oder des anderen Ehetheiles gänslich su 
enthalten. 


DI. Instruction in Betreff der gemischten Ehen. 

(Ad Curr. 2. v. J. 1858.) 

Damit bezüglich des pfarrämtlichen Verhaltens in den Fällen, dass 
Katholiken eine Ehe mit nichtkatholischen Christen schliessen wollen, Miss¬ 
verständnissen vorgebeugt und ein gleichförmiges Verfahren in der Diöcese 
erzielet werde, wird im Aufträge Sr. Bischöflichen Gnaden des hochwürdig¬ 
sten Herrn Ordinarius dem ehrwürdigen Diöcesanklerus nachstehende In¬ 
struction zur Wissenschaft und Darnachachtung bekannt gegeben. 

$.1. Das Eheverbot der Religionsverschiedenheit besteht zwischen 
allen Mitgliedern der katholischen Kirohe einerseits und allen nichtkatholi¬ 
schen, jedoch gültig getauften Christen anderseits, gleichviel ob letztere 
wegen des Irrglaubens oder wegen des Schisma ausserhalb der Gemein-* 
schaft der katholischen Kirche stehen. 

$. 2. Die Kirche hat die Ehen zwischen Katholiken und nichtkatho- 
Kschen Christen stets missbilliget und mahnt ihre Kinder von Schliessung 
derselben ab. (8. 66 der Anw. fl g. G.) Hierbei macht es keinen Unter - 
May’* Archiv für kath. JBrchenrecht. II. Band. 47 
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schied, ob der Bräutigam oder die Braut einem nicbtkatkolischen christlichen 
Religionsbekenntnisse angehöre. . . 

Die Gründe dieses Eheverbotes finden sieb in der Weisung des heil, 
apostolischen Stuhles vom 22. Mai 1841, welche mittelst Currende Nr. 9 
(vom Jahre 1842 dem Diöcesanklerus publicirt worden, auseinandergesetzt 
find werden dem Seelsorger als Anhaltspunkte dienen bei den Belehrungen 
'Und Mahnungen, welche er im Sinne des §. 66 der Anw. f. g. der. dem 
katholischen Ehewerber mit liebreichem Ernst und Nachdrucke zu ertheilen hat. 

§. 3. Eine Mischehe was immer für einer Art kann gültiger Weise 
|mr in Gegenwart des anständigen katholischen Pfarrers oder seines ge¬ 
hörig bevollmächtigten priesterlichen Stellvertreters und unter Beisiehung 
zweier Zeugen geschlossen werden, da die hierortige üiöcese nicht au jenen 
JThe£len des Kaiserthums gehört, für welche der heil. Stuhl die im §. 38 
der Anw. f. g. G. und $. 19 des polit. Eheges. erwähnte Anweisung vom 
30. April 1841 erlassen hat. 

§. 4. Das Eheverbot der Religionsverschiedenheit ist bereits durch 
das öcumenische Concil von Chalcedon im Jahre 451 für die Gesammtkirche 
erlassen und im Laufe der Jahrhunderte wiederholt durch päpstliche Con¬ 
stitutionen eingeschärft worden, kann somit, nur durch eine Dispens des 
keil, apostolischen Stuhles ($. 79 der Anw. f. g. G.) gehoben werden, 
In dessen Namen Se. Bischöflichen Gnaden der hochwQrdigste Herr Ordi¬ 
narius laut der durch Currende vom 26. Mai 1856 Z. 2444 bekannt gege¬ 
benen Facultät, so fern gewichtige Gründe vorhanden sind, die Nachsicht 
dann au ertheilen ermächtiget sind, wenn die nöthigen Bürgschaften iber 
nachstehende drei Punkte geleistet werden: 

d) dass vom katholischen Ehewerber alle Gefahr entfernt sei, in Folge der 
vorhabenden Ehe aum Abfalle von der katholischen Kirche verleitet au 
werden; 

b) dass der katholische Ehewerber seiner Pflicht eingedenk sein werde, 
den katholischen Gatten wo möglich für die Gemeinschaft der heil, 
römisch-katholischen Kirche au gewinnen; 

c) dass .sämmtliche Kinder ohne Unterschied des Geschlechtes in der kathoL 
Religion werden erzogen werden. 

Je nachdem die betreffenden Nupturienten sich entweder aur Erfüllung 
der vorbenannten Bedingungen verstehen, oder aber dieselben verweigern, 
wird, auch das weitere Verhalten des Seelsorgers in Beaug auf die ferneren 
.Vorkehrungen aum Eheabschlusse ein verschiedenes sein. 

§. 5 . Erklären sich die betreffenden Ehewerber zur Erfüllung der 
ton der Kirche geforderten Bedingungen bereit , so hat der Seelsorger 

1. für die gehörige Sicherstellung der diessfalligen Bürgschaften Sorge 
au tragen, 

Diese Sicherstellung geschieht durch schriftliche von den Parteien an 
Eidesstatt auszustellende und von zwei katholischen Zeugen mitaufsrtpgenda 
Reverse folgenden Inhaltes: 
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Revers des nichtkatholischen Brauttheiles. 

Ich Endeegefertigter (te) betheure und verspreche hiemit an Eides statt 
frei lind ungeswungen, dass es mein fester und aufrichtiger Wille sei, alle 
Kinder, mit welchen Gott meine Ehe mit N. N. meiner (m) gegenwärtigen 
Braut (Bräutigam) segnen wird, ohne Unterschied des Geschlechtes in der 
katholischen Kirche taufen, und als Glieder dieser Kirche ersiehen su 
lassen; wesshalb ich hiermit ausdrücklich auf alle jene Rechte versiebte, 
welche rficksichtlich der religiösen Kinderersiehung mir in was immer für 
einer Lage und in was Imm er für einem Lande durch die bürgerliche Ge- 
setsgebung sukommen mögen, und gestehe auch su, dass ich jederseit und 
unbedingt sur Erfüllung dieses meines freiwillig und ohne Vorbehalt gelei¬ 
steten Versprechens gerichtlich verhalten werden könne und solle. 

Ebenso betheure und gelobe ich eidlich, dass ich meiner (m) zukünf¬ 
tigen Gattin (en) N. N. keinerlei Hinderniss in dar gewissenhaften Aus¬ 
übung der Pflichten der katholischen Religion in den Weg legen, noch 
jemals versuchen werde, sie (ihn) in irgend einer Weise von der kathoL 
Kirche abwendig su machen. 

N. den . 

N. N. 

Bräutigam (Braut) 
ff. N. als Zeuge . 

Vidi N. N. als Zeuge. 

Pfarre N. am . . . . 

(L. S.) N. N. 

Pfarrer. 


Revers des katholischen Brauttheiles. 

Ich Endesgefertigte (er) betheure und gelobe hiermit an Eides statt, dass 
ich in der bevorstehenden Ehe mit N. N. meinen heiligen kathol. Glauben 
treu und unverbrüchlich bewahren, alle Vorschriften und Satsungen der 
heiligen römisch-katholischen Kirche genau und gewissenhaft bis an mein 
Lebensende befolgen und mich bestreben will, meinen (ne) Gatten (in) wo 
möglich derselben katholischen Kirche susuführen. 

- * Inbesondere gelobe ich sorgfältig und eifrigst darüber su wachen, d««> 
alle Kinder aus meiner vorhabenden Ehe mit N. N. in jeder Lage und in 
was immer für einem Lande ausschliesslich und unbedingt in der katholischen 
Kirche werden getauft und als Glieder der heil, römisch-katholischen Kirche 
ersogen werden. 

N. am . . . . 

N. N. 


Vidi 

Pfarre N. am 


(k S.) 


Braut (Bräutigam). 
N. N. als Zeuge. 
N. N. als Zeuge. 


N. N. 

Pfarrer. 


47* 
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Bezüglich dieser Reverse ist Folgendes za bemerken: 
a) Die Ausstellung derselben ist bei jeder gemischten Ehe, also auch dann • 
zu verlangen, wenn der Bräutigam ein Katholik ist, und die Braut einer 
nichtkatholischen Religionsgenossenschaft angehört. Denn der katholische 
Brauttheil hat in jedem Falle den unverbrüchlichen Entschluss treuer Er¬ 
füllung der ihm obliegenden und neu erwachsenden Religionspflichten, 
und der nichtkatholische Theil die Versicherung anzugeloben, dass er 
dem zukünftigen Gatten nie ein Hihderniss in der Erfüllung seiner Re¬ 
ligionspflichten und in der katholischen Erziehung der Kinder bereiten 
i werde. Zudem ist bei Ertheilung der Dispens ab impedimento mixtae 
religionis stets auch der mögliche Fall wahrzunehmen, dass die Bitt¬ 
steller sich in solche Ländergebiete begäben, in welchen sie trotz des 
katholischen Religionsbekenntnisses des Bräutigams doch staatsgesetzlish 
’ nicht zur katholischen Erziehung sämmtlicher Kinder verpflichtet wären ; 
bj der Revers ist mit einer 15 kr. Stempelmarke zu versehen und von 
dem Pfarrer des katholischen Brauttheiles mit dem Vidi unter Bei- 
drückung des Pfarrsigills zu bekräftigen. 
cj Diese Reverse sind in Original! dem sofort an das hochwürdigste bischöf¬ 
liche Ordinariat einzureichenden Dispensgesuche beizuschliessen, und nach 
ihrer Zurücklangung im Pfarrarchive zu hinterlegen. 

2. Nach ordnungsinässiger Ausstellung der Reverse ist gemäss Currende 
vom 26. Mai 1856 Z. 2444 die kirchliche Nachsicht vöm Eheverbote der 
Religionsverschiedenheit mittelst gehörig instruirten Bittgesuches an das 
hochwürdigste bischöfliche Ordinariat einzuholen. 

Bezüglich dieses Dispensgesuches ist zu bemerken: 
a) bei dem in Rede stehenden Eheverbote wird es von Beite des hochwür¬ 
digsten bischöflichen Ordinariates ausnahmsweise gestattet, dass der be¬ 
treffende Pfarrer des katholischen Brauttheiles sich selbst im Namen 
. der Nupturienten um die kirchliche Dispens bewerbe, während bei allen 
übrigen Ehehindernissen und Eheverboten, woferne sie nicht via occulta 
{ zu beheben kommen, die Parteien unmittelbar und in eigenem Namen 
die Nachsichtgewährung bittlich anzusuchen haben; 
fQ in dem Bittgesuche wird sich der Pfarrer über die näheren Umstände, 
namentlich über den Befand der mit dem katholischen Brauttheile vor- 
genommenen Religionsprüfung, sowie Uber die Zuversicht aussprechen, 
die er in Bezug auf das treue Verharren des katholischen Ehewerbers 
in dem Glauben und in der Gemeinschaft der heil, römisch-katholischen 
Kirche hegt. 

3. Nach erlangter Dispens hat die Verkündigung der vorhabenden Ehe 
in der durch die Anweisung f. g. G. §§. 60 — 65 und durch das politische 
Ehegesetz §. 15 vorgeschriebenen Weise, somit auch in der katholischen 
Pfarrkirche jenes Bezirkes, in welchem der nichtkatholische Brauttheil wohnt, 
zu geschehen; wobei sich übrigens der bei rein katholischen Ehen üblichen 
Angabe des Religionsbekenntnisses der Brautleute zu enthalten ist» 
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Bei Ausstellung des etwa an eine andere Pfarre sn verabfolgenden- Ver¬ 
kündscheines ist im Sinne der Currende Nro. 9. vom Jahre 1642 jedersaif 
auf die erlangte kirchliche Dispens Besag su nehmen. 

4. Der katholische Brautthei] hat der im §. 75 der Anw. f. g. G. am*» 
geschärften Verordnung der heil. Synode von Trient Ober den vorläufigen 
Empfang der heil. Sacramente der Busse und des Altars gemäss sich *u^ 
benehmen und darf, da ihm durch die erlangte Dispens seine vorhabende 
Ehe sur erlaubten geworden, bei sonstiger Absolutionsfahigkeit nicht von^ 
dem Empfange der heiligen Sacramente surückgewiesen werden. 

5. Die Trauung hat nach dem im Diöcesan-Rituale vorgeschriebenen 
kirchlichen Trauungs-Ritus su geschehen. 

6. Bei Eintragung der Ehe in das Trauungsbuch ist sich wie auf die 
übrigen Documente., ebenso auf die Dispensurkunde und die ausgestellten 
Reverse ausdrücklich su berufen. 

Bei Ausstellung des Trauungsscheines ist sich gleichfalls auf di* 
ertheilte Dispens, sowie auf den Kinderersiehungs-Revers ausdsücklich -su 
besiehen. 

7. Der in einer derartigen Mischehe lebenden Wöchnerin, wenn sie der 
katholischen Kirche angehört, ist über ihr Ansuchen die kirchliche Vorseg¬ 
nung su ertheilen. 

v §. 6. Weigern sich hingegen die Ehewerber , den von der Kirche 
vorgeschriebenen Bedingungen nachzukommen, so hat der Seelsorger 

1. den Brautleuten su erklären, dass weder eine Hebung des beste¬ 

henden Eheverbotes durch Dispens möglich sei, noch eine Trauung ihrer 
Ehe nach katholischem Ritus vorgenommen werden dürfe. ‘ 

2. Das Brautexamen ist um so sorgfältiger, jedoch mit behutsamer 
Vermeidung alles dessen vorsunehmen, was den Schein der Animosität 
su erregen geeignet wäre. 

3. Zugleich ist, sobald der Seelsorger von der Fruchtlosigkeit seiner 
von einer derartigen Ehe abrathenden Mahnungen sich überseugt hat, ein 
amtlicher Bericht an das bischöfliche Consistorium Behufs anfälliger spe- 
cieller Weisungen su erstatten. 

4. Die Eheverkündigung hat in der oben $. 5. n. 3. angegebenen 
Weise, jedoch nicht früher su geschehen, als bis die Ehewerher mittelst 
Beibringung der su einer gesetslichen Eheschliessung nöthigen Documente 
nachgewiesen haben, dass ihrer vorhabenden Verehelichung kein weiteres 
Hinderniss ausser der Religionsverschiedenheit entgegenstehe. 

Ein allfälliger Verkündschein hat mit dem Beifügen ausgestellt su 
werden, dass ausser dem canonischen Eheverbote der Religionsverschieden¬ 
heit kein weiteres Hinderniss gültiger und erlaubter Eheschliessung ent¬ 
deckt -worden sei. Hiebei ist sich sugleich jedes Ausdruckes su enthalten, 
aus welchem eine Billigung oder Gutheissung der fraglichen Ehe gefolgert 
werden könnte. ', ' —, 
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0. Der katholische Branttheil tat su belehren, dass er durch sein Ver¬ 
harren auf dem canontach verbotenen Eheabschlusse sich in offenen Wider¬ 
sprach gegen die Kirche setse, and somit der •sacramentalen Absolution in 
diesem Zustande nicht flhig sei. 

Wie ein solcher Nupturient su behandeln sei, wenn er nach bereits 
geschlossener Ehe die Spendung der heiligen Sacramente verlangt, erhellt 
aus der an den hochwürdigsten Episcopat Ungarns unterm 30. Aprill 1841 
erlassenen Weisung des heil, apostolischen Stuhles folgenden Wortlautes: 
„Si... constet, eum revera resipuisse paratumque esse ad opportunem, 
guoad valuerit, scandali reparationem, tune sane poterit ipse Sacramentoram 
particeps fleri, quemadmodum respondens die 13. Jalii 1782. Archiepiscopo 
Mechliniensi s. m. Pius VI. in rem adnotavit.“ Des Seelsorgers angelegent¬ 
lichste und unablässige Sorge wird es sein, im Geiste seines göttlichen Er¬ 
lösers und Lehrmeisters die Seele des gegen die mütterliche Stimme der 
Kirche ungehorsamen Kindes baldmöglichst su einem würdigen Empfange 
der heiligen Sacramente su disponiren und solchergestalt den an die Seelen¬ 
hirten gerichteten Mahnungen der päpstlichen Instruction vom 22. Mai 1841 
(s. Currende Nro. 9 vom Jahre 1843) gewissenhaft nachsukommen. 

5. Der Eheabschluss hat vor dem Seelsorger des katholischen Braut- 
theiles (oder einem anderen gehörig bevollmächtigten römisch-katholischen 
Priester) in Gegenwart zweier von den Brautleuten beisusiehenden Zeuges 
su geschehen. 

Hiebei ist jedoch su beachten: 

d) Der Pfarrer (oder sein Stellvertreter) fungirt in einem solchen Falle 
keineswegs als sacerdos copulans, sondern blos als testis qualificatus seu 
auctorisabilis; weshalb er auch weder der liturgischen Kleider sich be¬ 
dienen, noch irgendwelchen kirchlichen Bitus vornehmen darf, sondern 
einfach im Talare und auf seinem Wohn- oder Amtszimmer die Eheer¬ 
klärung der beiden Nupturienten ansuhören hat. Durch Leistung dieser 
sogenannten passiven Assistens wird der durch das heil. Concil von 
Trient sur Gültigkeit der Ehe vorgeschriebenen wesentlichen Form der 
Eheschliessung genügt. 

b) Vor Anhörung der Consenserklärang der Nupturienten hat der Pfarrer 
dem katholischen Brautheile nochmals mit Sanftmuth und Ernst su be¬ 
deuten, dass er den vorhabenden Schritt desselben als sündhaft und vor 
Gott schwer verantwortlich erklären und daher missbilligen müsse. 

Eine Trauungstaxe darf bei einer sub assistentia passiva abgeschlos¬ 
senen Ehe selbstverständlich nicht abgenommen werden. 

7. Bei Eintragung einer derartigen Ehe in das pfarrliche Trauungsbuch 
ist laut Weisung der Currenden Nro. 9 vom Jahre 1842 §. 2 und Nr. 7 
vom Jahre 1843 §. 4, 
q) die Rubrik „Copulans“ leer su lassen; 



b) die Ausfüllung aller Übrigen Rubriken in gewöhnlicher Weise vorzu¬ 
nehmen; 

c) der diesfillige Act von dem betreffenden Seelsorger mit „Coram me N.“ 
so fertigen. 

In einem allfallig abverlangten Matrikscheine (welcher, da eine kirch¬ 
liche Trauung nicht stattgefunden, überscbriftliob keineswegs als „Trauungs- 
schein“ zu bezeichnen ist) soll die Formel dahin lauten „dos* N. und 2V. 
in Gegenwart des Pfarrers ' N. (oder seines Stellvertreters N.) und der 
beiden Zeugen N. und N. die Ehe geschlossen haben.“ 

Für Ausstellung eines derartigen Matrikacheines ist der Pfarrer die 
gesetzliche Taxe einzufordern berechtiget. 

§. 7. Ueber die katholische Erziehung der betreffenden Kinder ans 
gemischten Ehen wird der Seelsorger stets mit gewissenhafter Sorgfalt und 
Umsicht wachen, und zu diesem Behufe nachstehende Bestimmungen genau 
beobachten: 

m) Zur Vermeidung jedweder Irrung ist beim Taufacte eines Kindes aas 
einer mit kirchlicher Dispens geschlossenen Mischehe stets in der 
Rubrik „ Anmerkung “ die Berufang auf den Kindererziehungs - Revers 
beizusetzen. 

Wenn ein nichtkatholischer Vater, welcher bei Abschliessung der 
Ehe mit seiner katholischen Gattin keinen Revers über die katholische 
Kindererziehung ausgestellt hatte, sein (nicht ohnehin nach den beste¬ 
henden Gesetzen, in der katholischen Religion zu erziehendes) Kind in 
der katholischen Kirche taufen und erziehen lassen zu wollen erklärt: 
so ist seiner diesfälligen bei der Taufe des Kindes geäussqrten Willens¬ 
erklärung (laut b. Ilofk. Decret vom 24. Dezember 1829 Z. 39528» 
mitgetheilt durch Currende Nro. 3, vom J. 1830) die gesetzliche Be¬ 
weiskraft dadurch zu sichern, dass diese Willenserklärung des nicht¬ 
katholischen Vaters im Taufbuche unter der Rubrik Anmerkung“ ein¬ 
getragen und durch das Zeugniss des Seelsorgers und des Pathen mit 
dem Beisatze, dass der Vater des Kindes ihnen von Person be¬ 
kannt sei, bestätiget wird. — Doch bleibt es dem nichtkatholischen 
Vater unbenommen, die in Rede stehende Erklärung dem katholischen 
Seelsorger auch in einer andern gesetzlichen und verbindlichen Form 
zu übergeben, für welchen Fall dieses Document bei den pfarrlichen 
Schriften aufzubewahren ist, während sich zugleich am Orte des einge¬ 
tragenen Taufactes uuf dasselbe gehlirig berufen werden muss. 

b) Um über die aus gemischten Eben gebornen Kinder, welche in der 
katholischen Religion zu erziehen sind, stets einen Ueberblick zu haben, 
ist bei jeder betreffenden Seelsorgsstation dieser Diöcese künftighin ein 
eigenes fortlaufendes Verzeichniss dieser Kinder in nachstehender Weise 
su führen: 




der in der katholischen Religion «fl erziehenden Kinder aus Mischehen 


Dieses Verzeichniss hat sieh nicht blos auf die in der Pfarre gebornen, 
sondern auch auf die aus andern Pfarren eingewanderten Kinder zu 
erstrecken, und ist alljährlich dm Schuldistrictsavfscher bei Abhaltung 
der S ehulv isitation vorzulegen, damit demselben Gelegenheit, geboten 
werde, sich von dem Stande der religiösen Erziehung der betreffenden 
Kinder specieü zu überzeugen und allfälligen Verabsäumungen recht¬ 
zeitig zu begegnen. 

c) Wenn es sich je ereignen sollte, dass die katholische Erziehung eines 
betreffenden Kindes in widerrechtlicher Weise gehindert oder verweigert 
würde, so hat der Pfarrer, falls gütliche Mahnungen nicht zum Ziele 
führen, in Gemässheit des h. Hofammerdecretes vom 3. Juli 1842 
Z. 20466—3018 (s. Currende Nro. 9 vom Jahre-1842) den Schutz 
der politischen Behörden anzurufen, und unter Einem die Anzeige an 
das bischöfliche Consistorium zu erstatten. 

§. 8. Von einer vor dem nichtkatholischen Seelsorger stattfindenden 
Nachtrauung der unter passiver oder activer Assistenz des katholischen 
Pfarrers gültig geschlossenen Mischehe ist der katholische Brauttheil mit 
Röhe und Nachdruck und unter Hinweisung auf die in der communicatio in 
Macris liegende schwere Versündigung um so mehr abzumahnen, als eine 
solche Nachtrauung staatsgesetzlich keineswegs gefordert, sondern blos ge¬ 
stattet wird. (Currende Nr. 3 §. 2 und Nr. 5 §. 4 vom Jahre 1860). 

■ Ex Mandato Rev. ac Illustr. 

D. D. Eppi. 

St. Pölten am 13. Februar 1858. 

Joseph Schmonn , 
Dompropst und Kanzler. 

IV. Dispens von der Witwenfrist. 

(Currende Nr. 2. §. 6.) 

Die hochlöbliche k. k. n. ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 19. Jänner 
d. J., Z. 2620 Nachstehendes anher eröffnet: 

Unter die Obliegenheiten der Statthälterei und der Kreisämter gehörte 
vor Erlassung des neuen Ehegesetzes für die Katholiken im Katserthume 
Oesterreich vom 8. October v. J. die Ertheilung von Dispensationen für 
Witwen von der 6monatlichen Frist zum Behufe der Eingehung einer neuen 
Ehe, eine Obliegenheit, die naeh dem §. 76 jenes neuen Gesetzes nicht nur 
der Landesstelle auch für die Zukunft belassen, sondern derselben aus- 
schliessend anvertraut wurde. 

Der 8. 76 des neuen Ehegesetzes unterscheidet sich bei aller Aehn- 
lichkeit mit dem analogen §. 120 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
von diesem dadurch, dass derlei Nachsichten nur aus höchst dringenden 
Gründen ertheilt werden dürfen. 

Hiedurch ist die Landesstelle 'verpflichtet worden, bei Erledigung solcher 
Dispensations-Gesuche mit grösserer Strenge vorzugehen, als dies in früherer 
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Zeit nöthig war, and insbesondere deren Beweggründe einer sorgfältigen 
Würdigung za unterziehen. 

Die jetsige Einrichtung der einschlägigen Partei-Eingaben ist nur un¬ 
vollständig geeignet, hiefiir als Grandlage zu dienen, indem darin meistens 
die Beweggründe der einsngehenden neuen Ehe nur obenhin berührt werden, 
derselben aaeh öfters gar keine Erwähnung geschieht, namentlich aber die 
allenfalls in dieser Besiehutg angeführten Thatsachen nicht glaubwürdig be¬ 
stätigt so werden pflegen, and sich darauf beschränkt wird, das Niehfror- 
handensein oder die Unwahrscheinlichkeit der Schwangerschaft dar Witwe 
durch Zeugnisse von Hebammen und Aersten darzuthun, und durch einen 
Todtenschein nachzuweisen, dass seit dem Tode des Gatten bereits 3 Mo¬ 
nate verflossen sind. 

Es ist in der Natur der Sache gelegen, dass derlei Ehekandidaten sich 
vor Allem bei dem zuständigen Pfarramte melden, und sich bei demselben 
wegen der Erfüllung der Bedingungen der beabsichtigten Ehe Raths erholen, 
bei welcher Gelegenheit sie ihre Verhältnisse und die Beweggründe ihres 
Vorhabens darzulegen gewohnt sind. 

Auch bt das Pfarramt durch den qnunterbrocheneu Verkehr mit des 
Parteien seines Sprengels in der Lage, die Richtigkeit der vorgebrachten 
Daten zu beurtheilen. 

Von der Absicht geleitet, dem neuen Ehegesetze möglichst vqUkommen 
zu entsprechen, sieht sich daher die Statthalterei in der Lage, das hoch- 
würdigste bischöfliche Ordinariat angelegentlichst ersuchen zu müssen, die 
unterstehenden Pfarrämter zur Unterstützung der politischen Behörde» bei 
Behandlung der in Rede stehenden Nachsichtsgesuche in der Art zu beauf¬ 
tragen , dass ihnen zur Pflicht gemacht werde, die Kandidaten einer Witwen¬ 
ehe jederzeit, wenn sie sich bei ihnen melden, auf die NothWendigkeit des 
Eingehens in die Beweggründe des beabsichtigten Ehebundes und deren 
Dringlichkeit bei Abfassung des Dispensations-Gesuches speciell aufmerksam 
zu machen, und die Richtigkeit ihrer diesfalls angeführten Motive nach 
bestem Wissen und Gewissen auf dem Gesuche selbst zu bestätigen. 

Es wäre übrigens zur Abkürzung des Geschäftsganges zu wünschen, 
dass bei dieser Gelegenheit die Parteien von Seite des Pfarrers auf eine 
allenfalls mangelhafte Instruirung des Gesuches, und insbesondere auf die 
Nothwendigkeit aufmerksam gemacht würden, dass das Zeugniss über das 
Nichtvorhandensein einer Schwangerschaft immer von einem öffentlich ange- 
stellten Arzte bestätigt sein müsse. 

Hievon werden die Herren Seelsorger zur Wissenschaft und zur Dar- 
nachachtung in vorkommenden Fällen hiermit in die Kenntnbs gesetzt. 

B. Vorschrift bezüglich einer Converliten- Malrik. 

(Currende Nj- V 7, 5. 2.) 

Die Taufen der Judenproselyten sind nach allgemeinen Vorschriften in 
das Geburts- oder Taufbuch einzutragen, und die Licenz des bischöflichen 




Ordinariats zur Vornahme der h*fl, Taufhötodlung in der Rubrik „Arttaer- 
koag“ mit Datum und Geschaftszab) gehörig vorzumerken. 

Wenn aber nicht katholische Personen »nr heiligen römisch-katholischen 
Kirche surücktreten, und wenn sie dflHii das katholische GlanbensbekeöBtBia« 
abgelegt haben, so ist dieser Aßt in ein eigenes Such •— di« Convertiteti- 
Slatrikel — wovon ein Formular beiliegt, einsutrsgen 


Diese Matrikel ist 

daher nun in jenen Pfarren, wo derglririic« Fälle Vorkommen, nach Erfor- 
deraiss au verlegen, und bei den Taaftuden »« verwabtris. 

Bezüglich der Ausfftilung der Rubriken wird mm Kaehstehendes bemerkt: 

Sollte derjenige Priester, welcher sut Aufnahme des fregHcfeen ölaubena- 
bekonntnisses vom Ordinariate aittonsirt worden, in der Seelsorgä nicht a«- 
gesteilt, oder sur Ortspfarre uieht juriedictioniit sein, so soll dem Acte der 
Ablegung des Oiiu*i*e«sbeke«?ttnisscg der Ortspfarrer ssfltst, oder einer seiner 
Cooperftioren beiwohnen, und der das CHaubengheken&intgg aufuebmeade 
Priester sogleich nach dem abgenommenen Glaobenßfcekeftntßisso mit dein 
CönvertitOn und den Änogen, welche ihre Kamen Mbst riakuSchreiben haben, 
au dem'Ortspfarrer sich begeben , damit der Act in die Convertiten-Matrikel 
vorschriftmässig eingetragen werde. 

Die hiezu erthciUe ÖrdioHriats-ßewUfignng ist in der Rubrik „Anmer¬ 
kung" mit Datum and Geschäftszahl aufsuführep. 

Im Falle, dass der Converiit ungültig gekauft worden wäre, und des¬ 
halb das bischöfliche Ordinariat auch die Vornahme der heiligen Taofband- 
lung mit demselben angeordnet hättet wäre dies auch in der Convsrtiten- 
Matrikel in der Rubrik ,,Anmerkung,“ mit Berufung auf das 'faafprotokoll 
sit «iöchcoV ontl; da: 


j\aine ; (iot 
tfVaVrtfei&r 
uv 
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Matrikel. (Rubrik „Anmerkung“) hinzuweiaen. — Die Vorschriften bezüglich 
der Matrikel -Duplicate finden aaeh auf diese Convertiten-Matrikel ihre An* 
Wendung. — Die Coavertiten-Tabellen sind, wie froher, eins äsenden, and die 
Berichte sa erstatten. 

C. Künftige Abhaltung, der Pfarrconcursprüfung; Vorgang bei Besetzung 
erledigter Pfründen ; Ernennung von Prosynodal-Examina toren. 

(Currente Nr. 14 , §. 1.) 

Durch Artikel XXIV. des Concordats vom 18. August 1855 ist die in 
dieser Diöcese bestehende Hebung, nicht blos die vacanten Pfarrstellen bi¬ 
schöflicher Collation und geistlichen Patronates, sondern auch die von dem 
heiligen Kirchenrathe su Trient hievon ausgenommenen Pfarrpfründen des 
Laienpatronates zur öffentlichen Bewerbung aussuschreiben, aufrecht erhalten, 
und sugleich die Beobachtung der Vorschriften des besagten Conciliums ein¬ 
geschärft worden, woraus sich die Nothwendigkeit ergibt, alle Bewerber 
solcher erledigter Präbenden jederzeit einer besonderen, sowohl auf deren 
scientifische, als sonstige Tauglichkeit sich beziehenden Prüfung zu unter¬ 
ziehen, da das gedachte allgemeine Concil Sessio XXIV. cap. XXIV. 
keine generelle Pfarr- Concurs-Prüfung zulässt, sondern die Tauglich¬ 
keit der Kandidaten in jedem Erledigungsfalle von den Synodalexamina¬ 
toren unter dem Vorsitze des Bischofs oder dessen Generalvicars geprüft 
wissen will. 

Se. bischöfliche Gnaden der hochw. Herr Ordinarius haben jedoch io 
Berücksichtigung der grossen Ausdehnung der Hochdenselben unterstehenden 
Diöcese und der dadurch bedingten weiten Entfernung der meisten Pfarrorte 
von dem Sitze des Bisthums, sowie der geringen Dotation einer grossen An¬ 
zahl der Pfarrpfründen und der Cooperatoren unter dem 25. Februar d. Js. 
an den heil, apostol. Stuhl bittlich sich gewendet um Ertheilung der Voll¬ 
macht, dass die bisher bestandene Uebung, wornach durch eine alle Jahre 
zweimal abzuhaltende Generaleoncursprüfdng die Fähigkeit kur Competenz 
für jede erledigte Pfarrpfründe auf je sechs Jahre erlangt, und besonders 
verdiente Geistliche von dieser Prüfung oder von Wiederholung derselben 
durch bischöfliche Dispens freigesprochen wurden, ihren Fortgang haben 
könne; worauf nachstehendes Rescript der „Sacra Congregatio super nego- 
tiis. ecclesiasticis extraordinariis“ erfolgte: 

> 

Ex audientia Eminentissimi et Reverendissimi Domini Cardinalis Jacobi 

Antonelli. 

Die 22. Junii 1857. 

Eminentissimus et Reverendissimus Dominus a Sanctissimo Domino No- 
stro Pin PP. IX. specialiter deputatus referente me infrascripto Secretario 
'S. Congregationis Negotiis Ecclesiasticis Extraordinariis praepositae, attentis 
circtunstantUs anjmnm sujun mpventibus Episcopo, S. Hippclyti Orator! ad 
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decenniam hinc proximam tantum benigne concessit, nt vlgentem in sua 
Dioecesi praxim exercere pergat, habendi scilicet bis in anno concursus pro 
approbandis quoad scientiam sacerdotibus, qui parochorum munere famgi 
velint. Id tarnen ea lege concessnm voluit, ut hujus modi concursus habeantur 
per Synodales Examinatores ad Sacrorum Canonum normam electos, vejuti 
monet Benedictas XIV. de Synodo Dioecesana lib. IV. cap. VII. et quoties hi 
desint, per Examinatores Prosynodales Apostolica auctoritate pecnliariter de- 
lectos, diligenter servatis Canonicis Sanctionibus, ac praesertim Apostolicis 
ejnsdem Benedicti XIV. literis, quae incipinnt — Cum illud —. Ut antem 
sacerdotes admittantnr ad ejusmodi concursus, iis dotibus poliere debent, 
qnas Sacri Canones et Lex Dioecesana postulant, ac tum voce tum scripto 
respondere debebunt quaestionibus, quae ab Examinatoribus fuerint propositae, 
qoaeque inter caetera de positiva, uti dicunt, Dogmatica, et Morali Theologia, 
itemque de positivo jure Canonico erunt ferendae. Quovis exeunte sexennio, 
qui appröbati fuerint, denuo concursui se sistant oportet, a quo onere ii 
dumtaxat ecclesiastici eximentur viri, qui in praesentia inter Synodales vel 
'Prosynodales Examinatores sint adsciti, quique propter muneris aut beneficii, 
quo fruuntur, dignitatem, vel propter diuturnam operam, qua Ecclesiae cum 
laude servierunt, de eoram scientia probationem satis superque exhibeant, 
quique idciroo ab Episcopo audita Examinatorum sententia ab hac concursus 
lege immunes faerint declarati. Praeterea Sanctissimus Dominus Noster per- 
mittit, ut cum quaevis paroecia suo fuerit orbata Rectore, prae oculis habita 
praedicta «pprobatione quoad scientiam habeatur per commemoratos Synodales 
vel Prosynodales Examinatores de collatione concursus, in quo ipsi eam ad- 
hibentes cautionem, quae in usu est, judicent, qui ex petitoribus digm sint, 
quibus paroohia sit conferenda; servato tarnen semper Episcopo jare, eligendi 
inter sic approbatos, quem ipse digniorem in Domino censuerit. Contrariis 
quibuscumque minime obfuturis. Datum Romae e Secretaria ejusdem S. Con- 
gregationis die, mense et anno praedictis.“ 

(L. S.) - Joannes Baptista Canella , Secretarius. 

In Qemissheit dieses hohen Rescriptes werden vorbehaltlich weiterer im 
nächsten Provinzial - Concil allfällig zu erlassender Anordnungen folgende 
JBestimmungen bezüglich der Pfarrconcursprilfung in Hinkunft massgebend sein: 

1. Alljährlich wird zweimal zum Erweise der scientifischen Befähigung 
zur Verwaltung eines pfarrlichen Amtes eine Generalprüfung stattfinden. 

2. Zu dieser Prüfung werden nur jene Priester zugelassen, welche ent¬ 
weder durch drei volle Jahre in .der Seelsorge gedient oder von dem bischöf¬ 
lichen Ordinariate in dem Bisthumssprengel zur Uebung des Beichtvateramtes 
«d Quinquennium ermächtigt, dieses heil. Amt auch wirklich durch so lange 
Zeit ausgeübt haben. 

3. Gegenstand dieser Prüfang sind: 
d) Dogmatik. 

V) Moral und Pastoral sammt Liturgik mit vorherrschend praktischer 
Richtung. 
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c) Kiichenrttht; 

d) Erläuterung der heiligen Schrift nach der Vulgata. 

ej Vollständiger Entwurf und theilweise Ausarbeitung einer Predigt. 

f) Mündlicher Vortrag. * 

g) Katechese. 

4. Aus den sub a, b, c beseichneten Fächern werden den Concorrenten 
zwei Fragen nur schriftlichen Bearbeitung, aus der heiligen Schrift ein in 
dem Missale oder Brevier verkommendes Lesestück zur Erläuterung vorge¬ 
legt, darnach aber auch mit jedem nur Prüfung erscheinenden Priester ein 
mündliches Examen aus den genannten Disoiplinen vorgenommen werden. 

5. Jene Concurrenten, welche in Folge einer solchen Prüfung für scien- 

tifiseh tauglich von den Synodal- (Prosynodal-) Examinatoren anerkannt 
worden, erlangen dadurch die Fähigkeit, für jede innerhalb der darauf fol¬ 
genden sechs Jahre erledigt werdende selbstständige Seelsorgerstelle zu 
competiren. * 

6. Nach Verlauf jedoch dieses Sexenniums müssen sie sich nur Er¬ 
wirkung der Competenzfahigkeit dem Pfarrconcurs-Examen von Neuem 
unterziehen. 

7. Von der Wiederholung dieser Prüfung werden auf Grund der päpst¬ 
lichen Vollmacht nur jene Priester dispensirt werden, welche während einer 
langjährigen vollkommen befriedigenden Verwendung in der Seelsorge oder 
in einem andern kirchlichen Amte ausreichende Beweise ihrer wissensohaft- 
lischen Befähigung zur Verwaltung des Pfarramtes gegeben haben. 

8. Da nach Anordnung der heiligen Synode von Trient am angeführt» 
Orte die Prüfung der Pfarrkandidaten nicht blos auf ihre wissenschaftliche Be¬ 
fähigung, sondern auch darauf sich zu beziehen hat, ob sie nach ihrem Alter, 
ihrem sittlichen Lebenswandel, ihrer Erfahrung und Klugheit und auch rück¬ 
sichtlich anderer Erfordernisse, welche bei dem erledigten Seelsorgsamte in 
Betracht kommen, als tauglich und würdig zu erkennen seien; werden in 
jedem solchen Erledigungsfalle die Kandidaten, die sich für den bestimmten 
vacanten selbstständigen Seelsorgsposten gemeldet haben, einer genauen Prü¬ 
fung rücksichtlich dieser anderweitigen Qualification von den Synodal- (Pro¬ 
synodal-) Examinatoren unterzogen werden. 

(Folgen die Namen der von Sr. bischöflichen Gnaden consentiente ca- 
pitulo bestellten Prosynodal-Examinatoren. 

D. Weisungen über den künftigen Vorgang des Seelsorgers bei sieh er¬ 
gebendem Falle eines Selbstmordes . 

, (Curreade Nr. 14,.$. 2.) 

Von Seite des hohen k* k. Ministeriums für Cultos und (Jnterricht ist 
mit hoher Zuschrift vom 30. Octbr. und 5. Novbr. d. J., Zahl 1420 C. U. M. 
nachstehende,, den politischen Länderstellen zpgegangene, mit Bezug auf die 
Artikel IV., X., und XXXIV. des Concordates modiücirte Instruction über den 
bezüglich der Beerdigung von Selbstmördern zu beobachtenden Vorgang dem 
hochw. bischöflichen Ordinariate mitgetheilt worden: 
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. „In «Den Fällen einer gehörig eonstatirten Selbstentleibong hat -die be¬ 
treffende »politische Bezirksbehörde durch eine eigens hieffir aufsustellende 
Commission eine genaue Untersuchung der Umstände, welche der That vorher¬ 
gegangen sind, oder sie begleiteten, und auf die Frage der Zurechnungs¬ 
fähigkeit des Selbentleibten einen Beäug haben, vornehmen su lassen. 

Die Berirksbehörden haben bei der Wahl dieser Untersuchungs-Com- 
missäre, ihr Augenmerk auf solche Männer su richten, welche das volle Ver¬ 
trauen in Beziehung auf ihre Befähigung und ihren Charakter verdienen. 

Es- ist sehr zu wünschen, dass zu dieser Untersuchung jeweilen der 
Pfarrer des Ortes, in dessen Sprengel der Selbstentleibungsfall vorgekommen, 
beigesogen werde, damit derselbe in die Lage komme, sowohl unmittelbar 
von dem Sachverhalte sich su Uberseugen, als auch die allenfalls su Gebote 
stehenden Auskünfte der Commission unmittelbar an die Hand sn geben. . 

Den Bezirksbehörden ist gleichseitig die Beobachtung der durch Ver¬ 
ordnung vom 8. April 1857, Nr. 73 des Reichsgesetsblattes gegebenen Vor¬ 
schrift über Vdmahme einer Leichensection bei Selbstentleibungen neuerdings 
einzuschärfen. 

Das Resultat dieser Erhebung, sowie der ärstliche Seetionsbefund ist 
sodann dem betreffenden Seelsorger mitzutheilen. 

Ist dieser mit den Ansichten der Bezirksbehörde Uber die Zurechnungs- 
oder Unzurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten einverstanden, so kann ohne 
weiters zur Beerdigung nach Massgabe der Anordnung des Pfarramtes ge¬ 
schritten werden. , 

Tritt aber der Fall einer abweichenden Anricht in der Richtung ein, 
dass ein von der politischen Behörde als unzurechnungsfähig erklärter Selbst- 
«Btleibter von der Pfarrstelle als zurechnungsfähig behandelt, und von dem 
Begräbnisse auf dem christlichen Friedhofe ausgeschlossen werden will, so 
hat die erstere den Gegenstand an die Kreisbehörde (Comitatsbehörde, De¬ 
legation}, und wo diese nicht bestehen, an die Landesstelle su leiten, deren 
Aufgabe es sein wird, sieh mit. dem Ordinariate ins Einvernehmen zu setzen, 
und im gegenseitigen Einverständnisse die Sache auszutragen. 

Die dadurch veranlasste Verzögerung darf jedoch den Uber Beerdigung 
der Leichname bestehenden sanitätspolizeilichen Vorschriften keinen Abbruch 
bringen. Es wird deswegen ferner angeordnet, dass, wenn voraussichtlich 
in einem solchen gegebenen Falle die Aufbewahrung des Leichnams bis zur 
Austragung der Sache, ohne den sanitätspolizeilichen Vorschriften zuwider 
su handeln, nicht möglich ist, eine provisorische Beerdigung ausserhalb des 
Friedhofes vorgenommen werde. Wird sodann die Unzurechnungsfähigkeit 
das Betreffenden anerkannt, so hat sofort die definitive Beerdigung auf dem 
Friedhofe stattzufinden. Jedenfalls sind die Bezirksbehörden anzuweisen, 
dafür Sorge su tragen,.dass für solche provisorische Beerdigungen, sowie 
für die Beerdigung anerkannt zurechnungsfähiger Selbstmörder solche Orte 
gewählt werden, welche eben so gut den kirchlichen Vorschriften, wie dem 
Gebote christlicher Liebe Rechnung tragen.“ 
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Im Sinne dieser hohen Ministerial-Vorschriften werden den Heiren Seel¬ 
sorgern bezüglich ihres Benehmens bei vorkommendeu Fällen einer Selbst- 
entleibung folgende Weisungen zur genauen Darnachachtung bekannt gegeben: 

1. Sobald dem Qrtsseelsorger von Seite der k. k. Bezirksbehörde die 
Einladung zu der für die Erörterung der Zurechnungsfähigkeit eines Selbst¬ 
mörders bestellten Commission zukommt,, wird:derselbe es für seine Pflicht 
halten, dieser Einladung Folge zu geben. Er wird sich bei dieser Gelegenheit 
von dem wahren Sachverhalte so genau als möglich Selbst überzeugen, zu¬ 
gleich aber auch bereit sein, der Commission die allenfalls ihm zö Gebote 
stehenden und verlangten Auskünfte über die Persönlichkeit des Selbstmörders 
und'die Umstände, welche der That vorausgingen, oder sie begleiteten, in 
wie weit dieselben ihm bekannt geworden und mittheilbär sind, zu ertheilen, 
damit, wo möglich, ein übereinstimmendes Urtheil über die Zurefehnungs- 
oder Unzurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten erzielt werde. 

2. Ist dem Seelsorger sofort das Resultat dieser commissioneilen Er* 
faebungen, so wie der ärztliche Sectionsbefund mitgetheiit worden, so wird 
er auf Grundlage derselben sich selbst die moralische Gewissheit darüber, 
ob die grauenvolle That dem Selbstentleibten imputirt werden könne, oder 
nicht, zu verschaffen suchen, und deshalb nebst den kirchlichen Gesetzen, 
bezüglich des Begräbnisses der Selbstmörder (Rituale Rom. de Exequiis tit. 
VI. c. II.) die allgemeinen Regeln der Mora] Uber die Imputation sieh gegen¬ 
wärtig halten, dann die individuelle Beschaffenheit des Thäters und alle seine 
Verhältnisse, die Umstände der Person, des Ortes, wo, und der Zeit, wann 
die That geschehen, undader Tödesart selbst*sorgfältig prüfen* 

In dem Rituale Romanum an besagter Stelle heisst es: 

„Negatur igitur ecclesiastica sepultura ... seipsos occidentibus ob de* 
sperationem, vel iracuAdiam (non tarnen si ex insamu id aceidat), nisi 
ante mortem dederint signa poenitentiae.“ 

Ergibt sich demnach in Folge der sorgfältig angestellten unparteiischen 
Prüfung, dass die Selbstentleibung bei vollem Vernunftgebrauche und Selbst¬ 
bewusstsein, mit Wissen und Willen, also mit voller Besonnenheit, Ueber- 
legung, Absicht und Vorsatz, ob desperationem vel iracundiam vollbracht 
worden: so muss sie dem Thäter imputirt werden; ist hingegen die Selbst- 
entleibung ex inSania, im Zustande des Wahnshmes, der Geistesabwesenheit 
Besinnungslosigkeit, des gestörten Vernunftgebrauches, ohne vorhergegangene 
Ueberlegnng, ohne Absicht und Vorsatz erfolgt, dann kann und darf sie dem 
Thäter nicht imputirt werden. 

3. Stimmt hiernach die Ansicht des Seelsorgers mit dem Urtheile der 

k. k. Bezirksbehörde überein, und lautet das gemeinsame, übereinstimmende 
Urtheil ' 

a) auf Zurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten* dann ist der Leiche das 
kirchliche Begräbniss (also die kirchliche Einsegnung und Bestattung 
auf dem Friedhofe) zu versagen, naeh Vorschrift des Rituale Romanum 
!• c., wo es heisst: „Ignorare non debet parochus, qui ab ecclesiastica 
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sepultura ipso jare sunt excludendi, ne qaemqaam ad Ulam contra 
sacrorom Canonnm decreta unqnam admittat.“ 

Die Wahl des Ortes, an -welchem in diesem Falle die Leiche des 
Selbstmörders beerdigt wird, soll nach dem Inhalte der oben erwähnten 
h. Ministern!-Weisungen eben so gut den kirchlichen Vorschriften, 
wie dem Gebote christlicher Liebe Rechnung tragen. 

Lautet das gemeinsame, übereinstimmende Ortheil 

b) auf Unzurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten, dann ist demselben 
das kirhliche Begräbniss zu gestatten, die Leiche sonach kirchlich ein¬ 
zusegnen, und auf dem Friedhofe beizusetzen. Es muss dies Alles 
jedoch in der Stille, ohne alle zur Wesenheit der kirchlichen Beerdi¬ 
gung nicht gehörige Feierlichkeit, ohne alles, durch die bestehenden 
Anordnungen de Sepultura ecclesiastica nicht gebotene Gepränge ge¬ 
schehen. 

c) Ist die Zurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten zweifelhaft , kann so¬ 
nach die moralische Gewissheit Uber die Zurechnungs- oder Unzurech¬ 
nungsfähigkeit desselben nicht erzielt werden; dann steht die Vermu- 
thung für die Unzurechnungsfähigkeit der That, und es ist mit dem 
kirchlichen Begräbnisse nach den sub b) enthaltenen Weisungen vor¬ 
zugehen. 

4. Stimmt jedoch die Ansicht des Seelsorgers mit dem Urtheile der 
k. k. Bezirksbehörde in der Richtung nicht überein, dass die politische Be¬ 
hörde den Selbstentleibten als unzurechnungsfähig, der Seelsorger jedoch als 
zurechnungsfähig erklärt, dann ist der Leichnam entweder, wenn es die 
sanitätspolizeilichen Vorschriften erlauben, bis zur Austragung der Sache 
aufzubewahren, oder, wenn dies den sanitätspolizeilichen Vorschriften ent¬ 
gegen wäre, provisorisch an einem Orte ausserhalb des Friedhofes, wie er 
in den oberwähnten hohen Ministerial-Weisungen bezeichnet ist, beizusetzen, 
von dem Seelsorger jedoch unverweilt die diesfällige Anzeige hierüber unter 
genauer Angabe der ganzen Sachlage und der wichtigen Gründe, auf welche 
sein divergirendes Urtheil sich stützt, an das hochw. bischöfliche Ordinariat 
zu erstatten. 

So lange diese Angelegenheit im gegenseitigen Einverständnisse des 
Ordinariates und der höheren politischen Behörde nicht ausgetragen ist, 
hat sich der Seelsorger jedes weiteren Vorganges zu enthalten. Wird in 
Folge dieser gegenseitigen Verhandlung die Unzurechnungsfähigkeit des Be¬ 
treffenden anerkannt, so hat sonach die definitive kirchliche Beerdigung des¬ 
selben auf dem Friedhofe stattzufinden. 

5. Bei der Sorgfalt, mit welcher die in jedem Selbstentleibungsfalle 
aufzustellende Commission bei der Untersuchung über die Zurechnungsfähig¬ 
keit de» Selbstmörders vorzugehen beauftragt ist, steht zu erwarten, dass 
der Seelsorger, welchem das Resultat der über die Frage der Zurechnungs¬ 
fähigkeit gepflogenen commissionellen Erhebung mit dem ärztlichen Sections- 

Moife Archiv für kath. Kirchenrecht. II. Band. 48 
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befände oiitgeteilt worden, mit der hierüber ausgesprochenen Ansicht der 
Bezirksbehörde einverstanden sein werde. 

Die Herren Seelsorger werden sonach derlei Divergenzen im Urtheile 
über die Zurechnungsfähigkeit der Selbstentleibten möglich su vermeiden 
bemüht sein, und, wenn nicht sehr erhebliche Gründe dagegen sich geltend 
machen, für die Entscheidung über den Ort und die Art der Beerdigung 
des Selbstentleibten das Erkenntnis? der stattgehabten Untersuchungs-Com¬ 
mission über die Zurechnungsfähigkeit desselben als massgebende Grundlage 
ansehen. 

E. Weisungen bezüglich der Erbauung von Betkapellen oder.Errichtung von 

Crucifixm, kirchlichen Statuen, u. s. w. an öffentlichen Plätzen. 

(Gurrende Nie. 3, §. *.) 

In dieser Beziehung sind folgende Vorschriften su beobachten: 

1. Die Gemeinde, oder die Privatperson, welche eine Betkapelle erbauen 
will, ist ansuweisen, ein (mit einer 15 kr. fitempelmarke versehenes) Gesuch 
um die fietheilung der kirchlichen Bewilligung sum Baue einer Betkapelle 
bei dem bischöflichen Consisterium su überreichen, da Kapellen als kirch¬ 
liche Gebäude zunächst der kirchlichen Jorisdiction unterstehen. In diesem 
Gesuche sind 

a) die Gründe, welehe für die Errichtung einer eigenen Kapelle in der be- 
seichneten Gemeinde sprechen, so wie der religiöse Zweck, su dem 
dieselbe verwendet werden will, daher die Privatandachten, welche in 
derselben, jederzeit mit Wissen und Billigung des Pfarramtes abgehalten 
werden sollen, genau aufsuführen; 

b) haben die Bittsteller su erklären, dass sie die Kapelle durchaus auf 
eigene Kosten, und aus gutem Materiale su erbauen entschlossen sind, 
und daher einen von einem berechtigten Werkmeister abgefassten Bau¬ 
plan dem Gesuche beisuschliessen; 

c) haben die Bittsteller vorläufig su[]erklären, dass die Gemeinde in ihrem 
und ihrer Nachfolger Namen die Verpflichtung übernehme, die Kapelle 
sammt ihrer inneren Einrichtung jederzeit in einem guten, ihrem kirch¬ 
lichen Zwecke entsprechenden Zustande su erhalten, und bereit sei, den 
hierüber seiner Zeit aussustellenden Revers auf das Communal - Ver¬ 
mögen der Gemeinde grundbücherlich intabuliren zu lassen, oder, falls 
die Gemeinde kein eigentümliches Vermögen besässe, in dem aussufer- 
tigenden Reverse die Haftungspflicht in solidum zu übernehmen. — 
Wird der Bau von einer Privatperson auf eigene Kosten geführt, und 
übernimmt dieselbe die Kosten der Erhaltung der Kapelle auf sich, so 
hat dieselbe diese Zusicherung in ihrem eigenen und ihrer Nachfolger 
Namen auszustellen, and beisufügen, dass sie geneigt sei, den aussufer- 
tigenden Revers auf ihre eigentümliche Besitzung grundbücherlich inta¬ 
buliren su lassen. 



d) Dem Pfarramte liegt es ob, die von den Bittstellern angeführten Gründe, 
in so ferne sie auf Wahrheit beruhen, zu bestätigen, dasjenige ansuführen, 
was die bittstellende Gemeinde Behufs’ der Berücksichtigung ihres An¬ 
suchens empfehlungswürdig macht, und zugleich die Erklärung beisu— 
fügen, dass das Pfarramt mit der Errichtung der Kapelle voHkommeif 
einverstanden sei. 

2. Findet das bischöfliche Consistorium die von den Bittstellern ange¬ 
führten Gründe befücksichtigungswürdig, so wird die Bewilligung sum Baue 
der su errichtenden Kapelle vorläufig sugesichert, ohne dass jedoch hiermit 
schon die Erlaubniss verbunden wäre, den Bau beginnen su dürfen. Nach 
erlangter Zusicherung haben die Bittsteller 

d) einen rechtskräftigen Revers aussustellen, in welchem die Gemeinde in 
ihrem und ihrer Nachfolger Namen für immerwährende Zeiten sich ver¬ 
pflichtet, die Kapelle sammt ihrer inneren Einrichtung jederseit in einem 
guten, ihrem kirchlichen Zwecke entsprechenden Zustande su erhalten, 
und dafür su sorgen, dass durch die in derselben mit Wissen und Er¬ 
laubniss ihres jeweiligen Herrn Pfarrers absuhaltenden Privatandachten 
der pfarrliche Gottesdienst in keiner Weise einen Abbruch erleide. 
Diesen Revers hat die Gemeinde auf ihr Communal-Vermögen, im ge- 
setslichen Wege grundbücherlich intabuliren su lassen; ein Exemplar 
der mit der Intabulations-Klausel versehenen Urkunde ist durch das 
Pfarramt an das bischöfliche Consistorium einsusenden, ein sweites 
Exemplar im Pfarrarchive aufsubewahren. 

b) Sollte die Gemeinde kein eigenes Communal-Vermögen besitsen, so ist 
der Revers unter Beobachtung der in dieser Besiehung bestehenden 
politischen Vorschriften (wofür die Gemeinde selbst verantwortlich bleibt) 
dahin aussustellen, dass sämmtliche Gemeindeglieder in solidum d. h. 
Einer für Alle und Alle für Einen in ihrem und ihrer Nachfolger Namen 
die fragliche Verpflichtung in der obigen Ausdehnung übernehmen. 
Die Ausfertigung der diesfälligen Urkunde ist, wie oben, in duplo su 
veranlassen. 

c) Wird der Bau von einer Privatperson geführt, und von ihr die Ver¬ 
pflichtung sur Erhaltung der Kapelle übernommen, so ist der Revers 
in der oben sub 1, c angedeuteten Weise aussufertigen, und es hat 
hiernach auch die intaboiation desselben auf ihr Privatbeshsthtun su 
geschehen. Uebernimmt die Privatperson, welche die Kapelle baut, die 
Verpflichtung sur Erhaltung der Kapelle nicht, so muss die Gemeinde, 
in deren Besirke die Kapelle errichtet wird, den Erhaltungsrevers in der 
einen oder andern erwähnten legalen Form ausfertigen. 

3. Mit der hierüber erhaltenen definitiven kirchlichen Bewilligung sum 
Kapellentiau haben sich die Bittsteller bei der betreffenden politischen Be¬ 
hörde aussuweisen, und nm die Ertheilung der politischen Bewilligung In 
dem Sinne, dass gegen den beantragten Bau in Besag auf Eigenthumsrechte, 
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auf Passage-, Sicherhelte- oder sonstige politische und poli«etliche Rück¬ 
sichten kein Anstand obwalte, anzusuchen, nach deren Erlangung erst der 
Bau in Angriff genommen werden kann. 

4. Dem Pfarranate liegt es ob, die Baufiihrung selbst strenge zp über¬ 
wachen and dafür zu sorgen, dass hierbei der von hieraus approbirte Bau¬ 
plan genau im Auge behalten werde. 

5. Nach vollendetem Baue hat das Pfarramt hierüber die Anzeige an 
das bischöfliche Consistorium zu erstatten, und im Namen der Gemeinde das 
Ansuchen zu stellen, dass der neu erbauten Kapelle die kirchliche Benedic¬ 
tion ertheilt werde. 

6. Das bischöfliche Consistorium glaubt nicht erst beifügen zu sollen, 
dass es vornehmlich Pflicht der Herren Seelsorger bleibe, Sorge zu tragen, 
dass durch die Privatandachten in solchen Kapellen den kirchlichen Satzungen 
im Allgemeinen, und dem pfarrlichen (Gottesdienste insbesondere kein Ein¬ 
trag geschehe, und kein Missbrauch sich einschleiche; in welcher Beziehung 
die Herren Seelsorger auf die bereits mit Currende Nro. 6 vom Jahre 1821 
hinausgegebenen Weisungen aufmerksam gemacht werden. 

7. Schliesslich werden die Herren Seelsorger auch darauf Bedacht neh¬ 
men, dass derlei Kapellen gls kirchliche Gebäude jederzeit in einem ihrer 
heiligen Bestimmung würdigen Baustande erhalten werden,. und Falls die 
betreffende Gemeinde in der genauen Erfüllung ihrer Reversal-Verpflichtung 
saumselig wäre, zur rechten Zeit es an wohlmeinenden Erinnerungen, und, 
wenn diese fruchtlos wären, an dem erforderlichen Einschreiten um Abhilfe 
im gesetzlichen Wege nicht fehlen lassen, damit einem gänzlichen, jedes 
religiöse GemÜth tief verletzenden Verfalle solcher kirchlichen Gebäude vor¬ 
gebeugt werde. 

Bezüglich der Errichtung von Crucifixen, Bildern und Statuen von 
Heiligen u. s. w. an öffentlichen Plätzen und Strassen werden nur die mit 
Consistorial-Currende Nro. 10 vom Jahre 1845 erlassenen Weisungen mit 
dem Beifügen in Erinnerung gebracht, dass bei Errichtung derselben die 
für die Erbauung von Kapellen sub 1, 2, 3, 4, 6 dermalen erlassenen Vor¬ 
schriften zu beobachten seien. 


VeroMteant des nhdateM für Coitus «uad Unter rieht vom 

39. Stürz 1848, 

(R. G. B. St. XIV.) 

wirksam für den ganzen Umfang des Reiches, die Durchführung der Artikel VI and 
XVII des Concordates, bezüglich der theologischen Studien, betreffend. 

Ueber die Regelung des Unterrichtes in den theologischen Wissenschaften 
wird mit Hinsicht auf die Bestimmungen des Concordates and in Folge der 
Allerhöchsten Entsehliesaung vom 8. März 1858 Nachstehendes bekannt 
gemacht: 
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Nach dem siebzehnten Artikel des Concordates steht es den Bischöfen 
frei, den Unterricht der Zöglinge ihrer Seminarien nach Richtschnur des 
Kirchengesetzes mit voller Freiheit zu leiten. Die Bischöfe der im Jahre 
1856 zu Wien gehaltenen Versammlung haben es jedoch als wichtig und 
heilsam anerkannt, bei Einrichtung ihrer theologischen Diöcesan-Lehranstalten 
gemeinsam zu Werke zu gehen, und sich daher für dieselben, mit Ausnahme 
der, den Iombardisch-venetianischen Diöcesen angehörigen, zu den folgenden 
Bestimmungen geeinigt, welche sie bei den Verfügungen der Provinzial- 
concilien im Auge zu behalten beabsichtigen. 

§. 1. In die theologischen Studien sind nur Solche aofzunehmen, welche 
das Unter- und Obergymnasium mit hinreichendem Erfolge zurückgelegt 
haben. « 

§. 2. Die Theologie zerfällt in vier Jahrgänge, und wird von sechs 
oder wenigstens vier Professoren vorgetragen. 

§. 3. An allen theologischen Lehranstalten müssen Dogmatik, Moral 
und Pastoral, Kirchengeschichte, Kirchenrecht, die heil. Schrift des alten und 
neuen Bundes und hebräische Sprache gelehrt werden; doch kann der Bischof 
die Zöglinge von Erlernung der hebräischen Sprache, in so weit es ihm 
zweckmässig scheint, loszählen. 

S. 4. In so weit es nach Massgabe der Verhältnisse möglich ist, sollen 
vorzüglich Über die Väterkunde, doch auch über andere dem Diener der 
Kirche nützliche Gegenstände ausserordentliche Vorlesungen gehalten werden.’ 

$. 5. Die Bischöfe beabsichtigen bei dem Unterrichte ihrer Seminariums- 
zöglinge die Reihenfolge der ordentlichen Lehrfächer nach folgendem Ent¬ 
würfe zu bestimmen: 

Erster Jahrgang. 

Allgemeiner Theil der Dogmatik. 

Einleitung In die heilige Sehrift. 

Erklärung der heiligen Schrift des alten Bundes aus der Vulgata. 

Hebräische Sprache. 

Zweiter Jahrgang. 

Besonderer Theil der Dogmatil);. 

Erklärung der heiligen Schrift des neuen Bundes aus der Vulgata, mit fort¬ 
laufender Rüpksicht auf die Begründung der Glaubenslehre. 

Erklärung des Urtextes. 

Dritter Jahrgang. 

Kirchengeschichte, mit vorherrschender Rücksicht auf Dogmen und Verfassungs¬ 
geschichte. 

Moraltheologie, mit besonderer Rücksicht auf die Bedürfnisse des Beichtvaters. 

Vierter Jahrgang. 

Pastoraltheologie im engeren Sinne. 

Liturgik. 

Geistliche Beredsamkeit. 

Katechetik, Unterrichtslehre. 

Kirchenrecht. 



§. 6. Das Latein ist die ordentliche Sprache der theologischen Lehr- 
vortrfige. Eine Ausnahme soll nur für einseine Lehrfächer und aus wich¬ 
tigen Gründen gemacht werden. 

§. 7. Als Professoren der Theologie sollen nur Solche angestellt wer¬ 
den, welche ihre Befähigung durch eine schriftliche PrUfuug und einen münd¬ 
lichen Probevortrag ausgewiesen haben, doch kann mit Männern, welche 
ihre Fähigkeit durch Leistungen als Lehrer oder Schriftsteller bereits hin¬ 
reichend bewährt haben, eine Ausnahme gemacht werden. 

§. 8. Bei Erledigung von Lehrkanseln an Diöcesan-Lehranstaltcn ist 
die Bewerbung von dem Bischöfe wenigstens in der gansen Diöcese auszu- 
schreiben. Bei Lehranstalten, welche mehreren Diücesen gemeinsam sind, 
soll die Ausschreibung in allen diesen Diücesen veranlasst werden. 

$. 9. Wo der Religionsfond für den Gehalt des Professors Sorge tragt, 
wird der Bischof die eingetretene Erledigung der Lehrkanzel der obersten 
Landesbehörde bekannt geben. 

§. 10. Der Bischof bestimmt die Fragen und trägt Sorge, dass die 
schriftliche Prüfung der Bewerber unter einer, jeden Missbrauch aussehliessenden 
Aufsicht gehalten werde. Ueber das Ergebniss derselben wird er nebst dem 
Gutachten der Professoren der Diöcesan-Lehranstalt auch das einer andern 
theologischen Lehranstalt einholen. 

§. 11. Die Beurtheilung des Probevortrages ist von einem Ordinariats- 
commissäre und den Professoren der Theologie vorzunehmen. 

§. 12. Sollte keine Hoffnung vorhanden sein, durch eine Ausschreibung 
der Lehrkansel befähigte Bewerber sn gewinnen, so wird der Bischof für 
den Vortrag des erledigten Lehrfaches Vorsorge treffen. Wenn der sup- 
plirende Lehrer Ein Jahr hindurch den in ihn gesetsten Erwartungen ent¬ 
sprochen hat, so kann der Bischof denselben su einer schriftlichen und 
mündlichen Prüfung sulassen, bei deren Beurtheilung nach $9. 10, 11 vor- 
sugehen ist. 

$. 13. Nach vorgenommener Beurtheilung der Prüfungsleistungen wählt 
der Bischof aus den Bewerbern Jenen, welcher am meisten Bürgschaften für 
eine heilbringende Wirksamkeit darbietet, und versichert sich mittelst einer 
an den Statthalter gerichteten Anfrage, dass demselben kein politisches Be¬ 
denken im Wege stehe; worauf er ihm das Lehramt verleiht. Dasselbe ist 
su beobachten, wenn der Bischof einen Mann, welcher durch seine Leistungen 
als Schriftsteller oder Lehrer sich ausseichnet, ohne vorausgegangene Con- 
cursprüfung als Professor bezeichnet. 

§. 14. Wo die theologische Lehranstalt für swei oder mehrere Diücesen 
gemeinsam ist, wird swischen den betreffenden Bischöfen eine Uebereinkunft 
su Besetzung der theologischen Lehrämter zu schliessen sein. 

Se. k. k. apostol. Majestät haben diese Bestimmungen als den, im Con¬ 
cordate aufgestellten Grundsätzen vollkommen entsprechend zu genehmigen 
geruht, und erwarten, dass dieselben bei der Wichtigkeit, welche die Heran¬ 
bildung der durch Seelsorge und Unterricht wirkenden Geistlichkeit auch für 
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den Staat hat, ohne Vorwissen der kaiserlichen Regierung nicht abgeändert 
werden. Allerhöchstdieselben setsen voraas, dass die Bischöfe bei Oberleitung 
und Beaufsichtigung der theologischen Lehranstalten jener Ordensgeistliehen, 
welche einem Generalobern, der bei dem heil. Stuhle seinen Wohnsits hat, 
nicht unterstehen, an den vorgelegten sweckmässigen Anordnungen in allen 
wesentlichen Punkten festhalten werden. .In Betreff der Männer, welche an 
solchen Anstalten das Lehramt übernehmen sollen, werden die Bischöfe sich 
in derselben Weise, wie bei den Professoren ihrer Diöcesan-Lehranstalten 
die Ueberseugung verschaffen, dass denselben kein politisches Bedenken tan 
Wege stehe. 

Zugleich haben Se. k. k. apostol. Majestät ansuordnen geruht, dass die 
Ministerialverordnung vom 30. Juüi 1850 (Nr. 310 des R. G. BI.), nachdem 
dieselbe die selbsständige kirchliche Leitung der betreffenden Lehranstalten 
nicht beirrt, anf den gansen Umfang des Reiches ausgedehnt werde; dem¬ 
nach haben die Bischöfe von den ihrer Leitung unterstehenden theologischen 
Oiöccsan- und Kloster - Lehranstalten su Anfang jedes Studienjahres, und 
»war längstens bis Ende des ersten Monates nach Beginn der Vorlesungen 
eine Personalstandes-Tabelle des Lehrkörpers, dann in einer gesonderten 
Eingabe ein Verseichniss der Lehrgegenstände mit Angabe der Stundensahl, 
wie auch ein nach Jahrgängen geordnetes Verseichniss der Schüler mit An¬ 
gabe ihres Alters, nnd bei denen des ersten Jahrganges mit dem Nachweise 
ihrer Vorstudien, dem jMinisteriutn im Wege der politischen Lsndeestellc 
einsusenden. 

An den theologischen Faoaltäten ist bei Anstellung der von Sr. Majestät 
su ernennenden Professoren in nachstehender Weise vorsu geben: 

Wird an einer theologischen Facultät die Stelle eines Professors er¬ 
lediget, dessen Lehrtätigkeit notwendig ist, damit die Zöglinge des bischöf¬ 
lichen Seminars in Gemässbeit des Sr. Majestät vorgelegten Lehrplanes 
unterrichtet werden, und wünscht der Bischof für dieselbe einen Mann, 
welcher seine Befähigung bereits durch Leistungen im Lehrfaohe, oder als 
Schriftsteller hinreichend bewährt hat, so bleibt es demselben unbenommen, 
sich nach Anhörung des theologischen Lehrkörpers mit dem Untemobtfr- 
ministerium ins Einvernehmen su setsen. Wünscht der Bischof keine Be¬ 
rufung, oder sollte über dieselbe ein Einvernehmen nicht hergesteile werden 
körnen, so ist durch da» Unterrichtsministerium mittelst der öffentlichen 
Blätter eine Bewerbung aassuschreiben. Die sur schriftlichen Prüfung er¬ 
forderlichen Fragen bestimmt der Bischof und übergibt dieselben dem ge¬ 
nannten Ministerium, welchem es Vorbehalten ist, einem Bewerber su ge¬ 
statten, der Concursprüfung sich an einer, in der Ausschreibung nicht be- 
seichneten theologischen Lehranstalt su unterziehen. Der Probevortrag wird 
im Beisein eines bischöflichen Commissärs gehalten. 

Die Beurtheilung des wissenschaftlichen Werthes der ‘Prüfungsarbeiten 
wird das Ministern»» m dar bisher üblichen Weise veranlasse», and sodann 
unter Mitteilung saamtlkber Gesuche, dev Prüfungsarbeiten and der Be- 
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urtheilung des Probe Vortrages sieh mit dem betreffenden Bischöfe in’s Ein-' 
vernehmen setzen, damit die Wünsche desselben im Sinne des sechsten 
Concordats-Artikels berücksichtigt werden können. In letzterer Beziehung 
müsste eine Ausnahme eintreten, wenn einem Manne, welchen der Bischof 
zu Verwaltung des erledigten Lehramtes für vorzugsweise tauglich hielte, ein 
politisches Bedenken im Wege stünde. 

Wird an einer theologischen Facultät die Stelle eines Professors er¬ 
lediget, dessen Lehrtätigkeit nicht notbwendig ist, damit die Zöglinge des 
bischöflichen Seminars in Gemässheit des Sr. Majestät vorgelegten Lehrplans 
unterrichtet werden, so steht es dem Bischöfe der Diöcese frei, auf die Be¬ 
rufung eines befähigten Mannes anzutragen, sowie auch das Ministerium dem 
Bischöfe einen solchen bezeichnen kann. Wird es als notwendig anerkannt, 
eine Bewerbung auszuschreiben, so sind die obigen Bestimmungen zu beob¬ 
achten. Die Ernennung wird stets Einem aus Jenen zu Theil werden, welchen 
der Bischof die Sendung und Vollmacht des Lehramtes zu erteilen bereit ist. 

Alle theologischen Facultäts-Professoren sollen übrigens in der Regel 
Doctoren der Theologie sein und tre Anstellung ist, wie bisher, durch drei 
Jahre als eine provisorische zu betraohten, wenn sie nicht gleich bei der 
Ernennung für definitiv erklärt wird. 

Dem Bischöfe der Diöcese, in welcher sich die Lehranstalt befindet, 
steht es zu, von sämmtlichen Professoren und Lehrern der Theologie die 
Gewährleistung kirchlicher Gesinnung zu fordern, ihren Wandel, ihre Lehre 
und 'gesamtste Amtstätigkeit fortwährend zu überwachen, und, wenn sie in 
einer dieser Beziehungen sich ihres Berufes unwürdig erweisen sollten, die 
Ermächtigung zum Vortrage der Theologie zurückzunehmen. 

Im Uebrigen haben, in wie weit durch die gegenwärtige Verordnung 
nicht anders verfügt wird, für die Wirksamkeit der theologischen Facultäts- 
professoren die Bestimmungen der Cultusministerial - Erlässe vom 30. Juni 
1850 (Nr. 319 des R. G. Bl.) und vom 16. Sept. 1851 (Nr. 216 des 
R. G. Bl.) zu gelten, durch welchen letzteren die Anwendung der allge¬ 
meinen Anordnungen vom 1. Oct. 1850 Uber die Facultätsstudien auf die 
Studirenden der Theologie ihre nähere Bestimmung erhält und dem Vorhaben 
der Bischöfe Genüge geschieht, sich über die Fortschritte der Schüler in 
sämmtlichen Lehrfächern duush genau zu überwachende Prüfungen Gewissheit 
zu verschaffen, und über den Erfolg der ganz- oder halbjährigen Prüfungen 
in bisheriger Weise Zeugnisse ausstellen zu lassen. 

Graf Thun, m. p. 


Verordnung über einige bei Eheselilleasungen zu befol¬ 
genden Punkte. 

(Brixner Diöcesanblatt IV. Stück.) 

Ehrwürdige Brüder! Einer der vorzüglichsten Gegenstände, auf den 
Euere seelsorglichen Bemühungen unablässig gerichtet sein müssen, ist das 
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christliche Familienleben. Alles, was dasselbe *a sichern and su heben 
geeignet ist, hat einen unberechenbaren Werth, und alles, was dasselbe be¬ 
droht und zerstört, ist von unberechenbar schlimmen Folgen. Denn die 
theuereten Güter der Menschheit, Gottesfurcht, keusche Sitte und Friedfertig¬ 
keit, sowie zeitliches Glück und. Wohlstand gedeihen nur im Schosse der 
christlichen Familie. Die Ehe ist auch in dieser Beziehung „ein grosses 
Geheimnisse Geheiliget durch die Weihe des Sacramentes ist sie einer der 
vorzüglichsten Canäle, durch welche Jesus Christus den Strom seiner Gnaden 
dem von ihm erlösten menschlichen Geschlechts zukommen lässt. Es liegt 
daher alles daran, dass die Ehe auf würdige Weise eingegangen wird. 
Denn wenn die Brautleute „so die Ehe eingehen,“ dass sie dabei Gott von 
sich und ihrem Sinne ausschliessen“ (Tob. VI. 17.); so kann auf einer 
solchen Verbindung unmöglich der Segen Gottes ruhen; sie wird leider nur 
zu oft aus einer Quelle des Segens eine ergiebige Quelle des Fluches wer¬ 
den. Die würdige Eingehung der Ehe ist aber in der Regel wesentlich be¬ 
dingt durch die Art und Weise, wie der Seelsorger auf dieselbe einwirkt. 
Denn die Brautleute lassen sich bei diesem Geschäfte nur allzuoft blos von 
Fleisch und Blut leiten; erst durch die Ermahnungen des Seelsorgers gehen 
ihnen die Augen auf, und sie lernen die Wichtigkeit, Heiligkeit und Ver¬ 
antwortlichkeit des Ehestandes einsehen. Wie zu diesem Ende das seel¬ 
sorgliche Einwirken beschaffen sein soll, darüber gibt unser Manuale sacru» 
die vortrefflichsten Winke, und ich ermahne, ja ich bitte Euch, ehrwürdige 
Brüder, dieselben oftmals von Neuem zu durchlesen und zu durchdenken? 
um in den Sinn und Geist derselben immer vollkommener einzudringen. 
Wir haben an diesem Manuale einen thesaurus absconditus in agro, um 
dessen willen wir umfangreiche Bände der Mode-Literatur getrost hingeben 
können. So einlässlich in diesem Manuale all dasjenige, was der Seelsorger 
bei Ehesckliessungen zu beobachten hat, behandelt wird, gibt es doch einige 
Punkte, auf die ich Euch, ehrwürdige Brüder, besonders aufmerksam machen 
muss. Es sind dieselben, welche ieh bei Gelegenheit der vorjährigen Visi¬ 
tationen mit Euch oftmals besprochen, und worüber ich auch Euere Erfah¬ 
rungen zu Rathe gezogen habe. Sie bestehen in Folgendem: 

1. Da das Braut-Examen von so grosser Wichtigkeit ist, so soll es 
nie zn einer Zeit aufgenommen werden, in welcher der Seelsorger hiezu 
nicht gehörig beweilt <&t. Aus diesem Grunde eignen sich daher die Sams¬ 
tage und Festvorabende in der Regel nicht zu diesem Geschäfte, weil es 
aus Mangel an Zeit nur übereilt behandelt werden kann. Sollte daher 
irgendwo diese Sitte noch bestehen, so ist sie als ein nicht zu rechtferti¬ 
gender Missbrauch zu beseitigen. Denn so billig es auch ist, dass der 
Seelsorger auf die Bequemlichkeit der Brautleute, besonders wenn sie der 
Classe der Dienstboten, Handwerker u. s. w. angehören, alle mögliche Rück¬ 
sicht nimmt, so soll doch darunter die gute Sache nie leid«), und dem 
Braut-Examen nie durch Uebereflang irgend ein Abbruch geschehen. 

2. Wird dem Seelsorger irgend rin Eheantrag gemeldet, so hat er sich 
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den Grundsatz zu vergegenwärtigen: Ad matrlmonii celebrationem contrac- 
turi tune tantum admitti debent, quando conjunctioni eorum nullum, quantam 
sciri potest, obstet impedimentum et cuneta praestiterint , quae Eccletiae 
lege» ad matrinumia invalida aut ilUcita excludendum praescribunt. Instr. 
pro jad. eccl. §. 70. Was den so genannten politischen Consens betrifft, 
hat bekanntlich in dieser Diöcese das Hofdecret vom 12. Mai 1820 Ge¬ 
setzeskraft. Vermöge dieses Gesetzes ist es den Seelsorgern verboten, 
„unansässige Personen aus der Classe der Dienstboten, Gesellen und Tag¬ 
werker oder sogenannte Inwohner ohne ein beizubringendes Zeugniss ihrer 
Obrigkeit, dass gegen ihre Verehelichung kein politisches Hinderniss ob¬ 
walte,“ zur Trauung zuzulassen. Da es mitunter Fälle-geben kann, die 
zweifelhafter Natur sind, und da es für den Seelsorger immer von Wichtig¬ 
keit ist, zu wissen, wie die öffentliche Meinung in der Gemeinde übereinen 
Eheantrag urtheile: so will ich gestatten, dass sich die Seelsorger besonders 
dort, wo diese Gepflogenheit schon bisher herrschte, bei allen Eheanträgen 
mit der Gemeinde-Vorstehung in’s Einvernehmen setzen. Es hat dies jedoch 
in Form einer schriftlichen Anfrage, ob die Gemeinde gegen die beantragte 
Verehelichung von ihrem Standpunkte aus irgend etwas einzuwenden habe, 
zu geschehen. Der eigentliche politische Eheconsens von Seite der Gemeinde 
und des politischen Bezirksamtes soll streng auf die im obigen Hofdecrete 
enthaltenen Fälle beschränkt werden. Fühlen sich die Ehewerber wegen 
des verweigerten Consenses beschwert, so hat sich in der Regel der Seel¬ 
sorger nicht in die Sache zu mischen, sondern sie ist auf dem Wege des 
politischen Recurses zu erledigen. 

3. Die Seelsorger haben darüber zu wachen, dass die Brautleute wäh¬ 
rend ihres Brautstandes nicht unter einem Daehe wohnen. Die Vorschrift 
des Consiliums von Trient gilt hierüber als Norm. Sie lautet: Praeterea s. 
Synodus hortatur, ut conjuges ante benedictionem sacerdotalem in templo 
suseipiendam in eadem domo non cohabitent. Sess. XXIV. cap. 1. de ref. 
matr. Diese Vorschrift gilt etwa keineswegs blos für die Nachtzeit, son¬ 
dern ebenso gut auch während des Tages. Der heil. Carl von Borr. be¬ 
stimmte hierüber in der sechsten Provincialsynode folgendes: Itaque Episcopi 
cura sit, poenis et censuris, quas arbitratu suo constituerit, sancire, ne 
sponsi, priusquam matrimonium in Ecclesia per verba de praesenti ex ritn 
celebraverint, non modo non simul habitent, sed ne idto quidem modo mutaa 
oonsnetudine commerciove utantur. Act. Eccl. Mediol. Tom. I. pag. 257. 
Daraus ist die Ausdehnung und Wichtigkeit dieser kirchlichen Vorschrift von 
selbst ersichtlich. 

4. Zu meinem grossen Leidwesen nehmen in dieser Diöcese die Bhe- 
anträge in jenen Graden der Bluts-Verwandtsehaft und Schwägerschaft, in 
denen nur der apostolische Stuhl dispensiren kan,, bedeutend überhand. 
Das Ueherhandnehmen solcher Ehen hat unstreitig viele moralisch «achthei¬ 
lige Folgen. Sie sind selbst mit physischen Nachtbeilen verhandelt. Die 
Irrenhäuser geben Zeugniss, dass der Blöd- und Irrsin unter den. Kindern 
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solcher Mntweraindtw Eltern nicht selten einheimtech ist. Ich erneuere 
AiWr die Verordnungen meiner Vorgänger, und ermahne die Hochw. Seel¬ 
sorger, dass sie solche Eheanträge nach Kräften ferne su halten suchen, 
kt ihnen jedoch dies nicht möglich, so verordne ich hiemit, dass dem Ge¬ 
suche des betreffenden Decanalamtes um die Erlaubnis, das Examen juratum 
Aufn ahmen su dürfen, jedesmal ein motivirtes Gutachten des Ortsseelsorgers 
beigelegt werden soll. In demselben ist namentlich auf den moralischen 
Eindruck, den die beantragte Verehelichung in der Gemeinde hervorgerufen 
hat, Rücksicht su nehmen. — 

5. Bei jenen Anträgen, su deren Verwirklichung eine Dispens noth- 
wendig ist, die auf Grund der Quinquennal-Vollmachten ich ertheilen kann, 
ist sich an den Grundsatz su halten, dass auch su solchen Dispensen ein 
eanonischer Grund vorhanden sein muss. Die Prüfung desselben steht mei¬ 
nem Censistorium su, und darum dürfen solche Eheanträge nicht früher auf- 
geboten werden, als bis die Dispensation wirklich erlangt ist. Die Er¬ 
neuerung dieses Verbotes, welches swar erst unterm 23. Decbr. 1856 von 
Seite des Capitular-Vicariates erlassen worden ist, erscheint mir darum als 
nothwendig, weil sich über den Sinn desselben eine verschiedene Auffassung 
ergeben haben soll. 

6. Endlioh ermahne ich Euch, ehrwürdige Brüder, die Belehrung der 
Neuvermählten (instructio neoconjugatorum) d. h. den Unterricht über die 
Rechte und Pflichten der Ehegatten stets in jener Weise vorsunehmen, wie 
ihn das Manuale sacrum (pag. 192 sq. Ausg. vom Jahre 1838, oder pag. 
188 sq. in der Ausg. vom Jahre 1855) vorseichnet. Es ist mein aus¬ 
drücklicher Wille, dass dieser Unterricht nicht sogleich mit dem, Braut¬ 
examen, sondern einige Tage nach der Copulation su einer gelegenen Zeit 
ertheilt .werde. Ob bei diesem Unterrichte beide Theile miteinander er¬ 
scheinen oder nicht, darüber müssen die Wünsche und Verhältnisse derselben 
berücksichtiget werden. In der Regel sollen sie sogleich diesem Unter¬ 
richte beiwohnen. 

Möge es Euch, ehrwürdige Brüder, gelingen, den Neuvermählten das 
schöne Bild einer christlichen Familie und einer geordneten Haushaltung 
so lebhaft und ansiehend vorsuhalten, dass es sich ihren Hersen unvertilg- 
bar eindrückt l Gott gebe seinen Segen dasu! 

Brixen, den 23. Märs 1858. 

VINCENZ, Fürstbischof. 

Da dieser vortreffliche Unterrieht des seligen M. Feichter ausserhalb 
der Diöcese Brixen wahrscheinlich nicht bekannt ist, fügen wir ihn hier bei: 

Commeudanda neo-conjugibus. 

Conjugibus hebdomada post nuptias (uti eis dictum est in examiae 
matrimoniali) coram Parocho se sistentibus, suggeruntur 1. Media necessnria 
et apta ad conservandam gratiam Sacramenti matrimonii: uti sunt — oratio — 
Sacramentorum non rara susceptio, — non inaniter vagari per domos, — 
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occludere anres susurrationibus, — justa semper occupatio , — ofcferita* ad 
invicem, et fiduoia, cavens tarnen vel suspicionem eiere amoris alieni intra 
cor admi8si, — prudens dispensatio opernm, secundum ductum ipstas naturae» 
ita ut uxor non praesamat disponere de negotiis viro convenientibus, nee 
vir moleste ingrediatur labores uxori committendos, — oeconoraia sapienter 
instituta, absque tarnen laesione charitatie pauperibus hnpendendae, — re- 
verens subjectio uxoris erga maritum: mariti in uxorem piam regimen: — 
denique — patientia. 

2. Per matrimonium mutuo sibi dederunt jus in corpus ad actos gehera- 
tioni aptos: ne ergo in debito conjugali praestando molestiam exbibeant 
compnrti petenti. 

3. Circa nsnm matrimonii notent sibi regulas seqaentes: a) Actus con- 
jugalis nunquam perficiendus est contra institutionem Creatoris, et finem 
suum; ie. quantum ex se, sit aptus ad generationem. b) Actos impetfeeti, 
si ad debitum conjugale explendum necessario aut modeste adhibentur, vel 
contestandum prudentem inter conjuges amorem fiunt, culpa vacant; si 
autem ex solo motu concupiscentiae, absque altiori fine peraguntur, quantum 
ad conjugem, qui talia sponte agit (non simpliciter permittit fieri a com— 
parte) non carent omni labe, c) Si autem actus isti imperfecti a verecundia 
sic deficerent, ut causarent sensationem et effectum, qualis per ipsum actum 
conjugalem producitur, graviter peecaminosi dfei deberent. Caeterum quis- 
que secum solo omnem honestatem observet; et dum tanquam conjuges in- 
▼icem conversantur, nihil loquantur, aut admittant, quod aut oculos alicu- 
jus auresve forte auscultantis offendat, aut contra institutqfem honorabilis 
connubii, Deum ubique praesentem, per immoderantiam delinquat 

4. Si is, qui format hominis nativitatem, spem posteritatis ipsis facit: 
caveant sibi, plus quam alias, ab immoderatione in usu matrimonii, quia 
talis exeessus proli conceptae nocere posset; id quod ex sententia Medico- 
rum praecipue primis post conceptionem mensibus, quibus foetus nondum 
plene est efformatus, fieri solet. Uxor praeterea attendat, ne nimio labore, 
sudore et defatigatione, aut concitato cursu vel saltu, aut portando onus 
justo gravius, aut vehementiore affectu irae, tris^itiae, vel pruritüs ad rem 
quampiam, noceat proli. 

5. Si (quae est humanae naturee miseria) contingeret abortum fieri, 
ob debilitatem corporis, ex lapsu, vel alio inopinato casu: euram foetus ne 
negligant, sed eumdem, licet vita carere videatur, statim baptizent, saltem 
sub conditione. Si vivis, ego te baptizo etc. Postea mundent os infantis 
et linguam a crasso mucore, qui illi adhaeret: sufflent in os infantis, et sic 
motum cordis animare nitantur: lavent prolem vino tepente, aqua mixto, et 
leniter fricent. Scilicet spes vitae tune tantum abest ex integro, si foetus 
jam incoepit abire in putredinem. 

6. Baptismus vero qualiter conferendus sit, qua materia, forma, inten- 
tione, quando, item quando absolute, et quando sub conditione, sedulo sibi 
notent. 



765 


7. Uxor prolem obtentam modeste lactet, cavens ne aliis, praesertim 
aherius sexus, tentationum et fortasse lapsuum inde seqaentiom ansam prae- 
beat; decentiam veetitus semper sollicite observet: a paellari vanitate lange absit. 

8. Infantem saltem intra primum annum nolint afisumere in lectum 
suum, ne (quod accidit) mali quid eidem inferatur. 

9. Crescente aetate proliam nolint expectare, donec certa signa discre- 
tionisedant; sed mature eas assuescant modestiae, removeant e cubiculo, in 
qpo parentes dormiunt: nec proles, maxime diversi sexus proles, in latebris 
diu una ludere sinant, quin illis intendant; timore Domini, christianis mori- 
bus et praeceptis eas imbuant. s 

10. Atque ut hoc efficacius fiat, curent, ut tenella aetas et in parenti- 
bus, et in domesticis non nisi verae probitatis exempla cernat. 

11. Quotannis Dominicam proximam diei, quo per Sacramentum matri- 
monii invicem juncti fuerunt, ferventioribus pietatis actibus celebrent, con- 
sensum matrimonialem coram Deo renovent, seque ipsos et compartem et 
proles et totam domum protectioni divinae efficacioribus precibus commendcnt. 

Denique maritus solus (abscedente interim uxore) hortandus est, ut, 
ad exemplum antiquorum Cbristianorum, orationis ac praesertim jejuniorum 
et solemnitatum tempore continentiam cum conjuge servet: instrui quoque 
potest monitis peculiaribus, siquibus opus est; haec enim audiri etiam a 
foeminis, quarum indoles aliquantum imprudens esse solet, minus convenit. 
Certe virum Deo et virtuti lucratum fuisse multo optabilius et solidius 
bonum est, quam inconstantiam foeminae ad temporaneum pietatis ardorcm 
incitasse. 


■Me emfeMlendle Elnderentehoni im Hannover. 

(Aiisschrelben dest- Justlz-Mlnlsterlnms.) 

n Der Umstand, dass die Bestimmungen der k. Verordnung vom 31. Juli 
1826 Uber die religiöse Erziehung der Kinder, deren Eltern verschiedener 
Confession sind, sowie auch der Findlinge mehrfach nicht genügend zur 
Anwendung gebracht sind, veranlasst uns, den obervormundschaftlichen Be¬ 
hörden Folgendes zu eröffnen: 

13 Es ist eine der wichtigsten Pflichten der Vormünder, dafür Sorge 
zu tragen, dass die religiöse Erziehung vaterloser, minderjähriger Kinder, 
seien sie aus gemischten Ehen entsprungen, oder unehelicher Geburt, in 
Gemässheit der Vorschriften der vorerwähnten Verordnung erfolge. Den 
obervormundschaftlichen Behörden aber liegt es ob, nicht nur mit Sorgfalt 
darüber za wachen, dass die Vormünder diese Pflicht nicht verabsäumen, 
sondern es hoben dieselben von vorn herein bei Bestellung der Vormünder 
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darauf das Augenmerk au richten, dass auch in dieser Bestehung geeignete 
Personen ausgewählt werden. Es wird sich dabei meistens empfehlen, daast 
falls nicht entgegenstehende Rücksichten Oberwiegen, wenigstens ein Vor- 
mund von derjenigen Confession berufen werde, in welcher die Pupillen au 
ersiehen sind. 

2) Oie obervormundschaftliche Behörde hat sich nicht darauf au be¬ 
schränken, den ihr aur Kcnntniss kommenden PfliehtWidrigkeiten der Vor¬ 
münder beSüglich der religiösen Erziehung der Pupillen entgegenzutreten, 
sondern sie hat diese Erziehung von Amtswegen zu überwachen, und sich 
hierüber von den Vormündern etwa bei Gelegenheit der Rechnungsablage 
oder in sonstigen Perioden regelmässigen Bericht erstatten zu lassen. 
Namentlich hat sie darauf zu halten, dass die Kinder eine Schule besuchen, 
welche derjenigen religiösen Erziehung entspricht, die den Pupillen zu Theil 
werden muss. Die Auswahl einer anderen Schule, als derjenigen Confession, 
welcher das Kind angehört, wird nur aus dringenden Gründen — und 
selbstredend mit Ausschluss des Religionsunterrichtes — zu genehmigen 
sein. — Liegen derartige Gründe nicht vor, so hat die obervormundschaft¬ 
liche Behörde den Besuch einer Schule fremder Confession nicht zu gestatten. 
Zu dem Ende ist erforderlichen Falls durch den Vormund, oder direct von 
dem betreffenden Geistlichen und Lehrer zu verlangen, dass das Kind von 
dieser Schule zurückgewiesen werde, ja selbst, wenn dem nicht entsprochen 
würde, bei dem Vorgesetzten Consistorium, eventuell bei dem k. Ministerium 
der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten Beschwerde Zu führen. 

3) An denjenigen Orten, wo nach localem Rechte, etwa in Folge ehe¬ 
licher Gütergemeinschaft oder weil der überlebenden Mutter ein ausschliess¬ 
liches Recht auf die Vertretung der Kinder in ihren persönlichen und ver¬ 
mögensrechtlichen Beziehungen zusteht, eine Vormundschaft nicht angeordnet 
wird, hat die obervormundschaftliche Behörde besonders darüber zu wachen, 
dass die religiöse Erziehung der betreffenden Kinder naeh Massgabe der 
Verordnung vom 31. Juli 1826 erfolge. Falls in dieser Beziehung das 
Interesse der Mutter mit dem des Kindes collidirt, wird ein Special-Curator 
zu bestellen sein. 

4) In welcher Confession ein Kind nach Massgabe der Bestimmung 
jener Verordnung vom 31. Juli 1826 zu erziehen sei, insbesondere ob einer 
der Ausnahmsfalle der §. 5 von der im §. 4 ausgesprochenen Präsumtion, 
dass der Vater die ehelichen Kinder in seiner eigenen Religion habe erziehen 
lassen wollen, vorliege, hat die obervormundschaftliche Behörde zu prüfen 
und festznstellen, wobei es ihr aber nicht gestattet ist, gegen die Bestim¬ 
mungen der Verordnung eine von deren Vorschriften abweichende religiöse 
Erziehung des Kindes eintreten zu lassen, indem es hierzu einer ausdrück¬ 
lichen b. Dispensation bedürfen würde. 


Hannover, 17. August 1857.“ 
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Die Verordnung vom 31. Juli 1876 wurde ohne Gegenzeichnung 
eines Ministers und ohne vorgängige Communication mit den Standen erlassen. 
Nach derselben steht dem Ehemann allein das Recht zu, aber die religiöse 
Erziehung der Kinder zu bestimmen. Jeder Vertrag, wodurch dar Ehemann 
und der Vater auf dieses Recht, gleichviel vor oder nach eingegangener Ehe, 
im Geringsten verzichten würde, ist für unverbindlich erklärt. Nach des 
Vaters Tode muss die religiöse- Erziehung der Kinder so eingeleitet oder 
fortgesetzt und verwendet werden, wie es dem vom Vater gehegten Willen 
gemäss ist. In dieser Hinsicht wird gesetzlich vermuthet, dass der Vater 
seine sämmtlichen Kinder in seiner Religion habe erziehen lassen wollen. Ein 
Glaubenswechsel des Vaters in letzter Krankheit kommt hiebei nicht in Be¬ 
tracht. Von dieser gesetzlichen Vermuthung darf abgewichen werden 1) wenn 
der Vater dem einzigen oder den mehreren bereits schulfähigen Kindern bis 
ad seinen Tod den Hauptunterriebt in der Religion mit Inbegriff der unter¬ 
scheidenden Glaubenslehren immer nur durch Geistliche der andern Kirche 
hat ertheilen lassen, nicht etwa abwechselnd auch durch Geistliche seiner 
eigenen Kirehe. Bios der Umstand, dass das Kind von einem Geistlichen 
der andern Kirche getauft oder einem dieser ungehörigen Schullehrer behufs 
des allgemeinen Elementarunterrichts zugesandt worden Ist, genügt noch 
nicht, die Ausnahme zu begründen. Und 2) für die Fälle, wo jener Haupt¬ 
unterricht in der Religion noch bei keinem der Kinder begonnen hat, mit¬ 
hin die unter 1. bemerkte Thstsache nicht entscheidet; wenn der Vater bei 
seinem zuständigen persönlichen Gerichte zu Protocoll erklärt hat, dass er 
seine Kinder in der Religion ihrer Mutter erzogen wissen wolle , auch diese 
Erklärung von ihm nachmals weder ausdrücklich noch durch die That wider¬ 
rufen worden ist. Doch darf diese Erklärung, wenn sie wirksam sein soll, 
nicht während der letzten Krankheit erfolgen. 

In Beziehung auf legitimirte Kinder und solche uneheliche Kinder, welche 
der Vater anerkannt und in seinem Hause oder doch ohne Zuthun der Mutter 
anf alleinige Kosten erziehen lässt, gelten dieselben Grundsätze. Andere 
uneheliche Kinder folgen der Religion der Mutter. Ueber die religiöse Er- 
ziehnng der Findlinge, oder sonstiger von ihren Eltern verlassenen Kinder 
hat Derjenige zu bestimmen, dem die Verpflegung oder Erziehung derselben 
entweder nach den Gesetzen obliegt — in zweifelhaften Fällen die Ortsobrigkeit 
— oder welcher solche gleich Anfangs freiwillig übernimmt. Bei namhafter 
nach den Umständen zu ermässigenden Strafe darf kein Geistlicher ein Kind, 
welches sein vierzehntes Jahr noch nicht vollendet hat, zur Annahme oder 
zum öffentlichen Bekenntnisse »einer anderen Religion zulassen, als worin 
dasselbe den vorstehenden gesetzlichen Bestimmungen gemäss bis dahin zu 
erziehen gewesen ist. Darüber, welche Behörde eintretenden Falles diese 
Strafe erkennen hätte, Hesse sich streiten. Die Praxis und der Erlass 
des Justizministeriums vom 17. Aug. c. scheinen die k. Consistorien und 
, eventuell dy‘k. Ministerium der geistlichen and Unterrichtsangelegenheiten 



als Discipjinarbehürden zu bezeichnen. Ob dies rfcktig, und' insbesondere 
in wiefern die neben den bischöflichen Generalvicariaten bestehenden k. katho¬ 
lischen Consistorien hier'eine Cömpetenz besitzen, lassen wir für jetzt un- 
erörtert. Ebenso enthalten wir uns jeder Bemerkung über den Inhalt der 
Verordnung vom ‘31*. Oct. 1826 und den Ministerfalrescriptfc vom 17. Aug. 
d. J. Es genUgt uns, darauf Ringewiesen zu haben. 


Ende des 11. Bandes. 

* 


Druckfehler-Berichtigung. 

Im IX. u. X. Hefte S« 647, Z. 22 v. oben soll es statt: „Es ist offenbar, dass die 
Schjpierigkeit nicht in dem einen Erfordernisse, das ist ' in der Erhebung der Absicht 
von Seite“ etc. heissen: Es ist offenbar , dass die Schwierigkeit nicht in dem einen 
Erfordernisse , d. i. in der Thatsache des begonnenen Einwohnens , sondern in der 
Erhebung der Absicht von Seite etc. 

Dessglelchen S. 548, Z. 7 v. unten, statt: „so kommt es auf das oben bezeichnet« 
Moment an“— so kommt es auf das oben bezeichnete Moment nicht an. 

Und S'. 554, Z. 13 v. unten, statt: „den uneigentlichen Wohnsitz zu vertauschen“ etc. 
— Wohnsitz mit dem eigentlichen zu vertauschen etc. 

























